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Alle  Rechte  vorbehalten. 


DEC  6     1911 


Druck  von  G.  Brögel  &  Sohn,  Ansbach. 


Vorwort. 


Als  gerade  vor  einem  Jahr  das  Manuskript  dieses  Bandes  in  die 
Druckerei  abging,  war  die  Genfer  Revisionskonferenz  noch  nicht  in  Sicht. 
Ich  hatte  deshalb  meinem  Plan  gemäss  (vgl.  S.  1)  aueh  einen  Abschnitt 
über  „die  Genfer  Konvention  und  ihre  Reform"  eingesetzt  (§§  74 — 82). 
Als  dann  aber  der  schweizerische  Bundesrat  durch  Rundschreiben  vom 
10.  März  1906  die  Mächte  auf  den  11.  Juni  nach  Genf  eingeladen  hatte, 
liess  ich  diesen  Abschnitt  ausheben  und  als  eigene  Schrift  erscheinen:  „Die 
Genfer  Konvention  und  ihre  Reform."  München.  J.  Schweitzer  Verlag 
(Arthur  Sellier)  1906.  Insoweit  daher  im  vorliegenden  Band  vor  S.  341 
auf  die  §§  74—82  verwiesen  ist,  kommt  jetzt  die  erwähnte  Schrift  in 
Betracht,  welche  an  Stelle  des  genannten  Abschnittes  getreten  ist;  und  zwar 
entsprechen  sich  folgende  Paragraphen  des  Abschnittes  und  der  Schrift: 
74=1;  75  =  2;  76  =  3;  77  =  4;  78  =  5;  79  =  6;  80  =  7;  81  =  8;  82  =  9. 

Anlässlich  einer  Besprechung  meines  ersten  Bandes  in  der  Wölfischen 
Zeitschrift  für  Socialwissenschaft,  Bd.  IX  1906  Heft  12,  konnte  Philipp 
Zorn  zu  meiner  Freude  sagen,  dass  jene  Schrift  den  deutschen  Delegierten 
„ein  wertvoller  und  zuverlässiger  Ratgeber  für  die  Verhandlungen  in 
Genf  war". 

Die  Genfer  Revisionskonferenz  hat  vom  11.  Juni  bis  6.  Juli  statt- 
gefunden, und  das  Verhandlungsergebnis  ist  eine  völlig  neue  Konvention 
vom  6.  Juli  1906. 

Ich  habe  mittlerweile  auch  das  neue  Recht  bearbeitet  in  einer  Ab- 
handlung, die  gerade  eben  in  J.  Kohlers  Zeitschrift  für  Völkerrecht  und 
Bundesstaatsrecht  1906  Bd.  I  Heft  6  und  als  Sonderabdruck  in  Buchform 
in  J.  U.  Kerns  Verlag  unter  dem  Titel :  „Die  neue  Genfer  Konvention"  erscheint. 

Die  lange  Zeit,  welche  die  Drucklegung  meines  II.  Bandes  erforderte, 
hatte  die  unangenehme  Folge,  dass  Werke,  welche  jetzt  schon  mehrere 
Monate  veröffentlicht  sind,  nicht  berücksichtigt  werden  konnten,  weil  die 
betreffenden  Partien  bereits  gedruckt  waren.  Das  gilt  vor  allem  von  dem 
vorzüglichen  Buch:  „Das  Kriegsrecht  zu  Lande  in  seiner  neuesten  Gestaltung" 
von  Regierungsassessor  Dr.  Albert  Zorn  1906.  Hier  ist  die  Materie 
behandelt,   welcher  meine  Ausführungen  auf  S.  7 — 340  gewidmet  sind. 


VI  Vorwort. 

In  der  Hauptsache  begegnen  sich  unsere  Ansichten;  und  wo  sie  auseinander- 
gehen, ist  vielleicht  der  Ausgangspunkt  gegeben  für  neue  wissenschaftliche 
Untersuchungen,  an  welchen  es  hoffentlich  auch  im  übrigen  nicht  fehlen  wird. 

Weiter  sind  insbesondere  folgende  Abhandlungen  zu  erwähnen :  „Les 
rgquisitions  militaires  du  temps  de  guerreu  par  Ch.  Pont  und  „Die 
Eisenbahnen  im  Kriege"  von  Karl  Nowacki  1906. 

Wie  J.  Kohl  er  in  seiner  Zeitschrift  für  Völkerrecht  und  Bundes- 
staatsrecht  1906  Bd.  I  Heft  1  S.  108  betont,  müssen  auch  im  Völkerrecht, 
ganz  wie  im  Privatrecht,  die  Rechtserfordernisse  auf  klare  Begriffe  zurück- 
geführt werden,  so  dass  aus  begrifflichen  Rechtssätzen  die  ganze  Masse 
der  Einzelheiten  entwickelt  werden  kann. 

Möge  aber  vor  allem  durch  neue  rechtsbildende  Abkommen  und 
im  Schmelzofen  positivrechtlicher  Geistesarbeit  der  naturrechtliche  Rest- 
bestand im  Völkerrecht  verschwinden,  das  Völkerrecht  vom  Bann  der 
Willkür  die  langersehnte  Erlösung  finden  und  so  die  Völkerrechtswissen- 
schaft den  übrigen  Rechtsdisziplinen  endlich  ebenbürtig  werden! 


Würzburg,  Weihnachten  1906. 


Christian  Meurer. 
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Einleitung. 


Das  Arbeitsprogramm  der  Haager  Friedenskonferenz  mit  seinen  acht 
Nummern1)  enthielt  in  Ziff.  8  die  friedensrechtliche  Aufgabe,  welche  der 
IH.  Kommission  überwiesen  wurde  und  aus  deren  Beratung  das  Abkommen 
zur  friedlichen  Erledigung  internationaler  Streitfälle  hervorging,  das  den 
Inhalt  des  ersten  Bandes  meines  Werkes  bildet. 

Die  übrigen  sieben  Ziffern  des  russischen  Rundschreibens  vom  1 1.  Januar 
1899  (30.  Dezember  1898)  beschäftigten  sich  mit  Fragen  des  Kri  egsrechts 
einschliesslich  des  Kriegsmittel-  und  Rüstungsstillstandes. 

Die  Verhandlungen  und  Beschlüsse  über  alle  diese  Fragen  bilden  den 
Inhalt  des  vorliegenden  (Schluss-) Bandes. 

Hier  lag  das  Arbeitsgebiet  der  I.  und  II.  Kommission. 

I.  Mein  erstes  Buch  ist  den  Arbeiten  der  IL  Kommission  gewidmet. 

Die  II.  Kommission  hatte  Ziff.  5 — 7  des  russischen  Rundschreibens 
zu  behandeln  und  bereitete  zwei  kriegsrechtliche  Abkommen  vor: 

1.  Das  Abkommen,  betreffend  die  Gesetze  und  Gebräuche  des  Land- 
kriegs. 

Dieses  Abkommen,  in  welchem  die  Fragen  des  Seekriegsrechts  völlig 

ausgeschlossen  blieben,  behandle  ich  in  der  ersten  Abteilung. 

2.  Das  Abkommen,  betreffend  die  Anwendung  der  Grundsätze  der 
Genfer  Konvention  vom  22.  August  1864  auf  den  Seekrieg. 

Da  das  landkriegsrechtliche  Abkommen  im  Art.  21  und  60  auf  die 
Genfer  Konvention  verweist  und  die  letztere  die  Unterlage  des  Haager  Rote- 
kreuzabkommens  bildet,  empfiehlt  es  sich,  auch  die  Genfer  Konvention  selbst 
zur  Darstellung  zu  bringen,  um  so  mehr  als  für  die  Reform  derselben, 
die  schon  seit  vielen  Jahren  die  Völkerrechtswissenschaft  beschäftigt,  in  dem 
Haager  Rotekreuzabkommen  vorläufig  einige  feste  Linien  gezogen  sind. 

Die  Genfer  Konvention  und  das  vorerwähnte  Haager  Rotekreuz- 
abkommen bilden  die  zweite  Abteilung  des  ersten  Buches. 

Die  II.  Kommission  arbeitete  unter  günstigeren  Vorbedingungen  als 
die  I.  und  III.  Kommission,  deren  Arbeitsgebiet  beim  Zusammentritt  der 
Konferenz  noch  durch  keinen  Entwurf  abgesteckt  war.  Die  Brüsseler  Land- 
kriegsdeklaration und  die  Genfer  Zusatzartikel  dienten  der  II.  Kommission 
als  Entwürfe,  die  allerdings  erst  noch  eine  harte  Feuerprobe  zu  bestehen 
hatten  und  zum  Teile  eine  völlige  Umbildung  erfuhren.2)    In  dem  Rotekreuz- 


»)  Vgl.  Bd.  I  10 f. 

*)  Das  Urteil  von  Fried  (Haager  Friedenskonferenz  S.  34) :  „Diese  Kommission  hat 
viel  gearbeitet,  aber  wenig  geleistet"  ist  hart  und  ungerecht  und  erklärt  sich  durch  die 
bekannte  Gleichgiltigkeit,  ja  Abneigung  der  Friedensfreunde  gegen  das  Kriegsrecht. 

M eurer,  Haager  Friedenskonferenz  II.  1 


Einleitung. 


abkommen  insbesondere  sind  die  Genfer  Zusatzartikel  nicht  mehr  wieder- 
zuerkennen. 

Die  Protokolle  und  Berichte  der  IL  Kommission  sind  bei  weitem 
nicht  so  eingehend  wie  diejenigen  der  III.  Kommission,  welche  für  die 
Bearbeitung  meines  1.  Bandes  so  erspriessliche  Dienste  geleistet  haben. 

II.  Mein  zweites  Buch  beschäftigt  sich  mit  den  Arbeiten  der  I.  Kom- 
mission, welche  die  Ziff.  1  — 4  des  Programms,  also  die  Beschränkung  der 
Kriegsmittel  und  Kriegsrüstungen  zu  beraten  hatte. 

Diese  Kommission  kam  zu  drei  Erklärungen,  welche  bestimmt  sind, 
den  Geist  der  Petersburger  Konvention  von  1868  zu  verwirklichen  und 
fortzubilden. 

Darüber  handle  ich  in  der  ersten  Abteilung,  während  die  zweite 
Abteilung  der  Frage  des  Kriegsmittel-  und  Rüstungsstillstandes  gewidmet 
ist,  die  allerdings  nur  mit  einer  Resolution  und  zwei  Wünschen 
endigte. 


Erstes  Buch. 


Die  kriegsrechtlichen  Abkommen 


und 


die  Arbeiten  der  IL  Kommission. 


i* 


§  1. 

Das  Arbeitsprogramm  der  II.  Kommission. 

Die  zweite  Kommission1)  unter  dem  Vorsitz  des  russischen  Bevoll- 
mächtigten v.  Martens  hielt  ihre  erste  Sitzung  am  23.  Mai  1899  ab.2) 
Sie  hatte,  wie  gesagt,  Art.  5 — 7  des  Rundschreibens  zu  prüfen  und  bildete 
zwei  Unterkommissionen. 

i. 

Der  ersten  oder  Marine- Unterkommission  fiel  ;die  Prüfung  der 
Art.  5  u.  6  zu.  Es  handelte  sich  hier  um  die  Ausdehnung  der  Genfer 
Konvention  von  1864  auf  den  Seekrieg  oder  wie  der  Kommissionspräsident 
sagte,  um  die  Prüfung  der  „questions  relatives  ä  la  Croix  Rouge4'.8)  Auf 
den  Vorschlag  von  Martens  wurde  hier  der  holländische;. Bevollmächtigte 
Asser  zum  Vorsitzenden  gewählt.4) 

Der  zweiten  oder  militärischen  Unterkommission  wurde  als 
Arbeitspensum  der  Art.  7  oder  die  Revision  der  Brüsseler  Landkriegs- 
deklaration von  1874  zugewiesen.6)  Auf  den  Vorschlag  von  Descamps 
führte  hier  der  Kommissionspräsident  v.  Martens  selbst  den  Vorsitz.6) 

Nach  einem  Meinungsaustausch  der  Bevollmächtigten  v.  Martens, 
Asser  und  Renault7)  fand  folgender  Geschäftsordnuhgsvorschlag  des 
belgischen  Bevollmächtigten  Descamps  Annahme: 

Das  Sekretariat  erstattet 

1.  einen  möglichst  vollständigen  Sitzungsbericht,  der  nicht  gedruckt 
wird  und  der  Kommission  zur  Verfügung  steht, 

2.  einen  auszugsweisen  Bericht  mit  den    in    der  Sitzung    gestellten 
Anträgen,  welcher  gedruckt  und  an  alle  Mitglieder  verteilt  wird.8) 

Auf  diese  Weise  wollte  man  es  vermeiden,  dem  Komjraissionsprotokoll 
einen  urkundlichen  und  formellen  Charakter  zu  geben  und  .ermöglichte  eine 
freiere,  offenere  und  weniger  amtliche  Aussprache.9) 

Als  Aufgabe  des  Berichterstatters  wurde  erklärt,  nicht  etwa  einfach 
die  Ansicht  der  Majorität  zu  vertreten,  sondern  frei  von  persönlicher  Auf- 
fassung ein  allgemeines  Bild  von  den  Debatten  und  Beschlüssen  zu  ent- 


')  Ober  die  Zusammensetzung  der  II.  Kommission  vgl.  Bd.  I.  38. 
*)  111.  1  ff. 
8)  III.  1. 

4)  Gillot  (La  re vision  de   la  Convention  de  Geneve  p.  132)   lässt   den  englischen 
Admiral  Fisher  den  Vorsitz  führen. 
»)  Hl.  1,  3. 

III.  1. 

a.  a.  0. 
8)  a.  a.  0. 
•)  a.  a.  0. 


§  1.    Das  Arbeitsprogramm  der  IL  Kommission. 


werfen.  Deshalb  war  man  der  Ansicht,  dass  jener  auch  sofort  ernannt 
werden  könne.1) 

Für  die  Beratungen  wurde  an  die  Pflicht  der  Geheimhaltung  und  an 
den  vollständig  vertraulichen  Charakter  des  Protokolls  erinnert2) 

In  der  zweiten  Kommissionssitzung  am  25.  Mai8)  verständigte  man 
sich  über  die  Grundlage  der  Verhandlung. 

I.  Um  diese  zunächst  für  die  erste  Unterkommission  zu  gewinnen, 
stellte  der  Kommissionspräsident  v.  Martens  folgende  Fragen: 

1.  Ist  es  wünschenswert,    dass  das  Rote  Kreuz  im  Seekrieg  Schutz 
findet? 

Diese  Frage  knüpfte  an  Ziff.  5  des  russischen  Rundschreibens  an. 

2.  Ist  die  Neutralisation  der  Rettungsboote  anzuerkennen?4) 

Diese  Frage  war  in  Ziff.  6  des  russischen  Rundschreibens  auf- 
geworfen. 

Es  stellte  sich  sofort  heraus,  dass  Russland  nicht  bloss  die  Anwendung 
der  Genfer  Konvention  für  den  Seekrieg  sondern  eine  vollständige  Revision 
der  Genfer  Konvention  plante;  und  der  russische  Oberst  Gilinsky  teilte 
zwei  im  russischen  Kriegsministerium  ausgearbeitete  Anträge  mit,  welche 
die  Grundlage  für  die  Revision  der  Genfer  Konvention  bilden  könnten. 

Die  Kommission  beschloss,  diese  Anträge  im  Protokoll  festzulegen, 
damit  sie  für  die  Verhandlungen  als  Material  dienen  könnten.6) 

Über  den  weiteren  Verlauf  dieser  Frage  vgl.  unten  §  77. 

Es  erfolgte  auch  eine  kurze  Zuständigkeitsdebatte,  über  welche  am 
angeführten  Orte  gleichfalls  berichtet  werden  soll. 

Zu ,  einer  Änderung  der  Genfer  Konvention  kam  es  im  Haag  noch 
nicht.  Jedoch  arbeitete  die  erste  Unterkommission  unter  Zugrundelegung 
der  Genfer  Marineartikel  v.  J.  1868  ein  besonderes  Rotekreuzabkommen 
für  den  Seekrieg  heraus. 

IL  Die  Aufgabe  der  zweiten  Unterkommission  war  durch  den  Text 
der  Brüsseler  Deklaration  v.  J.  1874  vorgezeichnet.  Die  russische  Regierung 
hielt,  wie  von  Martens  nochmals  hervorhob,  die  Zeit  für  gekommen,  zu 
einer  „revision  et  confirmation"  dieser  Deklaration  zu  gelangen,  die,  ob- 
schon  nicht  ratifiziert,  in  die  Kriegspraxis  bereits   völlig   eingedrungen  sei. 

Darauf  lud  der  Kommissionspräsident  die  beiden  Unterkommissionen 
ein,  zusammenzutreten.  Es  wurde  die  gleichzeitige  Tagung  derselben  be- 
schlossen, doch  die  vorherige  Bekanntgabe  der  Tagesordnung  gewünscht, 
um  den  Mitgliedern  jeweils  die  Entscheidung  zu  überlassen,  welcher  Sitzung 
sie  beiwohnen  wollten.8) 

')  III.  2.  Renault  hatte  die  entgegengesetzte  Auffassung  vertreten  und  demgemäss 
angeregt,  erst  nach  der  Debatte  und  Abstimmung  den  Berichterstatter  zu  wählen  (III.  1). 
Die  erste  Unterkommission  beschloss  am  Schluss  der  ersten  Sitzung,  die  Ernennung  ihres 
Berichterstatters  noch  zu  verschieben  (III.  61). 

a)  III.  2.    Vgl.  dazu  Bd.  I.  29  f. 

»)  Hl.  3  ff. 

*)  III.  3. 

*)  a.  a.  O. 

•)  III.  4. 


Erste  Abteilung. 

Dos  londkrlejsrechtliche  Abkommen 


und 


die  Arbeiten  der  IL  Unterkommlssion. 


Erstes  Hauptstück. 

Prolegotnena  zum  landkriegsrechtlichen 

Abkommen. 


Erstes  Kapitel- 

Grundlegung  und  Kodilikationsgeschichte. 


Erster  Titel. 

Kriegsrechtliche  Grundbegriffe. 

§  2. 
Kriegsrecht  und  Kriegsräson. 

Bevor  ich  die  landkriegsrechtlichen  Verhandlungen  der  II.  Unter- 
kommission  darstelle,  will  ich  zwei  kriegsrechtliche  Grundbegriffe  aus  der 
Quellenlehre  entwickeln  und  die  Kodifikationsbestrebungen  bis  zur  Haager 
Konferenz  beschreiben. 

Zunächst  handelt  es  sich  um  das  Verhältnis  von  Kriegsrecht  und 
Kriegsräson. 

I.  Unter  dem  Kriegsrecht  versteht  man  den  Inbegriff  der  Rechts- 
regeln, welche  bei  der  Kriegsführung  zu  beobachten  sind. 

Das  Wesen  des  Rechts  liegt  darin,  dass  eine  Rechtsgemeinschaft  dem 
Handeln  ihrer  Mitglieder  Schranken  setzt. 

Mit  solchen  Schranken  umgibt  auch  die  Völkerrechtsgemeinschaft  die  zu 
ihr  gehörenden  Staaten  für  den  Fall  eines  Kriegs  im  Kriegs  recht.1) 

*)  Auch  nach  dem  Generalstabsheft  31 :  Kriegsgebrauch  im  Landkrieg  (S.  3)  ist 
das  Wesen  des  Kriegsrechts  —  die  „Beschränkung  in  der  Anwendung  gewisser 
Kriegsroittel". 


g  §  2.    Kriegsrecht  und  Kriegsräson. 


„Auf  einem  Felde,  auf  dem  die  Gewalt  die  geborene  Herrscherin 
ist,  hat  ihr  der  Einfluss   echter  Menschlichkeit  in  stets  wachsendem 
Masse  rechtliche  Regel  und  Schranke  gesetzt.4'1) 
Ausserhalb  dieser  Schranken  hat  die  Kriegsmacht  freien  Lauf. 
Ob    sie    innerhalb    dieser  Schranken   ein   wirkliches  Recht  übt,  ist 

eine  Frage,  welche  die  Haager  Konferenz  sehr  beschäftigt  hat  und  die  am 

geeigneten  Ort  gewürdigt  werden  soll.2) 

IL  Schwierigkeiten  liegen  nun  aber  in  dem  Verhältnis  des  Kriegsrechts 
zu  der  Kriegsräson  oder  der  militärischen  Notwendigkeit 
(näcessites  militaires,  necessites  de  la  guerre). 

Man  hat  schon  einen  Begriff  der  militärischen  Notwendigkeit  auf- 
gestellt der  ebenso  unverfänglich  wie  nichtssagend  ist.  So  bestimmten  die 
Instruktionen  für  die  im  Felde  stehenden  Armeen  der  Vereinigten  Staaten 
im  Art.  14  und  auch  Bonfils-Fauchille8)  legt  diesen  Begriff  zugrunde: 

„Die  militärische  Notwendigkeit,  wie  sie  von  den  gesitteten 
Nationen  der  Neuzeit  aufgefasst  wird,  besteht  in  der  Notwendigkeit 
solcher  Massregeln,  die  zur  Erreichung  des  Kriegszweckes  unentbehr- 
lich und  nach  den  neueren  Kriegsgesetzen  und -Gebräu- 
chen erlaubt  sind.* 

Damit  würde,  wie  auch  Art.  15  ersehen  lässt,  nur  die  im  gewöhn- 
lichen Leben  unerlaubte  Tötung,  Gefangennahme,  Zerstörung  u.  s.  w.  im 
Krieg  für  erlaubt  erklärt  und  durch  den  Kriegszweck  gerechtfertigt  werden. 
Und  diese  Rechtfertigung  würde  nur  für  den  Fall  gelten  dürfen,  dass  das 
Kriegsrecht  die  Erlaubtheit  der  Handlung  besonders  ausspricht. 

Man  wird  hier  um  so  eher  von  Tautologie  sprechen  können,  wenn 
man  bedenkt,  dass  die  neuesten  Kriegsgesetze  im  Gegensatz  zu  dem  auf 
der  Brüsseler  Konferenz  1874  gemachten  russischen  Vorschlag  überhaupt 
nicht  die  erlaubten  sondern  nur  die  unerlaubten  Mittel  aufzählen. 

Die  militärische  Notwendigkeit  erscheint  bei  einer  solchen  Auffassung 
nur  als  der  sittliche  Rechtfertigungsgrund  der  im  übrigen  verbotenen  Ge- 
waltanwendung ;  sie  wäre  eine  Art  von  Kriegstheorie  in  ähnlicher  Weise, 
wie  es  eine  Straftheorie  gibt. 

Der  Zweck  des  Kriegs  (die  ratio  belli)  ist  Besiegung  des  feindlichen 
Staates  und  Schwächung  aller  seiner  Machtmittel4)  durch  Anwendung  von 
Gewalt,  um  dem  Gegner  den  eigenen  Willen  aufzunötigen. 

Darf  einmal  Krieg  geführt  werden  und  unterwirft  denselben  das  Recht 
sogar  seiner  Ordnung,  so  versteht  es  sich  von  selbst,  dass  dann  auch  die 
Mittel  angewandt  werden  dürfen,  die  den  Zweck  des  Kriegs  erreichen  lassen. 

Darüber  ist  kein  weiteres  Wort  zu  verlieren. 


l)  Triepel,  „Die  neuesten  Fortschritte  auf  dem  Gebiete  des  Kriegsrechts  *  in  der 
Ztschr.  f.  Litt.  u.  Gesch.  d.  Staatswissensch.  1894  Bd.  II.  191. 

f)  Vgl.  unten  §  46. 

3)  Lehrbuch  des  Völkerrechts,  übersetzt  von  Grab  S.  575. 

*)  Bonfils,  Hdb.  des  VR.  S.  600:  „Der  Zweck  des  Krieges  der  Neuzeit  besteht 
darin,  die  Macht  des  Staates  zu  brechen  und  ihn  in  seiner  inneren  Lebenskraft  zu  treffen*. 
Die  Petersburger  Deklaration  v.  1868  hatte  als  seul  but  legitime  des  Kriegs  bezeichnet 
„l'affaiblissement  des  forces  militaires",  was  schon  Moltke  in  einem  veröffentlich- 
ten Brief  an  Bluntschli  als  zu  eng  bezeichnet  hat.    Vgl.  das  Generalstabsheft  S.  2. 
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Aber  freilich  schrankenlos  kann  und  soll  diese  Macht  des  Krieg- 
führenden nicht  sein.     Deshalb  haben  wir  eben  ein  Kriegsrecht. 

Und  hier  beginnt  nun  die  Schwierigkeit. 

Die  Frage  der  militärischen  Notwendigkeit  wird  ein  Problem  der 
Jurisprudenz,  wenn  Kriegszweck  und  Kriegsrecht  sich  anscheinend  oder 
wirklich  im  Wege  sind;  und  das  ist  der  Fall  beim  Widerstreit  von  mili- 
tärischer Notwendigkeit  und  Humanität,1)  die  beide  zur  Geltung  kommen 
wollen  und  auch  sollen.8) 

Unser  Problem  liegt  sowohl  auf  dem  Gebiet  der  Gesetzespolitik,  wie 
auf  dem  Gebiet  der  Rechtsdogmatik. 

1.  Die  grosse  gesetzespolitische  Bedeutung  der  militärischen  Not- 
wendigkeit ist  wiederum  auf  der  Haager  Konferenz  so  recht  deut- 
lich zutage  getreten. 

Die  Juristen  wollen  mitunter  die  Kriegsführung  durch  einschneidende, 
ja  unerträgliche  Kriegsrechtsbestimmungen  einengen,  und  die  Militärs  er- 
klären dann  nicht  selten  mit  Berufung  auf  die  militärische  Notwendigkeit 
jedem  Kriegsrecht  den  Krieg.  Kriegsrecht  und  militärischer  Realismus 
sehen  sich  herausfordernd  ins  Auge. 

Die  Aufgabe  liegt  hier  aber  wie  auch  sonst  überall  nur  darin,  einen 
vernünftigen  und  massvollen  Ausgleich  zu  finden. 

Ob  etwas  gerade  notwendig  ist,  darüber  können  wohl  gegebenen 
Falles  die  Anschauungen  auseinandergehen.  Die  Sachverständigen  sind 
hier  die  Militärs,  nicht  die  Juristen.  Und  so  viel  ist  ohne  weiteres  sicher : 
Was  einmal  wirkliche  militärische  Notwendigkeit  ist,  kann  und  darf  durch 
das  Kriegsrecht  nicht  mehr  als  unerlaubt  stigmatisiert  werden.  Die  Kodi- 
fikation, welche  solche  Bahnen  einschlagen  wollte,  würde  sich  an  einer 
unlösbaren  Aufgabe  versuchen. 

Das  Kriegsrecht  ist  ein  Produkt  der  Zivilisation,  nützlich  und  unent- 
behrlich; aber  andernteils  muss  es  so  ausgebaut  werden,  dass  die  Kriegs- 
führung nicht  gehemmt,  der  Kriegszweck  nicht  gefährdet  wird. 

Das  Kriegsrecht  hat  nicht  die  Aufgabe,  der  Kriegsführung  in  den 
Rücken  zu  fällen  und  die  Kriege  selbst  schmerzlos  zu  beseitigen,  sondern 
nur  die  unnötigen  Härten  derselben  aus  der  Welt  zu  schaffen. 

Die  Beschränkung  der  Kriegs  mittel  vollzog  sich  leicht  unter  kräftiger 
Mitwirkung  der  Militärs.  Hier  waren  keine  Konflikte  zu  überwinden.  Die 
Kriegsmittelbeschränkungen  waren  teils  Forderungen  des  ritterlichen  Sinns, 
teils  entsprangen  sie  der  Erwägung,  dass  es  genügt,  den  Gegner  kampf- 
unschädlich zu  machen,  dass  aber  unnötiges  Blutvergiessen,  barbarisches 
Hinmorden  und  zwecklose  Schmerzbereitung  über  die  ratio  belli  hinaus- 
geht. 

*)  Vgl.  darüber  insbesondere  Lueder  in  v.  Holtzendorffs  Hdb.  des  VR.  IV.  188  ff., 
274  ff.  und  die  dort  angeführte  Literatur. 

*)  Insbesondere  weist  auch  Bonflls-Grah  (Lehrb.  des  VR.  S  542  und  612)  darauf 
hin,  dass  das  Kriegsrecht  durch  zwei  Grundsätze  beherrscht  wird,  den  Grundsatz  der 
Notwendigkeit  und  der  Humanität  und  dass  diese  beiden  Grundsätze  sich  in  der  Kodifi- 
kation gegenseitig  ergänzen  und  durchdringen  müssen.    Ähnlich  Triepel  S.  191. 
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Auch  die  Verbesserung  der  Lage  der  Verwundeten  verlief  ver- 
hältnismässig glatt,  weil  sich  hier  das  Verfahren  in  der  Hauptsache  hinter 
dem  Kampfplatz  abspielt.1) 

Den  eigentlichen  Konfliktsboden  aber  haben  wir  von  jeher  in  dem  Ver- 
hältnis der  Armee  zur  Bevölkerung,  im  Recht  der  Occupationsarmee 
und  in  den  Voraussetzungen  für  die  Stellung  als  Kriegspartei. 

So  hatte  denn  zwar  bereits  die  Brüsseler  Deklaration  Art.  40  ein 
Requisitionsrecht  anerkannt  „en  rapport  avec  les  n6cessit6s  de  guerre  g6n6ra- 
lement  reconnues".  Aber  bei  der  Verhandlung  über  die  Rechtslage  der 
Bevölkerung  prallten  im  Haag  die  Gegensätze  noch  einmal  scharf  aufeinander. 

Der  deutsche  Oberst  v.  Schwarzhoff  musste  für  die  militärische 
Notwendigkeit  manche  Lanze  einlegen2)  und  fand  kameradschaftliche  Unter- 
stützung bei  dem  russischen  Oberst  Gilinsky,  der  bei  der  Erörterung 
über  den  freien  Patriotismus  der  friedlichen  Bevölkerung  mit  militärischer 
Kürze  erklärte:     wil  faut  compter  avec  les  n6cessit6s  de  la  guerre'4.8) 

Schon  vorher  musste  die  Unterkommission  von  der  zu  Protokoll  gegebe- 
nen Erklärung  Gilinskys  Kenntnis  nehmen,  dass  er  als  militärischer  Sach- 
verständiger die  „lois  militaires  et  les  nöcessites  de  la  guerre"  verteidigt 
habe.*) 

Auch  der  russische  Bevollmächtigte  v.  Martens  erklärte  auf  der 
Haager  Konferenz:  Im  Krieg  gibt  es  nur  eine  raison  und  das  ist  die  raison 
de  la  guerre.    Und  weiter: 

yfNous  avons  toujours  reconnu   la  loi  imperieuse   des  nicessith  inexorables 
de  la  guerre.11*) 

In  gleicherweise  meinte  Rolin  bei  der  Erörterung  des  Occupations- 
rechts:  „Das  letztere  enthalte  nur  die  Rechtsschranken,  welche  der  Sieger 
nicht  überschreiten  dürfe  „sauf  le  cas  des  n6cessit6s  de  la  guerre41.6) 

Zur  prinzipiellen  Erörterung  unserer  Frage  kam  es  anlässlich  des 
Art.  46  des  Landkriegsabkommens  (=  Art.  38  der  Brüsseler  Deklaration) 
in  der  Sitzung  der  Unterkommission  am  1.  Juni  1899. 7) 

Gross  v.  Schwarzhoff  wünschte  hier,  wo  sozusagen  die  Grund- 
rechte der  friedlichen  Bevölkerung  im  Krieg  festgelegt  sind,  den  einschränken- 
den  Zusatz 

„pour  autant  que  les  nicestite's  militaires  les  permettenf1. 

Die  Kriegspartei  müsse  im  Falle  militärischer  Notwendigkeit  einen 
Einwohner  zwingen  können  auch  unter  Bedrohung  seines  Lebens. 

Der  österreichische  Bevollmächtigte  Lammasch  bekämpfte  diesen 
Zusatz,   indem    er    meinte,    diese    durch    die   militärische  Notwendigkeit 


*)  Triepel  S.  192. 

')  Das  bestätigt  auch  Zorn  („Im  neuen  Reich0  S.  338).  Übrigens  hat  v.  Schwarzhoff 
auch  gerade  so  offen  anerkannt:  „Pourtant,  il  y  a  des  cas  oü  les  lois  de  l'humanite  doivent 
elre  mieux  respectees  que  Celles  de  la  guerre1'  (III.  110).  Damit  wandte  er  sich  gegen  die 
Auffassung  Frankreichs,  welches  den  Verwundetentransport  durch  neutrales  Gebiet  wogen 
der  Entlastung,  welche  dadurch  die  Bahnen  des  Siegers  erfahren,  verboten  sehen  wollte. 

»)  III.  157. 

*)  III    123. 

6)  HL  115.  Auch  III.  125  stellte  v.  Martens  fest,  dass  das  Landkriegsabkommen 
nicht  gerichtet  sei  „contre  les  necessites  de  la  guerre". 

•;  III.  122. 

7)  III.  97  ff. 
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unter  Umständen  vielleicht  gebotene  Abweichung  vom  Prinzip  gehe  doch 
nur  auf  den  Schutz  des  Lebens;  aber  die  Ehre  und  das  Recht  der  Familie, 
sowie  die  religiösen  Überzeugungen  müssten  ganz  ausnahmslos  und  in  jedem 
Fall  geschont  werden.1)  Gross  v.  Schwarzhoff  liess  das  jedoch  nicht  gelten: 
die  militärische  Notwendigkeit  gestatte  keineswegs  immer  die  Schonung 
der  religiösen  Überzeugung. 

Nun  war  aber  die  Frage,  ob  die  durch  die  militärische  Notwendig- 
keit geschaffene  Ausnahme  bei  jeder  entsprechenden  Gelegenheit  vorgesehen 
werden  solle.  Das  musste  verneint  werden  und  der  belgische  Bevoll- 
mächtigte Descamps  meinte:  es  widerspreche  dem  Geist  des 
Projekts,  in  den  verschiedenen  Artikeln  immer  wieder  einen 
besonderen  Vorbehalt  bezüglich  der  militärischen  Not- 
wendigkeit zu  machen.  Man  könne  der  Verneinung  der  In- 
dividualrechte nicht  allgemein  das  Wort  reden,  wenn  es 
auch  im  Notfall  zu  dieser  Verneinung  komme.2) 

Auch  Rolin  riet  dem  Oberst  v.  Schwarzhoff  von  dem  ange- 
regten Zusatz  abzusehen.  Der  geplante  Artikel  enthalte  nur  das  Prinzip. 
Man  solle  dasselbe  nicht  abschwächen. 

Irreführend  war  aber  der  Zusatz :  die  erforderlichen  Einschränkungen 
seien  durch  andere  Artikel  vorgesehen,  besonders  im  Requisitionsrecht.8) 

Darauf  zog  Gross  v.  Schwarzhoff  seinen  Antrag  zurück.  Er 
konnte  zwar  die  Auffassung  seines  Vorredners  nicht  ganz  teilen,  aber  er 
erklärte  sich  für  zufrieden  gestellt,  wenn  nur  festgestellt  werde, 
dass  die  von  Descamps  gegebene  Erklärung  eine  zutreffende 
Auslegung  sei.4) 

Gross  v.  Schwarzhoff  ging  also  davon  aus,  dass  bei  wirklichem 
Notstand  für  die  Kriegsparteien  freie  Bahn  bestehen  müsse  und  dass  die 
letztere  nicht  durch  gesetzliche  Bestimmungen  versperrt  werden  dürfe. 

Rolin  machte  als  Berichterstatter  von  diesen  Ausführungen  Schwarz- 
hoffs  Mitteilung  mit  dem  Beifügen,  dass  dieselben  in  der  Unterkom- 
mission keinem  Widerspruch  begegnet  seien: 

„Au  surplus,  comme  le  colonel  de  Gross  de  Schwarzhoff  l'a  fait  observer 
sans  soulever  de  contradiction ,  ces  restrictions  ne  sauraient  entraver  la  liberte 
d'aetion  des  bell  ige  ran  ts  dans  certaines  eventualites  extremes  qu'on  peut  assimiler 
ä  une  sorte  de  legitime  defense".5; 

Demgemäss  setzt  sich  denn  auch  das  Kriegsrechtsabkommen,  wie 
wir  aus  der  Einleitung  ersehen,  nur  die  Aufgabe 

»Die  Leiden  des  Krieges  zu  mildern,  soweit  es  die 
militärischen  Interessen  gestatten4. 

Eine  vernünftige  Kriegsrechtskodifikation  kann  sich  unmöglich  in 
Widerspruch  zur  militärischen  Notwendigkeit  setzen,  die  schon  im  Voraus 
übersehen  und  deshalb  auch  vor  gesehen  werden  kann.   Das  wäre  nichts 


>)  III.  97  f. 

*)  III.  98. 

8)  a   a  0. 

*)  a.  a.  0. 

Ä)  III.  44. 
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anderes,  als  eine  Einladung  zur  fortwährenden  Verletzung  des  Kriegsrechts, 
die  zudem  nicht  einmal  durch  eine  Strafe  geahndet  werden  kann. 

Bei  der  Kriegsrechtskodiflkation  muss  man  vielmehr  dem  militärischen 
Realismus  die  weitgehendste  Rücksicht  angedeihen  lassen. 

Man  wird  daher  gut  tun,  Einrichtungen,  Vorkehrungen,  Handlungen 
u.  s.  w.,  soweit  sie  nun  einmal  im  Krieg  erfahrungsgemäss  notwendig 
werden,  selbst  ins  Kriegsrecht  als  zulässig  einzustellen  und  um  sie  bei 
dieser  Gelegenheit  auf  das  gebührende  Mass  zu  bringen,  und  die  Bevölkerung 
gegen  Excesse  zu  schützen.  So  wurde  z.  B.  ein  Requisitions-  und  Kon- 
tributionsrecht eingestellt  und  umgrenzt.  Man  kann  ja  auch  unmöglich 
erwarten,  dass  die  militärische  Selbsterhaltung  dem  Eigentumsbegriff 
weichen  sollte.  Nicht  minder  verbietet  es  aber  auch  die  militärische  Selbst- 
erhaltung, ein  ungebundenes  Volksverteidigungsrecht  anzuerkennen. 

Ist  in  einer  ganz  bestimmten  Richtung  mit  Sicherheit  zu  erwarten, 
dass  die  militärische  Notwendigkeit  eine  allgemeinere  Rechtsbestimmung 
sprengt,  so  decke  man  die  Tat  doch  lieber  durch  erlaubende  Ausnahme- 
bestimmung. 

In  dieser  Beziehung  ist  insbesondere  Art.  23  lit.  g  des  Landkriegs- 
abkommens sehr  lehrreich. 

.Hier  ist  die  Zerstörung  oder  Wegnahme  feindlichen  Eigentums  untersagt 

„tauf  les  ca*  oü  ces  destractlons  ou  ces  saisies  seraient  imperieusement 
commandees  par  les  tiecSssitSs  de  la  guerreu 

was  der  deutsche  amtliche  Text  mit  den  Worten  wiedergibt: 

„es  sei  denn,  dass  die  Gebote  des  Krieges  dies 
dringend  erheischen.* 

Bonfils-Grah  bemerkt  mit  Recht: 

„Alle  Schriftsteller  geben  zu  (und  könnten  sie  anderer  Ansicht 
sein?),  dass  der  Grundsatz  der  Schonung  des  Privateigentums   vor 
der  Kriegsnotwendigkeit  zurücktreten  und  weichen  muss/1  l) 
2.  Könnte    die   Richtigkeit    der  hier  vertretenen   Anschauung  noch 
dem  geringsten  Zweifel  unterliegen,  so  würde  derselbe  durch  die 
Erwägungen  über  die  rechtsdogmatische  Bedeutung  der  mili- 
tärischen Notwendigkeit  beseitigt  werden. 
Die    militärische   Notwendigkeit  macht   selbst  vor  den    durch 
das  Kriegsrecht  aufgerichteten  Schranken  nicht  Halt. 

Mit  anderen  Worten:  es  tut  sich  hier  ein  derogierendes  Not- 
recht auf. 

Bonfils-Grah  formuliert  das  folgendermassen : 

„Eine  Kriegspartei  kann  ohne  Verletzung  des  Völkerrechts  alle 
Handlungen  vornehmen,  die  nach  ihrer  Ansicht  durch  die  Kriegsnot- 
wendigkeit geboten  sind."2) 


»)  Lehrb.  des  VR.  S.  634. 

2)  Lehrb.  des  VR.  S.  635  und  vorher  S.  634  heisst  es :  „Eine  wichtige,  tiefgreifende 
und  doch  selbstverständliche  in  der  Natur  der  Sachen  selbst  liegende  Ausnahme,  die  alle 
anderen  in  sich  sclüiesst,  bildet  die  militärische  oder  Kriegs-Notwendigkeit4'. 
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Darauf  beruhen  vor  allem  auch  die  Ausführungen  von  L  u  e  d  e  r 1)  der  ins- 
besondere dem  Einwand  begegnet,  dass  eine  rücksichtslose  Kriegsführung  not- 
wendig und  immer  der  wahren  Humanität  widerstreite2)  und  der  frank 
und  frei  erklärt:  „Den  militärischen  Realismus  bei  diesen  sehr  militärischen 
und  realen  Dingen  nicht  anerkennen  wollen,  das  kann  ich  weder  für  ver- 
nünftig und  logisch  noch  für  praktisch  halten.  Eine  Auflehnung  gegen  die 
militärische  Realität  kann  und  wird  nie  die  geringste  Aussicht  auf  irgend 
einen  Erfolg  haben* '8) 

Die  Kriegsräson  (näcessitä  de  la  guerre)  verhält  sich  zum 
Kriegsrecht  wie  der  strafrechtliche  Notstand  zum  Strafrecht. 4) 

Unter  allen  Umständen  und  zwar  im  Frieden  wie  im  Kriege  giltr 
wie  schon  H.  Grotius  betonte,  jus  oder  titulus  necessitatis. 

Die  Notrechtsidee  hat  auch  schon  in  Sonder-  und  Ausnahmsbestim- 
mungen Kondifikationsform  angenommen,  und  das  Haager  Landkriegsabkom- 
men rechnet  damit, 

„dass   die  Gebote  Tdes  Kriegs*   einmal  etwas  „dringend 
erheischen" ,  was  im  allgemeinen  als  kriegsrechtswidrig  erklärt  ist.5) 
Es   gibt  also  besondre  Gebote  des  Kriegs,  die  den  allge- 
meinen Verboten  des  Eriegsrechts  vorgehen. 
Oder  glaubt  man  vielleicht,  dass  die  Genfer  Konvention  eine  Attaque 
Ober  die  Verwundeten  hinweg  aufhalten  wird,  die  nun   einmal  für  not- 
wendig erachtet  wurde?6)     „Not  kennt  kein  Gebot. tt     Hier  hat  die  Volks- 
weisheit  einen  Satz  geprägt,   mit  dem  sich  jedes  Recht   abfinden  muss, 
besonders  aber  auf  dem  Gebiete  des  Kriegs,  dessen  Wesen  mörderische  Gewalt 
und  grausame  Zerstörung  ist.  Der  Notstand  spricht  sein  unwiderstehliches 
Wort  auf  allen  Rechtsgebieten  und  gleichviel,  ob  man  es  ihm  erlaubt  oder 
nicht.    Früher  marschierte  derselbe  unter  der  naturrechtlichen  Fahne;  die 
positivistische   Jurisprudenz  erarbeitete  ihm   dann    aber    einen    Platz    im 
Gesetz  selbst.    Man   denke  nur   an  das  deutsche  StGB.  §  54   und  BGB. 
§  228,  904. 

Dass*  das  Kriegsrecht  im  Unterschied  vom  bürgerlichen  und  Straf- 
recht keinen  Richter   kennt,  der  einen   vorhanden  gewesenen  wirklichen 

*)  „Genfer  Konvention*  S.  297  sowie  .Kriegsrecht"  in  Holtzendorffs  Hdb.  des  Völker- 
rechts IV.    189,   276,  279.     Vgl.  auch  die  dort  Citierten. 

*)  S.  277:  „Denn  das  Allerinhumanste  ist  ein  Hinziehen  des  Krieges.  Die 
wahre  Humanität  fordert  eine  möglichst  energische  und  rücksichtslose  Kriegführung; 
und  den  Krieg  um  augenblicklicher  Milde  und  Humanitätsrücksichten  willen  sich  länger 
hinziehen  lassen,  wäre  nur  der  Schein  und  das  Gegenteil  wahrer  Humanität.  Es 
werden  in  Wahrheit  die  ungeheuren  Leiden,  Störungen,  Nachteile,  welche  der  Krieg 
mit  sich  bringt,  nur  verlängert  werden,  während  die  Humanität  ihre  möglichst  schleunige 
Beseitigung  fordert."  Lueder  konnte  sich  dabei  unter  Anderen  auch  auf  Moltke  berufen, 
der  den  Auspruch  getan  hat:  „Man  mag  es  beklagen,  aber  es  bleibt  richtig,  dass  die 
Humanität  im  Kriege  dem  Kriege  nachstehen  muss  und  dass  die  energischste  Kriegsführung 
zugleich  die  humanste  ist." 

3)  Holtzendorffs  Hdb.  IV.  278  A.  17. 

4)  a.  a.  O.  256,  255. 
6)  Vgl.  oben  S.  12. 

•)  Moynier,  der  beste  Kenner  der  Genter  Konvention,  die  so  recht  eigentlich  ein 
Werk  seines  Geistes  ist,  sagte  später  von  jener :  (le  legislateur),  „n'a  entendu  faire  une  part  ä 
Vhumanite,  en  campagne,  que  dans  la  mesure  oü  les  necessites  de  l'etat  de 
guerre  ne  s'y  opposent  pas"  („La  revision  de  la  conv.  de  Geneve*  p.  23). 
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Notstand  unparteiisch  feststellt,  ist  nur  ein  dem  gesamten  Völkerrecht 
anhaftender  allerdings  bedauerlicher  Mangel,  der  aber  eine  vernünftige 
Rücksichtnahme  auf  die  militärischen  Bedürfnisse  erst  recht  zur  Pflicht 
macht.  Das  Korrektiv  für  die  Übertreibung  der  Notstandserwägungen  sind 
die  Repressalien  des  Gegners. 

Nunmehr  tritt  die  Richtigkeit  meiner  Ausführungen  über  die  gesetzes- 
politische Bedeutung  der  militärischen  Notwendigkeit  vollständig  zu  Tag. 

Berücksichtige  man  die  Forderungen  der  militärischen  Notwendigkeit 
im  Kriegsrecht,  damit  sie  nicht  über  das  Kriegsrecht  hinaus  ins  Masslose 
ausartet.  Treffe  man  besondere  Vorkehrungen  und  stelle  man  Ausnahmebestim- 
mungen ein,  durch  welche  der  militärischen  Notwendigkeit  im  Rechts- 
rahmen  ein  Platz  eingeräumt  und  ihr  sonst  vielleicht  etwas  unbändiger 
Charakter  gemässigt  wird.  Zügele  und  meistere  man  auf  diese  Weise  unter 
der  helfenden  Mitwirkung  der  Militärs  die  militärische  Notwendigkeit,  statt 
dass  man  später  von  ihr  vielleicht  einfach  niedergetreten  wird. 

Allerdings  wird  auch  beim  praktischsten  Ausbau  leider  immer  noch 
ein  Stück  allgemeinen  Notrechts  übrig  bleiben. 

Kommt  doch  selbst  das  bürgerliche  und  Strafrecht  um  ein  solches  nicht 
herum! 

Vielleicht  kann  man  die  Notrechtsidee  des  Kriegsrechts  oder  den  Be- 
griff der  militärischen  Notwendigkeit,1)  die  im  Art.  23  lit.  ga)  in  einer  ganz 
bestimmten  Richtung  bereits  festgelegt  ist,  aber  eine  darüber  hinausgehende 
allgemeinere  Bedeutung  hat,  auf  folgende  juristische  Formel  bringen: 

Eine  Verletzung  des  Kriegsrechts  ist  nicht  vorhanden, 
wenn  die  Kriegshandlung  zur  Erhaltung  der  Truppen  oder 
zur  Abwehr  einer  denselben  drohenden  und  auf  andere  Art 
nicht  abwendbaren  Gefahr  oder  auch  erforderlich  ist,  um  eine 
an  sich  nicht  unzulässige  Kriegsunternehmung8)  entweder  wirk- 
lich durchzuführen  oder  deren  Erfolg  zu  sichern. 

Die  Literatur  über  den  strafrechtlichen  und  zivilrechtlichen  Notstand 
lässt  uns  allerdings  einen  Vorgeschmack  von  den  Schwierigkeiten  gewinnen, 
die  uns  gar  erst  auf  dem  Kriegsrechtsgebiet  erwarten. 

Die  Völkerrechtswissenschaft  wird  gut  tun,  ihre  ganze  Kraft  darauf 
zu  richten,  dass  der  kriegsrechtliche  Notstand  seine  wissenschaftliche  Klärung 
und  juristische  Präzisierung  findet. 

Darüber  kann  aber  wohl  kein  Zweifel  bestehen,  und  Lueder4)  hat  es 
unumwunden  anerkannt,  wie  es  auch  aus  einzelnen  Ausführungen  des  General- 
stabshefts5) hervorgeht,  dass  ein  Konflikt  zwischen  Kriegsrecht  und  Kriegs- 
räson »nur  ganz  ausnahmsweise  eintreten/  dass  man  bei  der 
Kriegsräson  nur  an  „ganz  ausserordentliche  Not-  und  Aus- 
nahmsfälle* denken  kann. 


*)  Der  Rolinsche  Konimissionsbericht  (III  46)  spricht  im  Hinblick  auf  die  Brüsseler 
Deklaration  Art.  40  vom  „criterium  un  peu  vague  des  necessites  de  la  guerre.* 

2)  Art.  23  lit.  g  erinnert  an  das  BGB.  §  228,  904. 

8)  An  sich  und  stets  unzulässig  sind  die  über  den  Kriegszweck  hinausgehenden 
und  deshalb  absolut  rechtswidrigen  Handlungen  wie  Meuchelmord,  Vergiftung  u.  s.  w. 

*)  a.  a.  0.  IV.  255. 

5)  Vgl.  z.  B.  S.  16. 
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Schon  die  Aussicht  auf  Retorsion  und  Repressalien  wird  hier  zur 
Vorsicht  mahnen. 

Ebensowenig  wie  der  Jurist  den  rechtlichen  Einfluss  einer  wirklichen 
militärischen  Notwendigkeit  bestreiten  kann,  dürfen  die  Militärs  die  Kriegs- 
räson zur  kriegerischen  Ungebundenheit  erweitern;  und  wer  im  Hinblick 
auf  die  militärische  Notwendigkeit  das  Kriegsrecht  verletzt,  wird  den  Nach- 
weis eines  wirklichen  Notstandes  zu  fuhren  haben. 

Der  Krieg  ist  ein  mit  Waffengewalt  geführter  Kampf,  dessen  Bahn  mit 
Härten  und  Grausamkeiten  gepflastert  ist  und  in  welchem  mehr  wie  auf 
den  Gebieten  des  bürgerlichen  und  Strafrechts  mit  Notständen  gerechnet 
werden  muss.  Aber  darüber  hinaus  sollen  auch  im  Krieg  keine  Rechts- 
verletzungen stattfinden  dürfen. 

§  3. 
Kriegsrecht  und  Kriegsgebrauch. 

Abgesehen  vom  Kriegsnotstand  unterliegt  die  Kriegsführung  Schranken, 
welche  respektiert  werden  müssen. 

Der  Inbegriff  dieser  Schranken  ist  eben  das  Kriegsrecht,  das  man 
dann  aber  abschwächend  als  Kriegsmanier  und  Kriegsgebrauch 
bezeichnet  hat. 

Diese  Abschwächung  ist  nicht  angebracht. 

I.  Gibt  es,  abgesehen  von  den  Regeln,  welche  durch  völkerrechtliche 
Abkommen,  wie  z.  B.  die  Pariser  Seerechtsdeklaration  (1856),  die  Genfer 
(1864)  und  die  Petersburger  Konvention  (1868)  festgelegt  worden  sind, 
überhaupt  ein  wirkliches  Kriegs  recht? 

Wer  ein  Völkerrecht  leugnet,  muss  natürlich  auch  ein  Kriegs- 
recht in  Abrede  stellen. 

Ich  beschäftige  mich  indes  im  Folgenden  nur  mit  der  Frage,  ab 
die  Gebräuche,  welche  hier  unbestreitbar  die  Willkür  eindämmen,  ein 
wirkliches  Recht  darstellen. 

Juristen  haben  die  Frage  mitunter  verneint,  weil  der  Zwang  fehle. 
Aber  der  Zwang  liegt  auf  dem  Gebiet  der  Rechtsverwirklichung,  nicht  der 
Rechtsvoraussetzung  und  erscheint  deshalb  auch  in  der  mannigfachsten 
Art  und  Kraft,  je  nachdem  das  Recht  Neigung  und  Anlass  hat,  sich  über- 
haupt im  Kampfe  zu  behaupten.  Der  Zwang  ist  nur  eine  Form  der 
Geltungsbewährung.  Der  Kaiser  beruft  den  Reichstag  und  der  Landesherr 
den  Landtag  Kraft  der  Rechtspflicht,  welche  die  Verfassung  aufstellt,  und 
doch  fehlt  hier  begreiflicherweise  der  Zwang.  Ob  die  Rechtsgemeinschaft 
hinter  einer  Rechtsbestimmung  den  Zwang  bereit  hält,  hängt  davon  ab, 
ob  sie  das  kann  und  nötig  hat  und  weiter  auch  ob  sie  es  will.  Im  übrigen 
sind  die  Repressalien  der  verschiedensten  Art  Erscheinungen  des  Rechts- 
zwangs, freilich  nur  in  der  mangelhaften  Form  rechtlich  erlaubter  Selbst- 
hilfe, mit  der  aber  auch  noch  die  neuesten  Gesetzbücher  der  Kulturstaaten 
rechnen  müssen. 

Auch  der  Krieg  selbst  steht  unter  dieser  Beleuchtung:  er  ist  nicht 
einfach  die  Verneinung  des  Rechts,  sondern  der  durch  das  objektive 
Recht  ausgebaute   Prozess,   in   welchem  die  Staaten  ihre  Rechts- 
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anspräche  und  Interessen 1)  geltend  machen  und  deren  Anerkennung  erstreiten. 
Dieser  Prozess  ist  allerdings  mangelhaft  wie  das  mittelalterliche  Gottes- 
urteil. 

Übrigens  gibt  es  im  Völkerrecht  auch  Gerichte,  freilich  nur  Schieds- 
gerichte: aber  auch  diese  entscheiden  nur  »auf  Grund  der  Achtung  vor 
dem  Rechte*;  und  dieses  Recht,  welches  der  Entscheidung  zu  Grunde 
zu  legen  ist,  ist  eben  das  Völkerrecht. 

Das  Völkerrecht  ist  nur  das  unfertigste  aller  Rechte.  Es  knüpft  nur 
ein  Rechtsband  von  Staat  zu  Staat,  und  es  fehlt  ihm  die  flott  funktionierende 
Gesetzgebungsmaschine,  die  sich  sofort  in  den  Dienst  eines  neuen  Bedürf- 
nisses stellen  kann.  ßis  alle  Staaten  zur  übereinstimmenden  Vertragsschlies- 
sung bereit  sind,  muss  ein  gutes  Stück  Arbeit  geleistet  und  allerorts  viel 
Entsagung  geübt  werden. 

Diese  Unfertigkeit  wird  das  Völkerrecht  niemals  ganz  verlieren. 

Die  Völkerrechtsgemeinschaft  ist  kein  Staat,  und  ohne  Prophet  zu 
sein,  wird  man  sagen  können,  dass  es  niemals  einen  WeUstaat  geben  wird. 

Die  Gesetzgebung  versagt  somit  auf  dem  völkerrechtlichen  Quellen- 
f  gebiet  Es  gibt  keine  Völker-  sondern  bloss  eine  Staatengesetzgebung, 
welche  letztere  hier  hur"den"BeruF  hat,  den  Völkerrechtsstoff  in  die  staats- 
rechtliche Form,  zu  giessen,  um  so  für  ein  Reich  die  Bestimmtheit  des 
Völkerrechts  nach  Aussen  zu  erhöhen  und  für  dasselbe  die  Anwendbarkeit 
und  Wirksamkeit  nach  Innen  oder  den  Untertanen  gegenüber  zu  be- 
gründen. 

Bevor  aber  das  Staatsrecht  dazu  schreiten  kann  einer  internationalen 
Anforderung  das  staatsrechtliche  Gepräge  zu  geben,  wird  jene  den  völkerrecht- 
lichen Prozess  bereits  durchgemacht  haben.  Denn  der  staatliche  Gesetz- 
geber wird  nur  in  Erwartung  der  Reciprozität  tätig.  Die  Völkerrechts- 
norm hat  sich  schon  im  Gemeinbewusstsein  der  Völker  gebettet,  bevor  ihr 
das  Staatsrecht  die  Heimat  gibt. 

Die  eigentliche  Geburtsstätte  oder  die  Rechtsquelle  des  Völkerrechts 
war  von  Anfang  an  wie  bei  jedem  unentwickelten  Recht  nur  die  Ge- 
wohnheit. 

Erst  im  Verlauf  einer  weiteren  Entwickelung,  als  sich  die  Staaten 
immer  mehr  näherten  und  ihre  Interessengemeinschaft  tiefer  erfassten, 
eröffnete  sich  noch  eine  weitere  Rechtsquelle  in  den  internationalen  Ab- 
kommen, in  welchen  sich  die  Signatarmächte  im  Verkehr  unter  einander 
—  auch  für  den  Krieg  —  gewissen  Normen  unterwarfen.  Das  sind  keine 
Verträge,  die  subjektive  Rechte  begründen,  sondern  Abkommen,  welche 
objektives  Recht  schaffen.2)    Diese   rechtsbildenden  Abkommen  sind  sozu- 


l)  Dass  im  Krieg  nicht  bloss  die  Rechte,  sondern  im  weiteren  Sinn  auch  die 
Interessen  eine  Verwirklichung  auf  dem  Wege  der  Selbsthilfe  finden,  kann  den  militä- 
rischen Völkerrechtsschriftstellern:  Hartmann,  Ruestow,  Glausewitz,  zugegeben  werden. 
Wirkliche  Rechte  und  blosse  Interessen  sind  im  Völkerrecht  nicht  so  scharf  geschieden 
wie  im  staatlichen  Recht 

*)  T  r  i  e  p  e  1  war  in  seiner  Abhandlung  „Die  neuesten  Fortschritte  auf  dem  Gebiete 
1      des   Kriegsrechts"  in  der  Ztschr.  f.  Litt.  u.  Gesch.  der  Staatsw.  1894  (Bd.  II)  S.  189  noch 
anderer  Ansicht,  doch  kam  er  davon  zurück  in  seinem  Buch  „VölkeiTecht  und  Landes- 
recht" 1899  S.  63  ff.  (und  vorher). 
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sagen  die  Gesetze  des  Völkerrechts.  In  diesem  Sinn  spricht  man  von 
völkerrechtlicher  Kodifikation.  Deshalb  nennt  die  Einleitung  des  Haager 
Landkriegsabkommens  die  „Bestimmungen'1  des  letzteren  ein  „K  r  i  e  g  s  g  e  - 
setzbuch ",  das  nach  Art.  1  des  Abkommens  handelt  „über  die  Ge- 
setze und  Gebräuche  des  Landkriegs". 

Quellen   des    Kriegsrechts    sind    demnach    nur1):    die    internationale 
Rechtsgewohnheit  und  die  internationalen  Abkommen. 

Was  hier  hervorquillt,  ist  aber  auch  wirkliches  Recht. 

II.  Im  Anschluss  an  die  gemeine  deutsche  Rechtsterminologie8)  spricht 
das  deutsche  Reichsstrafrecht  (§91)  von  einem  blossen  Kriegsgebrauch  und 
gibt  demselben  in  einem  bestimmten  Umfang  Quellencharakter.  Vgl.  unten 
37  und  38.  Demgemäss  lautet  nicht  bloss  die  amtliche  Übersetzung  von 
lois  et  coutumes  de  la  guerre  sur  terre"  in  dem  Haager  landkriegs- 
rechtlichen Abkommen :  „Gesetze  und  Gebräuche  des  Landkriegs14,  son- 
dern das  im  Jahr  1902  erschienene  Heft  31  der  „Kriegsgeschichtlichen 
Einzelschriften44  des  Grossen  Generalstabs  in  Berlin  kennt  überhaupt  nur 
einen  „Kriegsgebrauch  im  Landkrieg44. 

Diese  kriegsrechtliche  Schrift,8)  die  als  Kundgebung  der  für  die 
deutsche  Kriegsführung  massgebenden  Stelle  die  höchste  Beachtung  ver- 
dient4) und  im  folgenden  auch  finden  soll,  führt  auf  S.  2  f.  folgendes  aus: 

„Ritterlicher  Geist,  christlicher  Sinn,  gesteigerte  Bildung  und  nicht  zuletzt  die 
Erkenntnis  des  eigenen  Vorteils  haben  zu  einer  freiwilligen  Selbstbeschränkung  ge- 
führt, deren  Notwendigkeit  heute  stillschweigend  von  allen  Staaten  und  Heeren  aner- 
kannt wird,  sie  führten  im  Laufe  der  Zeit  in  einfacher  Übertragung  der  ritterlichen 
Gebräuche  beim  Waffengang  zu  einer  Reihe  durch  die  Tradition  geheiligter  Jberein- 
kommen,  die  wir  mit  den  Worten :  Kriegsgebrauch,  Kriegssitte  oder  auch  Kriegsmanier 
zusammenzufassen  pflegen  ....  Die  Tatsache,  dass  derartige,  die  unbeschränkte 
und  rücksichtslose  Anwendung  aller  zur  Verfügung  stehenden  Kriegsmittel  be- 
schränkende und  damit  die  Humanisierung  der  Kriegsführung  fördernde  Kriegs- 
gebräuche wirklich  bestehen  und  auch  von  den  Armeen  aller  Kulturstaaten  tat- 
sächlich befolgt  werden,  hat  im  Laufe  des  19.  Jahrhunderts  mehrfach  zu  dem 
Versuche  geführt,  diese  schon  vorhandenen  Kriegsgebräuche  auszubilden,  zu  er- 
weitern und  sie  dann  zu  einem  allgemein  gültigen,  alle  Völker  und  Heere  binden- 
den Gesetze  zu  erheben,  mit  andern  Worten  einen  codex  belli,  ein  Kriegsrecht  zu 
schaffen.  Alle  diese  Versuche  sind  aber  bis  jetzt  —  einige  wenige  später  zu  er- 
wähnende Fälle  ausgenommen  —  völlig  gescheitert.  Wenn  daher  in  der  nach- 
folgenden Arbeit  der  Ausdruck  „Kriegsrecht"  gebraucht  wird,  so  ist  festzuhalten, 
dass  darunter  nicht  eine  durch  internationale  Verträge  eingeführte  lex  scripta, 
sondern  nur  ein  auf  Gegenseitigkeit  beruhendes  Übereinkommen,  eine  Schranke 
der  Willkür  gemeint  ist,  die  Brauch  und  Herkommen,  Menschenfreundlichkeit  und 


*)  Die  Irrungen  des  Naturrechts  sind  indes  im  Völkerrecht  noch  nicht  so  be- 
stimmt abgestossen  wie  auf  anderen  Rechtsgebieten. 

*)  Vgl.  preuss.  StGB.  §  70,  Kgl.  VO.  v.  81.  Juli  1867  §  16,  Erlass  des  preuss. 
Generalauditoriats  v.  25.  Juli  1870  (Loening,  Verwaltung  des  Generalgouvernements  im 
Elsass  S.  91).  §  91  Bayer.  MStGB.  v.  1869  Art.  121  Abs.  2,  Bad  StGB.  §  605.  In  ähnlicher 
Weise  erwähnte  das  alte  HGB.  Art.  1  die  Handelsgebräuche.  Das  jetzige  HGB.  §  346 
lässt  „Gewohnheiten  und  Gebräuche"  im  Handelsverkehr  gelten. 

*)  Ich  zitiere  kurz  ,  Genera  Istabsheft  \ 

4)  Es  ist  nur  zu  bedauern,  dass  das  Generalstabsheft  nicht  genügend  auf  das  Haager 
Landkriegsabkommen  eingeht,  obschon  Deutschland  dasselbe  ratifiziert  und  im  Reichs- 
gesetxblatt  publiziert  hat.  Zur  Entschuldigung  dient  indes,  dass  die  Juristen  noch  nicht 
mit  gutem  Beispiel  vorangegangen  sind  und  das  neue  Kriegsrecht  noch  nicht  eingehend 
dargestellt  haben.    Dieser  Arbeit  will  ich  mich  im  folgenden  unterziehen. 

M eurer,  Haager  Friedenskonferenz.  II.  2 
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berechnender  Egoismus  errichtet  haben,  für  deren  Beachtung  aber  ein  äusserer 
Zwang  nicht  vorhanden,  sondern  nur  die  Furcht  vor  Repressalien  ausschlag- 
gebend ist." 

„Kriegsgebrauch44  ist  aber,  wie  bereits  Albert  Zorn *)  ganz  treffend 
erklärt  hat,  ein  „unklarer  Ausdruck44. 

Gegen  die  grundsätzliche  Bemängelung  des  Rechtscharakters  der  sog. 
Kriegsgebräuche  bestehen  juristische  Bedenken,  die  ich  kurz  entwickeln  will. 

Die  Haager  Konferenz  hat  uns  tatsächlich  in  den  „Bestimmungen 
betr.  die  Gesetze  und  Gebräuche  des  Landkriegs44,  wenn  auch  nicht  der 
juristischen  Form,  so  doch  dem  Inhalte  nach  einen  codex  belli  oder,  wie 
das  Abkommen  selbst  in  seiner  Einleitung  betont,  ein  „Kriegsgesetzbuch41 
gebracht,  einen  „codeu,  der  allerdings  noch  nicht  „tout-ä-fait  complet442) 
ist,  der  aber  für  alle  Staaten,  die  das  Abkommen  ratifizierten,  Geltung 
hat,  bis  ein  „vollständigeres  Kriegsgesetzbuch44  zustande  kommt. 

v.  Martens,8)  der  mehr  wie  irgend  ein  anderer  dieser  Kodifikations- 
frage sein  Leben  gewidmet  hatte,  konnte  1901  mit  Recht  sagen,  dass  die 
Friedenskonferenz  von  1899  das  Werk  der  Kriegsrechtskodifikation  mit 
ihrer  „autorite  supreme"  gedeckt  hat. 

Aber  auch  die  „Kriegsgebräuche44,  wie  sie  schon  vor  der  Haager 
Konferenz  —  um  mit  dem  Generalstabsheft  zu  sprechen  —  „von  den 
Armeen  aller  Kulturstaaten  tatsächlich  befolgt44  wurden,  sehen  in  juristischer 
Würdigung  meistens  anders  aus. 

Von  einem  blossen  Gebrauch  mag  man  so  lange  reden,  als  noch 
kein  gesellschaftliches  „du  sollst44  an  der  Spitze  der  gleichmässigen  Übung 
steht,  also  so  lange,  als  der  Brauch  noch  bloss  auf  allgemeinen  Menschlich- 
keits-,  Schicklichkeits-,  Sittlichkeits-  oder  Nützlichkeitsvorstellungen  beruht. 
Aber  mit  der  opinio  necessitatis ,  oder  der  Rechtspflichtvorstellung:  die 
Rechtsgemeinschaft  braucht  und  verlangt  es,  wird  der  Brauch  zur  coutume 
oder  zum  Gewohnheitsrecht. 

Durch  Brauch  und  Übung  geht  also  das  Gewohnheitsrecht  wohl  hin- 
durch,4) ist  aber  mehr  als  dies. 

Einfache  Gebräuche  ohne  Rechtscharakter  haben  wir  z.  B.  in  der  Kour- 
toisie  gegen  durchreisende  Gesandte6)  sowie  gegen  die  Familienmitglieder  der 
Souveräne  bei  ihrem  Aufenthalt  im  Ausland.  Die  Genannten  haben  keinen 
Rechtsanspruch  auf  besondere  Auszeichnungen,  die  aber  nach  altem  Brauch 
gewährt  werden. 

Solche  einfache  Gebräuche  gibt  es  auch  im  Krieg;  aber  sie  spielen 
keine  besondere  Rolle.     Vgl.  z.  B.  Lueder  IV  390,  392 a,  430,  432  17. 


1)  „Kriegsmittel"  S.  69.    Vergl.  zu  dieser  Frage  auch  unten  §  38. 

2)  So  in  der  ursprünglichen  Erklärung  von  Martens  (III.  152),  aus  der  dann  die 
Wendung  der  Einleitung  code  plus  complet  entstand. 

8)  La  paix  et  la  guerre ,  preface  p.  X.  Auch  Philipp  Zorn  stellte  später  fest,  dass  das 
Haager  Abkommen  „eine  Kodifikation  des  Landkriegsrechts  darstellt*  und  zollte  derselben 
hohe  Anerkennung.    („Im  neuen  Reich",  S.  337.) 

4)  So  versteht  sich  auch  die  Ausführung  in  der  Einleitung  des  Haager  Landkriegs- 
abkommens über  die  Grundsätze  des  Völkerrechts,  „wie  sie  sich  aus  den  unter  gesitteten 
Staaten  geltenden  Gebräuchen,  aus  den  Gesetzen  der  Menschlichkeit  und  aus  den  Forde- 
rungen des  öffentlichen  Gewissens  herausgebildet  haben*. 

6)  Vgl.  Bd.  I  S.  277  f. 
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Mit  dem  Augenblick,  wo  man  den  Brauch  als  durch  die  Völkerrechts- 
Gemeinschaft  gefordert  und  darnach  als  allgemein  massgebend  und  ver- 
bindlich fortgesetzt  anerkennen  muss,  hat  der  Brauch  Rechtscharakter  ge- 
wonnen, ist  die  Gewohnheit  zum  Gewohnheitsrecht  geworden. 

In  dieser  Hinsicht  hebt  aber  das  Generaist absheft  selbst  hervor  : 

„Ritterlicher  Geist,  christlicher  Sinn,  gesteigerte  Bildung  und  nicht 
zuletzt  die  Erkenntnis  des  eigenen  Vorteils  haben  zu  einer  freiwilligen 
Selbstbeschränkung  geführt,  deren  Notwendigkeit  heute  still- 
schweigend von  allen  Staaten  und  Heeren  anerkannt 
sind.u  In  diesem  Sinn  spricht  das  Generalstabsheft  von  dem  Kriegs- 
gebrauch als  von  einem  „durch  die  Tradition  geheiligten  Überein- 
kommen14. 

Nur  Kriegsgebräuche  dieser  Art  treten  uns  denn  auch  im  Haager 
Landkriegsabkommen  entgegen. 

Wenn  ich  also  im  folgenden  der  amtlichen  deutschen  Übersetzung 
folgend  von  Kriegsgebräuchen  sprechen  muss,  verstehe  ich  darunter  nur 
das  vorbeschriebene  Kriegsgewohnheitsrecht,  das  im  weiteren  Sinn  zu  den 
.„Gesetzen"  zählt,  welche  nach  Art.  1  der  Haager  Kriegsrechtsbestim- 
mungen wirkliche  „Rechte  und  Pflichten**  begründen. 


Zweiter  Titel. 

Kodifikationsgeschichte. 

8  4. 

Kriegsrecht  und  Kriegsrechtskodifikation. 

Das  Gewohnheitsrecht  entbehrt  regelmässig  der  erforderlichen  Be- 
stimmtheit und  Klarheit.  Es  steht  an  der  Wiege  der  Völker  und  wird 
im  Fortschritt  der  Kultur  vom  Gesetzesrecht  abgelöst,  das  die  Unsicherheit 
und  Zweifel  durch  genaue  Bestimmungen  zu  beheben  sucht. 

So  setzte  denn  auch  für  das  kriegsrechtliche  Gebiet  die  Kodifikation 
d.  h.  die  Abkommensbewegung  ein.  Im  19.  Jahrhundert  ist  für  die  Ent- 
•wickelung  des  Kriegsrechts  besonders  viel  geschehen. 

„Mit  Recht  erklärte  der  schweizerische  Oberst  Künzli  auf  der  Haager  Kon- 
ferenz: das  19.  Jahrhundert  ist  ein  Jahrhundert  grosser  Kriege  gewesen;  aber  es 
gebahrt  ihm  auch  der  Ruhm,  mehr  denn  je  dem  Fortschritt  des  Kriegsrechts  gedient 
zu  haben.1) 

Diese  Bestrebungen  gingen  Hand  in  Hand  mit  denjenigen  einer 
Humanisierung  des  Krieges.  Die  Humanisierung  muss  in  der  Tat  das  Ideal 
jeder  neuen  Kriegsrechtskodifikation  sein. 2)  Nur  darf  man  bei  den  Schutz- 


0  III.  155. 

*)  So  steht  auch  in  der  Einleitung  des  Haager  Landkriegsabkommens  an  der 
Spitze  der  gesetzgeberischen  Motive  der  Satz,  die  Konferenzstaaten  seien  vom  Wunsche  be- 
seelt, auch  im  Kriege  den  Gesetzen  der  Menschlichkeit  und  den  sich  immer  steigernden 
Forderungen  der  Zivilisation  zu  dienen.    Vgl.  auch  unten  S.  31. 

2* 
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bestimmüngen  zu  gunsten  der  Bevölkerung  nicht  vergessen,  dass  auch  die 
Soldaten  Metischen  sind  und  Anspruch  auf  Menschlichkeit  haben. 

Der  wissenschaftliche  Streit  über  die  Kodifizierbarkeit  des  Kriegs- 
rechts1) ist  durch  die  Ereignisse  überholt  und  im  bejahenden  Sinn  ent- 
schieden worden. 

I.Auf  dem  Kodifikationsgebiet  wurde  durch  Völker- 
rechtslehrer und  gelehrte  Institute  erfolgreich  vorge- 
arbeitet. 

So  hat  1863  Professor  Lieber,  ein  nach  Amerika  ausgewanderter 
Deutscher,  gelegentlich  des  amerikanischen  Bürgerkriegs  im  Auftrag  des 
Präsidenten  Lincoln  eine  kriegsrechtliche  Instruktion  („Instructions  for  the 
Government  of  armies  of  the  United  States  in  the  field")  ausgearbeitet  (157  Ar- 
tikel,2) wie  solche  schon  früher  in  Dänemark  und  Schweden  ergangen 
waren,  und  später  auch  in  vielen  anderen  Staaten  ergingen.8) 

Reine  Privatarbeiten  waren  ferner,  haben  aber  der  späteren  Ko- 
difikation gleichfalls  vorgearbeitet,  die  Werke  von 

J.  C.  Bluntschli,  Das  moderne  Kriegsrecht  der  zivilisierten  Staaten. 

1866. 

Felix  Dahn,  Das  Kriegsrecht  (Für  den  Tornister  Deutscher  Soldaten) 

1870  *) 

Von  der  grössten  Bedeutung  war  das  im  Jahre  1880  von  dem  völker- 
rechtlichen Institut  ausgearbeitete  „manuel  des  lois  de  la  guerre  sur 
terre".6)  Das  „Manuel"  folgte  allerdings  zeitlich  dem  ersten  wirklichen  Kodi- 
fikationsversuch grossen  Stils  (1874). 

II.  Die  wirkliche  Kodifikation  völkerrechtlicher  Ma- 
terien erfordert  die  Form  internationalen  Abkommens. 

Man  war  aber  so  vernünftig,  die  Kodifikation  des  Kriegsrechts  zu- 
nächst nur  im  begrenzten  Gebiet  zu  versuchen. 

Im  Jahre  1856  in  der  Pariser  Seerechtsdeklaration  einigten 
sich  die  Signatarmächte  und  zwar  einschliesslich  Englands,  in  Anlehnung 


*)  Lueder  v.  Holtzendorfls  Hdb.  des  VR.  IV.  267.  Insbesondere  hatten  auch 
militärische  Schriftsteller  der  Kodifikationsidee  widersprochen.  Lueder  a.  a.  0.  273  A. 
v.  Martens,  la  paix  et  la  guerre  1901  p.  44  ff.  Im  „Generalstabsheft*  zittert  das 
noch  nach.  Der  Widerspruch  war  und  ist  aber  zum  guten  Teil  durch  die  Erwägung 
getragen,  es  gebe  überhaupt  kein  wirkliches  Kriegsrecht.  Hiergegen  vgl.  jetzt  insbesondere 
v.  Martens,  la  paix  et  la  guerre"  p  48  ff. 

2)  Bluntschli  VR.  Anh.  I.    Vgl.  darüber  v.  Martens,  la  paix  et  la  guerre,  1901  p.  77  ff. 

8)  Lueder  a.  a   O.  IV.  283  f. 

*)  Beim  Ausbruch  des  deutsch-französischen  Krieges  1870  zum  Besten  der  deutschen 
Verwundeten  veröffentlicht. 

Dieses  „Kriegsrecht44  ist  jetzt  auch  abgedruckt  in  Dahns  „Völkerrechtlichen  und 
staatsrechtlichen  Studien"  1884,  welche  die  5.  Reihe,  erste  Schicht  von  Dahns  „Bau- 
steinen" oder  den  „gesammelten  kleinen  Schriften"  bildet.  Diese  „Schicht"  enthält  auch 
eine  Anzahl  anderer  wertvoller  kriegsrechtlicher  Abhandlungen,  die  aus  Anlass  des  deutsch- 
französischen  Kriegs  erschienen  sind. 

°)  Annuaire  de  l'Institut  V.  p.  150.  Vgl.  darüber  auch  Lueder  in  v.  Holtzendorfls 
Handb.  des  VR.  IV.  528  ff. 


§  5.    Die  Kriegsrechtsdeklaration  von  1874.  Jl 


an  die  russische  Deklaration  vom  28.  Februar  1780  und  die  Abkommen 
betreffend  die  bewaffnete  Neutralitat  aus  derselben  Zeit1)  über  wichtige 
Fragen  aus  dem  Gebiete  des  neutralen  Handels  und  der  Blockade  sowie 
über  die  Abschaffung  der  Kaperei. 

Das  Jahr  1 864  brachte  die  Genfer  Konvention  zur  Verbesserung 
des  Schicksals  der  verwundeten  Soldaten  der  Armeen  im  Felde. 

v.  Martens  meinte  später,  dass  die  Genfer  Konvention  einer  der  glück- 
lichsten Versuche  sei,  das  Kriegsrecht  durch  internationale  Abkommen  zu 
regeln.*) 

Die  Genfer  Zusatzartikel  von  1868  dagegen,  welche  in  der 
Hauptsache  das  Prinzip  der  Genfer  Konvention  auch  auf  den  Seekrieg  aus- 
dehnen wollten,  wurden  nicht  ratifiziert. 

In  demselben  Jahre  1868  wurde  auch  die  auf  die  Anregung  des 
russischen  Kriegsministers  Grafen  Miloutine8)  zurückgehende  Peters- 
burger Konvention  vereinbart,  welche  durch  das  Verbot  von  klein- 
kalibrigen  Sprenggeschossen  unnötige  Schmerzbereitung  verhindern  will. 

Damals  regte  Preussen  bereits  eine  weitergehende  Kriegsrechtskodi- 
fikation an,  was  aber  vor  allem  wieder  an  dem  bestimmten  Widerspruch 
Englands  scheiterte.4) 

Im  Jahre  1874  schien  endlich  die  Zeit  gekommen,  das  Problem  der 
Kriegsrechtskodifikation  in  grösserem  Stil  seiner  Lösung  entgegen  zu 
führen. 

Die  Brüsseler  Deklaration  von  1874  wurde  zwar  schliesslich  auch 
nicht  ratifiziert.  Aber  kam  es  damals  zu  keiner  Kodifikation  im  Rechts- 
sinn, so  wirkte  die  Brüsseler  Deklaration  doch  wie  kodifiziertes  Recht 
und  wurde  schliesslich  die  Unterlage  für  die  Haager  Konferenz.  Diese  Dekla- 
ration ist  daher  vorerst  darzustellen. 

§5. 
Die  Kriegsrechtsdeklaration  von  1874. 

v.  Martens,  welcher  der  Brüsseler  Konferenz  als  russischer  Dele- 
gierter angewohnt  hatte,  hat  später  auf  der  Haager  Konferenz  der  Erörterung 
der  Art.  1 — 10  sowie  Art.  40—42  der  Brüsseler  Deklaration  eine  Pro- 
grammrede vorausgeschickt,  die  sich  mit  der  Geschichte  der  Brüsseler 
Deklaration  beschäftigte  und  im  wesentlichen  folgendes  ausführte: 

In  der  Erwägung,  dass  ein  Kriegsrecht  zur  Zeit  des  Friedens  abge- 
fasst  werden  muss,  hat  Alexander  II.  im  Jahre  1874  die  Brüsseler  Kon- 
ferenz veranlasst.  Der  Kaiser  wusste  aus  der  Geschichte,  dass  zur  Zeit 
des  Krieges  die  gegenseitigen  Anklagen  und  Ursachen  wechselseitigen 
Hasses  zusammenwirken,  um  die   ohnehin   unvermeidlichen   Kriegshärten 

')  Damals  bereits  bestand  von  selten  Russlands  die  Absicht,  den  Mächten  einen 
vollständigen  Seekriegsrechtsentwurf  zu  unterbreiten,  was  sich  dann  aber,  insbesondere 
angesichts  des  englischen  Widerspruchs,  als  unmöglich  erwies  (v.  Martens,  la  paix  ei 
la  guerre  1901  p.  86.) 

*)  La  paix  et  la  guerre  1901  p.  81. 

*)  Vgl.  darüber  von  Martens,  La  paix  et  la  guerre  1901  p.  87  ff. 

4)  a.  a.  0.  p.  90  f. 
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noch   zu   steigern.    Auch    führt   die   Unkenntnis    der  Kriegfuhrenden    im 
Kriegsrecht  zu  Hass  und  Grausamkeit  auf  dem  Schlachtfeld. 

■ 

Die  russische  Anregung,  das  Kriegsrecht  in  eine  feste  Form  zu 
bringen,  war  nicht  neu.  Schon  Lincoln  hatte  den  Professor  Lieber  beauf- 
tragt, ein  Kriegsrechtsbuch  für  die  Heere  des  Generals  Grant  auszuarbeiten. 
Das  war  eine  Wohltat  für  die  Armee  des  Nordens  wie  des  Südens.  So 
weckte  die  Macht  der  Tatsachen  die  Kodifikationsidee;  das  Beispiel  war  ge- 
geben. Die  Brüsseler  Deklaration  war  die  logische  und  natürliche  Ent~ 
wicklung  dieses  Gedankens. 

Die  Bedeutung  der  Brüsseler  Deklaration  liegt  vor  Allem  darin,  dass 
eine  Übereinstimmung  der  Staaten  hergestellt  wurde  über  die  Kriegsgesetze,, 
welche  wirklich  gelten  und  die  friedfertige  Bevölkerung  schützen  sollen 
gegen  die  unnützen  Grausamkeiten  des  Krieges  und  Obel  der  Besetzung. l) 

I.  Die  Brüsseler  Konferenz,2)  welche  im  Jahre  1874,  alsa 
25  Jahre  vor  der  Haager  Konferenz,  und  zwar  gleichfalls  auf  die  persönliche 
Anregung  des  russischen  Kaisers,  nämlich  Alexander  II.,  zusammentrat,8) 
und  von  15  Staaten,  darunter  sämtlichen  europäischen  Grossmächten,  be- 
sucht war,4)  schien  anfangs  einzig  mit  dem  Recht  der  Kriegsgefangenen 
beschäftigt  werden  zu  sollen.  Die  Agitation  von  Privaten  und  Vereinen 
war  schon  ganz  darauf  eingerichtet  und  die  im  Jahre  1872  gegründete 
„Pariser-Gesellschaft  zur  Verbesserung  des  Loses  der  Kriegsgefangenen" 
„hatte  schon  im  Anfang  des  Jahres  1874  ein  „projet  pouvant  servir  de 
base  ä  un  rfeglement  international  relatif  aux  prisonniers  de  guerre* 
ausgearbeitet.  Aber  Russland  hatte  sich  in  dem  damals  schon  fertigen 
Entwurf6)  die  Beratungsaufgabe  viel  weiter  gestellt. 

Der  russische  Entwurf,  der  von  Martens  1873  angeregt  und  1874 
verfasst,  dann  in  einer  russischen  Militärkommission  unter  dem  Vorsitz  des  rus- 
sischen Kriegsministers  Milloutine  umgestaltet  worden  war  und  in  dieser  Form 
von  der  russischen  Regierung  den  Brüsseler  Konferenzmächten  vorgelegt 
wurde6)   („Projet   d'une  Convention   Internationale  concernant  les  lois  et 


!)  III.  113-116. 

2)  Vgl.  darüber  v.  Martens,  La  paix  et  la  guerre  1901.  S.  99  ff. 

3)  Während  der  Zar  die  wirkliche  Anregung  gab  und  lediglich  durch  Erwägungen 
der  Humanität  geleitet  war,  verbreitete  die  englische  und  französische  Presse  die  Ansicht, 
dass  Bismarck  der  eigentliche  Urheber  sei  und  dieser  sich  ein  Kriegsrecht  zuschneiden 
wolle,  mit  dem  er  in  einem  künftigen  Kriege  in  Frankreich  den  Herrn  spielen  könne. 
Das  russische  projet  wurde  daher  herabwürdigend  ein  in  Berlin  verfasster  „code  d'invasion" 
genannt,  v.  Martens,  der  darüber  berichtet  (a.  a.  0.  p.  100)  und  der  die  Grundlosigkeit 
dieser  Anklagen  am  besten  kennt,  bemerkt  kurz:  „11  est  certain,  que  la  peur  grossit 
les  objets." 

*)  Deutschland,  Österreich-Ungarn,  Belgien,  Dänemark,  Spanien,  Frankreich,  England, 
Griechenland,  Italien,  Holland,  Portugal,  Russland,  Schweden  und  Norwegen,  die  Schweiz 
und  die  Türkei.  Die  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  fehlten  aus  Erwägungen  der 
Monroe-Doktrin.  Vgl.  Lueder,  die  Genfer  Konvention  S.  245  ff.  und  in  v.  Holtzendorffs 
Hdb.    des  VR.  IV.  323  sowie  v.  Martens,  La  paix  et  la  guerre  p.  109. 

&)  v.  Martens,  la  paix  et  la  guerre  p.  103. 

6)  v.  Martens,  La  paix  et  la  guerre,  preface  p.  VIII,  weiter  99,  ff.  102  ff.  dort  auch 
Literatur. 


§  5.     Die  Kriegsrechtsdeklaration  von  1874.  23 


coutumes  de  la  Guerre44)  war  bereits  im    Wesentlichen   die  spätere  sog. 
Brüsseler  Deklaration.1) 

Die  13  Kapitel  des  Entwürfe  und  die  nicht  nummerierten  13  Abschnitte 
der  späteren  Deklaration2)  stimmen  in  der  Hauptsache  überein;  nur  steht 
an  Stelle  des  Schlussartikels  im  Entwurf  über  die  Repressalien  in  der  De- 
klaration eine  Artikelserie:  .Bei  Neutralen  festgehaltene  Kriegführende  und 
in  Pflege  befindliche  Verwundete*. 

Auch  hatten  sich  an  Stelle  der  späteren  Verweisungsartikel  35  und  56 
die  Art.  38—44  ausführlich  mit  den  Nichtkombattanten  und  Verwundeten 
beschäftigt. 

Die  Revisionsbedürftigkeit  der  Genfer  Konvention  stand  nun  freilich  schon 
für  die  Brüsseler  Konferenz  fest,  aber  die  bloss  stückweise  Neuregelung  wäre 
anter  allen  Umständen  verfehlt  gewesen.  Deshalb  hat  man  in  Brüssel 
diese  Revisionsbestimmungen  denn  auch  wieder  gestrichen,  andernteils  aber 
die  Streitfragen  der  Genfer  Konvention  und  der  Zusatzartikel  reichlich  err 
örtert  und  so  schon  für  eine  spätere  Revision  Material  zusammengetragen 
und  zugerichtet. 

v.  Martens  sagte  später  in  seinem  Buch  „la  paix  et  la  guerre"  p.  60  von  der 
vorbereitenden  Kommission  dieser  Konferenz: 

„Au  sein  de  cette  commission  se  treumient  les  tnilitaires  les  plus  distingues 
de  Parmie  russe.  De  plus,  on  ne  saurait  perdre  de  vue  uue  c'est  Vetninent  ginkral 
allemand  Voigts- Rhete  (fui  s'est  fattf  ä  la  Conference  de  Bruxelles,  le  dejenseur 
du  projet  russe  avec  un  iclat  et  une  ardeur  tout  parliculiers.  Ses  vastes  con- 
naissances  et  sa  grande  expirience  pratique  ont  fourni  des  argutnents  sans 
nombre  en  faveur  de  la  necessite  de  la  codification  des  usages  de  la  guerre." 

Das  Beratungsergebnis  war  ein  „Projet  d'une  declaration  inter- 
nationale concernant  les  lois  et  les  coutumes  de  la  guerre.44 

Zur  Ratifikation  aber  kam  es  nicht,  und  die  Deklaration  blieb  ein 
blosser  Entwurf. 

Aber  dieser  Entwurf  hat  in  der  folgenden  Zeit  gewirkt  wie  ein  Gesetz. 
Die  Brüsseler  Deklaration  war  nicht  aprioristisch  konstruiert,  kein  sog. 
vernünftiges  sondern  ein  geschichtlich  gewordenes  Kriegsrecht.  Sie  war, 
wie  es  auch  Russland  während  der  Brüsseler  Konferenz  wiederholt  erklärt 
hatte, 3)  in  Wahrheit  und  Wirklichkeit  ein  Spiegel  des  bisher  geltenden  Kriegs- 
rechts; sie  wurde  von  da  an  in  den  wissenschaftlichen  Darstellungen 
einfach  zu  Grund  gelegt,  in  der  Praxis  befolgt 4)  und  ist  auch  bei  den  vielen 
Kodifikationsbestrebungen  des  völkerrechtlichen  Instituts,  das  sich  von  1874  an 


l)  Der  russische  Entwurf  bestand  aus  einer  Einleitung  (5  Paragraphen)  und  4  Sek- 
tionen mit  7,  2,  3  und  1,  also  zusammen  13  Kapitel. 

s)  In  der  Deklaration  fehlt  die  Einleitung  und  die  Sektionseinteilung  des  russischen 
Entwurfs. 

3)  Vgl.  v.  Martens,  La  paix  et  la  guerre  1901  p.  239  f. 

*)  Die  Brüsseler  Deklaration  bildete  auch  die  Grundlage  des  französischen  „Manuel 
de  droit  international  &  l'usage  des  officiers  de  Tai-meö  de  terre"  (3.  Aufl.  1894).  In 
Russland  wurde  die  Befolgung  der  Deklaration  1877  förmlich  vorgeschrieben.  Vgl. 
Lueder  in  v.  HolUendorffs  Hdb.  des  VR.  1886  IV.  286  A.  7.,  v.  Martens,  La  paix  et  la 
guerre  1901  p.  238  ff. 
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unserer  Frage  mit  zäher  Ausdauer  gewidmet  hat1)  und  1880  diese  Be- 
mühungen mit  seinem  „Manuel  des  lois  de  la  guerre  sur  terre*  abschloss, 
die  eigentliche  Grundlage  geblieben.  Die  Brüsseler  Deklaration  war  oder 
wurde  „droit  coutumier".*) 

Nach  dem  Schlussprotokoll  vom  27.  August  1874  verfolgt  jede  Kriegs- 
rechtsrevision und  so  auch  die  Brüsseler  Deklaration  über  die  lois  et  cou- 
tumes  de  la  guerre  den  Zweck: 

„de  les  definir  aoec  plus  de  pricision,  soit  afin  d?y  tracer  d'un  common 
accord  eertaines  limitts  destinees  d  en  restreindre,  autant  que  possible,  les  rigueurs. 

Dann  heisst  es  weiter: 

La  guerre  ttant  ainsi  regulari&ee  entrainerait  de  moindres  ccdamitis,  seraü 
moins  sujrtte  aux  agqrav  »tions  qu'y  apportent  Vincertitude,  Vimprivu  et  les  pas- 
sions  excities  par  la  lutte ;  eile  coruluirait  plus  eficacement  ä  ce  qui  doit  itre  son 
but  final,  c'est-ä~dire  le  retaJjlmement  de  bonnes  r emotion s  et  d'une  paix  plus  solide 
et  plus  durnble  entre  les  Etats  belligerants." 

II.  Die  Brüsseler  Deklaration  beschäftigt  sich  nicht  mit  dem  See- 
kriegs- sondern  lediglich  mit  dem  Landkriegsrecht8),  aber  auch  mit  diesem 
nur  teilweise.  So  scheidet,  abgesehen  von  der  Genfer  Konvention,  auf  die 
einfach  verwiesen  wurde,  vor  allem  die  Kriegserklärung,  die  Kriegsbeendi- 
gung und  abgesehen  von  den  Internierungsfragen  auch  das  grosse  Gebiet 
des  Neutralitätsrechts  aus. 

Die  Brüsseler  Deklaration  war  das  Ergebnis  einer  einmonatlichen 
Beratung4)  und  hat  folgenden  Wortlaut:5) 

De  Tautoritä  militaire  sur  le  territoire  de  l'Etat  ennemi. 

Article  1. 

Un  territoire  est  con«idere  comme  occupe  lorsqu'il  se  trouve  place  de  fait 
sous  lautorite  de  l'armee  ennemie. 

L'occupation  ne  s'etend  qu'aux  territoire«  oü  cette  autoritö  est  etablie  et  en 
mesure  de  s'exercer. 

Article  2. 

L'autorite  du  pouvoir  legal  ätant  suspendue  et  ayant  passe  de  fait  entre  les 
mains  de  l'occupant,  celui-ci  prendra  toutes  les  mesures  qui  dependent  de  lui  en  vue 
de  retablir  et  d'assurer,  autant  qu'il  est  possible,  1' ordre  et  la  vie  publique. 

Article  3. 
A  cet  effet,   il  maintiendra  les  lois  qui  etaient  en  vigueur  dans  le  pays  en 
temps  de  paix,  et  ne  les  modiftera,  ne  les  suspendra  ni  ne  les  remplacera  que  s*U 
y  a  necessitä. 


*)  Vgl.  darüber  sowie  überhaupt  über  die  Geschichte  der  Kodifikationsbewegung 
v.  Martens,  La  paix  et  la  guerre  1901  p.  63  ff. 

2)  Merignhac,  La  conf.  intern,  de  la  paix  p.  165. 

8)  England  hatte  seine  Teilnahme  geradezu  von  der  Bedingung  abhangig  gemacht, 
dass  die  Fragen  seekriegsrechtlicher  Art  ausscheiden.  Pauncefote  stellte  das  auf  der 
Friedenskonferenz  noch  einmal  fest  (I.  43).  Vgl.  auch  v.  Martens,  La  paix  et  la  guerre 
1901  p.  109.  Aber  zu  einer  wirklichen  Teilnahme  an  den  Arbeiten  in  Brüssel  kam  es 
von  seiten  Englands  trotzdem  nicht.   Vgl.  Martens  a   a.  0   p.  109  und  oben  Bd.  I.  S.  18. 

*)  Die  Brüsseler  Konferenz  tagte  vom  27.  Juli  bis  27.  August  1874  unter 
dem  Vorsitz  des  russischen  Bevollmächtigten  Jomini  (der  belgische  Minister  Lambermont 
hatte  abgelehnt*.  Die  Beschlüsse  wurden  durch  eine  Kommission  vorbereitet,  in  welcher  der 
eigentliche  Schwerpunkt  der  Arbeit  lag  und  die  im  ganzen  19  Sitzungen  abhielt  Darüber 
sowie  über  den  Verlauf  der  Brüsseler  Konferenz  vgl.  v.  Martens  a.  a.  0.   111  ff. 

*)  Abdruck  nach  der  Vorlage,  welche  später  der  Friedenskonferenz  als  Grundlage  der 
Beratung  zuging  (111.  170  ff.  linke  Abteilung.  Weitere  Abdrücke  sind  angezeigt  bei 
Fleischmann,  Völkerrechtsquellen  S.  306 19.) 
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Article  4. 

Les  fonctionnaires  et  les  employes  de  tout  ordre  qui  consentiraient,  sur  son 
invitation,  k  continuer  les  fonctions,  jouiront  de  sa  protection.  Ils  ne  seront  revo- 
ques  ou  punis  disciplinairement  que  s'ils  manquent  aux  obligations  acceptees  par 
eux  et  livres  ä  la  justice  que  s'ils  les  trahissent. 

Article  5. 

L'armee  d'occupation  ne  prelevera  que  les  impöts,  redevances,  droits  et 
peages  dejä  etablis  au  profit  de  l'Etat,  ou  leur  äquivalent,  s'il  est  impossible  de 
les  encaisser  et,  autant  que  possible,  dans  la  forme  et  suivant  les  usages  existants. 
Elle  les  emploiera  ä  pourvoir  aux  frais  de  l'administration  du  pays  dans  la  raesure 
oü  le  Gouvernement  legal  y  etait  oblige. 

Article  6. 

L'armee  qui  occupe  un  territoire  ne  pourra  saisir  que  le  numeraire,  les  fonds  et 
les  valeurs  exigibles  appartenants  en  propre  ä  l'Etat,  les  depöts  d'armes,  moyens  de 
transport,  magasins  et  approvisionnements  et,  en  general,  toute  propriete  mobiliere 
de  l'Etat  de  nature  k  servir  aux  Operations  de  la  guerre. 

Le  materiel  des  chemins  de  fer,  les  telegraphes  de  terre,  les  bateaux  a  vapeur 
et  autres  navires,  en  dehors  des  cas  regis  par  la  loi  maritime,  de  meme  que  les 
depöts  d'armes  et,  en  general,  toute  espece  de  munitions  de  guerre,  quoique 
appartenant  k  des  societes  ou  k  des  personnes  privees,  sont  egalement  des  moyens 
de  nature  ä  servir  aux  Operations  de  la  guerre  et  qui  peuvent  ne  pas  £tre  laisses 
par  l'armee  d'occupation  k  la  disposition  de  l'ennemi.  Le  materiel  des  chemins 
de  fer,  les  telegraphes  de  terre,  de  meine  que  les  bateaux  ä  vapeur  et  autres 
navires  sousmentionnes,  seront  restitues  et  les  indemnites  reglees  k  la  paix. 

Article  7. 

L'Etat  occupant  ne  se  considerera  que  comme  administrateur  et  usufruitier 
des  edifices  publics,  immeubles,  foröts  et  exploitations  agricoles  appartenant  ä 
l'Etat  ennemi  et  se  trouvant  dans  le  pays  occupe\  II  devra  sauvegarder  le 
fond  de  ces  proprietes  et  les  administrer  conformement  aux  regles  de  l'usufruit- 

Article  8. 

Les  biens  des  communes,  ceux  des  etablissements  consacres  aux  cultes,  k 
la  charite  et  k  l'instruction,  aux  arts  et  aux  sciences,  meme  appartenant  k  l'Etat, 
seront  traites  comme  la  propriete  privee. 

Toute  saisie,  destruction  ou  degradation  intentionnelle  de  semblables  etablis- 
sements, de  monuments  historiques,  d'oeuvres  d'art  et  de  science,  doit  etre  pour- 
suite par  les  autorites  competentes. 

Qui  doit  6tre  reconnu  comme  partie  belligärante;  des 
combattants  et  des  non-combattants. 

Article  9. 

Les  lois,  les  droits  et  les  devoirs  de  la  guerre  ne  s'appliquent  pas  seulement 
4  l'armee,  mais  encore  aux  milices  et  aux  corps  de  volontaires  reunissant  les  con- 
ditions  suivantes: 

1°.  D'avoir  ä  leur  tete  une  personne  responsable  pour  ses  subordonnes; 

2°.  D'avoir  un  signe  distinctif  fixe  et  reconnaissable  ä  distance; 

3°.  De  porter  les  armes  ouvertement,  et 

4°.  De  se  conformer,  dans  leurs  Operations,  aux  lois  et  coutumes  de  la  guerre. 

Dans  les  pays  oü  les  milices  constituent  l'armee  ou  en  fönt  partie,  elles 
sont  comprises  sous  la  denomination  d'armee. 

Article  10. 

La  population  d'un  territoire  non  occupe  qui  ä  l'approche  d'un  ennemi, 
prend  spontanem ent  les  armes  pour  combattre  les  troupes  d'invasion  sans  avoir 
eu  le  temps  de  s'organiser  conformement  ä  l'article  9,  sera  consideree  comme 
belligerante  si  eile  respecte  les  lois  et  coutumes  de  la  guerre. 

Article  11. 
Les  forces  armees  des  parties  belligerantes  peuvent  se  composer  de  com- 
battants et  de  non-combattants.  En  cas  de  capture  par  l'ennemi,  les  uns  et  les  autres 
jouiront  des  droits  de  prisonniers  de  guerre. 
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Des  moyens  de  nuire  k  Tennemi. 

Article  12. 
Les  lois  de  la  guerre  ne  reconnaissent  pas  aux   belligerants  un  pouvoir 
illimite  quant  au  choix  de  moyens  de  nuire  ä  l'ennemi. 

Article  13. 

D'apres  ce  principe,  sont  notamment  tnter  dits: 

a.  L'emploi  du  poison  ou  d  armes  empoisonnees; 

b.  Le  meutre  par  trahison  d'individus  appartenant  ä  la  nation  ou  ä  l'armee 
ennemie ; 

c.  Le  meutre  d'un  ennemi  qui,  ayant  mis  bas  les  armes  ou  n'ayant  plus  les 
moyens  de  se  defendre,  s'est  rendu  &  discretion; 

d.  La  declaration  qu'il  ne  sera  pas  fait  de  quartier; 

e.  L'emploi  d 'armes,  de  projectiles  ou  de  matieres  propres  ä  causer  des 
maux  superflus,  ainsi  que  l'usage  des  projectiles  prohibes  par  la  Declaration  de 
Saint-Petersbourg  de  1868; 

f.  L'abus  du  pavillon  parlementaire,  du  pavillon  national  ou  des  insignes 
militaires  et  de  l'uniförme  de  l'ennemi  ainsi  que  des  signes  distinctifs  de  la  Con- 
vention de  Geneve. 

g.  Toute  destruction  ou  saisie  de  proprietes  ennemies  qui  ne  serait  pas 
imperieusement  commandee  par  la  necessite  de  guerre. 

Article  14. 

Les  ruses  de  guerre  et  l'emploi  des  moyens  necessaires  pour  se  procurer 
des  renseignements  sur  l'ennemi  et  sur  le  terrain  (sauf  les  dispositions  de  l'art.  36) 
sont  consideres  comme  Heiles, 

Des  steges  et  bombardements. 

Article  15. 
Les  places  fortes  peuvent  seules  elre  assiegees.    Des  villes,  agglomerations 
d'habitations   ou  villages   ouverts  qui   ne  sont   pas   defendus  ne   peuvent  ötre  ni 
attaques  ni  bombardes. 

Article  16. 

Mais  si  une  ville  ou  place  de  guerre,  agglomeration  d'habitations  ou  village, 
est  defendu,  le  commandant  des  troupes  aissaillantes,  avant  d'entreprendre  le  bom- 
bardement,  et  sauf  l'attaque  de  vive  force,  devra  faire  tout  ce  qui  depend  de  lui 
pour  en  avertir  les  autorites. 

Article  17. 

En  pareil  cas  toutes  les  mesures  necessaires  doivent  elre  prises  pour  eparg- 
ner,  autant  qu'il  est  possible,  les  edifices  consacres  aux  eultes,  aux  arts,  aux  scien- 
ces  et  ä  la  bienfaisance,  les  höpitaux  et  les  lieux  de  rassemblement  de  malades 
et  de  blesses,  ä  condition  qu'ils  ne  soient  pas  employes  en  meme  temps  k  un  but 
muitaire. 

Le  devoir  des  assieges  est  de  designer  ces  edifices  par  des  signes  visibles 
speciaux  ä  indiquer  d'avance  ä  l'assiegeant. 

Article  18. 

Une  ville  prise  d'assaut  ne  doit  pas  6tre  livree  au  pillage  des  troupes  vic- 
torieuses. 

Des  espions. 

Article  19. 

Ne  peut  etre  considere  comme  espion  que  l'individu  qui,  agissant  clandes- 
tinement  ou  sous  de  faux  pretextes,  recueille  ou  cherche  ä  recueillir  des  informa- 
tions  dans  les  localites  oecupees  par  l'ennemi,  avec  l'intention  de  les  communiquer 
ä  la  partie  adverse. 

Article  20. 

L'espion  pris  sur  le  fait  sera  juge  et  traite  d'apres  les  lois  en  vigueur  dans 
l'armee  qui  l'a  saisi. 
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Article  21. 

L'espion  qui  rejoint  l'armee  k  laquelle  il  appartient  et  qui  est  capture  plus 
tard  par  l'ennemi,  est  traite  corame  prisonnier  de  guerre,  et  n'encourt  aucune  res- 
ponsabilite  pour  ses  actes  anterieurs. 

Article  22. 

Les  militaires  non  deguises  qui  ont  penetre  dans  la  zone  d'operations  de 
l'armee  eunemie,  k  l'efifet  de  recueillir  des  informations,  ne  sont  pas  consideres 
comme  espion. 

De  meme,  ne  doivent  pas  6tre  consideres  comme  espions,  s'ils  sont  captures 
par  Fennemi:  les  militaires  (et  aussi  les  non -militaires  accomplissant  ouvertement 
leur  mission)  charges  de  transmettre  des  depeches  destinees  soit  ä  leur  propre 
armee,  soit  k  l'armee  ennemie. 

A  cette  categorie  appartiennent  egalement,  s'ils  sont  captures,  les  individus 
envoyes  en  ballon  pour  transmettre  les  depöches,  et,  en  general,  pour  entretenir  les 
Communications  entre  les  diverses  parties  d'une  armee  ou  d'un  territoire. 

Des  prisonniers  de  guerre. 

Article  23. 

Les  prisonniers  de  guerre  sont  des  ennemis  legaux  et  desarmes. 

Ils  sont  au  pouvoir  du  Gouvernement  ennemi,  mais  non  des  individus  ou  des 
corps  qui  les  ont  captures. 

11s  doivent  etre  traites  avec  humanite. 

Tout  acte  d'insubordination  autorise  k  leur  egard  les  mesures  de  rigueur  necessaires. 

Tout  ce  qui  leur  appartient  personnellement,  les  armes  exceptees,  reste  leur 
proprietö. 

Article  24. 

Les  prisonniers  de  guerre  peuvent  etre  assujettis  ä  l'internement  dans  une 
ville,  forteresse,  camp  ou  localite  quelconque,  avec  Obligation  de  ne  pas  s'en  eloigner 
au  delä  de  certaines  limites  determinees;  mais  ils  ne  peuvent  etre  enfermes  que 
par  mesure  de  sürete  indispensable. 

Article  25. 

Les  prisonniers  de  guerre  peuvent  etre  employes  k  certains  travaux  publics 
qui  n'aient  pas  un  rapport  direct  avec  les  Operations  sur  le  tbeätre  de  la  guerre,  et 
qui  ne  soient  pas  extenuants  ou  bumiliants  pour  leur  grade  militaire,  s'ils  appar- 
tiennent ä  l'armee,  ou  pour  leur  position  officielle  ou  sociale,  s'ils  n'en  fönt  point 
partie. 

Ils  pourront  egalement,  en  se  conformant  auz  dispositions  reglementaires  & 
fixer  par  i'autorite  militaire,  prendre  part  aux  travaux  de  Tindustrie  privee. 

Leur  salaire  servira  ä  ameliorer  leur  position  ou  leur  sera  compte  au 
moment  de  leur  deliberation.  Dans  ce  cas,  les  frais  d'en treuen  pourront  etre  defal- 
ques  de  ce  salaire. 

Article  26. 

Les  prisonniers  de  guerre  ne  peuvent  6tre  astrein ts  d 'aucune  maniere  k 
prendre  une  part  quelconque  k  la  poursuite  des  Operations  de  la  guerre. 

Article  27. 

Le  Gouvernement  au  pouvoir  duquel  se  trouvent  les  prisonniers  de  guerre 
se  Charge  de  leur  entretien. 

Les  conditions  de  cet  entretien  peuvent  <Hre  etablies  par  une  entente  mutuelle 
entre  les  parties  belligerantes. 

A  defaut  de  cette  entente,  et  comme  principe  general,  les  prisonniers  de 
guerre  seront  traites  pour  la  nourriture  et  l'habillement  sur  le  möme  pied  que  les 
troupes  du  Gouvernement  qui  les  aura  captures. 

Article  28. 

Les  prisonniers  de  guerre  sont  soumis  aux  lois  et  reglements  en  vigueur  dans 
l'armee  au  pouvoir  de  laquelle  ils  se  trouvent. 

Gontre  un  prisonnier  de  guerre  en  fuite  il  est  permis,  apres  sommation,  de 
faire  usage  des  armes.  Repris,  U  est  passible  de  peines  disciplinaires  ou  soumis  k 
une  surveillance  plus  severe. 

Si,  apres  avoir  reussi  k  s'echapper,  il  est  de  nouveau  fait  prisonnier,  il  n'est 
passible  d'aucune  peine  pour  sa  fuite  anterieure. 
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Article  29. 

Chaque  prisonnier  de  guerre  est  tenu  de  declarer,  s'il  est  interroge  a  ce 
sujet,  ses  ventables  noms  et  grade  et,  dans  le  cas  oü  il  enfreindrait  cette  regle,  il 
s'exposerait  ä  une  restriction  des  avantages  accordes  aux  prisonniers  de  gnerre  de 
sa  categorie. 

Article  30. 

L'echange  de  prisonniers  de  guerre  est  regle  par  une  entente  mutueUe  entre 
les  parties  belligerantes. 

Article  31. 

Les  prisonniers  de  guerre  peuvent  etre  mis  en  liberte  sur  parole,  si  les  lois 
de  leur  pays  les  y  autorisent,  et,  en  pareil  cas,  ils  sont  obliges,  sous  la  garantie 
de  leur  honneur  personnel,  de  remplir  scrupuleusement,  tant  a  vis-a-vis  de  leur 
propre  Gouvernement  que  vis-ä-vis  de  celui  qui  les  a  fait  prisonniers,  les  engage- 
inents  quils  auraient  contracies 

Dans  le  raeme  cas  leur  propre  Gouvernement  ne  doit  ni  eziger  ni  accepter 
d'eux  aucun  service  contraire  ä  la  parole  donnee. 

Article  32. 
Un  prisonnier  de  guerre  ne  peut  pas  etre  contraint  d 'accepter  sa  liberte  sur 
parole ;  de  meme  le  Gouvernement  ennemi  n'est  pas  oblige  d'acceder  a  la  demande 
du  prisonnier  reclamant  sa  mise  en  liberte  sur  parole. 

Article  33. 

Tout  prisonnier  de  guerre,  libere  sur  parole  et  repris  portant  les  armes 
contre  le  Gouvernement  envers  lequel  il  s'etait  engage  d' honneur,  peut  etre  prive 
des  droits  de  prisonnier  de  guerre  et  traduit  devant  les  tribunaux. 

Article  34. 
Peuvent  egalement  etre  faits  prisonniers  les  individus  qui,  se  trouvant  aupres 
des  armees,  n'en  fönt  pas  directement  partie,  tels  que  les  correspondants,  les 
reporters  de  journaux,  les  vivandiers,  les  fournisseurs,  etc.,  etc.  Toutefois  ils  doivent 
etre  munis  d'une  autorisation  emanant  du  pouvoir  competent  et  d'un  certificat 
d'identite. 

Des  malades  et  des  blessös. 

Article  35. 

Les  obligations  des  belligerants  concernant  le  service  des  malades  et  des 
blesses  sont  regies  par  la  Convention  de  Geneve  du  22  aoüt  1864,  sauf  les  modi- 
fications  dont  celle-ci  pourra  6tre  l'objet. 

Du  pouvoir  militaire  ä  l'egard  des  personnes  privöes. 

Article  36. 
La   population   d'un   territoire   occupe  ne  peut  etre  forcee  de  prendre  part 
aux  Operations  militaires  conti-e  son  propre  pays. 

Article  37. 
La  population  d'un  territoire  occupe   ne  peut  6tre  contrainte  de  preter  ser- 
ment  k  la  puissance  ennemie. 

Article  38. 

L'honneur  et   les  droits   de  la  famille,  la  vie  et  la  propriete  des  individus, 
ainsi  que  leurs  convictions  religieuses  et  l'exercice  de  leur  culte  doivent  ötre  respectes. 
La  propriete  privee  ne  peut  pas  etre  confisquee. 

Article  39. 
Le  pillage  est  formellement  interdit. 

Des  contributions  et  des  r6quisitions. 

Article  40. 
La  propriete  privee  devant  etre  respectee,  l'ennemine  demandera  aux  com- 
munes  ou  aux  habitants  que  des  prestations  et  des  Services  en  rapport  avec  les 
necessites  de  guerre  generalement  reconnues,  en  proportion  avec  les  ressources  du 
pays  et  qui  n'impliquent  pas  pour  les  populations  l'obligation  de  prendre  part  aux 
Operations  de  guerre  contre  leur  patrie. 
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Article  41. 

L'ennemi  prelevant  des  contributions  soit  comme  äquivalent  ponr  des  impöts 
(▼.  art  5)  ou  pour  des  prestations  qui  devraient  $tre  faites  en  natura  soit  ä  titre 
«Tarnende  n'y  procedera,  autant  que  posfible,  que  d'apres  les  regles  de  la  repar- 
tition  et  de  l'assiette  des  impöts  en  vigueur  dans  le  territoire  occup6. 

Les  autorites  civiles  du  Gouvernement  legal  y  preteront  leur  assistance  si 
elles  sont  restees  en  fonctions. 

Les  contributions  ne  pourront  elre  imposees  que  sur  Tordre  et  sous  la  res- 
ponsabilite  du  general  en  chef  ou  de  l'autorite  civile  superieure  etablie  par  Ten- 
nemi  ^  dans  le  territoire  occupe.  Pour  toute  contribution  un  re<ju  sera  donne  au 
contribuable. 

Article  42. 

Les  requisitions  ne  seront  faites  qu'avec  l'autorisation  du  commandant  dans 
la  localite  occupee. 

Pour  toute  requisition  il  sera  accorde  une  indemnite  ou  delivre  un  rec,u. 

Des  Parlementaires. 

Article  43. 

Est  considere  comme  parlementaire  l'individu  autorise  par  Tun  des  belli- 
gen&nls  ä  entrer  en  pourparlers  avec  l'autre  et  se  presentant  avec  le  drapeau  blanc, 
accompagne  d'un  trompette  (clairon  ou  tambour)  ou  aussi  d*un  porte  drapeau.  II 
aura  droit  a  rinviolabilite  ainsi  que  le  trompette  (clairon  ou  tambour)  et  le  porte- 
drapeau  qui  raccompagnent. 

Article  44. 

Le  chef  anquel  un  parlementaire  est  expecUe  n'est  pas  oblige  de  le  recevoir 
en  toutes  circonstances  et  dans  toutes  conditions. 

II  lui  est  loisible  de  prendre  toutes  les  mesures  necessaires  pour  empöcher 
le  parlementaire  de  proßter  de  son  sejour  dans  le  rayon  des  positions  de  rennemi 
au  prejudice  de  ce  dernier,  et  si  le  parlementaire  s'est  rendu  coupable  de  cet  abus 
de  confiance,  il  a  le  droit  de  le  retenir  temporairement. 

U  peut  egalement  declarer  d'avance  qu'il  ne  recevra  pas  de  parlementaire 
pendant  un  temps  determine.  Les  parlementaires  qui  viendraient  &  se  presenter 
apres  une  pareille  notification,  du  cöte  de  la  partie  qui  l'aurait  re<;ue,  perdraient 
le  droit  ä  l'inviolabilite. 

Article  45. 

Le  parlementaire  perd  ses  droits  d'inviolabilite,  s'il  est  prouve  dune  maniere 
positive  et  irrecusable  qu'il  a  profite  de  sa  position  privitegiee  pour  provoquer  ou 
conunettre  un  acte  de  trahison. 

Des  capitulations. 

Article  46. 

Les  conditions  des  capitulations  sont  debattues  entre  les  parties  contractantes. 
Elles  ne  doivent  pas  etre  contraires  ä  Thonneur  militaire. 
Une  fois  fixees  par  une  Convention  elles  doivent  etre  scrupuleusement  ob- 
servees  par  les  deux  parties. 

De  rarmistice. 

Article  47. 

L  armistice  supend  les  Operations  de  guerre  par  un  accord  mutuel  des  parties 
beUigerantes.  Si  la  duree  n'en  est  pas  determinee,  les  parties  belligerantes  peu- 
vent  reprendre  en  tout  temps  les  Operations,  pourvu,  toutefois,  que  l'ennemi  soit  averti 
en  temps  convenu,  conformement  aux  conditions  de  Tarmistice. 

Article  48. 

L'armistice  peut  elre  general  ou  local.  Le  premier  suspend  partout  le» 
Operations  de  guerre  des  Etats  belligerants ;  le  second  seulement  entre  certaine* 
fractions  des  armees  belligerantes  et  dans  un  rayon  determine. 
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Article  49. 

L'armistice  doit  etre  officiellement  et  sans  retard  notifie  aux  autorites 
competentes  et  aux  troupes.  Les  hostilites  sont  suspendues  immediatement  apres 
la  notification. 

Article  50. 

II  depend  des  parties  contractantes  de  fixer,  dans  les  clauses  de  l'armistice, 
les  rapports  qui  pourront  avoir  lieu  entre  les  populations. 

Article  51. 

La  violation  de  l'armistice  par  l'une  des  parties  donne  ä  l'autre  le  droit  de 
le  denoncer. 

Article  52. 

La  violation  des  clauses  de  l'armistice  par  des  particuliers,  agissant  de  leur 
propre  initiative,  donne  droit  seulement  ä  reclamer  la  punition  des  coupables  et, 
s'il  y  a  lieu,  une  indemnite  pour  les  pertes  eprouvees. 

Des    belliggrants    internus  et  des    bless6s   soignäs  chez    les 

neutres. 

Article  53. 

L'Etat  neutre  qui  re^oit  sur  son  territoire  des  troupes  appartenant  aux  armees 
belligerantes  les  internera,  autant  que  possible,  loin  du  theätre  de  la  guerre. 

II  pourra  les  garder  dans  des  camps  et  meme  les  enfermer  dans  des  forter- 
esses  ou  dans  des  lieux  appropries  ä  cet  effet. 

II  deeidera  si  les  ofticiers  peuvent  etre  laisses  libres  en  prenant  l'engageraent 
sur  parole  de  ne  pas  quitter  le  territoire  neutre  sans  autorisation. 

Article  54. 

A  defaut  de  Convention  speciale,  l'Etat  neutre  fournira  aux  internes  les  vivres, 
les  habillements  et  les  secours  commandes  par  l'humanite. 

Bonifikation  sera  faite  ä  la  paix  des  frais  occasionnes  par  l'internement. 

Article  55. 

L'Etat  neutre  pourra  autoriser  le  passage  par  son  territoire  des  blesses  ou 
malades  appartenant  aux  armees  belligerantes,  sous  la  reserve  que  les  trains  qui 
les  ameneront  ne  transporteront  ni  personnel  ni  materiel  de  guerre. 

En  pareil  cas,  1  Etat  neutre  est  tenu  de  prendre  les  mesures  de  sürete  et 
de  contröle  necessaires  k  cet  effet. 

Article  56. 

La  Convention  de  Geneve  s'applique  aux  malades  et  aux  blesses  interne«  sur 
territoire  neutre. 

EI.  Dass  die  Brüsseler  Deklaration  nicht  ratifiziert  wurde, 
geht  nicht  bloss  auf  die  Orientwirren  zurück,  welche  der  Konferenz  folgten, 
sondern  hat  vor  allem  in  „divergences  accentu6esu,  in  einem  inneren 
Zwiespalt  seinen  Grund,  der  sich  schon  durch  die  Brüsseler  Beratungen 
hindurch  zog.1) 

Trotzdem  die  Konferenz  neben  zwei  tüchtigen  Völkerrechtstheoretikern 
(v.  Martens  und  Bluntschli)  eine  ganze  Anzahl  ausgezeichneter  Militärs 
—  vor  allem  den  preussischen  General  Voigts-Rhetz  —  in  ihrer  Mitte 
hatte,  die  sich  allem  Anschein  nach  leicht  verständigt  hätten,  spielten, 
wie  v.  Martens  später  berichtete,  die  Diplomaten  die  Hauptrolle  und  haben 


*)  Vgl.  v.  Martens  La  paix  et  la  guerre  1901  p.  115.  Es  war  deshalb  keine  Unter- 
zeichnung der  Deklaration  sondern  nur  eine  solche  des  Schlussprotokolls  erfolgt,  welches 
auch  die  auf  der  Konferenz  geltend  gemachten  Einwendungen  enthielt,  um  dieselben  einer 
weiteren  Prüfung  der  Kabinette  zu  unterwerfen,     (v.  Martens  a.  a.  O.) 
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zur  Verteidigung  ihrer  übrigens  in  keiner  Weise  bedrohten  Nationalinteressen 
fortwährend  Erwägungen  der  hohen  Politik  geltend  gemacht.1) 

Es  bestand  eben  ein  Gegensatz  der  grossen  Militärmächte  mit  ihren 
berufsmässigen  Soldaten  und  der  Kleinstaaten  mit  ihrer  mangelhaften 
Organisation,  Disziplin  und  Bewaffnung.  Daraus  ergab  sich  vor  allem 
eine  ganz  verschiedene  Würdigung  des  meistumstrittenen2)  Rechts  der 
Okkupationsarmee . 

Die  Konferenz  war  unter  keinem  günstigen  Stern  zusammengetreten. 
Nach  1870  sahen  viele  Franzosen,  wie  v.  Martens  betonte,8)  überall  nur 
von  Bismarck  gestellte  Fallen  sowie  preussische  Intriguen  und  man  hatte 
kein  Auge  dafür,  dass  der  russische  Entwurf  weitgehende  Beschränkungen 
des  Siegers  enthielt.4) 

So  waren  1874  einzelne  Staaten  der  Kodifikation  des  Kriegsrechts 
noch  völlig  abgeneigt,  insbesondere  neben  England  6)  und  der  Schweiz  auch 
Belgien  und  Holland  trotz  der  abweichenden  Haltung  des  holländischen 
Kriegsministers,  Den  Beer  Poortugael,  der  schon  1872  für  die  Not- 
wendigkeit der  Kriegsrechtskodifikation  eingetreten  war,6)  wie  auch  1875 
der  belgische  General  Brialmont  gegen  seine  Regierung  diesen  Stand- 
punkt vertrat. 

Man  hatte,  wie  v.  Martens  berichtet,7)  nicht  nur  in  Frankreich, 
sondern  auch  in  Belgien  und  Holland  und  besonders  in  England  die  aben- 
teuerlichsten Gerüchte  über  das  wirkliche  Ziel  der  Brüsseler  Konferenz 
verbreitet;  und  es  gehörte  zum  staatsmännischen  Ton  und  vaterländischen 
Eifer,  die  Brüsseler  Konferenz  zu  verdächtigen. 

v.  Holtzendorff  glaubte  deshalb,  auch  für  die  Zukunft  den  Kriegs- 
rechtskodifikationsbestrebungen  ein  schlimmes  Horoskop  stellen  zu  müssen.8) 
Aber  Lueder  meinte  unter  gleichzeitiger  Anerkennung  der  grossen  Schwierig- 
keiten: „als  unüberwindlich  dürften  auch  sie  sich  nicht  erweisen.*9) 

Das  Brüsseler  Schlussprotokoll  selbst  erwähnte  bereits  die  Tatsache, 
dass  alle  Konferenzmitglieder  ohne  Ausnahme  die  gebieterische  Notwen- 
digkeit der  Kriegsrechtskodifikation  anerkannt  hätten. 

Dabei  wurde  erklärt,  dass  der  Fortschritt  der  Zivilisation  verlange 

„cTatttnuer  aiäant  que  possibU  les   ccUamites  de   la  guerre^1. 
Der  Kriegszweck  sei  „d'affaiblir  Vennemi  sans  lux  infiiger   des  souffrances 
inutile*". 10) 

*)  a.  a.  0.  p.  111. 

a)  a.  a.  0.  p.  113  ff. 

*)  a.  a.  0.  p.  100. 

*)  a.  a.  0.  100. 

*)  a.  a.  0.  67.     Vgl.  auch  Merignhac,  La  conf.  intern,  de  la  paix  p.  166. 

•)  a.  a.  0.  p.  60  f. 

')  a.  a.  O.  p.  101,  106. 

8)  Hdb.  des  VR.  I.  139. 

•)  a.  a.  0.  IV.  328. 

10)  v.  Martens,  a.  a.  0.  115.    So  schon  die  Petersburger  Deklaration  v.  1868. 
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Zweites  Kapitel. 

Die  Kodfflhatlonsarbeit  der  Haager  Konferenz. 

§6. 
Das  Kriegsrechtsprogramm, 

Fast  unmittelbar  nach  Schluss  der  Brüsseler  Konferenz,  am  26.  Sep- 
tember 1874,  richtete,  wie  von  Martens  berichtet,1)  die  russische  Regie- 
rung an  alle  Brüsseler  Konferenzmächte  das  Ersuchen,  etwaige  Bemer- 
kungen und  Abänderungsanträge  zur  Brüsseler  Deklaration  bei  ihr  einzu- 
reichen, damit  das  russische  Kabinett  dann  eventuell  ein  neues  Projekt 
vorzulegen  oder  eine  neue  Konferenz  anzuregen  in  der  Lage  sei. 

Die  europäischen  Regierungen  entsprachen  diesem  Wunsche.  In 
einigen  Staaten  wurden  Fachkommissionen  zum  Studium  der  Brüsseler 
Deklaration  gebildet,  und  es  waren  auch  bereits  greifbare  Resultate  zu  ver- 
zeichnen, als  wiederum  die  Weigerung  Englands2),  an  einer  neuen  Kriegs- 
rechtskonferenz teilzunehmen  und  später  der  Aufstand  in  der  Herzegowina 
einen  Strich  durch  die  Rechnung  machte. 

Nunmehr  setzte  die  Wissenschaft  ein,  und  das  Institut  de  droit  inter- 
national kam  nach  5  jähriger  Arbeit  1880  zu  seinem  bereits  erwähnten 
„Manuel  des  lois  de  la  guerre  sur  terre*. 

Endlich  im  Jahre  1899,  25  Jahre  nach  der  Brüsseler  Konferenz,  sah 
Russland  den  Augenblick  gekommen,  mit  seinem  Kodifikationsplan  noch 
einmal  vor  die  zivilisierte  Welt  zu  treten. 

Das  russische  Rundschreiben  vom  30.  Dezember  1898  (11.  Januar 
1899)8)  setzte  die  Frage  der  Kriegsrechtskodifikation  auf  das  Programm 
der  Haager  Konferenz.    Ziffer  7  lautete: 

„Revision  de  la  Däclaration   concernant  les  lois  et 

coutumes   de   la  guerre  61aboree  en  1874  par  la  Confe- 
rence  de   Bruxelles,    et   rest§e   non    ratifi6e  jusqu'ä  ce 

jour." 

Die  Schwierigkeiten  einer  Kriegsrechtskodifikation  traten,  wie  wir 
bald  sehen  werden,  zwar  jetzt  noch  einmal  in  ihrer  ganzen  Grösse  hervor ;  aber 
der  russische  Optimismus  behielt  recht. 

Wie  kam  gerade  die  Friedenskonferenz  dazu,  ein  Kriegsrecht 
schaffen  zu  wollen? 

Darüber  hat  sich  v.  Martens  später  ausgelassen,  indem  er  diese 
Frage  in  Verbindung  mit  dem  ungelösten  Problem  des  ewigen  Friedens 
lind  des  Rüstungsstillstands  brachte :  könne  man  das  Ideal  nicht  erreichen, 
so  solle  man  wenigstens  dem  Fortschritt  dienen.4) 

*)  La  paix  et  la  guerre  1901  p    116. 

2)  Note  des  Lord  Derby  v.  20.  Januar  1875  (v.  Martens  a.  a.  0.  p  116.)  Gegen 
die  vom  englischen  Kabinett  vorgetragenen  Gründe  richtete  sich  dann  eine  russische  Note 
v.  24.  Januar  (5.  Februar)  1875  (a  a.  O.)  Vgl.  Revue  des  Deux-Mondes  1875  VIII.  465. 
Merignhac,  La  conf.  intern,  de  la  paix  p.  166. 

3)  Vgl.  Bd.  I  10  f. 

4)  Die  Kriegsrechtskodifikation  hätte  aber  auch  neben  der  Rüstungseinschränkung 
einen  Sinn  gehabt,  wie  ja  auch  beide  Punkte  nebeneinander  ins  Programm  eingestellt 
waren. 
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In  der  letzten  Zeit,  so  führte  v.  Martens  aus,  suchte  man1)  zu  beweisen, 
dass  der  Krieg  tatsächlich  unmöglich  geworden  sei,  weil  er  unmittelbar  den  wirt- 
schaftlichen Ruin  der  kriegführenden  Staaten  herbeiführen  würde.  Leider  werden 
diese  wissenschaftlichen  und  philosophischen  Erwägungen  die  Volker  niemals 
hindern  neue  Kriege  anzufangen  und  sich  gegenseitig  hinzumorden. 

Wenn  somit  der  ewige  Friede  noch  kein  fait  accompli  ist,  wenn  selbst  der 
auf  die  hochherzige  Anregung  des  Zaren  zurückgehende  Vorschlag  einer  Rüstungs- 
beschränkung eine  einstimmige  Annahme  nicht  finden  konnte,  ist  es  da  nicht 
natürlich,  wenigstens  das  Kriegsunheil  und  Unglück  einzudämmen?  Wenn  man 
das  Ideal  nicht  erreichen  kann,  soll  man  nicht  auf  den  Fortschritt  rerzicbten. 
Nachdem  die  Einschränkung  der  Rüstungen  nicht  beschlossen  wurde,  muss  man 
wenigstens  die  Verwendung  und  die  unheilvollen  Wirkungen  gewisser  Kriegswaffen 
einschränken ! 

Das  ist  die  treibende  Erwägung  bei  allen  Kriegsrechtskodifikations versuchen 
gewesen  und  deshalb  hat  die  Friedenskonferenz  v.  1899  der  Menschheit  einen 
grossen  Dienst  erwiesen,  indem  sie  die  Verhandlung  des  auf  der  Brüsseler  Kon- 
ferenz gestellten  Problems  glücklich  zum  Abschluss  brachte.3) 

Was  indes  die  Begründung  mit  der  Ablehnung  des  Rüstungsstill- 
standes betrifft,  so  konnte  Russland  bei  seiner  Programmaufstellung  noch 
gar  nicht  wissen,  welchen  Ausgang  die  Rüstungsfrage  haben  werde. 

Ich  glaube,  dass  die  Sache  sehr  einfach  liegt: 

Russland  nahm  die  erste  passende  Gelegenheit  wahr, 
seine  Lieblingsidee  von  der  Kodifikation  des  Kriegsrechts 
der  Verwirklichung  entgegenzuführen. 

Damit  hat  Russland  in  der  Tat  der  Menschheit  einen  grossen  Dienst 
geleistet. 

Ein  durchgebildetes  Kriegsrecht  bedeutet  Schutz  gegen  den  Missbrauch 
der  Gewalt  im  Krieg.  Ein  Kriegsrecht  aber  bedarf,  damit  seine  Wirksam- 
keit nicht  räumlich  beschränkt  ist,  der  Anerkennung  aller  Kulturmächte; 
und  seine  nun  einmal  notwendige  juristische  Bestimmtheit  kann  nur  durch 
Kodifikation  erreicht  werden. 

Während  der  25  Jahre  seit  der  Brüsseler  Konferenz  waren  nun,  wie 
Martens  berichtet,8)  glücklicherweise  viele  Vorurteile  geschwunden.  Die 
Befürchtung,  das  Opfer  einer  ungerechten  Invasion  von  Seiten  einer  Gross- 
macht zu  werden,  war  dem  gegenseitigen  Vertrauen  gewichen. 

Immerhin  waren  noch  grosse  Schwierigkeiten  zu  überwinden.  Einige 
Mittelstaaten  waren  noch  nicht  ohne  Sorge;  und  der  belgische  Bevoll- 
mächtigte Beernaert,  der  wie  auch  Zorn4)  später  anerkannte,  hervor- 
ragenden Anteil  an  den  Beratungen  nahm  und  in  sehr  geschickter  Weise 
die  Interessen  der  kleineren  Staaten  vertrat,  machte  sich  zum  Sprachrohr 
der  Bedenken,  die  darin  gipfelten,  dass  man  im  Begriffe  stehe,  die  Macht 
des  Stärkeren  legalisieren  zu  wollen.6) 


*)  v.  Bloch  vgl.  Bd.  I.  9. 

a)  La  paix  et  la  guerre  1901,  preTace  p.  VI. 

s)  La  paix  et  la  guerre  1901  p.  121. 

4)  „Im  neuen  Reich"  S.  338.  Vgl.  auch  S.  339.  Auf  S.  338  heisst  es  weiter: 
„Die  Vertretung  der  grossen  Militärmächte  und  überhaupt  der  militärischen  Notwendig- 
keiten erfolgte  in  ebenso  fester  wie  entgegenkommender  Weise  hauptsächlich  durch  unsern 
deutschen  Oberst  v.  Schwarzhoff,  dem  die  Militärdelegierten  der  übrigen  Grossmächte, 
insbesondere  der  russische  Oberst  Gilinsky,  sich  in  den  meisten  Fällen  anschlössen/' 

*)  v.  Martens  La  paix  et  la  guerre  p.  122. 
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Doch  damit  greife  ich  schon  den  Verhandlungen  vor,  deren  äusseren 
Verlauf  ich  vorerst  umschreiben  muss,  um  dann  an  der  Hand  der  Proto- 
kolle auf  alle  Einzelheiten  einzugehen. 

§7. 
Die  Verhandlungen. 

Die  Revision  der  Brüsseler  Deklaration  bildete,  wie  bereits  erwähnt,1) 
das  Arbeitsgebiet  der  zweiten  Kommission,  welche  mit  der  Vor- 
prüfung die  zweite   oder  militärische  Unterkommission  betraute. 

Die  Beratungen  der  Kommission  wie  der  Unterkommission  vollzogen 
sich  unter  dem  Präsidium  des  russischen  Bevollmächtigten  v.  Martens,  der, 
wie  wir  wissen,  sich  mehr  wie  irgend  jemand  um  die  Kodifikationsfrage  ver- 
dient gemacht  hatte,  der,  ebenso  wie  der  spanische  Herzog  v.  Tetuan,  schon 
die  Brüsseler  Konferenz  mitgemacht  hatte  und  deshalb  in  erster  Linie  ge- 
eignet war,  die  Verbindung"  der  beiden  Kongresse  herzust eilen.2) 

I.  Die  Unterkommission  hatte  nach  dem  Aufbau  der  Brüsseler 
Deklaration  (vgl.  oben  S.  24 — 30)  folgende  13  Abschnitte  zu  beraten: 

1.  Militärische  Gewalt  auf  besetztem  feindlichen  Gebiet. 

2.  Kriegsparteien;  Kombattanten  und  Nichtkombattanten. 

3.  Mittel  zur  Schädigung  des  Feindes. 

4.  Belagerungen  und  Bombardements. 
5;  Spione. 

6.  Kriegsgefangene. 

7.  Kranke  und  Verwundete. 

8.  Militärische  Gewalt  über  Privatpersonen. 

9.  Kontributionen  und  Requisitionen 

10.  Parlamentäre. 

11.  Kapitulationen. 

12.  Waffenstillstand. 

13.  Bei  Neutralen   festgehaltene  Kriegführende   und   in   Pflege    befindliche  Ver- 
wundete 

Es  waren  im  ganzen  56  Artikel. 

Der  erste  Abschnitt,  welcher  das  Recht  der  Occupationsarmee  ent- 
hält, war  nun  aber  gerade  die  instabilis  terra,  innabilis  unda. 

1.  In  Erinnerung  an  die  bereits  in  Brüssel  zu  Tage  getretenen 
Schwierigkeiten  regte  Martens  bei  der  ersten  Lesung  am  25.  Mai3)  an, 
die  Beratung  nicht  am  Art.  1  zu  beginnen,  sondern  vorerst  in  eine  Er- 
örterung der  schon  allgemein  anerkannten  Rechtssätze  einzutreten  und  dem- 
gemäss  eine  andere  Reihenfolge  zu  Grunde  zu  legen. 

Am  ersten  konnte  man  noch  mit  dem  Kriegsgefangenenrecht  beginnen, 
dem  sich  schon  vor  der  Brüsseler  Konferenz  das  allgemeine  Interesse  zu- 
gewandt hatte.4) 

Demgemäss  einigte  man  sich  über  folgende  Ordnung:5) 


*)  Vgl.  oben  S.  5. 

a)  Auch  Zorn  erklärte  später  „Im  neuen  Reich8  S.  337:  „Martens,  den  man  als 
den  Vater  der  Brüsseler  Deklaration  bezeichnen  darf,  und  der  auch  an  den  Beratungen 
in  Brüssel  bereits  teilgenommen  hatte,  beherrschte  den  Stoff  völlig." 

3)  III.  85. 

*)  Vgl.  oben  S.  22. 

ö)  III.  85.    Vgl.  auch  den  Rolin'schen  Kommissionsbericht  (III.  32). 
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t.  Kriegsgefangene  (Art.  23—34). 

2.  Kapitulationen  (Art  46)  und  Waffenstillstand  (Art  47—52). 

3.  Parlamentäre  (Art.  43—44). 

4.  Militärische  Gewalt  über  Privatpersonen  sowie  Kontributionen  und  Requisitionen 
(Art.  36-42).1) 

5.  Kranke  und  Verwundete  (Art.  35,  56).  *) 

6.  Spione  (Art.  19-22). 

7.  Mittel  zur  Schädigung  des  Feindes  (Art.  12—14)  sowie  Belagerungen  und  Bom- 
bardements (Art.  15 — 18). 

8.  Bei  Neutralen  festgehaltene  Kriegführende  und  in   Pflege  befindliche  Ver- 
wundete (Art.  53—55). 

9.  Militärische  Gewalt  auf  besetztem  feindlichen  Gebiet  (Art.  1  —8). 
10.  Kriegsparteien,  Kombattanten  und  Nichtkombattanten  (Art.  9—11). 

Nun  folgten  die  Beratungen  der  Unterkommission  in  zehn  Sitzungen 8) 
über: 

Kriegsgefangene  (III.  86—93); 

Kapitulationen  und  Waffenstillstand  (III.  93 — 95) ; 

Parlamentäre  (III.  95—96); 

Militärische  Gewalt  über  Privatpersonen  (HI.  97 — 98); 

Spione  (111.  98—100); 

Mittel  zur  Schädigung  des  Feindes  (III.  100—101); 

Belagerung  und  Bombardements  (III.  102 — 104); 

Bei  Neutralen  festgehaltene  Kriegführende  und  in  Pflege  befindliche 
Verwundete  (III.  104—110). 

Endlich  musste  man  sich  zur  Behandlung  der  „questions  les  plus 
dälicates4'4),  der  zurückgestellten  schwierigen  Abschnitte  1,  2  und  9  der 
Deklaration  (mittler weilen  Z.  9,  4  [teilweise]  und  10)  bequemen: 

Militärische  Gewalt  auf  besetztem  feindlichen  Gebiet; 

Kontributionen  und  Requisitionen. 

Kriegsparteien,  Kombattanten  und  Nichtkombattanten; 

Über  die  erregten  und  eindringlichen  Verhandlungen  berichten  die 
Protokolle  III.  111—159. 

Hier  lag  der  Schwerpunkt  der  Arbeit.  Waren  doch  die  Gegensätze 
zu  überwinden,  an  welchen  die  Ratifikation  der  Brüsseler  Deklaration  ge- 
scheitert war.  Ob  und  inwieweit  diese  Überwindung  wirklich  gelungen 
ist,  wird  später  zu  erörtern  sein. 

Schon  in  der  9.  Sitzung  am  12.  Juni  war  beschlossen  worden,  mit 
der  Textierung  der  angenommenen  Artikel  zu  beginnen  und  den  alten 
und  neuen  Text  im  Druck  nebeneinander  zu  stellen. ö)  Bei  dieser  Gelegen- 
heit wurde  folgender  Redaktionsausschuss  bestellt:   Gross  v.  Schwarzhoff 


*)  Später  (III.  97)  wurde  beschlossen,  das  Kontributions-  und  Requisitionsrecht 
zusammen  mit  dem  Recht  der  Occupationsarmee  (Z.  9)  zu  erörtern.  Vgl.  auch  den 
Rolin'schen  Kommissionsbericht  (HL  32). 

2)  Für  die  Beratung  dieser  Artikel  wollte  man  übrigens  erst  die  einschlägigen  Ver- 
handlungen der  Marine -Unterkommission  abwarten  (III.  85). 

8)  2.  Sitzung  am  27.  Mai  (III.  86  ff.).  3.  Sitzung  am  30.  Mai  (III.  90  ff.).  4.  Sitzung 
am  1.  Juni  (III.  97  ff.).  5.  Sitzung  am  3.  Juni  (III.  102  ff.).  6.  Sitzung  am  6.  Juni  (111. 
107  ff.).  7.  Sitzung  am  8.  Juni  (III.  117  ff.).  8.  Sitzung  am  10.  Juni  (III.  124  ff.).  9.  Sitzung 
am  12.  Juni  (III.  132  ff).  10.  Sitzung  am  17.  Juni  (III.  140  ff.).  11.  Sitzung  am  20.  Juni 
III.  150  ff). 

4)  Rolin'scher  Kommissionsbericht  III.  32. 

5)  III.  132. 

3* 
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(Deutscher),  Lammasch  (Österreicher),  Renault  (Franzose)1),  Gilinsky 
(Russe),  Court  (Engländer),  Zuccari  (Italiener),  Beldiman  (Rumäne)  und 
Rolin  (Vertreter  von  Siam),  letzterer  als  Berichterstatter.2) 

Dieser  Ausschuss  sollte  unter  der  Mitwirkung  des  Präsidenten  v.  Mar- 
tens,  der  auch  mit  Ausnahme  eines  Falles  den  Vorsitz  führte,8)  die 
Richtigstellung  und  schliessliche  Fassung  des  Textes  besorgen.4)  Er  hat 
sich  aber  auch  auf  dem  heissumstrittenen  Gebiet  des  Kontributions-  und 
Requisitionsrechts  durch  Ausgleichsvorschläge  verdient  gemacht.6) 

Die  neue  Fassung,8)  welche  der  Redaktionsausschuss  in  Gemässheit 
der  von  der  Unterkommission  in  erster  Lesung  gefassten  Beschlüsse 7)  her- 
stellte, ist  neben  dem  Text  der  Deklaration  III.  170  ff.  abgedruckt. 

Rolin  erstattete  einen  schriftlichen  Bericht,  ein  „remarquable  travailur 
zu  welchem  ihn  später  Beernaert  beglückwünschte.8) 

Die  Bevollmächtigten  wurden  alsdann  ersucht,  möglichst  schnell  ihre 
Wünsche  für  die  Feststellung  des  endgültigen  Berichts  der  Unterkommission 
mitzuteilen. 9) 

2.  Die  zweite  Lesung  der  Unterkommission  erfolgte  in  der  12.  Sitzung 
am  1.  Juli;10)  dabei  wurde  die  vom  Redaktionsausschuss  hergestellte  Fassung, 
die  auch  auf  einem  mehr  methodischen  Plan  beruhte,11)  zu  Grunde  gelegt.12) 

Rolin  erstattete  einen  mündlichen  Bericht,  der  sich  auf  eine  Fest- 
stellung der  Änderungen  beschränkte.18)  Die  Beratung  war  kurz,  und  der 
Präsident  sprach  am  Schlüsse  derselben  der  Unterkommission  und  ins- 
besondere dem  Berichterstatter  Rolin  den  üblichen  Dank  aus.14) 

Der  so  für  die  Beratung  der  Kommission  hergestellte  Text  ist  III.  50  ff.r 
der  für  die  Kommission  ausgearbeitete  Bericht  von  Rolin  III.  32  ff.  abgedruckt. 
Der  Bericht  betont  an  der  Spitze,  dass  die  Brüsseler  Deklaration  sich  ganz, 
ausschliesslich  mit  dem  Landkriegsrecht  befasst  habe  und  dass  dadurch  die 
Zuständigkeit  der  Konferenz  beschränkt  sei.     Man  habe  daraus  in  den  Ver- 


')  Für  Renault,  der  in  den  letzten  Sitzungen  verhindert  war,  trat  dann  General 
Mounier  ein  (III.  33  A.  1). 

2)  III.  13  und  32  A.  1.  Die  erfreuliche  Tatsache,  dass  Rolin  auch  die  Berichterstattung 
für  die  Unterkommission  übernommen  habe,  konnte  schon  am  27.  Mai  gemeldet  werden 
(III.  86). 

8)  III.  33  A.  1. 

4)  III.  132, 

5)  III.  141. 

•)  Diese  wurde  einstimmig  beschlossen,  mit  Ausnahme  des  Art.  59,  wozu  General 
Zuccari  vorerst  noch  Vorbehalte  machte  (III.  160). 

7)  Der  Redaktionsausschuss  hat  auch  selbständig  Änderungen  vorgenommen  (III .  160). 

8)  III.  160.  Ähnlich  Merignhac  (La  conf.  intern,  de  la  paix  p.  163)  und  Frh.  v. 
Stengel  (Archiv  f.  öff.  Recht,  XV.  15918).  Auch  Zorn  hat  spater  (,1m  neuen  Reich* 
S.  337  f.)  anerkannt,  dass  Rolin  seines  „Amtes  als  Berichterstatter  ausgezeichnet  waltete*. 
Um  die  Redaktion  habe  sieb  aber  auch  Lammasch  „grosse  Verdienste*  erworben. 

9)  Beernaert  und  Gross  v.  Schwarzhoff  traten  sofort  mit  solchen  Wünschen  hervor, 
deren  Berücksichtigung  Rolin  zusagte  (III.  160). 

10)  III.  160. 

n)  Rolin'scher  Kommissionsbericht  (III  33).  Merignhac,  La  conf.  intern,  de  la  paix 
p.  171. 

12)  a   a.  0. 
13j  III.  160  f. 
M)  III.  163. 
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handlangen  die  nötige  Folgerung  gezogen, x)  wie  jetzt  denn  auch  schon  die 
Überschrift  das  Sachverhältnis  klar  ausdruckt:  „Eteclaration  concernant  les 
lois  et  coutumes  de  la  guerre  sur  terre14. 

Dieser  Entwurf  hatte  bereits  die  heutige  Einteilung  in  4  „sectjons" 
oder  Abschnitte  mit  Kapiteln. 

IL  Die  Beratung  der  Kommission  über  den  neuen  Entwurf  er- 
folgte in  der  (4.)  Sitzung  am  Morgen  des  5.  Juli.8) 

Der  Rolin'sche  Bericht  wurde  gut  geheissen  und  im  Interesse  der 
Beschleunigung  ward  auf  Vorschlag  des  Präsidenten  v.  Martens  gleich 
kapitel weise  abgestimmt.8) 

Abgesehen  von  einer  rein  sprachlichen  Änderung  im  Art.  33, 4)  blieb 
es  bei  den  Beschlüssen  der  Unterkommission. 

III.  Das  Plenum  der  Konferenz  beschäftigte  sich  mit  dem  Entwurf 
des  Landkriegsrechts  in  der  5.  Sitzung  am  5.  Juli,5)  also  noch  an  demselben 
Tage,  an  welchem  die  Kommission  Beschluss  gefasst  hatte.  Der  Entwurf 
ist  I.  65  ff.,  der  Bericht  I.  47  ff.  abgedruckt. 

Der  Präsident  v.  Staal  sprach  unter  dem  Beifall  der  Versammlung 
dem  Vorsitzenden  der  Kommission  und  Unterkommission  v.  Martens  den 
wohlverdienten  Dank  aus.  Er  fand  Zustimmung  mit  der  Behauptung,  dass 
<ein  grosser  Teil  des  Erfolges  auf  diesen  wirklich  „hervorragenden  Juristen44 
falle,  der  sich  mit  Leib  und  Seele  seiner  Aufgabe  gewidmet  hätte.  Die 
zwölf  Sitzungen  der  Unterkommission  seien  Zeugen  einer  schweren  und 
unausgesetzten  Arbeit.  Ein  Glück  sei  es  auch  gewesen,  dass  die  Kom- 
mission und  Unterkommission  in  Rolin  einen  geradezu  idealen  Bericht- 
erstatter gehabt  habe,  der  bestimmt  und  unparteiisch  sei,  gleich  fähig  das 
<lanze  wie  seine  Einzelheiten  zu  überschauen.6) 

v.  Martens  bat  um  einfache  Annahme  des  Textes  und  Berichtes  en 
bloc,  wobei  er  den  letzteren  einen  „commentaire  interpr6tatif  authentique" 
nannte.7)  Die  Versammlung  entsprach  diesem  Vorschlag  und  nahm  den 
Entwurf  sowie  den  Kommissionsbericht  ohne  Debatte  an  8) 

Die  zweite  Kommission  hatte  weiter  folgende  vier  Wünsche  ausge- 
sprochen : 

es  möge  das  Neutralitätsrecht,  das  Flottenbombardement,  die 
Revision  der  Genfer  Konvention  und  der  Schutz  des  Privateigenutms 
im  Seekrieg  auf  das  Arbeitsprogramm  einer  späteren  Konferenz 
gesetzt  werden. 
Die  Konferenz  trat  auch  diesen  Beschlüssen  bei.9) 


l)  III.  32. 

*)  III   25  ff. 

•)  III.  26. 

*)  Nach  III.  28  wäre  „pour  empecher4  statt  „afin  d'empecher*  gesetzt  worden. 
Die  Brüsseler  Deklaration  hatte  aber  umgekehrt  „pour  empecher" ;  und  das  wurde  ge- 
ändert in  ,afin  d'empecher8. 

*)  I.  42ff. 

•)  III.  42. 

*)  a.  a.  0.    Vgl.  übrigens  darüber  oben  S.  89  f. 

*)  a.  a.  0. 

*)  I  42  f. 
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§8. 
Die  Formgebung  und  Ratifikation. 

I.  Schon  während  der  Verhandlung  in  der  Unterkommission  war 
die  Frage  der  diplomatischen  Verwertung  der  Beratungs- 
ergebnisse aufgeworfen  worden. 

1.  Bei  Beginn  der  1.  Lesung  in  der  2.  Sitzung  am  27.  Mai  meinte 
der  Vorsitzende  v.  Martens,  nach  seiner  Ansicht  handle  es  sich  nicht 
darum,  einen  wirklichen  internationalen  Codex  (un  code  scientifique  inter- 
national) herzustellen,  sondern  nur  für  die  Verhaltungsmassregeln,  welche  die 
Regierungen  ihren  Heeren  in  Kriegszeiten  geben,  die  verbindliche  Unter- 
lage zu  gewinnen.  So  wurde  sich  dann  ein  allgemeines  oder  wenigstens 
Europäisches  Kriegsrecht  entwickeln.  Im  Augenblick  hätte  sich  jede 
Regierung  nur  zu  verpflichten,  ihrer  Armee  seinerzeit  Ver- 
haltungsmassregeln auf  der  jetzt  vereinbarten  Grundlage  zu 
geben.1)  Dazu  bedürfe  es,  wie  er  alsbald  hinzufügte,  eines  besonderen 
Artikels  an  der  Spitze  der  Deklaration.  Die  Fassung  könne  später  be- 
stimmt werden.2) 

Das  war  also,  wie  Beernaert  auch  sofort  hervorhob,  die  mittelbare 
Art  zu  einer  internationalen  Kriegsrechtskodifikation  zu 
kommen.8) 

Die  Mittelstaaten  hatten  aber  später  Widerspruch  gegen  das  militärische 
Besetzungsrecht  und  gegen  die  Schranken  der  Volksverteidigung  erhoben, 
an  dem  das  ganze  Kodifikationswerk  zu  scheitern  drohte.  Eine  weitere 
Frage  war  insbesondere,  ob  England  mitmachen  würde. 

Die  Klärung  der  letzten  Frage,  welcher  man  mit  begreiflicher  Spannung 
entgegensah,  erfolgte  in  einer  Fortsetzung  der  Verhandlungen  über  die 
Frage  der  Formgebung  in  der  8.  Sitzung  der  Unterkommission  am  1 0.  Juni, 
über  welche  sich  dann  auch  der  Rolin'sche  Bericht  ausführlich  verbreitet. 

England  stand  vor  der  Entscheidung,  ob  auch  die  Haager  Arbeiten 
entgegen  den  Ausführungen  von  Martens  wiederum  nur  ein  einfacher 
internationaler  Akt  bleiben  sollten,  wie  die  Brüsseler  Deklaration,  die  in 
erster  Linie  an  der  Haltung  Englands  gescheitert  war. 

Der  englische  Standpunkt  hatte  anscheinend  noch  nicht  gewechselt.4) 

Ar  dag  h,  der  allerdings  mit  einer  pröcaution  oratoire6)  erklärte, 
nur  seine  persönliche  Ansicht  entwickeln  zu  wollen,  liess  darüber  keinen 
Zweifel.  Ardagh,  der,  wie  Zorn6)  später  sagte,  übrigens  gern  manch- 
mal „eine  schärfere  Tonart  anschlug",  hatte  aus  einer  Programmrede, 
die  Beernaert  in  der  vorangehenden  Sitzung  gehalten  hatte  und  die  sich 
gegen  ein  Recht  der  militärischen  Gewalt  im  besetzten  Gebiet  wandte, 
die  unangenehme  Überzeugung  gewonnen,  dass  die  Verhandlungen  über 


')  III.  86. 

2)  a.  a.  0. 

3)  a.  a.  0. 

4)  Merignbac,  La  conf.  intern,  de  la  paix  p.  166. 
ö)  a.  a.  0. 

*)  „Im  neuen  Reich*  S.  338. 


$  8.   Die  Formgebung  und  Ratifikation.  39 


die  Brüsseler  Deklaration   mit  einem  völkerrechtlichen  Abkommen  enden 
sollten  und  bekämpfte  nun  diesen  Plan  am  10.  Juni  mit  folgender  Rede:1) 

Ohne  den  Gründen  nachzugehen,  welche  für  die  im  Jahre  1874  erfolgte 
Ablehnung  der  Deklaration  verantwortlich  gemacht  werden  können,  ist  die  An- 
nahme erlaubt,  dass  die  Haager  Arbeiten  möglicherweise  denselben  Schwierigkeiten 
begegnen  Soll  die  Haager  Konferenz  nicht  das  Schicksal  der  Brüsseler  Konferenz 
teilen,  so  wird  die  Brüsseler  Deklaration  vielleicht  besser  nur  eine  allgemeine 
Grundlage  (base generale)  bleiben,  welche  die  einzelnen  Staaten  zur  Ausarbeitung 
ihrer  kriegsrechtlichen  Militärinstruktionen  benützen, 

„s  an  8  au  neun  engagement  tfadopter  tous  les  articles,  tels  quHls  resul- 
teront  des  votes  de  la  majorite. 

Ich  glaube,  dass  die  englische  Regierung  geneigt  ist,  auf  diese  Idee  einzugehen, 
statt  sich  wieder  der  Abstimmung  zu  enthalten,  wie  sie  dies  auf  der  Brüsseler 
Konferenz  getan  hat. 

England  beabsichtigt  alle  Artikel  der  Deklaration,  die  wir  den  Grund- 
sätzen des  Völkerrechts  entsprechend  erachten  werden,  in  das  Manuel  d'Instruc- 
tions  aufzunehmen.  Unter  diesem  Vorbehalt  wünschen  wir,  dass  sich  die  Kon- 
ferenz in  allen  aufgeworfenen  Kriegsrechtsfragen  entscheide 

Die  ganze  Streichung  gewisser  Artikel,  wie  sie  Beernaert  gerade  angeregt 
hat,  kann  von  den  Kriegsparteien  als  Ermächtigung  gedeutet  werden,  die  Kriegs- 
gesetze zum  Nachteil  der  Schwachen  auszulegen,  während  eine  abschliessende  Ver- 
handlung wenigstens  gewisse  Einschränkungen  an  dem  wegen  seiner  Unbestimmt- 
heit sonst  unbeschränkten  Recht  zu  Tage  befördern  würde.  Welches  übrigens  auch 
das  Abstimmungsresultat  sein  möge,  England  fühlt  sich  ihm  gegenüber 
f  r  e  i. 

Diese  völlige  Freiheit  in  der  Annahme  und  Abänderung  der 
Artikel  ist  für  England  von  der  grössten  Wichtigkeit. 

Folgt  man  meiner  Anregung,  so  verbürgt  das  nicht  bloss  möglicherweise 
sondern  ganz  sicherlich  ein  gutes  Endergebnis.  So  wird  man  den  Gefahren  eines 
Schiffbruches  entrinnen,  der  mit  dem  Plan  eines  förmlichen  Abkommens  oder  auch 
der  verbindlichen  Annahme  übereinstimmender  Militärinstruktionen  droht. 

Übrigens  ist  das  nur  meine  persönliche  Meinung  und  England  bleibt  in 
seiner  Entscheidung  völlig  frei.2) 

Diese  „vorher  sorgsam  formulierte  Erklärung44,  die  Ardagh  verlas  und 
die  er  zwar  „nur  für  seine  Person44,  aber  „doch  offenbar  im  Sinne  seiner 
Regierung44  abgab,8)  rüttelte,  wie  auch  v.  Martens  noch  einmal  1901  fest- 
stellte,4) höchst  bedenklich  an  der  Grundlage  des  Kodifikationswerkes.  Wenn 
die  Haager  Konferenzmächte  keinerlei  Verpflichtung  übernehmen  und  sich 
volle  Freiheit  vorbehalten  wollten,  dann  hatte  das  Konferenzwerk  über- 
haupt keinen  praktischen,  sondern  nur  einen  akademischen  Wert. 

Das  waar  nicht  die  Absicht  der  russischen  Regierung  gewesen,  als 
sie  der  Frage  der  Kriegsrechtskodifikation  nochmals  nahe  trat. 

Deshalb  erhob  sich  denn  auch  sofort  der  Kommissionspräsident  und 
russische  Bevollmächtigte  v.  Martens  und  hielt  „avec  Tautorite  qui  s'attache 


')  Hl.  124.  Die  Erwähnung  dieser  Rede  im  Bericht  hatten  Motono  und  Bille  eigens 
beantragt  (III.  125). 

2)  III.  124.    Über  diese  Rede  Ardagh s  berichtete  Rolin  (III.  33). 

3)  So  Zorn  „Im  Neuen  Reich"  S  338.  Zorn  gibt  hier  den  Inhalt  der  englischen 
Erklärung  folgendermassen  wieder:  „Die  Staaten  bleiben  rechtlich  der  Konvention  als 
solcher  gegenüber  frei;  sie  können  von  ihrem  Inhalt  zum  Recht  erheben,  was  ihnen 
hierzu  geeignet  erscheint;  was  ihnen  ungerecht  erscheint,  können  sie  weglassen.  Recht 
werden  die  Vorschriften  der  Konvention  erst  und  nur  durch  den  Einzelstaat/  Auch 
nach  Merignhac,  La  conf.  intern  de  la  paix  p.  167,  ging  der  Inhalt  der  Ardaghschen 
Erklärung  dahin:  „les  gou verneinen ts  devaient  repousser  tout  engagement  ferme  et  se 
reserver  la  pleine  liberte  d'aeeepter  ou  de  modifier  les  articles  de  la  Declaration.* 

A)  La  paix  et  la  guerre  p.  128. 
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ä  son  nom  et  ä  sa  parole"1)  in  gleichzeitiger  Widerlegung  der  Bedenken, 
welche  Beernaert  gegen  die  Kodifikation  eines  Occupationsrechts  erhoben 
hatte,  folgende  Rede:2) 

Das  Ziel  der  russischen  Regierung  geht  unverändert  dahin,  die  nachge- 
prüfte Brüsseler  Deklaration  könne  eine  solide  Grundlage  für  die  Instruktionen 
bilden,  welche  die  Regierungen  im  Kriegsfall  für  ihre  Landesheere  erlassen.  Soll 
eine  solche  Grundlage  in  Wirklichkeit  gewonnen  werden,  so  ist  aber  ein  ver- 
tragsmässiges  Abkommen  erforderlich,  ähnlich  wie  es  uns  in  der  Peters- 
burger Deklaration  von  1868  entgegentritt.  Es  dürfte  sich  empfehlen,  dass  die 
Mächte  in  einem  Artikel  ihr  Einverständnis  über  gleichförmige  Bestimmungen, 
welche  den  Inhalt  der  Instruktionen  binden  sollen,  vertragsmässig  festlegen.  Nur 
so  ergibt  sich  eine  Pflichtbeziehung  (force  obligatoire  liant  les  puissancessignataires). 
Natürlich  begründet  die  Deklaration  eine  solche  Verpflichtung  nur  für  die  Mächte, 
welche  das  Abkommen  unterzeichnen  oder  ihm  beitreten.  Würde  eine  andere 
Macht  in  den  Krieg  verwickelt,  so  kann  sie  Instruktionen  erlassen,  wie  sie  dieselben 
für  nützlich  und  billig  hält  und  zu  diesem  Behuf  unter  den  in  der  Völkerrechts- 
wissenschaft vertretenen  Rechtsmeinungen  wählen.  Aber  eine  zuverlässige  gleich- 
massige  und  anerkannte  Grundlage  werden  solche  Instruktionen  nicht  haben.  In  den 
Augen  der  russischen  Regierung  handelt  es  sich  jetzt  um  die  Gründung  einer  Art  von 
gegenseitiger  Versicherungsgesellschaft  gegen  die  Missbräuche  der  Gewalt  im  Krieg. 
Der  Eintritt  steht  frei,  aber  eine  Gesellschaft  braucht  Statuten.  Auch  die  Statuten 
der  Versicherungsgesellschaften  wollen  nicht  die  Schäden  kodifizieren,  sondern  nur 
vorsehen.  Bei  der  geplanten  Gesellschaft  handelt  es  sich  um  den  Schutz  der  Be- 
völkerung gegen  das  Nationalunglück. 

Man  verleiht  demselben  nicht  die  Sanktion,  sondern  bringt  es  nur  zur  Fest- 
stellung. Andererseits  richtet  sich  das  nicht  gegen  die  militärische  Notwendigkeit, 
sondern  einzig  und  allein  wider  den  Missbrauch  der  Gewalt,  gegen  welchen  man 
sich  schützen  will. 

Mit  dem  Vorschlag  an  die  Völker  der  gebildeten  Welt,  eine  Gesellschaft 
der  bezeichneten  Art  ins  Leben  zu  rufen ,  glaubt  übrigens  Russland  eine  Pflicht  zu 
erfüllen.  Die  Regierungen  aber  haben  sich  zu  entscheiden,  ob  sie  in  die  Ge- 
sellschaft eintreten  wollen  oder  nicht,  ob  sie  die  sich  entgegenstreckende  Hand 
annehmen  oder  abstossen.  Nur  die  Gesellschaftsmitglieder  werden  alle  Vorteile 
gemessen,  welche  die  Gesellschaft  für  die  Zeit  des  Kriegs  verspricht. 

Was  die  Gesellschaftsstatuten  betrifft,  so  kann  man  diese  nur  in  der  durch 
die  Haager  Verhandlungen  umgestalteten  Brüsseler  Deklaration  finden.  Aber  ver- 
gesse man  nicht,  dass  keiner  dieser  Artikel  das  Kriegsunglück  gutheisst.  Mit  den 
geplanten  Bestimmungen  will  man  vielmehr  nur  der  friedlichen  Bevölkerung  zur 
Zeit  der  Kriegsnot  Hilfe  leisten. 

Jetzt  ist  der  für  die  Haager  Konferenz  in  Wirklichkeit  massgebende  Ge- 
sichtspunkt einmal  in  schärfere  Beleuchtung  gesetzt.  Die  gemeinsamen  Arbeiten 
werden  hoffentlich  dazu  führen,  dass  nun  in  der  Tat  eine  Versicherungsgesellschaft 
gegen  die  Missbräuche  der  Gewalt  im  Krieg  entsteht. 

Später  stellte  Ardagh  übrigens  noch  einmal  fest,  dass  er  lediglich 
seine  persönliche  Ansicht  vorgetragen  habe.  Auf  die  Frage  des  italienischen 
ersten  Vertreters  Graf  Nigra,  ob  denn  die  englische  Regierung  diese  Ansicht 
teile,  erwiderte  Pauncefote,  man  werde  dieselbe  fragen  und  die  Entschei- 
dung rechtzeitig  mitteilen.8) 

Es  sei  übrigens  gleich  hier  bemerkt,  dass  England  angesichts  der  ein- 
mütigen Haltung  der  Konferenz  dem  Abkommenscharakter  nicht  mehr 
weiter  entgegenstand,  vielmehr  die  Konvention  annahm,  unterzeichnete  und 
ratifizierte. 

Die  englische  Regierung  hat  damit  eine  Probe  staatsmännischer 
Klugheit  und   praktischer  Masshaltung  gegeben,   für  welche  man  dankbar 


x)  Merignhac,  La  conf.  intern,  de  la  paix  p.  167. 

*)  III.  124  f.    Auch   diese  Rede  wurde  auf  Antrag  von  Motono  u.  Bille   (III.  125) 
in  den  Bericht  auszugsweise  aufgenommen  (III.  33;. 
3)  III.  126. 
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sein  muss  und  die  erwarten  lässt,  dass  England  anch  noch  anf  dem  Ge- 
biet des  Seekriegsrechts  Zugeständnisse  machen  wird,  die  schon  längst  von 
fast  allen  Grossmächten  gewünscht  werden. 

In  Verfolgung  der  weiteren  Verhandlungen  vom  10.  Juni  ist  noch 
folgendes  hervorzuheben. 

Der  serbische  Bevollmächtigte  Dr.  Veljkovitch  bemerkte  zu  den 
Reden  von  Ardagh  und  v.  Martens,  die  Zuständigkeit  der  Unter-Kommission 
erschöpfe  sich  in  der  Nachprüfung  der  Brüsseler  Deklaration.  Ob  man 
die  Form  eines  Abkommens  wähle,  das  zu  bestimmen,  sei  Sache  des  Plenums 
der  Konferenz.1) 

Der  Versitzende  schnitt  aber  jetzt  die  weitere  Debatte  über  die  Er- 
klärung Ardaghs  ab.  Seien  die  Verhandlungen  zu  Ende,  so  hätten  die 
Regierungen  diese  Frage  der  Verwertung  der  Beratungsergebnisse  zu  ent- 
scheiden.2) 

Diese  Auseinandersetzung  endigte  mit  folgender  Erklärung  Beer- 
naerts: 

Ardagh  habe  ihn  falsch  verstanden.  Er  schätze  das  Mensclilichkeitsziel, 
welches  die  russische  Regierung  im  Auge  habe,  sehr  hoch ;  ober  viele  Punkte  sei 
ja  auch  schon,  und  zwar  mit  der  Unterstützung  der  englischen  Abordnung  ein 
Einverständnis  erzielt.  Aber  im  Interesse  der  Sache  selbst  habe  er  die  Schwierig- 
keiten angedeutet,  welche  sich  entgegenstellen  würden,  wenn  man  gewisse  Fragen 
durch  ein  Abkommen  regeln  wolle.  Übrigens  schliesse  er  sich  dem  Vorschlag 
Odiers  an,  das  was  nicht  vertragsmässig  festgelegt  werde,  in  eine  wenn  auch  all- 
gemein gehaltene  Resolution  aufzunehmen.  Wolle  man  nur  Beschränkungen  für  den 
Sieger  verewigen,  so  könne  man  dies  unter  jener  Form  besorgen  Übrigens  sei  Belgien 
auf  Grund  seiner  ewigen  Neutralität  an  der  ganzen  Frage  gänzlich  unbeteiligt.9) 

Bei  Beginn  der  zweiten  Lesung  (1.  Juli)  konnte  der  Vorsitzende  v. 
Martens  mitteilen,  der  Redaktionsausschuss  sei  beauftragt,  die  Fassung  zu 
finden,  in  welcher  die  gewünschte  Verbindlichkeit  der  Signatarmächte  zum 
Ausdruck  komme.  Die  zu  diesem  Zwecke  auszuarbeitende  Einleitung  müsse 
dann  der  Kommission  zur  Genehmigung  vorgelegt  werden.4) 

2.  Am  Schluss  der  Kommissionsberatung  am  5.  Juli6),  als  die  jetzigen 
60  landkriegsrechtlichen  Artikel  angenommen  waren,  lenkte  der  Präsident 
v.  Martens  die  Aufmerksamkeit  der  Versammlung  wieder  auf  den  Rechts- 
charakter, welchen  man  den  Beschlüssen  geben  solle.  Der  mit  dieser  Prüfung 
beschäftigte  Redaktionsausschuss  hatte  sich  nach  eingehender  Verhandlung 
dahin  geeinigt,  dass  die  Beschlüsse  in  einer  besonderen  Akte  Aufnahme 
finden  sollten  und  diese  besser  »Convention11  als  „d6claration*  heisse. 

Demnach  wurde  als  „titre  de  l'acte"  gewählt: 

„Convention  concernant  les  lois  et  coutumes  de  la  guerre  sur 
terre."6) 

Diese  Konvention  soll  nach  der  Ausführung  des  Präsidenten  v.  Martens 
eine  verbindliche,  gleichmässige  Grundlage  für  die  Verhaltungsmassregeln 
schaffen,  welche  die  Regierungen  ihren  Truppen  im  Kriegsfalle  geben.7) 
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Dieser  Grundgedanke  wurde  in  der  Tat  auch  in  der  Einleitung  ausge- 
sprochen,1) welche  der  Redaktionsausschuss  einmütig  beschloss. 

Diese  Einleitung  war  im  übrigen  zum  guten  Teil  der  Erklärung  entlehnt, 
welche  v.  Martens  seinerzeit   in  der  Unterkommission   abgegeben  hatte.2) 

Die  jetzt  beschlossene  Einleitung  war  indes  nur  ein  „travail  pröpara- 
toire"8)  für  den  Redaktionsausschuss  zur  Abfassung  der  Schlussakte.4) 

Die  Abstimmung  in  der  Kommission  konnte  daher  die  Regierungen 
noch  nicht  verpflichten. 

Die  weiteren  Erörterungen  wollte  daher  der  Präsident  durch  die  Be- 
merkung abschliessen,  der  Redaktionsausschuss  zur  Abfassung  der  Schluss- 
akte habe  wie  bei  allen  Konferenzakten  so  auch  hier  das  Recht  der  end- 
gültigen Feststellung.6) 

Aber  der  holländische  Bevollmächtigte  van  Karnebeek  hielt  es  für 
nötig,  dabei  noch  eigens  hervorzuheben,  dass  die  Zuständigkeit  des  ge- 
nannten Ausschusses  nur  auf  die  Formgebung  nicht  auch  auf  die  In- 
haltsfestsetzung gehe. 

Nun  aber  hiess  es:  was  gehört  zur  Form?  Diese  Frage  wurde  in  Ver- 
bindung mit  der  Beitrittsfrage  lebhaft  erörtert. 

Der  vorerst  in  Aussicht  genommene  Text  des  einleitenden  Abkommens 
enthielt  noch  keine  Bestimmung  über  den  Beitritt  der  Nichtsignatarmächte, 
van  Karnebeek  erklärte  das  für  eine  „question  de  fond"  und  bemerkte  zur 
Sache,  der  Beitritt  müsse  freigegeben  werden.  Der  Präsident  hielt  das  aber 
für  eine  Formfrage,  welche  der  Redaktionsausschuss  zur  Abfassung  der  Schluss- 
akte unter  Vorbehalt  der  Genehmigung  des  Plenums  der  Konferenz  zu 
entscheiden  habe;6)  van  Karnebeek  indes  meinte,  dann  hätte  man  die  Be- 
schlüsse auch  der  Kommission  nicht  vorzulegen  brauchen.7) 

Als  sodann  der  deutsche  Bevollmächtigte  Gross  v.  Schwarzhoff  auch 
Nr.  1  und  2  der  „dispositions  finales1*  als  „questions  de  fond"  und  nicht 
„de  forme"  erklärte,  wurden  dieselben  sofort  zur  Abstimmung  gebracht 
und  vorbehaltlich  der  Schlussfassung  angenommen.8) 

Van  Karnebeek  kam  deshalb  auch  noch  einmal  auf  die  Beitrittsklausel 
zurück,  die  ebenfalls  keine  blosse  Formfrage  sei.  Er  wolle  über  die  question 
de  fond  aufgeklärt  sein,  ob  das  kriegsrechtliche  Abkommen  für  den  Beitritt 
der  Nichtsignatarmächte  offen  bleibe.9) 

Der  französische  Bevollmächtigte  Bourgeois  teilte  zwar  die  grund- 
sätzlichen Anschauungen  von  van  Karnebeek  und  Gross  v.  Schwarzhoff,  aber 
er  meinte,  gerade  im  Hinblick  auf  die  Wichtigkeit  der  Schlussbestim- 
mungen möge  man  dem  Ausschuss  zur  Abfassung  der  Schlussakte  die 
Entscheidung  überlassen,  die  ja  auch  gegenüber  den  übrigen  Konferenz- 
arbeiten, also  einheitlich,  getroffen  werden  müsse. 


')  III.  30. 

-)  Vgl.  unten  S.  47. 

3)  III.  30. 

4)  Vgl.  darüber  Bd.  1.  S.  42  f. 

5)  111.  30. 
•)  a.  a.  0. 
7)  a.  a.  0. 
*)  III.  30  f. 
•)  a.  a.  0. 
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v.  Karnebeek  erwiderte  indes,  es  bestehe  kein  Grund,  die  Beitritts- 
frage für  alle  Abkommen  übereinstimmend  zu  regeln. 

Wir  wissen  denn  auch  bereits  aus  Bd.  I  95  ff.,  dass  die  Konferenz 
demgemäss  entschied  und  für  das  friedensrechtliche  Abkommen  einen  ganz 
besonderen  Weg  einschlug. 

Endlich  fand  der  schwedische  Bevollmächtigte  den  Ausweg,  indem  er 
den  dann  auch  von  Karnebeek  für  annehmbar  erklärten  Vorschlag  machte, 
die  Kommission  möge  sich  zur  Sache  entscheiden  und  damit  dem  Aus- 
schuss  zur  Abfassung  der  Schlussakte  den  Weg  weisen.1) 

Nach  einem  Meinungsaustausch  zwischen  dem  Präsidenten,  Rolin  und 
van  Karnebeek  wurde  sodann  auf  Antrag  des  letzteren  die  Beitrittsklausel 
eingestellt  und  nach  einem  weiteren  Meinungsaustausch,  an  dem  sich  noch 
Descamps  und  Motono  beteiligten,  gegen  die  Stimmenthaltung  von  Frank- 
reich und  Spanien  einstimmig  in  dem  Sinne  angenommen,  dass  damit  dem 
Comite  de  l'Acte  final  allerdings  nur   eine  „indication"   gegeben  werde.2) 

Der  Redaktionsausschuss  zur  Abfassung  der  Schlussakte  waltete  nun- 
mehr seines  Amtes  und  das  Plenum  stimmte  zu.8) 

So  entstand  das  „Abkommen,  betreffend  die  Gesetze  und  Gebräuche 
des  Landkriegs.  Vom  29.  Juli  1899u  mit  seiner  Einleitung  und  seinen  5  Artikeln 
über  die  rechtliche  Natur  der  Vereinbarung  (Art.  1),  den  persönlichen  Gel- 
tungsbereich (Art.  2),  die  Ratifikation  (Art.  3),  den  Beitritt  (Art.  4)  und  die 
Kündigung  (Art.  5).  Diesem  Abkommen  sind  dann  die  in  Revision  der 
Brüsseler  Deklaration  vereinbarten  „Bestimmungen,  betreffend  die  Ge- 
setze und  Gebräuche  des  Landkriegs"  als  „Annexe"  oder  „Anlage"  beigefügt. 

II.  Wie  steht  es  mit  der  Unterzeichnung  und  Ratifikation 
des  Abkommens?4) 

1.  Unterzeichnet  wurde  das  Abkommen,  betreffend  die  Gesetze  und 
Gebräuche  des  Landkriegs  von  allen  Konferenzmächten  mit  Aus- 
nahme von  der  Schweiz  und  China. 

2.  Entscheidend  war  aber  die  Ratifikation.6) 

Der  Art.  3  des  Landkriegsabkommens  enthält  die  mit  den  übrigen 
Abkommen  wörtlich  übereinstimmende  Erklärung: 

Dieses  Abkommen  soll  so  bald  wie  möglich  ratifiziert  werden. 

Die  Ratifikationsurkunden  sollen  im  Haag  hinterlegt  werden. 

Über  die  Hinterlegung  einer  jeden  Ratifikationsurkunde  soll  ein  Protokoll 
aufgenommen  werden;  von  diesem  soll  eine  beglaubigte  Abschrift  allen  Vertrags- 
mächten auf  diplomatischem  Wege  mitgeteilt  werden. 

a)  Die  Ratifikationsklausel  entsprach  der  internationalen  Übung. 
Der  Art.  3   enthält  somit,   wie  auch  Renault  in  seinem  Bericht  her- 
vorhob,8) nur  die  üblichen  Bestimmungen.    Die  Art  der  Hinterlegung  habe 

l)  a.  a.  0. 

*)  Dieselbe  stimmt  inhaltlich  mit  dem  jetzigen  Art.  4  überein  u.  hat  folgenden  Wortlaut: 
„Les  Puissances  qui  n'ont  pas  pris  part  ä  la  Conference  de  la  Paix  de  la  Haye,  sont 

admises  ä  adherer  ä  la  presente  Convention. 

Elles  auront.   ä   cet  effet,  k  notifier  par  ecrit  leur  adhesion  au  Gouvernement  des 

Pays-Bas  lequel  en  donnera  avis  a  tous  les  autres  Gouvernements  contractants"  (III.  31). 

3)  Vgl.  Bd.  I  43. 

4)  Vgl.  Bd.  I  44,  51. 

5)  Vgl.  Bd.  I.  51. 

*)  I.  197.    Vgl  auch  Mengnhac,  la  conf.  intern,  de  la  paix  p.  175. 
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man  vereinfacht.  Ein  Vorbehalt  bezüglich  der  Mitwirkung  der  Par- 
lamente sei  nicht  nötig  gewesen.  Jedes  Staatsoberhaupt  habe  selbst  zu 
würdigen,  ob  es  in  der  Ratifikation  von  Verträgen  frei  oder  an  die  Ge- 
nehmigung des  Parlaments  gebunden  sei,  oder  ob  der  Vertrag  gar  Gesetzes- 
form annehmen  müsse. 

Später  bemerkte  der  englische  erste  Vertreter  Pauncefote,  nach  eng- 
lischem Staatsrecht  müssten  einige  der  Haager  Konferenzbeschlüsse  dem  Parla- 
ment zur  Genehmigung  vorgelegt  werden.  Seine  Unterzeichnung  erfolge  daher  nur 
unter  Vorbehalt  dieser  Genehmigung. 

Renault  antwortete,  er  habe  das  schon  selbst  hervorgehoben;  es  könne 
in  dieser  Richtung  kein  Zweifel  bestehen. 

Der  italienische  erste  Vertreter  Graf  Nigra  gab  dieselbe  Erklärung  ab  wie 
der  englische  Bevollmächtigte. 

Der  französische  erste  Vertreter  Bourgeois  meinte,  er  halte  den  Vor- 
behalt für  so  selbstverständlich,  dass  er  ihn  gar  nicht  erst  ausdrücklich  erhoben 
habe.  Nachdem  nun  aber  die  Vertreter  von  England  und  Italien  eine  förmliche 
Erklärung  abgegeben  hätten,  könne  er  sich  denselben  mit  der  Feststellung  an- 
schliessen,  dass  das  überhaupt  die  Lage  der  Verfassungsstaaten  sei.1) 

Nach  deutschem  Verfassungsrecht  (V.-U.  Art.  11)  brauchten  die  Haager 
Abkommen  weder  Gesetzesform  anzunehmen,  noch  bedurften  sie  der  Ge- 
nehmigung des  Reichstags.  Doch  wurden  die  von  Deutschland  ratifizierten 
Abkommen  und  Erklärungen  dem  Reichstag  „zur  Kenntnis"  vorgelegt  und 
so  den  Reichstagsakten  einverleibt.2) 

b.  Die  beiden  Staaten  (Schweiz,  China)  welche  die  Unterzeichnung 
des  Landkriegsabkommens  abgelehnt  hatten,  konnten  dasselbe  natürlich  auch 
nicht  ratifizieren.8)    Sie  sind  übrigens  auch  später  nicht  beigetreten. 

Von  den  Signatarmächten  verweigerten  die  Ratifikation  des  Land- 
kriegsabkommens: 

1.  Die  Türkei,   die  alles  unterzeichnet  hatte  und  nichts  ratifizierte, 

2.  Schweden  und  Norwegen,  welches  Alles  unterzeichnet  hatte, 
aber  dann  die  Ratifikation  des  Landkriegsabkommens  nicht  vollzog. 

Darnach  erlangte   das   Landkriegsabkommen  keine  Geltung  bei   fol- 
genden Konferenzmächten  4) ; 

der  Schweiz5),  Schweden  und  Norwegen,  China  und 
der  Türkei. 

Deutscherseits  wurde  das  Abkommen,  betr.  die  Gesetze  und  Ge- 
bräuche des  Landkriegs  vom  29.  Juli  1899  ratifiziert  und  das  Protokoll 
über  die  Hinterlegung  der  Ratifikationsurkunde  am  4.  September  1900 
aufgenommen. 

Die  amtliche  Verkündung  des  Landkriegsabkommens  erfolgte  fran- 
zösisch und  deutsch  im  Reichsgesetzblatt  1901  S.  423—436.  Die  Be- 
stimmungen (röglement)  betr.  die  Gesetze  und  Gebräuche  des  Landkriegs 
folgen  als  Anlage  („ Annexe")  S.  436 — 454.  Abdruck  unten  im  Anh  ang  Nr.  I. 

!)  I.  201. 

*)  Stenogr.  1901  III.  Anl.-Bd.  2329  ff. 

3i  Die  verspätete  Ratifikation  Chinas  vom  21.  November  1904  (vgl.  B<J.  I.  51 
und  372:  Zusätze)  umfasste  nicht  auch  das  Landkriegsabkommen,  sondern  beschränkte 
sich  auf  das  von  ihm  unterzeichnete  friedensrechtliche  und  Rotekreuzabkommen,  sowie 
die  drei  Erklärungen  (a.  a.  0.).  Die  Ratifikation  des  Landkriegsabkommens  durch  die 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika*  erfolgte  erst  verhältnismässig  spät.  (Vgl.  a.  a.  O.) 

*)  Vgl   auch  Fleischmann,  Völkerrechtsquelle  S.  293,  305. 

ö)  v.  Martens  (La  paix  et  la  guerre  p.  131)  sagt:  „La  Confederation  Suisse  est 
restee  inöhranable  dans  son  Opposition  contre  la  Deklaration  de  Bruxelles.* 


Zweites  Hauptstuck, 


Der  Inhalt  des  landkriegsrechtlichen 

Abkommens. 


Grundlegung. 


§  9. 

Das  Kriegsgesetzbncli. 

Bei  ihrem  Kodifikationswerk  waren  die  Konferenzmächte  durch 
Hiraianitats-Erwägungen  geleitet,  über  welche  die  Einleitung  des  Ab- 
kommens Aufklärung  gibt. 

Diese  Einleitung  wollte  nach  den  Ausführungen  von  Renault1)  vor 
allem  den  Weg  von  der  Friedensidee,  welche  den  Hauptgegenstand  der 
Konferenz  abgab,  zum  Kriegsrecht  finden  und  weiterhin  eine  Brücke  von 
der  Brüsseler  Landkriegsrechtsdeklaration  zum  jetzigen  Abkommen  schlagen. 
Schliesslich  war  aber  auch  die  Erklärung  v.  Martens  einzustellen,2) 
welche  die  insbesondere  von  Beernaert  geltend  gemachten  Bedenken  gegen 
die  Schranken  des  Volksverteidigungsrechts  und  das  Recht  der  Occu- 
pationsarmeen  beseitigen  sollte  und  welche  von  der  zweiten  Kommission 
und  der  Konferenz  einstimmig  gutgeheissen  worden  war. 

Die  jetzige  Fassung  der  Einleitung  wurde  vom  Ausschuss  vorgeschlagen8) 
und  vom  Plenum  ohne  weiteres  angenommen:4) 

I.  Die  Mächte  waren  bei  ihren  Kodifikationsbestrebungen  von  der 
Erwägung  ausgegangen, 

„dass  es  nicht  genügt,  Mittel  und  Wege  zu  suchen, 
um  den  Frieden  zu  sichern  und  bewaffnete  Streitig- 
keiten zwischen  denStaaten  zu  verhüten,  sondern  dass 
auch  der  Fall  ins  Auge  gefasst  werden  muss,  wo  ein 
Ruf  zu  den  Waffen  durch  Ereignisse  herbeigeführt 
wird,  die  ihre  Fürsorge  nicht  hat  abwenden  können.4' 

M  I.  191. 

-)  Diese  Erklärung  war  in  der  II.  Sitzung  der  militärischen  Unterkommission  am 
20.  Juni  abgegeben  worden  (abgedruckt  III.  152). 
8)  III.  30.    Vgl.  oben  S.  42  f. 
4)  I.  197. 
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Die  Signatarmächte  waren  von  dem  Wunsche  beseelt, 

„auch  in  diesem  äussersten  Falle  den  Gesetzen  der 
Menschlichkeit  und  den  sich  immer  steigernden  Forde- 
rungen der  Zivilisation  zu  dienen." 

Sie  waren  von  der  Erkenntnis  durchdrungen, 

„dass  es  von  Bedeutung  ist,  zu  diesem  Zwecke 
die  allgemeinen  Kriegsgesetze  und  Gebräuche  einer  Durchsicht 
zu  unterziehen,  sei  es  um  sie  näher  zu  bestimmen,  sei  es 
um  ihnen  gewisse  Grenzen  zu  ziehen,  damit  sie  soviel 
wie  möglich  von  ihrer  Schärfe  verlieren." 

Es  handelte  sich  also  begreiflicher  Weise  um  kein  neues  Vernunft- 
kriegsrecht, das  man  a  priori  konstruiert,  sondern  lediglich  um  eine  Revision 
des  bisherigen  Kriegsrechts,  wie  es  durch  Abkommen  und  Gewohnheit  be- 
gründet war.  Der  Zweck  dieser  Revision  war,  dem  Kriegsrecht  eine 
grössere  Bestimmtheit  zu  geben  und  es  nach  Möglichkeit  zu  „humanisieren". 

Von  diesen  Gesichtspunkten  war  jetzt  die  Haager  wie  vor 
25  Jahren  die  Brüsseler  Konferenz  ausgegangen. 

In  diesem  Sinne  haben  die  Haager  Signatarmächte 

„zahlreiche  Bestimmungen  angenommen,  die  dem 
Zwecke  dienen,  die  Gebräuche  des  Landkriegsrechts  näher  zu 
bestimmen  und  zu  regeln/4 

Die  Abfassung  dieser  Bestimmungen  war  durch  den  Wunsch  angeregt, 
„die  Leiden  des  Krieges  zu  mildern,  soweit  es  die  mili- 
tärischen Interessen  gestatten."1) 

II.  Über  die  Unvollständigkeit  dieser  „Bestimmungen,"  welche  in  der 
„Anlage"  in  60  Artikeln  zusammengestellt  sind,  waren  sich  die  Signatar- 
mächte klar;  und  sie  rechneten  schon  damit,  dass  später  einmal  „ein 
vollständigeres  Kriegsgesetzbuch  festgestellt  werden  kann". 

Die  „Bestimmungen"  sind  also  selbst  schon  als  ein  wenn  auch 
noch  nicht  vollständiges  Kriegsgesetzbuch  gedacht  und  werden  im  folgen- 
den von  mir  auch  kurz  als  Kriegsgesetzbuch  (KGB.)  zitiert  werden.2) 

Das  neue  Kriegsgesetzbuch  ist,  wie  gesagt,  nicht  erschöpfend, 
und  die  Einleitung  beklagt  es,  dass  es  nicht  möglich  war, 

„sich  schon  jetzt  über  Bestimmungen  zu  einigen,  die 

sich  auf  alle  in  der  Praxis  vorkommenden  Fälle  erstrecken." 

So  fehlt,  von  den  Art.  57—60  abgesehen,  vor  allem  das  Neutralitäts- 
recht.    Konnte  es  nun  in  der  Absicht  der  Vertragschliessenden  liegen, 

„dass  die   nicht  vorhergesehenen   Fälle,   in   Ermangelung 

eines   schriftlichen   Übereinkommens,    der   willkürlichen 

Beurteilung  der  militärischen  Befehlshaber  überlassen  bleiben?4 

Die  Antwort  lautete:  nein. 

Aber  wo  treffen  wir  da  noch  Bestimmungen  des  Rechts? 


*)  Ober  diese  Wendung  vgl.  oben  S.  11. 

2)  Eine  andere  Bedeutung  haben  die  „Kriegsgesetze".  Das  sind  die  im  Militar- 
strafgesetzbuch  für  strafbare  Handlungen  im  Felde  gegebenen  Vorschriften. 
(MStGB.  §  9.) 
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Das  Abkommen  sagt  —  und  damit  ist  auch  die  Frage,  ob  es  schon" 
früher  ein  wirkliches  Kriegsrecht  gab  und  ob  es  heute  für  die  Nichtsignatar- 
mächte ein  Kriegsrecht  gibt  (vgl.  oben  S.  15—19),  bejahend  entschieden  — : 

„Solange,  bis  ein  vollständigeres  Kriegsgesetz- 
buch festgestellt  werden  kann,  halten  es  die  hohen 
vertragschliessenden  Teile  für  zweckmässig,  festzu- 
setzen, dass  in  den  Fällen,  die  in  den  von  ihnen  ange- 
nommenen Bestimmungen  nicht  vorgesehen  sind,  die 
Bevölkerungen  und  Kriegführenden  unter  dem  Schutze 
und  den  herrschenden  Grundsätzen  des  Völkerrechts 
bleiben,  wie  sie  sich  aus  den  unter  gesitteten  Staaten 
geltenden  Gebräuchen,  aus  den  Gesetzen  der  Mensch- 
lichkeit und  aus  den  Forderungen  des  öffentlichen 
Gewissens  herausgebildet  haben." 

Das  gemeine  Kriegsrecht  mit  seinen  vielen  Zweifeln  und  Unbestimmt- 
heiten erhielt  also  für  die  Haager  Ratifikationsmächte  subsidiären  Cha- 
rakter und  behielt  für  die  übrigen  der  Völkerrechtsgemeinschaft  an- 
gehörigen  Staaten  ganz  seine  alte,  allerdings  kontroversenreiche  Bedeutung. 
Das  Abkommen  erwähnt  bezüglich  des  subsidiären  Charakters,  dass 
namentlich  die  Art.  1  u.  2  der  Bestimmungen  über  die  Stellung  des  Land- 
sturms, der  Freiwilligen -Korps  und  der  Bevölkerung  als  Kriegspartei  in 
diesem  Sinne  zu  verstehen  seien. 

Der  ganze  wenigstens  angestrebte  Inhalt  dieses  Zusatzes  kann  an  dieser 
Stelle  noch  nicht  erschlossen  werden. 

Er  hängt  mit  dem  Wunch  nach  Anerkennung  eines  unbeschränkten 
Rechts  des  Volksaufstandes  und  nach  Läugnung  eines  militärischen  Be- 
setzungsrechts zusammen,  für  welchen  Wunsch  der  erwähnte  Zusatz  ein- 
gespannt werden  sollte.     Ob  mit  Erfolg,  werden  wir  später  sehen. 

Der  Vorbehalt,  auf  den  schon  die  oben  S.  41  mitgeteilte  Bemerkung 
von  Beernaert  gerichtet  war,  ist  wörtlich  einer  Erklärung  entnommen, 
welche  v.  Martens  bei  der  Verhandlung  über  Art.  1  u.  2  des  Kriegsgesetz- 
buchs (=  Art.  8  und  9  der  Brüsseler  Deklaration)  zu  Protokoll  gab  und 
welche  schliesslich  den  Widerstand  Belgiens  und  anderer  Staaten  gegen  eine 
kriegsrechtliche  Einschränkung  der  Volkserhebung  überwand.1)  Die 
Vorbehaltserklärung  betrifft  „namentlich  die  Art.  1  u.  2",  aber  doch  nur 
namentlich.  Sie  sollte  absichtsgemäss  insbesondere  auch  die  Bedenken 
der  Mittelstaaten  gegen  ein  wirkliches  Occupationsrecht  des  Feindes  be- 
seitigen. 2) 

III.  Das  Kriegsgesetzbuch  ist  in  ein  internationales  Abkommen  ein- 
gestellt und  hat  damit  seinen  völkerrechtlichen  Charakter  erhalten. 

Die  Haager  Signatarmächte  haben  sich  rechtlich  gebunden,  ihr  Ver- 
halten im  Krieg  nach  Massgabe  des  vereinbarten  Kriegsgesetzbuchs  einzu- 
richten.8) 


l)  Vgl.  Renault  I.  196. 

*)  Vgl.  unten  §§  16—20  und  §  46,  sowie  oben  S.  45*. 

')  Auch  Zorn,  der  bekanntlich  auf  dem  Standpunkt  steht,  dass  das  Völkerrecht  nur 
in  der  festen  Form  von  Landesrecht  Recht  werde,  will  keineswegs  den  von  Ardagh  oben 
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Das  Kriegsgesetzbuch  soll 

„den   Kriegführenden  als  allgemeine   Richtschnur 

für  ihr  Verhalten  in  den  Beziehungen  zu  einander  und 

mit  der  Bevölkerung  dienen". 

Das  klingt  so,  als  ob  das  Kriegsgesetzbuch  schon  ein  für  die  Truppen 
geltendes  Recht  sei.     Dem  ist  aber  nicht  so. 

Seine  wahre  Bestimmtheit  erhält  nämlich  die  vorerwähnte  Wendung 
der  Einleitung  erst  durch  Art.  1  des  Abkommens : 

„Die  hohen  Vertragsschliessenden  Teile  werden  ihren  Land  beeren  Verhal- 
tungsmassregeln  geben,  welche  den  dem  vorliegenden  Abkommen  beigefügten  Be- 
stimmungen über  die  Gesetze  und  Gebräuche  des  Landkriegs 
entsprechen." 

Hier  war,  wie  bereits  ausgeführt  wurde,  eine  schwierige  Klippe  zu 
passieren  gewesen  und  insbesondere  der  Widerspruch  von  England  und 
Belgien  zu  überwinden.1) 

v.  Martens  konnte  später  erklären:  „La  Conference  de  la  Haye 
adopta  le  point  de  vue  de  la  Russie".*) 

Zorn  meinte  freilich,  es  sei  ein  Kompromiss  zustande  gekommen:8) 

,Es  ist  somit  dem  Ardaghschen  Standpunkt  in  soweit  Anerkennung  ge- 
worden, dass  die  Vorschriften  des  Reglements  erst  durch  landesrechtliche  Instruk- 
tionen rechtlich  bindende  Kraft  für  die  Truppen  empfangen  sollen.  Aber  der 
Ardaghsche  Standpunkt  ist  abgelehnt,  insoweit  er  die  Forderung  enthält,  dass  die 
Staaten  gegenüber  dem  Haager  Reglement  völlige  Freiheit  haben  sollten,  anzu- 
nehmen, zu  ändern,  abzulehnen ;  die  Staaten  .  .  .  übernehmen  vielmehr  damit  die 
Verpflichtung,  für  ihr  Landheer  entsprechende  Instruktionen  zu  erlassen". 

Zorn  hat  indes  übersehen,  dass  dies  alles  bereits  der  erste  russische 
Vorschlag  enthielt.     Vgl.  oben  S.  38. 

Die  Signatarmächte  haben  also  im  landkriegsrechtlichen  Abkommen, 
die  völkerrechtliche  Verpflichtung  übernommen,4)  ihren  Land- 
heeren Instruktionen  zu  geben,  welche  sich  im  Rahmen  des  Kriegsgesetz- 
buchs bewegen. 

Dadurch  ist  für  die  Staaten  immerhin  noch  eine  gewisse  Bewegungs- 
freiheit geblieben.6)  Die  Erinnerung  an  den  schliesslichen  Misserfolg  der 
Brüsseler  Konferenz,  mit  dessen  zweiter  Auflage  gerechnet  werden  musste, 
hatte  vorsichtig  gemacht.  Ferner  erwartete  man,  wie  der  Kommissions- 
präsident v.  Martens  ausführte,  dass  dann  durch  landesherrliche  Verord- 
nung ein  wirklich  vollständiges  Kriegsgesetzbuch  hergestellt  werden  könne. 

Mit  dieser  indirekten  Ordnung  kam  man  schliesslich  auch  den  bel- 
gisch-schweizerischen Bedenken  gegen  das  Occupations  recht  entgegen. 
Wenn   der  Sieger  im  Besetzungsgebiet  schaltet  und   waltet  und  die  Ein- 

S.  39  vertretenen  Standpunkt  rechtfertigen,  man  habe  „pleine  libertö  d'accepter  ou  de 
modifier  les  articles*,  sondern  hält  die  Mächte  „an  diese  gebunden,  wobei  es  für  die  Ge- 
bundenheit gleichgültig  ist,  ob  man  sie  als  eine  rechtliche  konstruieren  zu  können  oder 
als  eine  moralische  konstruieren  zu  müssen  glaubt"  („Im  neuen  Reich*  S.  339). 

*)  Vgl.  oben  S.  38  ff. 

*)  La  paix  et  la  guerre  p.  131.  .. 

3)  „Im   neuen  Reich*  S.  345.    Ahnlich  Mörignhac,   La  conf.  intern,  de  la  paix  p. 

172  f. 

*)  So  auch  Renault  in  seinem  Redaktionsbericht  I.  196.  Nach  Renault  sollte  ver- 
hindert werden,  dass  die  Bestimmungen  selbst  Anstoss  erregen. 

6)  III.  151  f. 
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wohner  für  patriotische  Handlimgen  abgestraft  werden,  so  soll  das  wenigstens 
nicht  unmittelbar  mit  der  von  der  eigenen  Regierung  unterzeichneten  Akte 
gerechtfertigt  werden  können,  sondern  auf  der  militärischen  Instruktion  des 
Gegners  beruhen.1) 

Wenn  man  aber  bedenkt,  dass  ein  Staat  solche  Instruktionen  auf 
Grund  der  Einwilligung  erlässt,  die  auch  der  andere  Staat  mit  der  Unter- 
zeichnung des  Abkommens  erteilt  hat,  so  wird  man  freilich  dieses  Moment 
nicht  besonders  hoch  einschätzen. 

Darnach  ergab  sich  für  das  Haager  Werk  folgender  Aufbau:8) 

Das  „Abkommen"  oder  die  „Convention41  selbst  besteht  nur  aus  einer 
Einleitung  und  5  Artikeln  mit  dem  oben  S.  43  erwähnten  Inhalt.  Die 
materiellen  Kriegsrechtsvorschriften  dagegen  unter  der  Bezeichnung  „Reg- 
lement44 =  „Bestimmungen"  sind  als  „Annexe"  mit  60  Artikeln  angehängt. 

Die  völkerrechtliche  Kodifikationstätigkeit  ist  mit  dem  „Reglement" 
beendigt.  Das  Weitere  steht  jetzt  beim  Staatsrecht,  indem  die  Signatar- 
mächte in  Erfüllung  ihrer  völkerrechtlichen  Pflicht  den  vereinbarten  In- 
halt des  Kriegsgesetzbuchs  in  die  staatsrechtliche  Form  der  militärischen 
Instruktion  zu  giessen  haben. 

Der  Geist  des  Kriegsgesetzbuchs  kann  aber  nicht  wirken,  wenn  diejenigen, 
die  es  angeht,  sich  nicht  rechtzeitig  mit  demselben  vertraut  machen.8) 

Da  nun  das  Kriegsgesetzbuch  in  der  Form  der  militärischen  Instruk- 
tion zu  wirken  berufen  ist,  scheint  es  sich  zu  empfehlen,  der  Abfassung 
einer  solchen  schon  in  Friedenszeiten  näher  zu  treten,  dieselbe  auch  schon 
bekannt  zu  geben  und  zum  Gegenstand  des  militärischen  Unterrichts  zu 
machen. 

v.  Martens  hat  in  der  Tat  bereits  sehr  bestimmte  Forderungen  dieser 
Art  gestellt. 

„II  faut  absolument  que  la  connaissance  de  la  Convention  de  La  Haye  figure 
dans  les  Instructions  donnees  aux  armees  de  ces  puissances;  il  faut  que  l'etude 
de   ces  lois   et  coutumes  de  la  guerre  entre  dans  le  programme  de  Instruction 

militaire4) II  est  a  desirer  que  ces  Instructions  soient  donnees  en  temps 

de  paix  et  qu'elles  entrent  dans  le  cadre  de  l'enseignement  obligatoires  des  etab- 
Iissements  d'instruction  militaire  ainsi  que  dans  l'instruction  du  soldat"5) 

Aber  mir  scheint,  als  ob  das  militärische  Interesse  eine  andere 
Lösung  des  Problems  wünschenswert  mache. 

Man  hat  die  indirekte  Kodifikationsform  gewählt,  um  den  Mächten 
noch  einen  gewissen  Spielraum  zu  lassen.  Auch  soll  der  Sieger  sich  für 
seine  Herrenrolle  im  Occupationsgebiet  nicht  auf  die  eigenen  Kundgebungen 
des  Besiegten  berufen  können. 

Da  erscheint  es  wenig  sachgemäss,  dass  ein  Staat  sich  schon  im 
voraus  darüber  auslässt,  was  er  im  Occupationsgebiet  verlangen  wird,  um 
schliesslich  vielleicht  zu  erkennen,  dass  er  aus  seiner  eigenen  Haut  Riemen 
geschnitten  hat,  die  auf  ihn  selber  niedersausen. 


1)  Vgl.  auch  Mengnhac,  La  conf.  intern,  de  la  paix  p.  172. 

2)  Vgl.  auch  Zorn  „Im  neuen  Reich"  S.  344. 

3)  y.  Martens  (La  paix  et  la  guerre  1901  preface  p.  VII)  betont  mit  Recht,  dass 
die  Verletzung  des  Kriegsrechts  sehr  oft  nicht  auf  Grausamkeit,  sondern  auf  Rechtsun- 
kenntnis zurückgeht. 

4)  a.  a.  O.  preface  p.  VI. 

5)  a.  a.  0.  preface  p.  X.    Vgl.  weiterhin  S.  208,  211,  237,  244. 
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Es  ist  auch  eine  innerlich  gerechtfertigte  allgemeine  Praxis,  dass  die 
Staaten  mit  der  Bekanntgebung  ihrer  nur  für  den  Krieg  bestimmten  Mass- 
nahmen sehr  zurückhaltend  sind. 

Der  Art.  1  macht  es  den  Signatarmächten  zur  Pflicht,  „ihren  Land- 
heeren Verhaltungsmassregeln  zu  geben",  welche  dem  KGB.  entsprechen. 
Wann  dieselben  gegeben  werden  sollen,  ist  nicht  gesagt.  Die  Vertrags- 
pflicht ist  erfüllt,  wenn  die  Verhaltungsmassregeln  nach  dem  Ausbruch  des 
Kriegs  ergehen,  und  auch  dann  nur  nach  Massgabe  des  Bedürfnisses,  also 
Sir  das  Verhalten  im  Besetzungsgebiet  erst  mit  dem  Eindringen  in  Feindes- 
land. 

Im  übrigen  genügt  es,  ist  aber  meines  Erachtens  auch  dringend  ge- 
boten, dass  sich  die  Offiziere  und  Militärbeamten  aller  Vertragsmächte 
mit  dem  Inhalt  des  Haager  Kriegsgesetzbuchs  bereits  im  Frieden  ein- 
gehend beschäftigen  und  dass  das  für  den  Soldaten  Notwendige  in  den 
militärischen  Unterricht  eingeflochten  wird. 

§  10. 
Die  Geltungsfrage. 

I.  Die  Art.  2 — 5  des  Abkommens  regeln  Einzelfragen  auf  dem  Gel- 
tungsgebiet. 

1.  Art.  2  ordnet  in  Übereinstimmung  mit  den  anderen  Haager  Ab- 
kommen und  Erklärungen  die  Frage  des  persönlichen  Geltungs- 
bereichs des  Kriegsgesetzbuchs. 

„Die  Vorschriften  der  im  Art  t  genannten  Bestimmungen  sind  für  die  ver- 
tragschliessenden  Mächte  nur  bindend  im  Falle  eines  Krieges  zwischen  zwei  oder 
mehreren  von  ihnen. 

Diese  Bestimmungen  hören  mit  dem  Augenblick  auf  verbindlich  zu  sein,  wo 
in  einem  Kriege  zwischen  Vertragsmächten  eine  Nichtvertragsmacht  sich  einer  der 
Kriegsparteien  anschliesst." 

Der  Bericht  Renaults1)  führte  aus,  dass  Art.  2  bezüglich  der  Frage 
der  Verbindlichkeit  der  „Bestimmungen"  nur  das  gemeine  Recht  wieder- 
hole: Solche  Bestimmungen  könnten  natürlich  nur  für  die  Vertragsmächte 
selbst  in  ihren  gegenseitigen  Beziehungen  verbindlich  sein,  wie  das  schon 
die  Petersburger  Deklaration  v.  1868  ausgesprochen  habe. 

Aber  damit  ist  die  Sache  nicht  erledigt.  Das  Völkerrecht  steht  unter 
dem  Zeichen  der  Reziprozität.  Wenn  und  soweit  eine  Nichtsignatar- 
macht im  Krieg  mit  einer  Signatarmacht  bereit  ist,  die  Haager  „Be- 
stimmungen" als  für  sich  verbindlich  anzusehen,  darf  von  der  anderen 
Seite  der  Art.  2  nicht  mehr  geltend  gemacht  werden.  Umgekehrt  kann 
natürlich  auch  die  Signatarmacht  trotz  der  Nichtanwendbarkeit  des  Art.  2 
erklären,  ihrerseits  den  Krieg  nach  Massgabe  der  „Bestimmungen"  zu 
führen,  wenn  und  soweit  Reziprozität  zugesichert  werde. 

2.  Der  Art.  4  ordnet  die  Frage  des  nachträglichen  Beitritts  in 
einer  mit  dem  Rotekreuzabkommen  und  den  drei  Erklärungen 
übereinstimmenden  Weise: 

„Die  Nichtsignatarmächte  können  diesem  Abkommen  beitreten. 

Sie  haben  zu  diesem  Zwecke  ihren  Beitritt  den  Verlragsmächten  durch  eine 

*)  I.  197. 
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schriftliche  Benachrichtigung  bekannt  zu  geben,  die  an  die  Regierung  der  Nieder- 
lande zu  richten   und  von  dieser  allen  anderen  Vertragsmäehten  mitzuteilen  ist." 

Man  hatte  sich,  wie  Renault  berichtet,1)  gefragt,  ob  das  Landkriegs- 
abkommen offen  oder  geschlossen  sein  solle.  Nach  einigem  Schwanken 
habe  man  sich  für  das  Erstere  entschieden  und  dabei  erlaubt,  dass  alle 
Staaten,  selbst  die  augenblicklich  nicht  vertretenen,  und  diejenigen,  welche 
die  Unterzeichnimg  vorerst  verweigern  wurden,  später  beitreten  können,  und 
man  habe  dafür  einen  einfachen  Weg  eingeschlagen. 

Schwierigkeiten,  wie  sie  beim  friedensrechtlichen  Abkommen  aufge^ 
treten  waren,2)  bestanden  hier  nicht  und  deshalb  ist  das  Landkriegsabkom- 
men im  Gegensatz  zum  friedensrechtlichen  Abkommen  „un  traitä  absolu- 
ment  ouvert".8)  Wie  Fleischmann  (Völkerrechtsquellen  S.  293)  mitteilt, 
sind  mittlerweilen  beigetreten:  Salvador  (1902),  Peru  und  Korea  (1903). 

3.  Der  Artikel  5  behandelt  die  Frage  der  Kündigung  in  wörtlicher 
Übereinstimmung  mit  allen  Haager  Abkommen  und  Erklärungen: 

„Falls  einer  der  hohen  vertragschliessenden  Teile  dieses  Abkommen  kündigen 
sollte,  würde  die  Kündigung  erst  ein  Jahr  nach  der  schriftlich  an  die  Regierung 
der  Niederlande  ergehenden  und  von  dieser  allen  anderen  Vertragsmächten  unver- 
züglich mitzuteilenden  Benachrichtigung  wirksam  werden. 

Diese  Kündigung  soll  nur  in  Ansehung  der  Macht  wirksam  sein,  die  ge- 
kündigt hat." 

Renault  führte  in  seinem  Bericht  *)  aus,  dass  das  Abkommen  natür- 
lich nicht  auf  ewig  abgeschlossen  werden  könne.  Welches  sei  nun  die 
Rechtslage,  wenn  eine  der  Vertragsmächte  ausscheiden  wolle? 

Es  sei  lediglich  ein  Akt  der  Vorsicht,  nicht  der  Notwendigkeit  gewesen, 
dass  man  diese  Frage  beantworte.  Man  habe  dabei  an  den  Fall  gedacht, 
dass  ein  Staat  plötzlich,  beim  Ausbruch  eines  Kriegs,  seine  Kündigungs- 
absicht kundgebe. 

Um  hier  Überraschungen  zu  verhindern,  habe  man  für  die  Kündigung 
eine  Bestimmung  vorgesehen,  welche  mehr  darauf  gerichtet  sei,  die  Wirkung 
der  Kündigung  zu  hemmen,  als  die  Kündigimg  selbst  zu  erleichtern.  Übrigens 
würden  die  Staaten  leichter  einem  Abkommen  beitreten,  von  dem  sie  sich 
im  gegebenen  Augenblick  wieder  lossagen  könnten.  Jetzt  sei  die  Kündigung 
auch  kein  Gewaltakt  mehr,  wie  das  beim  Fehlen  einer  besonderen  Kündigungs- 
bestimmimg behauptet  werden  könne. 

Die  Zulässigkeit  der  Kündigung  bei  rechtsbildenden  Abkommen  ist 
übrigens  ein  interessanter  Beitrag  zur  Lehre  von  der  juristischen  Natur 
des  Völkerrechts. 

Soviel  über  das  einleitende  Abkommen  zum  Kriegsgesetzbuch. 


')  I.  197.  Vgl.  auch  oben  S.  42  f. 

*j  Vgl.  Bd.  I  95  ff.  —  Übrigens  sei  hier  die  Bemerkung  nachgetragen,  dass  eine 
Festsetzung  der  Beitrittsbedingungen  für  das  friedensrechtliche  Abkommen  zur  Stunde 
noch  nicht  erfolgt  ist.  Deshalb  kann  dort  natürlich  auch  noch  nicht  von  einem  Beitritt, 
die  Rede  sein. 

s)  Merignhac,  La  conf.  intern,  de  la  paix  p.  175. 

*)  I.  197.    Vgl.  auch  Merignhac  a.  a.  0. 
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II.  Im  folgenden  habe  ich  den  Inhalt  der  „Bestimmungen"  oder  des 
neuen  Kriegsgesetzbuchs  (KGB.)  selbst  zur  Darstellung  zu  bringen. 

Ich  werde  zu  diesem  Zweck  die  Haager  Beratungen,  die  „höchst 
lehrreich  und  wertvoll"  sind,1)  getreulich  wiedergeben.  Dabei  werde  ich 
über  den  Wortlaut  des  KGB.  vielfach  hinausgehen  und  manche  Ergänzung 
bringen  müssen,  um  die  volle  Bedeutung  der  oft  gar  mageren  Bestimmungen 
des  Kriegsgesetzbuchs  zu  erschliessen.  Im  Rahmen  des  KGB.  erstrebe  ich 
eine  möglichst  vollständige  Darstellung  des  Kriegsrechts  an,  und  die 
Methode  weicht  daher  von  der  im  ersten  Band  befolgten  nicht  unwesent- 
lich ab. 


Erster  Abschnitt. 

Die  Kriegsparteien. 

Erstes  Kapitel. 
Die  Bestimmung  des  Begriffs  Kriegspartei. 

§  11. 
Kriegsstand  und  Kriegspartei. 

I.  Nach  wissenschaftlichem  Herkommen2)  versteht  man  unter 
,, Kriegsstand"  (^Kriegszustand)  das  Verhältnis  der  kriegführenden 
Armeen  zu  einander,  wie  es  sich  aus  der  Kriegserklärung  resp.  dem  Beginn 
der  Feindseligkeiten  ergibt. 

Nach  Überschreitung  der  Grenze  wird  in  das  kriegsrechtliche  Ver- 
hältnis oder  den  Kriegsstand  auch  das  besetzte  Gebiet  mit  seinen  Be- 
wohnern und  dem  dort  befindlichen  Staats-  und  Privatgut  nach  Mass- 
gabe besonderer  Bestimmungen  hineingezogen. 

Aber  auch  abgesehen  von  der  Gebietsbesetzung  wird  die  friedliche 
Bevölkerung  der  kriegführenden  Staaten  in  einen  eigenartigen,  kriegsrecht- 
lichen Pflichtenkreis  hineingezwungen. 

An  der  Spitze  des  Kriegsrechts  steht  daher  die  Unterscheidung  von 
aktivem  und  passivem  Kriegsstand. 

Der  aktive  Kriegsstand  ist  das  Verhältnis  der  feindlichen  Heere  zu 
einander,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  die  Militärorganisation  auf  Miets- 
truppen oder  auf  die  Aushebung  verweist  und  ob  sie  diese  oder  jene  Form 
angenommen  hat. 


*)  Zorn  „Im  neuen  Reich"  S.  337. 

2)  Diesem    Herkommen  folgt  auch  das  Generalstabsheft  S.  17  f.  in  Anlehnung  an 
Lueder  (Holtzendorffs  Hdb.  d.  VR.  IV.  371  ff.) 
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Allgemein  anerkannt  ist  ferner  nach  Kriegsgewohnheitsrecht,  dass  auch 
die  Staatsoberhäupter  und  Mitglieder  des  Fürstenhauses l)  der  Kriegführen- 
den sich  im  aktiven  Kriegsstand  befinden  mitsamt  den  Ministern,2)  wenn 
diese  auch  keinen  militärischen  Rang  haben. 

Die  ganze  übrige  Bevölkerung  eines  kriegführenden  Staates  befindet 
sich  dagegen  im  passiven  Kriegsstand  und  entbehrt  des  Rechts  der  Krieg- 
führung. 

Früher  lag  die  Sache  anders.  Da  war  auch  der  friedliche  Bürger 
regelrechtes  Angriffsobjekt,  und  dem  entsprach  dann  das  Recht  der  Kriegs- 
führung. Mit  dem  Aufkommen  und  der  Entwicklung  des  stehenden  Heers, 
wodurch  die  berufsmässige  Verteidigung  einem  vorgebildeten,  disziplinierten 
Heere  übertragen  wurde,  änderte  sich  jedoch  die  Stellung  des  Bürgers  im 
Krieg: 

Er  war  jetzt  geschützt  vor  dem  Feind,  aber  auch  zur  Friedens- 
bewahrung verpflichtet. 

Bonfils-Grah  hat  Recht: 

„Die  Anerkennung  dieses  Grundsatzes  hat  auf  die  Humanisierung 
des  Krieges  und  auf  die  Sicherung  der  Lage  der  Privatpersonen 
die  wohltätigsten  Wirkungen  hervorgebracht."8) 

Feind  war  jetzt  nur  das  stehende  Heer. 

Nach  der  neuesten  Entwicklung  erweiterte  sich  schliesslich  das  bereits 
berufsmässig  ausgebildete  und  in  festen  Friedensformationen  Erscheinung 
gewinnende  stehende  Heer  durch  den  Anschluss  der  Landwehr  zum  Heer 
und  durch  die  Angliederung  von  aussergewöhnlichen  Streitkräften  des 
Staates  (Landsturin  und  Freikorps),  die  erst  im  Kriegsbedürfnisfall 
organisiert  werden,  zum  Begriff  der  bewaffneten  Macht,  für  welch  letz- 
tere insgesamt  die  Gesetze,  Rechte  und  Pflichten  des  Krieges  gelten. 

Damit  haben  wir  den  Begriff  der  Kriegspartei  nach  geltendem  Recht. 

Die  geschichtliche  Entwicklung  dieser  Frage  wird  uns  im  folgenden 
eingehend  beschäftigen. 

II.  Nur  die  Staaten  führen  Krieg.  Im  Bürgerkrieg  kommt  es 
auf  die  Anerkennung  des  Staates  an,  ob  die  Aufständigen  Kriegspartei  sind. 

1.  B  o  nf i  I  s4)  sagt  mit  Recht:  „Seeräuber,  Banden  und  Freibeuter,  selbst 
wenn  sie  militärisch  und  hierarchisch  (?)  organisiert  wären,  sind  keine  Kriegs- 
parteien, und  das  Kriegsrecht  kann  sie  nicht  vor  der  Verantwortung  für 
ihre  Handlungen  schützen.44 

Aber  auch  der  Patriotismus  und  das  Heldentum  muss  es  über  sich  er- 
lassen, mit  diesem  Rechtsmassstab  gemessen  zu  werden. 


*)  Ob  alle  oder  nur  die  waffenfähigen  Familienmitglieder,  ist  streitig.    Vgl.  darüber 
Lueder  a.  a.  0.  S.  430,  432. 

*)  Bonfils-Grah,  VR.  S.  600.    Lueder  IV.  430. 

8)  Lehrb.  des  VR.  S.  556. 

4)  Völkerrecht  (übersetzt  von  Grah)  S.  555. 
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Die  Freischadren  Garibaldis,  die  mitten  im  Frieden  in  Sizilien  ein- 
fielen, hatten  beispielsweise  nicht  die  Rechte  einer  Kriegspartei.  Sie  wurden 
denn  auch  amtlich  verleugnet,  wenn  auch  heimlich  unterstützt.1) 

Als  Frh.  v.  Dörnberg,  russischer  Oberst  in  westfälischen  Diensten,  1809  gegen 
den  König  Jerome  einen  Aufstandsversuch  machte  und  um  dieselbe  Zeit  der  Major 
von  Schill  mitten  im  Frieden  mit  seinem  aus  Freiwilligen  gebildeten  Husarenregiment 
und  8  Bataillonen  (SchiUsches  Freikorps)  mutig  zur  Befreiung  des  geknechteten 
Vaterlandes  auszog,  um  das  Zeichen  zu  einem  allgemeinen  Aufstand  gegen  die 
Napoleonische  Zwangsherrschaft  zu  geben,  war  das  eine  Verletzung  der  Pflichten 
militärischer  Unterordnung2),  eine  Rechtswidrigkeit  vor  dem  Staats-  wie  vor  dem 
Völkerrecht,  im  übrigen  allerdings  eine  patriotische  Heldentat,  die  wegen  der  Furcht 
der  Fürsten  und  der  Erschlaffung  des  Volkes  vorerst  noch  der  Wirkung  entbehrte,  und 
die  für  diesen  Fall  mit  der  rechtlichen  Gegenwirkung  rechnen  musste.  Schill,  der 
von  Napoleon  als  „Räuberhauptmann"  charakterisiert  wurde,  fiel,  wie  ihm  später 
auch  Blücher  bestätigte,  als  „braver  Mann"  im  ritterlichen  Kampf. 

Ober  500  Mann  wurden  damals  ohne  Verhör  noch  Urteil  nach  Brest  auf 
die  Galeere  geschleppt,  und  die  gefangenen  11  Offiziere  zeigten  später  in  Wesel, 
wie  preussische  Offiziere  zu  sterben  wissen.  Verriet  es  schon  den  unmenschlichen 
Despoten,  dass  ein  hauptsächlich  aus  Deutschen  gebildetes  Kriegsgericht  14 
Unteroffiziere  und  Gemeine  zum  Tode  verurteilen  musste,  „weil  sie  als  westfälische 
Untertanen  die  Waffen  gegen  ihr  Vaterland  (!)  getragen  hatten",  so  bildet  die 
Ordre  Napoleons  bezüglich  der  wackeren  Offiziere  geradezu  einen  Schandfleck 
auf  dem  Waffenschild  des  Korsen. 

Napoleon  hatte  nämlich  dem  Gouverneur  von  Wesel  folgenden  Befehl 
zufertigen  lassen: 

Die  11  Offiziere  des  SchilTschjMi  Korps,  welche  mit  den  Waffen  in  der  Hand 
gefangen  wurden,  sollen  zu  Wesel  vor  ein  Kriegsgericht  gestellt,  als  Räuber  be- 
handelt und  gerichtet  werden."8) 

„Wir  sind  schuldig,  für  des  teuren  Vaterlands  Freiheit  und  Recht  ge- 
kämpft zu  haben,  und  sind  bereit  dafür  zu  sterben"  hatten  alle  diese 
jugendlichen  Helden,  welche  ihre  Uniformen  mit  einem  leinenen  Sündengewand 
hatten  vertauschen  müssen,  beim  Verhöre  wie  aus  einem  Munde  gerufen.  Aber 
die  Verurteilung  erfolgte  auf  Grund  des  Art  1  des  G.  v.  29  Nivöse  des  Jahres  VI : 
„Diebstahl  mit  offener  Gewalt  oder  durch  Gewalttätigkeit  auf  öffentlichen  Wegen 
und  Strassen  begangen,  Diebstahl  in  bewohnten  Häusern  mit  Einbruch 
von  Aussen  oder  Einsteigen  mit  Leitern  soll  mit  dem  Tode  bestraft 
werden." 

Zu  zweien  und  dreien  mit  Stricken  aneinandergefesselt  marschierten  die 
Tapferen  am  16.  September  1809  zum  Richtplatz. 

Die  Rede  des  Verteidigers  Perwez,  welcher  ausführte,  dass  die  1 1  preussischen 
Offiziere  nur  auf  Grund  ihrer  militärischen  Unterordnung  folgten,  folgen  konnten 
und  folgen  mussten,  war  ohne  Erfolg  geblieben. 

Man  versteht  es,  dass  auch  das  Heldentum  vor  dem  Recht  seinen 
Gerichtsstand  hat,  aber  was  sich  Napoleon  hier  und  sonst  leistete^  war  etwas 
anderes  als  Völkerrecht 


l)  Bonfils-Grah,  Lehrt),  des  VR.  S.  555  mit  dem  Zusatz:  „Piemont  hätte  sie  im 
Falle  eines  Misserfolges  ganz  im  Stiche  gelassen  und  sicher  darauf  hingewiesen,  dass  es 
keinen  Krieg  gegen  das  Königreich  Neapel  führe,  und  dass  die  Garibaldianer  keinen  Be- 
standteil seiner  Heeresmacht  bildeten  " 

8)  v.  Schill  erhielt  denn  auch  sofort  in  scharfen  Worten  vom  Berliner  Gouverneur 
Generalleutnant  v.  L'Estocq  die  Aufforderung,  zurückzukehren  und  sich  den  Folgen  des 
nicht  zu  rechtfertigenden  Schrittes  zu  unterwerfen.  Aber  im  Kriegsrat,  den  Schill  abhielt, 
drang  sein  ältester  Offizier,  Major  v.  Lützow  durch,  welcher  erklärte:  „Vorwärts  winkt 
die  Ehre  und  im  äussersten  Fall  ein  rühmlicher  Untergang,  rückwärts  wartet  nur  Strafe 
und  Schande." 

3)  Wenn  das  Schillsche  Korps  requirierte,  so  tat  es  das  in  der  Annahme,  dass  es 
das  Kriegsrecht  für  sich  habe  oder  Kriegspartei  sei.  Irrte  es  sich"  darin,  so  lohntelhan 
die  Einzelnen  als  Kriegsverbrecher  aber  nicht  als  gemeine  Verbrecher  zur  Verantwortung 
ziehen. 
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Am  31.  März  1835  wurde  den  Tapfern  ein  Denkmal  gesetzt,  und 
Kaiser  Wilhelm  II.  hat  1889  an  seinem  Geburtstag  dem  1.  Schlesischen 
Husarenregiment  Nr.  4  den  Namen  „von  Schill"  verliehen.  Das  war  eine 
wohlverdiente  Ehrung  der  Freiheitskämpfer,  die  damals  auch  internationalen 
Bedenken  nicht  mehr  begegnen  konnte.  Nichtsdestoweniger  bleibt  es  wahr, 
dass  die  Kriegführung  auf  eigene  Verantwortung,  wenn  selbst  eine  voll- 
ständig miltärische  Organisation  vorliegt,  nicht  die  Rechte  einer  Kriegs- 
partei gibt,  sondern  Staats-  und  völkerrechtliche  Verantwortlichkeit  begründet. 

2.  Wie  liegt  aber  die  Sache,  wenn  die  Kriegspartei  oder  das  Heer 
durch  freie  Patrioten  nur  unterstützt  wird? 

Was  sagt  das  Völkerrecht  über  die  sogen.  Irregulären,1)  d.  h.  die 
freiwilligen  Hilfskorps ,  Freikorps ,  Freischärler ,  Franktireurs ,  Massen- 
aufgebote, Landsturm  und  Volkskrieg? 

Von  vornherein  ist  klar,  worauf  auch  vor  allen  Felix  Dahn 2)  hingewiesen 
hat,  dass  militärisch  organisierte  Freischaren  und  unorganisierte  Massen- 
erhebungen „zwei  sehr  verschiedene  Dinge"  sind,  die  streng  auseinander 
gehalten  werden  müssen. 

Im  übrigen  stellt  das  Generalstabsheft  aus  der  Kriegsgeschichte  die 
Tatsache  fest,  dass  die  Oberkommandierenden  regulärer  Armeen  immer 
die  Neigung  hatten,  irreguläre  Truppen  des  Feindes  mit  Misstrauen 
zu  betrachten  und  auf  sie  die  bestehenden  Kriegsgesetze  mit  besonderer 
Schärfe  anzuwenden.8) 

Man  kann  in  der  Tat  mit  dem  Generalstabsheft  ein  solches  Miss- 
trauen darin  begründet  sehen,  dass  der  Mangel  einer  militärischen  Er- 
ziehung und  einer  straffen  Disziplin  bei  irregulären  Truppen  leicht  zu 
Ausschreitungen  und  Nichtachtung  des  Kriegsrechts  verleitet  und  dass  der 
von  ihnen  mit  Vorliebe  geführte  kleine  Krieg,  der  ohnehin  nach  seiner 
ganzen  Natur  der  Willkür  und  Leidenschaft  freieren  Spielraum  lässt, 
leicht  in  Räuberei  und  unerlaubte  Gewalttat  ausartet,  bei  den  bedrohten 
Truppen  Zorn  und  Rache  weckt  und  zu  grausamen  Repressalien  reizt. 

Ist  doch  allgemein  anerkannt,  dass  die  Besserung  des  Kriegsrechts 
vor  allem  der  straffen  Militärorganisation  und  Manneszucht  zu  danken  ist ; 
und  so  besteht  in  der  Tat  die  Gefahr,  dass  die  der  Militärorganisation 
entbehrenden  Freischärler  und  Massen,  die  mit  dem  Kriegsrecht  leicht  auf 
dem  Kriegsfuss  stehen,  einen  Rückgang  desselben  bedeuten. 

Aber  andernteils  fühlte  man,  dass  das  Kriegsrecht  auch  für 
den  aussergewöhnlichen  Patriotismus  einen  gewissen  Rechtsboden  abstecken 
muss. 


1)  Nach  Lademann  (Generalstabsmajor)  sind  Irreguläre  „diejenigen  Truppen,  welche 
zum  Krieg  aufgeboten,  Ausrüstung  und  Bewaffnung  sich  selbst  mitbringen,  oft  unter  selbst 
gewählten  Führern  stehen,  auch  keine  festen  taktischen  Verbände  bilden,  sondern  will- 
kürlich oder  nach  Bedürfnis  zu  einzelnen  selbständigen  Haufen  von  verschiedener  Stärke 
zusammengestellt  werden.'*  VgL  Heilborn,  Rechte  und  Pflichten  der  neutralen  Staaten 
9.  85. 

2)  Bausteine  V  1  S    149. 

3)  S.  4  f.     Vgl.  auch  Lueder  in  v.  Holtzendorffs  Hdb.  des  VR.  IV.  376. 
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Man  stand  und  steht  somit  vor  dem  schwierigen  Problem,  ob  die 
Verteidigung  des  Vaterlandes  wirklich  das  ausschliessliche 
Vorrecht  der  regulären  Trupen  bleiben  soll. 

Das  ist  eine  alte  Streitfrage,  welche  man  in  Brüssel  wie  im  Haag 
endlich  der  Lösung  entgegenfahren  wollte,  wobei  dann  aber  der  klaffende 
Gegensatz  der  Anschauungen  noch  einmal  so  stark  zu  Tage  trat,  dass  daran 
das  ganze  Werk  zu  scheitern  drohte.1) 

Das  Verständnis  der  Haager  Verhandlungen  über  die  Kriegspartei 
setzt  nun  eine  Bekanntschaft  mit  der  früheren  Praxis  und  den  früheren 
Lösungsversuchen  voraus. 

Man  hat  sich  aber  auch  wiederholt  zur  Bekämpfung  des  deutschen 
Standpunktes  in  Sachen  der  Franktireurs  auf  die  alte  preussische  Landsturm- 
praxis selbst  berufen,  und  im  Haag  fehlte  es  nicht  an  Anspielungen  auf 
die  alten  Volkskriege. 

Auf  der  Friedenskonferenz  wurde  schliesslich  dann  eine  von  Martens 
beantragte  Deklaration  oder  Vorbehaltsklausel  gutgeheissen  und  ins  Ab- 
kommen eingestellt,  die  ausgesprochenermassen  den  Zweck  hatte,  älteres 
Volkskriegsrecht  aufrecht  zu  erhalten. 

Da  ist  ein  sorgfaltiges  Eingehen  auf  dasselbe  eine  unbedingte  Not- 
wendigkeit ;  und  dies  mag  .den  Umfang  der  folgenden  rechtsgeschichtlichen 
Darstellung  entschuldigen.  Man  findet  vielleicht  aber  auch,  dass  dieselbe, 
abgesehen  von  ihrem  praktischen  Zweck,  einige  Beachtung  verdient. 

Erster  Titel. 
Rechtsgeschichtliches. 

§  12. 
Die  Jägerdetachements  und  Freikorps  vom  Jahre  1813. 

Die  Beseitigung  der  Napoleonischen  Zwangsherrschaft  in  Deutschland 
erforderte  die  äussersten  Anstrengungen. 

In  energischer  stiller  Arbeit  vollzog  sich  die  Reorganisation  der 
preussischen  Heeresverfassung,  wurden  Landwehr  und  Landsturm  ins  Leben 
gerufen,  sowie  freiwillige  Jägerdetachements  und  Freikorgs  gebildet. 

Nach  dem  unglückseligen  Frieden"  von  TibiM807  durfte  das  preuss- 
ische Heer  nur  noch  42000  Mann  stark  sein. 

Da  half  sich  Scharnhorst  mit  dem  Ausbau  und  der  Ausnützimg  des 
sog.  Krümpersystems. 

Krümper  —  zuerst  ein  in  Ostpreussen  bei  der  Kavallerie  gebrauchter 
Ausdruck  —  hiessen  seit  Friedrich  IL  diejenigen  Mannschaften,  welche  die 
Regimenter  über  die  Zahl  der  reglementsmässig  Beurlaubten  im  Kanton 
hatten,  um  aus  ihnen  zufällige  Abgänge  zu  ersetzen.2) 


*)  Verhandlungsschwierigkeiten  ergaben  sich  im  Haag  in  der  Hauptsache  überhaupt 
nur  bezüglich  des  Begriffs  der  Kriegspartei  und  der  Stellung  der  militärischen  Gewalt  im 
besetzten  feindlichen  Gebiet.    So  auch  von  Stengel  (Archiv  f.  öff.  Recht  XV,  160  f.). 

*)  Vgl.  v.  Schmidt,  Der  Wordegang  des  preussischen  Heeres.  S.  207. 
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Unter  dem  Krümpersystem  versteht  man  daher  die  Entlassung  resp. 
auch  Beurlaubung  der  ausgebildeten  Soldaten,  um  die  sofortige  Einstellung 
neuer  Wehrpflichtigen  vornehmen  zu  können. 

Durch  die  Ausnützung  dieser  Idee  wurde  es  möglich,  die  Zahl  der 
ausgebildeten  Mannschaft  wesentlich  und  fortdauernd  zu  erhöhen.1) 

Die  Zahl  der  Krümper  hat  schliesslich  im  Freiheitskrieg  entscheidend 
mitgesprochen. 

Der  Scharnhorstsche  Organisationsplan  ging  weiter  dahin,  ausserhalb  des 
Rahmens  des  stehenden  Heeres  durch  die  Angliederurig  von  Freiwilligen 
für  eine  Ergänzung  der  regulären  Wehrkraft  zu  sorgen. 

I.  Zunächst  —  noch  vor  Ausbruch  des  Freiheitskrieges  —  erging  die 
„Bekanntmachung  v.  3.  Febr.  1813  in  Betreff  der  zu  errichtenden  Jäger- 
detachements". 2)  König  Friedrich  Wilhelm  III.  von  Preussen  ordnete 
hier  an,  dass  bei  jedem  Infanteriebataillon  und  Kavallerie- 
regiment ein  „Jägerdetachement4  aus  Freiwilligen  errichtet  werde, 
die  sich  selbst  kleiden  und  beritten  machen. 

Hierdurch  wurden  besonders  diejenigen  Staatsbewohner,  welche  Kraft 
Gesetzes  vom  Dienste  befreit,  dabei  aber  wohlhabend  genug  waren,  sich  selbst 
zu  bekleiden  und  beritten  zu  machen,  in  einer  ihrer  Erziehung  und  ihren 
übrigen  Verhältnissen  angemessenen  Form  zum  Militärdienst  aufgefordert, 
und  es  wurde  dadurch  vorzüglich  solchen  jungen  Männern  Gelegenheit  zur 
Auszeichnung  gegeben,  die  durch  ihre  Bildung  sogleich,  ohne  vorherige 
Übung,  gute  Dienste  leisten  und  alsbald  geschickte  Offiziere  und  Unter- 
offiziere abgeben  konnten. 

Aus  den  Jägerdetachements  sollten  also  auch  nach  Umständen  die 
Offizier-  und  Unteroffizierstellen  in  den  Bataillonen  und  Regimentern  be- 
setzt werden. 

Die  Jägerdetachements  wurden  bei  ihren  Bataillonen  und  Regimentern 
zum  Detachieren  oder  zum  Dienst  der  leichten  Truppen  gebraucht. 

Sie  wurden  zunächst  von  abkommandierten  Offizieren  und  Unteroffi- 
zieren befehligt.  Wenn  die  Freiwilligen  zwei  oder  drei  Monate  gedient 
hatten,  gingen  jene  nach  und  nach  in  das  Regiment  oder  Bataillon  zurück, 
und  die  Stellen  wurden  aus  den  Jägern,  wenn  sie  sich  qualifizierten,  nach 
ihrer  eigenen  Wahl  ersetzt.  Die  Vorschläge  waren  für  die  Offiziere  beim 
König,  für  die  Unteroffiziere  beim  Kommandeur  zu  machen. 

Kein  militärtauglicher  Mann  im  Alter  von  17—24  Jahren  sollte  für  den 
Fall,  dass  der  Krieg  fortgesetzt  würde,  irgend  eine  Stelle,  Würde  oder 
Auszeichnung  erlangen,  wenn  er  nicht  wenigstens  ein  Jahr  bei  „den  aktiven 
Truppen  oder  in  diesen  Jägerdetachements"  gedient  hatte. 

Im  übrigen  bestanden  aber  die  Jägerdetachements  nur  aus  Freiwilligen, 
die  zu  jeder  Zeit  den  Dienst  verlassen  konnten,  nur  nicht  im  Feldzug  und 
nicht  detachementsweise.  Sie  hatten  die  Besoldung  der  Truppengattung, 
mit  der  sie  dienten. 


*)  a.  a.  0. 

*)  Gesetz-Sammlung  S.  15. 
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Die  Jäger  trugen  eine  vorgeschriebene  Uniform,  hatten  die  militär- 
rechtliche Stellung  des  Feldjägerkorps  zu  Fuss  und  waren  genau  wie  dieses 
den  allgemeinen  militärischen  Gesetzen  unterworfen. 

Daß  Heer  mit  den  ihm  angeschlossenen  Jägerdetachements  wurde  für 
den  Freiheitskrieg  auf  110000  Mann  geschätzt.1) 

Die  Jägerdetachements  selbst  aber  waren  kein  Teil 
des  stehenden  Heeres,  befanden  sich  indes  mit  diesem  in 
militärrechtlicher  Verbindung  und  waren  auf  Grund  ihrer 
staatlichen  Autorisation  und  militärischen  Organisation 
unangefochten  Kriegspartei  im  Sinne  des  Völkerrechts. 

II.  Dasselbe  gilt  von  den  Freikorps. 

Die  Freikorps  waren  im  deutschen  Freiheitskrieg  nach  dem  Organi- 
sationsplan von  Scharnhorst  ähnlich  wie  die  Schützenkompagnien  im  Tiroler 
Aufstand8)  als  Mittelpunkt  des  Volksaufstandes  gedacht,  den  sie  erregen 
sollten.  Von  vornherein  (1808)  waren  zu  diesem  Zweck  bestimmt  worden: 
der  damals  26jährige  Major  Adolf  v.  Lützow,  welcher  bei  den  Kämpfen 
des  Schillschen  Freikorps  verwundet  worden  war,  der  Rittmeister  a.  D.  Gustav 
v.  Bornstaedt  und  der  Major  v.  Schill,  welch  letzterer  Mitteldeutschland 
in  Aufstand  versetzen  und  Magdeburg  nehmen  sollte,  dann  aber,  wie  S.  54 
erwähnt,  zu  früh  losschlug. 

Eine  Denkschrift  des  General  v.  Scharnhorst  v.  1813  führte  folgendes 
aus: 

«Während  im  eigenen  Lande  überall  Landwehr  und  Landsturm  errichtet 
werden  sollte,  müsste  auch  für  die  patriotisch  gesinnten  Teile  der  unter  französischer 
Herrschaft  stehenden  deutschen  Provinzen  ein  Zentralpunkt  gebildet  werilen^ 
bie  Bildung  leichter  Korps  sei  diesem^Z wecke  förderlich;  in  die  bezeichneten 
Landstriche  entsendet  und  die  günstige  Stimmung  derselben  geschickt  ausbeutend, 
könnten  leichte,  in  sich  selbständige  Parteijägerkorps  den  Anschluss  der 
vom  Feinde  besetzten  Landesteile  an  die  gute  Sache  am  besten  vermitteln.118) 

Weil  diese  Korps  für  Streifzüge  gedacht  waren,  wurden  sie  auch 
Streifkorps  genannt.  Der  Plan  für  solche  Streifzüge  wurde  bereits  im 
Februar  1813  vollständig  durchberaten  und  dabei  die  Grundlinien  der 
Organisation  der  Steifkorps  vereinbart.4)  Das  Streifkorps  sollte  demnächst  „eine 
Art  Offiziersschule44  werden  und  aus  leichter  Kavallerie  (1500— 2000), 
Jägern  (500  —  600),  und  6  Stück  reitender  Geschütze  bestehen.  Wenigstens 
die  Hälfte  des  Korps  sollten  preussische  Truppen  sein  und  demselben  eine 
Anzahl  deutscher  Offiziere  beigegeben  werden.  Damals  waren  drei  leichte 
Korps  geplant :  eines  unter  dem  russischen  Oberst  v.  Tettenborn,  eines  unter 
dem  russischen  Oberst  v.  Doernberg  und  schliesslich  die  russisch-deutsche 
Legion,  an  deren  Stelle  das  später  sog.  Lützowsche  Freikorps  trat,  mit 
dessen  Errichtung  und  Führung  der  König  die  Majore  a.  D.  v.  Lützow, 
v.  Helden  gen.  Sarnowsky  und  v.  Petersdorff  betraute  (18.  Febr.  1813). 


l)  v.  Schmidt,  Werdegang  des  preuss.  Heeres,  S    224. 

-)  Die  Tiroler  Leutnants  Riedl  und  Ennemoser  hatten  auch  eine  Tiroler  Jagerkom- 
pagnie für  das  Lützowsche  Freikorps  gebildet,  die  ihre  Nationaluniform  beibehalten  durfte,, 
und  die  erst  am  18.  Juni  1814  vom  König  entlassen  wurde. 

3)  v.  Jagwitz,  Geschichte  des  Lützowschen  Freikorps.    S.  7  f. 

4)  Vgl.  a   a.  O.  S.  8  ff. 
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Eine  königliche  Verordnung  war  also  der  Rechtstitel  des  Freikorps. 

Das  Lützowsche  Korps  bekam  den  Namen,  der  auch  im  Dienstsiegel 
geführt  wurde:  „Kgl.  Preussisches  Freikorps".  Am  1.  März  1813  erhielt 
Lützow  ein  besonderes  Patent  als  „Major  und  Eskadronschef  bei  dem  von 
ihm  errichteten  Freikorps".1) 

Die  Geschichte  des  Lutzowschen  Freikorps  wurde  1826  von  Ad.  S» 
(Adolph  Schlusser)  und  1892  von  Fr.  v.  Jagwitz  geschrieben.  Aus  diesen 
Monographien  ergibt  sich  folgendes:  Von  vornherein  sollten  die  leichten 
Korps  in  erster  Linie  auf  den  Zuwachs  von  Ausländern  bedacht  sein  und 
ebenso  wie  die  Jägerdetachements2)  sich  selbst  kleiden  und  beritten  machen.8) 
Die  Führung  sollte  inaktiven  (vorzüglich  ausländischen)  Offizieren  übertragen 
werden  und  Besoldung  nur  immer  für  den  gegenwärtigen  Stand  verlangt 
werden. 

Der  König  setzte  den  Etat  für  das  Freikorps  fest. 

Bereits  am  19./20.  März  1813  erfolgte  die  Mobilmachung  der  vier 
Infanteriekompagnien  und  einer  Eskadron  des  Freikorps4).  Am  23.  März 
erhielt  das  Freikorps  eine  leichte  fahrende  Batterie.  Nach  der  am  27.  März 
vorgenommenen  Vereidigung  und  Einsegnung  erfolgte  am  28.  März  der 
Ausmarsch  der  Musketierbataillone,  sowie  einer  Husaren-  und  Ulanen- 
eskadron nebst  den  dazugehörigen  Jägerdetachements  in  der  Stärke  von 
900  Mann  Infanterie  und  260  Pferden.  Das  Freikorps  operierte  teils  als 
solches,  teils  im  Verbände  anderer  neugebildeter  Truppenteile.  Die  Kriegs- 
geschichte zeigt,  wie  „Lützows  wilde  verwegene  Jagd*  sowohl  auf  selb- 
ständigen Streifzügen,  wie  im  Anschluss  an  die  festen  Formationen  dem 
Feinde  ständige  Überraschungen  schuf  und  auch,  was  die  Subordination 
anlangt,  wie  ein  Teil  des  stehenden  Heeres  funktionierte. 

Nach  den  Freiheitskriegen  erfolgte  die  Trennung  des  Freikorps  in 
ein  Infanterie-  und  ein  Kavallerieregiment  und  die  Einstellung  der  Artillerie 
als  14.  reitende  Batterie  der  schlesischen  Artillerie. 

In  dem  aus  der  Kavallerie  des  Freikorps  formierten  jetzigen  Thüringer 
Ulanenregiment  Nr.  6  wurde  Lützow  am  29.  März  1815  zum  Regiments- 
kommandeur ernannt.  Dem  aus  der  Lutzowschen  Infanterie  gebildeten 
„25.  Infanterieregiment",  späteren  1.  Rheinischen  Infanterieregiment  Nr.  25 
hat  Kaiser  Wilhelm  II.  an  seinem  Geburtstag  im  Jahr  1889  um  „die  Hin- 
gebung und  die  Aufopferung,  mit  der  das  Lützowsche  Freikorps  im  Jahre 
1813  gegen  die  Fremdherrschaft  gefochten  hat",  die  Benennung  „Infanterie- 
regiment von  Lützow  (1.  Rheinisches)  Nr.  25"  gegeben. 

Das  Freikorps,  auf  welches  schon  die  Scharnwebersche  Landsturm- 
kritik die  Hoffnung  der  Patrioten  verwiesen  hatte, ß)  dessen  Bestand  für  die 
Zeit  der  Freiheitskriege  indes  nur  auf  etwa  5000  Mann  veranschlagt  wird,6) 


l)  Über  die  anderen  Freikorps  vgl.  v.  Schmidt  S.  219. 

-)  Wäre  das  Korps  nicht  auf  die  Stärke  gekommen,  um  es  für  sich  gebrauchen 
zu  können,  so  wäre  es  auch  wie  die  Jägerdetachements  verwandt  worden. 

3)  Der  Staat  lieferte  nur  die  Waffen  für  diejenigen,  welche  sich  seihst  keine  brauch- 
baren Büchsen  und  Kavallerie- Seitengewehre  anschaffen  konnten. 

*)  Das  Freikorps  brachte  es  alsbald  auf  5  Eskadrons  i2  Ulanen,  2  Husaren,  1  Jäger). 

5J  Vgl.  unten  S.  74. 

•)  v.  Schmidt  S.  224  f. 
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hatte  nicht  nur  den  militärischen  Erwartungen  entsprochen,  sondern  war 
insbesondere  auch  völkerrechtlich  einwandfrei. 

Hier  traten  keine  ungeordneten  Massen  auf,  die  nach  Bedürfnis  bald 
den  friedlichen  bald  den  kriegerischen  Beruf  vorkehrten,  sondern  militärisch 
organisierte  und  uniformierte1)  Truppenkörper,  die  der  König  ins  Leben 
gerufen  hatte  und  leitete,  die  sich  zwar  nur  aus  Freiwilligen  gebildet  hatten, 
aber  im  übrigen  von  den  Regulären  in  keiner  Weise  unterschieden,  und 
einen  Teil  der  bewaffneten  Staatsmacht  bildeten,  wenn  sie  auch  nicht  zum 
stehenden  Heere  zählten. 

Heer  und  stehendes  Heer  war  übrigens  damals  noch  dasselbe. 

Von  der  völkerrechtlichen  Seite  war  den  Freikorps  also  nicht  beizukom- 
men.2) Trotzdem  hatte  Napoleon  beim  Abschluss  des  Waffenstillstands  vom 
v  5.  Juni  1813  dem  Herzog  von  Padua  den  ausdrücklichen  Befehl  erteilt,  die 
„brigands  noirs"8)  einfach  als  ausserhalb  des  Kriegsrechts  stehend  zu  behan- 
deln. Das  führte  dann  zum  Verrat  von  Kitzen.  Die  vorgeschobene  Be- 
hauptung, Lützow  hätte  sich  der  Verletzung  des  Waffenstillstands  schuldig 
gemacht  und  damit  ausserhalb  des  Kriegsrechts  gestellt,  ist  aktenmässig  als 
unrichtig  erwiesen.4)  Sobald  Lützow  amtliche  Kenntnis  vom  Waffenstill- 
stand hatte,  hat  er  absolut  nichts  mehr  getan,  was  als  eine  Verletzung 
des  Waffenstillstands  gedeutet  werden  konnte.  Dass  man  indes  einer 
solchen  Behauptung  benötigte,  ist  wenigstens  ein  Beweis  dafür,  dass  die 
Freikorps  selbst  nicht  schon  als  völkerrechtswidrig  angesehen  werden  konnten. 
Nicht  Lützow  und  seine  Leute  standen  ausserhalb  des  Kriegsrechts,  son- 
dern ihre  Gegner,  welche  mitten  im  Waffenstillstand  einen  Überfall  über 
ahnungslose  Truppen  ausführten,  an  deren  Seite  sie  ritten  und  dann  die 
Gefangenen,  zu  welchen  aber  glücklicherweise  Lützow  selbst  nicht  gehörte, 
in  die  Kasematten  warfen  resp.  auf  die  Galeere  schickten. 

Also  auch  die  Freikorps  im  Jahre  1813  waren  auf  Grund  der  staat- 
lichen Autorisation  und  militärischen  Organisation  Kriegspartei  im  Sinne 
des  Völkerrechts. 

§  13. 

Die  Landwehr  und  der  Landsturm  vom  Jahre  1813. 

A.  Auch  die  Organisation  der  Landwehr  war  eine  Scharnhorstsche 
Idee,  welche  der  berühmte  General  als  Vorsitzender  der  vom  König  im 
Jahre  1807  eingesetzten  Militär-Reorganisations-Kommission  schon  in  einer 
Denkschrift  vom  31.  Juli  1807  „die  Verteidigungsmittel  des  preussischen 
Staates  betr."  entwickelt  hatte. 


l)  Über  die  dem  Freikorps  vom  König  verliehene  Uniform,  welche  für  die  Infanterie 
und  Kavallerie  verschieden  war,  und  —  neben  dem  schwarzen  Tschako  —  überall  aus 
schwarzen  Schnürröcken  bestand,  vgl.  v.  Jagwitz  S.  27  ff. 

*)  Dass  der  Eintritt  von  Staatsangehörigen  der  kriegführenden  Gegenpartei  in  das 
Freikorps  Landesverrat  darstellte,  war  eine  Bestimmung  des  Strafrechts,  die  nicht  das 
Korps  als  solches,  sondern  nur  einzelne  Mitglieder  anging,  mithin  keine  Frage  des  Völker- 
sondern  des  Staatsrechts. 

8)  Auch  noch  später  nach  der  Schlacht  von  Ligny.  als  Napoleon  den  schwerver- 
wundeten Lützow  auf  dem  Kirchhof  unter  den  Gefangenen  erblickte,  meinte  er :  „Ah  voici 
le  chef  des  brigands*.     Vgl.  v.  Jagwitz  S.  299. 

4)  Vgl.  insbesondere  v.  Jagwitz  S   72—109. 
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Wollte  Preussen  der  neuen  Aufgabe  gewachsen  sein,  so  rausste  es  noch 
weiter  ausserhalb  des  Rahmens  des  Heeres  eine  Vergrösserung  der  Wehr- 
kraft anstreben,  und  so  fand  es  ja  eben  den  Weg  zur  „bewaffneten"  Machtt 
von  welcher  das  Heer  nur  einen  Teil  ausmacht. 

In  der  ebenerwähnten  Denkschrift  trat  Scharnhorst  für  die  Schaffung 
einer  Landmiliz  ein,  welcher  er  folgende  Aufgabe  gesetzt  wissen  wollte: 

1.  Die  Ruhe  des  Landes  zu  erhalten,  die  Polizei  zu  unterstützen,  das 
Land  gegen  die  Plünderungen  der  Marodeure  zu  decken  und 
feindliche  Streifereien  zu  verhindern. 

2.  Das  Land  in  Verbindung  mit  regelmässigen  Truppen 
zu  verteidigen. 

Zu  diesem  Zwecke  wollte  Scharnhorst  vor  allem  einen  Teil  der 
Militärfreien  zu  einer  Miliz  organisiert  haben,  die  zum  ersten  Zweck  be- 
stimmt werden  müsste,  um  sie  im  Bedürfnisfall  für  den  zweiten  zur  Ver- 
fügung zu  haben. 

Eine  jede  Stadt  hätte  dann  ihre  Miliz-Kompagnieen,  teils  Infanterie, 
teils  Kavallerie.  Sie  hätten  sich  zu  kleiden  und  zu  bewaffnen  und  würden 
keine  Besoldung  erhalten.  Eine  solche  Einrichtung  könne  im  Augenblick 
ohne  Aufsehen  angeordnet  werden,  da  die  Franzosen  gerade  erst  in  den 
von  ihnen  besetzten  preussischen  Städten  jenseits  der  Weichsel  eine  National- 
garde eingeführt  hätten,  die  man  nur  zum  Vorbild  zu  nehmen  brauche. 
Wenn  günstige  Umstände  zur  Verteidigung  des  Vaterlandes  einträten 
könne  eine  solche  Miliz  leicht  vermehrt  werden  und  mit  den  stehenden 
Truppen  dienen. 

Das  war  nichts  anderes  als  der  Vorschlag  zur  Schaffung  einer  Land- 
wehr, die  nach  den  Ausführungen  von  Scharnhorst  schnell  auf  120 — 150000 
Mann  gebracht  werden  könnte  und  in  der  Tat,  um  das  gleich  vorweg  zu 
sagen,  im  Jahre  1813  etwa  140000  Mann  umfasste. 

Zur  Ergänzung  der  Verordnung  betr.  die  Jägerdetachements *)  erging 
daher  zunächst  die  VO.  v.  9.  Febr.  1813,2)  wonach  jeder  Militärfreie  zwischen 
dem  17.  und  24.  Lebensjahr  immer  noch  eine  Jägerabteilung  wählen  durfte. 
Hatte  er  aber  nach  Ablauf  von  8  Tagen  von  diesem  Recht  keinen  Gebrauch 
gemacht,  so  sollte  ihn  die  Militärbehörde  einfach  einem  Truppenkörper  zu- 
teilen. 

Um  dieselbe  Zeit  war  dem  König  ein  von  Clausewitz  verfasster  Ent- 
wurf vorgelegt  worden,  der  alle  Wehrpflichtigen  vom  17. — 45.  Lebensjahr 
einfach  für  wehrpflichtig  erklärte.8) 

Am  16.  März  hatte  Preussen  an  Frankreich  den  Krieg  erklärt,  und 
am  17.  März  erging  endlich  die  längst  vorbereitete  „Verordnung  über  die 
Organisation  der  Landwehr".4)  Eine  weitere  „vollständige  Verordnungu 
enthielt  die  Ausführungsbestimmungen.5) 

')  Vgl.  oben  S.  57  f. 

2)  Vgl.  v.  Schmidt,  S.  212. 

8)  a.  a.  O. 

*)  Gesetz-Sammlung  S    36. 

5)  Gesetz-Sammlung  1813  S.  109.    Vgl.  auch  die  4-  Beilagen  S.  113—120. 
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Die  Landwehr  vom  Jahre  1813  war  noch  etwas  ganz  anderes  als  die 
jetzige  Landwehr.1)  Sie  war  nur  eine  in  der  Not  geschaffene  Miliz, 
die  teils  aus  Freiwilligen,  teils  aus  den  waffenfähigen  Männern  vom  1/.  dis 
40.  Jahr  bestand,  die  weder  dem  Heere  noch  den  freiwilligen  Jägern  an- 
gehörten. Nur  zum  kleinsten  Teil  bestand  sie  aus  gedienten  Soldaten,  die 
im  Heere  keine  Verwendung  gefunden  hatten. 

Heer  war  damals  nur  das  stehende  Heer.  Nichtsdestoweniger  war 
aber  die  Landwehr  militärisch  organisiert a)  und  insbesondere  auch  uni- 
formiert,8)  dem  Heere  angegliedert  und  der  Disziplin  desselben  unter- 
worfen. Mit  dem  Heere  teilten  die  Landwehrmäriner  auch  den  Hang,  die 
Vorrechte  und  die  Verpflichtungen,  ebenso  wie  die  Besoldung  und  Ver- 
pflegung, wenn  sie  ausserhalb  ihres  Kreises  gebraucht  wurden,  während  bei 
ihrer  Verwendung  im  Kreis  die  Regelung  der  Entschädigungsfrage  den 
Ständen,  Gemeinden  und  Städten  überlassen  wurde. 

Die  Landwehr  gehörte  darnach  zur  Kriegspartei  und  machte  keine 
völkerrechtliche  Schwierigkeit. 

Sie  war  anfangs  eine  wenig  geübte  Miliz,  sie  wuchs  sich  indes  allmählich 
in  ihre  Aufgabe  hinein  und  wurde  den  Linientruppen,  an  denen  sie  ein 
so  herrliches  Vorbild  hatte,  ebenbürtig".4) 

v.  Schmidt  nimmt  für  die  Freiheitskriege  folgende  Schätzung  vor : 

Stehendes  Heer  mit  Jägerdetachements  =^  110000  Mann 
Freischaren  =      5000    „ 

Landwehr  =  140000    „ 

255000  Mann 

also  das  sechsfache  der  Truppenzahl,  welche  Preussen  nach  dem  Tilsiter 
Frieden  aufstellen  durfte;  und  das  war  innerhalb  sechs  Jahren  in  einem 
vom  Feind  gebrandschatzten  Land  geschehen.6) 

Aber  damit  schloss  die  Organisation  noch  nicht  ab. 


])  v.  Schmidt,  a,  a.  O.  S.  217.  Erst  durch  die  vom  König  Wilhelm  I.  in  den  60  er  Jahren 
vorgenomme  Reorganisation  wurde  die  Landwehr  für  den  Linientruppendienst  bestimmt  und 
ausgebildet,  und  damit  fähig,  als  Reserve  für  das  stehende  Heer  verwandt  oder  auch  in  Er- 
satztruppenteile eingestellt,  resp.  in  besondere  Truppenkorps  formiert  zu  werden.  Das 
eigentliche  Ziel  dieser  Reorganisation  war  die  Verschmelzung  der  Linie  und  der  Land- 
wehr zu  einem  Heer,  das  damit  auch  eine  ganz  andere  Präsenzstärke  gewann.  Erst 
•dadurch  wurde  die  Landwehr  aus  ihrer  Isoliertheit  herausgehoben  und  bildet  seitdem 
in  Gemeinschaft  mit  dem  „stehenden  Heer*  das  „Heer11,  welch  letzteres  in  Gemeinschaft 
mit  der  Marine  und  dem  Landsturm  die  „bewaffnete  Macht"  darstellt.  (Bundesgesetz  vom 
•9.  Novbr.  1867  §  2,  3:  BGBl.  131.) 

s)  Sie  bestand  aus  Infanterie  und  Kavallerie,  letztere  nach  Kosakenart  (der  15.— 
18.  Mann  Reiter).  Sie  war  in  Kompagnien  und  Schwadronen  eingeteilt.  Die  Subaltern- 
Offiziere  wurden  vom  Kreisausschuss  gewählt.  Die  Offiziere,  Unteroffiziere  und  Gemeinen 
leisteten  den  Eid  des  stehenden  Heeres.  Die  Landwehrmänner  kleideten  sich  selbst  oder 
wurden  auch  von  den  Ständen  oder  Kommunen  gekleidet,  während  ihnen  Waffen  und 
Munition  ausnahmslos  geliefert  wurden. 

8)  Vgl.  die  III.  Beil.  der  vollst.  VO.  v.  1813,  Gesetz-Sammlung  1813  S.  116.  Jeder 
Landwehrmann  war  auch  durch  ein  Kreuz  von  weissem  Blech  mit  der  Inschrift  „Mit 
<iott  für  König  und  Vaterland"  bezeichnet,  welches  vorn  an  der  Mütze  getragen  wurde 
(a.  a.  O.). 

4)  v.  Schmidt  a.  a.  S.  226. 

5)  a.  a.  O.  O.  S.  225. 
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B.  Das  letzte  refugrum  war  der  Landsturm;  und  dieser  Landsturm 
steht  im  Vordergrund  des  völkerrechtlichen  Interesses. 

In  den  Zeiten  der  höchsten  Not  setzten  die  Völker  ihre  letzte  Hoffnung 
immer  auf  Volkserhebung  und  Volksheer,  auf  Massenaufgebote  und  Land- 
sturm. 

Das  zeigte  sich  niemals  so  allgemein  als  zur  Zeit,  wo  Napoleon  Europa 
seinen  Fass  auf  den  Nacken  gesetzt  hatte,  vor  allem  in  Spanien,  Tirol 
und  Deutschland. 

I.  Was  zunächst  die  Vorgeschichte  des  preussischen  Landsturms 
betrifft,  so  hatte  Frh.  v.  Stein  schon  m  einer  Denkschrift  vom  11.  August 
1808  folgendes  ausgeführt: 

,Es  muss  in  der  Nation  das  Gefühl  des  Unwillens  erhallen  werden  über 
den  Druck  und  die  Abhängigkeit  von  einem  fremden,  übermütigen,  täglich  gehalt- 
loser werdenden  Volke,  —  man  muss  die  Unseren  mit  dem  Gedanken  der  Selbst- 
hilfe, der  Aufopferung  des  Lebens  und  des  Eigentums,  das  ohnehin  bald  ein 
Raub  der  Fremden  wird,  vertraut  erhalten,  man  muss  gewisse  Ideen  über  die  Art, 
wie  eine  Insurrektion  zu  leiten,  verbreiten  und  beleben.  Hierzu  werden  sich 
mehrere  Mittel  auffinden  und  anwenden  lassen,  ohne  dass  die  Regierung 
dabei  tätig  erscheint,  die  aber  bei  schicklicher  Gelegenheit  und  unter  günsti- 
gen Umständen  diesen  Geist  wird  benützen  können.  Über  die  Art,  wie  die  Nation 
auf  diese  Art  zu  bearbeiten  und  wie  die  Insurrektion,  im  Falle  es  ratsam  scheinen 
wird,  sie  ausbrechen  zu  lassen,  zu  organisieren  und  mit  der  Armee  in  Verbindung 
zu  bringen  ist,  hierüber  sind  besondere  Memoires  ausgearbeitet". 

Der  König  bemerkte  zu  der  Denkschrift: 

„Der  Kampf  der  Verzweiflung  ist  allerdings  besser  als  frei- 
willige Unterwerfung".1) 

Die  militärische  Vorbereitung  der  Volkserhebung  lag  in  den  Händen 
von  Scharnhorst,  dessen  Pläne  auf  Veranlassung  des  Staatskanzlers  v.  Har- 
denberg vom  Oberst  v.  Gneisenau,  der  damals  als  Staatsrat  verwandt  war, 
1811  neu  bearbeitet  wurden. 

Dieser  Organisationsplan  beginnt  mit  den  Worten: 

„Wenn  Preussen  mit  einer  Invasion,  d.  h.  mit  seiner  Vernichtung  bedroht 
wird,  so  sucht  das  königliche  Regentenhaus  Hilfe  und  Beistand  in  einem  Volksauf« 
stände". 

Hier  war  bereits  eine  Organisation  von  Milizen  vorgeschlagen,  aus  welcher 
sich  1813  die  Landwehr*)  und  der  Landsturm  entwickelte.  Auch  die  Errichtung 
von  Volontär-Jäger-Kompagnien8)   war  hier  schon  ins  Auge  gefasst. 

Glausewitz  hatte  übrigens  damals  in  einer  Denkschrift  ähnliche  Ideen  ent- 
wickelt. 

Glücklicherweise  kam  es  weder  1808  noch  1811,  sondern  erst  1813 
zum  Krieg,  nachdem  bereits  Hunger  und  Kälte  über  die  „grossen  Armee44 
in  Russland  ein  unerbittliches  Gericht  abgehalten  hatte. 

Im  Anfang  d.  J.  1813  reichte  General  v.  Scharnhorst  eine  Denkschrift 
an  den  König  ein,  welche  im  Anschluss  an  die  früheren  Pläne  an  erster 
Stelle  ausführte,  dass  „im  eigenen  Lande  überall  Landwehr  und  Landsturm 
errichtet  werden  sollte44. 

Einen  Tag  nach  der  Kriegserklärung  an  Frankreich,  am  17.  März  1813, 
erging  denn  auch  eine  Kgl.  Verordnung, 4)  welche  es  für  notwendig  erklärte 

*)  v.  Jagwitz,  Geschichte  des  Lfltzowschen  Freikorps  S.  6. 

*)  YgL  oben  S.  61. 

•)  Vgl.  oben  S.  57. 

4)  Gesetz-Sammlung  1813  S.  36  f. 
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„dass  eine  allgemeine  Landwehr  aufs  Schleunigste  errichtet  und  ein  Land- 
sturm eingeleitet  werde." 

Sodann  heisst  es: 

„Ich  befehle  hiermit  die  Erste  und  werde  den  Letz- 
tern anordnen  lassen.66 

Die  Einlösung  der  den  Landsturm  betreffenden  Erklärung  erfolgte 
durch  die  Verordnung  über  den  Landsturm  v.  21.  April  1813,  *)  welche  mit 
den  Worten  beginnt: 

„Ich  habe  meinem  getreuen  Volke  die  Vollendung  der  Landesbe- 
waffnung durch  den  Landsturm  verheissen  ...  Es  soll  daher  überall  sofort 
Kar  Errichtung  des  Landsturms  .  •  .  geschritten  werden.4' 

Den  Entwurf  zu  dieser  Verordnung  hatte  Hippel  verfasst,  der  von 
Scharnhorst  und  Gneisenau  empfohlen  worden  war  und  sich  bei  der  Arbeit 
des  Leutnants  Bartholdy  bediente,  der  den  tiroler  Landsturm  aus  eigener 
Anschauung  kennen  gelernt  hatte  und  auch  später  die  Geschichte  dieses 
Aufstandes  schrieb. 

Das  preussische  Landsturmreskript  vom  21.  April  1813 
war  der  Versuch  einer  Lösung  der  Volkskriegskontroverse,  der 
aber  in  Preussen  selbst  und  zwar  an  den  höchsten  Stellen 
eine  heftige  Gegnerschaft  fand. 

Darüber  klärt  jetzt  am  besten  eine  kleine,  aber  vorzugliche  Schrift  auf: 

„Der  preussische  Landsturm  von  1813.  Auf  archivalischer  Grund- 
lage dargestellt  von  Dr.  Maximilian  Blumenthal,  Kgl.  Bibliothekar. 
Berlin  1900." 

Reiches  einschlägiges  Geschichtsmaterial  findet  man,  abgesehen  von 
Blumenthal,  auch  in  den  Biographien  von  Scharnhorst,2)  Gneisenau,8) 
Boyen4)  und  Hippel.5) 

Im  Vordergrund  der  Landsturmfrage  aber  steht  der  preussische  Staatsrat 
Scham weber,  der  schärfste  Gegner  des  Landsturmreskripts  von  1813,  dessen 
Biographie  Blumenthal  selbst  in  Angriff  genommen  hat. 

Die  Gegnerschaft  gegen  das  Landsturmreskript  von  1813  gründete 
sich  vor  allem  auf  die  militärische  Unzulänglichkeit  und  die  völkerrecht- 
liche Unerlaubtheit  eines  Landsturms,  wie  er  damals  geschaffen  worden 
war.  In  der  Tat  haben  diese  Kämpfe,  um  das  gleich  hier  festzustellen, 
noch  im  Jahre  1813  zu  einer  Änderung  der  Landsturmverordnung  geführt, 
wodurch  die  beiden  Mängel  als  geheilt  angesehen  werden  durften. 

In  dem  Streit  um  die  Zulässigkeit  und  Leistungsfähigkeit  des  Land- 
sturms kam  man  damals  auch  auf  ähnliche  Erscheinungen  aus 
früherer  Zeit  zurück,  auf  die  ich  daher  kurz  eingehen  will. 

Scharn  weber  insbesondere  war  es,  welcher  nachwies,  dass  die  Landsturm- 
verordnung v.  21.  April  viel  weiter  ging,  als  die  „scheinbar  ähnlichen  Mass- 


2)  a.  a.  0.  79  ff.  Auch  abgedruckt  bei  Blumenthal  S.  163  ff. 

2)  Lehmann. 

3)  Pertz. 

4)  Meinecke. 
Ä)  Bach. 
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regeln",  welche  in  Frankreich  im  Anfang  der  Revolution,  sodann  in  Tirol 
und  gerade  eben  auch  in  Spanien  ergriffen  worden  waren.1) 

1.  Scharnweber  führte  bezüglich  des  Aufstandes  in  der  Vendöe 
folgendes  aus: 

Der  Aufstand  in  Frankreich  war  rein  militärisch  organisiert  und 
zu  den  Rekruten  wurden  Freiwillige  oder  junge  kräftige  Leute  genommen.  Man 
vergrösserte  nur  die  stehenden  Heere,  die  Nationalgarde  diente  nur 
zu  inneren  Zwecken.8; 

Nichtsdestoweniger  behandelten  aber  die  Konventstruppen,  welche 
durch  "Milizen  ergänzt  worden  waren ,  das  Insurgentenheer  —  allerdings 
auch  auf  Grund  des  Bürgerkriegs  —  nicht  als  Kriegspartei.  Sie  führten 
dem  gemäss  einen  grausamen  Vernichtungskrieg,  verödeten  das  Land,  töteten 
die  Kriegsgefangenen  (darunter  später  auch  die  Führer  Gharette  und  Stofflet) 
und  nahmen  selbst  Repressalien  an  Weibern  und  Kindern. 

Die  französischen  Revolutionsheere  haben,  wie  auch  das  Generalstabs- 
heft8) feststellt,  dem  Aufstand  in  der  Vend6e  gegenüber  nur  den  „Rechts- 
standpunkt" vertreten,  „der  jede  unberechtigte  Erhebung  negiert". 

2.  Den  Vergleich  mit  den  Tirolern  wies  Scharnweber  mit  der 
Bemerkung  zurück,  dass  diese  geborene  Soldaten  und  in  den 
Bergen  infolge  ihrer  Ortskenntnisse  sogar  bessere  Soldaten  als 
die  Fremden  seien.*) 

Übrigens  war  freilich  gerade  die  Organisation  des  Tiroler  Aufstands  vom 
Jahre  1809  für  die  Errichtung  des  preussischen  Landsturms  vorbildlich 
geworden.  Vor  allem  stammten  auch  die  in  Preussen  allerdings  alsbald 
wieder  aufgegebenen  Schutzdeputationen  aus  Tirol.  Wie  sich  Preussen 
auf  den  Landsturm  und  die  Freikorps,  so  hatte  sich  Tirol  auf  den  Land- 
sturm und  die  Schützenkompagnien  gestützt;  eine  der  letzteren  war 
auch  im  Lützowschen  Freikorps  während  des  ganzen  Feldzugs  von  1813/14 

tätig.  5) 

In  Preussen  kam  indes  nur  das  Freikorps  zu  bemerkenswerten 
Leistungen,  während  umgekehrt  in  Tirol  der  mechanische  und  dabei  ständige 
Dienst  in  einer  Schützenkompagnie  wenig  begehrenswert  erschien  und  der 
Landsturm  auch  von  der  Behörde  schon  um  deswillen  bevorzugt  wurde,  weil 
bei  diesem  Sold  und  staatliche  Verpflegung  wegfielen.  In  der  Ungebundenheit 
des  Landstürmers  fühlte  sich  aber  auch  der  Tiroler  als  ortskundiger,  mit  der 
Gefahr  vertrauter  Jäger  eher  an  seinem  Platz.  Andernteils  zeigten  sich  frei- 
lich die  österreichischen  Generale  im  allgemeinen  wenig  geneigt,  sich  in  den 
„Bauernrummel"  zu  mischen  und  unterliessen  es,  die  wünschenswerte  Ver- 
bindung herzustellen,  wie  das  übrigens  alsbald  auch  in  Preussen  beklagt 
wurde.    Vgl.  unten  S.  68. 


')  Blumenthal  a.  a.  0.  S.  85. 
*)  a.  a.  0.  S.  86. 
»)  S.  5f. 

4)  a.  a.  0.  S.  90. 

a)  Vgl   oben  S  58*.    Der  Tiroler  Landsturm-Organisator  Hormayr  hatte  sich  auch 
mit  dem  Unternehmen  von  Schill  in  Verbindung  gesetzt. 
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Ungleich   bedenklicher  lag  aber  die  tiroler  Landsturmfrage  nach  der 
völkerrechtlichen  Seite. 

Das  allgemeine  Aufgebot  wurde  in  den  amtlichen  Proklamationen1) 
als  „Notwehr"  und  Recht  der  „Selbstverteidigimg"  erklärt. 

Aber  darüber  bildet  sich  der  Feind  sein  eigenes  Urteil ;  und  obschon 
die  Tiroler  ihre  Gefangenen  anständig  behandelten,  übten  die  Franzosen 
umgekehrt  in  dieser  Richtung  die  scheusslichsten  Repressalien.  Sie  wüteten 
gegen  alles,  was  am  Landsturm  teilgenommen.  Folgende  Proklamation  des 
Herzogs  von  Danzig  v.  15.  Mai  1809  spricht  Bände: 

„Der  grossmütige  König  von  Bayern  hatte  durch  sein  gutes  Herz  den  kaiser- 
lich-französischen und  königlich-bayerischen  Generälen  befohlen,  sie  sollten  die 
Untertanen  von  Tirol  verschonen,  nur  durch  Gutmütigkeit  an  ihre  Pflicht  erinnern. 
Weil  aber  alle  ihre  Mühe  verloren  ist,  so  hat  der  grosse  Kaiser  von  Frankreich, 
der  Beschützer  der  Religion  (!?)  heute  den  15.  Mai  ordiniert,  dass  alle 
Tiroler,  die  mit  Waffen  versehen,  gefangen,  erschossen  und  auf- 
gehängt werden,  und  wo  in  dem  Bann,  oder  in  einem  Dorf,  Kreise  oder 
Landgericht  ein  Soldat  tot  gefunden  wird,  soll  das  ganze  Tal  oder  Bann, 
oderdas  ganzeGericht  in  24  Stunden  verbrannt  und  die  Vornehm- 
sten davon,  wenn  sie  auch  ohne  Waffen  getroffen  werden,  an 
dem  nächsten  Baum  aufgehängt  werden." 

Auch  Andreas  Hofer  glaubte  sich  durch  Zwang  und  Umstände  ent- 
schuldigt: wurde  aber  als  „Haupträdelsführer  der  Rebellion  in 
Tirol"2)  gefangen  genommen  und  erschossen. 

Felix  Dahn  hat  den  Unterschied  von  Freischaren  und  Massen- 
erhebung mit  Recht  scharf  betont;  wenn  er  aber  die  letztere  unter  dem 
besonderen  Hinweis  auf  den  spanischen  und  Tiroler  Volkskrieg  für  völker- 
rechtlich einwandfrei  hält,8)  so  redet  hier  die  Geschichte  eine  ganz  andere 
Sprache. 

Was  Napoleon  tat,  billigten  übrigens  seine  Gegner,  indem  sie  nach,  den- 
selben l3rüriäsätzeh  handelten.  Dahn  selbst  verzeichnet  die  Tatsache,  dass 
Wellington  1814  bei  seinem  Eindringen  in  Südfrankreich  die  Landstürmer 
mit  dem  Tod  bedrohte^  wenn  sie  nicht  die  Waffen  niederlegen  oder  in  die 
reguläre  Armee  eintreten  würden.4) 

Wie  das  Generalstabsheft  feststellt,  nahmen  diesen  Standpunkt  auch 
»Schwarzenberg  und  Blücher  in  ihren  im  J^ahre  1814  in  Frankreich  erlas- 
senen TroElairiationen"  ein. ß) 

3.  Bei  den  spanischen  Guerillas  handelte  es  sich  um  kein  allge- 
meines Aufgebot,  sondern  die  Guerillas  waren  kühne  Freiwillige, 
die  sich  unter  Männern  ihres  Vertrauens  vereinigten  und  einen 
versteckten  Kleinkrieg  führten. 


l)  von  Erzherzog  Johann  (verfasst,  wie  alle  Tiroler  Aufrufe,  von  Hormayr). 

*)  Tagesbefehl  des  Grafen  v.  Erlon  vom  31.  Januar  1810. 

8)  Bausteine  V  1.  S.  147,  152  unter  Berufung  auf  Rolin-Jaequemyns.  Auf  S.  149 
heisst  es:  „Der  Feind  aber  denkt  gar  nicht  daran  (!  ?J,  die  Ermächtigung  des  Einzelnen 
oder  ganzer  Scharen  zur  Kriegsführung  zu  untersuchen;  das  Prinzip  der  modernen 
Kriegsfilhrung,  dass  nur  der  Soldat,  nicht  der  Zivil-Einwohner  Kriegsfeind  ist,  fallt  hier 
weg,  wo  im  echten  Volkskrieg  jeder  Einwohner  Soldat  geworden." 

4)  a.  a.  0.  S.  152. 

6)  S.  61. 
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Nach  den  von  Scharnweber  *)  eingearbeiteten  Berichten  des  Majors 
y.  Dörnberg,  welcher  in  Spanien  bei  der  deutschen  Legion  gestanden  hatte, 
hatten  die  Guerillas  wohl  unter  sich  beständige  Verbindung,  aber  sie  stan- 
den niemals  in  corpore  oder  orts-  oder  distriktsweise  gegen  die  Franzosen, 
weil  dies  eine  völlig  klar  gewordene  Völkerrechtswidrigkeit  gewesen  wäre, 
welche  nur  die  Folge  gehabt  haben  würde,  dass  die  Franzosen  alles  ver- 
heert und  niedergemacht  hätten. 

Die  Guerillas  wussten,  dass  sie  das  Völkerrecht  gegen  sich  hatten  und 
suchten  in  Deckung  durch  die  ihnen  bekannten  Schlupfwinkel  bei  ihren 
Operationen,  welche  vor  allem  der  Beunruhigung  des  Gegners  dienten,  sich 
demselben  tunlichst  zu  entwinden.  Denn  eine  Behandlung  als  Kriegs- 
gefangene hatten  sie  nicht  zu  erwarten. 

Diese  Ausführungen  bestätigen  den  Satz  des  Generalstabshefts, 2)  dass 
man  sich  zu  allen  Zeiten  darin  einig  gewesen  ist, 

„einzeln  oder  in  kleinen  Trupps  auftauchenden  Irregulären,  die 
losgelöst    von    der  Armee   gewissermassen   auf  eigene  Faust  Krieg 
führten,  die  Anerkennung  zu  versagen  und  sie  als  Verbrecher  mit 
dem  Tode  zu  bestrafen". 
Blumenthal8)  hat  Recht: 

Das  bewaffnete  Volk,  sobald  es  nicht  uniformiert  ist,  sobald  es  abwechselnd 
den  kriegerischen  und  bürgerlichen  Charakter  herauskehrt,  ist  zu  allen  Zeiten 
ausserhalb  des  Kriegs-  und  Völkerrechts  behandelt  worden.  Es  ist  unter  Umständen 
eine  gefährliche  Waffe  gegen  den  Feind,  die  aber  von  diesem  als  eine  widerrecht- 
liche mit  jedem  zu  Gebote  stehenden  Mittel  beseitigt  werden  wird. 

Es  ist  nunmehr  zu  untersuchen,  ob  der  altpreussische  Landsturm  vor 
dem  Völkerrecht  besser  bestehen  kann. 

II.  Ich  gebe  zunächst  den  Inhalt  der  preussischen  Landsturmver- 
ordnung vom  21.  April  1813  wieder. 

Der  preussische  Landsturm    war    eine   Stein-Scharnhorstsche    Idee. ; 
Der  offene  Feldkrieg  gegen  Napoleon  erschien  hiernach  als  wenig  aussichts- 
voll.    Es   empfahl  sich  ein  unaufhörlicher  Kleinkrieg  gegen  die  nächtliche 
Ruhe  und  Ernährung  der  feindlichen  Heere,  um  den  Gegner  erst  zu  er- 
matten und  das  Vertrauen  im  eigenen  Heer  zu  steigern. 

Die  Landsturmverordnung  weist  in  der  Einleitung  auf  frühere  Volks- 
kriege hin,  welche  durch  die  allerverschiedensten  Terrainbesonderheiten 
unterstutzt  worden  wären.4) 

')  Vgl.  a.  a.  O.  78,66.  Der  englische  Geschichtsschreiber  Na pi er ,  der  gleichfalls 
den  spanischen  Krieg  mitmachte,  hat  übrigens  in  seiner  Geschichte  des  spanischen  Krieges 
V.  18  über  das  Missliche  und  Gefährliche  solcher  Volkserhebungen  gerade  aus  dem 
spanischen  Insurgentenkrieg  beherzigenswerte  Lehren  gezogen.  Hier  heisst  es:  man  soll 
die  Volksleidenschaften  nicht  reizen,  sondern  die  Verteidiger  organisieren  und  so  die 
Volkskraft  zur  leistungsfähigen  Macht  in  der  Hand  des  Kommandierenden  gestalten. 
Ebenso  v.  Martens  La  paix  et  la  guerre  p.  377  ff. 

a)  S.  5. 

•)  S.  12. 

4)  Die  Verordnung  erwähnt  in  dieser  Richtung  die  Sümpfe  der  alten  Deutschen, 
die  Gräben  und  Kanäle  der  Niederländer,  die  Hecken  und  das  Buschwerk  der  Vendee, 
die  Wüsten  Arabiens,  die  Berge  der  Schweizer,  den  wechselnden  Boden  der  Spanier 
und  Portugiesen. 

5* 
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Die  Verordnung  erklärt  im  §  1,  dass  jeder  Staatsbürger  verpflichtet 
sei,  „sich  dem  andringenden  Feind  mit  Waffen  aller  Art  zu  widersetzen. i( 

Deshalb  sollen  die  im  Lande  befindlichen  Streitkräfte,  „wenn  der 
Feind  dem  Lande  naht,  zu  einem  Landsturm  aufgeboten  wer- 
den" (§  2). 

Aber  ein  Aufgebot  war  auch  erforderlich.1) 

„Ein  Zusammenlaufen  ohne  Aufgebot  wird  als  Meuterei  bestraft" 
(§  6  Abs.  2). 

Umgekehrt  bestand  auf  Grund  des  Aufgebots  eine  Gestellungspflicht 
(§  5  Abs.  2)  der  tauglichen  Jünglinge  und  Männer  von  15—60  Jahren,2) 
insoweit  sie  nicht  schon  bei  dem  stehenden  Heere  oder  der  Landwehr 
wirklich  fochten  (§  5). 

Das  Recht  zum  Aufgebot  stand  sowohl  den  Befehlshabern  der  Militär- 
macht wie  den  Landsturmkommandanten  zu.  Die  ersteren  verlangten  in- 
des das  Recht  für  sich  allein,  hatten  aber  andernteils  wieder  wenig  Lust, 
mit  dem  Landsturm  zu  operieren,  weil  sie  an  die  Notwendigkeit  und  Nütz- 
lichkeit der  Einrichtung  nicht  glaubten.  Insbesondere  hielten  sie  die  selb- 
ständigen Operationen  des  Landsturms  ohne  Verbindung  mit  dem  Heer 
für  verderblich,  stellten  dann  aber  andernteils  eine  solche  nicht  her.8) 

Nach  §  8  geht  die  Aufgabe  des  Landsturms  dahin, 

„dem  Feinde  den  Einbruch  wie  den  Rückzug  zu  versperren,  ihn  beständig 
ausser  Atem  zu  halten;  seine  Munition,  Lebensmittel,  Kuriere  und  Rekruten  auf- 
zufangen; seine  Hospitäler  aufzuheben;  nächtliche  Überfalle  auszufahren;  kurz,  ihn 
zu  beunruhigen,  zu  peinigen,  schlaflos  zu  machen,  einzeln  und  in  Trupps  zu  ver- 
nichten, wo  es  nur  möglich  ist." 

Nach  §  3  bildet  der  Landsturm 

„den  Rückhalt  und  die  Mauer,  an  welche  das  Heer  und  die  schon  aus- 
gezogene Jugend  sich  lehnen;  sowie,  wenn  sie  im  Lande  augenblicklich  zurück- 
weichen müssen,  die  Macht,  die  in  des  Feindes  Rücken  ihm  allen  nur  möglichen 
Abbruch  zu  tun  verbunden  ist." 

Über  die  Art,  wie  der  Landsturm  hiernach  verwandt  werden  sollte, 
herrschte  später  Unklarheit;  und  in  einem  Kgl.  Reskript  v.  24.  Mai  1813 
wurde  die  Hauptbestimmung  des  Landsturms  dahin  zusammengefasst,  dass 
er  den  Feind  nur  auf  den  Seiten,  wohin  er  in  Masse  nicht  vordringen 
könne,  oder  im  Rücken  beunruhigen,  besonders  seine  Transportmittel  auf- 
heben und  vernichten,  und  überhaupt  in  seinem  Rücken  einen  Partei- 
gängerkrieg führen  solle,  an  welchem  ein  kräftiger  Schlag  Landleute  um- 
somehr  Geschmack  finden  werde,  je  mehr  er  Gelegenheit  zum  Beutemachen 
erhalte.4) 

Die  Verordnung  enthielt  folgende  Organisationsbestimmungen: 

Der  Landsturm  ist  von  den  Bezirkskommandanten  in  bald  grössere, 
bald   kleinere  mobile   Kolonnen   zu  formieren,   an   deren  Spitzen  Unter- 


')  Das  Aufgebot  konnte  bezirks-,  kreis-  oder  provinzenweise  erfolgen  (§  4).  Der 
§  13  spricht  von  „Landsturm bezirken".  Berechtigt  das  Aufgebot  zu  erlassen  (g  6)  waren 
nach  §  12  die  Armee-  und  Korpskommandanten,  Militärgouverneurs,  Kreis-  und  Bezirks- 
vorsteher  des  Landsturms  (§  12). 

2)  Es  sind  genaue  Listen  über  dieselben  zu  fahren  (§  23). 

3)  Blumenthal  S.  27,  28. 

4)  Blumenthal  S.  25. 
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bezirkskommandanten  stehen  (§  51).  *)  Das  Kommando  steht  bei  Haupt- 
leuten resp.  Rittmeistern,  Leutnants,  Unteroffizieren  und^  Gefreiten  (§  33  bis 
36),  die   in   der  Hauptsache  von  der  MannscharTgewählt  "werden   (§  36). 

Nur  die  Hauptleute „und JFlittmeister_t_ragen  eine  schwarze  und  weisse 
Binde  um  den  rechten^  jie  Leutnants,  um  den  linken  Arm  (§  37). 

Im  übrigen  aber  bestimmte  der  §  39: 

»Eigen   für   den   Landsturm   verfertigte   Uniformen 

oder   Trachten   werden  nicht   verstattet,   weil   sie   den 

Landstürmer    kenntlich   machen,    und    der    Verfolgung 

des  Feindes  leichter  Preis  geben  können.* 

Auch  Fahnen  wurden  nicht  geführt  (§  40),  und  vorgeschriebene 
Waffen  gab  es  eigentlich  nicht,  jedoch  hatte  sich  jeder  Reiter  wenigstens 
mit  einer  Picke  und  einem  Beile,  das  Fussvolk  mit  einem  Beile  und  einer 
Heugabel  zu  versehen.  Einen  Tornister  oder  Brotsack  und  eine  Feldflasche, 
und  bei  der  Reiterei  einen  Futtersack,  durfte  niemand  vergessen.2) 

An  Sonn-  und  Festtagen  sowie  in  den  Abendstunden  sollte  der  Land- 
sturm einexerziert  werden  (§  46). 

Der  §  38  begründete  eine  „Subordination  unter  den  Offizieren" 
für  „so  lange,  als  die  Sturmmannschaft  zum  Übungs-  oder  wirklichen  Dienst 
gegen  den  Feind  gesammelt  ist." 

Die  Schutzdeputationen  hatten  nur  für  die  Zeit  des  Aufgebots 
gewisse  Strafrechte  (§  24  ff.),  die  sie  aber  unter  den  Beschwerden  der  Be- 
völkerung und  unter  den  Klagen  der  Behörden  schon  vorher  in  Anspruch 
nahmen,  besonders  in  Berlin,  wo  arge  Übergriffe  dieser  Art  vom  Polizei- 
präsidenten Lecocq  festgestellt  wurden.8)  Dabei  beschränkte  sich  diese 
Strafgewalt  nicht  etwa  auf  die  Delikte  gegen  die  Disziplin  und  es  wurde 
über  Tod  und  Leben  geurteilt.4)  Da  das  Edikt  über  das  Verfahren  nichts 
enthielt,  regelte  das  Berliner  Militärgouvernement  dasselbe  völlig  eigenmächtig 
und  dabei  recht  sachwidrig,  so  "dass  der  Justizminister  Kircheisen  sich 
gezwungen  sah,  eine  Beschwerde  einzureichen  und  das  Misstrauen  gegen 
die  ordentlichen  Gerichte  zu  bekämpfen.5) 

Der  §  27  drohte  körperliche  Züchtigung  an  mit  dem  Zusatz:  „Wer 
Sklavensinn  zeigt,  ist  a]s  Sklave  zu  behandeln. "  Das  war,  zumal  der 
§  62  die  körperliche  Züchtigung  auch  schon  für  nachlässige  Verspätungen 
androht,  wie  schon  Sack  mit  Recht  einwandte,  nur  der  Ausdruck  einer 
leidenschaftlichen  Stimmung,  der  dem  Gesetzgeber  nicht  wohl  ansteht.6) 

')  Der  §  52  bestimmt:  „Nach  dem  Muster  spanischer  Guerillas  werden  jeder 
Kolonne  geübte  Landwehrmänner ,  auch  wohl  reguläres  Militär  oder  Reserven  bei- 
gegeben.* 

')  §  42.  Sodann  heisst  es  im  §  43 :  Waffen  sind :  alle  Arten  von  Flinten  mit 
und  ohne  Bajonett,  Spiesse,  Picken,  Heugabeln,  Morgensterne,  Säbel,  Beile,  gerade  ge- 
zogene Sensen,  Eisen  u.  s.  w.  Es  gab  üBrigens  WäTTencTepots'für  diejenigen,  welche  sich 
selbst  keine  Waffen  anschaffen  konnten  (§  41  f.). 

s)  a.  a.  0.  S.  39  ff. 

*)  Der  §  25  wirft  die  Delikte  von  ganz  verschiedener  Verbrechensschwere  ohne 
Wahl  und  Qual  in  einen  Topf.  Vgl.  die  Ausstellungen  des  Geh.  Oberjustizrats  Sack  vom 
9.  Juli  1813  (a.  a.  0.  58  tt 

5)  a.  a.  O.  53  ff.  Ahnlich  Sack  a.  a.  0.  62  und  ein  Gutachten  des  Kammer- 
gerichts 65  f. 

fl)  a.  a.  0.  61. 
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Vielleicht  das  charakteristischste  Merkmal  der  Landsturmverordnung 
war  das  Auswanderungs-  und  Verheerungssystem. 

Die  Gouverneure  können  es  nämlich  nach  §  65  für  zweckmässig  erklären, 
dass  ein  oder  der  andere  Bezirk  von  den  Einwohnern  auf  eine  Zeitlang  geräumt 
und  in  einen  solchen  Zustand  versetzt  wird,  der  den  Aufenthalt  des  Feindes 
dann  unmöglich  macht  und  ihn  des  Unterhalts  beraubt.  Die  Landsturmmasse  in 
einem  bedrohten  Bezirk  muss  daher  mit  Weibern,  Kindern,  Greisen  und  der  besten 
Habe  sich  beständig  zum  Auswandern  bereit  halten  (§  66).  Rückwärts  liegende 
Städte,  Inseln,  Waldorte,  See-  und  Sumpfgegenden  sind  hauptsächlich  als  Zufluchts- 
stätte bestimmt  (§  68). 

Bei  der  Annäherung  des  Feindes  muss  nach  §  70,  71  die  Bevölkerung  das 
Mehl  fortbringen  oder  verderben,  die  Getränke,  Bier,  Wein  und  Branntwein  aus- 
laufen lassen,  die  Mühlen  verbrennen  und  die  Brunnen  verschütten.  Der  §  72 
fasst  eine  absichtliche  Verwüstung  ins  Auge,  insbesondere  ist  nach  §  74  das  reife 
Korn  und  Getreide  jeder  Art,  nach  §  76  sind  weiterhin  auch  die  Kähne,  Fähren 
und  Brücken  zu  verbrennen. 

Durch  diese  Verheerung  sollten  dem  Feind  die  Unterhaltsmittel  ab- 
geschnitten und  der  Vormarsch  gehemmt  werden;  sie  hatte  aber  ebenso 
sehr  und  vielleicht  noch  mehr  die  Wirkung,  dass  in  der  ohnehin  ein- 
tretenden Anarchie  das  Gesindel  seine  Wut  vorkehrte  und  die  gute  Be- 
völkerung vom  Feind  verantwortlich  gemacht  wurde. 

Es  wurde  aber  auch  über  den  §  79  Abs.  1  geklagt: 

.Wenn  eine  Stadt  oder  ein  Bezirk  so  plötzlich  vom  Feinde  überfallen  und 
eingenommen  wird,  dass  die  Bewohner  nicht  mehr  entfliehen  können,  so  sind  alle 
Behörden  ohne  weiteres  als  aufgelöst  zu  erachten  und  Niemand  ist 
mehr  schuldig,  ihnen  zu  gehorchen/1) 

Da  weiterhin  auch  die  Bildung  der  National-  oder  Bürgergarden  unter 
dem  Einfluss  und  der  Aufsicht  des  Feindes  verboten  wurde,  weil  dieses 
scheinbare  Ordnungsmittel  dem  Feind  schon  oft  Garnisonen  erspart  hätte 
(§  14),  waren  die  Weiber,  Kinder,  Greise  und  Kranken,  die  allein  zurück- 
geblieben waren,  erst  recht  dem  Übermut  des  Feindes  und  der  Frechheit 
des  Gesindels  preisgegeben,  das  jetzt  seine  Orgien  feiern  konnte. 

HL  Die  Landsturmverordnung  begegnete  daher  sofort  in  Preussen 
selbst  der  berechtigsten  Kritik. 

In  einer  Eingabe  an  den  König  vom  30.  Juni  1813  hatte  das  Berliner 
Militärgouvernement  von  dem  Landsturm  gesagt,  dass  er  „der  Schrecken 
des  Feindes  sei  und  sein  Verderben  unausbleiblich  nach  sich  ziehen  müsse." 
Aber  wie  Blumenthal2)  mitteilt,  befindet  sich  hier  ein  Fragezeichen  von 
Bleischrift  am  Rande  der  Akte,  doch  wohl  von  der  Hand  des  Königs,  der 
von  Anfang  an  der  neuen  Organisation  kein  rechtes  Vertrauen  entgegen- 
bringen konnte. 

Es  war  aber  auch  unklug,  den  Feind  so  pomphaft  über  die  Natur 
der  bevorstehenden  Freiheitskämpfe  aufzuklären.  Man  kann  sich  das  selt- 
same Vorgehen  nur  durch  die  Absicht  erklären,  dass  man  Napoleon  durch 
„laute  Massregeln"8)  einschüchtern  wollte. 


l)  Dazu  kommt  §  75  „Postoffizianten^mit  allen  Pferden,  Landräte,  Regierungen, 
alle  administrierende  und  andere  Behörden,  Ärzte,  Apotheker,  Chirurgen, Bader 
u.  s.  w.  haben  sich  mit  ihren  Arzeneien  und  Instrumenten  jedesmal  zuerst  zu 
entfernen,  wenn  der  Distriktskommandant  wegen  vieler  zurückbleibenden  Kranken  nicht 
ein  Anderes  verordnet/ 

*)  S.  68. 

3)  Scharnweber  bei  Blumenthal  S.  84. 
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Als  ob  dieser  Gewaltmensch  überhaupt  hätte  eingeschüchtert  werden 
können ! 

Die  Wirkung  konnte  umgekehrt  nur  die  sein,  dass  Napoleon  seine 
Gewaitnatur  nur  um  so  rücksichtsloser  vorkehrte. 

Aber  auch  die  Bevölkerung,  welche  bis  dahin  frei  den  Regungen 
des  Patriotismus  gefolgt  war,  leistete  nach  der  verordnungsmässigen  Bindung 
der  Volkskraft,  besonders  in  Berlin  und  Breslau  mit  Umgebung,  bald  offenen 
bald  versteckten  Widerstand.1)  Dabei  wurde  die  Ansicht  verbreitet,  die 
Landsturmverordnung  sei  nur  ein  Schreckschuss  für  den  Feind,  solle 
aber  gar  nicht  zur  Ausführung  kommen,  eine  Auffassung,  die  neue  Nah- 
rung fand,  als  beim  Eindringen  des  Feindes  in  Schlesien  der  Landsturm 
nicht  aufgeboten  wurde. 

Wegen  der  Bedenklichkeit  der  ganzen  Einrichtung  hatte  man  wenig- 
stens für  Berlin  gewünscht,  dass  das  Aufgebot  daselbst  von  der  königlichen 
Genehmigung  abhängig%sei.2)  Schliesslich  glaubte  man  aber  in  Regierungs- 
kreisen, dass  durch  die  ganze  Einrichtung  gar  ein  gegen  das  Königtum 
gerichteter  Zug  gehe,  und  man  rechnete  schon  damit,  dass  sich  die  zur 
Volksverteidigung  organisierten  Kräfte  anderer  Zwecke  annehmen  könnten.8) 

Auch  Wilhelm  L,  der  grosse  Reformator  der  preussischen  Heeres- 
verfassung, hat  noch  daran  festgehalten,  dass  die  Bürgerwehren  die  Lehr- 
bataillone der  Revolution  sind. 

Im  weiteren  Verlaufe  der  Landsturmkontroverse  traten  sich  zum 
Unglück  auch  noch  die  Militär«  und  Justizbehörden  gegenüber,  und  das 
Berliner  Militärgouvernement  sprach  schon  die  Befürchtung  aus,  dass  an- 
gesichts der  kritischen  Haltung  der  letzteren  „die  ganze  grosse  dem  Feinde 
so  furchtbare  (?)  Massregel  als  misslungen  angesehen  werden  müsse44,  und 
dass  man  sie  lieber  gar  nicht  hätte  anfangen  sollen.4) 

Die  Antilandsturmpartei  fand  in  dem  Staatsrat  Scharnweber,  der 
neben  Hippel  der  Hauptgehilfe  des  Staatskanzlers  Hardenberg  war  und 
den  letzteren  sehr  beeinflusste,  eine  starke  Stütze,  indem  dieser  in  einer 
ganzen  Reihe  von  amtlichen  Denkschriften  die  Aufhebung  resp.  Umwandlung 
des  Landsturms  anregte  und  den  Ersatz  durch  andere  Massregeln  forderte. 5) 

Scharnweber ,  welcher  die  Landsturmverordnung  in  militärischer, 
finanzieller,  staatswirtschaftlicher  und  völkerrechtlicher  Hinsicht  einer  ein- 
dringlichen Prüfung  unterwarf,  hat  die  Landsturmidee  folgendermassen 
beschrieben : 

„Das  Edikt  will  die  Streitkräfte  des  Landes  bei  dessen  Bedrohung  mit  einem 
feindlichen  Einfall  vereinigen,  dem  Feinde  den  Einbrach  wie  den  Rückzug  er- 
schweren und  demselben  durch  Verheerung  des  Landes  die  Subsistenz  und  das 
Vordringen  unmöglich  machen.  Die  Mittel  dazu  sollen  das  Aufbieten  der  männ- 
lichen Bewohner  von  15-60  Jahren,  die  Vereinigung  derselben  zu  militärischen 
Formationen  unter  bestimmten  Anführern  und  in  dem  Zerstören  der  Dörfer  und 
Verheeren  der  Felder  bestehen/  6) 


*)  Blumenthal  S.  29  ff.,  31  ff,  69  ff. 

2)  a.  a.  0.  48. 

3)  a.  a-  0.  71,  73. 
*)  a.  a.  0.  71. 

ö)  Diese  Denkschriften  sind  alle  abgedruckt  bei  Blumenthal  a.  a.  0.  S.  76  ff. 
6)  a.  a.  0.  76. 
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Die  Räumung  ganzer  Ortschaften  und  in  Verbindung  damit  das  Ver- 
heerungssystem war  die  allerbedenklichste  Beigabe  des  Landsturms,  für 
die  man  sich,  wie  Scharnweber  nachgewiesen  hat,  auch  nicht  auf  die 
spanische  und  russische  Übung  berufen  konnte. *)  Der  Feind  kann  sich  auf 
weite  Strecken  Proviant  nachfahren  lassen,  und  so  ist  schliesslich  nur  die 
arme  Bevölkerung  getroffen,  wie  denn  auch  Diversionen  im  Rücken  des 
Feindes  beim  Fehlen  von  Subsistenzmitteln  unmöglich  werden  und  selbst 
die  wieder  vordringende  eigene  Militärmacht  bei  dieser  Notlage  geschädigt 
erscheint.  Die  Verwüstung  ganzer  Provinzen  und  die  Verwilderung  des 
Volkes  sind  die  notwendigen  Folgen  einer  solchen  Erscheinung.  Die  Land- 
sturmverordnung verfolgte,  wie  Scharnweber  ausführte,  die  ungeheuerliche 
Idee,  das,  was  man  nicht  verteidigen  kann,  zu  verheeren  und  die  bürger- 
liche Ordnung  aufzulösen.2)  „Wir  bringen,44  erklärte  er,  „durch  unsere 
Massregel  die  Sicherheit  der  Personen  und  des  Eigentums  in  Gefahr.448) 
Wiederholt  wies  er  auf  die  Mangelhaftigkeit  der  Bewaffnung,  auf  die  Zer- 
störung des  Personal-  und  Realkredits  durch  die  Verheerung  hin  und 
meinte:  „Wir  lösen  alle  geistigen,  moralischen  und  pekuniären  Kräfte  in 
bloss  mechanische  auf,  benutzen  selbst  diese  durch  das  Chaos  des  Land- 
sturms schlecht  und  lähmen  und  zerstören  alle  Kräfte,  welche  nötig  sind, 
den  Krieg  zu  speisen  und  längere  Zeit  zu  führen44*). 

„Wenn  aber  der  Landsturm  alles  hemmt,  verwirrt  und  zerrüttet,  so  muss 
die  absolute  Unmöglichkeit  eintreten,  einen  solchen  Zustand  zu  ertragen.  Wenn 
nun  noch  willkürliche  Zerstörung  ganzer  Ländesdistrikte,  die  Last  der  Ernährung 
der  daraus  entfliehenden  Personen  und  für  die  Zurückbleibenden  die  Gefahr  der 
Plünderung  und  Misshandlung  vom  Pöbel  hinzutritt;  wenn  als  Folge  von  der 
Lösung  aller  Ordnung  aller  Real-  und  Personalkredit  aufhört  und  dadurch  die 
Hälfte  alles  Privateinkommens  verloren  geht,  dann  muss  mit  den  Kräften  der 
Nation  auch  der  sie  belebende  herrliche  Geist  vernichtet  werden,  und  wir  laufen 
Gefahr,  eine  Katastrophe  und  Auflösung  zu  erfahren,  wie  sie  vielleicht  nie 
existierte/4  ö) 

Scharnweber  vertrat  den  Satz,  der  heute  Allgemeingültigkeit  bean- 
spruchen darf: 

„Die  Befugnis  der  Befehlshaber,  Verheerungen  anzuordnen,  ist  auf 
Belagerungen  und  Schlachten  und  die  Fälle  zu  beschränken,  wo  ganz  ent- 
schieden die  Vernichtung  des  Feindes  dadurch  bewirkt  werden  kann.446) 

Der  Landsturm  wäre  nicht  nur  an  seiner  militärischen  Unzu- 
länglichkeit gescheitert,  sondern  auch  durch  das  Völkerrecht  zermalmt 
worden. 

„Stellt  sich  das  Volk  ebenfalls  en  masse  entgegen,  so  wird  es  vernichtet, 
weil  es  in  Ermangelung  von  militärischer  Übung,  von  Artillerie  und  Kavallerie  und 
gleicher  und  wirksamer  Waffen  nicht  in  Linie  fechten  kann.  Widersetzt  es  sich 
einzeln,   so  sind  diese  Haufen  noch  gewisser  verloren,  und   ihr  Eigentum, 


1)  a.  a.  0.  78  ff.  Was  Russland  betrifft ,  so  war  die  Verheerung  auf  etwa  150 
Meilen,  welche  beim  Vormarsch  Napoleons  auf  Moskau  erfolgte,  für  die  Bevölkerung  um 
deswillen  weniger  drückend,  weil  die  Dörfer  weit  auseinander  lagen  und  die  Vorräte 
einen  geringen  Wert  hatten.  Hier  war  auch  die  Nachfuhr  durch  die  Intendantur  so  gut 
wie  unmöglich.  In  Kurland  aber  haben  die  Russen  die  Dörfer  nicht  zerstört,  weil  hier 
die  Nachfuhr  leicht  gewesen  wäre. 

2)  a.  a.  0.  86,  89. 
8)  a.  a.  0.  85. 

4)  a.  a  0.  90  f. 
6)  a.  a.  0.  93  f. 
•)  a.  a.  0.  91. 
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Weiber  und  Kinder  sind   in  diesem   wie  in  jenem  Falle  vanda- 
lischer  Behandlung  preisgegeben.*1) 

Scharnweber  wies  auch  weiter  darauf  hin,  dass  der  Feind  angesichts 
der  Landsturmverordnung  alle  Männer  von  15 — 60  Jahren  feindlich  be- 
handeln, niederstossen  oder  zu  Gefangenen  machen  könne. 

, Schon  nach  älterem  Kriegsrecht  gibt  das  Fechten  der  Bürger,  wenn  es 
örtlich  oder  allgemein  geschieht,  dem  Feinde  ihr  Gut  und  Blut  in  die  Hand.  Sie 
verlieren  dies  sowie  die  Ehre  von  Seiten  des  Staates,  wenn  sie  nicht  kommen. 
Kommen  sie,  so  riskieren  sie,  massakriert  zu  werden,  Weib  und  Kinder  geschändet 
und  gemordet,  und  Haus  und  Hof  in  Flammen  aufgehen  zu  sehen."  *) 

Auch  die  Bevölkerung  war  sich  darüber  klar,  dass  der  Feind  sicher 
Repressalien  ausüben  würde.8) 

Scharnweber  vor  allen  sah  deutlich,  dass  die  damalige  Landsturm- 
organisation völkerrechtswidrig  sei  und  er  rechtfertigte  deshalb  seine  Gegen- 
vorschläge auch  damit,  dass  der  Feind  dann  keinen  Vorwand  mehr  zu 
Repressalien  hätte.4) 

Völkerrechtliche  Schwierigkeiten  waren  insbesondere  durch  den  Art.  39 
geschaffen  worden. 

Derselbe  verbot  nicht  bloss  die  Uniformierung  des  Landsturms,  son- 
dern enthielt  auch  die  nicht  verheimlichte  Absicht,  den  Feind  über  den 
militärischen  Charakter  der  Landstürmer  zu  täuschen,  um  diesen  die  gute 
Behandlung  der  friedlichen  Bevölkerung  zu  sichern,  welch  letztere  dann 
aber  im  Rücken  des  Feindes  als  bewaffneter  Feind  aufzustehen  ver- 
pflichtet war. 

Das  ging  schnurstracks  gegen  das  Völkerrecht6) 

Den  Verfassern  der  Landsturmverordnung  scheint  das  Bewusstsein 
davon  nicht  gefehlt  zu  haben.  Denn  sie  rechtfertigen  ihre  Verordnung 
mit  dem  „Kampf  der  Notwehr,  der  alle  Mittel  heiligt."6) 

Aber  in  solcher  Lage  ist  schliesslich  jeder  Besiegte,  der  aber  nichts- 
destoweniger das  Kriegsrecht  zu  beobachten  hat  und  durch  die  Repressalien 
an  diese  harte  Notwendigkeit  erinnert  zu  werden  pflegt. 

Dass  der  Gesetzgeber  selbst  in  dieser  Richtung  nicht  ohne  Sorge 
war,  lese  ich  schon  aus  dem  §  29  heraus:7) 

„Sollte  ein  zum  Landsturm  aufgerufener  Mann  in  Gefangenschaft  geraten, 
und  der  Feind  sich  beikommen  lassen,  denselben  härter  zu  behandeln  als  andere 
Gefangene  aus  dem  stehenden  Heere,  so  sollen,  wie  ich  hiermit  feierlich  erkläre, 
die  aÜerstrengsten  Repressalien,  ohne  jeden  Verzug  gebraucht  werden.  Dieser 
Artikel  soll,  ins  Französische  übersetzt,  überall  angeschlagen  werden,  wo  man  den 
Landsturm  aufbietet." 


*)  Scharnweber  a.  a.  0.  77. 
2)  a.  a.  0.  84. 
8)  a.  a.  0.  131. 

4)  a.  a.  0.  83. 

5)  Blumenthal  S.  12 f.  Vgl.  auch  Dann,  Bausteine  V  1.  S.  145-153,  170,  der  aber 
andernteils  die  völkerrechtliche  Notwendigkeit  einer  kennzeichnenden  Kleidung  bestreitet 
(S.  147,  149)  und  Massenerhebungen  für  statthaft  hält.  Vgl.  oben  S.  66.  Durch  das 
Fehlen  eines  unterscheidenden  Abzeichens  sollte  aber  eben  das  abwechselnde  Vorkehren 
des  kriegerischen  und  friedlichen  Berufes  der  Landstürmer  möglich  gemacht  werden. 
Und  das  widerstreitet  dem  Völkerrecht. 

•)  §§  7  u.  85  Abs.  3. 

7J  Ebenso  Blumenthal  S.  14:  „Wohl  ahnte  auch  der  Verfasser  des  Edikts  schon, 
dass  der  Feind  Repressivmittel  gegen  die  neue  Einrichtung  anwenden  würde ,  denn  er 
bestimmte  in  §  29:  ...  * 
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Das  Berliner  Militärgouvernement,  welchem  das  Fehlen  jeglichen  mili- 
tärischen Abzeichens  nachträglich  gleichfalls  bedenklich  erschien,  fragte  da- 
her beim  König  an,  ob  die  Landsturmmänner  nicht  vielleicht  durch  einen 
auf  ihre  Kleidung  gesetzten  Kragen  kenntlich  gemacht  werden  könnten.1) 

Auch  Scharnweber,  der  anfangs  dafür  war,  dass  der  Landsturm  im 
Bürgerkleide  kämpfe,  weil  der  Kämpfer  in  solchem  mehr  Eindruck  mache 
und  ausserdem  „bürgerlich  gekleidete  Personen  sich  leichter  durch  die 
feindlichen  Stellungen  schleichen  und  im  Rücken  derselben  diversieren 
können",  meinte  später,  man  müsse  vom  Landsturm  „Uniformität 
in  der  Kleidung  und  Bewaffnung  verlangen44.2) 

Scharnweber  plädierte  daher  für  feste  Formationen  und  wies 
dabei  einen  doppelten  Weg,  indem  er  folgendes  vorschlug : 

1.  Der  Landsturm  wandle  sich  in  der  Hauptsache  zu  einer  Reserve 
der  Landwehr;  die  Verteidigung  geschehe  nicht  orts weise,  son- 
dern durch  Vereinigung  der  Landwehr  und  Reserve  auf  den 
Punkten,  wo  die  Strategie  es  erfordert,8) 

2.  Man  bilde  Freikorps,  die  aus  Freiwilligen  aller  Stände  bestehen, 
sich  auf  eigene  Kosten  gleichmässig  kleiden  und  bewaffnen,  die 
zwar  viel  weniger  zahlreich  als  der  Landsturm,  dafür  aber  desto 
wirksamer  sein  werden.4) 

Was  hat  schliesslich  der  Landsturm  in  Wirklichkeit 
geleistet? 

Der  Landsturm  hat  es  nur  vereinzelt  zur  „Aktion  im  Kleinen44  ge- 
bracht. ß) 

Es  war  aber  auch  gut,  dass  er  nicht  auf  die  Probe  gestellt  wurde. 

Blumen thal  hat  Recht: 

„Wir  können  dem  Schicksal  dankbar  sein,  dass  das  Schlachtenglück,  das 
Vorhandensein  von  Verbündeten  und  nicht  zum  mindesten  die  Bravour  und  Brauch- 
barkeit der  eben  aus  dem  Boden  gestampften  Landwehrmiliz  es  unnötig  machten, 
dass  er  in  Aktion  trat,  dass  er  aufgeboten  wurde."6) 

IV.  Scharnwebers  Denkschriften  gegen  die  Landsturmverordnung  hatten 
auf  den  Staatskanzler  Hardenberg  grossen  Eindruck  gemacht,  und  der  letz- 
tere veranlasste  daher  den  Verfasser,  zunächst  mit  Hippel  und  dann  mit 
diesem  und  Gneisenau  gemeinschaftlich  über  eine  Änderung  der  Land- 
sturmverordnung zu  beraten.  Aber  diese  Konferenz  verlief  resultatlos 
und  die  Meinungsverschiedenheit  nahm  eine  so  heftige  Form  an,  dass  ein 
Zweikampf  zwischen  Scharnweber  und  Gneisenau  nur  durch  das  Eingreifen 
des  Königs  verhindert  wurde.7) 

Der  König   selbst   hatte  sich  für   die   Landsturmidee  nie  begeistern 


*)  a.  a.  0.  74. 

*)  a.  a.  0.  75  f.,  83,  96. 

3)  a.  a.  0.  83. 

4)  a.  a.  0.  91,  94,  96,  98.    Vgl.  dazu  oben  S.  59. 

5)  Vgl.  a.  a.  0.  127—146. 
*)  S.  16.  Vgl.  auch  152. 

7)  a.  a.  0.  96-99.  Ober  die  Replik  von  Gneisenau  vgl.  S.  lOOff.,  die  Duplik 
von  Scharnweber  S.  103  ff.  Cber  weitere  Änderungsvorschläge  und  Gutachten  vgl.  S. 
108  ff. 
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können1)  und  so  kam  denn  schliesslich  die  von  Hardenberg  eigenhändig 
verfasste  Kgl  Verordnung  vom  17.  Juli  1813  in  Betreff  der  Modifikationen 
des  Landsturmedikts  zu  stände  ,a)  die  wohl  als  Kompromfss  BezeTcnnet 
werden  kann,  aber  in  der  Hauptsache  den  Einwendungen  Scharnwebers 
Recht  gab.8) 

Nur  nebenbei  will  ich  erwähnen,  dass  das  Aufgebot  des  Landsturms 
jetzt  ausschliesslich  Sache  der  Militärgouvernements  wurde,  die  zudem  nur 
auf  allerhöchsten  Befehl  vorgehen  durften,  dass  nunmehr  (§  7)  die  Be- 
hörden (die  Landräte  und  höheren  Verwaltungsbehörden  ausgenommen) 
im  Lande  zu  bleiben  hatten  (§  8)  und  die  Zuständigkeit  der  ordentlichen 
Strafgerichte  unverändert  blieb  (§  9). 

Scharnweber  hatte  nicht  umsonst  erklärt:  „Beim  Eindringen  des 
Feindes  müssen  die  Justiz-  und  Polizeibehörden  zurückbleiben41.4) 

Den  völkerrechtlichen  Ausstellungen  insbesondere  begegnen 
hauptsächlich  folgende  Bestimmungen: 

Die  waffenfähigen  Staatsbürger  sollen  es  nach  §  1  als  „Ehrensache" 
ansehen,  das  Vaterland  in  der  Gefahr  zu  verteidigen.  Dagegen  wurde  die 
allgemeine  Verpflichtung  beschränkt. 

Die  Landsturmmänner  wurden,  wie  es  Scharnweber  beantragt  hatte, 
als  Reserve  der  Landwehr  organisiert  (§  2)  und  sodann 
sollte  auf  dem  Land  und  in  kleineren  Städten  1/3  der  Landsturmmänner 
erforderlichenfalls  die  notwendigen  Wachen  geben  sowie  die  polizeilichen 
und  militärischen  Zwecke  erfüllen,  welche  die  Obrigkeit  vorzeichnen 
würde  (§  3),  während  dieser  Überschuss  in  den  grossen  Städten  zu 
Bürgerkompagnien  oder  Bataillonen  formiert  werden  sollte,  die  zur  Land- 
wehr gehören,  aber  nur  die  Verpflichtung  haben  würden,  zur  Verteidigung 
der  Stadt  in  den  Kampf  zu  ziehen  (§  4). 

Hiernach  war  also  eine  Angliederung  des  Landsturms  an  das  Heer  voll- 
zogen, weswegen  jetzt  auch  ohne  Befehl  des  Militärgouvernements  nichts  mehr 
geschehen  durfte  (§  13).  Insoweit  aber  der  Landsturm  noch  Selbständigkeit 
hatte,  war  er  ein  Polizeiinstitut  geworden.  Insbesondere  wurde  auch  mit 
dem  Verheerungssystem  gebrochen,  indem  der  §  14  bestimmte: 

„Ebenso  wenig  ist  ohne  ausdrückliche  Anordnung  desselben  eine  Räumung 
ganzer  Ortschaften  oder  Verwüstung  von  Bezirken  vorzunehmen.  Werden  der- 
gleichen Massregeln  durchaus  notwendig,  so  wird  deshalb  besondere  Anweisung 
durch  die  Behörden  ergehen.*1 

Über  die  Errichtung  der  vorerwähnten  Reserve  war  besondere  Ver- 
ordnung vorbehalten  (§  2). 

Diese  Verordnung  über  die  Errichtung  einer  Reserve  zum  Ersatz  des 
Abganges  bei  der  Landwehr  erging  am  8.  August  1813.6) 

Die  Bildung  und  Einreihung  der  Ersatzbataillone  (§  6  ff.)  zeigt  in  der 
Tat,  dass  die  Landsturmidee  endlich  im  Rahmen  der  Militärverfassung 


!)  a.  a.  0.  115. 

3)  Gesetz-Sammlung  S.  89.    Blumenthal  S.  178,  146  ff. 
s)  a.  a.  0.  147. 

4)  a.  a.  0.  91. 

6)  Gesetz-Sammlung  105,  Blumenthal  S.  183. 
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Verwirklichung  gefunden  hat.  Im  Zusammenhang  hiermit  versteht  sich 
dann  auch  der  §  5  von  selbst,  dass  die  Landwehr-Reserve  auf  Kosten 
des  Staates  gekleidet  und  bewaffnet  wird. 

So  war  das  preussische  Landsturmrecht  noch  im  Jahre  1813,  wo  es 
geschaffen  worden  war,  ohne  jede  auswärtige  Anregung,  lediglich  von 
Innen  heraus,  in  einer  Weise  reformiert  worden,  welche  ebensosehr  die 
militärische  Leistungsfähigkeit  des  Landsturms  gewährleistete,  wie  jeden 
Konflikt  mit  dem  Völkerrecht  bannte.1) 

Der  Begriff  des  stehenden  Heeres  war  auf  diese  Art  zu  dem  der  „b  e  - 
waffneten  Macht"   erweitert  worden,  und  das  Gesetz  vom  3.  Septbr. 
1814  bringt  das  durch  folgende  Bestimmung  (§  2)  zum  Ausdruck: 
„Die  bewaffnete  Macht  soll  bestehen, 

a)  aus  dem  stehenden  Heere,2) 

b)  der  Landwehr  des  ersten  Aufgebots,8) 

c)  der  Landwehr  des  zweiten  Aufgebots,4) 

d)  aus  dem  Landsturm.6) 

Später6)  unterschied  man  stehendes  Heer  und  Heer,  und  es 
bildeten  dann  das  stehende  Heer  und  die  Landwehr  zusammen  das  Heer, 
sowie  dieses  letztere  mitsamt  der  Marine  und  dem  Landsturm  die  be- 
waffnete Macht. 

Die  militärisch  wie  völkerrechtlich  befriedigende  Lösung  der  Frage 
des  Landsturms  oder  Massenaufgebots  war  erst  im  Rahmen  der  Militär- 
verfassung geglückt. 

Deutschland  hat  hier  eine  Lehre  durchgemacht,  die  jeder  andere 
Staat  nach  Belieben  ebenfalls  durchmachen  oder  ausnützen  kann. 

Der  Landsturm  war  übrigens  keine  auf  Preussen  beschränkte  Ein- 
richtung.7)   Alle   deutschen   Staaten    führten    ihn    1813   und    1814    ein. 


1)  Die  Verordnung  wegen  Untersuchung  und  Bestrafung  der  Vergehen  im  Land- 
sturm vom  21.  Juli  1813  (Gesetz-Sammlung  S.  95,  Blumen thal  S.  185)  hat  für  den  Völker- 
rechtler kein  Interesse.  Dasselbe  gilt  vom  Gesetz  Über  die  Verpflichtung  zum  Kriegs- 
dienste vom  3.  Septbr.  1814  (Gesetzes  Sammlung  S.  79),  insoweit  dasselbe  ober  den  Land- 
sturm folgendes  bestimmt: 

§  13.  Der  Landsturm  tritt  nur  in  dem  Augenblick,  wenn  ein  feindlicher 
Einfall  die  Provinzen  überzieht,  auf  Meinen  Befehl  zusammen;  im  Frieden  ist  es 
einer  besonderen  Bestimmung  unterworfen,  wie  er  von  der  Regierung  zur  Unter- 
stützung der  öffentlichen  Ordnung  in  einzelnen  Fällen  gebraucht  werden  kann;  er 
besteht  aus  allen  Männern 

a)  bis   zum  50.  Jahre,   die  nicht  in  die  stehenden  Heere  und  die  Landwehr  ein- 
geteilt sind, 

b)  aus  allen  Männern,  die  aus  der  Landwehr  herausgetreten  sind, 

c)  aus  allen  rüstigen  Jünglingen  vom  17.  Jahre  an. 

§  14.    Der  Landsturm  teilt  sich  ein: 

a)  in  die  Bürgerkompagnien  in  den  grossen  Städten, 

b)  in  die  Landkompagnien,   welche  nach  Massgabe  der  innern  Kreiseinteilung,  in 
den  mittlem,  kleinen  Städten  und  auf  dem  platten  Lande  gebildet  werden. 

2)  Vgl.  darüber  das  cit.  Gesetz  §  4—6. 
8)  a.  a.  0.  §  8. 

4)  a.  a.  0.  §  10—11. 

5)  a.  a.  0.  §  13  - 14. 

•)  Bundesgesetz  v.  9.  Novbr.  1867  §  2,  3  (BGBl.  131).    Vgl.  oben  S.  62l. 

7)  Nach  v.  Martens  (La  paix  et  la  guerre  p.  376)  hatte  Russland  schon  1812  eine 
Miliz  organisiert,  welche  den  Bestimmungen  der  späteren  Brüsseler  Deklaration  vollkom- 
men genügte. 
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In  Bayern  war  es  die  Nationalgarde  dritter  Klasse,  welche  ungefähr  dem 
preussischen  Landsturm  entsprach. 

Die  einzelnen  Verordnungen1)  stimmten  keineswegs  völlig  überein. 
Aber  keine  lehnte  sich  mehr  an  das  Landsturmedikt  vom  21.  April,  son- 
dern alle  an  die  Landsturmdeklaration  vom  17.  Juli  an. 

Der  Landsturm  war  ein  Teil  der  offiziellen  Wehrkraft,  oder 
der  bewaffneten  Macht  des  Staats  geworden  und  war  damit  erst 
leistungsfähig  und  völkerrechtlich  einwandfrei. 

So  hat  denn  gerade  die  Landsturmentwickelung  zur  Zeit  der  Freiheits- 
kriege erst  recht  wieder  den  alten  Satz  zur  Anerkennung  gebracht,  dass 
das  Volk,  sobald  es  sich  nicht  durch  Abzeichen  unterscheidet, 
sobald  es  abwechselnd  den  kriegerischen  und  bürgerlichen 
Charakter  herauskehrt,  keine  Kriegspartei  ist. 

§  14. 

Die  Franktireurs  von  1870. 

Im  deutsch-französischen  Krieg  1870/71  wurde  die  Frage  der  Massen- 
erhebung und  Freischärler  wieder  brennend. 

Die  Rollen  hatten  gewechselt. 

Zum  eigentlichen  Volkskrieg  im  grossen  Stil  kam  es  damals  in  Frank- 
reich nicht.2)  Wohl  aber  zeitigte  der  Krieg,  wie  es  Dahn  ganz  richtig 
bezeichnet  hat,  eine  jener  „schlimmen  Zwitter-Erscheinungen  in  der  Mitte 
zwischen  Freischaren  und  Landsturm41,8)  „das  meuchlerische  Zwitterwesen 
zwischen  Freischar  und  Massenerhebung,  die  widrige  Karrikatur  des  Volks- 
kriegs".4) 

Die  Deutschen  dachten  nicht  daran,  den  wirklichen  Freikorps  der 
Franzosen  den  Charakter  der  Kriegspartei  abzusprechen.6) 

Ebenso  erkannte  Deutschland  das  Recht  der  feindlichen  Regierung 
an,  die  ganze  waffenfähige  Mannschaft  aufzurufen,  also  Massenaufgebote 
anzuordnen,6)  stellte  aber  Autorisations-  und  Organisationsbe- 
dingungen, welche  Frankreich  als  unannehmbar  erschienen,  während 
letzteres  die  Notwendigkeit  einer  Autorisation  und  Organisation  selbst  keines- 
wegs bestritt.  So  kam  es  zu  einer  neuen  Auflage  der  Landsturmskontro- 
verse, welche  durch  die  erwähnte  Zwitterstellung  der  Freischärler  ein 
schwer  lösbares  Problem  wurde. 


*)  Dieselben  sind  zusammengestellt  bei  Rühle  v.  Lilienstern  „Die  deutsche  Volks- 
bewaffnung* 1815. 

2)  Felix  Dann,  Bausteine  VI.  S.  151. 

8)  a.  a.  0.  152. 

4)  a.  a.  0.  159. 

6j  Vgl.  den  Brief  des  Generals  v.  Werder  v.  9.  Dezbr.  1870  an  den  Befehlshaber 
des  Freikorps  der  Vogesen:  „Es  besteht  kein  Befehl,  Gefangene,  die  einem  Freikorps  an- 
gehören, zu  erschiessen ;  nicht  militärisch  gekleidete  Bauern  jedoch ,  welche  auf  unsere 
Soldaten  schiessen,  werden  nach  summarischem  Verfahren  mit  dem  Tode  bestraft",  a.  a. 
0.  151. 

*)  Dahn,  Bausteine V 1.  S.  54.  Übrigens  ordnete  auch  wieder  zu  Beginn  des  griechisch- 
türkischen  Krieges  der  griechische  Kriegsminister  ein  Massenaufgebot  an,  das  dann  aber 
nicht  zur  Ausfahrung  gelangte  (Bonfils,  Lehrb.  des  VR.  S.  585  *). 
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I.  Zunächst  die  beiderseitige  Erlasse. 

Bereits  in  den  Tagen  nach  Sadowa  hatte  man  in  Frankreich,  wie 
Dahn  berichtet,1)  im  Zusammenhang  mit  der  Umgestaltung  der  Linie  und 
der  Neugestaltung  der  Reserve  und  Mobilgarde  auch  auf  die  Landsturm- 
idee zurückgegriffen.  In  allen  Departements  sollten  sich  schon  im  Frieden 
„Freikorps  von  Schützen"  bilden  oder  freiwillige  Schützen  (Franktireurs) 
organisieren,  welche  eine  gleichmässige  Bekleidung  oder  doch  Kopfbedeckung 
habenjmd jiur  die TJucTise  iuhren  sollten."  Ah  Sonn-  und  Feiertagen  sollten 
Übungen  im  Scheibenschiessen  unter  Leitung  von  Offizieren  stattfinden. 

Diese  Schützenfreikorps  waren  hauptsächlich  für  den  Kleinkrieg 
in  den  Vogesen  gedacht,  aber  beim  Ausbruch  des  Kriegs  1870  war  es 
nicht  einmal  im  Elsass  selbst  zu  einer  bemerkenswerten  Organisation  ge- 
kommen. 

Erst  während  des  Kriegs  und  auf  der  Grundlage  von  Gesetzen,  die 
ad  hoc  ergingen,  kam  man  zur  Ordnung  der  Franktireurfrage. 

1.  Für  Frankreich  berichtet  Bonfils:  Die  Franktireurs  waren  durch 
den  Kriegsminister  bevollmächtigt  worden  (G.  v.  17.  Juli  1870);  der 
Nationalgarde  waren  die  Rechte  von  Kriegführenden  durch  das 
Sondergesetz  v.  29.  August  1870  beigelegt  worden.2)  Die  fran- 
zösischen Dekrete  vom  29.  Septbr.  und  11.  Oktober  bestimmten 
weiterhin,  dass  jedes  Korps  von  Franktireurs  und  von  Freiwilligen 
einem  regulären  Armeekorps  oder  in  Ermangelung  eines  solchen 
einer  Landwehrdivision  angegliedert  werde  und  dass  die  Frank- 
tireurs und  Freiwilligen  nach  den  Weisungen  der  Korps-  und 
Divisionskommandanten  operieren.3) 

Das  Dekret  der  Delegation  von  Tours  v.  2.  November  1870 
berief  schliesslich  alle  waffenfähigen  Männer  vom  21.  bis  zum 
40.  Jahre  ein  (Art.  1),  verlangte  aber  dabei,  dass  sie  entsprechend 
den  Dekreten  vom  29.  September  und  vom  11.  Oktober  durch 
den  Präfekten  organisiert  würden  (Art.  2),  stellte  sie  nach  erfolgter 
Organisation  dem  Kriegsminister  zur  Verfügung  (Art.  3)  und  gab 
ihnen  eine  bestimmte  Bekleidung  und  eine  Ax^srüstunjg  (Art.  4).4) 

NacfTBonfils  machte  dieses  Dekret  die  einberufenen  Mannschaften 
zu  hierarchisch  (!)  organisierten  Kombattanten;6) 

2.  Der  deutsehe  Standpunkt  tritt  uns  in  folgender  Proklamation  ent- 
gegen, die  am  29.  Aug.  erlassen  wurde  und  am  1.  Septbr.  1870 
im  preussischen  Staatsanzeiger6)  in  französischer  und  deutscher 
Sprache  erschien: 

„Der  Oberbefehlshaber  bringt  zur  Kenntnis  der  Einwohner  des  Arrondisse- 
ments,  dass  jeder  Gefangene,  der  als  Kriegsgefangener  behandelt  sein  will,  über 
seine  Eigenschaft  als  französischer  Soldat  durch  eine  von  der  gesetzlichen  Behörde 
erlassene  und  an  seine  Person  gerichtete  Ordre,  den  Nachweis  zu  führen  (hat),  dass 


i)  a>  a.  o.  145. 

»)  Vgl.  Bonfils  Lehrb.  des  VR.  S.  583. 

8)  a.  a.  0.  583  f. 

*)  a.  a.  0.  585. 

5)  a.  a.  0. 

8)  Nr.  240  S.  3410  f. 
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er  zur  Fahne  einberufen  und  in  die  Listen  eines  durch  die  französische  Regierung 
militärisch  organisierten  Korps  eingetragen  ist.  Gleichzeitig  muss  die  militärische 
Stellung,  in  welcher  er  sich  bei  der  Armee  befindet,  durch  militärische  und  gleich - 
förmige  Abzeichen  kenntlich  gemacht  sein,  die  von  seiner  Xusröslung  untrennbar 
und  oep\ unbewaffneten  Auge  auf  GflwehrsphusswfUft  sichtbar  sind. 

Individuen,  welche  mit  riintansetzung  einer  dieser  Bedingungen  die  Waffen 
ergriffen  haben,  werden  nicht  als  Kriegsgefangene  betrachtet.  Sie  werden  durch 
ein  Kriegsgericht  abgeurteilt  und,  wenn  sie  sich  nicht  einer  Handlung  schuldig  gemacht 
haben,  die  eine  strengere  Strafe  nach  sich  zieht,  zu  10  Jahr  Strafarbeit  verurteilt 
und  bis  nach  VerbÜssung  dieser  Strafe  in  Deutschland  deteniert  werden/ 

IL  Als  Deutschland  im  Jahre  1870  seine  Forderungen  stellte,  konnte 
man  ihm  unmöglich  dessen  älteste  Landsturmbestimmungen 
vom  21.  April  1813  (oben  S.  67  ff.)  entgegenhalten.1) 

Lueder  weist  darauf  hin,  dass  der  Landsturm  von  1813  wohl  einige- 
mal aufgetreten,  aber  nur  sehr  wenig  in  wirkliche  Tätigkeit  gekommen 
sei,  so  dass  die  Streitfrage  eigentlich  nicht  recht  praktisch  wurde.  Auch 
sei  1813  die  ganze  Frage  noch  nicht  so  geklärt  und  spruchreif  gewesen 
wie  1870,  sondern  sie  sei  noch  mehr  im  Banne  der  Auffassung  gelegen, 
dass  alles  auf  die  staatliche  Autorisation  ankomme.8) 

Die  Hauptsache  aber  ist,  dass  Preussen  noch  in  demselben  Jahr,  näm- 
lieh  am  17.  Juli,  ohne  äusseren  Druck  auf  dem  Weg  der  inneren  Reform  zu 
einer  Revision  der  Landsturmverordnung  "gekommen  war,  welche  auf  Sie 
internationalen  Forderungen  ausreichende  Rücksicht  nahm.3)  Nur  dieses 
revidierte  Landsturmedikt  konnte  zum  Vergleich  herangezogen  werden,  nicht 
aber  die  älteste  Landsturmverordnung,  die  man  gerade  auch  im  Hin- 
blick auf  die  mittlerweilen  erkannte  Völkerrechtswidrig- 
keit derselben  alsbald  geändert  hatte. 

Preussen  hatte  damit  anerkannt,  dass  die  Einwohner  nicht  abwech- 
selnd cleri  kriegerischen  und  friedlichen  Beruf  vorkehren,  sondern  nur  in 
festen  militärischen  Formationen  als  Teil  der  bewaffneten  Macht  kämpfen 
dürfen,  ST  der  Form  von  Lan3wehrreserven ,  oder  schliesslich  auch  als 
Freikorps,  die  militärisch  organisiert  und  dem  Heer  angegliedert  sind. 

Das  forderte  man  jetzt  auch  von  den  Franzosen,  die  nun  allerdings 
die  Notwendigkeit  einer  staatlichen  Autorisation  und  militärischen  Organi- 
sation gleichfalls  anerkannten  und  in  ihren  Dekreten  ja  wohl  auch  zum 
Ausdruck  gebracht  hatten,  aber  in  Einzelheiten  den  deutschen 
Standpunkt  bekämpften. 

1 .  Der  Widerspruch  galt  vor  allem  der  Form  der  Autorisation  oder 
der  deutschen  Forderung,  dass  nur  derjenige  zur  Kriegspartei  gehöre,  der 
„über  seine  Eigenschaft  als  französischer  Soldat 
durch  eine  von  der  gesetzlichen  Behörde  erlassene  und 
an  seine  Person  gerichtete  Ordre,  den  Nachweis  zu 
führen  vermag,  dass  er  zur  Fahne  einberufen  und  in 
dieListen  eines  durch  die  französische  Regierung  mili- 
tärisch organisierten  Korps  eingetragen  ist." 

*)  Dies  gegen  Calvo  und  Guelle  (bei  Lueder  in  Holtzendorffs  Hdb.  des  VR.  IV.  384) 
und  Bonfils  VR.  S.  585. 

a)  Holtzendorffs  Hdb.  des  VR.  IV.  384. 
8)  Vgl.  oben  S.  75—77  und  vorher  72  ff. 
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Demgegenüber  wurde  französischerseits  darauf  hingewiesen,  dass  in 
Frankreich  bei  der  Mobilmachung  der  Soldat  gar  nicht  durch  eine  per- 
sönliche Gestellungsordre  unter  die  Fahne  gerufen  würde.1) 

Das  ist  indes  in  Deutschland  ganz  genau  ebenso. 

Aber  es  handelt  sich  auch  nicht  um  die  Art,  wie  die  Mobilmachung 
des  Heeres  durchgeführt  wird,  sondern  um  die  ausserordentliche  Organi- 
sation des  Landsturms  resp.  der  Freikorps. 

Deutschland  ist  gerade  durch  seine  eigenen  Landsturmbestimmungen  t 
wie  seine  von  Anfang  an  einwandfreie  Freikorpspraxis  (oben  S.  58  ff.)  zu 
seiner  strengeren  Forderung  gekommen. 

Was  das  deutsche  Landsturmrecht  betrifft,  so  galt  beim  Ausbruch 
des  Krieges  1870  das  Bundesgesetz  vom  9.  Novbr.  1867.2)  Nach  den  §§  2 
und  3  dieses  Gesetzes  zählt  der  Landsturm  (d.  h.  die  Wehrpflichtigen  vom 
17.— 42.  Lebensjahre,  „welche  weder  dem  Heere  noch  der 
Marine  angehören*')  nicht  zum  Heer,  das  sich  vielmehr  nur  aus  dem 
stehenden  Heer  und  der  Landwehr  zusammensetzt,  wohl  aber  mit  dem 
Heer  und  der  Marine  zur  „bewaffneten  Macht"  des  Staates. 

Man  darf  wohl  annehmen,  dass  auch  das  nur  für  die  französischen 
Franktireurs  gefordert  werden  wollte. 

Der  §  16  des  angeführten  Bundesgesetzes  bestimmte  sodann:  „Der 
Landsturm  tritt  nur  auf  Befehl  des  Bundesfeldherrn  zusammen,  wenn  ein 
feindlicher  Einfall  Teile  des  Bundesgebiets  bedroht  oder  überzieht44. 

Das  klingt  allerdings  noch  nicht  wie  ein  auf  den  Namen  lautender 
Gestellungsbefehl,  sondern  lässt  zunächst  nur  eine  allgemeine  Verordnung 
nach  Art  der  Mobilmachungsordre  erwarten. 

Aber  mit  dem  verordnungsmässigen  Aufruf  ist  der  Landsturm  noch 
nicht  auf  die  Beine  gebracht  und  die  militärorganisatorische  Behandlung  der 
Landsturmfrage  führt  von  selbst  zur  namentlichen  Aushebung  nach  vor- 
geführten Listen,  und  weiterhin  zur  Beglaubigung  der  Landsturmszugehörig- 
keit. Ist  doch  sogar  jeder  Soldat  in  der  Lage,  sich  durch  Soldbuch  und 
Erkennungsmarke  auszuweisen ! 

Die  deutsche  Heeresleitung  konnte  daher  aus  der  eigenen  Freikorps- 
praxis  und  dem  eigenen  Landsturmrecht  zu~  dem  Satz  kommen ,  aaslTclie 
Franktireurs  nur  dann  Kriegspartei  seien,  wenn  ihre  Einberufung  resp. 
Annahme  feststehe,  wenn  sie  weiter  in  festen  militärisch  j^kleideten  und 
militärisch  befehligten  Foiroationen  jständen  und  infolgedessen  zur  bewaff- 
neten Macht  des  französischen  Staates  gehörten. 

Das  ist  schliesslich  der  Kern  der  deutschen  Proklamation,  welche  in 
der  Hauptsache  nur  die  damaligen  deutschen  Landsturmbestimmungen  und 
die  alte  Freikorpspraxis  zugrunde  legte. 

Es  war  aber  weiterhin  auch,  wie  sich  bald  zeigen  wird,  die  Er- 
fahrung, welche  man  mit  den  Franktireurs  gemacht  hatte,  bestimmend  für 


')  So  auch  später  nach  Gros  „Condition  et  traitement  des  prisonniers  de  guerre" 

p.  14. 

■)  Betr.  die  Verpflichtung  zum  Kriegsdienste  (BGBl.  S.  131). 
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die  Forderung  der  deutschen  Heeresleitung,  dass  die  Franktireurs  ihre 
militärische  Zugehörigkeit  einwandfrei  erweisen. 

Immerhin  war  die  Formalisierung  des  Beweisrechts  eine  völkerrecht- 
liche Neuerung,  die  kein  Staat  einseitig  vornehmen  kann.  In  dieser  Richtung 
hatte  man  also  m  der  Tat,  wie  auch  bahn  anerkannt  hat,  n  allzuviel  ver- 
langt4* *)  und  die  deutschen  Führer  haben  denn  auch  alsbald  diese  For- 
derung fallen  lassen.2) 

Gegen  die  S.  78  erwähnten  Erlasse  der  französischen 
Regierung  —  von  der  Bekleidungsfrage  soll  noch  abgesehen 
werden  —  ist  von  Seiten  des  Völkerrechts  nichts  zu  erinnern. 

Aber  die  Erlasse  der  Verwaltungsstellen  und  die  Kriegs- 
praxis gingen  ihre  eigenen  Wege. 

Der  Präfekt  der  Cöte  d'Or  erliess  am  21.  November  folgendes  amt- 
liche Rundschreiben  an  die  Unterpräfekten  und  Maires  seines  Departe- 
ments :" 

„Das  Vaterland  verlangt  nicht  von  Euch,  dass  Ihr  Euch  in  Hasse  versammelt 
und  offen  dem  Feinde  widersetzt,  es  erwartet  nur,  dass  an  jedem  Morgen  drei  oder 
vier  entschlossene  Männer  ihr  Dorf  verlassen  und  sich  an  einem  von  der  Natur 
selbst  bezeichneten  Ort  verbergen,  von  wo  sie  ohne  Gefahr  auf  die  Preussen 
schiessen  können.  Ich  werde  solchen  Männern  (welche  die  Pferde  der  erschossenen 
einzelnen  Reiter  abliefern)  eine  Belohnung  zuerkennen  und  ihre  heroischen  Taten 
in  allen  Blättern  des  Departements  sowie  imMoniteur  öffentlich  bekannt  machen.*8) 

Das  war,  wie  es  Dahn  kurz  bezeichnete,  die  amtliche  Organisierung 
des  Meuchelmordes.4) 

Dabei  fragt  man  sich  heute,  was  durch  ein  solches  Vorgehen  ge- 
wonnen werden  sollte. 

Dass  die  Deutschen  hiergegen  die  schärfsten  Massregeln  anwandten, 
wird  man  ihnen  nicht  verübeln  können ;  und  so  mag  es  dann  vorgekommen 
sein,  dass  bei  der  Flüssigkeit  der  Grenze  auch  mitunter  Unschuldige  ge- 
troffen wurden. 

Felix  Dahn  führt  folgendes  aus: 

Unbestreitbar  haben  unsere  Truppen,  gereizt  durch  die  dem  Einzelnen  viel 
mehr  als  dein  "grossen  Ganzen  der  Kriegsleltüng"  gefährlich  oder  doch  lästig  be- 
gegnende Führung  dieses  kleinen  Krieges,  dann  noch  mehr  durch  den  häufigen 
Missbrauch  der  ehrlichen  Landesverteidigung  zu  heimtückischen,  meuchlerischen 
Handlungen  der  Mordlist,  zumal  in  dem  letzten  Halbjahr,  des  Krieges  zwischen 
ehrlichen  Franktireurs  und  kriegsrechtswidrig  handelnden  Bauern,  Arbeitern  etc. 
nicht  immeFnlnreicfiend  unterschieden  "und  aucTTjene  "Landesverteldiger  "mit  dem 
erbitterten  Hass  und  der  Verachtung  verfolgt,  welche  doch  nur  diese  Wegelagerer 
und  Mörder  verdienten;  freilich  —  und  das  reicht  zur  Entschuldigung  unserer 
Truppen  vollständig  aus  —  haben  oft  genug  Franktireurs,  die  Ähnlichkeit  ihrer 
Uniformierung  mit  der  Nationaltracht  missbrauchend,  nach  vergeblich  versuchtem 
Widerstände  sich  gegenüber  den  eindringenden  Deutschen  als  harmlose  Bauern 
geriert,  um  dann  bei  günstiger  Gelegenheit  die  in  den  Graben  geworfene  Büchse 
wieder  aufzunehmen  und  etwa  nächtlicher  Weile  die  einquartierten  Deutschen  zu 
überfallen.    Umgekehrt  mochte  jeder  Bauer,  der  nie  einer  Franktireurs-Kompagnie 


*)  Bausteine  VI.  S.  54.  Vgl.  auch  S.  145  ff.  Ebenso  Geffcken  in  Heffters  VR. 
§  124  a  und  Rolin-Jaequemyns,  Revue  1870  p.  664.  Lueder  (Holtzendorffs  Hdb.  des 
VR.  IV.  379)  meint:  „Efc  ist  in  der  Tat  die  Forderung  eines  solchen  Nachweises  spezieller 
Automation  von  den  Einzelnen  wenigstens  dann  nicht  begründet,  wenn  die  Kämpfenden 
aus  zusammenhängenden  Scharen  bestehen. u 

2)  Dahn  a.  a.  0.  54  ff. 

3)  Dahn,  Bausteine  V  1.  S.  60  und  164. 
*)  a.  a.  0.  S.  60. 
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angehört  hatte,  und  der  aus  dem  Waldversteck  auf  deutsche  Truppen  feuern  wollte, 
mit  leichter  Mühe  sich  die  roten  Schnüre  auf  die  blaue  Bluse  nähen,  um  im 
Falle  der  Ergreifung  die  Rechte  eines  Kombattanten  in  Anspruch  nehmen  zu 
können.44 1) 

2.  Über  die  Notwendigkeit  militärischer  Organisation  bestand 
1870  Einigkeit.  Aber  Deutschland  fand  diese  Organisation  einmal  in  der 
Richtung  der  militärischen  Bekleidung  als  nicht  ausreichend  und  verlangte, 
dass  sich  die  Franktireurs  auf  Gewehrschussweite  von  der  Tracht  der 
bäuerischen  und  Arbeiterbevolkerung  deutlich  unterscKeiden.*)  " 

Die  Notwendigkeit  eines  unterscheidenden  Abzeichens  war  von  fran- 
zösischer Seite  nicht  bestritten;  das  französische  Gesetz  selbst  schrieb  sie 
vor  und  die  französische  Regierung  erkannte  sie  in  ihrem  Depeschen- 
wechsel mit  der  deutschen  Heeresleitung  an.8)  Es  wurde  aber  darüber 
gestritten ,  ob  die  Kleidung  der  Franktireurs  (blaue  Bluse,  rote  Schnüre), 
wirklich~ein  unterscheidendes,  aus  der  Terrie  erkennbares  und  lesTan- 
gebr achtes"  Abzeichen  s$f.*y 

Auch  Ausländer,  wie  Droop  und  Rolin-Jaequemyns  erklärten, 
dass  die  Kleidung  der  Franktireurs  allzusehr  der  Landestracht  gleiche,  und 
die  Deutschen  mussten  darüber  Klage  führen,  dass  die  Franktireurs  oft 
nach  Bedarf  die  Schnüre  abnahmen  und  die  Waffen  verbargen. 

Die  Franktireurs  haben  auch  nicht  immer  in  festen  Verbänden  ge- 
standen, sondern  in  abwechselnder  Vertretung  des  kriegsmässigen  und  des 
friedfertigen  Berufs  vereinzelt  und  auf  eigene  Rechnung  und  Gefahr  den 
Feind  bedrängt. 

Und  da  betont  im  Anschluss  an  Lueder6)  auch  heute  noch  das  Ge- 
neralstabsheft6) mit  einer  sachlich  wohl  begründeten  Bestimmtheit,  die 
schon  der  Proklamation  1870  die  Richtung  gewiesen  hatte: 

„einzeln   auftretenden   feindlichen    Individuen    gegenüber 

wird  man,  sollen  sie  als  berechtigte  Kombattanten 
und  nicht  als  Verbrecher  betrachtet  und  behandelt 
werden,  den  Nachweis  der  Zugehörigkeit  zu  einem  organi- 
sierten Verbände  nicht  erlassen  können." 

Durch  diese  Kritik  soll  nicht  der  unfruchtbare  Boden  der  Rekrimina- 
tionen  betreten,  sondern  nur  der  deutsche  Standpunkt  verständlich  ge- 
macht werden.  Dabei  hat  sich  aber  auch  weiter  das  erfreuliche  Resultat 
ergeben,    dass  die  im  deutsch-französischen  Krieg  hervorgetretenen  Diffe- 


*)  Bausteine  V  1.  S.  148.  Vgl.  auch  S.  54 f.  und  145-153.  Ferner  Lueder  in 
v.  Holtzendorffs   Hdb.   IV   S.  383  und  die  dort  Gitierten  sowie  das  Generalstabeheft  S.  7. 

2)  Dahn,  Bausteine  V  1.  S.  54. 

8)  Schon  Rolin-Jaequemyns  hatte  gesehen,  dass  beide  Regierungen  über  das 
Prinzip,  d.  h.  darüber  einig  waren,  dass  die  Bekleidung  des  Volksaufgebots  sich  von  der 
Tracht  der  nicht  kämpfenden  Bevölkerung  hinreichend  unterscheiden  müsse  und  dass 
Zivilisten,  welche  ohne  solche  Bekleidung  Akte  der  Kriegführung  begingen,  im  Falle 
der  Gefangennahme  nicht  als  Kriegsgefangene  behandelt ,-  sondern  als  Kriegsverbrecher 
vor  die  Kriegsgerichte  gestellt  und  bestraft,  in  schweren  Fällen  erschossen  würden. 
Felix  Dahn  a.  a.  0.  S.  147  f. 

*)  Vgl.  Felix  Dahn  a.  a.  0.  S.  147  ff 

5)  Holtzendorffs  Hdb.  IV.  S.  379. 

•)  S.  6. 
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renzen  betr.  die  Kriegspartei1)  weniger  das  kriegsrechtliche  Prinzip  selbst 
als  seine  Durchführung  in  der  Praxis  und  insbesondere  die  Haltung  ein- 
zelner Verwaltungsstellen  und  Franktireurs  betrafen. 

§  15. 

Die  Freiwilligen-Korps  und   die  Volkserhebung  nach  Massgabe  der 

Brüsseler  Deklaration  yon  1874. 

Der  deutsch -französische  Krieg  hatte  die  öffentliche  Meinung  für 
unsere  Frage  sehr  empfänglich  gemacht.  Auch  ausländische  hervorragende 
Publizisten,  wie  insbesondere  der  Engländer  Droop  und  der  Belgier  Rolin- 
Jaequemyns  haben  damals  festgestellt,  dass  die  Freiwilligen  bestimmte 
Bedingungen  erfüllen  müssen,  um  als  Kriegspartei  zu  gelten;  und  als 
solche  waren  im  J.  1870  allgemein  bezeichnet  worden:  Führung  nach 
Kriegsrecht,  Tragen  eines  unterscheidenden  Abzeichens  und  Regierüngs- 
Ermächtigung.2) 

Aber  bezuglich  der  letzteren  war  bereits  ein  Wechsel  der  Auffassung 
in  Sicht  und  Rolin- Jaeguem jns  hat  sie  schon  für  ein  entbehrliches  Re- 
<juisit  erklärt.') 

Die  gründliche  Erörterung  und  nachdrückliche  Betonung  der  Organl- 
sationsfrage  von  allen  Seiten  Hess  jetzt  die  Autorisation  mehr  und  mehr 
zurücktreten. 

So  bereitete  sich  in  der  Völkerrechtslehre  eil?  Theorie  vor,  die  ich 
Organisationstheorie  nennen  will,  welche  die  Notwendigkeit  einer 
staatlichen  Ermächtigung  oder  eines  Aufrufs  zu  den  Waffen  für  ganz  ent- 
behrlich hält,  diese  vielmehr  ein-  für  allemal  als  gegeben  erachtet  und 
sich  in  Abwendung  von  den  strengeren  Forderungen  der  Militärmächte  mit 
einer  nur  militärähnlichen  Organisation  ohne  Heeresangliederung  begnügt. 

Diese  Theorie  war  schon  vor  der  Brüsseler  Konferenz  vereinzelt  von 
mehreren  Staaten,  so  von  den  vereinigten  Staaten  von  Amerika,  Italien 
und  der  Schweiz  praktisch  vertreten  worden,  wobei  es  freilich  fraglich 
bleiben  konnte,  ob  dieselbe  nicht  einfach  durch  die  Furcht  vor  Repressa- 
lien vorgeschrieben  war.4) 

Auch  das  Generalstabsheft  bemerkt  neuestens:  „Vom  militärischen 
Standpunkt  aus  betrachtet  steht  dem  Fortfall  der  Forderung  der  staat- 
lichen Autorisation  wohl  kaum  ein  Bedenken  entgegen,  sobald  es  sich  um 
organisierte  Truppenabteilungen  handelt.4'5) 

Die  Brüsseler  Konferenz  von  1874  hatte  nun  das  massgebende  Wort 
in  dieser  Richtung  zu  sprechen. 

Sie  stellte  sich,  um  das  gleich  vorweg  zu  sagen,  auf  den  Boden 
der  neuen  Theorie,  indem  sie  die  Organisation  ffiyr_ausreichend    erklärte, 


*)  Ober  weitere  gegenseitige  Anklagen   betr.  die  Verletzung  des  Kriegsrechts  vgl. 
Felix  Dahn,  Bausteine  V  1.  S.  62  ff.,  165  ff,  170  ff. 

2)  Vgl.  darüber  v.  Martens,  La  paix  et  la  guerre  p.  347  f. 
8)  Vgl.  Felix  Dabn,  Bausteine  V  1.  S.  149. 

*)  a.  a.  0.  S.  6  in  Anlehnung  an  Lueder  (Holtzendorffs  Hdb.  VR.  IV.  379) 

6* 
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und  damit  die  Autorisation  und  zugleich  den  Streit  um  die  Art  derselben 
aus  der  Welt  schaffte.  Ein  weiteres  Verdienst  der  Brüsseler  Konferenz 
liegt  darin,  dass  die  einzelnen  Organisations-Erfordernisse  festgelegt  wurden. 

Damit  erreichte  man  es  zugleich,  dass  die  im  Dienst  des  Vaterlandes 
stehenden  Freiwilligen-Korps  mit  Sicherheit  von  Räuberbanden  unter- 
schieden werden  können,  die  sich  den  Krieg  zu  nutze  machen,  um  auf 
eigene  Faust  bald  hier  bald  dort  zu  morden,  zu  rauben  und  zu  zerstören.1) 

Weiter  machte  die  Brüsseler  Konferenz  aber  auch  zum  erstenmal 
ein  Zugeständnis  an  die  unorganisierte  Volkserhebung,  indem  sie, 
und  zwar  gleichfalls  zum  erstenmal,  scharf  zwischen  bereits  besetzten  und 
noch  nicht  besetzten  Gebieten  unterschied  und  in  letzteren  das  freie 
Volks  verteidigungsrecht  anerkannte. 

Die  Brüsseler  Konferenz  hat  im  Art.  9  die  Landsturm-  und  Frank- 
tireurfrage und  im  Art.  10  die  Frage  der  unorganisierten  Volkserhebung 
geregelt.    Vgl.  oben  S.  25. 

I.  Die  Frage  der  Milizen  und  Freiwilligen-Korps  (Art.  9)  fand 
eine  verhältnismässig  leichte  und  glatte  Erledigung,  indem  die  Militär- 
mächte bereitwillig  die  Organisationstheorie  annahmen,  die  jetzt  auf  feste 
Linien  gestellt  wurde. 

Der  Standpunkt  der  Autorisationstheorie  wurde  vollständig  verlassen 
und  ein  Blick  auf  den  Art.  9  zeigt,  wie  Unrecht  Bonfils2)  hat,  wenn  er 
sagt: 

„Erste  Bedingung.  Die  Freikorps  müssen  von  der  Regierung,  in  deren 
Namen  sie  kämpfen,  nicht  nur  anerkannt,  sondern  auch  ermächtigt  sein  —  Diese  Be- 
dingung ist  klar  und  unerlässlich.  —  Sie  ist  die  wichtigste  von  allen;  sie  wird 
selbstvertändlich  von  sämtlichen  Schriftstellern  gefordert.  Einige  halten  sie  sogar 
für  ausreichend/ 

Das  Völkerrecht  kennt  das_nicht  mehr.  Wohl  aber  kann  das  Staats- 
recht, d.  h.das  Militärrecht  eines  Staates  für  sich  diesen  Weg  nach 
wie  vor  noch  einschlagen.  So  ist  für  Deutschland  kraft  Reichsrechts  auch 
heute  noch  ein  Aufgebot  des  Landsturms  durch  Kaiserliche  Verordnung  vor- 
gesehen8) und  hat  der  Freischärler,  der  auf  eigene  Faust  der  deutschen 
Kriegssache  angeblich  oder  auch  wirklich  dienen  will,  damit  zu  rechnen, 
dass  er  vor  ein  deutsches  Kriegsgericht  gestellt  wird. 

Der  Art.  9  verlangt  für  die  Milizen  und  Freiwilligen-Korps  ein  Vier- 
faches : 

1.  dass  jemand   an  ihrer  Spitze  steht,  der  für  das  Verhalten  seiner  Unter- 
gebenen verantwortlich  ist; 

2.  dass  sie  ein  bestimmtes,  aus  der  Ferne  erkennbares  Abzeichen  tragen; 

3.  dass  sie  die  Watten  offen  führen,  und 

4.  bei  ihrer  Kriegführung  die  Kriegsgesetze  und  -Gebräuche  beobachten.4) 


l)  Bonfils-Grah,  Lehrb. 
*)  a.  a.  0.  S.  583. 


des  VR.  S.  584. 


3)  RG.  v.  11.  Februar  1888  §  25.  Bei  unmittelbarer  Kriegsgefahr  im  Bedarfsfall 
erfolgt  der  Aufruf  durch  die  kommandierenden  Generale,  die  Gouverneure  und  Komman- 
danten von  Festungen. 

4)  Es  ist  ein  Versehen,  wenn  es  in  dem  „Generalstabsheft*  S.  7  heisst,  dass  diese 
vierte  Bestimmung  erst  durch  die  Haager  Konferenz  eingefügt  worden  sei.  Die  letztere  bat, 
wie  ich  bald  zeigen  werde,  die  Bestimmung  der  Brüsseler  Deklaration  vielmehr  nur 
wiederholt. 


§  15.  Die  Freiwillig. -Korps  u.  die  Volkserhebung  nach  Massgabe  der  Brüss.  Dekl.  v.  1874.   85 

II.  Die  eigentlichen  Schwierigkeiten  lagen  in  der  Frage,  ob  und  unter 
welcher  Voraussetzung  auch  die  unorganisierte  Volkserhebung  erlaubt 
sein  solle. 

Die  Brüsseler  Verhandlungen  zeigten,  dass  sich  in  dieser  Richtung 
die  Ansichten  noch  scharf  gegenüberstanden. 

Auf  der  Haager  Konferenz  kam  der  erste  belgische  Bevollmächtigte 
Bernaert  auf  die  Brüsseler  Verhandlungen  zu  sprechen  und  führte  etwa 
folgendes  aus:1) 

Der  erste  Brüsseler  Entwurf  versuchte  mehr  die  Pflichten  der  Bevölkerung 
gegen  den  eindringenden  Feind  zu  regeln.  Ein  besonderer  Paragraph  (46)  sah 
den  Fall  der  Volkserhebung  im  bereits  besetzten  Land  vor  und  überantwortete  die 
Teilnehmer  den  Schrecken  der  Justiz.  Der  §  47  traf  die  vereinzelten  Akte  der 
Feindseligkeit.  Aber  niemand  verkannte  dabei,  dass  für  ein  Land  das  Verteidigungs- 
recht unbegrenzt,  und  dass  dies  nicht  nur  ein  Recht,  sondern  eine  Pflicht,  ja  sogar 
eine  gebieterische  Pflicht  sei. 

Jomini8)  und  von  Leer8)  führten  das  übereinstimmend  aus  und  Baude4)  hat 
gewünscht,  dass  dieses  Recht  in  bestimmter  Art  anerkannt  werde.  Aber  bei  der 
Fassung  zeigten  sich  dann  grosse  Schwierigkeiten.  Man  stellte  den  Rechten  die 
entsprechenden  Pflichten  gegenüber  und  dann  kamen  die  besonderen  Fälle,  für 
welche  eine  eigene  Regelung  erfolgen  sollte.  Die  Schwierigkeiten  wurden  indes 
allmählich  so  gross,  dass  man  am  Ende  die  §§  46,  47  strich  und  feststellte,  das  die 
Konferenz  die  Frage  der  Erhebung  im  besetzten  Gebiet  und  „aux  faits  de  guerre 
individuels"  einfach  unerledigt  lasse.  Lambermont*)  und  Blanc*)  stellten  dies  fest. 

Was  hat  die  Brüsseler  Konferenz  nun  in  Wirklichkeit  beschlossen? 

Ich  schicke  voraus,  dass  bei  der  Volkserhebung  (Lev6e  en  masse) 
mit  der  Erfüllung  der  Organisationsbedingungen  nur  höchst  schwer  ge- 
rechnet werden  kann. 

Die  Wirkung  davon  wäre,  dass  die  Bauern  und  Arbeiter,  welche 
sich  mit  Gewehr  und  Säbel,  Sense  und  Axt  dem  eindringenden  Feind  ent- 
gegenwerfen, ohne  jede  weitere  Unterscheidung  —  also  in  gleicher  Weise 
wie  die  Insurgenten  im  Rücken  des  eingedrungenen  Feindes  —  der 
Strenge  der  Kriegsgerichte  verfallen  müssten. 

Die   Brüsseler   Konferenz   brachte   es   aber  zu  einer  Abschvvächung 

dieses  Prinzips,    indem    sie  nach    schwierigen   Verhandlungen  im  Art.  10 

„die  Bevölkerung    eines  nicht  besetzten  Gebiets, 

die  beim  Herannahen  des  Feindes  aus  eigenem  Antriebe  zu  den 

Waffen   greift,  um  die   eindringenden  Truppen  zu  bekämpfen" 

trotz  der  fehlenden  Organisation  Voraussetzung   als   Kriegspartei  erklärte, 
sofern  sie  nur 

„die  Gesetze  und  Gebräuche  des  Krieges  beobachtet." 

Auf  die  Aufstände  im  bereits  besetzten  Gebiet  hat  der 
Art.  10  diese  Ausnahmsstellung  nicht  ausgedehnt.  In  dieser  Beziehung 
wurde  vielmehr  absolut  nichts  geändert. 

Man  wollte  das  Recht  des  Aufstandes  im  besetzten  Gebiet  sogar 
ausdrücklich  in  Abrede  stellen,  indem  folgende  Bestimmung  (Art.  46) 
angeregt  wurde: 

l)  III.  152  f. 

*)  Vgl   Actes  de  la  Conference  de  Bruxelles  1874  p.  35,  147. 
*)  a.  a.  0.  245. 

4)  a   a.  0.  161. 

5)  a.  a.  0.  220. 
6j  a.  a.  0.  244. 


86  §  16.    Die  Festlegung  des  Prinzips. 

„Personen,  die  zur  Bevölkerung  eines  Gebietes  gehören,  in  welchem  die 
Gewalt  des  Feindes  schon  begründet  ist,  können,  wenn  sie  sich  mit  den  Waffen 
gegen  den  Feind  erheben,  den  Gerichten  überwiesen  werden;  sie  gelten  nicht  als 
Kriegsgefangene." 

Auf  den  Widerspruch  von  Belgien,  Holland  und  der  Schweiz  wurde 
aber  dieser  Artikel  wieder  gestrichen. 

Diese  Streichung  wurde  nun  freilich  damals  wie  später  sehr  ver- 
schieden gedeutet  und  die  Brüsseler  Konferenz  muss  sich  daher  von  Bonfils  *) 
sagen  lassen,  dass  sie  die  Lösung  der  Frage  nicht  hat  erreichen 
können.  Die  Frage,  ob  die  Bevölkerung  des  besetzten  Gebiets  ihrem 
Vaterland  gegenüber  nicht  verpflichtet  sei,  sich  gegen  den  Feind  aufzu- 
lehnen und  die  Frage,  wie  der  Feind  mit  einer  solchen  aufständischen  Be- 
völkerung verfahren  dürfe,  ist  nach  Bonfils  immer  noch  eine  schwierige 
Frage,  die  allerdings  auch  von  Bonfils  selbst  nicht  gefördert  worden  ist.2) 

v.  Martens  stellte  später  fest,  dass  der  Art.  10  nicht  auch  auf  die 
Bevölkerung  eines  besetzten  Gebiets  gehe.  Für  die  Bevölkerung  im  Be- 
setzungsgebiet habe  man  absichtlich  eine  Lücke  gelassen.  Diese  Lücke 
erkläre  sich  durch  den  Wunsch  einiger  Mitglieder  der  Brüsseller  Konferenz, 
das  Los  der  Insurgenten  dadurch  zu  erleichtern,  dass  sie  das  Völkerrecht 
nicht  schon  im  Voraus  mit  Strafe  bedrohe,  v.  Martens  meint  dann  aber: 
„ich  zweifle,  dass  dieses  Schweigen  in  Wirklichkeit  das  gewünschte  Er- 
gebnis haben  und  eine  Kriegspartei  hindern  wird,  das  Strafrecht  zu 
üben,  welches  das  bisherige  Kriegsrecht  anerkennt.  Es  scheint  vielmehr  im 
Interesse  der  Bevölkerung  zu  liegen,  dass  ihre  Rechtslage  genau  be- 
stimmt und  dabei  das  Recht  des  Besetzungsheeres  möglichst  beschränkt 
wird.44  8) 

So  lag  die  Sache,  als  die  Haager  Konferenz  1899  in  die  Verhand- 
lungen über  die  Revision  der  Brüsseler  Deklaration  eintrat. 

Zweiter  Titel, 

Geltendes  Recht 

I.  Die  Haager  Verhandlungen. 

§  16. 
Die  Festlegung  des  Prinzips. 

Die  Verhandlung  über  den  Begriff  der  Kriegspartei  also  die  Art.  9 
und  10  der  Brüsseler  Deklaration  war  wegen  der  bereits  auf  der  Brüsseler 
Konferenz  zu  Tag  getretenen  Schwierigkeit  auf  der  Haager  Konferenz 
vorerst  zurückgestellt  worden.4) 

Geraeinsam  mit  dem  Recht  der  Occupationsarmee  (Art.  1 — 9  und 
40  —  42)  wurde  die  Frage  zunächst  nur  prinzipiell  gestreift  in  der  6.  Sitzung 
der  Unterkommission  am  6.  Juni,  in  welcher  der  belgische  Bevollmächtigte 
Beernaert   eine  längere  Prinzipienrede5)  verlas,  „deren  Grundgedanken 

»)  Lehrb.  des  VR.  S.  611. 

2J  Vgl.  insbesondere  dessen  Ausführungen  S.  586,  wo  er  der  für  die  Frage  der  Volks- 
erhebung so  grundlegenden  Unterscheidung  von  occupationsfreiem  und  Besetzungsgebiet 
nicht  einmal  gedenkt  und  auch  sonst  nicht  genügend  unterscheidet. 

3)  La  paix  et  la  guerre  p.  379  f. 

4)  Vgl.  oben  S.  34  f. 
Ä)  III.  111—113. 
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offenbar  auf  vorheriger  Verständigung  mit  anderen  Mittelstaaten  beruhten,"1) 
und  in  erster  Linie  auf  die  Leugnung  eines  wirklichen  Rechtes  der  Be- 
setzungsheere im  besetzten  Gebiet  gerichtet  waren.2)  Die  Ausführungen  von 
Beernaert8)  über  die  Kriegspartei  lauten: 

Die  Bestimmungen  der  Art.  9  und  10  eignen  sich  nicht  für  ein  Abkommen. 

Die  Frage  ist :  führt  den  Krieg  einzig  und  allein  der  Staat  mit  seinem  Heer, 
oder  darf  sich  auch  noch  die  Bevölkerung  beteiligen  ?  Wenn  die  Entscheidung  der 
Brüsseler  Deklaration  in  der  Hauptsache  die  zweite  Alternative  abschneidet,  so  ist 
das  an  sich  ja  zu  billigen,  denn  der  Zweck  ist  Minderung  der  Kriegsübel  und  leiden. 
Aber  wenn  man  die  Kriegsführung  einzig  und  allein  den  Staaten  vorbehält  und  wenn 
die  Bürger  nur  noch  einfache  Zuschauer  sind:  lähmt  man  da  nicht  die  Wider- 
standskraft, nimmt  man  da  nicht  dem  Patriotismus  sein  Wirkungsfeld?  Ist  es 
nicht  die  erste  Pflicht  eines  Bürgers,  sein  Vaterland  zu  verteidigen?  Die  schönsten 
Blatter  unserer  vaterländischen  Geschichte  berichten  von  solchen  Leistungen. 

Wenn  man  den  Bürgern  zumutet,  sich  vom  Kampf  fernzuhalten,  wo  es  sich 
um  Wohl  und  Wehe  des  Landes  handelt,  so  wird  dadurch  nur  die  Gleichgültigkeit 
ermutigt,  welche  ohnehin  eines  der  grössten  Cbel  unserer  Zeit  ist.  Besonders  die 
kleinen  Staaten  müssen  die  Kräfte  des  Widerstandes  dadurch  erhöhen,  dass  sie 
alle  Volkskräfte  heranziehen. 

Belgien  ist  klein  aber  infolge  seiner  geographischen  Lage  oft  das  Schlacht- 
feld Europas  gewesen.  Aus  dieser  misslichen  Lage  ist  dann  seine  Neutralität  er- 
wachsen, die  nicht  nur  unser  eigenes  Interesse  wahren  will. 

Zur  Aufrechterhaltung  dieser  Neutralität  scheuen  wir  keine  Kosten,  wie 
Antwerpen  und  die  Maas  beweisen.  Wir  wollen  andere  vor  der  Versuchung  be- 
wahren, belgisches  Gebiet  als  Kriegsplatz  zu  benützen.  Wie  nun,  wenn  eine  Garantie- 
macht trotzdem  grundlos  in  das  Land  einfällt?  In  zwei  Tagen  kann  das  kleine 
Land  besetzt,  die  Armee  untätig  in  Antwerpen  eingeschlossen  sein.  Wie  will  man 
Angesichts  einer  solch  ernsten  Lage  die  Belgier  ihrer  Pflichten  gegen  das  Land 
entbinden,  indem  man  den  Schein  erweckt,  als  rate  man  ihnen  ab,  sich  am  Wider- 
stand zu  beteiligen? 

Versuche  man  daher  gar  nicht  erst  die  vertragsmässige  Interessenordnung, 
die  sich  nun  einmal  für  ein  Abkommen  nicht  eignet!  Hoffe  man  vielmehr  alles 
vom  alten  Völkerrecht  und  dem  Fortschritt  der  Ideen,  welcher  auf  der  jetzigen 
Konferenz  so  mächtig  gefördert  wird!4) 

Auf  den  Antrag  des  rumänischen  ersten  Vertreters  Beldiman 
beschloss  die  Unterkommission,  diese  „interessante  Rede"  drucken  und  unter 
die  Mitglieder  verteilen  zu  lassen.5) 

Gegen  die  Auffassung  von  Beernaert  wandte  sich  dann  aber  sofort 
v.  Martens  mit  einer  ausfuhrlichen  Rede , 6)  welche  sich  freilich  fast  nur 
mit  dem  Recht  der  Occupationsarmee  beschäftigte  und  daher  erst  später 
mitgeteilt  werden  soll.7) 


*)  Zorn  „Im  Neuen  Reich"  S.  340  mit  dem  Zusatz:  speziell  unterstüzten  weiterhin 
Holland  und  die  Schweiz  die  Beernaertschen  Ausführungen. 

*)  In  soweit  kommt  die  Rede  erst  unten  im  §  45  zur  Darstellung. 

*)  Zorn  hat  später  betont,  dass  dieser  redegewandte,  kenntnisreiche  und  schlag- 
fertige Delegierte  eines  durch  europäische  Garantie  neutralen  Staates  an  den  Beratungen 
über  die  Kodifikation  des  Kriegsrechts  hervorragenden  Anteil  nahm;  er  habe  wohl  am 
öftesten  das  Wort  ergriffen.  Daher,  so  erklärte  Zorn  weiter,  konnte  es  unmöglich  aus- 
bleiben, dass  sich  eine  Verschiedenheit  der  Anschauungen  ergab  zwischen  den  grossen 
Militärmächten  und  den  kleineren  Staaten,  die  ja  der  Zahl  nach  in  der  Konferenz  die 
Mehrheit  hatten;  es  lag  darin  eine  nicht  geringe  Gefahr  für  das  Zustandekommen  des 
ganzen  Werkes,      ,1m  Neuen  Reich'  S.  339. 

4)  III.  112  f.  (Z.  II.) 

•)  III.  113. 

•)  III.  113-116. 

7)  Vgl.  unten  §  45. 
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Die  Beratung  der  Art.  8  und  9  der  Brüsseler  Deklaration  bildete 
die  Tagesordnung  der  letzten  (11.)  Sitzung  der  Unterkommission  am 
20.  Juni.i) 

Es  zeigte  sich,  dass  die  Besorgnis  nicht  unbegründet  war.  Die  Gegen- 
sätzlichkeit der  Rechtsanschauung  kam  noch  einmal  kräftig  zum  Ausdruck 
und  die  Militärs  hatten  eine  schwere  Aufgabe,  dem  sog.  Volksrecht  gegen- 
über auch  das  Recht  des  Soldaten  zu  wahren. 

Zunächst  allerdings  ging  alles  ganz  glatt. 

v.  Martens  beschwor  durch  eine  vereinbarte  Vorbehaltserklärung  im 
voraus  alle  bösen  Geister;  und  Beernaert,  welcher  nach  der  mittlerweilen 
erfolgten  glücklichen  Einigung  über  die  Frage  des  Occupationsrechts  (vgl. 
unten  §  46)  bezw.  nach  der  Aussicht  auf  die  Aufnahme  der  Martensschen 
Erklärung  ins  Protokoll  seinen  Widerspruch  fallen  Hess,  sowie  den  Beer 
Poortugael  traten  diesen  Ausführungen  bei. 

Dann  aber  kam  durch  einen  englischen  und  schweizerischen  Antrag, 
der  in  der  Martensschen  Klausel  keinen  genügenden  Schutz  erblickte, 
noch  einmal  Bewegung  in  die  Verhandlung. 

Das  ist  nunmehr  darzustellen,  und  ich  teile  zunächst  die  Programm- 
reden mit. 

1.  Die  einleitende  Programmrede  von  Martens  hat  folgenden 
Inhalt : 

„Schon  auf  der  Brüsseler  Konferenz  haben  es  alle  Regierungen  als  heilige 
Pflicht  empfunden,  für  die  Minderung  der  Kriegsübel  das  Menschenmögliche  zu  tun. 
Im  Hinblick  auf  dieses  erhabene  Ziel  müsste,  zumal  in  unserer  Zeit,  darauf  gesehen 
werden ,  dass  alle  Kräfte  der  Verteidigung:  dem  Heer  angegliedert  sind  und 
unter  militärischer  Zucht  stehen.  Auf  jeden  Fall  handelt  es  sich  nicht  darum, 
der  Bevölkerung  das  Recht  der  Verteidigung  zu  bestreiten.  Dieses  Recht  ist  heilig. 
Aber  ebenso  heilig  ist  die  Pflicht  der  Regierungen,  unnötige  Opfer  hintanzuhalten. 
Aus  dieser  Erwägung  ist  1874  der  russische  Vorschlag  gekommen,  der  für  die  Be- 
völkerung die  leicht  erfüllbaren  Bedingungen  aufstellte,  unter  welchen  sie  an  den 
Kriegsunternehmungen  Anteil  nehmen  kann.  Die  Brüsseler  Deklaration  ist  dem 
Verteidigungsrecht  selbst  keinesfalls  entgegen  getreten.  Es  hat  sich  auch  nicht  um 
einen  Codex  für  die  Handlungen  des  Volksheroismus  gehandelt.  Man  hat  dem 
Volk  nur  stärkere  Garantien  geben  wollen.  Anderenfalls  hätte  auch  die  Bevölkerung 
der  Kriegspartei  gegenüber  einen  viel  zu  schweren  Stand.  Es  handelt  sich  nicht 
um  eine  Festlegung  aller  denkbaren  Fälle,  und  für  die  heroischen  Taten  bleibt 
noch  Raum.  Heldenhafte  Nationen  stehen  ganz  wie  die  Heroen  jenseits  von  Gesetz 
und  Recht.  Die  Konferenz  ist  unschuldig  daran,  dass  dem  Patriotismus  überhaupt 
rechtliche  Grenzen  gesetzt  werden  müssen.  Es  handelt  sich  darum,  für  diejenigen, 
welche  sich  in  gesetzlicher  Art  am  Kampf  beteiligen  wollen,  im  völkerrechtlichen  Über- 
einkommen die  Bedingungen  festzulegen.  Zur  Behebung  möglicher  Missverständnisse 
über  die  Tragweite  der  Artikel  9  und  10  gebe  ich  aber  folgende  Vorbehaltserklärung 
zu  Protokoll:2) 

„Die  Konferenz  hält  es  einmütig  für  höchst  wünschenswert, 
dass  die  Kriegsgebräuche  nmsehrieben  und  geregelt  werden.  In 
diesem  Sinne  hat  sie  eine  grosse  Anzahl  von  Bestimmungen  ange- 
nommen, die  den  Zweck  verfolgen,  die  Rechte  und  Pflichten  sowohl 
der  Kriegsparteien  wie  der  Bevölkerung  abzugrenzen  und  die  Lei- 


*)  III.  151  ff.    Vgl.  auch  den  Rolin'schen  Kommissionsbericht  III.  35  f. 

2)  Es  sei  gleich  hier  bemerkt,  dass  das  in  der  Hauptsache  der  Vorbehalt  ist,  der 
uns  heute  in  der  Einleitung  des  Abkommens  entgegentritt  und  Aber  den  ich  oben  S.  46  f. 
gehandelt  habe. 
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den  des  Kriegs  zu  mildern,  soweit  es  die  militärischen  Interessen 
gestatten« 

Es  ist  indes  nicht  möglich,  sieh  sehon  jetzt  auf  Bestimmungen 
zu  einigen,  die  sich  auf  alle  in  der  Praxis  vorkommenden  Fälle 
erstrecken. 

Andererseits  konnte  es  nicht  die  Absicht  der  Konferenz  sein, 
dass  die  nicht  vorgesehenen  Fälle  in  Ermangelung  eines  schriftlichen 
Übereinkommens  der  willktirlicken  Beurteilung  der  militärischen 
Befehlshaber  überlassen  bleiben. 

Solange  bis  ein  durchaus  vollständiges  Kriegsgesetzbuch  fest- 
gestellt werden  kann,  hält  es  die  Konferenz  für  zweckmässig,  fest- 
zusetzen, dass  in  den  Fällen,  die  in  den  von  ihnen  angenommenen 
Bestimmungen  nicht  vorgesehen  sind,  die  Bevölkerungen  und  Krieg- 
fahrenden  unter  dem  Schutze  und  den  herrschenden  Grundsätzen 
des  Völkerrechts  bleiben,  wie  sie  sich  aus  den  unter  gesitteten 
Staaten  geltenden  Gebräuchen,  aus  den  Gesetzen  der  Menschlichkeit 
und  aus  den  Forderungen  des  öffentlichen  Gewissens  herausgebildet 
haben. 

In  diesem  Sinne  sind  namentlich  die  von  der  Konferenz  an- 
genommenen Art.  9  und  10  zu  verstehen/41) 

Auf  Grund  dieser  Vorbehaltserklärung  kam,  um  das 
sofort  zu  bemerken,  später  die  Einigung  über  die  Art.  9  und 
10  zu  stände.  Gleichzeitig  sollte  dadurch  ein  wirkliches 
Recht  der  Besetzungsheere  abgelehnt  werden. 

2.  Der  belgische  erste  Vertreter  Beernaert,  an  dessen  Adresse 
in  erster  Linie  die  Rede  und  Erklärung  von  Martens  gerichtet  war,  erhob 
sich  sofort  und  führte  etwa  folgendes  aus: 

Obschon  die  Art.  9  und  10  nicht  ganz  meinen  Wünschen  entsprechen,  werde 
ich  doch,  und  zwar  hauptsächlich  im  Hinblick  auf  die  Vorbehaltserklärung  von 
Martens,  dafür  stimmen.  Man  möge  nur  auch  diese  bedeutsame  Kundgebung, 
welche  das  einmütige  Empfinden  der  Versammlung  auszudrücken  scheint,  sowohl 
im  Sitzungs-  wie  im  Schlussprotololle  aufnehmen. 

Nachdem  er  sodann  die  Schwierigkeiten  geschildert  hatte,  welche  schon 
auf  der  Brüsseler  Konferenz  zu  überwinden  waren,  und  nachdem  er  die 
endgültigen  Beschlüsse  und  damit  die  in  den  Art.  9  und  10  unterstellten 
Sachlagen  beschrieben  hatte,2)  meinte  er: 

Alle  anderen  Fälle,  alle  anderen  Lagen  müssen  als  durch  das  Völkerrecht 
im  Rahmen  der  Erklärung  des  Vorsitzenden  geregelt  angesehen  werden.  Aber  auch 
das  sind  Regeln  und  keiner  hat  sie  besser  abgesteckt,  als  ein  anderer  v.  Martens, 
welcher  ebenfalls  die  Zierde  seines  Landes  war.  Die  Rechte  des  Siegers,  weit 
davon  entfernt  ins  Masslose  zu  gehen,  werden  also  beschränkt  sein  durch  die  Gesetze 
des  öffentlichen  Gewissens;  und  kein  Land,  kein  General  wird  es  wagen,  sie  zu 
verletzen,  ohne  sich  der  Verurteilung  der  gesitteten  Nationen  auszusetzen.8) 

3.  Der  General  den  Beer  Poortugael,  der  Vertreter  Hollands, 
der  ebenfalls  schon  1874  das  Recht  des  freien  Patriotismus  verteidigt  hatte, 
pflichtete  dem  russischen  Bevollmächtigten  bei  und  führte  etwa  folgendes 
aus: 


1)  III.  151  f. 

2)  Vgl.  oben  S.  85. 
»)  III.  152  f. 
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Es  ist  ein  Irrtum,  wenn  man  meint,  dass  die  Kleinstaaten  von  den  Art  9 
und  10  am  wenigsten  hätten.  Zwischen  den  Interessen  der  Grossmächte  und  der 
Kleinstaaten  besteht  hier  kein  Gegensatz.  Die  letzteren  sind  sogar  im  Vorteil, 
weil  sie  im  allgemeinen  auf  eigenem  Gebiet  den  Krieg  zu  führen  haben,  und  weil 
die  zahlenmässige  Minderwertigkeit  ihrer  militärischen  Kräfte  die  Mitwirkung  ihrer 
Bevölkerung  besonders  nötig  macht.  Andernteils  sind  die  Grossmächte  öfters  in 
Krieg  verwickelt,  und  wer  bürgt  denselben  dafür,  dass  sich  nicht  auch  ihre  Be- 
völkerung eines  Tages  gezwungen  sieht,  gegen  einen  eindringenden  Feind  die  Waffen 
zu  ergreifen? 

Aber  in  gleicher  Weise  muss  auch  vom  militärischen  Gesichtspunkt  aus  an- 
erkannt werden,  dass  es  für  die  Bevölkerung  eine  Wohltat  bedeutet,  wenn  ihr  die 
in  den  Art.  8  und  9  erwähnten  Bedingungen  gestellt  werden.  Denn  Truppen  be- 
fehligen, welche  nicht  diszipliniert  und  organisiert  sind,  heisst  sie  zur  SchUcht- 
bank  fahren.  Dabei  mögen  die  Kleinstaaten  ans  den  Art.  9  nnd  10  nnr  die  Über- 
zeugung gewinnen,  dass  man  im  Yoraus  in  Friedenszeiten  nachdrücklichst 
die  nationalen  Kräfte  organisieren  muss.  Die  Annahme  der  beiden  Artikel  liegt 
somit  im  Interesse  aller  Staaten.1) 

Nach  diesen  Reden  erfolgte  die  Abstimmung  über  beide  Artilkel,  welche 
einstimmige  Annahme  ergab.  Nur  der  Vertreter  der  Schweiz  machte  seine 
Abstimmung  abhängig  von  dem  Schicksal  des  nunmehr  zu  besprechenden 
Zusatzartikels  von  Ardagh,  der  dann  aber  die  vorangegangene  Abstimmung 
noch  einmal  einer  harten  Probe  unterwarf. 
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Die  Verhandlungen  wandten  sich  zwei  Anträgen,  einem  englischen 
und  einem  schweizerischen  zu,  die  nach  der  Auffassung  der 
Einen  dazu  bestimmt  schienen,  durch  einen  Zusatzartikel  der  Volks- 
verteidigung ein  durch  keine  Schranken  eingeengtes  Feld  der  Betätigung 
zu  erschliessen  und  so  den  Art.  9  und  10  wieder  nachträglich  ihre  Bedeutung 
und  Bestimmtheit  zu  nehmen,  resp.  über  dieselben  hinaus  dem  freien 
Patriotismus  nochmals  eine  Gasse  zu  hauen,  während  Andere  darin 
lediglich  das  Bestreben  erblickten,  der  Erklärung  v.  Martens  die  Gesetzes- 
form zu  geben. 

Der  von  dem  englischen  Bevollmächtigten  Ardagh  beantragte  Zusatz- 
artikel zu  Art.  9  und  10  hatte  folgenden  Wortlaut: 

„Rien  dans  dans  ce  chapitre  ne  doit  etre  considtri  comme  tendant  d  amoindrir 
ou  ä  suppirimer  le  droit  qui  appartient  ä  la  population  dünn  pays  envaki  de  remph'r 
son  devoir  d'opposer  aux  envahisseurs,  par  tous  les  moyens  licites,  la  rtsistance 
patriotique  la  plus  energique."2) 

Der  schweizerische  Antrag  hatte  folgende  Fassung: 

.,!/  ne  pourra  etre  exerce  de  reprissailles  sur  la  population  du  territoire 
occupe  pour  avoir  pris  ouvertement  les  armes  contre  Venvahisseur." 8) 

Beide  Anträge  verfolgten  ganz  augenscheinlich  nur  den  Zweck,  durch  eine 
authentische  Interpretation  die  im  Art.  10  für  die  Bevölkerung  eines  territoire 
non  occupä  zugestandenen  Rechte  auch  auf  die  Bevölkerung  des  Besetzungs- 
gebiets auszudehnen  und  dieser  das  Recht  des  Aufstands  zu  sichern.4) 

x)  III.  153  f.    Vgl.  hierzu  den  Rolinschen  Kornmissionsbericht  III.  35  f. 
*)  III.  154.    Vgl   auch  den  Rolinschen  Kommissionsbericht  III.  36. 

3)  a.  a.  O.. 

4)  Merignhac,  La  conf.  intern,  de  la  paix  p.  180. 
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Der  Kommissions-Präsident  v.  Martens  stellte  zunächst  an  Ardagh 
die  Frage,  ob  ihm  denn  die  Aufnahme  der  Erklärung,  die  er  und  Beernaert 
zu  Protokoll  gegeben,  nicht  genüge. 

Nach  dieser  Erklärung  soll  nämlich,  wie  wir  bereits  wissen,  für  die 
nicht  vorgesehenen  Fälle  das  gemeine  Kriegsrecht  weiter  gelten. 

Aber  Ardagh  wünschte  einen  besonderen  Zusatzartikel.  Sei  die 
Unterkommission  dagegen,  so  wolle  er  sich  fügen,  aber  auf  jeden  Fall 
wünsche  er,  dass  man  über  seinen  Antrag  abstimme.1) 

Oberst  Künzli  hielt  zur  Begründung  des  Standpunkts  der  Schweiz 
folgende  Rede,  in  welcher  er  indes  lediglich  den  Antrag  Ardagh  unter- 
stützte und  den  schweizerischen  Antrag  selbst  zurückzog2): 

Die  Schweiz  hatte  anfänglich  ein  Amendement  zu  den  Art.  9  und  10  ein- 
gereicht, aber  sie  tritt  jetzt  einfach  dem  Antrag  Ardagh  bei.  Die  Vorbehalts- 
Erklärung  des  Präsidenten  v.  Martens  ist  gewiss  von  grosser  Bedeutung,  aber  sie 
gibt  nicht  die  nötige  Sicherstellung,  weil  schliesslich  doch  nur  der  Text  des  Ab- 
kommens "entscheidet."  "Der  Krieg  "hafjä  wohl  seine~BedGrfriiss>e,~  seine"  Nöten  und 
selbst  auch  seine  unvermeidlichen  Grausamkeiten.  Man  kann  auch  gewiss  nicht 
den  Gang  der  zukünftigen  Kriege  bis  ins  Kleinste  auf  dem  Papier  regeln,  denn  die 
Umstände  sind  oft  stärker  als  die  Menschen  und  der  beste  Wille  der  Generale. 
Krieg  bleibt  Krieg  mit  seinem  ganzen  Elend,  wenn  er  auch  beim  Menschen 
die  höchsten  Eigenschaften  entwickelt.  Kann  man  aber  das  Kriegselend  nicht 
hindern,  so  soll  man  es  wenigstens  zu  mindern  suchen.  Das  19.  Jahrhundert  ist 
ein  Jahrhundert  grosser  Kriege  und  grosser  politischer  Ereignisse ;  aber  es  gebohrt 
ihm  auch  der  Ruhm,  mehr  denn  je  dem  Fortschritt  gedient  zu  haben.  Mensch- 
liches Blut  ist  in  Strömen  geflossen,  aber  andernteils  sind  durch  die  Fortschritte 
der  Wissenschaft  die  physischen  und  moralischen  Wunden  verbunden  worden,  und 
man  hat  die  wirtschaftlichen  Bedingungen  des  Lebens  verbessert.  Fortschritt  und 
Wissenschaft  haben  aber  auch  anderes  bewirkt.  In  Unterstützung  durch  leichte 
Verkehrsverbindungen,  welche  die  Völkerbeziehungen  verdoppeln,  haben  dieselben 
eine  öffentliche  Meinung  geschaffen,  die  im  Dienst  der  Friedens-  und  Menschlich- 
keitsideen steht  und  für  deren  weite  Verbreitung  wirkt. 

Diese  Bewegung,  bescheiden  in  ihren  Anfängen  und  einem  kleinen  Bach 
vergleichbar,  hat  die  Gewalt  eines  Stromes  erreicht  mit  dem  Augenblick,  wo  sie 
die  mächtige  Unterstützung  eines  Herrschers  fand.  Man  darf  über  diese  Be- 
wegung nicht  leicht  hin  zur  Tagesordnung  übergehen.  Wenn  es  auch  unmöglich 
ist,  für  immer  den  Tempel  des  Janas  zu  schliessen,  so  darf  man  sich  wenigstens 
nicht  dem  Tadel  aussetzen,  dass  man  in  den  Tagen  der  Aufklärung  Kriegsgebräuche 
aufrecht  erhalte,  die  nicht  mehr  zeitgemäss  sind.  Man  arbeitet  hier  nicht  für 
den  Vorteil  der  Einen  und  den  Nachteil  der  andern  Denn  keiner  weiss  im  voraus, 
in  welchen  Tagen  dieses  Abkommen  auf  sein  Land  Anwendung  finden  wird.  Mache 
man  also  ein  Werk,  welches  für  Alle  annehmbar  ist.  Gute  und  schlechte  Tage 
stehen  im  Wechsel.  Alle  hier  vertretenen  Staaten  haben  im  vergangenen  Jahr- 
hundert Tage  des  Glücks  und  des  Unglücks  gehabt.  Oft  haben  sich  die  Historiker 
und  Denker  gefragt,  ob  die  Völker  grösser  seien  auf  der  Höhe  des  Erfolgs  oder 
in  den  Tagen  des  Unglücks,  wann  sich  die  moralische  Grösse  Geltung  verschafft, 
und  sich  das  ganze  Volk  zur  Verteidigung  seines  Bodens  erhebt.  Holland  hat 
seine  glorreichste  Periode  unter  Wilhelm  von  Oranien  gehabt,  als  das  ganze  Volk 
mit  bewunderungswürdiger  Tapferkeit  gegen  einen  mächtigen  Eindringling  seine 
Unabhängigkeit,  Freiheit  und  Überzeugung  verteidigte.  In  den  Brüsseler  Bestim- 
mungen handelt  es  sich  nur  darum,  die  Kriegsgebräuche,  wie  sie  sich  in  den 
letzten  Kriegen  herausgebildet  haben,  zu  erhalten,  zu  bestätigen  und  festzulegen. 
Ich  bitte  nur  um  eine  Neuerung,  um  einen  Schritt  weiter:  setze  man  keine 
Strafe  auf  die  Vaterlandsliebe,  unterlasse  man  strenge  Massregeln  gegen  Völker, 
die  sich  in  Massen  zur  Verteidigung  ihres  Bodens  erheben.  Am  Anfang  des  Jahr- 
hunderts  haben   in  der  Gebirgsschweiz  mehrere  Massenerhebungen  stattgefunden, 


■)  III.  154. 

*)  III.  157  ff.  Ardagh  wiederholte  jetzt  das  Verlangen  auf  gesonderte  Abstimmung 
über  seinen  Antrag  (III.  158). 
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eine  andere  auch  in  der  Nachbarschaft.  Im  offenen  Kampf  hat  man  sich  ge- 
schlagen. Man  hat  nicht  Nachzügler  ermordet  und  keine  Kranken  oder  Ver- 
wundeten getötet.  Selbst  Greise,  Kinder  und  Frauen  haben  Teil  am  Kampf  ge- 
nommen. Mag  man  das  immerhin  für  Übertreibungen  der  Vaterlandsliebe  halten; 
aber  sie  sind  herzerquickend  und  können  sich  wiederholen.  Man  kann  keinem  Ab- 
kommen zustimmen,  welches  einen  Teil  der  Bevölkerung  dem  Kriegsgesetz  unter- 
wirft. Die  Liebe  zum  Vaterland  ist  eine  Tugend,  die  man  nicht  unterdrücken 
sondern  pflegen  muss.    Deshalb  empfehle  ich  den  Antrag  Ardagh. *) 

Der  Präsident  v.  Martens  antwortete  sofort,  es  sei  niemals  davon 
die  Rede  gewesen,  den  patriotischen  Tugenden  der  Völker  Grenzen  zu 
setzen.  Er  wiederhole,  dass  mit  der  Kodifizierung  des  Kriegsrechts  weder 
die  Brüsseler  noch  die  Haager  Konferenz  den  unmöglichen  Versuch  wagen 
wolle,  die  heroischen  Taten  der  einzelnen  oder  des  ganzen  Volkes  zum 
Gegenstand  der  Gesetzgebung  zu  machen.  Die  Aufgabe  sei  viel  einfacher. 
Man  wolle  das  Leben  und  Eigentum  der  schwachen,  unbewaffneten  und 
harmlosen  Leute  retten,  aber  mit  nichten  den  Helden  Schranken  setzen 
oder  dem  Patriotismus  Zügel  anlegen.2) 

Auch  der  deutsche  Oberst  Gross  v.  Schwarzhoff  bekämpfte  den 
Antrag  Ardagh  und  die  Ausführungen  des  Schweizer  Vertreters,  indem  er 
etwa  folgendes  ausführte:8) 

Beim  ersten  Anblick  erscheint  der  Antrag  harmlos,  fast  unbedeutend; 
spricht  er  doch  nur  von  erlaubten  Mitteln  des  Volkswiderstandes.  Nach  meiner 
Meinung  kann  man  von  solchen  eben  nur  reden,  wenn  die  in  den  Art.  9  und  10 
vorgesehenen  Bedingungen  erfüllt  sind.  Enthält  der  Antrag  nichts  anderes,  so  ist 
er  durchaus  überflüssig ;  aber  der  Nachdruck  in  der  Verteidigung  des  Zusatzartikels 
und  besonders  die  beredten  Worte  Künzlis  haben  gezeigt,  dass  er  etwas  anderes 
enthält  und  dass  man  über  die  Art.  9  und  10  hinaus  will. 

Nachdem  jene  Rede  die  Diskussion  über  das  Prinzip  dieser  Artikel  wieder 
eröffnet  hat,  lege  ich  Wert  darauf,  auch  meinen  Standpunkt  zu  bestimmen.  Die 
Unterkommission  ist  fast  am  Ende  der  ersten  Lesung.  Ihre  vielen  Beschlüsse  sind 
im  Geist  der  Menschlichkeit  gefasst  worden  und  verfolgen  den  Zweck,  die  aus 
der  Besetzung  für  das  Volk  sich  ergebenden  Leiden  zu  mildern.  Bei  allen  ein- 
schlägigen Bestimmungen  besteht  nur  eine  stillschweigende  Bedingung,  dass  die 
Bevölkerung  friedlich  bleibt.  Wird  diese  Bedingung  nicht  erfüllt,  so  verlieren  die 
meisten  zu  Gunsten  der  Bevölkerung  erlassenen  Schutzbestimmungen  ihre  Existenz- 
berechtigung. 

Heisst  das  die  Vaterlandsliebe  beschränken?  Ist  das  wirklich  ein  Verbot 
für  tüchtige  Männer,  bei  der  Verteidigung  des  heimatlichen  Bodens  mitzutun? 

Gewiss  nicht!  Ich  bin  der  letzte,  der  diese  heiligen  Rechte  verkennt.  Aber 
nichts  hindert  die  Patrioten,  in  die  Reihen  der  Armee  einzutreten,  oder,  wenn  es 
die  Friedensformationen  nicht  zulassen,  sich  untereinander  unabhängig  vom  Heer 
zu  organisieren.  Der  Art.  9  erkennt  denselben  ja  die  Rechte  der  Kriegspartei  zu, 
wenn  sie  gewisse  sicherlich  massvolle  Bedingungen  erfüllen.  Ist  es  denn  so  schwer, 
einen  Mann  zu  finden,  der  sich  an  die  Spitze  einer  Bewegung  stelltjejnen  Bürger- 
meister, efnen  BeamtenT'ödef  "eTneFT  alten  SoldaTen  ?  Eine  Art  von  Kommando 
wtfä~stch~  Immer  herstellen" lassen.'  "Die  "Massen  slncTJa  auch  unfähig,  wenn  sie  nicht 
befehligt  werden.  Ist  es  denn  weiter  so  schwer,  irgend  ein  unterscheidendes  Ab- 
zeichen zu  tragen?  Eine  Armbinde  genügt  ja!  Ist  es  zu  viel  verlangt,  dass  die 
Waffen  offen  getragen  und  die  Kriegsgesetze  beobachtet  werden,  was  man  ja  doch 
auch  vom  Gegner  erwartet  und  erwarten  darf?  Der  Art.  9  also  müsste  vollständig 
genügen,  denn  er  behindert  den  Patriotismus  in  keiner  Art. 

Aber  man  hat  weiter  ja  auch  noch  den  Art.  10,  welcher  der  ganzen  Be- 
völkerung  eines  nicht  besetzten  Gebiets  unter  der  "Bedingung, "cTass"  sie  die  Kriegs- 
gesetze beobachtet,  die  Rechte  der  Kriegspartei  zubilligt.  Man  scilTTe  eigentlich 
äuclTnTer  ein  unterscheidendes  Anzeichen  und  das  offene  Tragen  der  Waffen  fordern. 


*)  III.  155  f. 
*)  III.  156. 
»)  III.  156  f. 


§17.    Der  Kampf  um  die  Ausdehnung  des  Prinzips.  93 


Soast  befinden  sich  die  regulären  Truppen  in  einer  ungünstigeren  Lage.  Denn  sie 
können  nicht  sehen ,  ob  sie  friedliche  Bauern  oder  kampfbereite  Feinde  vor  sicB 
habend  Die  grosse  scnussweile  der  heutigen  Wallen  erhöht  'noch  die  Bedeutung 
dieses  Punktes. 

Ich  habe  also  gewichtige  Bedenken  gegen  die  Fassung  des  Artikel  10.  Aber 
ich  will  entgegenkommen  und  nicht  unübersteigliche  Hindernisse  auftürmen.  Ich 
habe  deshalb  geschwiegen  und  keine  Streichung  beantragt.  Wenn  man  aber  jetzt 
die  Grundlagen  wiederum  verschieben  will,  so  muss  ich  sagen:  bis  hierher  und 
nicht  weiter.  Wenn  man  so  viel  von  Menschlichkeit  redet,  so  muss  ich  daran  er- 
innern, dass  auch  die  Soldaten  Menschen  sind  und  ein  Recht  auf  menschliche 
Behandlung  haben.  Wenn  die  Soldaten  von  Anstrengungen  ermattet,  nach  lajjgftn 
Märschen  oder  Kämpfen  sich  in  einem  Dorf  zur  Hu  he  niederlegen , "  so  müssen  sie 
sicher  sein  konnen/däSg  sieh  die  triefllicTi en  Einwoh n e r  nicht  plötzlich" in  erbi t teile 
Feinde" verwamTeHT  Doch" "möge  'män~cfiese  !TnvagurigerT"l)eTseTte" lassen  und  sich 
nur  praktisch*  verständigen. 

Am  Schluss  brachte  der  deutsche  Bevollmächtigte  noch  aus  den 
Akten  der  Brüsseler  Konferenz  eine  Rede  des  schweizerischen  Obersten 
Hammer  in  Erinnerung,  welcher  anerkannte,  dass  die  Interessen  der  grossen 
Heere  gebieterisch  die  Sicherheit  für  ihre  Verbindungen  und  für  ihr  Herr- 
schaftsgebiet verlangen  und  dass  liier  eine  Versöhnung  zwischen  diesen 
militärischen  Interessen  und  den  Interessen  der  bedrängten  Völker  unmög- 
lich sei.1) 

Gross  v.  Schwarzhoff  schloss  seine  klaren  und  eindrucksvollen  Aus- 
führungen mit  der  Erklärung,  er  wünsche  nichts  anderes  als  der  berühmte 
schweizerische  Patriot  im  Jahre  1874  gewünscht  habe,  nämlich  dass 
man  die  Fragen,  über  welche  man  sich  nicht  einigen  könne,  mit  Still- 
schweigen übergehe. 

Zorn  sagte  später:  „Diese  Rede  war  der  Höhepunkt  der 
hochinteressanten  Verhandlung.  Es  ist  in  der  Tat  nicht 
möglich,  gegen  die  Argumentation  des  deutschen  Vertreters 
etwas  vorzubringen;  es  wurde  dies  auch  nicht  versucht. l'a) 

Sofort  nach  der  Rede  des  deutschen  Bevollmächtigten  erhob  sich 
vielmehr  der  russische  Oberst  Gilinsky  und  erklärte  ausdrücklich  seine 
Zustimmung  zu  den  Ausführungen  des  deutschon  Kameraden: 

Man  muss,  so  führte  er  aus,  der  militärischen  Notwendigkeit  Rechnung 
tragen.  Die  ganze  Bevölkerung  kann  als  Kriegspartei  nur  für  den  Fall  anerkannt 
werden,  dass  sie  im  noch  nicht  besetzten  Gebiet  offen  kämpft.  Der  Art.  10 
gibt  volle  Möglichkeit  zum  Kampf  nur  gegen  den  vordringenden  Feind.  Handelt 
es  sich  aber  um  besetztes  Gebiet,  so  kann  man  der  Bevölkerung  diese  Stellung 
nicht  mehr  zuweisen,  wenn  sie  jetzt  auf  einmal  die  Verbindungslinien  bedroht ;  denn 
ohne  Verbindung  kann  ein  Heer  nicht  mehr  bestehen.8) 

Auch  der  holländische  Bevollmächtigte  Rahusen  schloss  sich  aus- 
drücklich den  Ausführungen  von  Schwarzhoff  an: 

Wenn  ich  auch,  so  erklärte  er,  den  Empfindungen,  aus  welchen  der  Antrag 
Ardagh  hervorgegangen  ist,  alle  Achtung  entgegenbringe,  so  kann  ich  doch  nicht 
denken,  das  er  als  Artikel  in  einem  Abkommen  Aufnahme  findet.  Niemand  be- 
streitet der  Bevölkerung  das  Recht,  sich  gegen  ein  eindringendes  Heer  zu  erheben ; 


')  Vgl.  Actes  de  la  Conference  de  BruxeUes  1874  p.  163.  Kflnzli  erkannte  an,  dass 
Hammer  derartiges  gesagt  habe,  aber  später  habe  der  schweizerische  Präsident  selbst,  M. 
Welti,  gegen  die  Artikel  9  und  10  seine  gewiehtigen  Einwendungen  erhoben  (III.  158). 

2)  ,1m  Neuen  Reich*,  S.  344.  Auf  S.  343  heisst  es:  Österreich-Ungarn  griff  in  die 
Verhandlungen  nicht  ein,  aber  es  war  bekannt,  dass  auch  Österreich  in  dieser  Frage  der 
Beernaert- Ardaghschen  Ansicht  nahe  stehe/ 

8)  III.  157. 
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aber  dann  muss  sie  wirkliche  Kriegspartei  sein.  Will  sie  sich  nicht  den  ein- 
schlägigen Bedingungen  fugen,  so  steht  ihr  das  frei,  aber  dann  muss  sie  auch  die 
Folgen  tragen.1) 

Der  englische  Antrag  war  wie  ein  zündender  Blitz  in  die  Versamm- 
lung gefahren  und  es  bedurfte  des  ganzen  parlamentarischen  Geschicks 
des  französischen  ersten  Vertreters  L6onBourgeois,  um  aus  dem  Wirrwar 
den  Ausweg  zu  finden. 

Bourgeois  gab  unter  politischer  Abschwächung  der  zu  Tage  getretenen 
Differenzen  von  der  nunmehrigen  Sachlage  im  wesentlichen  folgendes  stark 
geschmeichelte  Bild: 

Die  Unterkommission  ist  im  Grund  mit  Ardagh  einverstanden.  Künzli  und 
Gross  v.  Schwarzhoff  haben  eigentlich  denselben  Gedanken.  Nichts  darf  die 
Garantien  mindern,  welche  das  Völkerrecht  für  den  Kampf  gegen  den  eindringenden 
Feind  einer  Bevölkerung  gibt.  Worauf  geht  also  noch  die  Debatte?  Es  fragt  sich 
nur,  ob  es  besser  ist,  diesem  Gedanken  die  Artikelform  im  Kriegsgesetzbuch  zu  geben 
oder  sich  mit  der  Aufnahme  der  Erklärung  des  Präsidenten  im  Schlussprotokoll 
zu  begnügen.  Auch  die  letztere  Art  genügt.  Lehnt  man  allerdings  die  protokoll- 
mässige  Festlegung  ab ,  so  ist-  die  Annahme  den  Antrags  Ardagh  eine  Notwendig- 
keit geworden.  Auf  jeden  Fall  aber  macht  die  Formulierung  eines  solchen  Artikels 
und  seine  Platzanweisung  grosse  Schwierigkeit.  So  empfiehlt  sich  also  die  Auf- 
nahme der  Erklärung  des  Präsidenten  ins  Schlussprotokoll.2) 

Beernaert  stellte  mit  Genugtuung  fest,  dass  auch  er  dies  schon 
gleich  anfangs  angeregt  habe.8) 

Als  dann  aber  daraufhin  der  Präsident  der  Unterkommission  v.  Mar- 
tens  seine  Erklärung  ohne  weiteres  zum  offiziellen  Konferenzakt  erheben 
wollte,  forderte  der  holländische  erste  Vertreter  van  Karnebeek  erst 
einen  entsprechenden  Beschluss.4) 

v.  Martens  stellte  demgemäss  die  formelle  Frage  an  die  Unter- 
kommission, wie  man  es  mit  seiner  Vorbehaltserklärung  halten  wolle,  und 
die  Unterkommisston  nahm  sie  darauf  als  „acte  officiel  de  la  Sous-Com- 
mission"  an  mit  dem  Hinzufügen,  dass  sie  als  solche  im  Konferenzproto- 
koll Aufnahme  finden  solle.5) 

Was  war  auf  diese  Weise  aus  dem  Antrag  Ardagh  geworden? 

Ähnlich  wie  Bourgeois  hatte  sich  auch  v.  Martens  unmittelbar  vor 
der  Abstimmung  dahin  ausgesprochen,  dass  seine  Erklärung  denselben 
Sinn  habe  wie  der  Antrag  Ardagh.  Aber  er  hatte  doch  einen  Unterschied 
darin  gesehen,  dass  seine  Erklärung  auf  das  Unmögliche  verzichte,  alle 
Fälle  im  voraus  zu  treffen.6) 


? 


III.  157. 

III.  158.  Darauf  kam  alsbald  auch  der  rumänische  Bevollmächtigte  Beldiman 
hinaus,  welcher  von  dem  Antrag  Ardagh  eine  Gefährdung  des  ganzen  Abkommens  be- 
fürchtete (III.  158). 

3)  a.  a.  O.    Vgl.  oben  S.  89. 

*)  111.  158. 

ö)  III.  158.  Über  die  Bemühungen  Beemaerts  um  genaue  Wiedergabe  der  Mar- 
tensschen  Erklärung  im  Rolinschen  Bericht  vgl.  III.  160,  über  den  Bericht  selbst  III.  34. 
Nach  dem  Bericht  war  nicht  beabsichtigt,  alle  praktischen  Fälle  zu  regem ;  auch  (und  das 
galt  in  gleicher  Weise  für  das  Recht  des  Besetzungsheeres)  wurde  kein  Recht  anerkannt, 
welches  mit  der  Souveränität  im  Widerspruch  stehe.  Es  habe  sich  lediglich  um  Rechts- 
regeln gehandelt,   welche  die  Kundgebungen  der  tatsächlichen  Gewalt  beschränken. 

Die  „Erklärung'  selbst  steht  III.  35. 

6)  a.  a.  0. 
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Auf  eine  Anfrage  des  ersten  serbischen  Vertreters  Miyatovitch  er- 
klärte er  daher  jetzt  völlig  korrekt,  dass  die  Annahme  seiner  Erklärung 
noch  nicht  gegen  den  Antrag  Ardagh  entscheide. *) 

So  war  also  immer  noch  über  den  Antrag  Ardagh  abzustimmen. 

ßeernaert  meinte,  der  englische  Antrag  begegne  ja  wohl  allge- 
meiner und  insbesondere  auch  seiner  Sympathie.  Nachdem  er  aber  den- 
selben Sinn  wie  die  soeben  angenommene  Erklärung  habe,  so  könne 
Ardagh  seinen  Antrag  wohl  zurückziehen. 

Auch  der  dänische  erste  Vertreter  v.  Bille  meinte,  die  besondere 
Abstimmung  sei  lediglich  Wiederholung. 

Nur  der  schweizerische  Bevollmächtigte  Künzli  unterstützte  das 
Verlangen  des  Antragstellers  auf  besondere  Abstimmung. 2)  Als  dann  aber 
auch  noch  die  Vertreter  von  Schweden  und  Norwegen,  Holland  und 
Rumänien  der  Einstellung  eines  derartigen  Artikels  widerrieten, 8)  Hess  der 
erste  italienische  Vertreter  Graf  Nigra  durch  den  Präsidenten  der  Unter- 
kommission an  den  Antragsteller  formell  die  Frage  richten,  ob  er  nicht  damit 
zufrieden  sei,  wenn  sein  Artikel  im  Schlussprotokoll  der  Konferenz  Auf- 
nahme finde  und  hier  als  Bestätigung  der  Erklärung  des  Präsidenten  er- 
scheine. 4) 

Jetzt  endlich  zog  Ardagh  seinen  Antrag  zurück.  Er  erklärte  sich 
dadurch  zufrieden  gestellt,  dass  das  von  ihm  vertretene  Prinzip  einmütige 
Anerkennung  gefunden  habe. 6)  Gross  v.  Schwarzhoff  glaubte  aber  noch 
einmal  feststellen  zu  sollen,  dass  es  sich  hier  durchaus  nicht  um 
eine  Formfrage,  sondern  um  eine  Prinzipienfrage  handle.  Die 
Äusserung,  die  man  gemacht  habe,  um  den  Antrag  Ardagh  in  den 
Text  des  Kriegsgesetzbuchs  oder  wenigstens  in  das  Protokoll  zu 
bringen,  beweise  dass  etwas  wirklich  dahinterstecke  und  dass  man 
die  im  Art.  9  und  10  umschriebene  Zulässigkeit  der  Yolksverteidi- 
gung  erweitern  wolle.6) 

Die  Verhandlung  schloss  mit  der  einstimmig  gebilligten  Erklärung 
des  Präsidenten  v.  Martens,  dass  der  Antrag  Ardagh  mit  allen  dazu 
gemachten  Bemerkungen  und  Vorbehalten  ins  Protokoll  aufgenommen 
werden  solle.7) 

Der  Rolinsche  Kommissionsbericht,  welcher  diese  Verhandlung  nur 
sehr  kurz  wiedergibt,  hebt  in  besonderer  Weise  die  kategorische  Erklärung 


')  a.  a.  0. 

*)  III.  159. 

s)  v.  Bildt  stellte  die  Stimmenthaltung  von  Norwegen  und  Schweden  in  Aussicht 
mit  der  Begründung:  Norwegen  und  Schweden  sympathisieren  mit  dem  Sinn  eines  sol- 
chen Artikels,  halten  aber  die  förmliche  Einstellung  in  ein  Abkommen  für  unzweck- 
mässig (III.  159).  Dem  schloss  sich  den  Beer  Poortugael  einfach  an  (a.  a  0.).  Beldi- 
man  erklärte ,  wenn  er  gegen  die  Aufnahme  eines  besonderen  Artikels  stimme ,  so  miss- 
billige er  damit  nicht  den  zu  Grunde  liegenden  Gedanken.  Bestehe  man  zu  sehr  auf 
einer  formellen  Frage,  so  stelle  man  vielleicht  das  bereits  fertige  Einvernehmen  wieder 
in  Frage  (a.  a.  0.). 

*)  III.  159. 

*)  a.  a.  0. 

•)  a.  a.  0. 

7)  a.  a.  0. 
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von  Gross  v.  Schwarzhoff  hervor:  „Hier  hören  meine  Zugeständnisse  auf; 
es  ist  mir  schlechthin  unmöglich,  noch  weiter  zu  gehen  und  denjenigen 
zu  folgen,  welche  eine  unbeschränkte  Verteidigungsfreiheit  fordern*.1) 

Der  Redaktionsausschuss  der  Unterkommission,  welcher  die  jetzige 
Form  und  Ordnung  des  Kriegsgesetzbuchs  festlegte,  stellte  die  Bestimmungen 
über  die  Kriegspartei  an  die  Spitze,  wobei  Art.  1  und  2  den  alten  Art.  9 
und  10  entsprechen.2) 

Demgemäss  stehen  denn  auch  jetzt  die  Bestimmungen  über  die  Kriegs- 
partei an  der  Spitze  des  Kriegsgesetzbuchs. 

Es  ist  nur  noch  eines  nachträglichen  Zusatzes  zu  dem  Brüsseler 
Recht  zu  gedenken. 

Der  Schlussabsatz  des  Art.  9  hatte  des  besonderen  Falles  gedacht, 
dass  die  Milizen  Bestandteil  der  regulären  Armee  oder  des  Heeres  seien, 
und  hatte  hierfür  die  selbstverständliche  Bestimmung  getroffen,  dass  sie  dann 
auch  unter  der  Benennung  „Heer*  mit  einbegriffen  sind.  Kann  das  aber 
nicht  auch  für  Freiwilligenkorps  zutreffen? 

Darauf  machte  Ardagh  in  der  zweiten  Lesung  aufmerksam,  und 
auf  seinen  Antrag  wurde  im  Schlussabsatz  hinter  „milices*  eingefügt:  „ou 
des  corps  de  volontaires".8) 

Art.  2  blieb  unverändert.4) 

So  war  die  jetzige  Fassung  der  Art.  1  und  2  fertiggestellt. 

Kommission  und  Plenum  stimmten  einfach  zu6)  und  die  viel- 
umstrittene Martenssche  Protokollerklärung  ward  nicht  bloss  ins  Protokoll, 
sondern  auch  in  die  E i  nj eTtjtfn  £  des  dem  KGB.  vorausgehenden  Abkom- 
mens selbst  aufgenommen. 6) 

IL  Die  Haager  Beschlüsse. 

§  18. 
Die  Milizen  und  Freiwilligen-Korps. 

Es  handelt  sich  nunmehr  darum,  den  Inhalt  der  Art.  1  und  2  des 
KGB.  zur  Darstellung  zu  bringen. 

Was  diese  Artikel  verordnen,  war  schon,  abgesehen  von  dem  gerade 
erwähnten  Zusatz,  wortwörtlich  in  den  Art.  9  und  10  der  Brüsseler  De- 
klaration vorgesehen. 

Das  KGB.  bezeichnet  in  den  Art.  1  und  2  diejenigen,  welche 
noch  neben  dem  Heer  als  Kriegspartei  gelten  sollen.  Es  regelt 
aber  auch  die  Vorbedingungen,  welche  dabei  erfüllt  werden  müssen. 

An  erster  Stelle  (Art.  1)  stehen  „die  Milizen  und  Freiwilligen- 
korps". 

In  den  Staaten,  in  denen  Milizen  oder  Freiwilligen-Korps  einen  Be- 
standteil des  Heeres  bilden,  sind  diese  unter  der  Bezeichnung  „Heer"  ein- 
begriffen (Art.  1  Abs.  2). 

l)  III.  36. 

-)  III.  160. 

3)  a.  a.  0. 

4)  a.  a.  0. 

ö)  Vgl.  oben  S.  37. 

*)  Vgl.  oben  S.  44,  46  f. 
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Für  Deutschland  trifft  dieser  Fall  nicht  zu.  Der  Landsturm  gehört 
hier  wohl  zur  bewaffneten  Macht,  aber  auch  heute  noch  nicht  zum  Heer. 

Dass  das  Völkerrecht  mittlerweilen  die  Notwendigkeit  einer  Auto- 
risation  oder  Ermächtigung  beseitigt  hat,  ist  bereits  erwähnt.1) 

Im  übrigen  sind  die  Milizen  und  Freiwilligen-Korps,  in  die  wohl  auch 
Ausländer,  aber  wenigstens  nach  dem  Staatsrecht  des  Feindes  nicht  dessen 
eigene  Staatsangehörige  eintreten  dürfen,  nach  KGB.  Art.  1  nur  unter  einer 
vierfachen  Bedingung  Kriegspartei. 

1.  Die  erste  Bedingung  besagt,  dass 

„Jemand    an    ihrer  Spitze   steht,  der   für  das   Verhalten 
seiner  Untergebenen  verantwortlich  ist," 

Das  geltende  Völkerrecht  fordert  bei  der  Aufstellung  der  Organisations- 
bedingungen keinen  An-  oder  gar  Einbau  des  Landsturms  und  der  Freiwilligen- 
Korps  in  den  Heeresverband. a)  Auch  Gross  v.  Schwarzhoff  hat  ausdrücklich 
anerkannt,  dass  sich  die  Patrioten  nach  heutigem  Völkerrecht  „unter  einander 
unabhängig  vom  Heer  organisieren  können".8)  Es  ist  unrichtig, 
wenn  Bonfils  behauptet,  dass  ein  Freikorps  „hierarchisch  (?)  organisiert 
und  wenigstens  dem  obersten  Befehlshaber  des  Heeres  unter- 
geordnet sein  müsse".4) 

Von  verschiedener  Seite  war  früher  angenommen  worden,  dass  die 
Führer  von  Freischärlern  Offiziere  sein  müssten,  wenn  auch,  wie  wenigstens 
einzelne  zugaben,  nicht  gerade  des  stehenden  Heeres. 6) 

Nach  geltendem  Völkerrecht  genügt  aber  jede  Art  von  Kommando. 
Das  KGB.  verlangt  nur,  dass  sich  überhaupt  jemand  an  die  Spitze  der  Be- 
wegung stellt,  ein  Bürgermeister,  ein  Beamter,  ein  alter  Soldat  u.  s.  w., 6) 
der  die  sonst  ja  auch  unfähigen  Massen  befehligt  und  dem  Feind  gegenüber 
die  Verantwortung  trägt. 

Die  Schwierigkeit  des  Problems  lag  bis  jetzt  im  völkerrechtlichen 
Verhältnis  der  Freikorps  und  Landstürmer  zum  Feind.  Nunmehr  kann  aber 
auch  der  Freund  seine  Mühe  haben,  mit  denselben  fertig  zu  werden  resp. 
dieselben  seinen  strategischen  und  taktischen   Ideen  dienstbar  zu  machen. 

In  dieser  Richtung  spricht  aber  das  Staatsrecht  (Militärrecht) 
das  massgebende  Wort,  und  die  Militärmächte  insbesondere  werden  schon 


l)  Vgl.  oben  S.  84,  83.  Ein  Stück  der  Autorisationstheorie  hat  eich  erhalten  im  KGB. 
Art.  29  Abs.  2  „Nichtmilitärpersonen".    Vgl.  unten  §  36. 

*)  Noch  der  russische  Entwurf  zur  Brüsseler  Deklaration  hatte  eine  Unterordnung 
der  Freischärler  unter  das  Generalkommando  für  notwendig  erklärt.  Aber  die  Brüsseler 
Konferenz  hat  das  abgelehnt.    („Actes",  p.  34.) 

8)  Vgl.  oben  S.  92.    A.  M.  Läszt,  VR.  4.  Aufl.  S.  327. 

4)  Lehrb.  des  VR.  S.  583  mit  der  Begründung:  „Diese  Bedingung  ergibt  sich 
folgerichtig  aus  dem  ersten  Erfordernisse.  Sie  kennzeichnet  die  erlangte  Ermächtigung." 
Es  entsprach  indes  wohl  dem  Standpunkt  der  Autorisationstheorie,  wird  aber  durch 
die  Organisationstheorie  nicht  mehr  gefordert  und  mithin  von  Bonfils  zu  Unrecht  ver- 
langt, dass  die  Freikorps  der  Aufsicht  der  militärischen  Behörden  unterstehen  und  deren 
Befehle  auszuführen  haben.  Das  staatliche  Militärrecht  hat  ja  wohl  allen  Anlass,  der- 
artiges zu  bestimmen,  aber  das  Völkerrecht  verlangt  weder  Ermächtigung  noch  Aufsicht 
durch  die  Militärbehörde. 

5)  Vgl.  Lueder  in  v.  Holtzendorffs  Hdb.  des  VR.  IV.  S.  380  A.  11. 
•)  Vgl.  die  Ausführungen  von  Gross  v.  Schwarzhoff  oben  S.  92. 
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eine  Ein-  oder  doch  Angliederung  an  die  Heeresverfassung  herzustellen 
wissen. 

So  erging  schon  alsbald  nach  der  Brüsseler  Konferenz  das  deutsche 
Reichsgesetz  über  den  Landsturm  vom  12.  Februar  1875, *)  das  dann  durch 
das  RG.  vom  11.  Februar  1888  §  35  aufgehoben  und  durch  die  §§  23—34 
ersetzt  wurde. 

In  beiden  Gesetzen  wird  nach  preussischer  Tradition  und  im  An- 
schluss  an  das  norddeutsche  Bundesgesetz  vom  9.  November  1867,  betr. 
die  Verpflichtung  zum  Kriegsdienste  (vgl.  oben  S.  80),  eine  staatsrecht- 
liche Landsturmp  flicht  begründet  und  militärrechtlich  durchgebildet. 

Nach  dem  Reichsgesetz  von  1875  §  1.,  das  an  das  zitierte  Bundesgesetz 
§  2  und  3  anknüpft,  wird  der  Landsturm  durch  kaiserliche  Verordnung  im  Be- 
dürfnisfall aufgeboten  (§  2). 8)  Das  ist  dann  die  Form,  in  welcher  auch  Freiwillige 
ihre  patriotische  Pflicht  erfüllen  können,  indem  diese  auf  Wunsch  „in  den  Land- 
sturm eingestellt  werden"  (§  3).  Auf  den  Landsturm  finden  die  für  die  Landwehr 
geltenden  Vorschriften  Anwendung.  (§  4). 

Dasselbe  gilt  von  den  infolge  freiwilliger  Meldung  in  die  Listen  des  Land- 
sturms Eingetragenen.    (§  4.) 

Das  heute  massgebende  RG.  vom  11.  Februar  1888  beschränkt  das 
Aufgebot  des  Landsturms  nicht  mehr  auf  den  Fall,  dass  ein  feindlicher 
Einfall  Teile  des  Reichsgebiets  bedroht  oder  überzieht,8)  sondern  der  §  23 
bestimmt  ganz  allgemein: 

„Der   Landsturm  hat   die   Pflicht,  im  Kriegsfalle  an 

der  Verteidigung   des  Vaterlandes  teilzunehmen." 

Er  ist  auch  jetzt  noch  kein  Bestandteil  des  Heeres,  wohl  aber  kann 
er  nach  §  23  „in  Fällen  ausserordentlichen  Bedarfs  zur  Ergänzung  des 
Heeres  und  der  Marine  herangezogen  werden44,4)  gehört  aber  auch  ab- 
gesehen davon  mit  dem  Heer  und  der  Marine,  wie  das  schon  längst  be- 
stimmt war,  zur  bewaffneten  Macht  des  Staates.6)  Der  Landsturm  be- 
steht aus  allen  Wehrpflichtigen  vom  17.-45.  Lebensjahr,  welche  weder 
dem  Heere  noch  der  Marine  angehören  und  wird  in  zwei  Aufgebote  eingeteilt 
(§  24).  Der  Aufruf  (§  25)  erfolgt,  wie  schon  früher,  nach  Jahresklassen 
(§  26).  Die  durch  den  Aufruf  betroffenen  Landsturmpflichtigen  stehen  im 
„militärischen  Dienstverhältnis44  (§33)  und  es  finden  auf  sie,  wie 
das  auch  schon  früher  bestimmt  war,  die  für  die  Landwehr  (Seewehr) 
geltenden  Vorschriften  Anwendung.  „Insbesondere  sind  die  Aufgerufenen 
den  Militär-Strafgesetzen  und  Disziplinar-Strafordnungen  unterworfen"  (§  26). 
Das  gilt  auch  für  die  wehrfähigen  Deutschen,  welche  als  Freiwillige  in 
den  Landsturm  eintreten. 

Der  Landsturm  hat  keine  Friedensorganisation.6)  Aber  die  straffe  An- 
gliederung  des   Landsturms   an  das   Heer  lässt  erwarten,  dass  derselbe 


*)  RGBl.  S.  63.  Das  Gesetz  vom  11.  Februar  1888  betr.  Änderung  der  Wehrpflicht 
ist  abgedruckt  RGBl.  1888  S.  11  ff. 

2)  Auch  die  Auflösung  des  Landsturms  wird  vom  Kaiser  angeordnet  (§7). 

8)  So  noch  G.  v.  1875  §  1. 

4)  Auch  das  G.  v.  1875  §  5  hatte  unter  dieser  Voraussetzung  eine  Ergänzung  der 
Landwehr  durch  Landsturmpflichtige  vorgesehen,  diese  aber  noch  beschränkt. 

6)  Vgl.  oben  S.  76. 

6)  Seydel,  Bayer.  Staatsrecht  2.  Aufl.  III.  712. 
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durch  Offiziere  (a.  D.)  befehligt  wird  und  dass  schon  im  Frieden  die 
Alishebungsförmlichkeiten  und  Landsturinformationen  festgelegt  sind1)  Doch 
ist  darüber  nichts  bekannt. 

Das  RG.  v.  1888  §  31  wiederholt  die  alte  Bestimmung: 

„Wenn  der  Landsturm  nicht  aufgerufen  ist,  dürfen  die  Landsturm- 
Pflichtigen  keinerlei  militärischen  Kontrolle  und  Übungen  unterworfen 
werden.44 

Militärlasten  entstehen  hier  also  nicht.  Eine  Organisation  dieser  Art 
dient  dem  staatlichen  Verteidigungsbedürfhis  nach  jeder  Richtung  am  besten 
und  schliesst  völkerrechtliche  Verwickelungen  vollständig  aus. 

Der  frühere  holländische  Kriegsminister  den  Beer  Poortugael  sprach 
sehr  beherzigenswerte  Worte,  die  in  gleicher  Weise  das  Völker-  wie 
staatsrechtliche  Bedürfnis  zu  befriedigen  geeignet  erschienen,  als  er  auf  der 
Haager  Konferenz  (vgl.  oben  S.  90)  aus  den  jetzigen  Art.  1  und  2  (damals 
noch  9  und  10)  die  Folgerung  zog: 

„Auch  die  Kleinstaaten  mögen  aus  den  Art.  9  und  10  nur  die  Ober- 
zeugung gewinnen,  dass  man  im  voraus  in  Friedenszeiten  nach- 
drücklichst die  nationalen  Kräfte  organisieren  muss." 

2.  Das  zweite  Erfordernis  für  die  Milizen  und  Freiwilligen-Korps  ist 
nach  Art.  1,  „dass  sie  ein  bestimmtes,  aus  der  Ferne  erkenn- 
bares Abzeichen  tragen". 

Bonfils8)  erklärte  die  Bedingung  in  Z.  2  für  unerlässlich,  weil  eine  gleich- 
förmige Bekleidung  oder  ein  aus  der  Ferne  erkennbares  festes  Abzeichen 
„das  äussere  sichtbare  Zeichen  der.  Ermächtigung  sei". 

Eine  Ermächtigung  ist  indes  nicht  mehr  nötig. 

Wohl  aber  trifft  Bonfils  das  Richtige,  wenn  er  sagt: 

,Oer  Feind  muss  sicher  sein  können,  dass  er  einen  Soldaten  vor  sich  hat, 
er  muss  wissen,  wen  er  als  Feind  behandeln  darf  und  wer  berechtigt  ist,  ihn  als 
solchen  zu  behandeln.  —  Der  Krieg  soll  ein  ehrlicher  Kampf  sein.  —  Die  Streitenden 
müssen  als  solche  kenntlich  sein.4' 

Die  Milizen  und  Freiwilligen-Korps  brauchen  nicht  gerade  vollständige 
Uniform  zu  tragen,  was  nach  Völkerrecht  ja  auch  nicht  einmal  eine  Pflicht 
der  Regulären  ist.8)    v.  Schwarzhoff  sagte:  eine  Armbinde  genügt.4) 

Es  ist  indes  anzunehmen  und  zu  empfehlen,  dass  die  Mächte  in 
Zukunft  zur  Beseitigung  von  Klagen  und  Übelständen  ein  Mehr  tun, 
beispielsweise  auch  eine  Mütze  vorschreiben,  vor  allem  aber  auch  eine 
unterscheidende  Verzierung  an  der  bürgerlichen  Kleidung  anbringen,  die 
nicht  jeden  Augenblick  entfernt  werden  kann  und  dass  weiter- 
hin vielleicht  durch  einen  Vermerk  auf  der  Armbinde  über  die  Formation 
aufgeklärt  wird,  welcher  der  Träger  angehört. 


>)  Das  Reichsmilitärgesetz  vom  2.  Mai  1874  §  6  bestimmt:  „Die  Kriegsformation 
des  Heeres  sowie  die  Organisation  des  Landsturms  bestimmt  der  Kaiser.  Alle  bereits  im 
Frieden  zur  schleunigen  Überführung  des'  Heeres  auf  den  Kriegsfuss  erforderlichen  Vor- 
bereitungen sind  nach  den  Bestimmungen  des  Kaisers  zu  treffen/ 

3)  Lehrb.  des  VR.  S.  584. 

>)  Bluntschli,  Volkerrecht  S.  570.  Lueder  in  v.  Hoitzendorffs  Hdb.  des  VR.  IV. 
381  f. 

*)  Vgl.  oben  S.  92.  ' 
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Es  ist  atigemein  anerkannt ,  dass  die  unterscheidenden  Abzeichen 
ständig  getragen  werden  müssen.1) 

Es  geht  nicht  an,  dass  ein  Freischärler  sich  durch  das  Tragen  der 
Binde  vor  dem  Kriegsgericht  und  das  Herunterreissen  derselben  vor  der 
Kriegsgefangenschaft  schützt.  Jedem  derartigen  Verdacht  gegenüber  besteht 
eine  recht  unangenehme  Reinigungspflicht,  welcher  am  besten  durch  eine  un- 
angreifbare Organisation  vorgebaut  wird.  Die  Einzelheiten  sind,  worauf  auch 
Bonfils  hinweist, 2)  im  Frieden  durch  das  Amtsgeheimnis  gedeckt,  während 
das  Staatsgesetz  höchstens  eine  dem  Völkerrecht  entsprechende  allgemeine 
Formel  aufweist.8) 

3.  Damit  hängt  das  dritte  Erfordernis  für  die  Milizen  und  Frei- 
willigen-Korps zusammen, 

„dass  sie  die  Waffen  offen  führen". 

Hierzu  bemerkt  Bonfils  kurz:  „Das  ist  klar."4) 

Meuchelmörder  verbergen  ihre  Waffe,  klappen  sie  zusammen  oder 
werfen  sie  weg.  Wer  aber  Anspruch  auf  die  ritterliche  Behandlung  nach 
Kriegsrecht  erhebt,  darf  nicht  die  Wege  der  Verbrecher  wandeln.6) 

4.  Schliesslich  wird  von  den  Milizen  und  Freiwilligen-Korps  verlangt, 
dass  sie 

„bei   ihrer   Kriegführung    die  Kriegsgesetze  und  -Ge- 
bräuche beobachten". 

Das  ganze  Völkerrecht  bewegt  sich  auf  der  Axe  der  Reziprozität. 

Dass  nun  gar  frei  zusammengewürfelten  Leuten,  die  nicht  selten 
sogar  aus  neutralen  Staaten  zuströmen  und  leicht  in  eine  internationale 
Vagabundage  übergehen,6)  nicht  die  Vorzüge  des  Kriegsrechts  zugebilligt 
werden  können,  wenn  sie  sich  selbst  um  kein  Kriegsrecht  scheren,  ist 
ohne  weiteres  klar. 


1)  Vgl.  Lueder  in  v.  Holtzendorffs  Hdb.  des  VR.  IV.  383  und  die  dort  Citierteu, 
sowie  Bonfils-Grah  S.  584. 

2)  S.  584. 

8)  Das  HG.  vom  12  Februar  1875  enthielt  in  einfacher  Wiedergabe  der  Brüsseler 
Bestimmung  lediglich  die  Anordnung  (§  5):  „Der  Landsturm  erhält  bei  Verwendung 
gegen  den  Feind  militärische,  auf  Schussweite  erkennbare  Abzeichen*  und  fügte  dem 
nur  hinzu:  „und  wird  in  der  Regel  in  besonderen  Abteilungen  formiert". 

Das  wurde  dann  durch  die  anscheinend  allgemeinere,  in  Wahrheit  aber  präzisere 
Bestimmung  des  RG.  vom  11.  Februar  1888  §  32  ersetzt: 

„Der  Landsturm  ist  in  einer  für  jede  militärische  Verwendung  geeigneten 
Art  zu  bewaffnen,  auszurüsten  und  zu  bekleiden." 

4)  S.  584. 

5)  Lueder  in  v.  Holtzendorffs  Hdb.  des  VR.  IV.  381  sagt: 

„Der  Gegner  muss  wissen,  wer  ihm  als  aktiver  Feind  gegenübersteht  und  könnte 
ohnedies  sogar  unabsichtlich  die  Kriegsstandrechte  versagen.  Aber  er  muss  auch  Sicherheit 
haben,  die  er  bei  den  Regulären  von  selbst  hat  und  die  ihn  gegen  heimtückische  Tötung 
und  dgl.  schützt  Kriegsrecht,  Sitte  und  Notwendigkeit  verlangen  offenes  Auftreten  als 
kombattierender  Feind.  Es  muss  deshalb  das  Tragen  von  Uniform  oder  doch  er- 
kennbarer Abzeichen  und  aus  demselben  Grunde  offenes  Führen  der  Waffen  gefordert 
werden.  Das  zerlegbare  Gewehr,  welches  die  feindliche  Patrouille  aus  dem  Hinterhalt  nieder- 
streckt» aber  in  der  Tasche  verschwindet,  wenn  weitere  Feinde  herannahen,  muss  seinem 
Träger  die  Kombattantenstellung  ebenso  nehmen,  wie  das  Feuern  auf  den  eben  noch 
friedlich  begrüssten  Soldaten  von  seiten  des  harmlos  erscheinenden  Blousenträgers  oder 
das  plötzliche  Verwenden  der  Sense  als  Waffe  und  überhaupt  jedes  kämpfende  Auf- 
treten scheinbar  friedlicher  Personen." 

•)  Lentner,  das  Recht  im  Krieg  S.  75. 
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Die  Beobachtung  des  Kriegsrechts  ist  eine  selbstverständliche  Forderung, 
die  für  alle  gilt  und  auch  hier  gelten  würde,  selbst  wenn  sie  gar  nicht 
eigens  erwähnt  worden  wäre,1) 

Der  Art.  1  weist  den  Patrioten,  die,  obgleich  dem  Heer  nicht  an- 
gehörend, für  das  Vaterland  kämpfen  wollen,  den  Weg.  Können  oder 
wollen  sie  nicht  in  den  Heeresverband  eintreten,  so  können  sie  sich  also 
unabhängig  vom  Heer  organisieren.8)  Derart  organisierte  Landstürmer  und 
Freiwillige  werden  —  wenigstens  nach  Völkerrecht  —  eben  durch  ihre 
Organisation  nach  Massgabe  des  Art.  1  eine  Ergänzung  des  Soldatenstandes ; 
sie  können  wie  die  Soldaten  auf  dem  ganzen  Kriegsschauplatz  in 
Tätigkeit  treten  und  so  ihren  Patriotismus  reichlich  betätigen. 

§  19. 
Die  Volkserhebung. 

M6rignhac  sagt:  „Plus  d61icate  est  la  question  de  la  lev6e  en  masse.4'8) 
In  der  Tat  liegt  der  Schwerpunkt  des  Interesses  bei  der  Volkserhebung 
des  Art.  2. 

Das  Prinzip  der  modernen  Kriegführung  hat  König  Wilhelm  I.  im 
Jahre  1870  als  deutscher  Bundesfeldherr  deutlich  ausgesprochen,  als  er  in 
seiner  berühmten  Proklamation  vom  11.  August4)  erklärte: 

„Ich  führe  Krieg  mit  den  französischen  Soldaten 
und  nicht  mit  den  Bürgern  Frankreichs.  Diese  werden 
demnach  fortfahren,  eine  vollkommene  Sicherheit  ihrer 
Personen  und  ihres  Eigentums  zu  geniessen  und  zwar 
so  lange,  als  sie  Mich  nicht  selbst  durch  feindliche  Unternehmungen 
gegen  die  deutschen  Truppen  des  Rechtes  berauben  werden, 
ihnen  Meinen  Schutz  angedeihen  zu  lassen." 
Der  Schutz,  den  die  Bevölkerung  von  seiten  der  Occupationsarmee 
für  ihre  Person  und  für  ihr  Eigentum  braucht  und  erfährt,  hat  zur  Voraus- 
setzung, dass  sie  sich  am  Kampf  nicht  beteiligt. 

Aber  hier  mussten  im  Verlauf  der  Zeit  Zugeständnisse  gemacht 
werden  und  es  entstand  das  schwierige  Problem,  auch  für  den  Patriotismus 
der  Bevölkerung  einen  rechtlichen  Raum  zu  schaffen. 

Schon  auf  der  Brüsseler  Konferenz  kam  es  darüber  zu  scharfen  Aus- 
einandersetzungen. Es  standen  sich  damals  zwei  Ansichten  scharf  gegen- 
über. 6)  Die  grossen  Militärmächte,  welche  sich  auf  starke  Armeen  stützen 
können,  wollten  das  Recht  der  Volksbewegung  ausdrücklich  auf  die  Abwehr 
gegen  den  eindringenden  Feind  beschränkt  sehen  und  hielten  auch  hier  eine 
Organisation  für  nötig.  Die  anderen  Staaten  aber  sahen  in  der  Volks- 
erhebung eine  starke  Hilfe  gegen  jede  Fremdherrschaft.  Sie  wollten  sich 
so  insbesondere  auch  den  unmöglichen  Wettkampf  mit  den  Rüstungen 
der  Grossmächte  ersparen  und  liessen  deshalb  für  das  Volk  überhaupt  die 

1)  So  hatte  es  auch  das  Manuel  des  lois  de  la  guerre  von  1880  gehalten.  Vgl. 
weiter  Lueder,  v.  Holtzendorffs  Hdb.  des  VR.  IV.  382  f. 

2)  Vgl.  Gross  v.  Schwarzhoff  oben  S.  92. 
8)  La  conf.  intern,  de  la  paix  p.  179. 

4)  Französisch  und  deutsch  abgedruckt  im  preussischen  Staats- Anzeiger  v.  12.  August 
(Nr.  201  S.  3137  f.). 

*)  Vgl.  Merignhac,  La  conf.  intern,  de  la  paix  p.  174  und  die  dort  Citierten. 


102  8  19.    Die  Volkserhebung. 


Notwendigkeit  förmlicher  Organisation  nicht  gelten,  zumal  diese  bei  Massen 
auch  nicht  durchzuführen  sei.  Sie  hatten  aber  nur  Erfolg  mit  ihrer  Be- 
mühung, den  Art.  46,  welcher  ein  Recht  des  Volksaufstands  im  Besetzungs- 
gebiet ausdrücklich  verneinte,  wieder  zu  Fall  zu  bringen,  und  man  be- 
schränkte sich  auf  den  Art.  10,  welcher  folgenden  Wortlaut  erhielt: 

„Die  Bevölkerung  eines  nicht  besetzten  Gebiets,  die  beim  Herannahen 
des  Feindes  aus  eigenem  Antriebe  zu  den  Waffen  greift,  um  die  eindringenden 
Truppen  zu  bekämpfen,  ohne  Zeit  gehabt  zu  haben,  sich  nach  Art.  9 
zu  organisieren,  wird  als  Kriegspartei  betrachtet,  sofern  sie  die  Gesetze  und 
Gebräuche  des  Krieges  beobachtet  * 

Dieser  Artikel  begegnet  uns  jetzt  wortwörtlich  als  Art.  2  des  Haager 
Landkriegsabkommens. 

Wir  wissen  bereits,  dass  im  Haag  „la  meme  Opposition"  bestand.1) 
Der  Art.  2  (früher  10),  der  seinerzeit  als  ein  Sieg  der  Mittelstaaten,  ins- 
besondere über  Deutschland  angesehen  wurde,2)  weil  der  gegen  ein  Recht 
des  Aufstands  gerichtete  Art.  46  keine  Aufnahme  gefunden  hatte,  musste 
jetzt  im  Haag  vom  deutschen  Delegierten  gegen  einen  Zusatzartikel  ver- 
teidigt werden,  der  sich  umgekehrt  für  das  Recht  des  Aufstandes  aus- 
sprach. Es  kam  allerdings  jetzt  ebenso  wenig  zu  einem  solchen  Artikel  wie 
man  1874  das  Gegenteil  festlegen  konnte.  Und  die  dadurch  noch  mehr 
verwirrte  Lage  wurde  auch  durch  die  Martenssche  DekTaraüon,  die  uns 
Jetzt  in~  TTeT  Kinleit5hiT'(^  getlärt,  sondern 

womöglich  noch  verworrener. 

Was  bestimmt  in  Wirklichkeit  der  Art.  2  des  Haager  KGB.? 

Der  Art.  2  beschäftigt  sich  im  Gegensatz  zu  den  Milizen  und  Frei- 
korps des  Art.  1 ,  die  organisiert  sein  müssen ,  um  dem  Soldatenberuf 
nachgehen  zu  können,  nur  mit  der  sesshaften  friedlichen  Bevölkerung,  die 
ohne  Kriegsberuf  und  daher  auch  nicht  organisiert  ist. 

Trotz  der  fehlenden  Organisation  ist  hier  der  Art.  2  zu  Zugestand- 
nissen bereit,  wenn  die  Bevölkerung  sich  darauf  beschränkt,  gegen  den 
vorrückenden  Feind  Haus  und  Herd  zu  verteidigen.  Man  steht  hier 
vor  patriotischen  Heldentaten,  die  von  Alters  her  der  Zauber  der  Poesie 
umfliesst. 

Aber  es  kann  nicht  bestimmt  genug  betont  werden,  dass  die  Be- 
völkerung niemals  in  dieser  Weise  priveligiert  wird,  wenn  ihr  Gebiet  bereits 
vom  Feind  besetzt,  also  ihre  Sache  verloren  ist.  Dgr  Art.  2  erlaubt  nicht, 
dass  die  bisher  ruhige  Bevölkerung^  im  Rücken  eines  Occupationsheeres 
auf  einmal  zu  den  Waffen  greift.4) 

Der  Art.  2  schützt  nur 

„die  Bevölkerung  eines  „nicht  besetzten  Gebiets"  die  „beim 

Herannahen  des  Feindes"  aus  eigenem  Antriebe  zu  den  Waffen 

greift,  um  die  „eindringenden  Truppen"  zu  bekämpfen. 

Also  bei  dieser  Sachlage,  aber  auch  nur  bei  dieser,  macht  das  KGB.t 
trotzdem  die  sonst  notwendigen  Organisationsvoraussetzungen  fehlen,  vor 

l)  Merignhac,  La  conf.  intern,  de  la  paix  p.  180. 

a)  Merignhac  a.  a.  0.:     „Ils   finirent  par  imposer,   en   depit  de  l'opposition   de 
l'Allemagne,  la  redaction  dt  l'article  10  qui  leur  donnait  satisfaction." 
8)  Vgl.  oben  S.  88  f.,  96,  46  ff. 
*)  Vgl.  Gross  v.  Schwarzhoff  und  Gilinsky  oben  S.  92  f. 
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der  Volksverteidigung  immer  noch  seine  Verbeugung,  wenn  die  Bevölkerung  bei 
dieser  Erhebung  gegen  den  vordringenden  Feind  nur  eine  Vorbedingung 
erfüllt,  nämlich 

„die    Gesetze    und    Gebräuche     des     Krieges     be- 
obachtet44. 

Gegen  diese  Herabminderung  der  Erfordernisse  hatte  seinerzeit 
Lueder  „sehr  grosse  Bedenken"  geäussert.1)  Wie  dieser,  so  hält  auch 
jetzt  noch  das  „Generalstabsheft" 2)  die  Vorbedingungen  der  Erkennbarkeit, 
wie  sie  im  Art.  1  tür  diiTMilizen  und  Freiwilligen-Korps  vorgesehen  sind, 
ganz  in  derselben  Weise  auch  bei  der  "Bevölkerungim  Anwendungsgebiet 
des  Art.  2  für  schlechterdings  unentbehrlich. 

Die  materielle  Berechtigung  dieser  Bedenken  wird  man  zugeben 
können.  Auch  verdient  es  alle  Beachtung,  wenn  Lueder  und  mit  ihm 
das  Generalstabsheft  meint:  Nimmt  die  Bevölkerung  am  Kampfe  teil,  so 
muss  sie  es  sich  gefallen  lassen,  dass  beim  Kampf  um  die  offene  Stadt  diese 
ein  Raub  der  Flammen  wird.  Tatsache  ist  schliesslich,  dass  die  Massen- 
erhebungen im  allgemeinen  keinen  Erfolg  haben  und  nur  unnötige 
Erbitterungen^  und_grausame  Massregeln  des  Gegners  zur  Folge  haben.  *) 

Aber  alle  diese  wohlbegründeten  Bedenken  können  jetzt  angesichts  des 
Art.  2  weiter  nicht  mehr  in  Betracht  kommen.  Auch  Gross  v.  Schwarzhoff 
hat  als  deutscher  Delegierter  solche  Bedenken  geäussert  und  doch  zu- 
gestimmt. Hinter  den  Art.  2  kann  man  also  nicht  mehr  zurück:  denn  er 
ist  kodifiziertes  Völkerrecht,  auf  das  sich  auch  Deutschland  verpflichtet  hat. 

Aber  andernteils  hat  auch  v.  Martens  recht,  wenn  er  später  —  aller- 
dings unter  gleichzeitiger  Betonung  der  militärischen  Bedeutungslosigkeit 
der  leväes  en  masse  —  betonte,  dass  das  geltende  Recht  den  Volksmassen 
Zugeständnisse  gemacht  hat,  wie  nie  zuvor.*) 

Das  frühere  Völkerrecht  ist  der  unorganisierten  Volkserhebung  unter- 
schiedslos entgegengetreten. 

Das  geltende  Völkerrecht  aber  unterscheidet  zwischen  besetzten  und 
noch  nicht  besetzten  Gebieten  und  verleiht  im  letzteren,  aber  auch  nurim 
letzteren  Fall,  dem  sich  erhebenden  Volk  die  Rechte  der  Kriegspartei. 

§  20. 

Das  freie  Heldentum. 

Das  freie  Heldentum,  das  sich  um  den  Unterschied  von  besetztem 
und  nicht  besetztem  Gebiet  nicht  kümmert,  steht  nicht  auf  dem  Boden 
des  Rechts,  das  der  Freiheit  von  Gesellschaftswegen  Schranken  setzen  muss, 
sondern  auf  dem  Gebiete  des  Sittlichen,  das  in  der  Gewissensfreiheit  wurzelt. 


l)  v.  Holtzendorffs  Hdb.  des  VR.  IV.  S.  386.  Vgl.  ferner  Merignhac,  La  conf. 
intern,  de  la  paix  p.  182. 

9)  S.  7  I  f.  Hier  heisst  es  auch  in  Bezug  auf  den  Transvaalkrieg :  „Das  Verwischen 
der  Grenze  zwischen  fechtender  Streitmacht  und  friedlicher  Bevölkerung  seitens  der  Buren 
hat  zweifellos  eine  Menge  Härten  der  Engländer  zur  Folge  gehabt  und  nötig  gemacht. 
(S.  7  Anm.). 

3)  Vgl.  darüber  jetzt  auch  v.  Martens,  La  paix  et  la  guerre  p.  376,  381. 

*)  La  paix  et  la  guerre  p.  380. 
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In  dieser  Einschränkung  fand  dasselbe  im  Haag  denn  auch  selbst  bei  den 
Gegnern  verständnisvolle  Anerkennung. 

Am  rückhaltslosesten  hat  dieselbe  —  ganz  im  Sinn  von  Schillers 
Teil  —  später  Zorn  zum  Ausdruck  gebracht: 

„Aber  ich  bekenne  unumwunden :  auch  die  Beernaert-Ardagh-Künzllsche  Auf- 
fassung hat  ihr  volles  Recht,  und  Ernst  Moritz  Arndt  hat  sie  in  den  flammenden 
Vers  gekleidet:  „Das  Volk  steht  auf,  der  Sturm  bricht  los,  wer  legt  die  Hände 
noch  feig  in  den  Schoss?"  Wenn  die  letzten  und  höchsten  Güter  von  Volk  und 
Vaterland  auf  dem  Spiele  stehen,  versagen  die  juristischen  Formen  und  Formeln, 
die  auf  Erden  gemacht  sind ;  wer  zum  letzten  Kampf  fürs  Vaterland  geht,  holt 
sein  Recht  vom  Himmel."  *) 

Das  Völkerrecht  aber  kann  sich,  wie  auch  Zorn  zugibt,  unmöglich  auf 
diesen  erhabenen  Standpunkt  einer  absolut  freien  Ungebundenheit  stellen: 
es  muss  juristische  Schranken  aufstellen  und  die  Beachtung  der  juristischen 
Formen  verlangen.2) 

I.  Die  Kritik  muss  anerkennen,  dass  das  KGB.  in  den  Art.  1  und  2 
dem  freien  Patriotismus  bis  an  die  Grenze  militärischer  Zulässigkeit  ent- 
gegengekommen ist.3) 

Man  darf  nicht  vergessen,  dass  der  Krieg  ein  organisierter  Kampf  ist 
und  deshalb  auch  mit  organisierten  Streitkräften  geführt  werden  soll.  Die 
militärische  Standesehre  verlangt  einen  ritterlichen  Kampf  der  Kriegs- 
parteien und  es  ist  unbillig,  wenn  das  freie  Heldentum  nur  Rechte  und 
keine  Pflichten  begehrt,  wenn  es  mit  einem  anderen  Mass  gemessen  sein 
will,  als  es  selber  misst. 

Nichts  war  unberechtigter  als  der  dann  auch  auf  der  Haager  Kon- 
ferenz wiederholt  zurückgewiesene  Vorwurf,  das  Kriegsgesetzbuch  leugne 
für  die  Bevölkerung  das  Recht  der  Verteidigung.  Der  Patriotismus  findet 
hier  vielmehr  den  grössten  Spielraum. 

Aber  wenn  das  Kriegsrecht  vor  dem  Patriotismus  der  regulären 
Truppen  Schritt  für  Schritt  Schranken  errichtet,  so  werden  doch  wohl 
auch  für  Freischärler  und  unorganisierte  Volksmassen,  die  sich  am  Kampf 
beteiligen,  Rechtsschranken  gelten  müssen. 

Das  Kriegsgesetzbuch  hat  nicht  vor  dem  Patriotismus  der  Menge 
die  Tür  zugeschlagen,  sondern  nur  die  übrigens  leicht  erfüllbaren  Beding- 
ungen gesetzt,  unter  welchen  er  „militärische  Ebenbürtigkeit"  besitzt.4) 

*)  ,1m  neuen  Reich"  S.  344. 

2)  Auch  Frh.  v.  Stengel  (Archiv  f.  öff.  Recht  XV.  162)  meinte  später :  »Gewiss  wird  es  sich 
kein  mannhaftes  Volk  nehmen  lassen,  unter  Umständen  mit  allen  Mitteln  den  eingedrungenen 
oder  eindringenden  Feind  zu  bekämpfen,  es  muss  aber  dann  auch  die  Folgen  tragen,  die 
Repressalien,  die  der  eingedrungene  Feind  ergreift,  auf  sich  nehmen  u.  s.  w.  Unmöglich 
ist  es  aber,  einen  solchen  Volkskrieg  oder  Volksaufstand  in  einem  Codex  des  Völkerrechts 
bezw.  Kriegsrechts  als  einen  rechtlich  zulässigen  und  vom  Völkerrechte  anerkannten  und 
geregelten  Zustand  zu  erklären.  Denn  wenn  bei  einer  Kodifikation  des  Kriegsrechts  im 
Interesse  der  Milderung  der  Leiden  des  Kriegs  festgesetzt  wird,  dass  nur  die  organisierten 
Streitkräfte  der  kriegerischen  Gewalt  unterworfen  sind,  so  muss  auch  der  Umfang  dieser 
Streitkräfte  und  die  Zugehörigkeit  zu  denselben  genau  bestimmt  sein.  Es  geht  nicht  an, 
dass  sich  ohne  weiteres  jeder  friedliche  Bürger  durch  Ergreifung  der  Waffen  in  einen 
Krieger  verwandelt  und  den  nichtsahnenden  Soldaten  überfällt  und  angreift." 

s)  Martens  S.  103.  So  auch  später  Frh.  v.  Stengel   (Aren.  f.  öff.  Recht,  XV.  162). 

*)  Lentner,  „Das  Recht  im  Kriege41  S.  75 f.  Lentner  strebt  übrigens  eine  mildere 
Lösung  des  Problems  im  Sinne  negativer  Festsetzung  an  und  beruft  sich  dabei  auf  die 
deutsche  Instruktion  für  den  Befehlshaber  von  Occupationstruppen  v.  J.  1870.  Aber 
solche  Instruktionen  machen  Bestimmungen  wie  Art.  1  u.  2  nicht  überflüssig. 
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Das  KGB.  hat  gar  nicht  erst  entschieden,  ob  das  Volk  am  Kampf 
teilnehmen  darf,  sondern  wie  es  auftreten  muss,  um  die  Rechtstellung 
einer  Kriegspartei  zu  haben.1)  Es  hat  den  Weg  gewiesen,  auf  dem  der 
Patriotismus  wirksamer  wird  und  Deckung  gegen  das  Strafgesetzbuch  findet. 
Das  Verlangen  der  Schweiz  aber  (oben  S.  91),  den  Patriotismus  von  jeder 
strafgesetzlichen  Schranke  zu  befreien,  konnte  unmöglich  erfüllt  werden. 

Die  Rechtsschranken  der  Art.  1  und  2  sind  massvoll  und  eröffnen 
dem  vaterländischen  Sinn  der  Masse  ein  schönes  grosses  Feld  für  ihren 
kriegerischen  Tatendrang.  Im  übrigen  aber  erwächst  dem  Kriegsrecht 
auch  die  Aufgabe,  die  Soldaten  zu  schützen,  die  im  ritterlichen  Kampfe 
stehend  auch  ritterliche  Gegnerschaft  erwarten  dürfen. 

Wie  sonst  so  wird  sich  allerdings  auch  hier  leicht  ein  Konflikt  zwischen 
dem  Recht  und  dem  Gewissen,  zwischen  dem  Gesetz  und  der  höheren 
Sittlichkeit  herausstellen,  aber  nicht  bloss  für  die  Bevölkerung,  sondern 
auch  für  die  Soldaten,  die  leicht  in  die  Lage  kommen  können,  aus  höherem 
Interesse  das  Recht  zu  verletzen  (man  denke  nur  an  die  Spionage),  die 
dann  aber  auch  die  Folgen  zu  tragen  bereit  sein  müssen  und  sich  mit  der 
Rechtfertigung  vor  ihrem  Gewissen  und  der  öffentlichen  Meinung  ihrer 
Heimat  begnügen.  Helden,  welche  aus  tieferen  Erwägungen  in  bewusster 
Weise  über  die  Grenzen  des  Rechts  hinausgeführt  werden,  müssen  dann 
eben,  wie  auch  Rahusen  erklärte,2)  die  Rechtsfolgen  ihrer  Handlung  ertragen 
und  wissen  ja  auch  zu  sterben.  Sie  umgibt  die  Gloriole  der  Unsterblichkeit. 
Der  Heroismus  steht* auf  diese  Weise  und  in  diesen  Grenzen  in  der  Tat, 
wie  v.  Martens  sagte,8)  jenseits  von  Gesetz  und  Recht. 

Auf  heroische  Besonderheiten  sowie  auf  die  Rechtfertigung  von  Auf- 
ständen und  Revolutionen  kann  sich  indes  das  Recht  unmöglich  im  voraus 
einrichten.  Das  Kriegsrecht  hat  seine  Aufgabe  viel  richtiger  dahin  gefasst, 
dass  es  neben  der  erforderlichen  Rücksichtnahme  auf  die  Soldaten  die 
Irregulären  durch  formell  einschränkende,  materiell  aber  schützende  Be- 
stimmungen möglichst  davor  bewahrt,  blindlings  zur  Schlachtbank  zu 
rennen. 

Volkskriege  führen  auch  leicht  zur  Anarchie.  Volksmassen  aufzu- 
wiegeln ist  leicht,  sie  zu  leiten  und  im  Zaum  zu  halten,  schwer.  Man  kann, 
wie  der  französische  Kommuneaufstand  gezeigt  hat,  einem  Volke  leichter 
die  Waffen  geben  als  nehmen.4) 

Bei  der  heutigen  Militärorganisation  und  Technik  zumal  kann  die 
Volkserhebung  auch  unmöglich  dauernden  Erfolg  haben  und  sie  reisst 
schliesslich  mir  dieTuErige  Bevölkerung  in  ihr  ScKicTEsaT  "Hinein. 

Mit  kluger  Masshaltung  hat  daher  die  HäagerTKönlerenz  der  Bevöl- 
kerung für  ihren  Tatendrang  Zügel  angelegt. 

Die  Bevölkerung  darf  sich  ebenso  wenig  über  die  Bestimmungen  des 
Kriegsrechts  hinaussetzen,  als  es  dem  Soldaten  gestattet  ist,  aus  Patriotismus 


x)  Lueder,  Holtzendorffs  Hdb.  des  VR.  IV.  386.  Vgl.  auch  das  Annuaire  de  Tlnstitut 
de  droit  intern.  1877  p.  135,  v.  Martens  La  paix  et  la  guerre  p.  380. 
*)  Vgl.  oben  S.  94. 

3)  Vgl.  oben  S.  88. 

4)  Vgl.  cit.  Generalstabsheft  S.  50  f. 
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sein  bei  der  Entlassung  aus  der  Kriegsgefangenschaff  gegebenes  Ehrenwort 
zu  brechen  und  wieder  in  die  Reihe  der  Kämpfer  einzutreten. 

Durch  das  Ehrenwort  öffnete  sich  für  ihn  die  Pforte  der  Freiheit  und 
wegen  des  friedlichen  Verhaltens  erhielt  die  Bevölkerung  den  Schutz  der 
feindlichen  Heere.  Da  kann  es  unmöglich  erlaubt  sein,  auf  einmal  die 
ganze  Grundlage  wieder  zu  sprengen,  nachdem  man  die  erst  auf  jener  Grund- 
lage möglich  gewordene  Freiheit  in  Sicherheit  gebracht  hat.  Was  jemand  in 
Verletzung  des  Rechts,  aber  in  wirklicher  oder  auch  nur  vermeintlicher 
Erfüllung  einer  sittlichen  Pflicht  unternimmt,  tut  er  vielmehr  auf  eigene 
Rechnung  und  Gefahr.1) 

Das  Kriegsgesetzbuch  tat  daher  gut  daran,  die  Kombattantenstellung 
der  Bevölkerung  lediglich  für  den  Fall  anzuerkennen,  dass  es  sich  um  die 
Abwehr  im  noch  nicht  besetzten  Gebiet  handelt,  und  es  ist  zu  billigen, 
dass  das  Verlangen  nach  einer  Ausdehnung  dieses  Privilegs  auf  die  Auf- 
stände im  Besetzungsgebiet  nicht  befriedigt  wurde. 

Auch  Bonfils  meint  unter  Berufung  auf  deutsche  und  französische 
Schriftsteller : 

„Sicherlich  vermag  der  Krieg  keine  dauernden  Verpflichtungen  zu  erzeugen ; 
der  Besiegte  bewahrt  immer  das  ungeschmälerte  Recht,  die  Umstände  zu  benutzen, 
um  das  feindliche  Joch  abzuschütteln.  —  Aber  anderseits  ist  es  klar,  dass,  sobald 
die  Bevölkerung  ihr  friedliches  Verhalten  aufgibt  und  die  Kriegsgebräuche,  die  ihr 
gebieten,  sich  der  Feindseligkeit  gegen  den  Besetzenden  zu  enthalten,  missachtet, 
sie  diesem  letztern  das  Recht  gibt,  Abwehrmassregeln  zu  ergreifen.  Da  der  Be- 
setzende um  jeden  Preis  das  Wohl  seiner  Truppen  im  Auge  behalten  und  die 
Wiederholung  von  Anschlägen  der  Bevölkerung  verhüten  muss,  so  entscheidet  er 
auch  allein  über  die  Massnahmen,  die  nach  Lage  der  Sache  anzuordnen,  und  über 
die  Strafen,  die  gegen  die  einzelnen  aufständischen  Personen  nach  Kriegsrecht  zu 
verhängen  sind."*) 

II.  An  dem  vorstehend  entwickelten  Ergebnis  können  die  entgegen- 
gesetzten Anträge  und  Reden  der  Haager  Konferenz  nichts 
ändern.  Diese  sprechen  vielmehr  in  Wahrheit  für  meine  Auffassung,  denn 
sie  waren  dazu  bestimmt,  gegen  und  über  die  Art.  1  und  2  hinaus  zu 
wirken,  wurden  aber  abgelehnt  resp.  zurückgezogen. 

Die  Versicherungen,  die  dann  anscheinend  gläubig  angenommen  wurden, 
alle  Mitglieder  seien  ja  schliesslich  nur  eine r Meinung,3]  waren  eine  schöne 
Illusion.  Man  wollte  dem  Gegner  eine  goldene  Brücke  bauen,  die  dann 
aber  von  Schwarzhoff  mit  wohltuender  Bestimmtheit  zerstört  wurde.4) 
Dieser  hat  richtig  gesehen  und  ehrlich  festgestellt,  dass  es  sich  bei  der 
englisch-schweizerischen  Gegnerschaft  um  eine  Prinzipienfrage  handelte 
und  dass  man  bestrebt  war,  „noch  mehr  zu  erreichen"6)  und  die  im  Art.  1 
und  2  umschriebene  völkerrechtliche  Zulässigkeit  der  Volksverteidigung 
zu   erweitern.     In  Wahrheit   hatten  diese  Bemühungen  nur  den  einen 


*)  v.  Martens,  La  paix  et  la  guerre  p   381. 
2)  Lehrb.  des  VR.  (übersetzt  von  Grah)  S.  611. 
s)  So  insbesondere  Bourgeois.    Vgl.  oben  S.  94. 

4)  Vgl.  oben  S   95. 

5)  Frh.  v.  Stengel  (Archiv  f.  öff.  Recht  XV.  162.)  Das  gilt  aber  nicht  bloss  für 
die  Schweiz,  sondern  auch  für  England,  während  sich  hier  v.  Stengel  mit  der  Bemerkung 
abfindet,  die  Ardaghsche  Erklärung  sei  „höchst  überflüssiger  Weise  abgegeben  worden" 
(a.  a.  0.  S.  163 "). 
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Erfolg,  dass  man  den  Antragstellern  die  schönsten  rhetorischen  Bouquets 
überreichte. 

An  der  Sache  wurde  nichts  geändert. 

Die  englisch-schweizerischen  Anträge  wurden  zurückgezogen  und  die 
Behauptung  von  Ardagh,  seine  Ansicht  habe  allseitige  Billigung  gefunden, 
war  eine  gut  markierte  Rückzugsbewegung. 

Künzli  hatte  recht,  als  er  sagte:  Schliesslich  entscheidet  doch  nur 
der  Gesetzestext. *)    Die  von  ihm  gewünschte  Neuerung  blieb  aber  eben  aus. 

Die  einzige  Frage  ist  demnach  nur  noch,  ob  die  von  Martens  zu  Pro- 
tokoll  gegebene  und  von  der  Konferenz  gebilligte  Erklä riing ,  die  uns  jelzt 
in  der  Einleitung  des  Abkommens  entgegentritt,  meiner  Auffassung ~ent- 
gegensteht.        

Die  Frage  muss  um  so  notwendiger  gestellt  werden,  als  man  auf 
der  Konferenz  die  Gegner  mit  der  begütigenden  Bemerkung  zum  Schweigen 
zu  bringen  wusste,  ihre  Auffassung  käme  durch  jene  „Erklärung"  genügend 
zum  Ausdruck.2) 

Aber  auch  davon  kann  keine  Rede  sein. 

Nach  Zorn8)  will  die  „Erklärung"  lediglich  besagen,  „dass  man  in 
der  Konvention  nicht  alle  Fälle  habe  regeln  wollen  und  können"  und  er 
meint  dazu :  „eine  unschädliche  und  selbstverständliche  Wahrheit,  über  die 
auch  ohne  Resolution  sich  wohl  jedermann  klar  war." 

Die  Martenssche  Vorbehaltserklärung,  die  „namentlich  die  Art.  1  u.  2" 
im  Auge  hat,  aber,  wie  ich  bereits  erwähnt  habe,  insbesondere  auch  eine 
Schutzmauer  gegen  das  Recht  der  Besetzungsheere  aufrichten  will,  geht 
dahin,  dass 

„für  die  nicht  vorhergesehenen  Fälle", 
oder  wie  es  später  heisst, 

„in  den  Fällen,  die  in   den  Bestimmungen  nicht  vorge- 
sehen sind", 

nichtsdestoweniger  die  „willkürliche  Beurteilung  der  militä- 
rischen Befehlshaber" 
ausgeschlossen  sein  soll,  dass  alsdann  vielmehr 

„die  Bevölkerungen  und  Kriegführenden  unter  dem 
Schutze  und  den  herrschenden  Grundsätzen  des  Völkerrechts 
bleiben,  wie  sie  sich  ans  den  unter  gesitteten  Staaten  gelten- 
den Gebräuchen,  ans  den  Gesetzen  der  Menschlichkeit  und 
aus  den  Forderungen  des  öffentlichen  Gewissens  herausge- 
bildet haben". 

Darnach  sind  zwei  Fragen  zu  beantworten: 

1.  Gehören  die  von  der  Minorität  in  berechtigtem  Enthusiasmus  ge- 
feierten Kundgebungen  des  freien  Patriotismus  in  occupierten  Ländern  zu 
den  Fällen,  die  in  den  Bestimmungen  nicht  vorgesehen  sind? 


l)  Vgl.  oben  S.  91. 

*)  Vgl.  oben  S.  94  f. 

8)  „Im  neuen  Reich"  S.  341. 
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M6rignhac  sagt  mit  Berufung  auf  Pillet  und  das  „Manuel  für  die 
französischen  Offiziere"  sowie  die  Brüsseler  Verhandlungen: 

„Wenn  Art  10  der  Brüsseler  Deklaration  (=  Art.  2  des  Kriegs- 
gesetzbuchs) nur  von  der  Bevölkerung  eines  nicht  be- 
setzten Gebiets  handelt,  so  hat  das  seinen  einfachen  Grund 
darin,  dass  man  sich  auf  die  anderen  Fälle  nicht  einigen  konnte."1) 
Darnach  hätte  also  die  Brüsseler  und  Haager  Konferenz  hier  ab- 
sichtlich eine  Lücke  gelassen. 

Dieser  Auffassung  kann  ich  aber  nicht  beitreten,  wenn  ich  auch  zu- 
geben muss,  dass  Äusserungen  dieser  Art  nicht  bloss  in  Brüssel,  sondern 
insbesondere  auch  im  Haag  gefallen  sind  und  auf  dieser  Grundlage  schliess- 
lich die  Minderheit  gewonnen  wurde. 

Man  muss  von  dem  Grundsatz  ausgehen,  dass  der  moderne  Krieg  ein 
Kampf  der  Soldaten  oder  Heere  ist.  Das  findet  auch  seinen  gesetzlichen 
Ausdruck  in  der  Wendung  „nicht  nur  für  das  Heer"  (Art.  1  Einleitung). 
Niemand  anders  hat  die  Stellung  einer  Kriegspartei,  wenn  sie  ihm  nicht 
ausnahmsweise  besonders  zugebilligt  wurde.  Solche  Privilegien  wurden 
nun  aber  lediglich  im  Rahmen  der  Art.  1  u.  2  und  zwar  der  Bevölke- 
rung nur  „im  nichtbesetzten  Gebiet"  nacITT^rassgaEe  der  weiteren  'Be- 
sl™niungen~  des  ÄÄ7J'yefö&en. 

Das  Schweigen  bezüglich  der  Bevölkerung  des  Occu- 
pationsgebiets  bedeutet  also,  dass  diese  an  der  erwähnten 
Privilegiumsstellung  keinen  Anteil  hat,  sondern  leer  aus- 
gegangen ist.  Dass  das  in  Wahrheit  und  Wirklichkeit  auch  die  Auf- 
fassung der  Verteidiger  des  freien  Patriotismus  war,  geht  aus  deren  eigenen 
Ausstellungen  gegen  den  Art.  2  und  insbesondere  aus  dem  Umstand  her- 
vor, dass  sie  einen  eigenen  Artikel  beantragten,  der  das  erwähnte  Privi- 
legium, freilich  in  der  verschleiernden  Form  der  authentischen  Interpretation, 
auch  auf  die  Bevölkerung  in  den  besetzten  Gebieten  auszudehnen 
bestimmt  war. 

Diese  Anträge  wurden  dann  aber  wieder  fallen  gelassen,  allerdings 
im  Hinblick  auf  die  Martenssche  Erklärung,  von  der  man  —  freilich  sehr 
mit  Unrecht  —  eine  Ergänzung  im  Sinne  der  Anträge  erwartete. 

Der  Art.  2  gibt  für  die  Bevölkerung  im  Occupationsgebiet  eine  negative 
Entscheidung,  welche  in  den  Art.  42 ff.  des  Kriegsgesetzbuchs  eine  wün- 
schenswerte Ergänzung  positiver  Art  erhält. 

Über  die  Stellung  der  Bevölkerung  im  besetzten  Gebiet  handelt 
nämlich  der  dritte  Abschnitt:  „Militärische  Gewalt  auf  besetztem  Gebiet". 
Und  da  ersieht  man  aus  den  Art.  42  und  43,  dass  infolge  und  im  Umfang 
der  militärischen  Besetzung  (Occupation)  die  gesetzmässige  Gewalt  tatsäch- 
lich in  die  Hände  des  Besetzenden  übergegangen  ist,  bei  diesem  also  die 
Ausübung  der  Staatsgewalt  steht. 2)  Die  auch  in  dieser  Richtung  zur  Ab- 
. Schwächung  aufgebotene  Martenssche  Erklärung  kann  an  dem  klaren 
Wortlaut  des  Gesetzes  nichts  ändern.    Nach   Massgabe  des  Art.  43  hat 


l)  La  conf.  intern,  de  la  paix  p.  181. 
*)  Vgl.  unten  §  51. 
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der  Besetzende  insbesondere  alle  Massnahmen  zu  treffen,  „um  nach  Mög- 
lichkeit die  öffentliche  Ordnung  und  Sicherheit  wieder  herzustellen  und 
aufrecht  zu  erhalten".  Für  die  Einwohner  eines  besetzten  Gebietes,  welche 
auf  diese  Weise  Gehorsamspflichtige  der  neuen  Landesverwaltung  geworden 
sind  und  deren  Schutz  gemessen,  gibt  es  darnach  auch  kein  Recht  des 
Kampfes  mehr:  das  wäre  das  Recht  der  Auflehnung  gegen  die  „gesetz- 
mässige  Gewalt44,  die  jetzt  tatsächlich  auf  das  Besetzungsheer  resp.  das 
hier  organisierte  Generalgouvernement  übergegangen  ist.1) 

Die  Erhebung  der  Bevölkerung  wäre  „Landesverrat  im  Feld44  oder 
„Kriegsverrat44  (Kriegsrebellion),  welche  mit  den  Mitteln  des  Strafrechts 
niedergehalten  wird.  Vgl.  das  deutsche  RStGB.  §  91  und  das  deutsche 
MStGB.  §  161  in  Verb,  mit  §  57  flf. 2)  Wenn  im  ganzen  Umfang  der  Be- 
setzung die  Aushebung  abgeschafft  erscheint,8)  so  kann  der  eigenmächtige 
Zusammenschluss  im  Besetzungsgebiet  und  die  Auflehnung  gegen  die  neue 
Gewalt,  welche  dort  Hüterin  der  öffentlichen  Sicherheit  und  Ruhe  sein 
soll,  unmöglich  rechtlich  erlaubt  sein.4) 

Auch  Bonfils  bezeichnet  das  aufständische  Verhalten  gegen  den  Occu- 
panten,  welcher  der  Bevölkerung  Schutz  gewährt,  geradezu  als  „Treulosig- 
keit44 und  meint  weiter: 

„Der  Feind,  der  in  ein  Land  eindringt,  sieht  sich  natürlich  genötigt,  die  zur 
Sicherheit  seines  Heeres  und  seiner  militärischen  Unternehmungen  erforderlichen 
Vorkehrungen  zu  treffen.  Es  ist  sein  unbestreitbares  Recht  und  zugleich  eine 
Pflicht,  die  er  um  seiner  selbst  willen  hat,  die  Bewohner  zu  hindern,  den  Behörden 
Auskunft  Aber  seine  eigenen  Streitkräfte  und  über  die  Bewegungen  seiner  Truppen 
zu  geben.  —  Es  folgt  dies  so  unzweifelhaft  aus  der  ganzen  Sachlage,  dass  es  nicht 
nötig  ist,  dies  noch  ausdrücklich  zu  verbieten.  —  Jeder  Bewohner  wird  angesichts 
der  feindlichen  Besetzung  des  Landes  ohne  weiteres  begreifen ,  dass  er  sich  einer 
Strafe  aussetzt,  wenn  er  wissentlich  Handlungen  begeht,  die  dem  Feinde  nachteilig 
sind.  —  Tut  er  dies,  so  handelt  er  auf  seine  eigene  Gefahr  und  Verantwortung. 

Belanglos  ist,  ob  die  Triebfeder,  die  ihn  geleitet  hat,  Vaterlandsliebe  oder 
irgend  etwas  anderes  war.  Es  kommt  auch  nicht  darauf  an,  ob  er  die  Auskunft, 
die  er  erteilte,  einem  Zufall  oder  dem  Verschulden  anderer  verdankte,  ob  sie  ihm 
anvertraut  war  oder  ob  er  sich  darum  bemüht  hat.  Diese  Tatsachen  kommen  bei 
der  Ausmessung  der  Strafe  als  mildernde  oder  erschwerende  Umstände  in  Betracht. 
Der  Bewohner  wird  jedenfalls  bestraft,  denn  die  Gefahr  ist  für  das  feindliche  Heer 
stets  dieselbe."5) 

Eine  deutsche  Proklamation  hatte  im  deutsch-französichen  Krieg  die 
Maires  der  besetzten  Gebiete  bei  Strafe  der  Einäscherung  der  Häuser 
verpflichtet ,  das  Erscheinen  von  Franktireurbanden  und  deren  Aufnahme 
durch  die  Einwohner  dem  nächsten  deutschen  Befehlshaber  anzuzeigen.6) 


!)  Ober  die  Streitfrage,  ob  das  Besetzungsheer  nur  Macht,  oder  auch  ein  Recht 
habe,  ist  bei  der  Erörterung  der  Art.  42  ff.  noch  ausführlich  zu  behandeln.  Vgl. 
anten  §  46. 

*)  Vgl  auch  Bonfils,   Lehrb.  d.  VR.  S.  612. 

3)  Vgl.  z.  B.  die  deutsche  Proklamation  v.  13.  August  1870  (Preuss.  Staatsanzeiger 
v.  18.  August  1870  Nr.  213  S.  3214). 

4)  Wenn  Merignhac  (La  conf.  intern,  de  la  paix  p.  180)  meint:  ,Mais  la  population 
doit  etre  seule  juge  de  point  de  savoir  s'il  lui  convient  d'y  recurir  en  en  acceptant  toutes 
les  consequences",  so  handelt  sie  eben  zugestandener  Massen,  ganz  wie  in  der  Revolution, 
auf  eigene  Rechnung  und  Gefahr. 

*)  Lehrbuch  des  VR.  S.  611  f. 

•)  Vgl.  Dahn,  Bausteine  V  1.  S.  57. 
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Dem  hiergegen  erhobenen  Widerspruch  *)  begegnet  indes  Dahn a)  mit 

folgender  zutreffenden  Ausführung: 

«Es  handelt  sieh  dabei  nicht  um  erst  zu  besetzendes,  sondern  um  bereits 
unter  der  Kriegsgewalt  der  deutschen  Truppen  stehendes  Gebiet:  die  Bewohner 
solcher  Gebiete  sind  der  Kriegsgewalt  zum  Gehorsam  und  zur  Fernhaltung  von 
allen  feindlichen  Unternehmungen  verpflichtet:  das  Auftauchen  von  einheimischen 
Franktireursbanden  in  solchen  Gegenden  ist  eine  Art  der  Kriegsrebellion  und  die 
Bewohnerschaft  zur  Unterdrückung  derselben  verpflichtet/ 

Über  die  rechtliche  Stellung  der  Besetzungsgebiete  wird  übrigens 
später  in  §§  45 — 69,  insbesondere  §  51,  ausführlich  gehandelt  werden. 

Nach  all  dem  ergibt  sich  folgendes: 

Die  Martenssche  Erklärung  in  der  Einleitung  des  Abkommens, 
die  dem  gemeinen  Kriegsrecht  eine  subsidiäre  Geltung  erhalten  will,  hat 
eine  Bedeutung  nur  bei  wirklichen  Gesetzeslücken  des  KGB. :  also  z.  B. 
für  die  Frage,  ob  und  wann  die  im  Bürgerkrieg  befindlichen  Streitteile 
Kriegspartei  sind.  8>  Aber  in  der  auf  der  Haager  Konferenz  beh and elt e n 
Frage  der  Volkserhebung  besteht  keine  Gesetzeslucfce  und  die  Härtenssche 
Erklärung  wird  hier,  wo  sie  innerster  Linie  zu  wiflcen  bestimmt  schien, 
kein  Anwendungsgebiet  finden.  In  dieser  Beziehung  wird  män'~sägen 
können:  die  Erklärung  gehört  in  den  Bereich  der  Zugeständnisse,  mit 
welchen  man  eine  Sache  beendigt  aber  nicht  ändert.  Sie  liegt  lediglich 
auf  dem  Gebiet  der  parlamentarischen  Taktik,  ist  aber  völlig  bedeutungs- 
los für  die  juristische  Hermeneutik. 

2.  Nehmen  wir  aber  einmal  die  behauptete  Gesetzeslücke  des 
Art.  2  an. 

Merignhac *)  meint: 

„<Pou  il  rhulte  que,  bien  qu'ü  seit  muet  d  leur  igard,  les  habitants  d'un 
pays  occupi  ont  le  droit  de  Farmer  en  mas*et  ä  la  condition  de  ee  conformer, 
comme  Vexige  le  texte,  aux  lots  et  cautumes  de  la  guerre." 

Und  weiter  heisst  es  von  der  Martensschen  Erklärung: 

„Elle  semblait  done  bien  consacrer  le  droit  ä  la  lev6e 
en  masse  ponr  le  pays  oecupä,  et,  par  suite,  dans  Tesprit 
des  d£16guäS;  la  formnle  de  Sir  Ardagh  paraissait  se  confondre 
avec  eile." 

Aber  dem  kann  man  unmöglich  zustimmen. 

Nach  dem  klaren  Wortlaut  der  Martensschen  Erklärung  in  der  Ein- 
leitung des  Landkriegsabkommens  sollen  bei  Lücken  im  KGB. 

„die  Bevölkerung  und  Kriegführenden  unter  dem 
Schutze  und  den  herrschenden  Grundsätzen  des 
Völkerrechts  bleiben,  wie  sie  sich  aus  den  unter 
gesitteten  Staaten  geltenden  Gebräuchen,  aus  den 
Gesetzen  der  Menschlichkeit  und  aus  den  Forderungen 
des  öffentlichen  Gewissens  herausgebildet  haben." 


l)  Revue  de  droit  intern.  II.  29. 

*)  Bausteine  V  1.  S.  57.    Vgl.  auch  Lueder  IV.  522. 

8)  Vgl.  z.  B.  Bonfils-Grah,  Lehrh.  d.  VR.  S.  555.   Liszt,  VR.  4.  Aufl.  S.  313  f. 

*)  La  conf.  intern,  de  la  paix,  p.  181.    Ahnlich  p.  182. 
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D.  h.  für  die  behauptete  Gesetzeslücke  gilt  noch  das  alte 
gemeine  Kriegsrecht. 

Es  gehört  aber  fürwahr  ein  starker  Optimismus  dazu,  dieses  alte  Kriegs- 
recht nunmehr  in  Sätzen  ausgesprochen  zu  sehen,  die  in  Brüssel  wie  im 
Haag  vergeblich  um  Anerkennung  gerungen  haben  und  die  da  lauten 
sollen: 

*  Auch  im  Occupationsgebiet  hat  die  Bevölkerung  trotz  mangelnder 
Organisation  das  Recht  jes"  "Aufs tandes" ""und"  mithin  die  Stellung  der 
Kriegspartei,  darf  also  vor  kein  Krje^geri^M.jt§steflt  weräen.  * 

Die  Unterscheidung  des  besetzten  und  unbesetzten  Gebietes  verfolgte 
den  Zweck,  dem  letzteren  ein  Vorrecht  zu  sichern  und  es  dem  Schicksal 
des  ersteren  zu  entziehen. 

Die  Brüsseler  und  Haager  Konferenz  stellt  den  Höhepunkt  der  dem 
freien  Patriotismus  gemachten  Zugeständnisse  dar.  Je  weiter  man  zurück- 
geht, desto  düsterer  sind  die  Blätter  des  Kriegsrechts !  Das  Schicksal  von 
Andreas  Hofer  u.  a.  redet  eine  deutliche  Sprache. 

Wenn  sich  also  die  Art.  1  und  2  erst  durch  Zuhilfenahme  des  alten 
Völkerrechts  zu  einem  freiheitlicheren  Inhalt  durcharbeiten  müssten,  so 
wäre  damit  nichts  gewonnen.  Das  hat  auch  v.  Martens  oben  S.  86  an- 
erkannt. 

So  ist  denn  schliesslich  das  Ergebnis  der  Haager  Konferenzverhand- 
lungen hier  wenig  befriedigend. 

Man  wird  sich  der  Ansicht  nicht  verschliessen  dürfen, 
das  der  alte  Streit  keineswegs  aus  der  Welt  geschafft  ist, 
sondern  durch  das  unentschiedene  Verhalten  der  Haager 
Konferenz  vielmehr  neue  Nahrung  gefunden  hat. 

Die  Auffassungen  der  einzelnen  Staaten  über  die  völker- 
rechtliche Erlaubtheit  der  Volksaufstände  im  Krieg  werden 
sich  nach  wie  vor  scharf  gegenüberstehen,  und  heftige  Ver- 
dächtigungen werden  leider  nach  wie  vor  das  Verhältnis 
der  Staaten  vergiften,  von  welchen  sich  die  einen  auf  die 
in  den  Haager  Konferenzreden  gemachten  Zugeständnisse, 
die  andern  auf  den  Haager  Gesetzestext  berufen  werden. 

Demgegenüber  ist  es  ein  Trost,  dass  die  Streitfrage  wenigstens  in 
Rücksicht  auf  die  grossen  Militärmächte  durch  die  militärrechtliche  An- 
gliederung  selbst  der  letzten  waffenfähigen  Volksbestände  an  das  Heer 
ihre  frühere  Wichtigkeit  verloren  hat.1) 


*)  Vgl.  auch  Bonfils,  Lehrb.  des  VR.  S.  586  f. 
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Zweites  Kapitel. 
Die  Kriegsgefangenen. 

§  21. 
Geschichte  des  Kriegsgefangenenrechts, 

Die  Kriegsgefangenschaft  ist  die  gelindeste  Form,  den  Feind  unschäd- 
lich zu  machen  oder  seine  weitere  Teilnahme  am  Kampf  zu  hindern. 
Das  Kriegsgefangenenrecht  ist  deshalb  der  Stolz  der  modernen  Humanitäts- 
bewegung.  Vielleicht  nirgends  ist  aber  auch  der  Gegensatz  von  einst  und 
jetzt  so  gross  wie  hier.1) 

Im  Altertum  wurden  alle  Personen  welche  in  die  Gewalt  des  Fein- 
des fielen,  Kriegsgefangene ;  also  nicht  bloss  die  Kämpfenden,  sondern  auch 
die  Greise  und  Kinder  und  gewiss  nicht  zuletzt  auch  die  Frauen. 

Noch  Vattel  behauptete,  dass  die  gesamte  Bevölkerung  gefangen 
genommen  werden  könne,2)  und  Napoleon  I.  hat  sich  nicht  gescheut,  so- 
gar die  Truppen  friedlich  gebliebener  Länder  in  die  Kriegsgefangenschaft 
abzuführen,  ja  im  Jahre  1803  sogar  alle  in  Frankreich  lebenden  Engländer 
im  Alter  von  18—60  Jahren  einfach  als  kriegsgefangen  zu  erklären. 

Inhaltlich  war  die  Kriegsgefangenschaft  anfangs  eine  vollständige 
Unterwerfung  unter  die  Willkür  des  Siegers;  sie  bedeutete  Verlust  der 
Staatsangehörigkeit  und  Rechtsfähigkeit,  Tod  oder  Sklaverei.  Die  Kriegs- 
gefangenen zählten  zur  Beute. 

Die  ersten  Milderungen  verdanken  wir  der  Kirche  und  dem  Rittertum. 

Papst  Alexander  III.,  welcher  auf  dem  dritten  Lateranensischen  Konzil 
1179  den  Bruch  der  Treuga  Dei  unter  Strafe  stellte,3)  sprach  für  die  fried- 
fertige Bevölkerung  und  ihre  „animalia"  das  erhöhende  Wort:  „securitate 
laetentur"  ;4)  auch  entzog  er  wenigstens  die  christlichen  Soldaten,  welche 
in  die  Gefangenschaft  gerieten,  der  Sklaverei.  Erst  im  späteren  Mittel- 
alter drang  der  Satz  wirklich  durch,  dass  die  Statusrechte  der  Kriegsgefange- 
nen überhaupt  unberührt  bleiben;  und  gar  erst  nach  dem  dreissigjährigen 
Krieg  wurden  die  Kriegsgefangenen  der  unleidigen  persönlichen  Gefangen- 
schaft bei  dem  Einzelnen  oder  dem  Truppenkörper  enthoben  und  einfache 
Sicherheitsgefangene  des  Staates. 

Auch  die  Behandlung  der  Gefangenen  hat  ihre  Geschichte. 

Bis  tief  ins  Mittelalter  kamen  grausame  Tötungen  und  Steinigungen 
vor,  bei  heldenhafter  Verteidigung  von  festen  Plätzen  sogar  noch  bis  ins 
17.  Jahrhundert.  Neuestens  liegt  die  Sache  umgekehrt;  und  das  heroische 
Aushalten  wird  vom  Feind  in  ganz  besonderer  Weise  anerkannt. 

Qualvolle  Einsperrungen  und  barbarische  Grausamkeiten  waren  ehedem 
ganz  allgemein  üblich  und  erst  das  Rittertum  begründete  mildere  Formen. 

Selbst  Groüus  vertrat  unter  dem  Einfluss  des  griechischen  und  römi- 
schen Rechts  noch  die  Anschauung,  dass  die  Kriegsgefangenen  Sklaven 


')  Vgl.  zum  folgenden  Lueder  in  v.  Holtzendorffs  Hdb.   d.  VR.  1889  IV.  S.  424  ff. 
und  das  Generalstabsheft  S.  Uff. 
*)  UI.  §  14Ä. 

3)  Aufgenommen  als  c.  1  X.  1,  34. 

4)  Aufgenommen  als  c.  2  X,  1,  34. 
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werden   müssen  und  ihre  Nachkommenschaft  dieses  Schicksal  zu  teilen 
hat ;  doch  riet  er  zur  Milderung  und  Auslösung. *) 

Noch  im  17.  Jahrhundert  waren  Verträge  üblich  und  notwendig,  um 
die  Kriegsgefangenen  vor  der  Galeere  zu  schützen.  Wer  Kriegsgefangene 
gemacht  hatte,  wollte  wenigstens  ein  Lösegeld  gewinnen.2) 

Hauptsächlich  die  Aussicht  auf  Lösegeld  bewirkte  eine  mildere  Be- 
handlung. 8) 

Bonfils  sagt:  „Einige  berühmte  Feldherren  haben  mit  den  Lösegeldern, 
die  sie  ihren  Gefangenen  erpressten,  Reichtümer  aufgehäuft.  Der  Krieg  war  für  sie 
ein  gewinnbringendes  Geschäft  Man  stellte  sogar  ausführliche  Verzeichnisse  auf, 
die  den  Preis  für  einen  solchen  Loskauf  je  nach  der  Rangstellung  der  Gefangenen 
festsetzten". 

Das  moderne  Kriegsrecht  steht  auf  dem  Grundsatz:  der  Krieg  ist 
nur  ein  Kampf  der  Staaten  und  ihrer  bewaffneten  Macht.  Weiter:  es  darf 
nicht  mehr  Übeles  zugefugt  werden,  als  der  Kriegszweck  erfordert. 

Damit  wurde  das  Gefangenenrecht  mit  einem  Schlag  auf  eine  ganz 
neue  Grundlage  gestellt,  und  der  preussisch-amerikanische  Vertrag  von 
1785,  den  Friedrich  der  Grosse  mit  Franklin  abschloss,  war  wohl  der 
erste  Staatsvertrag,  der  daraus  scharf  die  einzelnen  Folgerungen  zog. 

Kriegsgefangener  wurde  jetzt  nur  noch,  wer  in  irgend  einer  Weise 
zur  Armee  gehörte  oder  mit  ihr  in  Verbindung  stand,  und  die  Kriegsge- 
fangenschaft war  keine  Erpressungsangelegenheit  für  die  nehmenden  Truppen 
und  Soldaten  mehr,  sondern  stellte  lediglich  ein  Rechtsverhältnis  zu  deren 
Regierung  dar,  welche  die  Kriegsgefangenschaft  als  eine  Sicherheitshaft 
ausgestaltete,  die  nur  den  Zweck  hat,  die  weitere  Teilnahme  am  Krieg 
unmöglich  zu  machen.  Der  Staat,  in  dessen  Macht  die  Kriegsgefangenen  ge- 
raten sind,  betrachtet  sie  als  Personen,  die  einfach  ihre  Pflicht  getan  haben.4) 
Die  Kriegsgefangenschaft  ist  dadurch  ein  „Anspruch"  6)  des  Wehrlosen  ge- 
worden, ein  Recht,  welches  der  Stellung  der  Verwundeten  und  Kranken 
verwandt  ist,6)  welches  man  allerdings  auch  durch  rechtswidriges  Ver- 
halten verlieren  kann.7) 

Wegen  seiner  ausserordentlich  praktischen  Bedeutung  hat  das  Kriegs- 
gefangenenrecht auch  schon  staatsrechtliche  Festlegung  erfahren,  so  ins- 
besondere in  der  amerikanischen  Instruktion  für  die  im  Feld  stehenden  Heere,8) 
in  dem  russischen  Kriegsgefangenen-Reglement  v.  10./22.  Juli  1877 9)  und 
in  dem  französischen  Reglement  vom  21.  März  1893,  welch  letzteres  das 
Reglement  v.  6.  Mai  1859  abgelöst  hat.10) 


*)  ffl.  c  7  u.  14.  Bonfils-Grah  (Lehrb.  des  VR.  S.  598). 
*)  Lueder  in  v.  Holtzendorffs  Hdb.  des  VR.  IV.  426. 
3)  a.  a.  0.  u.  Generalstabsheft  S.  11. 

*)  So  auch  Lentner,   „Das  Recht  im  Kriege*   S.  97.     Lueder  in  v.  Holtzendorffs 
Hdb.  des  VR.  IV.  433  und  das  „Generalstabsheft"  S.  12. 

6)  So  jetzt  der  Art.  3  des  Kriegsgesetzbuchs. 
*)  Generalstabsheft  S.  12. 

7)  Vgl.  Art.  12  und  13  des  Kriegsgesetzbuchs. 

*)  Art.  49-53,  55—56,  72-80,  105-110,  119-133.     Vgl.  oben  S.  20. 

")  Vgl.  darüber  v.  Martens,  La  paix  et  la  guerre  p.  245  ff. 

10)  Abgedruckt  in  der  Revue  generale  de  droit  international  public  I.  documents 
p.  10.  Dasselbe  ist  eingehend  gewürdigt  worden  von  Triepel  („Die  neuesten  Fortschritte 
auf  dem  Gebiete  des  Kriegsrechts"  in  der  Ztschr.  f.  Litt.  u.  Gesch.  der  Staats wissensch. 
1894  S.  289—303)  und  findet  eine  besondere  Berücksichtigung  in  der  Dissertation  „Con- 

äf  eurer,  Haager  Friedenskonferenz  IT.  8 
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Auch  die  Brüsseler  und  Haager  Konferenz  hat  dem  Kriegsgefangenen- 
recht eine  ganz  besondere  Aufmerksamkeit  geschenkt. 

Die  Brüsseler  Konferenz  hat  sich  allerdings  nicht,  wie  man  anfangs 
erwartet  hatte  ,*)  ausschliesslich  mit  dem  Kiegsgefangenenrecht  beschäftigt, 
aber  doch  für  dasselbe  in  den  Art.  23 — 34  einen  breiten  Raum  zur  Ver- 
fügung gestellt.     Vgl.  oben  S.  27  f. 

Diese  Bestimmungen  unterwarf  nun  die  Haager  Friedenskonferenz  der 
Revision,  und  die  Unterkommission  begann  an  diesem  verhältnismässig 
am  meisten  geklärten  Punkt  überhaupt  ihre  Beratung,  bereits  am  25.  Mai.2)  In 
der  nächsten  Sitzung  lenkte  der  erste  belgische  Bevollmächtigte  Beernaert  die 
Aufmerksamkeit  der  Versammlung  auf  eine  einschlägige  Broschüre,  welche 
dann  auch  unter  die  Mitglieder  verteilt  wurde,  und  kündigte  bereits  an, 
dass  er  auf  dieser  Grundlage  namens  der  belgischen  Regierung  einige 
Abänderungsanträge  stellen  werde.8) 

Die  Haager  Konferenz  traf  eine  ganze  Anzahl  Änderungen  und  Er- 
weiterungen und  stellte  das  Kriegsgefangenenrecht,  welches  in  der  Brüsseler 
Deklaration  sich  an  die  „Spione"  angeschlossen  hatte,  als  zweites  Kapitel 
in  das  Recht  der  „Kriegsparteien44  ein.4) 

Es  sind  dies  die  Art.  4—20,  deren  Systematik  allerdings  dadurch  zu 
wünschen  lässt,  dass  man  sieben  neue  Artikel  einfach  anhängte,  welche 
nach  Massgabe  der  vorerwähnten  Erklärung  von  der  belgischen  Regierung 
angeregt  worden  waren. 

Infolge  der  im  Verlaufe  der  Zeit  immer  mehr  zu  Tage  getretenen  Huma- 
nisierung, die  dann  auch  bei  der  Kodifikation  bestimmend  wurde,  sowie 
im  Hinblick  auf  das  Anwachsen  der  modernen  Heere,  mit  dem  auch  die 
Zahl  der  Kriegsgefangenen  wächst,  hat  das  Kriegsgefangenenrecht  heute 
eine  ganz  besondere  Bedeutung.6) 

Erster  Titel. 
Die  Kriegsgefangenen  im  Rahmen  der  revidierten  Brüsseler  Deklaration. 

§  22. 
Festhaltung  und  Kriegsgefangenschaft. 

Dass  sich  die  bewaffnete  Macht  einer  kriegführenden  Partei  aus 
Kombattanten  und  Nichtkombattanten  zusammensetzt  (KGB. 
Art.  3),  war  längst  anerkannt. 

Aber  über  die  Abgrenzung  und  Rechtsstellung  der  Nicht- 
kombattanten herrschte  Streit. 


dition  et  traitement  des  prisonniers  de  guerre  par  L.  Gros  1900"  (vgl.  besonders  p.  61). 
Die  Haager  Konferenz  wird  dagegen  bei  Gros  nur  beiläufig  erwähnt  (p.  80, 87,  92  u.  128). 

J)  Vgl.  oben  S.  22. 

2)  HI.  85.  Vgl.  auch  86. 

8)  III.  86.  Die  Schrift  betitelte  sich :  „Projet  de  Reglement  international  sur  les  pri- 
sonniers de  guerre."  Vgl.  unten  §  28. 

4)  Diese  Stellung  erhielt  das  Kriegsgefangenenrecht  durch  den  Redaktionsausschuss 
der  Unterkommission  und  sie  wurde  dann  von  der  zweiten  Lesung  an  beibehalten 
(III.  160).  Die  zweite  Lesung  der  Unterkommission  war  übrigens  sehr  kurz  (III.  160  f.). 

ö)  So  insbesondere  auch  Bonfils  (VR.  S.  599),  der  mitteilt,  dass  sich  im  deutsch- 
französischen Krieg  die  Zahl  der  französischen  Kriegsgefangenen  auf  11160  Offiziere  und 
333885  Gemeine  belaufen  habe.  Vgl.  auch  Dahn,  Bausteine  V  1.  S.  178  („ungefähr 
380000").  v.  Martens,  La  paix  et  la  guerre  p.  473  (mehr  als  400000). 
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Dieselben  wurden  bald  den  Personen  im  aktiven,  bald  den  Personen 
im  passiven  Kriegsstand  gleichgestellt,  bald  nahmen  sie  eine  Mittelstellung 
ein,  und  über  den  Umfang  dieser  Gruppe  wurde  fortwährend  gestritten.  *) 

Das  deutsche  MStGB.  §  155  nennt  neben  den  Militärpersonen,  d.  h. 
den  Personen  des  Soldatenstandes  und  den  Militärbeamten  (§  4),  welche 
vorweg  dem  MStGB.  unterworfen  sind,  noch  die 

„Personen,  welche  sich  in  irgend  einem  Dienst-  oder 
Vertragsverhältnisse  bei  dem  kriegführenden  Heere 
befinden,  oder  sonst  sich  bei  demselben  aufhalten,  oder  ihm 
folgen14  und  unterwirft  dieselben  lege  speciali  dem  MStGB.,  „ins- 
besondere den  Kriegsgesetzen."2) 

Lueder  meinte:  „Eine  Art  Mittelstellung  nehmen  diejenigen  Personen  ein, 
welche  zwar  auch  zum  Heere  aber  doch  nicht  zum  kämpfenden  Heere  gehören 
und  zwar  im  Felde  in  Tätigkeit  treten  und  insoweit  sich  von  der  in  der  Heimat 
die  friedliche  Beschäftigung  fortsetzenden  Bevölkerung  unterscheiden,  aber  doch 
nicht  an  der  Gewaltausübung  und  eigentlichen  Kriegführung  sich  beteiligen,  wie 
Feldgeistliche,  Ärzte  und  Sanitätsbeamte,  Krankenwärter  und  -träger,  freiwillige 
Helfer  und  Pfleger,  Intendantur-  und  sonstige  Beamte,  Marketender,  Lieferanten, 
auch  Zeitungskorrespondenten.  Diese  mit  dem  Kriege  unmittelbar  in  Berührung 
kommenden  und  ihm  dienenden  Personen  können  zwar  nicht  wohl  einfach  denen 
des  passiven  Kriegsstandes  beigezählt  werden,  gehören  aber  auch  nicht  zu  denen 
des  aktiven  Kriegsstandes  im  eigentlichen  Sinne,  indem  sie  den  Kampf  in  der  Tat 
nicht  aktiv  mitführen".8) 

Auch  diese  Personen  lässt  indess  Lueder  samt  und  sonders  Kriegs- 
gefangene werden.  Es  sei  zwar  eine  längere  Dauer  der  Kriegsgefangen- 
schaft hier  häufig  nicht  begründet,  aber  die  Entscheidung  darüber  gebühre 
in  jedem  Fall  der  gefangennehmenden  Macht.*) 

Das  sind  indes  nur  Naturrechtserwägungen.  Die  Frage  kann  nur 
sein,  was  die  Rechtsquellen  bestimmen. 

Und  da  entspricht  die  Ansicht  von  Lueder  vor  allem  schon  nicht 
der  Brüsseler  Deklaration,  mit  welcher  Lueder  doch  sonst  das  geltende 
Recht  zu  messen  suchte. 

Die  Brüsseler  Deklaration  teilt  vielmehr  in  den  Art.  11  und  34  vor 
allem  die  von  Lueder  erwähnten  Personen  scharf  in  zwei  Gruppen,  von 
welchen  die  eine  zu  den  Nichtkombattanten  der  bewaffneten  Macht  zählt 
und  einen  wirklichen  Bestandteil  des  Heeres  ausmacht,  während  die  An- 
gehörigen der  anderen  Gruppe  sich  nur  beim  Heere  aufhalten. 

I.  Die  Brüsseler  Deklaration  bestimmte  im  Art.  11: 

„Die  bewaffnete  Macht  der  kriegführenden  Parteien  kann  sich  zusammen- 
setzen aus  Kombattanten  und  Nichtkombattanten.  Im  Falle  der  Gefangennahme 
durch  den  Feind  gemessen  die  einen  wie  die  anderen  die  Rechte  der  Kriegs- 
gefangenen." 

Also  auch  die  Nichtkombattanten  können  gefangen  genommen  und 
müssen  dann  als  Krisgsgefangene  behandelt  werden.  Aber,  und  das  hat 
Lueder  übersehen  —  Nichtkombattanten   sind  Teile  oder  Angehörige  der 


0  Vgl.  HefFter  VR.  §  124,  v.  Holtzendorff  Encyklop.  §  60,  61.  Lueder  v.  Holtzen- 
dorfife  Hdb.  des  VR.  IV.  3725.  Bonfils-Grah,  Völkerrecht  S.  599.  Gros,  Condition  et 
traitement  des  prisonniers  de  guerre  p.  32  ff.,  35  ff.  Liszt,  VR.  4.  Aufl.  S.  326,  329. 

*)  Vgl.  auch  MStGB   §  156  u.  157. 

3)  a.  a.  0.  372. 

4)  a.  a.  0.  429  f. 

8* 
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bewaffneten  Macht,  wie  alle  Arten  von  SAnitätspersonen,  —  welche  dann 
freilich  spezialgesetzlich  ausgezeichnet  sind  und  nicht  Kriegsgefangene  werden 
—  fremde  militärische  Abordnungen,  Diplomaten,  Kuriere,  Militärrichter, 
Verwaltungsbeamte  u.  s.  w. 

Wie  wir  dagegen  aus  Art.  34  ersehen,  gehören  nicht  hierher :  Korre- 
spondenten, Berichterstatter,  Marketender,  Lieferanten  u.  s.  w.,  welche  sich 
nur  beim  Heer  aufhalten,  ohne  ihm  anzugehören. 

Zählen  diese  infolgedessen  aber  auch  nicht  zu  den  Nichtkombattan- 
ten des  Art.  11  und  befinden  sie  sich  somit  im  passiven  Kriegsstand,  so 
können  sie  doch  wegen  ihrer  Heeresfolge  nicht  gemassregelt,  sondern  müssen 
kraft  der  Ausnahmebestimmung  des  Art.  34  „in  gleicher  Weise" 
(e  g  a  1  e  m  e  n  t)  zu  Kriegsgefangenen  gemacht  werden,  wenn  sie  mit  einer  von 
der  zuständigen  Behörde  ausgestellten  Ermächtigung  und  einem  Identitäts- 
zeugnis versehen  sind. 

Durch  diesen  Zusatz  sollte  vor  allem  das  Kriegskorrespondenzwesen 
militärisch  organisiert  werden.1)  Denn  die  Militärbehörde  hat  es  darnach 
in  der  Hand,  bei  der  Aushändigung  der  notwendigen  Papiere  ihre  Be- 
dingungen zu  stellen.2) 

Sicherlich  war  es  aber  nicht  die  Absicht  des  Art.  34,  dass  Leute, 
welche  diesen  Legitimationsvoraussetzungen  nicht  genügen,  einfach  frei- 
gelassen werden  sollen.8)  Denn  die  im  Art.  34  bedingungsweise  in  Aus- 
sicht gestellte  Kriegsgefangenschaft  erscheint  als  Vorrecht,  und  darnach 
sollten  diejenigen,  welche  die  gesetzlichen  Bedingungen  nicht  erfüllen,  der 
Willkür  des  Feindes  überantwortet  sein,  oder  auch  vor  ein  Kriegsgericht 
gestellt  werden  können. 

II.  Über  die  Art.  11  und  34  hatte  nun  die  Haager  Konferenz 
Beschluss  zu  fassen.     Schwierigkeiten  machte  nur  der  Art.  34. 

In  der  zweiten  Sitzung  der  Unterkommission  am  27.  Mai  war  im 
Art.  23  der  Abs.  1,  welcher  den  Begriff  des  Kriegsgefangenen  gesetzlich 
festlegte,  auf  den  Antrag  von  Lammasch  gestrichen  worden.*) 

Am  Schlüsse  jener  Sitzung  stand  nun  auch  bereits  der  Art.  34  der 
Deklaration  zur  Verhandlung. 

Das   Protokoll  ist  hier  aber  sehr  zurückhaltend.     Es  heisst  einfach: 

„A  propos  de  l'article  34,  des  redactions  differentes  ont  ete  proposees  par 
M.  M.  Odier,  Lammasch,  Beernaert  et  Rahusen. 

Etant  donne  l'accord  sur  le  fond,  le  Präsident  propose  que  ces  delegues 
veuillent  bien  s'entendre  sur  la  formule  ä  donner  ä  l'article  34  5) 

In  der  folgenden  Sitzung  am  30.  Mai  lagen  drei  Fassungen  vor.6) 


')  Lentner,  Das  Recht  im  Kriege  S.  95  ff. 

2)  Zu  den  herkömmlichen  Bedingungen  gehört  vor  allem  die  Angelobung,  keine 
Nachrichten  über  Aufstellung,  Zahl  und  Bewegung  der  Truppen  oder  über  Kriegspläne  ohne 
Wissen  und  Willen  des  Kommandos  zu  verbreiten  und  dem  letzteren  überhaupt  von  dem 
Inhalt  der  Artikel  Kenntnis  zu  geben.  Die  Aufsichtsführung  über  die  Korrespondenten 
führt  ein  höherer  Offizier  des  Hauptquartiers.  Lentner  a.  a.  0.  S.  96  f.  Vgl  über  das 
Kriegskorrespondenzwesen  insbesondere  auch  v.  Härtens,  La  paix  et  la  guerre  p.  389  ff. 

8)  Rolinscher  Kommissionsbericht  III.  38. 

«)  III.  87. 

5)  III.  89. 

*)  III.  90  f. 
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1.  Odier  und  Lammasch  hatten  folgende  Redaktion  beantragt: 

„Les  individus  <jui  fönt  partie  des  forces  armöes  bellipörantes,  s'ils  tombent 
au  pouvoir  de  1'ennemi,  doivent  6tre  traites  comme  prisonmers  de  guerre. 

D  en  est  de  meme  des  porteurs  de  depeches  officielles  accomplissant 
ouvertement  leur  mission  et  des  aeronautes  civils  charges  d'observer  1'ennemi  ou 
d*entretenir  les  Communications  entre  les  diverses  parties  de  Tarmee  ou  du 
territoire. 

Les  personnes  qui  suivent  une  armee,  sans  en  faire  partie,  telles  que  les 
correspondants  des  journaui,  les  yivandiers,  les  fournisseurs  et  autres  indiyidus  de 
condition  analogue,  si  elies  sont  munies  d'une  autorisation  eraanant  du  pouvoir 
competent  et  d  un  certificat  d'identite,  seront  de  meme  traitees  comme  prisonniers 
de  guerre."1) 

Dieser  Artikel  sollte  dann  an  Stelle  des  bereits  angenommenen  Art.  23 
treten  und  der  letztere  als  Art.  24  folgen.   Der  Art.  34  sollte  gestrichen  werden. 

2.  Für  den  Fall  der  Ablehnung  dieses  Antrags  hatte  Lammasch 
folgende  Fassung  des  Art.  34: 

„Auront  le  meme  droit  d'Ätre  traitees  comme  prisonniers  de  guerre  d'autres 
personnes  qui  se  trouvent  aupres  des  armees,  les  correspondants  des  journaux, 
les  vivandiers,  les  fournisseurs  et  autres  gens  de  condition  analogue,  s'ils  sont  munis 
d'une  autorisation  emanant  du  pouvoir  competent  et  d'un  certificat  d'identite." Ä) 

3.  Die  dritte  Fassung  des  Art.  34  der  Brüsseler  Deklaration  geht  auf 
den  Belgier  Rolin,  den  Vertreter  von  Siam,  zurück.8)  Diese  Fassung, 
welche  sich  nach  der  eigenen  Darstellung  des  Antragstellers  *)  dem  Art.  22 
des  Manuel  des  völkerrechtlichen  Instituts  nähert  und  schliesslich  auch 
angenommen  wurde,  erschien  einfacher  und  empfahl  sich,  wie  es  im 
Protokoll  weiter  heisst,  dadurch,  dass  sie  der  sehr  schwierigen  Definition 
des  Kriegsgefangenen,  welche  man  in  der  letzten  Sitzung  unterdrückt  hatte, 
besser  aus  dem  Weg  ging.  Überdies  entsprach  diese  Fassung  nach  einer 
Bemerkung  des  Präsidenten  der  Unterkommission  ebenso  sehr  dem  Inhalt 
des  alten  Art.  34  wie  den  in  der  Debatte  geäusserten  Anschauungen. 
Odier  erklärte  denn  auch  ausdrücklich,  auf  seinem  Antrag  nicht  mehr  be- 
stehen zu  wollen.  Er  bemerkte :  sein  Haupteinwand  habe  dem  „Ggalement" 
im  Art.  34  gegolten.  Das  hätte  es  nötig  gemacht,  zuerst  einmal  zu  sagen, 
wer  kriegsgefangen  werden  könne.  Bei  der  veränderten  Fassung  sei  diese 
Notwendigkeit  geschwunden. 6) 

Der  so  veränderte  Art.  34  rückte  dann  später  als  Art.  13  vor6)  und 
hat  folgenden  Wortlaut: 

„Personen,  die  einem  Heere  folgen,  ohne  ihm  un- 
mittelbar anzugehören,  wie  Kriegskorrespondenten, 
Zeitungsberichterstatter,  Market  enderund  Lieferanten, 
haben,  wenn  sie  in  Feindeshand  geraten  und  ihre  Fest- 
haltung zweckmässig  erscheint,  das  Recht  auf  Be- 
handlung als  Kriegsgefangene,  vorausgesetzt,  dass  sie 
sich  im  Besitz  eines  Ausweises  der  Militärbehörde  des 
Heeres  befinden,  dem  sie  folgen." 


l)  III.  90  f. 

*)  III  91. 

*)  III.  91 ;  Statt  des  jetzigen:  „ont  droit"  hiess  es  im  Antrag  Rolin:  „beneflcieront" 

*)  III.  38. 

•)  a.  a  0. 

•)  Zweite  Lesung  III.  160.   Kommissionsbericht  III.  37,  38. 
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III.  Das  EGB.  unterscheidet  ganz  wie  schon  die  Brüsseler  Deklaration 
scharf  zwischen  den  „Nichtkombattanten",  die  zwar  am  eigentlichen 
Kampfe  nicht  teilnehmen  dürfen,  aber  in  gleicher  Weise  wie  die  Kom- 
battanten zur  bewaffneten  Macht  zählen1)  und  daher  wie  diese  im 
Falle  der  Gefangennahme  Anspruch  auf  Behandlung  als  Kriegsgefangene 
haben  (Art.  3)2)  und  zwischen  den  Personen,  die  nur  einem  Heere 
folgen,  ohne  ihm  unmittelbar  anzugehören,  wie  Kriegskorre- 
spondenten, Zeitungsberichterstatter,  Marketender  und  Lieferanten. 

Die  an  erster  Stelle  genannten  Kombattanten  und  Nichtkombattanten 
werden  Kriegsgefangene  und  die  hiergegen  zu  Gunsten  einzelner  Personen- 
gruppen gerichteten  Abschwächungsbestrebungen  sind  nicht  am  Platz.8) 

Welches  ist  aber  das  rechtliche  Schicksal  der  an  zweiter  Stelle 
erwähnten  Personen,  wenn  sie  in  Feindeshand  geraten? 

Die  Brüsseler  Deklaration  hatte  lege  speciali  einen  Anspruch  auf 
Kriegsgefangenschaft  nur  für  den  Fall  zugestanden,  dass  diese  Personen 
sich  wirklich  bei  dem  Heere  aufhalten  dürfen  und  dies  durch  militärbehörd- 
liche Zeugnisse  nachweisen  können.  Andernfalls  mussten  sie  abwarten, 
was  mit  ihnen  geschah. 

Das  ist  jetzt  durch  das  KGB.  geändert  worden  und  damit  kam  das 
Institut  der  blossen  Feststellung  auf. 

Nach  dem  Art.  13  ergibt  sich  folgendes  Rechtsbild: 

Wenn  die  genannten  Personen  „in  Feindeshand  geraten",  so  kann 
es  sich  heute  in  jedem  Fall  höchstens  nur  noch  um  eine  „Festhaltungu 
(dtfenir)  handeln,  wenn  man  sie  nicht  lieber  gleich  wieder  laufen  lässt, 
was  natürlich  auch  nach  altem  Recht  geschehen  konnte. 

Für  den  Fall,  dass  nun  ihre  Festhaltung  „zweckmässig  er- 
scheint," fragt  es  sich  dann  weiter,  welche  Behandlung  sie  zu  erwarten 
haben. 

Und  hier  reicht  sich  das  Brüsseler  und  das  Haager  Recht  die  Hand. 

Die  Festgehaltenen  haben  „ein  Recht  auf  Behandlung  als 
Kriegsgefangene",  oder  sie  sind  Kriegsgefangene,4)  „wenn  sie  sich  im 
Besitz  eines  Ausweises  der  Militärbehörde  des  Heeres  befinden,  dem  sie 
folgen." 

Befinden  sie  sich  nicht  im  Besitz  eines  solchen  Ausweises,  so  sind  sie 
zwar  nicht  mehr  völlig  der  Willkür  des  Feindes  preisgegeben,  sondern  sie 
dürfen  eben  nur  festgehalten  werden;   aber  sie  gemessen  nicht  das  Recht 

*)  Hierhin  gehören  aber  auch  alle,  welche  nach  Massgabe  des  Art.  1  und  2  zur  Kriegs- 
partei zählen,  also  selbst  Frauen  und  Rinder,  welche  sich  an  der  Volkserhebung  nach 
Art.  2  beteiligen  oder  in  einem  Dienstverhältnis  zum  Heere  stehen.  Vgl.  auch  Triepel 
S.  298  f.  und  die  dort  Citierten.    Ferner  v.  Koppmann- Weigel  Komm.  3.  Aufl.  S.  559. 

*)  Der  Art  3  des  KGB.  entspricht  fast  wörtlich  dem  Art.  1 1  der  Brüsseler  Dekla- 
ration. Das  KGB.  hat  nämlich  nur  ,ont  droit  au  traitement  des  prisonniers  de 
guerre",  während  es  in  der  Deklaration  hiess:  „jouiront  des  droits  de  prisonniers 
de  guerre ". 

*)  Triepel  S.  297.  Nur  für  die  Ausnahmestellung  der  Sanitätspersonen  hat  sich  das 
Recht  selbst  eingesetzt.    (Vgl.    unten  die  Genfer  Konvention  §  79). 

4)  Bis  jetzt  unterschied  man  mitunter:  wer  zum  Kriegsgefangenen  gemacht 
werden  kann  und  wer  von  diesen  als  Kriegsgefangener  behandelt  werden  muss. 
(Vgl.  Triepel  S.  296).  Heute  wird  man  sagen  müssen:  Wer  gefangen  genommen 
oder  festgehalten  wurde  und  keinen  Anspruch  auf  Behandlung  als  Kriegsgefangener  hat, 
ist  überhaupt  kein  Kriegsgefangener  im  Rechtssinn. 
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der  Kriegsgefangenschaft,  sondern  müssen  die  Härten  einer  Festhaltung 
über  sich  ergehen  lassen,  die  bis  jetzt  wenigstens  noch  durch  keine  Rechts- 
schranken gemildert  ist. 

Auf  diese  Weise  ist  durch  das  K6B.  neben  der  Kriegsgefangenschaft 
eine  neue  Form  der  kriegsrechtlichen  Freiheitsbeschränkung  aufgekommen : 
Die  Festhaltung,  (attention),  die  uns  übrigens  schon  im  Art.  22  des 
Manuel  des  völkerrechtlichen  Instituts  entgegengetreten  war,  das  dann  hier 
vorbildlich  wurde. 

Die  Idee  der  einfachen  Festhaltung  ist  im  KGB.  aber  auch  schon 
für  andere  Verhältnisse  verbraucht. 

Ich  nenne  vor  allem  die  schon  dem  früheren  Recht  bekannte 
Intern ierung  (interner)  der  auf  neutrales  Gebiet  übergetretenen 
Truppen,  welche  der  amtliche  deutsche  Text  gleichfalls  als  „Festhaltung* 
bezeichnet  ,und  die  im  Art.  58  in  einer  dem  besonderen  Zweck  entsprechenden 
Weise  gesetzgeberisch  durchgebildet  ist. 

In  diesen  Ideenkreis  gehört  weiter  das  „zeitweilige  Zurückhalten" 
(retenir  temporairement)  der  Parlamentäre  bei  vorkommendem  Miss- 
brauch (Art.  33)  sowie  der  Sanitätspersonen  nach  Massgabe  der 
Genfer  Konvention.    Vgl.  unten  §  79. 

Die  militärische  Notwendigkeit  wird  aber  sicher  weitere  Fälle  schaffen. 
Ich  denke  dabei  insbesondere  an  die  Festhaltung  von  Agitatoren,  welche  eine 
bedrohliche  Gefahr  für  das  Heer  geworden  sind,  sowie  an  Personen,  welche 
aus  einer  belagerten  Festung  entwichen  oder  auch  sonstwie  in  den  Besitz 
von  militärischen  Nachrichten  gekommen  sind,  welche  der  Gegner  nicht 
verbreitet  sehen  will.1) 

Der  Feind  kann  das  grösste  Interesse  daran  haben,  die  Tätigkeit 
solcher  Personen  zu  unterbinden,  weil  ihre  Freiheit  für  ihn  gefährlich 
werden  kann.8) 

Hier  hat  man  bis  jetzt  einfach  das  Kriegsgefangenenrecht  Platz  greifen 
lassen,  obschon   die  Voraussetzungen  für  ein  solches  nicht  gegeben  sind. 

Die  Festhaltung,  welche  sich  wegen  des  Fehlens  von  rechtlichen 
Ausführungsbestimmungen  den  ganz  besonderen  Verhältnissen  in  jedem 
einzelnen  Fall  frei  anpassen  kann,  wird  dem  militärischen  Interesse  aus- 
reichend und  wohl  auch  am  besten  dienen. 

§  23. 
Das  Wesen  der  Kriegsgefangenschaft. 

Das  Kriegsgesetzbuch  enthält  keine  B  e  gr  i f  f  sb  es  t i  m  mu  n  g  des  Kriegs- 
gefangenen mehr. 

Im  Art.  23  der  Brüsseler  Deklaration  hatte  es  geheissen: 

„Les  prisonniers  de  guerre  sont  des  ennemis  legaux  et  desarmes.* 

Diese  Begriffsbestimmung  war  in  gewisser  Art  der  Restbestand  einer 
anderen,  noch  weitergefassten  Definition  im  Art.  23  des  ersten  russischen 
Entwurfs  der  Brüsseler  Konferenz. 


')  Vgl.  z.  B.  Lueder  IV.  451  und  das  Generalstabsheft  S.  13. 
*)  Bonfils-Grah,  Lehrb.  des  VR.  S.  599. 
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Wie  bereits  erwähnt, *)  wurde  im  Haag  die  gesetzliche  Kriegsgefangenen- 
Definition  auf  den  Antrag  des  österreichischen  Bevollmächtigten  Lammasch 
gestrichen. 2) 

Der  Rolinsche  Kommissionsbericht  gab  als  Grund  der  Streichung 
an :  Die  Definition  sei  ungenau  gewesön  und  es  sei  schwer,  eine  vollständigere 
und  genauere  zu  finden.8)  Es  hat  sich  aber  auch  schon  oft  gezeigt,  das 
gesetzliche  Definitionen  überhaupt  etwas  Missliches  haben:  omnis  definitio 
periculosa.  Die  Definition  der  Kriegsgefangenen  insbesondere  als  „ennemis 
d6sarm6su  stand  schon  der  milderen  Übung  entgegen,  unter  gewissen 
Verhältnissen  den  Offizieren  und  Beamten  den  Degen  zu  lassen. 4)  M6rignhac  B) 
meint  auch:  „an  ne  voit  pas  tres  nettement  ce  qu'est  un  ennemi  legal.11 
Gesetzlicher  Feind  ist  aber  derjenige,  der  zur  Kriegspartei  oder  zur  be- 
waffneten Macht  der  kriegführenden  Partei  gehört. 

Das  KGB.  hat  mit  gutem  Grund  von  einer  Definition  abgesehen 
und  sich  darauf  beschränkt,  die  Grundlinien  für  die  Behandlung  der  Kriegs- 
gefangenen festzulegen. 

Das  KGB.  hat  die  Kriegsgefangenschaft  als  Rechtsinstitut  förmlich 
ausgebaut. 

Dabei  bemerke  ich  aber  noch  einmal,  dass  für  einen  Teil  der  Nicht- 
kombattanten die  Bestimmungen  über  Kriegsgefangenschaft  versagen.  Für 
das  Sanitätspersonal  nämlich  gelten  die  besonderen  Bestimmungen  der 
Genfer  Konvention.  Und  hiernach  wird  das  Sanitätspersonal,  welches  in 
die  Hände  des  Feindes  fällt,  nicht  kriegsgefangen.6) 

I.  Der  Art.  4  Abs.  1  des  KGB.  bestimmt  in  Übereinstimmung  mit 
dem  Art.  23  Abs.  2  —  anders  Art.  28  Abs.  1  —  der  Brüsseler  Deklaration: 

„Die  Kriegsgefangenen  stehen  unter  der  Gewalt  der  feindlichen  Regierung, 
nicht  in  der  Gewalt  der  Personen  oder  der  Abteilungen,  die  sie  gefangen  genommen 
haben." 

1.  Die  Gefangennahme  erfolgt  rein  tatsächlich  durch  militärische 
Abteilungen  oder  auch  einzelne  Soldaten,  in  deren  Gewalt  man 
gefallen  ist.7) 

Der  Art.  7  Abs.  2  des  KGB.  hat  freilich  die  Wendung: 

„Truppen  der  Regierung,  die  sie  gefangen  genommen  hat." 

Damit  will  indes  nur  gesagt  werden,  dass  die  gefangennehmenden 
Truppen  nur  für  ihre  Regierung  handeln  und  diese  vertreten. 


l)  Vgl.  oben  S.  116. 

9)  III.  87. 

8)  III.  36  f. 

*)  So  insbesondere  auch  das  französische  Kriegsgefangenenreglement  v.  1893  Art  10. 
Ebenso  bestimmte  neuestens  Art.  7  des  russisch-japanischen  Kapitulationsvertrags  von 
Port  Arthur  vom  2.  Januar  1905:  „In  Anbetracht  des  tapferen  Widerstandes,  den  die 
russische  Armee  geleistet,  wird  die  japanische  Armee  den  Offizieren  der  russischen 
Armee  und  Flotte,  ebenso  den  zu  ihnen  gehörenden  Beamten  gestatten,  ihren  Degen  zu 
behalten." 

ö)  La  conf*  intern,  de  la  paix  p.  184. 

6)  Vgl.  unten  §  79. 

7)  Vgl.  auch  KGB.  Art.  13:  „Wenn  sie  in  Feindeshand  geraten."  Ähnlich  das 
Haager  Rotekreuzabkommen  Art.  9:  „Die  in  die  Hände  der  anderen  (Kriegspartei)  fallen, 
sind  Kriegsgefangene." 
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Im  übrigen  ist  das  KGB.  lückenhaft  und  gilt  daher  noch  ergänzend1) 
gemeines  Völkerrecht. 

Hiernach  gelangen  Angehörige  einer  Eriegspartei  in 
die  feindliche  Gewalt,  indem  sie  kampfunfähig  oder  doch 
überwunden,  wehrlos  oder  entwaffnet  werden,  oder  schliess- 
lich sich  ergeben  resp.  infolge  einer  Kapitulation  der  Kom- 
mandostelle ihren  Widerstand  aufzugeben  haben. 

2.  Mit  dem  Ende  der  Widerstandskraft  der  Soldaten  legt  sich  also 
die  schützende  Hand  des  Kriegsrechts  auf  ihr  Haupt.  Sie  müssen 
jetzt  geschont  werden  und  deshalb  werden  sie  Kriegsgefangene. 

Deshalb  verbietet  das  KGB.  Art.  23  lit.  c 

„die  Tötung  oder  Verwundung  eines  die  Waffen  streckenden  oder  wehrlosen 
Feindes,  der  sich  auf  Gnade  oder  Ungnade  ergibt. 

Auch  die  Erklärung,  dass  kein  Pardon  gegeben  wird,  ist  nach 
KGB.  Art.  23  lit.  d  untersagt. 

Die  Kriegsgefangenschaft  ist  also  heute  eine  Rechtschutzeinrichtung 
und  der  Art.  3  und  13  spricht  daher  von  einem  „Recht  auf  Behandlung  als 
Kriegsgefangene41. 

3.  Ausnahmen  rechtfertigt  nur  der  Kriegsnotstand.2) 
Wo  die  örtliche  Kriegslage  die  Durchführung  unmöglich  macht,  oder  inso- 
weit die  Kriegsgefangenen  für  die  gefangennehmenden  Truppen  eine  nicht 
anders  zu  beseitigende  Lebensgefahr  werden  würden,  ist  die  Tötung8)  kraft 
Notrechts  erlaubt.4)  Damit  ist  gesagt,  dass  die  Tötung  nur  unter  dem 
Zwang  ausnahmsweiser  Notstandsverhältnisse  gerechtfertigt  erscheint ; ö) 
aber  eine  gewisse  Verallgemeinerung  des  Notstands  kann  auf  entlegeneren 
Kriegsschauplätzen  sehr  wohl  gegeben  sein. 

Also  im  Falle  dringender  Not  versagt  der  Anspruch  auf  Kriegsge- 
fangenschaft und  ist  der  Kampf  bis  zum  Tod  gestattet.  Ist  es  aber  auch 
erlaubt,  den  in  Gnaden  aufgenommenen  Feind  noch  zu  töten?8) 

Man  begreift  es,  dass  Felix  Dahn  ein  solch  haarsträubendes  Recht 
nicht  anerkennen  will  und  er  hat  hier  insbesondere  die  französische  Lite- 
ratur für  sich. 

Aber  Vattel,  Heffter,  Neumann,  Lueder  u.  s.  w.  lassen  auch  hier  die 
Notstandserwägung   gelten  und  denken   dabei,  vom  Fall  des  Treubruchs 


*)  Vgl.  oben  S.  46  f. 

8)  Über  diesen  vgl.  oben  S.  8—15. 

3)  Dass  bei  Widersetzlichkeit  und  Fluchtversuch  der  Kriegsgefangenen  von  der  Waffe 
Gebrauch  gemacht  werden  darf,  versteht  sich  von  selbst.  Vgl.  das  Generalstabsheft  S.  16 

4)  Man  kann  z.  B.  die  Gefangenen  unmöglich  festhalten,  fortschaffen,  unterbringen, 
oder  ernähren,  andernteils  aber  auch  ohne  Gefahr  oder  Schädigung  nicht  ziehen  lassen. 
Vgl.  Lueder  in  Holtzendorffs  Hdb.  des  VR.  IV.  437.  Hier  (S  447)  ist  indes  mit  Recht 
betont,  dass  derartige  Notlagen  bei  den  vorzüglichen  Transportverhältnissen  unserer  Zeit 
und  bei  den  verhältnismässig  geringen  Schwierigkeiten  der  Ernährung  wohl  kaum  vor- 
kommen werden. 

*)  Inbesondere  erklärt  auch  das  Generalstabsheft  S.  16,  die  Tötung  nur  im  Rahmen 
der  „Kriegsnotwendigkeit",  ,nur  im  Falle  äusserster  Notwendigkeit"  für  erlaubt. 

e)  Vgl.  über  diese  delikate  Streitfrage  Lueder,  Holtzendorffs  Hdb.  des  VR.  IV.  437  . 
441,  und  andernteils  Bonfila  Lehrb.  des  VR.  598.    An  beiden  Stellen  Literatur. 
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abgesehen,  daran,  dass  „ganz  besondereund  zwingende  Notstands- 
Gründe"1)  gegeben  sind,  insbesondere  eine  neue  durch  das  Dasein 
der  Kriegsgefangenen  verstärkte  Gefahr  hinzugetreten  ist.2) 

Der  Marschall  v.  Camp-Severt  hatte  auf  der  Brüsseler  Konferenz  am 
5.  August  1874  diese  Massacre-Kontroverse  angeschnitten;  aber  man  fand 
die  Frage  zu  speziell.  Auch  die  Haager  Konferenz  schwieg  sich  nach 
dem  Vorbild  des  Manuel  darüber  aus. 

Ich  bin  der  Ansicht,  dass  die  ganze  Frage  eine  mehr  theoretische  als 
praktische  Bedeutung  hat. 

Ich  kann  mir  nämlich  die  militärische  Notwendigkeit  für  ein  Ge- 
fangenen-„massacreu  nicht  recht  vorstellen. 

Wenn  man  eine  Position  nicht  mehr  halten  kann,  so  muss  man  sie 
eben  aufgeben,  und  wenn  man  Kriegsgefangene  nicht  mehr  ausreichend 
bewachen  kann,  muss  man  sie  laufen  lassen.  Da  sehe  ich  noch  nichts 
von  einem  Kriegsnotstand.  Man  hat  sich  dann  möglicherweise  über  die 
eigene  Kraft  getäuscht. 

Man  muss  auch  bedenken,  dass,  wenn  noch  die  Niedermetzelung  zu 
gewärtigen  ist,  eine  Ergebung  insolange  nicht  zu  erwarten  ist,  als  man 
überhaupt  noch  die  Waffe  gebrauchen  kann.  Etiam  hosti  fides  servanda 
est.8)  Die  gefangenhaltenden  Truppen  sind  aber  auch  be- 
rechtigt, alle  nötigen  Sicherheitsvorkehrungen  zu  treffen.  Sie 
mögen  also  nur  die  Vorgesetzten  von  den  Gefangenen  trennen ,  Waffen  und 
Munition  und  je  nach  der  Sachlage  auch  die  Stiefel  nehmen.  Die  Kriegs- 
gefangenen unterstehen  weiter,  solange  sie  unter  der  Gewalt  der  feind- 
lichen Truppen  sind,  ganz  wie  diese,  den  militärischen  Befehlen.  Für  die 
Durchführung  eines  Dienstbefehles  im  Felde  und  gar  vor  dem  Feind  hat 
aber  das  Militärrecht  höchst  wirksame  Mittel  bereitgestellt. 

Selbstverständlich  können  hier  die  Kriegsgefangenen  nicht  besser 
gestellt  sein  wie  die  eigenen  Truppen ;  und  wenn  bei  Auflehnung  und  Über- 
fall der  Kriegsgefangenen  alsdann  gegen  diese  noch  einmal  die  Waffen 
sprechen,  so  steht  das  unter  einem  anderen  Titel. 

Das  französische  Kriegsgefangenenreglement  v.  1893  Art.  26  Abs.  8 
hat  die  Bestimmung :  Falls  die  militärische  Begleitung  eines  Gefangenentrans- 
ports mit  dem  Feinde  in  Kampf  gerät,  hat  sie  den  Gefangenen  zu  be- 
fehlen, sich  zur  Erde  zu  werfen  und  darf  auf  sie  schiessen,  wenn  sie  ohne 
Befehl  sich  wieder  erheben. 

Wenn  sich  das  Truppenkommando  angesichts  dieser  gewiss  höchst 
peinlichen  Stellung  der  Kriegsgefangenen  immer  noch  auf  einen  militärischen 
Notstand  zurückziehen  will,  um  direkt  die  Mittel  der  Unmenschlichkeit  zu 

')  Lueder  S.  437  mit  dem  Zusatz:  .Gewiss  ist  in  solchen  Zwangslagen  womöglich 
noch  skrupulöser  zu  prüfen,  ob  die  Tötung  wirklich  ganz  unerlässlich  und  ob  es  nicht» 
wenn  auch  nur  in  fast  die  Grenze  des  vom  Kriegszweck  Geforderten  über- 
schreitender Weise  möglich  ist,  im  Interesse  der  Humanität  vor  so  furch  tbarer  Mass- 
nahme zurückzuweichen.  Ist  nach  Lage  der  Umstände  aber  jene  unerlässliche  Not- 
wendigkeit gegeben  und  diese  Möglichkeit  nicht  vorhanden  —  so  ist  die  Massnahme 
kriegsrechtlich  zulässig." 

*)  Lueder  S.  441. 

8)  Vgl.  unten  §  30,  31. 
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rechtfertigen ,  so  kann  das  die  unerwünschte  Wirkung  haben,  dass  man 
auch  gegen  die  allerberechtigsten  Forderungen  der  militärischen  Notwen- 
digkeit misstrauisch  wird  und  dass  insbesondere  auch  der  Gegner  zu  Re- 
pressalien greift,  welche  den  Charakter  des  Kriegs  als  eines  ritterlichen 
Kampfes  aufzuheben  geeignet  sind. 

Es  ergibt  sich  noch  die  weitere  Frage,  ob  ungefährliche  und  unschäd- 
liche Kriegsgefangene  erschossen  werden  dürfen,  um  für  Rechtswidrigkeiten 
der  Heeresleitung  Vergeltung  zu  üben.  Der  Geist  des  Art.  50  spricht  dagegen. 

Auf  dem  Gebiet  der  Repressalien  fehlt  aber  im  übrigen  zur  Zeit  noch  jede 
Rechtsschranke  und  mithin  auch  das  gewünschte  Verbot.1)  Die  ganze  Frage 
liegt,  um  mit  der  Brüsseler  Konferenz  zu  sprechen,  noch  auf  dem  Altar  der 
Menschlichkeit,8)  welche  allerdings  eine  derartige  Vergeltung  missbilligen  muss. 

4.  Die  Kriegsgefangenen  sind  Staatsgefangene,8) d.h.  Gefangene 
des  gegnerischen  Staates,  nicht  der  Soldaten  oder  der  Abteilungen, 
welche  sie  gefangen  nehmen.     Das  setzt  auch  KGB.  Art.  7  und  8  voraus. 

Erst  diese  nach  dem  30jährigen  Krieg  sich  vollziehende  Beseitigung 
der  „Privatgefangenschaft14  4)  leitete  das  humane  Gefangenenrecht  der  Neu- 
zeit ein. 

Jetzt  minderten  sich  die  Grausamkeiten,  zu  welchen  Rache  und 
Kampfesrausch  getrieben  hatten,  und  die  Kriegsgefangenschaft  hörte  auf, 
ein  Erpressungsmittel  zu  werden.  Das  Lösegeld  verschwand  damit  über- 
haupt aus  dem  Kriegsrecht. 

Auch  in  der  Auffassung  der  feindlichen  Regierung,  deren  Gewalt 
nunmehr  die  Kriegsgefangenen  unterstehen,  haben  die  letzteren  nur  einfach 
ihre  Pflicht  erfüllt,  und  sie  sind  daher  keine  Straf-6)  sondern  nur  Sicher- 
heitsgefangene.6)  Das  ist  seit  Bluntschli7)  ein  geflügeltes  Wort.  Die 
Kriegsgefangenschaft  verfolgt  heute  lediglich  den  Zweck, 
dje  weitere  Teilnahme  am  Krieg  unmöglich  zu  machen. 

IL  Über  dem  Gefangenenrecht  steht  die  Schutzbestimmung  des 
Kriegsgesetzbuchs  (Art.  4  Abs.  2):8) 

„Die  Kriegsgefangenen  sollen  mit  Menschlichkeit  behandelt  werden." 

Misshandlungen  und  Beleidigungen  der  Kriegsgefangenen  sind  rechts- 
widrig und  müssen  insbesondere  auch  schon  beim  Transport  durch  ge- 
nügende Begleitungsmannschaften  abgewehrt  werden.  Andernteils  sind  aber 
alle  Massregeln  erlaubt,  die  nötig  sind,  um  Befreiungsversuche  zu  ver- 
hindern. 9) 

*)  Generalstabsheft  S.  15  f. 

*)  Vgl.  unten  §  30. 

3)  Zorn  „Im  neuen  Reich"  S.  345. 

*)  Triepel  291. 

5)  Die  Kommission  der  Brüsseler  Konferenz  hatte  in  Anlehnung  an  die  Amerikanische 
Kriegsrechtsinstruktion  vorgeschlagen,  das  ausdrücklich  hervorzuheben  („les  prisonniers 
de  guerre  ne  sont  point  des  criminels").  Aber  auf  den  Antrag  des  österr.  Bevollmäch- 
tigten General  v.  Schönfeldt  wurde  diese  Bestimmung  wieder  gestrichen,  weil  eine  solche 
Wendung  im  Abkommen  für  die  Kriegsgefangenen  verletzend  sei.  Vgl.  v.  Martens,  La 
paix  et  la  guerre  p.  469 

e)  Über  Rücksichten  der  Sicherheit  vgl.  z.  B.  Art.  5  des  KGB. 

7)  Völkerrecht  Nr.  681. 

")  Wörtlich  übereinstimmend  mit  Art  23  Abs.  3  der  Brüsseler  Deklaration. 

•)  Vgl.  das  cit.  Generalstabsheft  S.  18  und  16. 


124  §  24«    Die  Behandlung  in  der  Kriegsgefangenschaft. 

IH.  Der  Abs.  3  des  Art.  4  lautet: 

„Alles,  was  ihnen  persönlich  gehört,  verbleiht  ihr  Eigentum,1)  aus- 
genommen Waffen,  Pferde  und  Schriftstücke  militärischen  Inhalts/' 

Die  Brüsseler  Deklaration  2)  hatte  vom  Eigentumsschutz  nur  die  Waffen 
ausgenommen.  Die  jetzige  Formulierung,  bei  welcher  der  Kriegsgefangene 
auch  die  Pferde  und  die  Schriftstücke  militärischen  Inhalts  verliert,  geht  auf 
den  italienischen  General  Zuccari  zurück.8) 

Der  belgische  Bevollmächtigte  Beernaert  wünschte  einen  Zusatz, 
welcher  dem  Oberbefehlshaber  die  Befugnis  („peuvent")  zubilligt,  den 
Offizieren  den  Degen  zu  belassen.4) 

Aber  der  französische  Bevollmächtigte  Renault  erwiderte,  es  handele 
sich  im  KGB.  nicht  um  das,  was  man  tun  könne,  sondern  was  man  tun 
oder  unterlassen  müsse.  Eine  Bestimmung,  wie  sie  Beernaert  wünsche, 
gehöre  somit  nicht  hierher.*) 

Der  Beernaertsche  Vorschlag  konnte  in  der  gesetzlichen  Definition 
der  Kriegsgefangenen  „ennemis  16gaux  et  dösarmös"  eine  gewisse  Recht- 
fertigung finden.  Nachdem  diese  Begriffsbestimmung  aber  gestrichen  war,6) 
bedurfte  es  allerdings,  wie  auch  Lammasch  betonte,7)  keines  beson- 
deren Vorbehalts  mehr,8) 
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Die  Kriegsgefangenschaft  hat  heute  im  Unterschied  zum  römischen 
Rechte  keinen  Einfluss  auf  die  Rechtsfähigkeit  mehr. 

Deshalb  kann  der  Kriegsgefangene  insbesondere  auch  testieren9)  und 
bei  seinem  Tod  erfolgt  ordnungsgemäss  die  Herausgabe  zur  Verlassen- 
schaftsregulierung. 10) 

I.  Wo  werden  die  Kriegsgefangenen  untergebracht? 

Der  Art.  5  des  Krifegsgesetzbuchs ll)  bestimmt: 

„Die  Kriegsgefangenen  können  in  Städten,  Festungen,  Lagern  oder  an  an- 
deren Orten  interniert  werden  mit  der  Verpflichtung,  sich  nicht  über  eine  be- 


*)  Damit  hangt  Art.  14  Abs.  2  zusammen.  Der  Art.  7  des  Kapitulationsvertrags 
von  Port  Arthur  v.  2.  Januar  1905  gestattete  den  gefangengenommenen  russischen  Offizieren 
und  Beamten,  „ihr  privates  Eigentum,  soweit  es  zum  Lebensunterhalt  direkt  erforderlich 
ist,  mit  sich  zu  nehmen."    Der  letzte  Zusatz  fehlt  in  Art.  6  und  8. 

*)  Art.  23  Abs.  5. 

8)  III.  86.  Vorher  hatte  Lammasch  einen  allgemeinen  Zusatz  angeregt:  „armes 
et  tout  ce  qui  sert  directement  au  but  de  la  guerre"  (III.  86). 

*)  III.  87. 

6)  a.  a.  0.  Über  die  einschlägige  Bestimmung  des  franzoschen  Kriegsgefangenen* 
reglements,  die  wegen  ihres  staatsrechtlichen  Charakters  allerdings  einen  Sinn  hat, 
vgl.  oben  S.  120*. 

•)  Vgl.  oben  S.  116,  120. 

7)  a.  a.  0. 

8)  In  der  zweiten  Lesung  der  Unterkommission,  wo  der  Artikel  bereits  seine  durch 
den  Redaktionsausschuss  angewiesene  heutige  Stellung  hatte,  brauchte  nichts  mehr  ge- 
ändert zu  werden  (III.  160). 

•)  Die  Kriegsgefangenen  sind  hierin  sogar  nach  Art.  19  privilegiert,  vgl.  unten  §  29. 

10)  Vgl.  KGB.  Art.  14  Abs.  2. 

")  Wörtlich  übereinstimmend  mit  Art.  24  der  Brüsseler  Deklaration.  Vgl.  die  erste 
Lesung  der  Unterkommission  III.  87,  die  zweite  Lesung  III.  160,  den  Rolinschen  Kom- 
missionsbericht III.  37. 
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stimmte  Grenze  hinaus  zu  entfernen ;  dagegen  dürfen  sie  nicht  eingesperrt  werden, 
wenn  es  nicht  dringende  Rücksichten  der  Sicherheit  erfordern." 

Kriegsgefangene  dürfen  im  allgemeinen,  d.  h.  wenn  es  nicht  dringende 
Rücksichten  der  Sicherheit  erfordern,  weder  ins  Gefängnis  abgeführt,  noch 
überhaupt  eingesperrt  werden.  Sie  sollen  ja  nur  vom  Kampf  ferngehalten 
werden  und  da  genügt  eine  Internierung,  zu  welcher  daher  das  Kriegs* 
gesetzbuch  ermächtigt. 

Mit  der  Internierung  verbindet  sich  die  Verpflichtung,  sich  nicht  über 
eine  bestimmte  Grenze  hinaus  zu  entfernen.  Andernteils  haben  die  Kriegs- 
gefangenen ein  Recht  auf  gesunden,  reinlichen  und  anständigen  Aufenthalt 
und  im  Rahmen  der  durch  Sicherheitsrücksichten  notwendig  gewordenen 
Einschränkungen  sowie  in  Beobachtung  der  Garnisons-  und  Hausordnung 
Anspruch  auf  freie  Bewegung. x)  Die  Korrespondenz  und  der  Verkehr  der- 
selben wird  nur  im  Interesse  der  Sicherheit  überwacht,  und  im  Falle  der 
Erkrankung  findet  Pflege  nach  Massgabe  der  Genfer  Konvention  statt.8) 

II.  Wer  hat  für  den  Unterhalt  der  Kriegsgefangenen  zu  sorgen? 
Welche   Grundsätze  sind  für  die  Behandlung  massgebend? 

Darauf  hatte  Art.  27  der  Brüsseler  Deklaration8)  die  Antwort  gegeben, 
welche  uns  jetzt  mit  geringer  Änderung  im  Art  7  des  Kriegsgesetzbuchs 
entgegentritt. 4) 

Der  Art.  7  des  KGB.  bestimmt: 

„Die  Regierung,  in  deren  Gewalt  sieb  die  Kriegsgefangenen 
befinden,  hat  für  ihren  Unterhalt  zu  sorgen. 

Falls  nicht  besondere  Vereinbarungen 5)  zwischen  den  Kriegsparteien  getroffen 
werden,  sind  die  Kriegsgefangenen  in  Beziehung  auf  Nahrung,  Kleidung  und 
Unterkunft9)  ebenso  zu  behandeln,  wie  die  Truppen  der  Regierung, 
die  sie  gefangen  genommen  hat." 

1.  Die  Unterhaltspflicht  hat  der  gefangennehmende 
Staat. 

Das  Generalstabsheft  erkennt  das  an  und  sagt  (S.  15): 

„Die  Kriegsgefangenen  unterstehen  den  Gesetzen  und  der  Rechts* 
Ordnung  des  Landes  und  des  Ortes,  in  dem  sie  sich  befinden, 
namentlich  den  für  die  Trujrpen  des  betreffenden  Staa- 
tes gegebenen  Vorschriften.  Sie  sind  wie  die  eigenen 
Soldaten  zu  behandeln,  nicht  schlechter,  aber  auch  nicht 
besser.44 

Die  Kriegsgefangenen  müssen  sich  also  auch  mit  den  landesüblichen 
Nahrungsmitteln  begnügen. 

Geht  man  davon  aus,  dass  es  sich  in  der  im  Art.  7  angeordneten 
Unterhaltspflicht  nur  um  eine  einspringsweise  Sorge  für  fremde  Angelegen- 


')  Generalstabsheft  S.  13.  Vgl.  auch  das  französische  Kriegsgefangenenreglement 
Art  62  ff. 

*)  a.  a.  0.  S.  15. 

s)  Vgl.  oben  S.  27. 

*)  Bezüglich  der  Verhandlungen  vgl.  III.  87  u.  160.  Den  Rolinschen  Kommissions- 
bericht vgl.  III.  37. 

5)  Die  Brüsseler  Deklaration  hatte  im  Art.  27  Abs.  2  die  überflüssige  Bestimmung, 
dass  solche  Vereinbarungen  zulässig  seien. 

*)  „couchage"  wurde  auf  den  Antrag  von  Beernaert  noch  eingestellt  (III.  87). 
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heiten  handelt,1)  so  wird  dieselbe  nur  nach  Massgabe  der  Notwendigkeit 
einzusetzen  haben  und  steht  der  eigenen  und  vielleicht  auch  besseren 
Verköstigung,  wenn  dadurch  nur  keine  Störungen  und  Belästigungen  der 
gefangenhaltenden  Regierung  entstehen,  nichts  im  Weg. 

Bluntschli  wollte  daher  die  staatliche  Unterhaltspflicht  überhaupt 
nur  für  den  Fall  anerkennen,  dass  der  Kriegsgefangene  nicht  für  sich  selbst 
zu  sorgen  im  stände  sei,  sei  es  durch  Barmittel  oder  Kredit. 

L  u  e  d  e  r  indes  meint,  und  meines  Erachtens  mit  Recht,  dass  sich  diese 
Beschränkung  in  solcher  Allgemeinheit  kaum  aufstellen  lasse,2)  dass  aber 
sicherlich  der  gefangenhaltende  Staat  berechtigt  sei,  die  Verwendung  der  nach- 
weislich im  Besitz  des  Gefangenen  befindlichen  oder  in  seinen  Besitz  kom- 
menden Mittel  zur  Bestreitung  seines  Lebensunterhaltes  anzuordnen.8) 

2.  Der  Art.  7  verpflichtet  den  gefangennehmenden  Staat  lediglich 
dazu,  im  Rahmen  der  Notwendigkeit  zunächst  einmal  für  den  Unter- 
halt der  Kriegsgefangenen  aufzukommen,  sagt  aber  nichts  da- 
rüber, ob  er  dafür  Deckung  findet  oder  Regress  nehmen  kann. 

Nur  für  die  kriegsgefangenen  Offiziere  fasst  der  Art.  17  eine  Sold- 
zahlung durch  die  gefangennehmende  Regierung  ins  Auge  mit  dem  Zusatz : 
„ihre  Regierung  hat  ihn  zurückzuerstatten1'. 

Über  den  Art.  17  vgl.  indessen  unten  §  29. 

a)  Einen  Regress  an  den  kriegsgefangenen  Soldaten  selbst 
gibt  es  nur  nach  Massgabe  des  Art.  6  Abs.  5.  Hier  ist  bestimmt, 
dass  ein  Rückersatz  der  Unterhaltskosten  aus  dem  Verdienst  er- 
folgt, den  die  Kriegsgefangenen  während  der  Kriegsgefangenschaft 
machen.4) 

Damit  ist  die  rechtliche  Begründetheit  eines  Regressanspruchs 
grundsätzlich  anerkannt. 

b)  Einen  Regressanspruch  kann  man  dann  aber  darüber  hinaus  nur 
dem  Staat  gegenüber  geltend  machen,  in  dessen  Kriegsdienst  die 
Kriegsgefangenen  tätig  gewesen  waren.     Er  besteht  aber  auch.5) 

Man  kann  nicht  einwenden,  der  Staat  hätte  ja  die  Gefangennehmung 
unterlassen  können.  Denn  man*  muss  davon  ausgehen,  dass  die  Kriegs- 
gefangenen dem  Feind  verfallen  waren  und  die  Abführung  in  die  Kriegs- 
gefangenschaft nur  ein  zu  Gunsten  des  unterlegenen  Staates  und  seiner 
besiegten  Truppen  aufgerichtetes  „Recht44  ist,  dessen  ökonomische  Sicher- 
stellung Sache  des  Interessierten  sein  muss.  Die  Kriegsgefangenen  bleiben 
doch  Soldaten  des  Feindes,  und  wenn  aus  der  Gefangennahme  auch  eine 
vorläufige  Unterhaltspflicht  des  gefangennehmenden  Staates  entsteht,  so 
muss  doch  schliesslich  wieder  klar  werden,  dass  es  sich  hier  um  den 
Unterhalt  für  feindliche  Truppen,  also  um  fremde  Geschäftsführung  handelt. 


*)  Vgl.  darüber  alsbald  Z.  2. 

2)  Holtzendorffs  Hdb.  des  VR.  IV.  440M. 

8)  a.  a.  0. 

*)  Vgl.  unten  S.  127  ff. 

5)  Ebenso  L entner,  „Das  Recht  im  Kriege  S.  97:  „Die  Regierang,  in  deren  Ge- 
walt sich  die  Gefangenen  befinden,  hat  ihre  Verpflichtung  vorbehaltlich  des  Rück- 
ersatzes beim  Friedensschlüsse  nach  den  für  die  eigene  Armee  geltenden  Ge- 
bühren- und  Verpflegungsvorschriften  zu  bestreiten." 
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Anlässlich  des  russisch-japanischen  Friedensschlusses  von  Portsmouth 
im  Jahre  1905  wurden  denn  auch  diese  Gesichtspunkte  öffentlich  aner- 
kannt und  insbesondere  nach  der  Richtung  verwertet,  dass  der  russische 
Rnckersatz  für  die  von  Japan  gemachten  Kriegsgefangenenaufwendungen 
keine  verdeckte  Kriegskostenentschädigung,  sondern  nur  die  Erfüllung 
einer  völkerrechtlichen  Regresspflicht  sei,  wie  sie  sich  allgemein  aus  der 
negotiorum  gestio  ergibt.  Nach  Art.  13  des  Friedensschlusses  hatte  denn 
auch  Russland  nur  die  Differenz  des  von  beiden  Seiten  dafür  ausgegebenen 
faktischen  Betrages  zu  erstatten. 

Ob  freilich  beim  Friedensschluss  diese  Forderung  wirklich  angemeldet 
wird,  hängt  vor  allem  einmal  davon  ab,  ob  sich  in  der  Hauptsache  nicht 
vielleicht  gleiche  Forderungen  der  beiden  Kriegsparteien  gegenüberstehen. 
Sodann  kann  aber  auch  eine  derartige  Ordnung  der  Entschädigungsfrage 
erfolgt,  es  können  so  grosse  Zugeständnisse  gemacht  sein,  dass  die  Aus- 
lagen für  die  Kriegsgefangenen  mitgedeckt  erscheinen,  resp.  nicht  mehr 
angemeldet  werden  wollen1). 

III.  Wie  werden  die  Kriegsgefangenen  beschäftigt? 

Darauf  hatten  die  Art.  25  u.  26  der  Brüsseler  Deklaration  die  Ant- 
wort gegeben,8)  mit  welcher  man  sich  im  Haag  bei  der  ersten  Lesung 
der  Unterkommission  zunächst  zufrieden  gab;  doch  kündigte  Beernaert 
sofort  eine  neue  Fassung  an,8)  in  welcher  dann  die  Art.  25  u.  26  zum 
heutigen  Art.  6  vereinigt  wurden.*) 

Der  Art.  6  bestimmt: 

„Der  Staat  ist  befugt,  die  Kriegsgefangenen  nach  ihrem  Dienstgrad  und  nach 
ihren  Fähigkeiten  als  Arbeiter  zu  verwenden.  Diese  Arbeiten  dürfen  nicht 
übermässig  sein  und  in  keiner  Beziehung  zu  den  Kriegsunternehmungen  stehen. 

Den  Kriegsgefangenen  kann  gestattet  werden,  Arbeiten  für  öffentliche 
Verwaltungen  oder  für  Privatpersonen  oder  für  ihre  eigene 
Rechnung  auszuführen. 

Arbeiten  für  den  Staat  werden  nach  den  Sätzen  bezahlt ,  die  für 
Militärpersonen  des  eigenen  Heeres  gelten. 

Werden  die  Arbeiten  für  Rechnung  anderer  öffentlicher 
Verwaltungen  oder  für  Privatpersonen  ausgeführt,  so  werden  die 
Bedingungen  im  Einverständnisse  mit  der  Militärbehörde  festgestellt. 

Der  Verdienst  der  Kriegsgefangenen  soll  zur  Besserung  ihrer  Lage  ver- 
wendet und  der  Überschuss,  nach  Abzug  der  Unterhaltskosten,  ihnen  bei  der 
Freilassung  ausbezahlt  werden." 

Ich  schicke  folgendes  voraus. 

Weil  die  Kriegsgefangenen  ihrem  Dienstgrad  entsprechend  behandelt 
werden  sollen,  hat  der  Art.  9  des  KGB.  folgende  Ordnungsvorschrift  er- 
lassen: 

„Jeder  Kriegsgefangene  ist  verpflichtet,  auf  Befragen  seinen  wahren  Namen 
und  Dienstgrad  anzugeben ;  handelt  er  gegen  diese  Vorschrift,  so  können  ihm  die 


')  Auch  Bonfils  (VR.  S.  601)  sagt :  „Die  durch  den  Aufenthalt  der  Kriegsgefangenen 
verursachten  Kosten  verbleiben  zunächst  zu  Lasten  des  Nehmestaates.  Diese  Auslagen 
bilden  beim  Friedensschlüsse  den  Gegenstand  von  Sondervereinbarungen.'  „Zunächst" 
sagt  auch  Triepel  (Ztschr.  f.  Litt.  u.  Gesch.  IL  1894)  S.  302. 

2)  Vgl.  oben  S.  27. 

8)  III.  187. 

*)  Vgl.  in.  90,  160.  Die  jetzige  Stellung  wies  der  Redaktionsausschuss  der  Unter- 
kommission an  (III,  160).    Vgl.  auch  den  Rolinschen  Kommissions bericht  III.  37. 
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Begünstigungen ,    die    den    Kriegsgefangenen   seiner   Klasse   zustehen ,    entzogen 
werden.* *) 

Der  Rang  ist  aber  nicht  bloss  massgebend  für  die  begünstigende 
Behandlung,  sondern  auch  für  das  Strafrecht2)  wie  für  die  Auswechs- 
lung. 8) 

1.  Kriegsgefangene  können  zur  Arbeit  herangezogen 
werden. 

Das  Generalstabsheft  S.  14  betont  mit  Recht:  „Arbeit  bewahrt  vor 
Exzessen.     Auch  aus  sanitären  Gründen  ist  das  wünschenswert." 

Man  hatte  darüber  gestritten,  ob  das  Arbeiten  ins  Belieben  der 
Kriegsgefangenen  gestellt,4)  resp.  ob  wenigstens  ein  Zwang  zur  Arbeit 
grundsätzlich  ausgeschlossen  sei.6) 

Der  Text  folgte  der  herrschenden  Meinung,6)  dass  der  Staat  ein 
Recht  habe,  die  Kriegsgefangenen  als  Arbeiter  zu  verwenden,  dass  also 
die  Kriegsgefangenen  zur  Arbeit  angehalten  werden  dürfen. 

Bis  jetzt  hatte  man  sich  gesträubt  oder  war  doch  zaghaft,7)  dies  auch 
für  die  Offiziere  gelten  zu  lassen. 

Nach  Art.  6  Abs.  1  ist  der  Staat  „befugt,  die  Kriegsgefangenen  nach  ihrem 
Dienstgrad  und  nach  ihren  Fähigkeiten"  zu  verwenden. 

Darnach  könnte  man  veranlasst  sein,  die  Bestimmung  auch  für  Offi- 
ziere gelten  zu  lassen.  Aber  es  handelt  sich,  wie  der  Text  weiter  ergibt, 
lediglich  um  eine  Verwendung  „als  Arbeiter"  („comme  travailleurs"),  und 
eine  solche  wird  für  die  Offiziere  eben  durch  den  Dienstgrad  ausgeschlossen.8) 
Es  könnte  sich  bei  ihnen  wohl  auch  nur  um  Bureauarbeiten  und  andere 
rein  militärdienstliche  Beschäftigungen  handeln;  da  stünde  aber  die  Be- 
stimmung entgegen,  dass  die  Arbeiten  „in  keiner  Beziehung  zu  den  Kriegs- 
unternehmungen stehen"  dürfen.9) 

Die  Arbeiten  der  kriegsgefangenen  Soldaten  dürfen  übrigens  nicht 
übermässig  sein  (Art.  6  Abs.  1). 

Natürlich  dürfen  sie  auch  nicht  entkräftigend  und  erniedrigend  sein. 

Der  Art.  25  der  Brüsseler  Deklaration  hatte  das  eigens  hervor- 
gehoben. 

Dass  die  Arbeiten  nicht  zu  den  Kriegsunternehmungen  in 
Beziehung  stehen   dürfen,   war  schon   vor  der  Haager  Konferenz 


')  Diese  Bestimmung  ist  wörtlich  aus  der  Brüsseler  Deklaration  Art.  29  herüber- 
genommen. Vgl.  im  übrigen  III.  89  und  160,  sowie  den  Rolinschen  Kommissions- 
bericht III.  37. 

2)  MStGB.  §  158.  Vgl.  auch  Koppmann-Weigel,  Komm.  z.  MStGB.  3.  Aufl.  S.  588 
(zu  §  158). 

3)  Vgl.  später  §  26. 

*)  So  Galvo  und  Fiore  bei  Lueder  a.  a.  0.  438  A.13. 

5)  So  Rüstow  a.  a.  0. 

•)  Lueder  a.  a.  0.  434,  43818. 

7)  Vgl.  Lueder  a.  a.  0.  434. 

8)  A.  M.  Lueder  a.  a.  0.  438"  mit  dem  Zusatz :  „die  Kriegssitte  macht  davon  aber 
keinen  Gebrauch." 

9)  Die  Übertragung  der  Aufsichtsführung  bei  der  Kriegsgefangenenarbeit  halte  ich 
allerdings  auch  (Lueder  a.  a.  0.)  für  zulässig.  Doch  ist  das  keine  Beschäftigung  der 
Offiziere  als  Arbeiter;  sondern  das  Militärkommando  lässt  nur  die  alte  Dienstgewalt  im 
angeordneten  Umfang  und  unter  neuer  Aufsicht  weiter  funktionieren.  Der  Offizier  wird 
durch  eine  solche  Bestellung  wieder  Vorgesetzter  —  im  Rahmen  der  Neuordnung. 
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anerkannt.     Ober  den  Umfang  der  hierdurch   ausgeschlossenen   Arbeiten 
hat  man  aber  gestritten1)  und  wird  man  vermutlich  immer  streiten. 

Die  Haager  Konferenz  verfolgte  offenbar  das  Ziel,  die  Kriegsgefangenen 
möglichst  zu  schützen. 

Während  die  Brüsseler  Deklaration  nur  die  Arbeiten  traf,  die  in 
einem  „rapport  direct  avec  les  Operations  sur  le  thgätre  de  la 
guerre"  stehen,  sagt  das  Haager  K6B.  schärfer:  die  Arbeiten  sollen 
„aucun  rapport  avec  les  Operations  de  la  guerre"  haben.2) 

2.  Kennt  das  KGB.  auch  freiwilligeArbeiten  zum  Zweck  eines 
Nebenverdienstes? 

Das  KGB.  sagt  ja,  verlangt  aber  ausdrückliche  Gestattung  der  auf- 
sichtführenden Kommandostellen. 

Das  Generalstabsheft  (S.  14)  sieht  die  Gestattung  vor,  wenn  keine 
besonderen  Gründe  dagegen  vorliegen  und  fügt  hinzu,  die  französischen 
Kriegsgefangenen  der  Jahre  1870/1  hätten  es  dankbarst  empfunden,  dass 
sie  in  grossen  Massen  als  Erntearbeiter  Beschäftigung  fanden  und  auf  den 
Kontors  der  Kaufleute  oder  in  den  Werkstätten  der  Handwerker  oder  wo 
sonst  Gelegenheit  gegeben  war,  sich  einen  Nebenverdienst  verschaffen  durften. 

„Dies  ist,44  wie  auch  Bonfils 8)  betont,  „eine  Vergünstigung,  denn  die 
Gefangenen  erfreuen  sich  einer  grösseren  Freiheit  und  ihr  Verdienst  bleibt 
ihr  Eigentum.44 

Es  sind  zu  unterscheiden:  Arbeiten  für  den  Staat  resp.  öffentliche 
Verwaltungen,  für  Privatpersonen  und  für  eigene  Rechnung. 

Arbeiten  für  den  Staat  werden  wie  bei  den  eigenen  Soldaten  be- 
zahlt. In  allen  anderen  Fällen  hat  die  Militärbehörde  bei  der  Feststellung 
der  Verdienstbedingungen  mitzuwirken. 

Art.  6  Abs.  5  bestimmt  nun  weiter: 

„Der  Verdienst  der  Kriegsgefangenen  soll  zur  Besserung  ihrer  Lage  ver- 
wendet und  der  Oberschuss  nach  Abzug  der  Unterhaltskosten  ihnen  bei  der  Frei- 
lassung ausbezahlt  werden/' 

In  jedem  Fall,  wo  der  Kriegsgefangene  einen  Verdienst 
macht,  kann  derselbe  zunächst  zur  Deckung  der  Unterhalts- 
kosten verwandt  werden. 

Diese  vorweg  zu  leistende  Deckung  trat  bei  der  allerdings  gleichfalls 
mangelhaften  Fassung  der  Brüsseler  Deklaration4)  schärfer  hervor  als  im 
Haager  Kriegsgesetzbuch,  wonach  es  zumal  in  der  amtlichen  deutschen 
Übersetzung  scheinen  könnte,  als  ob  nur  der  nach  durchgeführter  Besserung 
der  Kriegsgefangenenlage  verbleibende  Überschuss  zu  dieser  Deckung  ver- 
wandt werden  solle. 

Es  handelt  sich  aber  immer  erst  um  den  Rückersatz  der  notwendigen 
Ausgaben. 

x)  Vgl.  Lueder  a.  a.  0.  438 u.  Triepel  (mit  Berufung  auf  Eichelmann)  will  alle 
Handlungen  des  Kriegsgefangenen  verboten  sehen,  „deren  Erfolg  sich  gegen  seinen 
Heimatsstaat  richten  soll"  S.  303.  Dem  kann  man  zustimmen.  Das  französische 
Kriegsgefangenenreglement  von  1893  enthalt  noch  keine  Einschränkung  (vgl.  a.  a.  0. 
S.  302). 

*)  Diese  Änderung  ist  im  Generalstabsheft  S.  14  übersehen« 

8)  VR   (übersetzt  von  Grah)  S.  601. 

*)  Art.  25  Abs.  3.    Vgl.  oben  S.  27. 

Meurer,  Haager  Friedenskonferenz  II.  9 
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Ergibt  sich  nach  der  Deckung  der  regulären  Unterhaltskosten  für  die 
Kriegsgefangenen  noch  ein  Plus,  so  soll  dieses  allerdings  zur  Besserung 
ihrer  Lage  verwendet  und  der  Überschuss  ihnen  bei  der  Freilassung  aus- 
bezahlt werden. 

Es  wird  sich  ein  solcher  Überschuss  eben  regelmässig  ergeben,  und 
das  wird  für  die  Bewerbung  um  derartige  Arbeiten  mitbestimmend  sein. 

§  25. 
Die  militärrechtliche  Unterordnung  in  der  Kriegsgefangenschaft. 

Über  die  militärrechtliche  Unterordnung  der  Kriegsgefangenen  handelt 
las  K6B.  in  dem  Art.  8,  der  auf  den  Art.  28  der  Brüsseler  Deklaration1) 
zurückgeht. 

Über  die  Frage,  ob  die  Kriegsgefangenen  unter  der  feindlichen  Militär- 
gewalt stehen  resp.  wann  die  Zivilgewalt  an  deren  Stelle  tritt,  wurde  früher 
gestritten.2) 

Das  geltende  Recht  schliesst  die  Zivilbehörden  hier  vollständig  aus. 

I.  Der  Art.  8  bestimmt  in  Abs.  1  Satz  1: 

„Die  Kriegsgefangenen  unterstehen  den  Gesetzen,  Vorschriften  und 
Befehlen,  die  in  dem  Heere  des  Staates  gelten,  in  dessen  Gewalt  sie  sich 
befinden. 

Die  Kriegsgefangenen  unterstehen  hiernach  dem  Militärrecht,  also 
insbesondere  dem  Militärstrafgesetzbuch  des  feindlichen  Staates, 
das  auf  Kriegsgefangene  freilich  nur  „entsprechende  Anwendung"  findet.3) 
Denn  viele  hier  mit  Strafe  bedrohte  Handlungen,  wie  z.  B.  Fahnenflucht 
und  Feigheit,  Selbstbeschädigung  und  Vorschützung  von  Gebrechen  können 
vom  Kriegsgefangenen  gar  nicht  verübt  werden.  Ebenso  kann  nicht  auf 
militärische  Ehrenstrafen,  wohl  aber,  wie  überhaupt  bei  Ausländern  auf 
bürgerliche  Ehrenstrafen  erkannt  werden. 

Die  Kriegsgefangenen  miterstehen  aber  auch  den  militärischen  Dienst- 
vorschriften und  Befehlen,*)  wie  die  Soldaten  der  eigenen  Armee.5) 

Die  feindlichen  Offiziere  sind  also  auch  die  Vorgesetzten  der  Kriegs- 
gefangenen, während  in  den  Reihen  der  Kriegsgefangenen  das  alte  Vor- 
gesetztenverhältnis erloschen  ist  und  deshalb  z.  B.  die  Burschen  der  ge- 
fangenen Offiziere  einfache  Privatdiener  werden.6) 

*)  Vgl.  denselben  oben  S.  27. 

*)  Vgl.  v.  Martens,  la  paix  et  la  guerre  p.  246  ff. 

8)  Vgl.  das  deutsche  MStGB.  §  158,  weiter  auch  §  9  Z.  4,  sowie  EG.  zur  MStGO. 
§  3,  wonach  freilich  die  Anwendung  der  Kriegsgesetze,  d.  h.  der  Vorschriften  für 
strafbare  Handlungen  im  Felde  nur  denjenigen  Kriegsgefangenen  gegenüber  zulässig  ist, 
welchen  das  eigens  vom  Ortskommando  angesagt  worden  ist.  Im  übrigen  vgl.  die  Aus- 
führungen von  Kries  in  der  Ztschr.  f.  d.  gesamte  StRWissensch.  VII,  624  ff.  und  Kopp- 
mann-Weigel  Komm.  z.  MStGB.  §  158. 

*)  Die  „Befehle"  hatte  die  Unterkommission  eingesetzt  (IIL  88).  Ausserdem  war 
hier  im  Widerspruch  zum  Art.  28  Abs.  1  der  Brüsseler  Deklaration  noch  einmal  beson- 
ders zu  betonen,  dass  die  Kriegsgefangenen  sich  nicht  in  der  Gewalt  der  Armee,  sondern 
des  Staates  befinden.  Diese  nochmalige  Feststellung  beschloss  die  Unterkommission  nach 
einem  Meinungsaustausch  von  Beernaert  und  Zuccari  (III  88).  Im  übrigen  vgl.  oben 
S.  120,  123. 

*)  Darüber  bestand  schon  früher  Einverständnis. 

•)  Generalstabsheft  S.  13. 
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II.  Der  Satz  2  bestimmt: 

„Jede  Unbotmässigkeit  kann  mit  der  erforderlichen  Strenge  geahndet 
werden." 

Das  ist  wörtlich  der  Abs.  4  des  Art.  23  der  Brüsseler  Deklaration, 
der  hierher  versetzt  wurde.1) 

Der  Satz  2  unterwirft  die  Kriegsgefangenen  der  Disziplinar -Straf- 
ordnung, was  in  der  deutschen  Disziplinar-Strafordnung  für  das  Heer  (§  2 
Z.  4)  bereits  staatsrechtlich  verwirklicht  ist. 

Mgrignhac  sagt  mit  Recht: 

„La  sürete  de  Vtltat  exige,  en  effet,  <Tune  moniere  imperieuse,  VappUcation 
aux  prisonniers  de  la  loi  du  vainqueur;  c*est  lä  un  point  consacri  par  toutes  les 
codifications  internationales  et  par  tous  les  rlgUments  internes  sur  la  matiere."  *) 

Am  Disziplinarrecht  hat  die  Macht  des  gefangennehmenden  Staates 
aber  auch  ihre  Grenze,  und  es  ist  beispielsweise  unerlaubt,  die  Kriegs- 
gefangenschaft in  der  Richtung  auszunützen,  um  Kriegsgeheimnisse  heraus- 
zupressen. 

III.  Wie  ist  Flucht  und  Fluchtversuch  zu  beurteilen? 

a)  Ganz  wie  die  Erörterungen  auf  und  nach  der  Brüsseler  Konferenz, 
so  ergaben  auch  die  Verhandlungen  im  Haag  hierüber  gegensätzliche 
Anschauungen. 

Die  Brüsseler  Deklaration3)  hatte  gegen  den  fliehenden  Kriegs- 
gefangenen nach  vorausgegangener  Aufforderung  den  Waffengebrauch  er- 
laubt und  gegen  den  Wiederergriffenen  Disziplinarstrafen  und  strengere  Auf- 
sicht gestattet,  während  die  gelungene  Flucht  bei  der  späteren  Wieder- 
gefangennehmung  straflos  bleiben  sollte. 

Man  wollte  den  Fluchtversuch  also  wohl  nicht  als  gemeines  Straf- 
vergehen, wohl  aber  als  Unbotmässigkeit  behandeln,  gegen  welche  der 
Art.  23  Abs.  4  der  Brüsseler  Deklaration,  der  mittlerweilen  beim  Art.  28 
(jetzt  8)  eingestellt  worden  war,  strenge  Massregeln  erlaubte. 

Das  erschien  indes  dem  österreichischen  Bevollmächtigten  Lammasch 
noch  als  zu  weitgehend  und  er  beantragte,  dem  Satz  2  die  Bestimmung 
anzuhängen : 

„Als  Unbotmässigkeit  soll  es  nicht  angesehen  werden,  wenn  der  Gefangene 
einen  Fluchtversuch  macht  und  die  Verrichtung  von  Geschäften  ablehnt,  zu  welchen 
er  nicht  verpflichtet  werden  kann/'4) 

Dieser  Vorschlag  wurde  aber  ohne  weiteres  abgelehnt,5)  leitete  jedoch 
eine  scharfe  Debatte  ein,  an  welcher  sich  Juristen  und  Militärs:  Lammasch, 
Gilinsky,  v.  Khuepach,  Gross  v.  Schwarzhoff,  Beernaert,  Descamps  und 
Rolin  beteiligten.6) 

Die  Verhandlung  war  lang7)  und  ergab  verschiedene  Meinungen. 

1.  Lammasch  führte  aus:  für  die  Kriegsgefangenen  besteht  ein 
Konflikt  der  Pflichten ;  deshalb  darf  man  wegen  eines  Fluchtversuchs  keine 

l)  Vgl.  III.  86,  87,  88. 

*)  La  conf.  intern,  de  la  paix  p.  186  mit  Berufung  auf  die  Militärreglements  von 
Österreich,  Spanien  und  Frankreich. 

8)  Art.  28  Abs.  2  u.  3.    Vgl.  oben  S.  27. 
*)  III.  88. 


8)  a.  a.  0. 
•)  a.  a.  0. 


7)  So  auch  Rolin  in  seinem  Kommissionsbericht  (III.  37). 

9* 
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Strafe,  auch  keine  Disziplinarstrafe  über  sie  verhängen.  Nach  dem  Flucht- 
gelingen straft  man  ja  auch  nicht  mehr.  Die  besonderen  Bestimmungen  über 
Fluchtversuch  und  Fluchtgelingen  können  demnach  einfach  gestrichen  werden. 
Lammasch  beantragte  deshalb  im  Abs.  2  des  alten  Art.  28  die  Worte 
„passible  de  peines  disciplinaires  ou"  und  weiterhin  den  ganzen  Abs.  3  zu 
unterdrücken. 

Lammaschs  Landsmann  v.  Khuepach  beschränkte  sich  darauf,  es 
einfach  als  eine  „anomalie"  zu  bezeichnen,  dass  man  nur  für  den  Flucht- 
versuch und  nicht  auch  für  das  Fluchtgelingen  eine  Strafe  vorsehe.  Das 
sei  lediglich  eine  Prämie  für  die  Geschicklichkeit. 

2.  Gilinsky  dagegen  erklärte  umgekehrt  die  Disziplinarstrafen  zur 
Bekämpfung  des  Fluchtversuchs  als  unzureichend.  Solche  Fälle  gehörten 
vor  das  Kriegsgericht,  auch  schon  aus  praktischen  Gründen.  Man  könne 
für  die  Kriegsgefangenen  im  Interesse  der  Kriegsfuhrung  nicht  allzuviel 
Wachmannschaften  hergeben  und  das  erleichtere  die  Flucht.  Geschickte 
Leute  könnten  so  ungestraft  wiederholt  entweichen  und  ihrer  Armee  Nach- 
richten vom  Feinde  bringen.1) 

Eine  weitere  Frage  war,  wie  es  gehalten  werden  soll,  wenn  sich  mit  dem 
Fluchtversuch  ein  Verbrechen,  z.  B.  Tötung  des  Wächters,  verbindet 

Der  Belgier  Rolin,  Vertreter  von  Siam,  stellte  fest,  dass  man  schon 
auf  der  Brüsseler  Konferenz1)  hier  einstimmig  den  Abs.  1  für  anwendbar 
erklärt  habe.     Der  Verbrecher  unterliege  eben  dem  Strafrecht 

Da  die  Unterkommission  diese  Entscheidung  billigte,  bestand  Gilinsky 
nicht  weiter  auf  seiner  Anregung,  aber  unter  dem  ausdrücklichen  Vor- 
behalt, dass  die  anlässlich  eines  Fluchtversuchs  begangenen  Verbrechen 
nicht  disziplinar,  sondern  strafrechtlich  nach  Massgabe  des  Militärstraf- 
rechts geahndet  würden. 

Beernaert  schlug  endlich  im  Sinne  des  Brüsseler  Projekts,  unter 
der  Zustimmung  der  Unterkommission,  folgende  schärfere  Fassung  des 
Abs.  1  vor: 

Les  prisonniers  6vad6s,  qui  seraient  repris  avant  d'avoir  pu  re- 

joindre  leur  arm£e,  sont  passibles  de  peines  disciplinaires. 

Die  Unterkommission  entsprach  diesem  Antrag  ebenso  wie  dem  An- 
trag des  deutschen  Obersten  v.  Gross-SchwarzhofT,  welcher  hinter  „armöe" 
nur  noch  den  Zusatz  wünschte: 

„ou  avant  de  quitter  le  territoire  occupö  par  Tarm^e  qui  les 
aura  capturäs.14  8) 

Das  ist  der  heutige  Abs.  2  des  Art.  8,  der,  abgesehen  von  der  Be- 
stimmung, dass  gegen  einen  fliehenden  Gefangenen  nach  vorhergegangener 
Aufforderung  von  der  Waffe  Gebrauch  gemacht  werden  darf,  die  jetzt  in 
Art.  8   fehlt,   nur   die   präzisere   Fassung  des   früheren  Art.  28  ist.     Es 


»)  III.  88. 

2)  Der  General  v.  Voigts-Rhetz  hatte  auf  der  Brüsseler  Konferenz  aas  der  Unter- 
werfung der  Kriegsgefangenen  unter  das  Örtliche  Militärstrafgesetzbuch  die  Strafbarkeit 
der  Meuterei  festgestellt.  Protoc.  Nr.  6.  (Sitzung  v.  6.  Aug.  1874.)  Vgl.  den  Rolinschen 
Kommissionsbericht  ITI.  37  f. 

»)  III.  88.  Zweite  Lesung  III.  160. 
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wurde  nämlich  bloss   noch  bestimmt,   wann  der  Kriegsgefangene  wieder 
ergriffen  sein  muss,  um  ihn  disziplinar  bestrafen  zu  können. 

Der  Abs.  3  des  heutigen  Art.  8,  welcher  inhaltlich 1)  vollständig  mit 
dem  früheren  Art.  28  Abs.  3  übereinstimmt,  erklärt  sodann  das  Fluchtgelingen 
als  völlig  straflos. 

b)  Ans  den  Bestimmungen  des  Art.  8  Abs.  2  und  3  über  den  Flucht- 
versuch und  das  Fluchtgelingen  ergibt  sich  folgendes  völkerrecht- 
liche Bild. 

1.  Schon  der  Zivilgefangene  setzt  sich  der  Gefahr  aus,  dass  er  bei  der 
Flucht  niedergeschossen  wird.  Für  den  Kriegsgefangenen  hatte  dies  auch 
die  Brüsseler  Deklaration  Art.  28  Abs.  2  eigens  betont. 

Die  Unterkommission  hat  das  dann  freilich  gestrichen,  und  so  fehlt 
jetzt  dieser  Satz  im  Kriegsgesetzbuch.  Aber  das  geschah  nicht,  um  das 
Recht  des  Waffengebrauchs  gegen  flüchtige  Kriegsgefangene  zu  bestreiten, 
sondern  man  wollte  nur  nicht  den  Schein  erwecken,  als  ob  die  Konferenz  diese 
äusserste  Massregel  auch  noch  unter  ihren  besonderen  Schutz  nehme.*) 

Aber  der  Fluchtversuch  ist  keine  gemeine  Straftat  und  fällt  nicht 
unter  das  Militärstrafgesetzbuch.8) 

Man  hatte  zugegeben,  dass  die  Flucht  der  Kriegsgefangenen  un- 
möglich als  Fahnenflucht  zum  Feind  angesehen  und  daher  auch  nicht 
mit  dem  Tode  bestraft  werden  könne.4)  Der  flüchtige  Kriegsgefangene 
entzieht  sich  ja  keiner  Verpflichtung  zum  Dienst  beim  Aufenthaltsstaat. 

Man  sagte  sich  weiter: 

Wer,  ohne  eine  Pflicht  abzuschütteln,  nur  dem  natürlichen  Freiheitsdrang 
folgt,  muss  vielmehr  überhaupt  vom  Strafgesetzbuch  unbehelligt  bleiben.5) 

Auch  das  RStGB.  §  120—121  bedroht  wohl  diejenigen,  welche  Ge- 
fangene befreien,  oder  die  Selbstbefreiung  unterstützen,  lä3st  aber  Flucht 
und  Fluchtversuch  selbst  straffrei.  Wenn  sich  die  Gefangenen  dabei  frei- 
lich der  Meuterei  schuldig  machen,  greift  StGB.  §  122  Platz. 

Ähnlich  liegt  die  Sache  bei  den  Kriegsgefangenen,  die  bei  „complot", 
„rebellion"  oder  „6meute"  der  Strenge  des  Strafgesetzbuchs  verfallen,6)  und 
wegen  aller  während  der  Flucht  begangenen  Delikte  vor  den  Strafrichter 
gestellt  werden,  während  sie  indes  wegen  des  Fluchtversuchs  selber  straf- 
frei bleiben  sollen. 


')  Die  Fassung  geht  auf  Beernaert  zurück.  (III.  88). 

')  Vgl.  den  Rolinschen  Kommissionsbericht  III.  38.  Das  französische  Kriegsgefange- 
nenreglement v.  1893  hat  (Art.  28  Abs.  2)  ausdrücklich  erlaubt,  auf  fliehende  Gefangene 
zu  schiessen,  ohne  dass  zuvor  ein  Anruf  erfolgt.  Vgl.  die  Rechtfertigung  dieses  Stand- 
punktes bei  Triepel  S.  300. 

*)  Das  Gegenteil  hatte  Gilinsky  gewünscht  Vgl.  oben  S.  132.  Dagegen  vgl.  aber 
Triepel  S.  301  und  die  dort  Citierten. 

4)  Vgl.  den  Rolinschen  Kommissionsbericht  III.  37.  Über  „Fahnenflucht1  vgl.  MStGB. 
§  69,  über  «Fahnenflucht  im  Felde"  §  71,  über  „Fahnenflucht  vom  Posten"  und  über 
«Fahnenflucht  zum  Feind"  §  73. 

5)  A.  M.  war  Gilinsky.    Vgl.  oben  S.  132. 

6)  Rolinscher  Kommissionsbericht  III.  37.    Bonfils  VR.  603. 
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Aber  andernteils  schliesst  es  der  militärische  Standpunkt  noch  mehr 
wie  die  Zivilordnung  aus,  dass  die  Kriegsgefangenen  ihren  militärischen 
Vorgesetzten  sozusagen  auf  der  Nase  herumtanzen. 

Zivilgefangene  verletzen  durch  Fluchtversuch  die  Hausordnung,  und 

Kriegsgefangene  begehen  dadurch  einen  „acte  d'insubordination",1)  welcher 

|  nach  dem  Abs.  1    des  Art.  8  „mit  der  erforderlichen  Strenge"  geahndet 

wird. 

Deshalb  setzt  der  Abs.  2  auf  Fluchtversuch  wenigstens  „diszipli- 
narische Bestrafung",2)  die  sich  natürlich  nach  dem  Dienstgrad  erhöhen 
wird.8) 

Das  deutsche  MStGB.  §  158  bedroht  die  strafbaren  Handlungen  des 
Kriegsgefangenen  „nach  Massgabe  seines  Militärrangs". 

Aber  nachdem  „die  Vorschriften  dieses  Gesetzes",  d.  h.  des  MStGB. 
„entsprechende  Anwendung"  finden  sollen,  ist  hier  auch  militärgerichtliche  *) 
Bestrafung  allerdings  nicht  wegen  Fahnenflucht,  wohl  aber  wegen  uner- 
laubter Entfernung  zulässig.5) 

Das  deutsche  Recht  steht  hier  also  noch  nicht  auf  dem  Boden  des 
neuen  Völkerrechts,  gibt  vielmehr  noch  den  von  Gilinsky  vertretenen  Stand- 
punkt wieder. 

2.  Die  Haager  Konferenz  folgte  weiterhin  der  Brüsseler  Deklaration 
ohne  weiteres  darin,6)  dass  diejenigen,  welche  nach  gelungener  Flucht 
wieder  gefangen  genommen  werden,  für  die  frühere  Flucht  keinerlei  Strafe, 
also  auch  keiner  Disziplinarstrafe  unterworfen  werden  dürfen. 

Hiernach  ist  also  die  vollendete  Flucht  völlig  straffrei  zu  lassen. 

Die  Unterkommission  ging  von  folgender  Erwägung  aus :  Der  Kriegs- 
gefangene, welcher  seine  Freiheit  wiedergewonnen  hat,  befindet  sich  tat- 
sächlich und  rechtlich  ganz  in  der  Lage  wie  derjenige,  der  niemals  Kriegs- 
gefangener geworden  ist. 7)  Das  hindert  freilich  nicht,  ihn  später  strenger 
als  andere  zu  bewachen.8) 

Dem  deutschen  MStGB.  (§  158)  ist  indes  dieser  Strafausschliessungs- 
grund  fremd  und  das  Delikt  ist  auch  nicht  etwa  körperlos  geworden. 

3.  Angesichts  der  Verschiedenheit  der  Behandlung,  welche  das  KGB. 
der  Flucht  und  dem  Fluchtversuch  angedeihen  Hess,  musste  es  beide 
scharf  von  einander  abgrenzen. 

*)  Auch  das  hatte  schon  Voigts-Rhetz  in  Brüssel  ausgeführt.  Vgl.  oben  S.  132*. 

2]  Im  Generalstabsheft  S.  14  heisst  es  :m  „Fluchtversuche  Einzelner,  welche  nicht 
ihr  Ehrenwort  verpfändet  haben,  können  als  Äusserungen  eines  natürlichen  Freiheits- 
triebes nicht  als  Verbrechen  angesehen  werden.  Sie  sind  infolgedessen  durch  Beschränkung 
der  gewährten  Freiheiten  und  schärfere  Überwachung,  nicht  aber  mit  dem  Tode  zu  be- 
strafen". 

3)  Das  ist  insbesondere  der  Standpunkt  des  französischen  Reglements.  Vgl.  Triepel 
S.  300. 

*)  EG.  z.  MStGO.  §  3.  Vgl.  weiter  insbesondere  Koppmann-Weigel  Komm.  3.  Aufl. 
S.  685. 

■)  Koppmann-Weigel  Komm,  zu  §  158.  (3.  Aufl.  S.  591).  Ober  die  Schwierigkeit  der 
Anwendbarkeitsfrage  vgl.  jedoch  S.  589. 

6)  Art.  28  Abs.  3  der  Brüsseler  Deklaration  und  Art  8  Abs.  3  des  Krie£8gesetzbuchs 
sind  nur  sprachlich  verschieden. 

7)  Rolinsche  Kommissionsbericht  III.  38. 

8)  Bonfils  VR.  S.  603. 
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So  wurde  denn  nach  dem  Antrag  Beernaert-Gross  v.  Schwarzhoff  be- 
stimmt: Blosser  Fluchtversuch  ist  es,  wenn  entwichene  Kriegsgefangene 
wieder  ergriffen  werden,  bevor  es  ihnen  gelungen  ist,  ihr  Heer  zu 
erreichen1)  oder  das  von  den  Truppen,  die  sie  gefangen  ge- 
nommen haben,  besetzte  Gebiet  zu  verlassen.8) 

Das  deutsche  MStGB.  behandelt  im  §  159  den  Fall,  dass  ein  Kriegs- 
gefangener unter  Bruch  des  Ehrenwortes  entweicht.  Es  wird  sich  aber 
später  zeigen,  dass  die  deutsche  Praxis  hier  für  das  Entweichen  eine 
schärfere  Begriffsbestimmung  bereitgestellt  hat,  als  sie  im  Haag  auf  den 
Antrag  von  Beernaert- Schwarzhoff  für  den  Art.  8  Abs.  3  beschlossen 
wurde.     Vgl.  unten  S.  138. 

Das  KGB.  sagt  nichts  über  Repressalien,  welche  in  der  Beurteilung 
des  gefangenhaltenden  Staates  notwendig  erscheinen  können.8) 

Der  deutsche  General  Vogel  von  Falkenstein  hatte  im  deutsch-fran- 
zösischen Krieg  befohlen,  dass  für  jede  Entweichung  zehn  durch  das  Los 
zu  bestimmende  Offiziere,  die  mit  dem  Entsprungenen  zusammen  gewohnt 
hatten,  bis  zu  dessen  Wiedereinfangung  zu  strenger  Haft  auf  einer  Festung 
unter  Entziehung  aller  Standesvorrechte  abzuführen  seien. 

Diese  allerdings  harte  und  vielfach  angegriffene 4)  Massregel  erscheint 
jedoch  im  Hinblick  auf  die  vielen  Fluchtfälle  in  einem  milderen  Lacht. 

Sie  war  auch  die  Antwort  darauf,  dass  der  französische  Kriegsminister 
auf  jedes  Fluchtgelingen  eine  Belohnimg  gesetzt  hatte  und  dass  Offiziere,  die 
ihr  Ehrenwort  gebrochen  hatten,  wieder  eingestellt  worden  waren  und 
avancierten.6) 

Hoffentlich  kommt  man  aber  bald  dazu,  auch  den  Repressalien  sach- 
gemäße Schranken  und  juristische  Begriffskanten  zu  geben. 

§  26. 
Die  Beendigung  der  Kriegsgefangenschaft. 

Die  Ran^onnierung  (Ranzionierung) 6)  oder  Entlassung  gegen 
Lösegeld  ist  aus  dem  Kriegsrecht  verschwunden,  als  die  Kriegsgefangenen 
Staatsgefangene  wurden.7)  Denn  die  Staaten  verlangten  und  verlangen  kein 
Lösegeld  bei  der  Entlassung,  wohl  aber  kann  bei  einer  Auswechselung 
die  Überzahl  von  Kriegsgefangenen  auf  der  einen  Seite  Grund  zu  einer 
vertragsmässigen  Ausgleichsleistung  auf  der  anderen  Seite  werden.8) 


*)  Antrag  Beernaert    Vgl.  oben  S.  132. 

*)  Antrag  Gross  v.  Schwarzhoff.    Vgl.  oben  S.  132. 

3)  Vgl.  oben  S.  123. 

*)  Vgl.  Bonfils  VR.  603  und  die  dort  Gitierten. 

5)  VgL  die  Anm  a.  a.  0.  und  die  dort  angeführten  Schriftsteller,  sowie  Bonfils 
selbst  608  *  und  Gros  Gondition  et  traitement  des  prisonniers  de  guerre  p.  107.  Besonders 
beachtenswert  ist  die  Meinungsäusserung  des  General  Ambert  an  letzter  Stelle. 

Es  sei  übrigens  auch  gerechterweise  festgestellt,  dass  die  französische  Nationalversamm- 
lung später,  als  sie  Kenntnis  von  den  Vorgängen  erhalten  hatte,  in  dieser  Ehrenangelegen- 
heit einen  durchaus  korrekten  Standpunkt  einnahm  und  dass  abdann  die  französische 
Regierung  alle,  die  des  Bruchs  des  Ehrenwortes  verdächtig  waren,  zur  Untersuchung  zog. 
(Vgl.  auch    das  Generalstabsheft  S.  15.) 

*)  Es  ist  „Ranzionierung"  eingebürgert  und  amtlich  geworden.  Das  Wort  kommt 
von  ranc/m  (ranzone)  =  Lösegeld. 

7)  Vgl.  oben  S.  113,  123. 

8)  Vgl.  Lueder  in  d.  Holtzendorffs  Hdb.  des  VR.  IV.  443,  445". 
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Im  folgenden  stelle  ich  die  Beendigungsgründe  des  geltenden  Kriegs- 
rechts zusammen. 

Über  die  Beendigung  der  Kriegsgefangenschaft  durch  Tod  ist  kein 
weiteres  Wort  zu  verlieren. 

I.  Über  die  Selbstranzionierung  oder  das  Fluchtgelingen 
wurde  bereits  gehandelt.1)  Hier  ist  nur  nochmals  besonders  festzustellen, 
dass  jedes  Fluchtgelingen  die  Kriegsgefangenschaft  rechtlich  beendigt. 

Natürlich  endigt  die  Kriegsgefangenschaft  auch  mit  der  Befreiung 
durch   die   eigene  Kriegspartei. 

IL  Die  Auswechselung  ist  die  gleichzeitige  Entlassung  auf  beiden 
Seiten,  also  ein  Austausch  der  Kriegsgefangenen  nach  Massgabe  eines 
Übereinkommens  der  beiderseitigen  Kommandierenden.8) 

Dieser  Beendigungsgrund  spielt  im  Kriegsleben  der  Völker  eine  grosse 
Rolle. 

Hier  hatte  nun  der  Art.  30  der  Brüsseler  Deklaration  folgende  Be- 
stimmimg vorgesehen: 

„Die  Auswechselung  der  Kriegsgefangenen  wird  durch  wechselseitiges  Ober- 
einkommen zwischen  den  Kriegsparteien  geregelt/ 

Das  war  aber  eine  Binsenwahrheit,  die  man  nicht  in  ein  Konferenzab- 
kommen einzustellen  brauchte. 

Nur  aus  diesem  Grund  wurde  dann  auch  der  Art.  30  wieder  gestrichen,8) 
wie  man  ja  auch  im  Rotekreuzabkommen  diese  Frage  lediglich  im  Bericht 
streifte. 

Da  Rang  für  Rang  ausgewechselt  zu  werden  pflegt,  wird  die  im 
KGB.  Art.  9  aufgestellte  Pflicht,  auf  Befragen  den  wahren  Dienstgrad  anzu- 
geben, besonders  praktisch.4) 

III.  Die  Entlassung  ohne  Gegenleistung  beendigt  natürlich 
gleichfalls  die  Kriegsgefangenschaft.  Indes  hat  man  hier  nur  mit  der  Ent- 
lassung auf  Ehrenwort  zu  rechnen,  die  als  eigenes  Rechtsinstitut  ausgebaut 
ist  und  uns  im  nächsten  Paragraphen  beschäftigen  soll. 

IV.  Ein  Beendigungsgrund  der  Kriegsgefangenschaft  ist  auch  der 
Friedensschluss. 

Der  Art.  20  zieht  daraus  die  Folgerung. 

Dem  Friedensschluss  muss  dann  aber  jede  andere  Beendigung  des 
Krieges,  also  die  Annexion   (debellatio)  und   tatsächliche  Einstellung  der 

Feindseligkeiten  gleichstehen. 

Denn  die  Idee  ist:  Hört  der  Krieg  auf,  so  endigt  auch  die  Kriegs- 
gefangenschaft und  es   ist  „binnen  kürzester  Frist"5)  für  die  Entlassung 

*)  Vgl.  oben  S.  134. 

*)  cit.  Generalstabsheft  S.  18:  „Gewöhnlich  findet  dann  Auswechslung  Mann  gegen 
Mann  statt,  wobei  die  verschiedenen  Kategorien  der  Militarpersonen  berücksichtigt  und 
gewisse  Verhältniszahlen  bei  der  Ausgleichung  zu  Grunde  gelegt  werden".  Vgl.  auch 
Lentner,  Das  Recht  im  Kriege  S.  103. 

8)  III.  89.  Rolinscher  Kommissionsbericht  III.  37. 

4)  Vgl.  oben  S.  127  f. 

6)  Art  20.  Vgl  auch  den  deutsch-franz.  Friedenspräliminarvertrag  v.  26.  Febr.  1871 
Art.  VI. :  „Die  Kriegsgefangenen,  welche  nicht  bereits  auf  dem  Wege  der  Auswechselung 
in  Freiheit  gesetzt  worden  sind,  werden  unverzüglich  nach  der  Ratifikation  der  gegen- 
wärtigen Präliminarien  zurückgegeben  werden.  Um  den  Transport  der  französischen 
Gefangenen  zu  beschleunigen,  wird  die  französische  Regierung  einen  Teil  des  Fahrmate- 
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der  Kriegsgefangenen  Sorge  zu  tragen.  Nur  Straf-  und  Untersuchungs- 
gefangene, welche  dem  Aufenthaltsstaat  wegen  Delikte  noch  verfangen 
sind,  können  bis  zur  Abbüssung  zurückbehalten  werden.1) 

§  27. 
Die  ehrenwörtliche  Entlassung  aus  der  Kriegsgefangenschaft 

Mit  der  Entlassung  auf  Ehrenwort  beschäftigten  sich  die  Art.  31 — 33 
der  Brüsseler  Deklaration,  die  uns  jetzt  im  Kriegsgesetzbuch  als  Art.  10—12 
entgegentreten. 2) 

I.  Ich  stelle  die  Bestimmungen  des  Art.  11  an  die  Spitze: 

„Ein  Kriegsgefangener  kann  nicht  gezwungen  werden,  seine 
Freilassung  gegen  Verpfandung  des  Ehrenworts  anzunehmen;  ebensowenig  ist 
die  feindliche  Regierung  verpflichtet,  auf  die  Bitte  eines  Kriegsge- 
fangenen hin  die  Entlassung  auf  Ehrenwort  zu  bewilligen." 

Also:  Kriegsgefangene  wie  Regierungen  sind  hier  völlig  frei.  Die 
ersteren  können  eine  angebotene  und  die  anderen  eine  erbetene  „Frei- 
lassung auf  Ehrenwort"  ablehnen. 

Die  gefangennehmende  Regierung  bestimmt  aber  nicht  bloss  im  ein* 
zelnen  Fall,  ob  und  in  welchem  Umfang  Freilassung  angeboten  werden  soll, 
sondern  sie  kann  auch  allgemein  anordnen,  ob  sie  diese  Entlassung  nur  Offizie- 
ren oder  auch  Soldaten  gewähren  will.  Die  Entlassung  ganzer  Truppenteile 
auf  Ehrenwort  ist  nicht  üblich8)  und  die  einseitige  Erklärung,  dass  die 
Kriegsgefangenen  auf  Ehrenwort  entlassen  seien,  ist  unzulässig  und  unver- 
bindlich.4) Es  ist  vielmehr  mit  jedem  einzelnen  eine  entsprechende  Ver- 
handlung aufzunehmen  6)  und  nur  ein  wirkliches  Übereinkommen  begründet 
wechselseitige  Pflichten. 

Bis  vor  kurzem  war  die  Entlassung  auf  Ehrenwort  nur  bei  Offizieren 
üblich.  Erst  die  amerikanischen  Kriegsartikel  (126,  127)  liessen  auch  das 
Ehrenwort  der  Soldaten  zu,  wenn  sie  von  ihren  Offizieren  zur  Abgabe  der- 
selben ermächtigt  sind.6) 

Die  Brüsseler  Deklaration  Art.  31  und  das  Manuel  Art.  76  haben 
dann  jede  Beschränkung  gestrichen,  und  demgemäss  heisst  es  auch  jetzt 
im  Kriegsgesetzbuch  Art.  10  ohne  weitere  Unterscheidung: 

„Kriesgefangene  können  auf  Ehrenwort  freigelassen  werden  " 

Das  hindert  freilich  nicht,  trotzdem  noch  die  Gemeinen  auszuschliessen, 


rials  ihrer  Eisenbahnen  innerhalb  des  deutschen  Gebiets  zur  Verfügung  der  deutschen 
Behörden  stellen,  und  zwar  in  einer,  durch  besondere  Verabredung  festzustellenden  Aus- 
dehnung, sowie  zu  denjenigen  Preisen,  welche  in  Frankreich  von  der  französischen  Re- 
gierung für  Militärtransporte  gezahlt  werden". 

Vgl  auch  den  Frankfurter  Friedensvertrag  v  10.  Mai  1871  Art.  10:  „Die  deutsche 
Regierung  wird  fortfahren,  im  Einvernehmen  mit  der  französischen  Regierung  die  Kriegs- 
gefangenen zurückkehren  zu  lassen". 

l)  cit  Generalstabsheft  S    17. 

*)  Ober  die  Haager  Verhandlungen  vgl.  III.  89,  160  und  den  Rolinschen  Kommissions- 
bericht III.  37. 

")  Generalstabsheft  S.  17. 

*)  Bonfils  VR.  S.  603.  Anders  bei  der  Entlassung  unter  einer  Bedingung.  Vgl.  Kopp- 
mann-Weigel  Komm.  (3.  Aufl.)  S.  591. 

*)  Generalstabsheft  S.  17.  Koppmann-Weigel.  3.  Aufl.  S.  591. 

•)  Lueder  in  v.  Holtzendorffs  Hdb.  des  VR.  IV.  445  A  9. 
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wie  das  z.  B.  auch  im  russisch-japanischen  Kapitulationsvertrag  von  Port 
Arthur  vom  2.  Januar  1905  geschehen  ist,1)  und  das  französische  Kriegs- 
gefangenenreglement von  1893  ganz  allgemein  vorsieht.2) 

Im  übrigen  hat  freilich  die  Bestimmung  („können  auf  Ehrenwort  ent- 
lassen werden")  in  einem  staatlichen  Kriegsgefangenen-Reglement  als  Er- 
mächtigung eher  einen  Sinn  wie  in  einem  völkerrechtlichen  Abkommen, 
das  völkerrechtliche  Pflichten  schafft. 

Die  Abgabe  oder  „Verpfändung  des  Ehrenwortes"8)  bedeutet  die 
Einsetzung  der  persönlichen  Ehre  und  der  ehrlichen  Treue,  die  versprochene 
Zusage  zu  erfüllen.4) 

Muss  das  Versprechen  bei  der  Entlassung  gerade  ehrenwört- 
lich gegeben  sein? 

Das  Abkommen  handelt  zwar  nur  von  der  Entlassung  auf  Ehrenwort. 
Aber  es  kann  nicht  seine  Absicht  sein,  eine  einfach  übernommene  Ver- 
pflichtung mit  dem  Stempel  der  Unverbindlichkeit  zu  versehen.  Vielmehr 
verlangt  schon  das  gemeine  Völkerrecht,  welches  bei  Lücken  des  Abkom- 
mens heranzuziehen  ist,6)  dass  im  Völkerrechtsleben  Treue  und  Glaube 
gewahrt  wird6):  Etiam  hosti  fides  servanda. 

Das  deutsche  MStGB.  §  159  stellt  daher  beide  Fälle  gleich.  Mit  dem 
Tode  bestraft  wird  hier  derjenige,  der 

„auf  Ehrenwort  entlassen,  die  gegebene  Zusage  bricht* 

und  weiterhin  derjenige,  welcher 

»den  Bedingungen,  unter  denen  er  aus  der  Kriegsgefangenschaft  entlassen, 
vor  Beendigung  des  Krieges  entgegenhandelt*. 

Die  Bedingung,  welche  übrigens  sogar  einseitig  gesetzt  werden  kann, 7) 
muss  aber  nicht  gerade  die  beim  Ehrenwort  übliche,  sondern  kann  jede  be- 
liebige sein.  So  wurde  schon  manchmal  die  Bedingung  gesetzt,  nach  gewisser 
Zeit  zurückzukehren  resp.  sich  von  Zeit  zu  Zeit  zu  melden. 

Über  die  vorgenannten  beiden  Fälle  hinausgehend,  setzt  das  deutsche 
MStGB.  Art.  159  die  Todesstrafe  auch  schon  auf  das  ehrenwortwidrige 
Entweichen. 

Das  Entweichen  ist  hier  nach  deutscher  Militärgerichtspraxis  aber 
schon  das  blosse  Verlassen  des  angewiesenen  Ortes  in  der  Ab- 
sicht, sich  aus  der  Kriegsgefangenschaft  zu  befreien.8) 


')  Z.  7  hat  die  ehrenwörtliche  Entlassung  nur  für  die  Offiziere,  Beamten  und 
Freiwilligen  zugestanden. 

*)  Im  Hinblick  auf  Art.  65  u.  95  heisst  es  bei  Triepel  S.  301*:  „Das  Reglement 
lässt  mit  Recht  nur  Offiziere  zum  Ehrenworte  zu;  von  Gemeinen  wird  eventuell  der 
Eid  oder  ein  schriftliches  Versprechen  verlangt". 

8)  KGB.  Art  11. 

4)  So  Koppmann- Weigel,  Kommentar  z.  MStGB.  §  158  (3.  Aufl.  S.  590). 

5)  Vgl.  oben  S.  46  f. 

6)  Dieser  Grundsatz  ist  übrigens  auch  im  Haager  friedensrechtlichen  Abkommen 
noch  einmal  anerkannt  worden  (Art.  18,  31). 

7)  Vgl.  oben  S.  137. 

8)  Mit  dem  blossen  Verlassen  des  Ortes  oder  Bewegungsbezirks  liegt  höchstens  un- 
erlaubte Entfernung  vor;  kommt  aber  die  Befreiungsabsicht  hiezu,  so  ist  der  Tatbestand 
des  §  158  Abs.  1  vollendet,  sollte  man  des  Täters  auch  sofort  wieder  habhaft  geworden 
sein"  (Koppmann-Weigel,  Komm.  3.  Aufl.  S.  590). 
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Hier  besteht  also  zur  Zeit  noch  eine  Verschiedenheit  des  deutschen 
Militarstrafrechts  und  des  Völkerrechts.1) 

Es  wird  aber  die  Frage  der  völkerrechtlichen  Korrektheit  unseres 
Kriegsgefangenenstrafrechts',  das  eben  vor  der  Haager  Friedenskonferenz 
liegt,  auch  noch  nach  anderer  Richtung  aufgeworfen  werden  müssen,8) 
wozu  vor  allem  bei  der  Vorbereitung  der  in  Gemässheit  des  Art.  1  des 
Landkriegsabkommens  zu  erlassenden  „Verhaltungsmassregeln"  Gelegenheit 
gegeben  sein  wird. 

II.  Über  die  weitere  Bedeutung  des  Satzes,  dass  Kriegsgefangene 
auf  Ehrenwort  freigelassen  werden  können,  herrscht  Streit.  Man  fragt : 
wenn  nun  die.  Regierung  das  gegebene  Ehrenwort  nicht  gelten  lässt. 

Die  Antwort  lautete  zum  Teil:  Dann  müssen  die  Entlassenen  sich 
wieder  zur  Kriegsgefangenschaft  stellen,  und  erst,  wenn  sie  da  abgewiesen 
werden,  sind  sie  frei.8) 

Aber  die  Rückkehr  solcher  Kriegsgefangenen  könnte  einer  Kriegs- 
partei nach  Zeit  und  Ort  recht  unbequem  sein. 

Der  Feind  muss  auch  das  Recht  haben,  sich  einfach  an  das  gegebene 
Ehrenwort  zu  halten  und  Erfüllung  der  eingegangenen  Verpflichtung  zu 
fordern.  Wie  sich  der  Entlassene  mit  seiner  Regierung  abfindet,  ist  dessen 
eigene  Sache.4) 

Das  Generalstabsheft5)  führt  mit  Recht  folgendes  aus :  ,Ob  das  von  einem 
Offizier  oder  einem  Soldaten  gegebene  Ehrenwort  von  seinem  Staate  als  bindend  an- 
erkannt wird  oder  nicht,  hängt  davon  ab,  ob  die  Landesgesetzgebung  oder  auch  die 
militärischen  Vorschriften  das  Geben  des  Ehrenwortes  gestatten  oder  untersagen.  Ist 
ersteres  der  Fall,  so  darf  der  eigene  Staat  dem  Entlassenen  Dienste,  zu  deren 
Nichtleistung  er  sich  verpflichtet  hat,  nicht  befehlen.  Persönlich  ist  aber  der  auf 
Ehrenwort  Entlassene  unter  allen  Umständen  zum  Halten  desselben  verpflichtet. 
Er  verfällt  der  Ehrlosigkeit,  wenn  er  sein  Wort  bricht  und  bei  Wiedergefangen- 
nahme der  Strafe,  auch  wenn  er  durch  seinen  eigenen  Staat  an  der  Erfüllung 
seines  Wortes  gehindert  wurde". 

Das  Generalstabsheft  meint  weiter : 

„Nach  den  Haager  Bestimmungen  darf  keine  Regierung  Dienste 
verlangen,  die  einem  gegebenen  Ehrenwort  widersprechen." 
Es  ist  aber  die  Frage,  ob  das  auch  für  den  Fall  gilt,  dass  die  Landes- 
gesetze oder  militärische  Vorschriften  die  Abgabe  des  Ehrenwortes  verboten 
haben. 

Unsere  Frage  nach  der  rechtlichen  Bedeutung  des  Ehrenwortes  ist 
schwierig,  insbesondere  weil  hier  die  Staatsinteressen  sich  gegenüberstehen 
und  das  Völkerrecht  nicht  alle  Gegensätze  auszugleichen  wusste. 

Vor  allem  aber  haben  sich  auch  die  Verhältnisse  und  Anschauungen 
geändert,  und  ist  die  durch  das  Haager  KGB.  geschaffene  Rechtslage  noch 
nicht  gebührend  gewürdigt  worden. 

Früher  wurden  nämlich  nur  Offiziere,  jetzt  auch  Gemeine  auf  Ehren- 
wort entlassen. 


')  Vgl.  oben  S.  135. 

*)  Vgl.  oben  S.  134. 

8)  So  Bluntschli  S.  626  und  die  amerikanischen  Kriegsartikel  Art.  131. 

4)  Lueder  in  v.  Holtzendorfls  Hdb.  des  VR.  IV.  445. 

*)  S  17f. 
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Früher  rechnete  man  stillschweigend  damit,  dass  der  feindliche  Staat 
mit  der  ehrenwörtlichen  Freilassung  seiner  kriegsgefangenen  Soldaten  ein- 
verstanden sei.  Neuestens  treten  aber  Gesetze  und  Militärreglements  und 
insbesondere  auch  die  öffentliche  Meinung  der  Freilassimg  unter  Ehrenwort 
scharf  entgegen. 

Heute  hält  man  im  Hinblick  auf  die  Natur  des  Militärdienstes,  dem 
man  sich  nicht  einseitig  entziehen  kann,  eine  ausdrückliche  allgemeine 
oder  besondere  Erlaubniserteilung  für  nötig  (Ermächtigungstheorie). 

Österreich  hat,  wenn  die  Berichte  stimmen  *)  den  Offizieren  und  Soldaten 
das  Geben  des  Ehrenworts  im  voraus  ganz  allgemein  verboten. 

Nach  den  amerikanischen  Kriegsartikeln8)  können  Soldaten  nur  mit 
Genehmigung  ihrer  Offiziere  und  diese  nur  mit  Genehmigung  ihrer  Vor- 
gesetzten das  Ehrenwort  geben. 

Beim  Fehlen  einer  gesetzlichen  oder  reglementarischen  Ermächtigungs- 
klausel wird  man  anzunehmen  haben,  dass  nur  der  Landesherr  von  Fall 
zu  Fall  die  einseitige  Lossagung  vom  Militärdienst,  wie  sie  in  der  Abgabe 
des  Ehrenwortes  liegt,  gestatten  kann.  In  dieser  Richtung  hat  sich  denn 
auch  die  Praxis  im  russisch-japanischen  Krieg  bewegt.  Aber  viele  kriegs- 
gefangene  russische  Offiziere  teilten  den  in  letzter  Zeit  viel  vertretenen9)  und 
nach  Gros  auch  in  den  französischen  Reglements  zum  Ausdruck  gekom- 
menen Standpunkt,  dass  die  Offiziere  in  bedrängter  Zeit  ihr  Schicksal  nicht 
von  demjenigen  ihrer  Soldaten  trennen  und  ihre  moralische  Autorität  über 
dieselben  nicht  opfern  sollen. 

Das  KGB.  Art.  10  stellt  nun  in  der  Tat  folgenden  Satz  an  die 
Spitze : 

„Kriegsgefangene  können  auf  Ehrenwort  freigelassen  werden,  wenn  die  Ge- 
setze ihres  Landes  dies  gestatten," 

Diese  Bestimmung  steht  auf  dem  Boden  der  Ermächtigungstheorie, 

durch  deren  internationale  Festlegung  die  Konflikte  der  Staatsrechte  ge- 
bannt werden  sollen. 

Zum  Teil  ist  das  auch  gelungen. 

Die  Bedingung,  „wenn  die  Gesetze  ihres  Landes  dies  gestatten"  stellt 
alles  auf  das  Staatsrecht.  Das  Völkerrecht  will  mit  seinen  Bestimmungen 
erst  für  den  Fall  einsetzen,  dass  eine  unanfechtbar  staatsrechtliche  Grundlage 
geschaffen,   also  eine  allgemeine  oder  besondere  Ermächtigung  erteilt  ist. 

Ob  ein  Ehrenwort  gegeben  werden  darf,  hängt  somit,  wie  auch  Bon- 
fils*)   gesehen  hat,   „von  der  Gesetzgebung  des  betreffenden  Staates  ab". 

Hat  dann  der  Staat  seinen  Offizieren  das  Recht  eingeräumt,  eine 
Entlassimg  auf  Ehrenwort  anzunehmen,  so  muss  er  freilich  die  so  über- 
nommene Verpflichtung  auch  achten. 


')  Generalstabsheft  S.  17,  Lentner,  Das  Recht  im  Krieg  S.  100  f. 

*)  Art.  126    127. 

»)  Vgl!  z.  B.  Lentner,  Das  Recht  im  Krieg  S.  100  f.  Bonflls  VR.  S.  606,  Merign- 
hac,  La  conf.  intern,  de  la  paix  p.  189,  Gros,  Gondition  et  traitement  des  prisonniers  de 
guerre  p.  107  und  den  dort  cit  General  Amtiert. 

4)  Lehrb.  des  VR.  S.  605. 
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Aber  diese  Pflicht  baut  sich  nach  dem  klaren  Wortlaut  des  Art.  10 
eben  nur  von  der  Unterlage  auf,  dass  die  staatsgesetzliche  Emächtigung 
erteilt  ist, 

1.  Welches  ist  die  Rechtslage,  wenn  Kriegsgefangene  mit  staats- 
rechtlicher Ermächtigung  auf  Ehrenwort  freigelassen  werden? 

Eine  derartige  Freilassung  schafft  Pflichten  der  Freigelassenen  wie 
des  Staates,  dem  sie  angehören. 

a)  Die  Freigelassenen 

„sind  bei  ihrer  persönlichen  Ehre  verbunden,  die  übernommenen  Verpflich- 
tungen sowohl  ihrer  eigenen  Regierung,  als  auch  dem  Staate 
gegenüber,  der  sie  zu  Kriegsgefangenen  gemacht  hat,  ge- 
wissenhaft zu  erfüllen."1) 

Die  Verpflichtung  der  Freigelassenen  gegenüber  dem  freilassenden 
Staat  nimmt  eine  strafrechtliche  Form  an.     Denn  der  Art.  12  des  KGEL 

bestimmt: 

„Jeder  auf  Ehrenwort  entlassene  Kriegsgefangene,  der  gegen  den  Staat,  der 
ihn  entlassen  hat,  oder  gegen  dessen  Verbündete  die  Waffen  trägt,  verliert, ')  wenn 
er  wieder  ergriffen  wird,  das  Recht  der  Behandlung  als  Kriegsgefangener8)  und 
kann  den  Gerichten  überliefert  werden." 

Diese  alte  Völkerrechtsbestimmung  hat  ihren  militärrechtlichen  Nieder- 
schlag im  deutschen  MStGB.  §  159  gefunden,4)  das  im  übrigen  aber  noch 
weiter  geht.5) 

Der  Freigelassene  bleibt  hier  bei  seiner  Ehre  verpflichtet,  selbst  wenn  ihn 
sein  Staat  einstellen  will.     Wie  er  mit  diesem  auskommt,  ist  seine  Sache. 

b)  Im  übrigen  hat  das  KGB.  Art.  10  Abs.  2  hier  nachgeholfen,  in- 
dem es  zu  Gunsten  der  rechtmässig  auf  Ehrenwort  entlassenen  Kriegs- 
gefangenen folgende  internationale  Rechtsschutzbestimmung  aufgerichtet  hat : 

„Ihre  Regierung  ist  ebenfalls  verpflichtet,  keinerlei  Dienste  zu  verlangen 
oder  anzunehmen,  die  dem  gegebenen  Ehrenworte  widersprechen."8) 

2.  Welches  ist  die  Rechtslage,  wenn  ein  Kriegsgefangener  ohne 
staatsrechtliche  Ermächtigung  das  Ehrenwort  gibt  und  freigelassen 
wird? 

a)  Welches  ist  zunächst  die  Stellung  des  Entlassenen  zu  dem  frei- 
lassenden Staat? 

Dieser  hält  sich  an  den  gegenseitigen  Vertrag,  an  das  ihm  gegebene 
Ehrenwort.  Zwar  kann  sich  ein  solcher  Staat  jetzt  nicht  auf  Art.  12  be- 
rufen, denn  dieser  wurzelt  in  der  im  Art.  10  entwickelten  Ermächtigungs- 
grundlage. Aber  der  Staat  wird  eben  ohne  eine  ausdrückliche 
völkerrechtliche   Billigung,  deren  er  hier  ebensowenig  bedarf  als 


')  KGB.  Art  tO  Abs.  1. 

*)  Im  Art  33  der  Brüsseler  Deklaration  hiess  es  unbestimmter:  „kann  verlieren". 

3)  Darauf  hatte  sich  das  Manuel  Art.  68  Abs.  4  beschränkt. 

4)  Auch  das  französische  Kriegsgefangenenreglement  droht  hier  in  Gemässheit  des 
Art.  204  des  Code  de  justice  militaire  Todesstrafe  an  (Art.  35  Abs.  5),  „eine  gewiss 
schwere  Ahndung,  die  aber  völkerrechtlich  zulässig,  in  den  Gesetzen  anderer  Staaten 
ebenfalls  vorgesehen  ist  und  auch  von  der  Literatur  als  erlaubt  betrachtet  wird."  Triepel 
S.  301  mit  Nachweisen. 

6)  Vgl.  oben  S.  138. 

6)  Diese  Bestimmung  entspricht  dem  Art.  31  Abs.  2  der  Brüsseler  Deklaration. 
Hier  hiess  es  nur  „ne  doit  ni  exiger  ni  accepter"  (vgl.  oben  S.  28),  während  es  jetzt 
heisst:  est  tenu  de  n'exiger  ni  accepter."    Vgl.  III.  89. 
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z.  B.  dei  der  Bestrafung  der  Spionage,1)  lediglich  auf  Grund  seiner 
eigenen  Straf-  und  Disziplinargesetze  vorgehen  und  den  Bruch  des  Ehren- 
worts als  die  Verletzung  einer  ihm  gegenüber  feierlich  eingegangenen  Ver- 
pflichtung ahnden.  Auch  das  deutsche  MStGB.  §  159  hat  hier  nicht  weiter 
unterschieden.  Nicht  minder  gleichgültig  ist  es,  ob  der  Betreffende  frei- 
willig oder  auf  Geheiss  seiner  Regierung  (Befehl  seiner  vorgesetzten  Militär- 
behörde) wieder  die  Waffen  ergriffen  hat.2) 

b)  Wie  ist  das  Verhältnis  des  Freigelassenen  zu  seinem  Heimat  st  aat 
und  das  Verhältnis  des  letzteren  zur  feindlichen  Regierung? 

Das  Verhältnis  des  Freigelassenen  zu  dem  Staat,  in  dessen  Dienst 
er  gefangen  genommen  wurde,  ist  rein  staatsgesetzlich. 

Dass  derjenige,  welcher  eigenmächtig  den  Kriegsdienst  quittiert,  hier- 
für strafrechtlich  verantwortlich  ist,  bestreitet  kein  Mensch.  Fraglich  ist 
nur,  ob  er  von  seiner  Regierung  (Militärbehörde)  wieder  eingestellt  werden 
kann. 

Diese  Frage  kann  aber  nur  der  fremden  Regierung  gegenüber  auf- 
geworfen werden;  sie  betrifft  also  das  Verhältnis  der  beiden  Regierungen 
zu  einander,  ist  somit  rein  völkerrechtlich. 

Offizieren,  welche  in  Zuwiderhandlung  gegen  das  Militärrecht  resp. 
die  militärischen  Vorschriften  ihr  Ehrenwort  gegeben  haben,  wird  unter 
normalen  Verhältnissen  ja  wohl  schon  das  eigene  Militärrecht  das  Weiter- 
dienen unmöglich  machen.  Auch  wird  sich  deren  Militärbehörde  sagen, 
dass  ein  Offizier,  der  sein  Ehrenwort  bricht,  nicht  mehr  mit  Ehren  den 
Degen  tragen  kann.     Da  entsteht   dann  keine  völkerrechtliche  Frage. 

Wie  aber,  wenn  ein  Staat  diese  militärrechtliche  Konsequenz  nicht 
zieht,  den  Offizier  vielleicht  auch  nur  als  Gemeinen  einstellt? 

Wie  steht  es  insbesondere,  wenn  die  Gemeinen,  welche  ihr  Ehren- 
wort gegeben  haben,  ohne  Skrupel  wieder  eingereiht  werden? 

Das  ist  die  eigentliche  sedes  materiae  und  hier  ist  dem  Völkerrecht 
die  Versöhnung  der  widerstreitenden  Staatsinteressen  nicht  gelungen. 

Bei  Bonfils  heisst  es:  „Hat  jedoch  der  Staat  seinen  Soldaten  unter- 
sagt, derartige  Vereinbarungen  einzugehen,  so  setzt  sich  der  Soldat  nach 
der  Ansicht  mehrerer  Schriftsteller  den  Strafen,  die  das  Gesetz  seines 
Staates  androht,  aus;  nichtsdestoweniger  muss  aber  die  Regie- 
rung auch  das  gegebene  Ehrenwort  achten."8) 

Aber  die  im  Art.  10  Abs.  2  ausgesprochene  völkerrechtliche  Ver- 
pflichtung der  Regierung,  keinerlei  Dienste  und  Pflichten  zu  verlangen 
oder  anzunehmen,  die  dem  gegebenen  Ehrenworte  widersprechen,  steht 
auf  der  im  Abs.  1  ausgesprochenen  Bedingung,  dass  die  Gesetze  des  Landes 
die  Freilassung  auf  Ehrenwort  „gestatten".  Es  wäre  auch  eine  starke 
Leistung  [des  Völkerrechts,  wenn  es  einem  Staate  zumuten  wollte,  sich 
vor  dem  Ehrenwort  zu  beugen,  das  seine  Soldaten  ohne  Ermächtigung  oder 
gar  gegen  das  ausdrückliche  Verbot  dem  Feind  gegeben  haben  und  das 
die  einseitige  Lossagung  von  der  Dienstpflicht  bedeutet. 

*)  Vgl.  darüber  unten  §  37  f. 

*)  So  auch  das  Generalstabsheft  oben  S.  139. 

8)  Lehrb.  des  Völkerrechts  S.  606. 
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Ob  ein  Staat  unter  solchen  Verhältnissen  den  Betreffenden  seiner- 
seits aus  dem  Heere  ausstösst,  ist  seine  eigene  Sache.  Aber  das  Völker- 
recht kann  hier  nichts  hineinreden  und  tut  es  auch  nicht.  Wer  ein  Ehren-, 
wort  annimmt,  soll  daher  die  Zulässigkeit  desselben  wohl  prüfen. 

HI.  Welches  ist  der  rechtliche  Verpflichtungsinhalt  bei  der 
Freilassung  auf  Ehrenwort? 

Nach  Art.  10  Abs.  1  werden  durch  die  Entlassung  auf  Ehrenwort 

von  selten  der  Entlassenen 

„Verpflichtungen  übernommen", 

welche  dieselben  „gewissenhaft  zu  erfüllen" 

„bei  ihrer  persönlichen  Ehre  verbunden" 
sind. 

Nach  Abs.  2  ist  weiterhin  auch  die  Regierung  „verpflichtet, 
keinerlei  Dienste  zu  verlangen  oder  anzunehmen,  die  dem  gegebenen 
Ehrenworte  widersprechen". 

Welches  ist  nun  der  Inhalt  der  durch  Ehrenwort  übernommenen  Ver- 
pflichtung der  freigelassenen  Kriegsgefangenen? 

In  erster  Linie  kommt  es  hier  auf  die  etwaige  Vereinbarung  an.1) 
Im  übrigen  schliesst  die  Entlassung  auf  Ehrenwort  für  den  Freige- 
lassenen  einen  gewohnheitsrechtlich  festgelegten  Verpflichtungsgehalt  ein, 
den  die  einen  bis  jetzt  allerdings  möglichst  eng,  die  anderen  möglichst  weit 
auszulegen  suchten. 

Nach  dem  KGB.  Art.  12  bricht  das  Ehrenwort 

„Jeder  auf  Ehrenwort  entlassene  Kriegsgefangene,  der  gegen 
den   Staat,    der   ihn   entlassen  hat,   oder  gegen   dessen 
Verbündete8)  die  Waffen  trägt8)  (portant  les  armes"). 
Dass  das  bestimmt  genug  und  ausreichend  sei,  wird  man  bezweifeln 
können. 

Die  im  deutsch-französischen  Krieg  anfangs  unter  dieser  Bedingung 
entlassenen  Franzosen  wurden  im  Innern  Frankreichs  als  Etappenkomman- 
danten, Zeughausinspektoren,  Leiter  der  Waffen-  und  Geschütz-Fabrikation, 
sowie  zur  Aushebung  und  Ausbildung  von  Rekruten  verwandt,  weil 
man  dies  durch  die  gewählte  Formel  in  keiner  Weise  für  ausgeschlossen 
ansah.4) 

Die  Genfer  Konvention6)  und  die  Genfer  Zusatzartikel6)  haben  die 
ebenso  unbestimmte  Wendung 

„de  ne  (pas)  reprendre  les  armes1'. 

Das  Haager  Rotekreuzabkommen  hat  hier  die  Fassung 

nne  pourront  servir**, 

und  man  war  sich  darüber  klar,  dass  auch  die  Genfer  Konvention  dem- 
entsprechend später  geändert  werden  müsse. 

')  Vgl.  auch  Lneder,  von  Holtzendorfls  Hdb.  des  VR.  V.  444. 

')  Der  Zusatz  „oder  gegen  dessen  Verbündete"  wurde  auf  eine  Anregung  des  deutschen 
Bevollmächtigten  Gross  v.  Schwarzhoff  eingestellt  (III.  89). 

8)  Das  gilt  natürlich  nur  für  den  gegenwärtigen  Krieg;  denn  mit  dem  Friedens- 
schluss  endigt  die  Kriegsgefangenschaft  und  die  sich  daraus  ergebende  Pflicht. 

4)  Felix  Dann,  Bausteine  V  1.  S.  61. 

•)  Art.  6  Abs   4. 

•)  Art.  5. 
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Es  war  aber  bei  der  Beratung  des  Rotenkreuzabkommens  im  Haag 
auch  eine  starke  Strömung  für  die  abschwächende  Formel  „reprendre  les 
armes",  die  in  der  Wisschenschaft  indes  längst  als  ungenügend  erkannt  ist. l) 

Mit  Recht  wurde  jedoch  im  Haag  betont,  dass  selbst  der  Vorbehalt 
„nicht  mehr  zu  dienen",  noch  zu  imbestimmt  sei. 

Eine  solche  Bedingung  hindert  nicht,  dass  die  Zurückgekehrten  für 
Bureau-  und  Lazarettdienste  sowie  ähnliche  Stellungen  verwandt  werden 
und  so  entlastend  wirken.    Vgl.  dagegen  oben  S.  1291. 

Deutschland,  welches  im  ersten  Teil  des  Kriegs  von  1870  die  Be- 
dingung gestellt  hatte,  in  diesem  Feldzug  gegen  Deutschland  nicht  mehr 
die  Waffen  zu  tragen,  sah  sich  deshalb  später  gezwungen,  dafür  die 
Klausel  zu  setzen:  „in  nichts  gegen  das  Interesse  Deutschlands 
zu  handeln." 

Das  wurde  dann  auch  vorbildlich  für  die  Haltung  Japans  im  russisch- 
japanischen  Krieg. 

Der  Kapitulationsvertrag  bei  der  Übergabe  von  Port  Arthur  im 
russisch-japanischen  Krieg  vom  2.  Januar  1905  Z.  5  sah  die  Entlassung 
der  russischen  Offiziere,  Beamten  und  Freiwilligen  vor,  die  sich  schriftlich  auf 
ihr  Ehrenwort  verpflichteten,  bis  zur  Beendigung  des  Krieges  nicht  die 
Waffen  zu  ergreifen  und  keine  gegen  die  japanischen  Interessen 
verstossende  Handlung  zu  begehen. 

Die  deutsch-japanische  Fassung  ist  allerdings  bindender  als  die 
frühere;  aber  auch  hier  können  noch  Zweifel  bestehen,  welche  nur  durch 
Spezialisierung  zu  heben  sind.2) 

Der  Inhalt  und  Umfang  der  Gebundenheit  richtet  sich,  wie  gesagt, 
nach  dem  Freilassungsübereinkommen. 8)  Und  da  wird  es  sich  empfehlen, 
wie  schon  das  Manuel  76  Abs.  2  verlangte,  in  Zukunft  für  die  ehren- 
wörtliche Verpflichtung  nach  einer  einwandfreien  und  zweifelausschliessen- 
den  Formel  zu  suchen.4) 

Darauf  wird  denn  auch  in  dem  Generalstabsheft  das  entscheidende 
Gewicht  gelegt.6) 

Im  übrigen  verstösst  es  gegen  die  Grundsätze  von  Treu  und  Glauben, 
später  an  der  Verpflichtimg  herumzudeuteln  und  dieselbe  durch  Aus* 
legungskunststückchen  abzuschwächen. 


1)  Triepel  S.  218. 

2)  Vgl.  auch  Lueder  Genfer  Konvention  S.  335  und  Holtzendorffs  Hdb.  IV.  446 
A.  11  und  die  dort  Gitierten. 

8)  Bonfils,  VR.  605. 

*)  So  auch  Lueder  in  v.  Holtzendorffs  Hdb.  des  VR.  IV.  444  und  Koppmann- 
Weigel  Korn.  3,  MStGR.  3  Aufl.  S.  591. 

6)  S.  17  heisst  es:  „Derartige  Verhandlungen,  überhaupt  jede  hei  bedingter  Entlassung 
aufgestellte,  sind  sehr  genau  zu  formulieren  und  der  Wortlaut  aufs  sorg- 
fältigste zu  prüfen.  Insbesondere  ist  genau  auszudrücken,  ob  der  Entlassene  nur 
verpflichtet  ist,  in  dem  gegenwärtigen  Kriege  nicht  mehr  direkt  mit  den  Waffen  gegen 
den  entlassenden  Staat  zu  kämpfen,  ob  er  berechtigt  ist,  seinem  Lande  in  anderweitigen 
Stellungen  oder  in  Kolonien  u.  s.  w.  Dienste  zu  tun,  ob  ihm  alle  und  jede  Dienstleistung 
untersagt  ist." 
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Zweiter  Titel. 
Die  Kriegsgefangenen  nach  den  belgischen  Zusatzartikeln. 

§  28.         . 
Die  Auskunftstellen  und  Hilfsgesellschaften. 

Die  Art.  14—20  des  Kriegsgesetzbuchs  sind  „Zusatzartikel",  welche 
der  belgische  erste  Vertreter  Beernaert  zur  Ergänzung  der  Brüsseler  De- 
klaration in  der  3.  Sitzung  der  Unterkommission  am  30.  Mai  1899  be- 
antragt hatte.1)  Sie  verfolgen  nach  dem  Antragsteller  ein  „but  humanitaire 
et  charitable", a)  was  später  der  Präsident  v.  Martens  mit  Dank  für  den 
Antragsteller  bestätigte.8) 

Beernaert  stellte  fest,  dass  seine  Anträge  hauptsächlich  auf  einen 
Franzosen,  Romberg-Nisard  zurückgehen,  der  seit  seinen  Erfahrungen  im 
deutsch-französischen  Krieg  1870  nicht  aufgehört  hat,  der  Verbesserung 
des  Loses  der  Verwundeten  und  Kriegsgefangenen  seine  Kraft  zu  weihen*) 
und  1894  in  einem  Buch5)  seine  Vorschläge  formuliert  hatte. 

Die  7  Zusatzartikel  sind  die  verbesserte  und  erweiterte  Auflage  der 
6  Artikel,  die  Belgien  schon  1874  auf  der  Brüsseler  Konferenz  durch 
Baron  v.  Lambermont  hatte  beantragen  lassen.6) 

A.  „An  erster  Stelle"  steht  der  Art.  14  (Zusatzartikel  I),  welcher  Aus- 
kunftstellen über  die  Kriegsgefangenen  (bureaux  de  renseignements)  vor- 
sieht, wie  sie  in  Preussen  bereits  1866  eingerichtet  worden  sind,  und  die  im 
Krieg  1870/71  so  grosse  Dienste  leisteten,7)  dass  sie  auch  durch  das 
französische  Kriegsgefangenenreglement  von  1893  Art.  108  übernommen 
wurden.8) 

Ich  will  gleich  hinzufügen,  dass  im  russisch-japanischen  Krieg  1904 
von  beiden  Kriegführenden  solche  Auskunftstellen  eingerichtet  worden  sind. 9) 

Die  Auskunftstellen  haben  Ähnlichkeit  mit  den  Nachweis-Bureaus,  welche 
die  deutsche  Militärverwaltung  für  die  eigenen  Soldaten  eingerichtet  hat. 10) 

Der  Art.  14  bestimmt: 

„Es  wird  beim  Ausbruche  der  Feindseligkeiten  in  jedem  der  kriegführenden 
Staaten,  und  gegebenenfalls  in  den  neutralen  Staaten,  die  Angehörige  einer  der 
Kriegsparteien  in  ihr  Gebiet  aufgenommen  haben,  eine  Auskunftstelle  über  die  Kriegs- 
gefangenen errichtet.  Diese  hat  die  Aufgabe,  alle  die  Kriegsgefangenen  betref- 
fenden Anfragen  zu  beantworten,  und  erhält  hierfür  von  den  zuständigen  Dienst- 
stellen die  nötigen  Angaben,  die  sie  in  den  Stand  setzen,  über  jeden  Kriegs- 
gefangenen ein  Personalblatt  zu  führen.  Die  Auskunftstelle  muss  auf  dem  Laufenden 
gehalten  werden  über  die  Unterbringung  der  Gefangenen  und  über  die  dabei  ein- 
tretenden Veränderungen,  sowie  über  die  Überführung  in  Krankenhäuser  und  über 
Todesfälle. 


»)  III.  91.  Rolinscher  Kommissionsbericht  III.  38.  Zorn  „Im  neuen  Reich"  S.  348. 

')  IH.  92. 

»)  IH.  93. 
'    4)  Kommissionsbericht  III.  38. 

5)  „Des  belligerants  et  des  prisonniers  de  guerre  1894  p.  30.  Vorgearbeitet  hatte 
auch  der  Pariser  „Gongres  intern,  des  oeuvres  d'assistance  en  temps  de  guerre"  1889 
(Bulletin  officiel  p.  214)  und  dann  das  französische  Kriegsgefangenenreglement  v.  1893. 

•)  Vgl.  den  Rolinschen  Kommissionsbericht  III.  39  und  die  dortigen  Angaben. 


7)  a.  a.  0.  und  III.  92. 

8)  Triepel  S. 


8)  Triepel  S.  303  nannte  das  mit  Recht  eine  Institution,  „die  im  Interesse  der  Ge- 
fangenen und  ihrer  Angehörigen  warm  zu  begrüssen  ist." 

9)  Fleischmann,  Völkerrechtsquellen  S.  309". 

")  Vgl.  darüber  die  deutsche  Militär-Sanitätsordnung  §  198a  222. 
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Die  Auskunftstelle  sammelt  ferner  alle  zum  persönlichen  Gebrauche  dienenden 
Gegenstände,  Wertsachen,  Briefe  u.  s.  w.f  die  auf  den  Schlachtfeldern  gefunden 
oder  von  den  in  Krankenhäusern  oder  Feldlazaretten  gestorbenen  Kriegsgefangenen 
hinterlassen  werden,  und  stellt  sie  den  Berechtigten  zu.* 

I.  Die  Auskunftstellen  "über  die  Kriegsgefangenen  werden  frühestens 
beim  Ausbruch  der  Feindseligkeiten  errichtet. 

Sie  können  auch  in  neutralen  Staaten  errichtet  werden,  welche  An- 
gehörige einer  der  Kriegsparteien  in  ihr  Gebiet  aufgenommen  haben. l) 

II.  Die  Aufgabe  dieser  Auskunftstellen  besteht 

1.  darin,  alle  die  Kriegsgefangenen  betreffenden  Anfragen  zu  be- 
antworten. 

Nach  einer  Schlacht  insbesondere  sind  Tausende  von  Familien  in 
banger  Angst  um  das  Schicksal  ihrer  Angehörigen. 

Damit  sie  ihrer  Aufgabe  gewachsen  sind,  müssen  die  Auskunftstellen 
selbst  erst  mit  zuverlässigen  Mitteilungen  bedient  werden. 

Deshalb  haben  ihnen  die  zuständigen  Dienststellen  die  Angaben  zu 
machen,  welche  nötig  sind,  um  für  jeden  Kriegsgefangenen  ein  Personal- 
blatt führen  zu  können. 

Weiter  müssen  die  Auskunftstellen  auf  dem  Laufenden  gehalten  werden 
über  jede  neue  Unterbringung  sowie  über  Todesfälle. 

2.  Die  Auskunftstellen  sind  auch  Sammelstellen  für  alle  Wertsachen 
der  Kriegsgefangenen,  die  auf  den  Schlachtfeldern  gefunden  oder  von  den 
gestorbenen  Kriegsgefangenen  hinterlassen  worden  sind,  und  übermitteln  sie 
den  Berechtigten. 

III.  Die  Auskunftstellen  gemessen  nach  Art.  16  Abs.  1  Portofrei- 
heit, wie  der  Abs.  2  auch  für  die  Liebesgaben  Zoll-  und  Fracht- 
kostenfreiheit vorsieht  (III.  Zusatzartikel). 

Art.  16  Abs.  1  lautet: 

„Die  Auskunftstellen  geniessen  Portofreiheit.  Briefe,  Postanweisungen,  Geld- 
sendungen und  Postpackete,  die  für  die  Kriegsgefangenen  bestimmt  sind,  oder  von 
ihnen  abgesandt  werden,  sind  sowohl  im  Lande  der  Aufgabe,  als  auch  im  Bestim- 
mungsland und  in  den  Zwischenländern   von  allen  Postgebühren  frei." 

Beernaert  hatte  befürchtet,  dieser  Zusatz  artikel  III  könnte  vielleicht 
als  „un  peu  trop  large"  angesehen  werden.  In  diesem  Fall  empfahl  er, 
den  Antrag  als  einfachen  Wunsch  dem  Protokoll  einzuverleiben.8)  Aber 
der  österreichische  Bevollmächtigte  Lammasch  befürwortete  unter  dem 
Beifall  des  holländischen  Bevollmächtigten  General  Den  Beer  Poortugael 
aufs  wärmste8)  die  Aufnahme  als  Artikel4):  Es  handle  sich  darum,  die 
Leiden  der  Gefangenen  zu  erleichtern.  Im  Vergleich  mit  den  ungeheuren 
Kriegskosten  wären  die  durch  jene  Freiheit  bedingten  Einnahmeminderungen 
gering.  Beernaert  fügte  noch  hinzu:  Im  Jahre  1870  wären  Tausende  von 
Kriegsgefangenen  nicht  in  den  Besitz  der  Briefe  und  Packete  gekommen, 
welche  deren  Angehörige  hätten  abgehen   lassen,    und  zwar  nur  deshalb 


*)  Vgl.  über  diese  Aufnahme  vor  allem  den  Art.  57. 

2)    III.  92.    Über  den  Abs.  2  vgl.  alsbald  B.  Z.  IL  unten  S.  148. 

8)  Das  bestätigt  auch  Zorn  „Im  neuen  Reich"  S.  348. 

*)  a.  a.  0.  Vgl.  auch  Rolins  Kommissionsbericht  III.  39. 
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nicht,  weil  sie  nicht  das  Porto  nachbezahlen  konnten.  Aber  um  die 
französischen  Kriegsgefangenen  in  Königsberg  in  den  Besitz  ihrer  Korre- 
spondenzen zu  setzen,  die  nach  Tausenden  zählten,  habe  die  Sendung 
einer  unbedeutenden  Liebesgabe  genügt.1) 

Der  Art.  1 6  war  der  einzige  der .  von  Beernaert  gestellten  Anträge, 
welcher  zu  einer  Erörterung  geführt  hat;  aber  auch  dieser  Artikel  wurde 
einstimmig  angenommen.  2) 

Man  ordnete,  wie  Zorn  später  sagte,  „mit  Recht  die  fiskalischen 
Gesichtspunkte  dem  grossen  und  schönen  Gedanken  der  christlichen  Nächsten- 
liebe unter."8) 

B.  Der  Art.  15  (Zusatzartikel  II)  knüpft  daran  an,  dass  für  Kriegs- 
gefangene besondere  Hilfsgesellschaften  gebildet  werden  und  gibt 
diesen  gewisse  Erleichterungen.4)  Nach  Art.  16  Abs.  2  sodann 
werden  Liebesgaben  für  Kriegsgefangene  völlig  gebühren-  und  kostenfrei 
versandt. 

1.  Der  Art.  15,  welcher  ohne  Debatte  angenommen  wurde6)  hat 
folgenden  Wortlaut: 

„Die  Hilfsgesellschaften  für  Kriegsgefangene,  die  ordnungsmässig  nach 
den  Gesetzen  ihres  Landes  gebildet  worden  sind  und  den  Zweck  verfolgen, 
die  Vermitteler  der  mildtätigen  Nächstenhilfe  zu  sein,  empfangen  von  den  Kriegs- 
parteien für  sich  und  ihre  ordnungsmässig  bevollmächtigten  Agenten  jede  Er- 
leichterung innerhalb  der  durch  die  militärischen  Massnahmen  und  die  Ver- 
waltungsvorschriften gezogenen  Grenzen,  um  ihre  menschenfreundlichen  Be- 
strebungen wirksam  ausführen  zu  können. 

Die  Bevollmächtigten  dieser  Hilfsgesellschaften  können  die  Erlaubnis  er- 
halten unter  die  Gefangenen  an  ihrem  Aufenthaltsorte,  sowie  unter  die  in  die  Heimat 
zurückkehrenden  Kriegsgefangenen  an  ihren  Rastorten  Liebesgaben  auszuteilen. 
Sie  gebrauchen  hierzu  eine  persönliche,  von  der  Militärbehörde  ausgestellte  Er- 
laubnis, auch  müssen  sie  sich  schriftlich  verpflichten,  sich  allen  Ordnungs-  und 
Polizeimassnahmen,  die  diese  Behörde  anordnen  sollte,  zu  fügen." 

Es  gibt  also  nicht  blos  Hilfsgesellschaften  des  roten  Kreuzes  oder 
für  Verwundete,  sondern  auch  Hilfsgesellschaften  für  Kriegsgefangene, 
welche  Liebesgaben  für  Kriegsgefangene  sammeln  und  an  diese  vermitteln. 

Unter  der  Voraussetzung,  dass  diese  Hilfsgesellschaften  gesetzmässig 
gebildet  sind,  sollen  sie  für  ihre  menschenfreundlichen  Bestrebungen  jede 
Erleichterung  geniessen,  die  sich  mit  den  militärischen  Massnahmen  und 
den  Verwaltungsvorschriften  verträgt. 

Vor  allem  handelt  es  sich  um  die  Verteilung  der  eingegangenen 
Liebesgaben  an  die  Kriegsgefangenen,  sei  es  am  Aufenthaltsort,  sei  es  bei 
der  Rückkehr  am  Rastort. 

Die  Bevollmächtigten  der  Hilfsgesellschaften  sind  zwar  hierzu  nicht 
ohne  weiters  schon  kraft  Gesetzes  befugt,  aber  können  (!)  die  Erlaubnis  dazu 


l)  III.  93.    Zweite  Lesung  III.  160. 

*)  Rolinscher  Kommissionsbericht  III.  39.    Zorn,  „Im  neuen  Reich"  348. 

8)  „Im   neuen  Reich"    S.  348.    Merignhac    (La  conf.   intern,   de  la  paix  p.  194): 
„On  ne  peut  cra'applaudir  ä  ces  dispositions  liberales." 

*)  Vgl.  den  Rolinschen  Kommissionsbericht  III.  38. 

*)  III.  92.   In  der  zweiten  Lesung  wurde  nur  statt  „les  facilites  necessaires"  gesagt 
„tonte  facilite"  (III.  160). 
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erhalten.     Und   zwar   brauchen   sie  „eine  persönliche,  von  der  Militär- 
behörde  ausgestellte  Erlaubnis.41 

Dabei  müssen  sie  sich  schriftlich  verpflichten,  sich  allen  militärischen 
Ordnungs-  und  Polizeimassnahmen  zu  fügen. 

Die  Fortbildung  des  Kriegsrechts  liegt  hier  somit  lediglich  darin, 
dass  sich  das  letztere  allgemein  für  diese  Hilfsgesellschaften  einsetzt  und 
dass  hier  Einrichtungen,  welche  bis  jetzt  zum  Besten  der  eigenen  Soldaten 
getroffen   waren,1)   auch  für  Kriegsgefangene  zugänglich  gemacht  werden. 

2.  Der  Art  16  Abs.  2  bestimmt:2) 

„Liebesgaben  für  Kriegsgefangene  sind  von  allen  Eingangszöllen  und  anderen 
Gebühren,  sowie  den  Frachtkosten  auf  Staatseisenbahnen  befreit/ 

Diese  Freiheiten  gemessen  übrigens  alle  Liebesgaben,  auch  wenn  sie 
nicht  durch  Hilfsgesellschaften  vermittelt  werden. 

Die  Durchführung  der  Bestimmungen  im  Art.  16  Abs.  1  und  2  er- 
fordert natürlich  erst  entsprechende  gesetzgeberische  resp.  verordnungs- 
mässige  Massnahmen  der  beteiligten  Staaten,8)  zu  denen  sich  aber  die 
Vertragsmächte  verpflichtet  haben. 

§  29. 
Die  neuerlichen  Rechte  der  Kriegsgefangenen. 

I.  Der  Art.  17  lautet: 

„Kriegsgefangene  Offiziere  können  den  ihnen  in  dieser  Lage  nach  den 
Vorschriften  ihres  Landes  zukommenden  Sold  erbalten;  ihre  Regierung  bat  ihn 
zurückzuerstatten/' 

Der  Art.  17  (Zusatzartikel  IV)  schafft  nur  ein  Recht  für  kriegs- 
gefangene  Offiziere. 

Beernaert  hatte  hinzugesetzt:  „par  rinterm£diaire  d'une  Puissance 
neutre." 4) 

Auf  den  Antrag  von  Gross  von  Schwarzhoff  fand  sich  aber  Beernaert 
mit  der  Streichung  dieses  Zusatzes  ab.5) 

Der  deutsche  Bevollmächtigte  befürchtete  von  ihm  Verwicklungen. 
Der  Zusatz  sei  auch  überflüssig,  da  sich  ja  die  im  Art.  14  eingesetzte  Aus- 
kunftsstelle mit  dieser  Aufgabe  befassen  könne.8) 

Der  Art.  1 7  baut  sich  übrigens  auf  der  Grundlage  auf,  dass  die  kriegs- 
gefangenen  Offiziere  nach  wie  vor  vom  Heimatstaat  besoldet  werden. 
Das  trifft  aber  durchaus  nicht  auf  alle  Staaten  zu.7) 
Unter  dieser  Voraussetzung  ist  natürlich  keine  Rückerstattung  zu  er- 
warten und  unterbleibt  dann  auch  vernünftigerweise  der  Vorschuss. 


')  Vgl.  z.  B.  die  deutsche  Militär-Sanitäts-Ordnung  §  216. 
»)  Vgl.  oben  S.  146. 

*)  III.  39   Merignhac,  La  conf.  intern,  de  la  paix  p.  94:  ,Les  conventiones  postales, 
douanieres  et  autres  devront  donc  etre  modifiees  en  ezecution  de  l'article  16." 
III.  92,  93. 
III.  93. 
°)  a.  a.  0.    In  der   2.  Lesung  wurde  auf  Antrag  Beernaert  zur  Vermeidung  der 
Tautologie  „reglements  de  leur  pays"  gesetzt  statt  „reglements  nationaux."    (III  161.) 
7)  Die  Kriegsbesoldungsvorschriften  sind  regelmässig  geheim  gehalten. 
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IL  Die  Art.  18—20  (Zusatzartikel  V— VII)  schaffen  für  alle  Kriegs- 
gefangenen folgende  Rechte : 

1.  Der  Art.  18  (Zusatzartikel  V)  garantiert  den  Kriegsgefangenen  das 
Recht  freier  Religionsübung1): 

„Den  Kriegsgefangenen  wird  in  der  Ausübung  ihrer  Religion  und  in  der 
Teilnahme  am  Gottesdienste  volle  Freiheit  gelassen,  unter  der  einzigen  Bedingung,, 
dass  sie  sich  den  Ordnungs-  und  Polizeivorschriften  der  Militärbehörde  fügen."  *) 

Das  ordentliche  Kirchenhoheitsrecht  und  die  Zuständigkeit  des  Kultus* 
ministeriums  versagt  also  hier,  und  die  Religionsübungen  unterstehen  einzig 
und  allein  den  militärbehördlichen  Ordnungs-  und  Polizeivor- 
schriften. 

2.  Nach  dem  Art.  19  (Zusatzartikel  VI)  können  die  Kriegsgefangenen 
Militärtestamente  errichten;  die  Ausstellung  der  Sterbeurkunde 
und  die  Beerdigung  erfolgt  wie  bei  Militärpersonen  unter  Berück- 
sichtigung von  Dienstgrad  und  Rang: 

„Für  die  Annahme  oder  Errichtung  von  Testamenten  der  Kriegsgefangenen 
gelten  dieselben  Bedingungen  wie  für  die  Militärpersonen  des  eigenen  Heeres. 

Das  gleiche  gut  für  die  Sterbeurkunden  sowie  für  die  Beerdigung  von 
Kriegsgefangenen,  wobei  deren  Dienstgrad  und  Rang  zu  berücksichtigen  ist"3) 

Für  die  Form  der  Militärtestamente  nach  deutschem  Recht  ist  mass- 
gebend das  Reichsmilitärgesetz  v.  2.  Mai  1874  §  44.4)  In  diesem  Gesetz  ist 
auch  bereits  die  Forderung  des  KGB.  Art.  19  im  voraus  verwirklicht  worden. 
Denn  hier  sind  die  Erleichterungen  der  „privilegierten  militärischen  letzt- 
willigen  Verfügungen"  auch  den  Kriegsgefangenen  und  Geissein  zugebilligt 
worden,  so  lange  sie  sich  in  der  Gewalt  des  Feindes  befijiden.6) 

Für  die  Beerdigungsfrage  in  Deutschland  vgl.  die  Kaiserliche  VO.  v. 
20.  Januar  1879. 

3.  Gemäss  Art.  20  (Zusatzartikel  VII)  sollen 

„nach  dem  Friedensschi  uss  die  Kriegsgefangenen  binnen  kürzester 
Frist  in  ihre  Heimat  entlassen  werden". 

Diese  Bestimmung  ist  inhaltlich  nicht  neu ;  sie  erschien  aber  anderen- 
teils auch  nicht  als  überflüssig. 

Der  Beernaertsche  Entwurf  hatte  hier  noch  einen  zweiten  Absatz: 

„Aucun  prisonnier  ne  pourra  Ätre  retenn,  ni  sa  liberation  differee  pour  des 
condamnations  prononcees  ou  des  faits  intervenus  depuis  sa  capture,  si  ce  n  est  pour 
crimes  ou  delits  du  droit  commun."') 

Auf  den  Antrag  von  Gross  v.  Schwarzhoff  und  unter  Zustimmung 
von  Beernaert  wurde  dieser  Zusatz  indes  wieder  gestrichen.  Der  deutsche 
Bevollmächtigte  befürchtete  von  ihm  eine  Lockerung  der  Disziplin,  die  bis 
zum  Schluss  der  Kriegsgefangenheit  mit  genügenden  Strafsatzungen  gestützt 
sein  müsse.7) 


*)  Rolinscher  Kommissionsbericht  III.  39. 
»)  Vgl.  III.  93.  161. 

*)  Vgl.  III.  93, 161.  Kommissionsbericht  III.  39.  Ahnlich  das  franz.  Kriegsgefangenen- 
reglement y.  1893  Art.  103,  106,  107.  Triepel  S.  302. 

4)  RGBl.  1874  S.  4o. 

5)  §  44.  Z.  5. 

•\   |TJ     Q4 

7)  III.  93.  Zweite  Lesung  III.  161.  Kommissionsbericht  III.  39. 
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Zweiter  Abschnitt. 

Die  Feindseligkeiten. 

Erstes  Kapitel. 
Die  Kriegsmittel. 

Erster  Titel. 
Die  verbotenen  Kriegsmittel. 

§  30. 
Das  Verbotsprinzip. 

Im  Kriegsgesetzbuch  folgt  dem  Recht  der  Kriegsparteien  zunächst 
noch  ein  drittes  Kapitel  über  Kranke  und  Verwundete  in  einem  einzigen 
Artikel  21,1)  welcher  indes  lediglich  auf  die  Genfer  Konvention  verweist. 

Das  soll  uns  in  anderem  Zusammenhang  beschäftigen.  Vgl.  unten 
die  zweite  Abteilung,  erstes  Hauptstück. 

Der  zweite  Abschnitt  des  KGB.  behandelt  die  „Feindseligkeiten",  und 
das  erste  Kapitel  enthält  die  Bestimmungen  über  die 

„Mittel  zur  Schädigung  des  Feindes,  Belagerungen 

und  Bombardements4'  (Art.  22—28). 

Diese  Bestimmungen  waren  in  der  Brüsseler  Deklaration  geteilt,  in- 
dem sich  dort  die  Art.  12 — 14  mit  den  „moyens  de  nuire  ä  renne  miu 
und  die  Art.  15 — 22  mit  den  „si^ges  et  bombardements"  beschäftigten. 

Die  Vereinigung  dieser  beiden  Abschnitte  war  vom  Redaktionsaus- 
schuss  vorgeschlagen  und  von  der  Unterkommission  gut  geheissen  worden, 
um  damit  klar  zum  Ausdruck  zu  bringen,  dass  die  Bestimmungen  über 
verbotene  Kriegsmittel  auch  bei  Belagerungen  und  Beschiessungen  An- 
wendung zu  finden  haben.2) 

Der  Art.  22  stellt  folgenden  Grundsatz  an  die  Spitze: 

„Die  Kriegsparteien  haben  8)  kein  unbeschränktes  Hecht  in  der  Wahl 
der  Mittel  zur  Schädigung  des  Feindes." 

Das  Kriegsrecht  hat  zu  allen  Zeiten  den  Unterschied  von  erlaubten 
und  unerlaubten  Kriegsmitteln  gekannt.  Wollte  man  hier  den  Satz  gelten 
lassen,  der  Zweck  heiligt  das  Mittel,  so  wäre  der  Krieg  ein  Kampf  von 
Wilden.*) 

I.  Der  Art.  23  führt  nun  einzelne  Beschränkungen  der  kriegsschädi- 
genden Mittel  auf,  gegen  welche  grundsätzlich  keine  Kriegsnotwendigkeit 
angerufen  werden  kann. 


l)  Brüsseler  Deklaration  Art.  35. 

9)  Rolinscher  Kommissionsbericht  III.  40.    Merignhac  p.  196. 

8)  „Les  belligerants  n'ont  pas  un  droit  illimite".  In  der  Deklaration  Art.  12  hiess 
es  „Les  lois  de  la  guerre  ne  reconnaissent  pas  aux  belligerants  un  pouvoir  illimite".  Die 
Änderung  geht  auf  einen  Antrag  von  Beernaert  und  Roljn  zurück  (III.  100).  Ober  die 
zweite  Lesung  vgl.  III.  160. 

4)  Merignhac  p.  196. 
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Aber  der  Art.  24,  welcher  dem  Art.  14  der  Brüsseler  Deklaration 
entspricht,  erwähnt  ausdrücklich,  dass  die  Kriegslist  und  der  Nachrichten- 
dienst von  diesen  Rechtsschranken  unbehelligt  bleiben: 

„Kriegslisten  und  die  Anwendung  der  notwendigen  Mittel ,  um  sich  Nach- 
richten über  den  Gegner  und  das  Gelände  zu  verschaffen,  sind  erlaubt." 

Dieses  ist  das  einzige  Zugeständnis  an  die  seinerzeit  den  russischen 
Entwurf  v.  J.  1874  beherrschende  Gesetzestechnik,  die  Mittel  aufzuzählen, 
welche  im  Krieg  erlaubt  sein  sollen.  Mit  Recht  war  damals  diese  Methode 
zurückgewiesen  worden,  weil  es  unmöglich  sei,  hier  alles  lückenlos  vor- 
zusehen.1) 

Dem  Rolinschen  Kommissionsbericht2)  entnehme  ich  im  übrigen 
folgendes : 

„Erlaubt"  im  Art.  24  hat  lediglich  die  negative  Bedeutung,  dass  die 
Kriegslist  nicht  schon  als  solche  verboten  ist.  Aber  natürlich  in  Formen  und 
unter  Umständen,  die  durch  andere  Bestimmungen  ausgeschlossen  werden, 
ist  die  Kriegslist  und  der  Nachrichtendienst  unerlaubt.8) 

Die  Fassung  des  Art.  14  der  Deklaration  hatte  hier  eine  solche  Bestim- 
mung ausdrücklich  erwähnt,  nämlich  das  Verbot  des  Art.  36  (jetzt  44), 
die  Bevölkerung  gegen  ihr  eigenes  Land  auszuspielen.  Aber  es  gibt  auch 
Verbote  bezüglich  des  Nachrichtendienstes.  Beispielsweise  sei  nur  auf  den 
Art.  23  lit.  f  hingewiesen.4)  Man  konnte  natürlich  im  Art.  24  selbst  nicht 
alle  diese  besonderen  Verbote  wiederholen  und  deshalb  entschloss  man  sich, 
keines  aufzunehmen.  Durch  diese  Ausführung  des  Berichterstatters  ist  der 
wirkliche  Sinn  des  Art.  24  auch  ohne  besondere  Vorbehalte  in  der  Tat  ge- 
nügend festgestellt. 

Der  Krieg  erfordert  und  das  Kriegsrecht  erlaubt  die  Anwendung  von 
Mitteln,  welche  geeignet  erscheinen,  den  Willen  des  Gegners  zu  brechen5): 
Gewalt  und  List. 

Aber  beide  Kriegsschädigungsmittel  haben  ihre  rechtlichen  Schranken. 

Im  Vordergrund  stehen  die  Gewaltmittel.  Schärfere  Gewaltmittel 
sollen  nicht  angewandt  werden,  wenn  mildere  ausreichen,  und  weiterhin 
verbietet  das  Kriegsrecht  jede  durch  den  Kriegszweck  (Kampfunfähigmachen 
oder  Aussergefechtsetzen)  nicht  geforderte  Gewalt  und  Schädigung: 
vor  allem  alle  unnötigen  Grausamkeiten  und  Zerstörungen, e)  sowie  die  zweck- 
losen Schmerzverursachungen  *)  und  Tötungen.  Darüber  handelt  Art.  23 
lit.  a — e  und  g,  während  lit.  f  den  Auswüchsen  der  Kriegslist  begegnet. 

Die  Kriegslist  ist  erlaubt  und  geschützt,  weil  sie  ohne  Menschen- 
verlust den  Kriegszweck  fördert.  Im  cit.  Generalstabsheft  S.  23  heisst  es 
in  Anlehnung  an  Lueder8): 


? 


Bonflls-Grah  S.  575. 
III.  40. 
*)  Ebenso  Zorn  „Im  neuen  Reich"  S.  350. 
4)  Vgl.  alsbald  S.  158. 
*)  Angriffszweck  ist  nicht  bloss  die  Schwächung  der  Truppen,  sondern  auch  aller 
Machtmittel  des  Gegners :  der  Finanzen,  Eisenbahnen  und  Lebensmittel  des  Staates  sowie 
selbst  des  Prestiges  der  feindlichen  Regierung.    (So  auch  Moltke  bei  Lueder  in  v.  Holtzen- 
dorffs  Hdb.  des  VR.  IV.  389»,  Generalstabsheft  S.  2.) 
8)  Lueder  a.  a.  0.  388  ff.,  Generalstabsheft  S.  9. 

7)  Z.  ß.  Schiessen  mit  gehacktem  Blei,  Glas  u.  dgl.   Vgl.  Generalstabsheft  S.  10. 

8)  v.  Holtzendorffs  Hdb.  des  VR.  IV.  457. 
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„Überraschungen,  Legen  von  Hinterhalten,  Scheinangriffe  und  -Rück- 
zuge, fingierte  Flucht,  scheinbare  Ruhe  und  Untätigkeit,  Verbreitung  falscher 
Nachrichten  über  Stärke  und  Stellung,  Benutzung  der  feindlichen  Parole,1) 
—  alles  dies  war,  seitdem  es  Krieg  gibt,  erlaubt  und  gebräuchlich  und  ist 
es  auch  noch  heute." 

Man  mag  immerhin  sagen:  verboten  ist,  was  dem  Wesen  des  ehr- 
lichen Kampfes  widerspricht,  was  eine  Gemeinheit  darstellt,  gegen  die 
man  sich  nicht  wehren  kann.2)  Oder:  die  List  muss  frei  von  Treulosig- 
keit sein.3) 

Aber  von  der  erlaubten  Kriegslist  zum  rechtswidrigen  Missbrauch  ist 
nur  ein  Schritt. 

Die  Abgrenzung  ist  im  einzelnen  schwer  und  verschiebt  sich  nach 
Zeitströmungen  und  Bildungsgrad.4) 

Handeln  nun  Einzelne  gegen  die  kriegsrechtlichen  Verbote,  so  sollen 
sie  von  ihren  Vorgesetzten  zur  Verantwortung  gezogen  und  nach  Lage 
des  Falles  vor  das  Kriegsgericht  gestellt  werden.  Dem  Feind  stehen  Re- 
pressalien zu,  deren  sachgemässe  Einschränkung  in  der  Völkerrechtswissen- 
schaft allgemein  als  notwendig  angesehen  wird,  während  über  die  Art 
und  den  Umfang  dieser  Rechtsschranken  die  Meinungen  noch  völlig  aus- 
einandergehen. 

Es  unterliegt  keinem  Zweifel,  dass  die  gesetzliche  Abgrenzung  der 
Repressalienmacht,  welch  letztere  ja  eine  über  unseren  Fall  hinausgehende 
Bedeutung  hat,6)  eine  der  vordringlichsten  Aufgaben  der  Zukunft  sein 
wird. e) 

Der  Art.  23  des  Kriegsgesetzbuchs,  welcher  aus  dem  Art.  13  der 
Brüsseler  Deklaration  hervorgegangen  ist,  enthält  eine  Zusammen- 
stellung der  verbotenen   Kriegsschädigungsmittel. 

Der  Art.  13  der  Deklaration  war  eingeleitet  mit  den  Worten: 
„D'apr&s  ce  principe,  sont  notamment  interdits:" 


1)  und  der  feindlichen  Trompetensignale.  Die  Frage  ist  indess  bestritten.  Vgl. 
Bonfils-Grah  S.  574. 

2)  So  Albert  Zorn,  Kriegsmittel,  S.  7. 

8)  Amerikanische  Kriegsartikel  Art.  15,  16,  101.  Bonfils-Grah,  Völkerrecht,  S.  573. 
Vgl.  auch  Dahn,  Bausteine  V.  1  S.  3. 

4)  Lueder  und  Generalstabsheft  a.  a.  0. 

•)  Vgl.  z.  B.  oben  S.  123,  135. 

•)  Auf  der  Brüsseler  Konferenz  hatte  die  russische  Regierung  in  ihrem  Projekt 
Vorschläge  zur  Einschränkung  der  Repressalien  gemacht.  Danach  sollten  Repressalien  nur 
zulässig  sein: 

a)  in  den  äussersten  Fällen  bei  offenkundigen  Verletzungen  und  dann  nur  in  dem 
Masse,  als  die  Menschlichkeit  es  gestattet  (Art.  69); 

b)  nur  im  Verhältnis  zur  Tat  (Art.  70) ; 

c)  nur  in  Gemässheit  der  Gestattung  des  Höchstkommandierenden  (Art.  71). 
Aber  die  Konferenz  lehnte  das  ab  und  beschloss  auf  den  Vorschlag  des  belgischen 

Vertreters  v.  Lambermont,  diesen  Artikel  „auf  den  Altar  der  Menschenliebe  niederzulegen11. 
Da  liegt  er  noch.  Schon  auf  der  Brüsseler  Konferenz  gab  der  Vorsitzende  der  Befürch- 
tung Ausdruck,  dass  dieses  Schweigen  und  diese  Unbestimmtheit  nun  alle  Schranken  des 
Repressalienrechts  vernichten  könne.  Vgl.  v.  Martens  „ Völkerrecht*  IL  S.  519  und  „La 
paix  et  la  guerre*  p.  423  f.  —  über  die  hieran  anknüpfenden  Beschlüsse  des  völkerrecht- 
lichen Instituts  vgl.  das  Annuaire  1877  p.  136  sowie  v.  Martens  p.  424  f. 


§  30.    Das  Verbotsprinzip.  153 


Auf  den  Antrag  von  Beernaert  wurden  zunächst  die  Worte  „d'aprös 
ce  principe"  gestrichen.1) 

Darnach  hiess  es  jetzt:  „Sont  notamment  interdits4*. •) 

Das  „notamment44  zeigt,  dass  die  Aufzählung  nicht  erschöpfend  sein 
will.8)    Für  Weiteres  ist  dann  das  gemeine  Völkerrecht  massgebend.4) 

Das  gilt  insbesondere  für  die  Verwendung  barbarischer  und  unzivi- 
lisierter  Truppen  im  Kriege  zivilisierter  Staaten,6)  über  welche  das  Kriegs- 
gesetzbuch allen  Anlass  gehabt  hätte,  sich  auszulassen.  Sicherlich  fallen 
die  von  halbwilden  Truppen  begangenen  Grausamkeiten  und  Unmensch- 
lichkeiten vollständig  dem  Staat  zur  Last,  der  sie  eingestellt  hat. 

Die  Einleitung  des  Art  23  weist  jetzt  in  erster  Linie  auf  die  „durch 
Sonderverträge  aufgestellten  Verbote*  von  Kriegsmitteln. 

IL  Eine  solche  besondere  Vereinbarung  ist  vor  allem  die  Peters- 
burger Deklaration  vom  11.  Dezbr.  (29.  Novbr.)  1868,°)  die  zur  Zeit 
der  Haager  Konferenz  noch  in  Kraft  war  und  blieb.7) 

« 

Durch  die  Brüsseler  Deklaration  war  dieselbe  im  Art.  13  lit.  e  nament- 
lich aufrechterhalten  worden,  während  die  jener  Bestimmung  entsprechende 
lit.  e  des  Art.  23  des  jetzigen  Kriegsgesetzbuchs  sich  damit  begnügt,  nur 
die  Idee  der  Petersburger  Konvention  fortwirken  zu  lassen.8) 

Die  Haager  Konferenz  hat  noch  drei  von  der  ersten  Kommission 
beratene  Erklärungen  im  Geiste  der  Petersburger  Konvention  erlassen,9) 
während  weitergehende  Anträge  zu  keinem  Ergebnis  führten.10) 

Es  sind  aber  auch  die  Sonder  vertrage  gemeint,  welche  etwa  in 
Zukunft  weitere  Kriegsmittel  verböte  enthalten. 

Das  sind  die  Gründe,  weshalb  die  Unterkommission  der  ausdrück- 
lichen Nennung  der  Petersburger  Konvention  eine  allgemeine  Fassung 
vorzog. ll) 

Das  Verbot  der  Petersburger  Konvention  geht  übrigens  auf  absolut 
rechtswidrige  Handlungen.12) 


l)  III.  100. 

»)  111.  173. 

*)  Das  hob  Roiin  in  der  zweiten  Lesung  eigens  hervor  (III    161). 

*)  Vgl.  oben  S.  46  f.  Über  das  einschlägige  gemeine  Völkerrecht  vgl.  besonders 
Bonfils-Grah,  Völkerrecht  S.  570  ff. 

•)  Vgl.  darüber  Dahn,  Bausteine  V.  1  S.  54,  143,  Lueder  in  v.  Holtzendorffs  Hdb. 
des  VR.  IV.  394—398  und  die  dort  Zitierten.  Ferner  das  zit.  Generalstabsheft  S.  10  f., 
Bonfils-Grah,  Völkerrecht  S  272,  Heilborn,  Rechte  und  Pflichten  der  Neutralen,  S.  38  ff. 
und  v.  Martens,  La  paix  et  la  guerre  p.  35  u.  438. 

•)  Vgl.  oben  S.  81.  Die  Petersburger  Deklaration  ist  abgedruckt  bei  Fleischmann, 
Völkerrechtsquellen  S.  88 f.  Die  Signatarmächte  der  Petersburger  Deklaration  sind:  der 
Norddeutsche  Bund,  Bayern,  Württemberg,  Österreich-Ungarn,  Belgien,  Dänemark,  Frank- 
reich, Griechenland,  England,  Italien,  Holland,  Persien,  Portugal,  Russland,  Schweden 
und  Norwegen,  die  Schweiz  und  die  Türkei 

Beigetreten  ist  (am  23.  Oktbr.  1869) :  Brasilien.    Vgl.  Feischmann  S.  88. 

7)  Rolinscher  Kommissionsbericht  III.  40. 

8)  Ober  die  lit.  e.  vgl.  alsbald. 

9)  Vgl.  Bd.  I  S.  41  und  das  Nähere  unten  im  zweiten  Buch  1.  Abteilung. 

10)  Vgl.  unten  zweites  Buch  2.  Abteilung. 

")  Rolinscher  Kommissionsbericht  III.  40.    Vgl.  aber  auch  unten  S.  156. 
u)  Vgl.  oben  S.  14*. 
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Die  Petersburger  Konvention  fixiert,  wie  die  Einleitung1)  hervorhebt: 
„Les  limites  techniques  oü  les  n6cessit6s  de  la 
guerre    doivent    s'arrSter   devant    les   exigences    de 
l'humanitä." 

Der  Gesetzestenor  der  Petersburger  Konvention  lautet: 

„Les  parties  contractantes  s'engagent  d  re'noncer  mutuellement ,  en  cas  de 
guerre  entre  elles,  ä  Vemploi  par  Jeurs  troupes  de  terre  ou  de  mer,  de  tout  pro- 
jectile  dfun  poids  infSrieur  ä  400  grammes  qui  serait  ou  explosible  ou  Charge'  de 
matüres  fulminantes  ou  irtflammables." 

Was  will  dieses  Verbot  der  Explosivgeschosse  unter  400 
Gramm? 

Darüber  lässt  sich  die  Einleitung  aus. 
Hiernach  ist  das  einzige  Ziel  des  Kampfes: 

„Vaffaiblissement  des  forces  müüavres  de  Vennemi." 

Und  dann  heisst  es  weiter: 

Qu'ä  cet  effet,  il  sufftt  de  mettre  hors  de  combat  le  plus  grand 
nombre  d'hommes  possible. 

Also  die  Idee  der  Petersburger  Konvention  geht  dahin:  Man  hat 
sich  damit  zu  begnügen,  den  Gegener  ausser  Gefecht  zu  setzen  oder 
kampfunfähig  zu  machen. 

Dieses  Ziel  kann,  wie  die  Einleitung  fortfährt,  in  doppelter  Weisse 
überschritten  werden,  nämlich  durch  den  Gebrauch  von  Waffen: 

1,  „qui  aggraveraient  inutüement  les  souffrances  des  hotnmes  mis  hors  de  com- 
bat, ou 

2.  rendraient  leur  mort  in&vitable." 

Also:  Es  muss  genügen,  den  Gegner  kampfunfähig  zu  machen:  aber 
Waffen,  die  unfehlbar  töten  müssen,  sind  ebenso  verboten,  wie  solche, 
welche  die  Aussergefechtsetzung  durch  besondere  Schmerzbereitung  nutzlos 
steigern. 

Die  Petersburger  Deklaration  ist  auf  der  Haager  Konferenz  vielfach 
in  den  Kreis  der  Verhandlungen  gezogen  worden  und  schliesslich  auch  zu 
einer  erhöhten  Bedeutung  gekommen. 

Die  Erörterungen  fanden  insbesondere  bei  der  Dum-Dum-Frage  statt. 

Hierbei  wurde  der  Grundgedanke  der  Petersburger  Deklaration  fol- 
gendermassen  formuliert:  es  sollen  keine  Geschosse  verwandt  werden, 
welche  die  Schmerzen  der  bereits  kampfunfähig  gewordenen  Soldaten  nutz- 
los steigern  oder  ihren  Tod  unvermeidlich  machen.2) 

Die  Vertreter  aller  Schattierungen  bekannten  sich  bei  dieser  Gelegen- 
heit noch  einmal  ausdrücklich  zur  Petersburger  Deklaration. 

Die  Petersburger  Deklaration  wurde,  wie  bereits  erwähnt,8)  im  Haag 
auch  praktisch  fortgebildet  durch  drei  Erklärungen,  welche  weitere  Kriegs- 
mittel verboten  und  diese  Verbote  durch  die  übereinstimmende  Versicherung 
einleiteten,  dass  man  dabei  von  dem  Gedanken  geleitet  sei,  der  in  der 
Petersburger  Deklaration  Ausdruck  gefunden  habe. 

x)  Auch  am  Schluss,  welcher  bereits  die  Frage  der  Fortbildung  ins  Auge  fasst,  wie 
sie  z.  B.  jetzt  durch  die  Haager  Konferenz  betätigt  wurde,  ist  das  Prinzip  der  Peters- 
burger Konvention  dahin  bestimmt :  „concilier  les  necessites  de  la  guerre  avec  les  lois  de 
rhumanite." 

')  So  insbesondere  der  amerikanische  Bevollmächtigte  Grozier  (I.  74). 

8)  Vgl.  oben  S.  153. 
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Dadurch  wurde  der  Grundgedanke  der  Petersburger  Deklaration  nicht 
bloss  auf  neuen  Gebieten  verwirklicht,  sondern  erfuhr  auch  durch  die 
Signatarmächte  der  Haager  Konferenz,  welche  der  Petersburger  Deklaration 
noch  nicht  beigetreten  waren,  eine  Festigung  und  Anerkennung,  ohne  dass 
dadurch  freilich  ein  Beitritt  zur  Petersburger  Deklaration  selbst  erfolgt  wäre. 

§  31. 
Die  einzelnen  Verbote. 

Der  Art.  23  enthält  Verbote,  gegen  welche  nicht  wohl  Erwägungen 
der  militärischen  Notwendigkeit  geltend  gemacht  werden  können.  Lit.  g 
beugt  sich  freilich  vor  den  Geboten  des  Krieges.1) 

Namentlich  untersagt  wurden  im  Art.  23 a) 

I.  folgende  Gewaltmittel: 

a)  Die  Verwendung  von  Gift  oder  vergifteten  Waffen.8) 

Verboten  ist  hiernach  die  Vergiftung  von  Einzelnen  und  Massen; 
insbesondere  ist  auch  Brunnen-  und  Nahrungsmittelvergiftung,  sowie  die 
Anwendung  von  Infektionsstoffen4)  untersagt. 

Die  Verbreitung  von  ansteckenden  Krankheiten  steht  unter  demselben 
Zeichen.  In  der  älteren  Literatur  erschien  insbesondere  die  Zusendung 
von  Pestkranken  als  verboten.6) 

Es  muss  aber  jeder  Versuch,  die  feindlichen  Kräfte  durch  Verbreitung 

von  Ansteckungen  zu  schwächen,   als  rechtswidrig  gelten.6)    Wenn  indes 

-syphilitische  Frauenzimmer  in  die  Reihen  des  Feindes  abgeschoben  werden, 

wird  sich  das  Kommando  durch  energische  Abwehrmassregeln  und  strenge 

Handhabung  der  militärischen  Zucht  selbst  zu  helfen  haben. 

b)  «Die  meuchlerische  Tötung  oder  Verwundung  von  Angehörigen 
des  feindlichen  Staates  oder  des  feindlichen  Heeres." 

Art  13  lit.  b  der  Deklaration  hatte  hier: 

,Le  meutre  par  trahison  d'individus  appartenant  ä  la  nation  ou  ä  l'armee 
ennemie." 

Mit  „meutre  par  trahison44  wollte  die  meuchlerische  Tötung  resp. 
der  Meuchelmord  getroffen  werden. 

Als  aber  der  dänische  Oberst  Schnack  diese  Wendung  als  ungenau 
und  unverständlich  beanstandete,  wurde  nach  einem  weiteren  Meinungs- 
austausch7) die  vom  österreichischen  Bevollmächtigten  Lamm asch  bean- 
tragte Formulierung  angenommen: 

„le  fait  de  tuer  par  trahison  des  individus  .  .  .  .  * 8) 

l)  Bezüglich  der  lit.  c  und  d  vgl.  oben  S.  121. 

*)  Vgl.  hierzu  die  Verhandlungen:  erste  Lesung  der  Unterkommission  III.  100  f.  ; 
zweite  Lesung  III.  160  f.  In  der  Kommission  wurde  das  ganze  Kapitel  ohne  Erörterung 
angenommen  (III.  26). 

s)  Bis  ins  16.  Jahrhundert  kam  die  Verwendung  von  Gift  in  verschiedenen  Formen 
vor.  Heute  bedienen  sich  noch  wilde  Völker  der  vergifteten  Pfeile.  Vgl.  Lueder  in 
v.  Holtzendorffs  Hdb.  des  VR.  IV.  393". 

4)  Albert  Zorn,  Kriegsmittel,  S.  7. 

5)  Lueder  a.  a.  0.  IV.  3938. 

•)  Will  man  unter  dem  „Gift*  der  Ziff.  1  nicht  auch  das  Ansteckungsgift  mitbe- 
greifen, so  haben  wir  eine  Lücke,  welche  das  gemeine  Völkerrecht  auszufüllen  hat  (oben 
S.  46  f.)    In  dieser  Hinsicht  vgl.  z.  B.  Lueder  a.  a.  0. 

*)  An  diesem  waren  beteiligt:  Beldiman,  Beernaert,  Rolin,  v.  Martens  und  Mounier 
(UI.  100  f.). 

8)  III.  101. 
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Der  Schwerpunkt  liegt  hier  nach  einer  Bemerkung  des  französischen 
Bevollmächtigten  Bihourd  in  dem  „par  trahison",  also  dem  Moment  des 
„Meuchlerischen".  Ob  es  sich  weiter  um  eine  Tötung  oder  blosse  Ver- 
wundung handle,  sei  gleichgültig.1) 

In  der  2.  Lesung  der  Unterkommission  hielt  man  es  indes  für  gut, 
das  besonders  hervorzuheben ;  und  so  ward  hier  wie  in  lit.  c  nach  „tuer" 
hinzugegefügt :  „ou  de  Messer".2)  Rolin  hatte  dabei  auch  „le  fait  de 
maltraiter  ou  de  faire  prisonnier  par  trahison"  für  verboten  erklärt.8) 

Verboten  ist  aber  auch  das  Dingen  von  Mördern,  erst  recht  natür- 
lich die  amtliche  Aufforderung  zum  Meuchelmord. 

Auch  darf  kein  Preis  auf  den  Kopf  eines  Kombattanten  gesetzt  und 
niemand  für  vogelfrei  erklärt  werden,4)  weil  das  eine  indirekte  Aufforderung 
zum  Meuchelmord  ist. 

c)  „Die  Tötung  oder  Verwundung  eines  die  Waffen  sireckenden  oder 
wehrlosen  Feindes,  der  sich  auf  Gnade  oder  Ungnade  ergibt."  6) 

d)  „Die  Erklärung,  dass  kein  Pardon  gegeben  wird."*) 

e)  „Der  Gebrauch  von  Waffen,  Geschossen  oder  Stoffen,  die  geeignet  sind, 
unnötigerweise  Leiden  zu  verursachen/1 

In  der  Brüsseler  Fassung  hatte  die  lit.  e  den  Zusatz: 

„Ainsi  que  l'usage  des  projectiles.   prohibes  par  la  declaration  de  Saint* 
Petersburg  de  1868." 

Die  Unterkommission  hat  diesen  Zusatz  gestrichen,7)  weil  derselbe  zu 
einer  ausdehnenden  Auslegung  der  Petersburger  Deklaration  führen  könnte.8) 

Im  übrigen  vgl.  auch  oben  S.  153. 

Die  wissenschaftlichen  Völkerrechtssysteme  hatten  früher  noch  andere 
Verbote  aufgestellt,  welche  indes  durch  die  moderne  Kriegstechnik  über- 
holt worden  sind.9) 

Innocenz  III.  suchte  nach  dem  Vorbild  von  Innocenz  II.  auf  dem 
2.  Lateranensischen  Konzil  1139  sogar  die  „artem  illam  mortiferam  et 
odibilem  ballistariorum  et  sagittariorum"  im  Kampf  mit  Christen  durch 
Androhung  des  grossen  Kirchenbannes  zu  unterdrücken.10) 


1)  III.  161. 

2)  a.  a.  0. 
8)  a.  a.  0. 

*)  Lueder  in  v.  Holtzendorffs  Hdb.  des  VR.  IY.  392.  Generalstabsheft  S.  10.  Auch 
das  Aussetzen  eines  Geldpreises  für  Gefangennahme  eines  Heerführers  „entspricht  nicht 
mehr  heutigen  Anschauungen  und  heutigem  Kriegsgebrauch"    (Generalstabsheft  a.  a.  0.). 

6)  Vgl.  oben  S.  121.    Die  Deklaration  hatte  gelautet  (Art.  13  lit.  c): 

„Le  meutre  d'un  ennemi  qui,  ayant  mis  bas  Us  armes  ou  n'ayant  plus  Us 
moyens  de  se  cttfendre,  s'est  rendu  ä  discrHion." 

Wie  in  lit.  b  (vgl.  oben  S.  155  f.),  so  wurde  auch  hier  zunächst  meutre  in  „le  fait 
de  tuer"  geändert  (III  101),  und  dann  in  der  2.  Lesung  der  Unterkommission  nach  „tuer" 
eingefügt:  „ou  de  blesser"  (III.  161). 

•)  Vgl.  oben  S.  121. 

7)  III.  101.    In  Obereinstimmung  mit  der  Haltung  der  1.  Kommission. 

8)  III.  101. 

•)  Vgl.   darüber  z.  B.  Lueder  in  v.  Holtzendorffs  Handb.   des  VR.  IV.  391  f.  und 
Generalstabsheft  S.  10. 
10)  c.  un.  X.  5,  15. 
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Die  moderne  Technik  hat  aber  ganz  andere  Massentöter  gezeitigt, 
die  zu  verbieten  resp.  zu  beschränken  die  erste  Kommission  der  Haager 
Konferenz  versucht  hat. 

Die  drei  Haager  Deklarationen  enthalten  die  neuesten  gesetzlichen 
Beschränkungen  im  Sinne  der  Petersburger  Konvention.1) 

Im  übrigen  aber  muss  betont  werden,  dass  die  mörderische  Gefähr- 
lichkeit von  Geschossen  und  Vorkehrungen  an  sich  noch  nicht  verbietend  wirkt. 

Im  russisch-japanischen  Krieg  wurde  wieder  einmal  die  furchtbare 
Zerstörungsmacht  der  Minen  vor  Augen  geführt.2)  Aber  völkerrechtliche 
Bedenken  wurden  hier,  soweit  ich  sehe,  doch  nur  zu  Gunsten  der  Neutralen 
laut,  zu  deren  Schutz  hier  in  der  Tat  die  Zukunft  wohl  Einschränkungen 
bringen  muss. 

Auch  v.  Martens  erkannte  im  Haag  an,  dass  die  Völker  die  mör- 
derischsten Waffen  haben  dürfen.8) 

In  der  modernen  Minen  frage  könnte  allerdings  vielleicht  die  Frage 
aufgeworfen  werden,  ob,  völlig  abgesehen  von  der  unübersehbaren  Schädi- 
gung der  Neutralen,  bei  welcher  oft  schwer  festzustellen  ist,  welche  Partei 
sie  verschuldet  hat,  die  Wirkung  der  Minen  in  der  Tat  nur  auf  Ausser- 
gefechtsetzung  oder  ob  sie  nicht  vielmehr  auf  Vernichtung  geht. 

Das  ist  indes  eine  Frage,  welche  die  Vertreter  der  Kriegstechnik 
entscheiden  mögen.  Bis  jetzt  hat  man  sich  über  die  furchtbare  Wirkung 
der  Minen  wohl  allgemein  entsetzt,  aber  vom  militärtechnischen  Standpunkt 
aus  gegen  sie  das  Völkerrecht  noch  nicht  angerufen. 

mm 

Über  die  erfolglosen  Bemühungen,  welche  die  erste  Kommission  für 
die  Beschränkung  neuer  Feuerwaffen,  neuer  Sprengstoffe  und  brisanterer 
Pulver, 4)  für  die  Beschränkung  der  bisherigen  Sprengstoffe  von  verheeren- 
der Wirkung, 6)  sowie  für  das  Verbot  der  unterseeischen  Torpedoboote,  der 
anderen  Zerstörungsmaschinen  und  der  Rammschiffe 6)  aufwandte,  wird  unten 
im  II.  Buch  2.  Abteilung  1.  Abschnitt  zu  berichten  sein. 

Über  lit.  f  vgl.  alsbald  Z.  II. 

g)  „Die  Zerstörung  oder  Wegnahme  feindlichen  Eigentums, 
es  sei  denn,  dass  die  Gebote  des  Krieges  (,Jes  necessites  de  la  guerre")7)  dies 
dringend  erheischen.1' 

Nachdem  der  Redaktionsausschuss  die  ganze  Lit.  g  gestrichen  hatte, 
weil  er  sie  angesichts  der  viel  weiter  gehenden  Bestimmungen  über  den 
Schutz  des  Privateigentums  für  unnütz  hielt,8)  wurde  sie  in  der  zweiten 
Lesung  der  Unterkommission  auf  den  Antrag  von  Beernaert  in  der  jetzigen 
Fassung  wieder  eingesetzt.9)    Man  sagte  sich,  dass  es  sich  hier  um  die 


? 


l)  Vgl.  Bd.  I.  S.  44  und  unten  Buch  IL  Abt.  I. 

*)  Über  die  ältere  Minenfrage  vgl.  Lueder,  in  v.  Holtzendorfls  Hdb.  S.  VR.  IV. 
392 8  und  die  dort  (Stierten. 
III.  115. 
Vgl.  Bd.  I.  S.  11.  Z.  2. 

5)  a.  a.  O.  Z.  3. 

•)  a.  a.  0.  Z.  4. 

7)  Die  Deklaration  hatte  hier  „necessite  de  guerre".  Die  Fassung  „neeessites  de  la 
guerre",  bezweckte  bessere  Anlehnung  an  den  Sprachgebrauch  und  erfolgte  auf  den  An- 
trag von  Beernaert  (III.  101). 

*)  Rolinscher  Kommissionsbericht  III.  40. 

•)  III.  161. 
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Zerstörung  des  Privateigentums  bei  Feindseligkeiten  oder  im  Kampf  mit 
dem  Gegner  handelt,  während  die  berührten  anderen  Bestimmungen 
auf  dem  Occupationsgebiet  wirksam  werden,  also  im  unmittelbaren  Ver- 
kehr mit  der  Bevölkerung  eines  besetzten  Gebietes  ihre  Rolle  spielen.1) 

Über  die  Bedeutung  dieser  Bestimmung  für  das  Kriegsnotrecht  vgl.  oben 
S.  12  f. 

II.  Auf  dem  Gebiet  der  Kriegslist  ist  verboten: 

lit.  f.  „Der  Missbrauch  der  Parlamentär  flagge,  der  National- 
flagge oder  der  militärischen  Abzeichen  und  der  Uniform  des  Feindes, 
sowie  der  besonderen  Abzeichen  der  Genfer  Konvention." 

Lit.  f  enthält  nur  einige  rechtliche  Schranken  der  Kriegslist  Die 
Fassung  ist  keineswegs  erschöpfend. 

Als  unerlaubt  gelten  überhaupt  solche  Mittel  der  List,  die  mit  der 
militärischen  Ehre  und  der  auch  dem  Feind  schuldigen  Achtung  und  Treue 
nicht  vereinbar  sind. 

Verboten  sind  Treulosigkeit  und  Wortbruch :  also  auch  Bruch  eines  ge- 
währten freien  Geleites,  sowie  eines  Waffenstillstandes,  Vorspiegelung  einer 
Ergebung,  Missbrauch  von  Notzeichen,  Parlamentärverhandlungen  zum  Zweck 
des  Überfalls  u.  s.  w.2) 

Diese  gemeinrechtlichen  Verbote  ergänzen  die  Bestimmungen  in  lit.  f, 
welch  letztere  in  der  Hauptsache  nur  einen  Streit  der  juristischen  und 
militärischen  Vertreter  der  Kriegsrechtswissenschaft  und  zwar  zu  Gunsten 
der  letzteren  entschied.8) 

Dagegen  erscheint  nicht  als  völkerrechtswidrig,  wenn  auch  als  un- 
ritterlich: Bestechung,  Annahme  des  Verrats,  Aufnahme  von  Überläufern, 
Ausnützung  der  nicht  veranlassten  Verbrechen,  Aufreizung  der  Bevölkerung 
u.  s.  w.4) 

Andernteils  steht  es  freilich  dem  geschädigten  Gegner  frei,  die  ener- 
gischsten Gegenmassregeln  zu  ergreifen.6) 


l)  111.  40.  Vgl.  auch  den  Rolinschen  Kommissionsbericht  III.  40.  Nach  Albert 
Zorn  (Kriegsmittel  S.  10)  war  die  Streichung  indes  „vollkommen  zu  Recht  erfolgt"  und 
eine  Unterscheidung  der  Fälle  „überflüssig". 

*)  Lueder  in  v.  Holtzendorffs  Hdb.  des  VR.  IV.  457  f.    Git.  Generalstabsheft  S.  23. 

8)  Generalstabsheft  S.  24.  Noch  Dahn  Bausteine  V.  1.  148  f.  hatte  es  gegen 
Rolin-Jaequemyns  als  nicht  verboten  erklärt,  dass  französische  Franktireurs  die  Uniformen 
preussischer  Gefallener  und  Gefangener  anzogen,  um  dann  auf  arglos  anrückende  deutsche 
Truppen  zu  schiessen.  Anders  aber  schon  die  amerik.  Kriegsartikel  Art.  63-65,  das 
Manuel  Art.  8,  Bonfils-Grah,  Völkerrecht  S.  574. 

*)  a.  a.  0.  v.  Martens,  La  paix  et  la  guerre  p.  358. 

6)  Vgl.  v.  Martens  a.  a.  0. 
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Zweiter  Titel. 
Die  Belagerungen  und  Bombardements. 

§  32. 

Der  „Wunsch"  betreffend  die  Flottenbonibardements. 

Kriegsschädigende  Mittel,  durch  welche  die  Macht  des  Gegners  ge- 
hrochen werden  soll,  sind  auch  Belagerungen  und  Bombardements.  Denn 
der  Krieg  wird  nicht  bloss  gegen  die  feindlichen  Kombattanten,  sondern 
auch  gegen  die  toten  Kriegsmittel  des  Gegners  geführt.1) 

Die  Bestimmungen  über  Belagerungen  und  Bombardements  (Art.  25 — 28) 
bilden  daher  den  Schluss  des  ersten  Kapitels  im  2.  Abschnitt. 

Die  Belagerung  ist  Abschliessung  eines  befestigten  Platzes  durch  die 
feindlichen  Truppen  behufs  Angriffs,  der  aber  heute  ganz  regelmässig  in  eine 
artilleristische  Beschiessung  oder  ein  Bombardement  übergeht,  wobei  dann 
im  Falle  eines  Erfolges  der  Platz  entweder  im  Sturm  genommen  oder,  was 
die  Regel  ist,  mit  resp.  auch  ohne  Unterstützung  durch  einen  Sturmangriff 
durch  freiwillige  Übergabe  (Kapitulation)  gewonnen  wird. 

Der  Art.  25  des  KGB.,  welcher  aus  Art.  15  der  Brüsseler  Deklaration 
hervorgegangen  ist,  stellt  fest,  dass  es  für  die  Zulässigkeit  von  Belagerungen 
und  Bombardements  auf  die  Natur  des  Platzes  ankommt. 

Bei  der  Erörterung  dieser  Frage  wurde  sofort  die  alte  Kontroverse 
aufgegriffen,  ob  unbefestigte  Hafenstädte  auch  nicht  von  der  Seeseite  bom- 
bardiert werden  dürfen. 

Mit  der  Frage  der  Beschiessung  offener  Städte  (unbefestigter  Küsten- 
städte) durch  Seestreitkräfte  hatte  sich  bereits  das  völkerrechtliche  Institut 
im  September  1896  zu  Venedig  beschäftigt  und  dabei  —  allerdings  unter 
Zulassung  von  Ausnahmen  —  den  Grundsatz  angenommen,  dass  auch  die 
Beschiessung  offener  Städte  durch  Kriegsschiffe  verboten  sei.2)  Die  hier 
ausgearbeiteten  Regeln  lagen  im  Haag  vor. 

Haag  selbst  hat  eine  solche  Lage,  dass  hier  die  Frage  praktisch  werden 
könnte.8) 

Durfte  aber  die  Haager  Konferenz  im  Hinblick  auf  den  Ausschluss 
der  Fragen  des  Seekriegsrechts  hier  noch  als  zuständig  angesehen  werden? 
Das  war  die  Frage. 

I.  In  der  4.  Sitzung  der  Unterkommission  am  1.  Juni  hatte  der 
amerikanische  Bevollmächtigte  Crozier  bezüglich  der  Stellung  des  Privat- 
eigentums im  Seekrieg  die  Reformfrage  gestellt,4)  und  daran  anknüpfend 
wünschte  nun  der  holländische  Bevollmächtigte  Den  Beer  Poortugael  in  der 
nächsten  Sitzung  am  3.  Juni  bei  der  Beratung  des  Art.  15  der  Deklaration, 
dass  das  Bombardementsverbot  daselbst  auch  auf  die  Flotte  ausgedehnt 
werde.  Nun  sei  aber  weder  diese  (II.  Unterkommission  der  II.  Kommis- 
sion), noch  auch  die  zweite  Unterkommission  der  ersten  Kommission  zu- 
ständig und  er  frage  daher  an,  welche  Kommission  mit  der  Sache  beschäf- 
tigt werden  solle. 

l)  Generalstabsheft  S.  18. 

')  Annuaire  de  l'Institut  XV.  309.  Revue  de  droit  intern,  public.  III.  658. 

■)  Bonfils-Grah  S.  577. 

4)  III.  102. 


160  §  32.    Der  .Wunsch"  betreffend  die  Flottenbombardements. 

Der  belgische  Bevollmächtigte  Beernaert  wollte  indes  die  von  den 
Beer  Poortugael  gemachte  Unterscheidung  von  See-  und  Landbombardements 
überhaupt  nicht  gelten  lassen  und  erkannte  demgemäss  hier  eine  getrennte 
Zuständigkeit  nicht  an.  Zur  Sache  meinte  er:  er  könne  es  sich  nicht 
denken,  dass  die  Schiffe  offene  Plätze  bombardieren  dürften,  welche  von 
der  Landseite  geschützt  seien.  Er  beantrage  daher  zur  Vermeidung  aller 
Schwierigkeiten  hinter  „villes"  auch  „ports"  einzufügen.1) 

Den  Beer  Poortugael  wäre  zunächst  zufrieden  gewesen,  wenn  eine 
Feststellung  dieser  Art  nur  ins  Protokoll  aufgenommen  worden  wäre.2) 

Nun  war  aber  erst  in  der  vorangegangenen  Sitzung  vereinbart  worden* 
dass  sich  das  Kriegsgesetzbuch  auf  den  Landkrieg  beschränke. 

Der  französische  Bevollmächtigte  Bihourd  erklärte  es  daher  in  Erin- 
nerung an  diese  Kundgebung  für  widerspruchsvoll,  dass  der  Art.  15  für 
Seebombardements  gelte.  Übrigens  bestehe  auch  ein  wesentlicher  Unter- 
schied der  Bombardements,  je  nachdem  der  Angriff  von  der  Land-  oder 
von  der  Seeseite  erfolge.8) 

Die  Kontroverse  wurde  noch  verwickelter,  als  der  italienische  General 
Zuccari  die  Frage  aufwarf,  ob  der  Küstenkrieg  überhaupt  Land-  oder  See- 
krieg sei.4) 

Aber  Beernaert  meinte,  das  Bombardieren  eines  Hafens  durch  die 
Flotte  gehöre  nicht  mehr  zum  Landkrieg.  Höchstens  sei  es  eine  „question 
mixte*. 

Descamps  wies  indes  auf  den  Umstand  hin,  dass  die  aufgeworfene 
Frage  mit  dem  offiziellen  Prüfungsthema  notwendig  zusammenhänge.5)  Im 
übrigen  meinte  aber  auch  er :  es  handle  sich  hier  nur  um  ein  Küstengewässer 
und  somit  überhaupt  nicht  um  den  Seekrieg  im  eigentlichen  Sinn. 

Den  Beer  Poortugael  unterstützte  noch  einmal  die  sachlichen  Aus- 
führungen von  Beernaert-Descamps  und  Zuccari  fugte  dem  hinzu:  wenn 
auch  die  Kriegsmittel  hier  dem  Seekrieg  entlehnt  sind,  so  weist  doch 
der  Zweck  fast  immer  auf  den  Landkrieg. 

In  der  Sache  selbst  schienen  so  ziemlich  alle  darin  einig  zu  sein, 
dass  offene  Städte  auch  nicht  von  der  Seeseite  bombardiert  werden  dürfen, 
und  der  Präsident  meinte  daher  schliesslich  in  Anlehnung  an  die  ersten 
Ausführungen  von  den  Beer  Poortugael,  es  würde  ja  genügen,  wenn  diese 
Rechtsauffassung  zu  Protokoll  festgestellt  würde.6) 

Gilinsky  aber  beantragte,  dass  die  Entscheidung  durch  das  Plenum 
der  Kommission  getroffen  werde,  wo  die  Marine  vertreten  sei. 

Das  fand  denn  auch  Annahme.7) 

Mittlerweilen  war  der  Art.  15  der  Deklaration  in  den  Entwurf  des 
Kriegsgesetzbuchs  als  Art.  25  eingestellt  worden. 


l)  m.  102. 

*)  a.  a.  0. 
8)  a.  a.  0. 
*)  Ifl.  103. 

6)  Aus  dieser  Erwägung  wäre  dann  die  Zuständigkeit  gegeben  gewesen.    Vgl.  Bd.  I. 
S.  11  und  13. 

6)  a.  a.  0. 

7)  a.  a.  0.  Vgl.  auch  den  Rolinschen  Kommissionsbericht  in.  40  f. 
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II.  In  der  Kommissionssitzung  am  5.  Juli  beantragte  der  italie- 
nische erste  Vertreter  Graf  Nigra  in  Gemässheit  seiner  Instruktion  die 
Einstellung  von  „ports*  nach  „villes"  im  Art.  25. 

Der  Antragsteller  erkannte  an,  dass  es  sich  im  Augenblick  nur  um 
die  Regelung  des  Landkriegsrechts  handle.  Die  Beschiessung  eines  Hafens 
durch  ein  Heer  falle  unter  das  letztere.  Es  sei  aber  nichts  destoweniger 
auch  nunmehr  am  Platz,  die  weitere  Frage  zu  entscheiden,  ob  Art.  25 
nicht  in  gleicher  Weise  für  die  Beschiessung  von  der  Seeseite  gelten  solle.1) 

Der  Berichterstatter  Rolin  hätte  an  und  für  sich  nichts  gegen  die 
Einstellung  von  „ports*  für  den  Fall  gehabt,  dass  es  sich  nur  um  die 
Beschiessung  von  der  Landseite  handle.  Aber  in  dieser  Hinsicht,  meinte 
er,  sei  die  Einstellung  überflüssig ;  denn  der  Hafen  falle  unter  eine  der  im 
Art.  25  genannten  Kategorien,  und  man  würde  deshalb  schliesslich  nur 
eine  Zweideutigkeit  schaffen.2) 

Graf  Nigra  nahm  Kenntnis  von  dieser  Erklärung  und  sorgte  für  ihre 
Aufnahme  ins  Protokoll.8) 

Nun  kam  die  andere  vom  Grafen  Nigra  aufgeworfene  Frage,  ob 
Art.  25  auch  für  die  Bombardements  durch  die  Schiffe  gelten  solle. 

Rolin  berichtete,  dass  die  Unterkommission  diese  Frage  an  die  Voll- 
kommission verwiesen  habe.  Diese  möge  also  die  Frage  durch  eine  be- 
sondere Bestimmung  entscheiden;  bis  jetzt  sei  jedoch  ein  Antrag  dieser 
Art  nicht  eingelaufen. 

Graf  Nigra  holte  das  nach  und  beantragte,  dass  der  Art.  25  auch 
für  die  Bombardements  durch  Kriegsschiffe  gelten  solle.4) 

Rolin  aber  widersprach:  Eine  Flotte  dürfe  auch  Städte  oder  Häfen 
bombardieren,  die  nicht  verteidigt  seien,  um  sie  zu  zwingen,  ihr  Lebens- 
mittel, Kohlen  u.  s.  w.  zu  liefern.  Das  Landheer  sei  hierzu  weder  ver- 
anlasst noch  berechtigt.  Die  Marine  aber  habe  kein  anderes  Mittel,  ihre 
Autorität  zu  behaupten,  während  einem  Landheer  die  Besetzung  helfe  und 
dasselbe  nur  bombardiere,  um  eine  Übergabe  zu  erzwingen.  Die  beiden 
Bombardements  hätten  also  nicht  denselben  Grund.  Die  Kommission  könne 
sich  auf  die  Feststellung  beschränken,  dass  das  Bombardement  durch  die 
Flotte  unzulässig  sei,  wenn  es  den  einzigen  Zweck  habe,  die  Einwohner  zu 
erschrecken  oder  nutzlos  Eigentum  zu  zerstören.6) 

Der  holländische  General  Den  Beer  Poortugael  bemerkte  indes 
auf  eine  wiederholt  gestellte  Frage  Nigras,  dass  der  Land-  und  der  See- 
krieg unter  einem  einheitlichen  Recht  stehen  könne.  Beweis  sei  die  Sitzung 
des  völkerrechtlichen  Instituts  in  Venedig,  wo  entschieden  worden  sei,  dass 
das  Landkriegsrecht  auch  auf  den  Seekrieg  Anwendung  finden  könne.  Wenn 
aber  auch  die  Frage  die  grösste  Bedeutung  habe,  so  sei  doch  der  gegen- 
wärtige Augenblick  für  eine  Erörterung  nicht  günstig.     Er  wolle  sie  nur 


J)  in.  26. 

*)  a.  a.  0. 

*)  a.  a.  0. 

4)  III.  20  f. 

5)  III.  27. 

Meurer,  Ilaaper  Friedenskonferenz  II.  11 
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der  Aufmerksamkeit  der  Kommission  empfehlen,  in  der  Hoffnung,  dass  sie 
auf  einer-  späteren  Konferenz  erledigt  werde. x) 

Rolin  meinte  jedoch,  es  handle  sich  bei  der  Beurteilung  der  Vene- 
diger Beschlüsse  nur  um  einen  Wortstreit.  Das  Institut  de  droit  habe  aller- 
dings erklärt,  dass  für  beide  Kriege  dasselbe  Recht  gelte,  habe  aber  auch 
die  Ausnahmen  von  dieser  Regel  vorgesehen.8) 

Der  rumänische  erste  Vertreter  Beldiman  trat  aber  auf  die  Seite 
des  Grafen  Nigra  und  gab  der  Hoffnung  Ausdruck,  dass  die  Kommission 
in  eine  Erörterung  der  Frage  eintreten  werde.8) 

Nunmehr  griff  der  Präsident  v.  Martens  ein  mit  der  Bemerkung, 
die  Unterkommission  habe  wohl  keinen  Auftrag  gehabt,  diese  Materie  zu 
behandeln ,  sei  aber  doch  in  einen  Meinungsaustausch  getreten.  Nach  der 
einstimmigen  Auffassung  der  Unterkommission  sei  das  Hafen-Bombarde- 
ment eine  der  verwickeisten  Fragen.  Er  sei  es  gewesen,  der  an  die 
Venediger  Beschlüsse  erinnert  habe.  Bei  der  Prüfung  derselben  sehe  man, 
dass  das  Recht  nicht  einfach  sei.  Nach  jahrelangen  Arbeiten  sei  das 
Institut  lediglich  zu  einem  Kompromiss  gekommen,  weil  die  Lage  der  Städte 
im  Innern  des  Landes  verschieden  von  der  Lage  der  Küstenstädte  sei.  Die 
ersteren  könnten  nur  bombardiert  werden,  um  sie  zur  Übergabe  zu  zwingen, 
die  anderen  aber  auch  schon,  um  von  ihnen  Lebensmittel  u.  s.  w.  zu  er- 
halten. Und  selbst  bei  diesen  Regeln  seien  Missverständnisse  und  Zwei- 
deutigkeiten nicht  ausgeschlossen.  Bei  solcher  Sachlage  stelle  er  den  An- 
trag, an  dem  Text  des  Art.  25  nichts  zu  ändern  und  nur  den  Wunsch 
auszudrücken,  dass  diese  Materie  von  einer  demnächst  zusammentretenden 
Konferenz  erledigt  werde.  Das  sei  das  einzige  Mittel,  mit  dieser  ver- 
wickelten Frage  fertig  zu  werden.4) 

Graf  Nigra  und  Beldiman  stimmten  diesen  Ausführungen  bei. 

Der  englische  erste  Vertreter  Pauncefote  wollte  sich  aber  auch  mit 
einer  derart  abgeschwächten  Kundgebung  nicht  befreunden:  Wie  schon 
Ardagh  erklärt  habe,  könne  England  die  Brüsseler  Deklaration  nur  an- 
nehmen, wenn  die  Marinefragen  völlig  ausscheiden.  Er  wolle  nicht  den 
ganzen  Grund  der  Frage  aufwühlen,  aber  er  müsse  erklären,  dass  er  sich 
der  Anregung  des  Präsidenten  nicht  anschliessen  könne.6) 

Der  Präsident  bemerkte  indes,  der  ausgesprochene  Wunsch  (voeu) 
sei  nur  der  Ausdruck  eines  Begehrens  (d6sir),  welches  zu  nichts  ver- 
pflichte.6) 

Das  einzige  Zugeständnis  Pauncefotes  war  indes,  dass  er  sich  jetzt 
bei  der  Abstimmung  über  den  Wunsch  nur  der  Stimme  enthielt,  dies  aber 
auch  zu  Protokoll  feststellen  Hess.  Abgesehen  von  England  wurde  der 
„Wunsch"  sodann  einstimmig  angenommen.7) 


l)  III.  37. 

»)  a.  a.  0. 

8)  a.  a.  0. 

4)  a   a.  0. 

ft)  III.  28. 

•)  a.  a.  0. 

7)  a.  a.  0. 
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HI.  In  der  Plenarsitzung  am  5.  Juli  berichtete  v.  Martens  über 
diesen  „Wunsch14  und  führte  dabei  aus,  die  zweite  Kommission  habe  es  ab- 
gelehnt, die  Frage  der  Seebombardements  einfach  durch  den  Art.  25  ent- 
scheiden zu  lassen.  Der  beschlossene  Wunsch  verpflichte  die  Regierungen 
nicht,  und  wolle  nur  deren  Aufmerksamkeit  auf  diese  wichtige  Frage 
lenken.  *) 

Pauncefote  erwiderte:  ein  Wunsch  dieser  Art  übe  bis  zu  ge- 
wissem Grad  einen  moralischen  Druck  auf  die  Regierungen  aus.  England 
habe  nur  unter  der  Bedingung  an  der  Brüsseler  Konferenz  teilgenommen, 
dass  die  Fragen  des  Seekriegs  ausgeschieden  blieben.  Da  er  neue  Instruk- 
tionen nicht  habe,  so  könne  er  dem  Kommissionsbeschluss  nicht  beitreten, 
wenn  er  auch  nur  einen  Wunsch  enthalte.2) 

Der  Präsident  Staal  nahm  von  dieser  Feststellung  Kenntnis  und  er- 
klärte dann  den  „Wunsch"  für  angenommen.8) 

Der  Beschluss  lautete: 

„La  Conference  6met  le  voeu  que  la  proposition  de  regier  la 
qnestion  du  bombardement  des  ports,  villes  et  yillages  par  une  force 
navale  soit  renvoy6e  k  Pexamen  d'une  Conference  ulträrieure."  *) 

§  33. 
Die  Beschränkungen  der  Landbombardements. 

Die  Bestimmungen  über  die  Landbombardements  standen  in  der 
5.  Sitzung  der  Unterkommission  am  3.  Juni  zur  Beratung.6) 

I.  Es  handelte  sich  zunächst  um  den  Art.  15  der  Deklaration: 

„Les  places  fortes  peuvent  seules  elre  assiegees.  Des  villes,  agglomerations 
d'habitations  ou  villages  ouverts  qui  ne  sont  pas  defendus  ne  peuvent  6tre  ni 
attaques  ni  bombardes " 

Also  positiv:  Nur  die  festen  Plätze  können  belagert  werden. 

Oder  negativ:  Offene  Plätze,  die  nicht  verteidigt  sind,  können  weder 
angegriffen  noch  bombardiert  werden. 

Der  deutsche  Oberst  Gross  v.  Schwarzhoff  regte  zunächst  die  Streichung 
des  ersten  Satzes  an:  es  sei  überflüssig,  ausdrücklich  zu  sagen,  dass  die 
befestigten  Plätze  belagert  werden  können. 6)  Übrigens  sei  das  auch  nicht 
erschöpfend.  Das  Vorhandensein  von  Befestigungen  im  Land  draussen 
könne  die  Belagerung  eines  Ortes  nötig  machen,  der  selbst  kein  befestigter 
Platz  sei.    Der  zweite  Satz  des  Artikels  sei  ausreichend. 


')  I.  43. 

*)  Dass  sich  England  aber  auch  jetzt  nur  der  Stimme  enthielt,  keineswegs  aber 
dagegen  stimmte,  geht  auch  aus  der  Feststellung  in  I.  222  (Z.  6)  hervor:  „les  cinq  demiers 
voeux  ont  ete  votes  ä  l'unanimite  sauf  quelques  abstentions." 

»)  I.  43. 

4)  I.  222. 

«)  Vgl.  oben  S.  159. 

•)  III.  103 f  Im  Generalstabsheft  heisst  es:  „Festungen  und  feste  Plätze  sind  wichtige 
Zentralstützpunkte  der  Landesverteidigung  und  zwar  nicht  bloss  in  militärischer,  sondern 
auch  in  politischer  und  volkswirtschaftlicher  Beziehung.  Sie  bilden  einen  Hauptteil  der 
feindlichen  Kriegsmittel,  können  daher  ebensogut  beschossen  werden,  wie  das  feindliche 
Kriegsheer  selbst/     S.  19    Vgl.  auch  Lueder  in  v.  HolUendorffs  Hdb.  des  VR.  IV.  448. 
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\  Nachdem  Rolin  und  Den  Beer  Poortugael  sich  in  demselben  Sinne 
ausgesprochen  hatten,  wurde  der  erste  Satz  gestrichen.1) 

Der  österreichische" Bevollmächtigte  Lammasch  regle  einen  Zusatz  an, 
wonach  auch  das  Bombardieren  einer  alleinstehenden  Wohnung  oder  eines 
nicht  bewohnten  Hauses,  z.  B.  eines  grossen  Schlosses  oder  einer  Kirche 
verboten  sei.2) 

Der  holländische  General  Den  Beer  Poortugael  meinte  zwar,  in  der 
militärischen  Sprache  könne  das  gar  nicht  mehr  Bombardieren  genannt 
werden.    Aber  dem  Bombardieren  ist  ja  das  Angreifen  gleichgestellt. 

Schliesslich  einigte  man  sich  denn  auch  auf  eine  Fassung,  welche 
dem  Wunsch  des  österreichischen  Vertreters  gerecht  wurde: 

„Les  villes,  villages,  babitations  ou  bätiments  qui  ne  sont  pas  defendus  ne 
peuvent  ötre  ni  attaques  ni  bombardes." ') 

Das  ist  der  heutige  Art.  25,  der  sich  nur  anders  einleitet: 

„II  est  interdit  d' attaquer  ou  de  bombarder  des  villes,  villages,  babitations 
ou  bätiments  qui  ne  sont  pas  defendus." 

Darnach  können  weder  angegriffen  noch  bombardiert  werden: 

Unverteidigte  Städte,  Dörfer,  Wohnungen  oder  Gebäude. 

Die  Stadt  Antwerpen  hatte  seinerzeit  an  die  Brüsseler  Konferenz  eine 
Adresse  gerichtet,  in  welcher  gebeten  wurde,  selbst  das  Bombardement 
befestigter  Städte  zu  verbieten.  Das  wurde  indes  vom  deutschen  Delegierten 
v.  Voigts- Rhetz  als  absolut  unannehmbar  bezeichnet  und  darauf  von  der 
Versammlung  abgelehnt.4)  Natürlich  dürfen  aber  auch  befestigte  Städte 
nicht  mehr  angegriffen  und  bombardiert  werden,  wenn  sie  die  Tore  ge- 
öffnet haben  und  damit  unverteidigt  geworden  sind,  wie  umgekehrt  auch 
unbefestigte  Plätze  beschossen  werden  können,  wenn  sie  mit  Gewalt  ver- 
teidigt werden.5) 

Was  ist  aber  eine  unverteidigte  Stadt? 

Auf  der  Brüsseler  Konferenz  hatte  der  Delegierte  von  Holland  die 
Ansicht  vertreten,  dass  diejenige  Stadt  als  unverteidigt  anzusehen  sei,  die 
selbst  keine  Truppen  in  sich  berge.  Mit  Recht  wurde  aber  darauf  hin- 
gewiesen, dass  Stadt  und  Forts  eine  Einheit  bilden  und  sich  Beistand 
leisten,   dass  also  die  Stadt  am  Verteidigungswerke  der  Forts  teilnehme.6) 

Bekanntlich  war  diese  Frage  besonders  im  deutsch- französischen  Krieg 
aus  Anlass  der  Belagerung  von  Paris  lebhaft  erörtert  worden.7) 

Das  Generalstabsbeft  führt  folgendes  aus: 

„Da  Stadt  und  Befestigungen  zusammengehören  und  eine  untrennbare  Einheit 
bilden,  da  ihre  Zusammengehörigkeit  in  fortifikatorischer  Beziehung  selten,  in  wirt- 
schaftlicher und  lokalpolitischer  niemals  zu  trennen  ist,  wird  sich  die  Beschiessung 
nicht  auf  die  Festungswerke  beschränken  können ,  sondern  sie  wird  und  muss  sich 
auch   auf  die   Stadt   ausdehnen.    Die  Begründung   einer   solchen  Massregel   liegt 


l)  III.  103. 

a)  III.  103. 

8)  a.  a.  0.  zweite  Lesung  III.  161. 

*)  Alb.  Zorn  S.  392. 

»)  Bonfils-Grah  S.  577. 

6)  Vgl.  Rolin-Jaequemyns  in  der  Revue  1875  p.  491  f.    Bonfils-Grah  S.  577.    Albert 
Zorn,  Kriegsmittel,  42  und  die  dort  Citierten. 

7)  Vgl.  darüber  insbesondere  Felix  Dahn,  Bausteine  V.  1  S.  53  f.,  131.    v.  Martens, 
La  paix  et  la  guerre  p.  393  ff. 
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darin,  dass  eine  Beschränkung  der  Beschiessung  auf  die  Befestigungen  praktisch 
undurchführbar  sein,  die  Wirksamkeit  der  Beschiessung  gefährden  und  den  Ver- 
teidiger, der  durchaus  nicht  bloss  in  den  Werken  untergebracht  zu  sein  braucht, 
ganz  ungerechtfertigt  schonen  würde.1) 

Im  übrigen  wird  man  freilich  sagen  können,  dass  eine  Heeresleitung 
im  allgemeinen  überhaupt  kein  Interesse,  keine  Lust  und  auch  keine  Zeit 
haben  wird,  unverteidigte  Plätze  zu  beschiessen. a) 

Das  Generalstabsheft  erklärte  denn  auch  das  Verbot  des  Art.  15 
für  „überflüssig",  mit  der  Begründung,  dass  „die  neuere  Kriegsgeschichte 
wohl  kaum  einen  Fall  kennt,  wo  eine  solche  erfolgt  wäre.1*8) 

Vielfach  war  allerdings  die  Beschiessung  von  Kehl  und  Saarbrücken 
durch  die  Franzosen  im  Jahr  1870  für  völkerrechtswidrig  erklärt  worden,4) 
und  die  Franzosen  hatten  mit  ähnlichen  Anklagen  gegen  die  Deutschen 
geantwortet. 

Das  Generalstabsheft6)  entkräftet  zunächst  die  gegen  die  französische 

Kriegsführung  gerichteten  Vorwürfe  und  nieint  dann: 

„Wenn  daher  von  deutscher  Seite  in  beiden  Fällen  energisch  protestiert  und 
die  Beschiessung  von  Kehl  und  Saarbrücken  als  Verletzung  des  Völkerrechts  be« 
zeichnet  wurde,  so  beweist  dies,  dass  im  Jahre  1870  eine  richtige  Auffassung  von 
derartigen  kriegsrechtlichen  Fragen  selbst  in  den  Kreisen  hochgestellter  Offiziere 
und  Beamter  nicht  überall  zu  finden  war." 

Dann  heisst  es  bezüglich  der  gegen  Deutschland  erhobenen  Anklagen: 

„Noch  weniger  aber  war  dies  auf  französischer  Seite  der  Fall,  wie  dies  aus 
den  Protesten  gegen  die  deutsche  Beschiessung  von  Dijon,  Chateaudun,  Bazeilles 
und  anderen  Orten,  deren  militärische  Berechtigung  noch  weit  klarer  und  zweifel- 
loser zu  Tage  liegt,  hervorgeht." 

Die  taktischen  Operationen  des  Gegners  stützen  sich  nicht  selten  auf 
eine  Stadt  oder  eine  Ortschaft  oder  ein  Gebäude,  die  damit  authören, 
unbeteiligt  zu  sein,  obschon  sie  vielleicht  unverteidigt  sind.  Die  militärische 
Notwendigkeit,  sich  hiergegen  zu  wehren,  leuchtet  ohne  weiteres  ein.6) 

Der  deutsche  Oberst  Gross  von  Schwarzhoff  hat  das  auch  bei  den 
Beratungen  ausdrücklich  betont7)  und,  wie  der  Berichterstatter  feststellte, 
darin  von  Seiten  der  Unterkommission  keinen  Widerspruch  erfahren.8) 

Die  Kriegsräson  kann  aber  neben  der  Zerstörung  von  Dörfern  und 
Gebäuden  auch  noch  die  Zerstörung  der  Eisenbahnen,  Telegraphen,  Brücken 
u.s.w.  notwendig  machen.     Vgl.  Felddienstordnung  Z.  518—525. 

Massgebend  ist  der  Wert,  den  die  genannten  Objekte  bei  der  gegebenen 
Kriegslage  für  den  Feind  haben. 


*)  S.  19.  Auf  S.  21  heisst  es:  „Eine  Beschiessung  ist  sogar  gerechtfertigt  und 
militärisch  unbedingt  geboten,  wenn  die  Besetzung  der  betreffenden  Ortschaft  nicht  er- 
folgt ist  zum  Zwecke  der  Verteidigung,  sondern  nur  etwa  zum  Durchmarsch,  zum  Schutze 
der  Annäherung  oder  des  Abzuges,  zur  Vorbereitung  oder  Deckung  einer  taktischen  Be- 
wegung, zur  Aufnahme  von  Vorräten  und  dergl.  Entscheidend  ist  nur  der  Wert, 
den  die  betreffende  Lokalität  innerhalb  der  obwaltenden  Kriegs- 
lage für  den  Feind  besitzt." 

*)  Alb.  Zorn,  Kriegsmittel,  S.  37  f. 

3)  S   21. 

4)  So  insbesondere  der  preuss.  Staatsanzeiger  v.  26.  August  1870.  Felix  Dann,  Bau- 
steine V  1.  S.  130  ff.,  63.    Vgl.  auch  v.  Martens,  La  paix  et  la  guerre  p.  593. 

5)  S.  22. 

8)  Alb.  Zorn,  Kriegsmittel,  S.  37  und  die  dort  Anm.  3  Citierten. 

7)  111.  103.     Vgl.  oben  S.  163. 

*)  Rolinscher  Kommissionsbericht  111.  40. 
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Die  Entscheidung  wird  daher  mehr  nach  der  militärischen  Bedeutung 
des  Angriffspunktes,  als  dem  Umstand,  ob  er  verteidigt  ist,  erfolgen  müssen. 

Bei  Belagerungen  und  Beschießungen  führt  die  militärische  Not- 
wendigkeit nun  einmal  das  Wort,  und  die  hier  aufgestellten  Rechtsverbote 
haben  nur  eine  durch  jene  beschränkte  Bedeutung.1) 

II.  Ist  das  Bombardement  zulässig  und  beschlossen, 
so  sind  gewisse  Bestimmungen  zu  erfüllen. 

1.  Art.  26  des  Kriegsgesetzbuchs,  welcher  aus  dem  Art.  16a)  der 
Brüsseler  Deklaration  hervorgegangen  ist,  sieht  nämlich  zum  Schutz  der 
Bevölkerung  einer  Festung  vorherige  Anzeige  des  Bombardements 
vor,  indem  er  folgendes  bestimmt: 

„Der  Befehlshaber  eines  Belagerangsheeres  soll  vor  Beginn  des  Bombarde- 
ments, den  Fall  eines  Starmangriffes  ausgenommen,  alles  tun,  soweit  es  in  seinen 
Kräften  steht,  um  die  Ortsobrigkeit  davon  zu  benachrichtigen." 

Beernaert,  der  ein  Recht  der  Occupationsarmee  leugnete, 8)  hatte  ge- 
meint, man  solle  auch  kein  Recht  zum  Bombardieren  (droit  au  bombar- 
dement)  anerkennen4)  und  hatte  daher  eine  Änderung  des  Art.  16  ge- 
wünscht 

Der  Art.  16  war  folgendermassen  eingeleitet: 

„mais  si  une  ville  ou  place  de  guerre,  agglomäration  d'habitations 

ou  village,  est  däfendu." 

Nach  einem  Meinungsaustausch  zwischen  Beernaert,  Rolin,  Gilinsky, 
Lammasch  und  Gross  v.  Schwarzhoff  wurde  diese  Einleitung  geslrichen 
und  die  jetzige  Fassung  einstimmig  gegen  die  Stimme  Englands  ange- 
nommen, ß) 

Diese  Einleitung  war  in  der  Tat  nach  dem  Art.  25  auch  höchst 
überflüssig  und  schleppend.  Übrigens  wollte  auch  die  frühere  Fassung 
nur  die  militärische  aber  natürlich  keine  rechtliche  Notwendigkeit  eines 
Bombardements  ausdrücken.  Ob  es  im  übrigen  auf  dem  Gebiet  der  Kriegs- 
führung  wirklich  Rechte  gibt,  mag  sich  aus  meinen  Ausführungen  unten 
im  §  46  ergeben. 

2.  Man  wird  indes  gut  tun,  die  Bedeutung  des  Art.  26  nicht  zu 
überschätzen. 

Die  deutsche  Kriegsrechtswissenschaft  stand  bis  jetzt  im  allgemeinen 
auf  dem  Standpunkt,  dass  die  Ankündigung  einer  Beschiessung  ebenso- 
wenig wie  die  eines  beabsichtigten  Sturmangriffs  schlechthin  und  ausnahms- 
los zur  Pflicht  gemacht  werden  dürfe.6)  Eine  Ankündigung  kann  nicht 
wohl  verlangt  werden,  wenn  die  Belagerten  selbst  schon  die  Kanonen 
haben  sprechen  lassen  und  sie  deshalb  nach  Vollendung  der  Vorbereitungen 


M  Lueder  in  v.  Holtzendorffs  Hdb.  des  VR.  IV.  451.    Generalstabsheft  21  f. 

*)  Vgl.  diesen  Artikel  oben  S.  26. 

8)  Vgl.  unten  §  45  und  46. 

4)  III.  104.  Ph.  Zorn  meinte  später  (Im  neuen  Reich  S.  350) :  „Auch  diese  Materie 
verwirrte  Beernaert  durch  seinen  unhaltbaren,  ja  geradezu  unverständlichen  Grundsatz: 
man  dürfe  kein  droit  au  bombardement  anerkennen." 

*M  a.  a.  0.    Zweite  Lesunsr  III.  161. 

6)  Vgl.  z.  B.  Generalstabsheft  S.19.  Felix  Dahn,  Bausteine  V.  1  S.  6,  136,  Bluntschli, 
VR.  §  554,  Lueder  in  v.  Holtzendorffs  Hdb.  des  VR.  IV.  448  und  die  S.  452»  und  • 
Citierten,  sowie  Alb.  Zorn,  Kriegsmittel,  S.  39  und  die  dort  Gitierten. 
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der  Belagerungsarmee  die  Erwiderung  des  Feuers  erwarten  müssen.  Es 
ist  auch  möglich,  dass  durch  die  Ankündigimg  der  günstigste  Augenblick 
verpasst  wird,  und  in  der  Überraschung  kann  ein  Faktor  des  Erfolges 
liegen. 

Darin  bestand  und  besteht  aber  auch  in  Deutschland  Übereinstimmung, 
dass  die  vorherige  Ankündigung,  weil  im  Interesse  der  Humanität  liegend, 
erfolgen  soll,  wenn  sie  ohne  Verletzung  des  Kriegszweckes  geschehen  kann. 

Nur  das  ist  auch  der  Sinn  des  Art.  26.  Nach  dem  klaren  Wortlaut 
des  Gesetzes  soll  der  Befehlshaber  nur  alles  tun,  um  die  Ortsobrigkeit  zu 
benachrichtigen,  „soweit  es  in  seinen  Kräften  steht";  aber  die  Mitteilung 
wird  nicht  selten  über  die  Kräfte  des  Belagerers  gehen. 

Ausdrücklich  ausgenommen  von  der  Anzeigepflicht  wurde  der  „Fall 
eines  Sturmangriffs"  („le  cas  d'attaque  de  vive  force"). 

Es  wäre  aber  auch  etwas  viel  verlangt,  wenn  der  Angreifer  melden 
wollte  oder  sollte:  Heute  werden  wir  einzudringen  versuchen. 

Der  Sturmangriff  ist  unter  den  heutigen  Verhältnissen  erst  der  Schluss 
einer  längeren  Beschiessung,  deren  Beginn  somit  nach  Massgabe  der  Mög- 
lichkeit wird  angezeigt  worden  sein.  Dass  aber  jedes  einzelne  oder  weitere 
Bombardement  angezeigt  werden  müsse,  sagt  der  Art.  26  nicht.  Deshalb 
halte  ich  die  bezüglich  des  Sturmangriffs  getroffene  Sonderbestimmung  nicht 
bloss  für  selbstverständlich,  sondern  auch  überhaupt  für  keine  Ausnahme. 

§  34. 
Der  Schutz  der  öffentlichen  Gebäude.    Das  Plünderungsverbot. 

Das  Kriegsgesetzbuch  enthält  weiter  Bestimmungen,  nach  welchen 
gewisse  öffentliche  Gebäude  und  die  Krankenhäuser  zu  schonen 
sind  und  die  Plünderung  verboten  erscheint. 

I.  In  erster  Beziehung  sieht 

1.  der  Art.  27  des  Kriegsgesetzbuchs,  welcher  aus  dem  Art.  17 l)  der 
Brüsseler  Deklaration  hervorgegangen  ist,  die  Schonung  gewisser  öffent- 
licher Gebäude  vor: 

«Bei  Belagerungen  und  Bombardements  sollen  alle  erforderlichen  Massregeln 
getroffen  werden,  um  die  dem  Gottesdienste,  der  Kunst,  der  Wissenschaft  und  der 
Wohltätigkeit  gewidmeten  Gebäude,  sowie  die  Krankenhäuser  und  Sammelplätze 
für  Kranke  und  Verwundete  soviel  wie  möglich  zu  schonen,  vorausgesetzt,  dass 
sie  nicht  gleichzeitig  zu  einem  militärischen  Zwecke  Verwendung  finden.* 

Die  Neutralität  der  Hospitäler  wurde  übrigens  schon  durch  die  Genfer 
Konvention  anerkannt. 

Befestigungen  und  Stadt  bilden  eine  Einheit,  und  deshalb  dehnt  sich 
die  Beschiessung  nach  den  Anforderungen  der  Kriegslage  möglicherweise 
auch  auf  die  Stadt  aus. 8) 


*)  Vgl.  diesen  Artikel  oben  S.  26.  Die  Änderungen  sind  nur  sprachlich.  Vgl.  die 
erste  und  zweite  Lesung  der  Unterkommission  III.  104  und  161. 

')  Vgl.  obenS.  164  ff.  Lueder  in  v.  Holtzendorffs  Hdb.  des  VR.  IV.  449  General- 
stabsheft S.  19.  Alb.  Zorn,  Kriegsmittel,  S.  42.  A.  M.  Bonfils-Grah  S.  578 f.  und  die 
dort  Gitterten. 
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Aber  die  den  Kullurinteressen  gewidmeten  Gebäude  sollen  „so  viel 
wie  möglich11  geschont  werden.  Freilich  wird  das  auch  bei  guter  Absicht 
nicht  immer  möglich  sein  und  man  wird  mit  der  unbeabsichtigten  Zer- 
störung dieser  Gebäude  bei  jeder  Beschiessung  rechnen  müssen.1) 

Die  Schonung  ist  weiter  nur  möglich,  wenn  der  Belagerer  Kenntnis 
von  solchen  Gebäuden  und  Plätzen  hat. 

Demgemäss  fährt  der  Abs.  2  fort: 

„Pflicht  der  Belagerten  ist  es,  diese  Gebäude  oder  Sammelplätze  mit  be- 
sonderen sichtbaren  Zeichen  zu  versehen  und  diese  vorher  dem  Be- 
lagerer bekanntzugeben." 

Die  Ausnahmestellung  der  genannten  Gebäude  hat  aber  zur  notwen- 
digen Voraussetzung,  dass  sie  nicht  zu  Verteidigungszwecken  benutzt  werden.2) 
Die  Beschiessung  des  Strassburger  Münsterturms  erfolgte  1870  erst,  als  die 
Franzosen  diesen  als  militärische  Beobachtungsstation  verwandten.8)  Ebenso 
schössen  einmal  im  Transvaalkrieg  die  Buren  auf  Krankenträger,  hinter 
welchen  zwei  Kompagnien  Soldaten  Stellung  gesucht  hatten.*) 

Wer  ein  Gebäude  u.  s.  w.,  welches  unter  der  Voraussetzung,  dass 
es  nicht  zu  mihi  arischen  Zwecken  ausgenützt  wird,  zu  schonen  ist,  zum 
militärischen  Stützpunkt  wählt,  trägt  die  Verantwortung,  wenn  es  ein  Ziel- 
punkt der  Belagerungsgeschütze  wird. 

Natürlich  kann  erst  recht  nicht  davon  die  Rede  sein,  dass  eine  Festung, 
in  welcher  besonders  kostbare  Bau-  und  Kunstdenkmäler,  sowie  wertvolle 
Sammlungen  untergebracht  sind,  deshalb  überhaupt  nicht  belagert  und  be- 
schossen werden  dürfte. 

Lueder  hat  Recht:  „Wenn  man  die  kriegerische  Gefährdung  solcher 
Schätze  nicht  will,  so  muss  man  sie  nicht  in  Festungen  legen  oder  keine 
Plätze  zu  Festungen  machen,  die  solche  Schätze  bergen.*5) 

2.  Welchen  Einfluss  hat  der  Aufenthalt  von  Neutralen,  ins- 
besondere von  fremden  Diplomaten  in  der  Festung,  auf  die 
Beschiessung.6) 

Das  Kriegsgesetzbuch  schweigt  sich  hierüber  aus  und  gibt  damit  zu, 
dass  hier  lediglich  eine  Ermessens-,  keine  Rechtsfrage  vorliegt.  Wer  den 
Gefahren  der  Beschiessung  aus  dem  Weg  gehen  will,  soll  die  Festung 
nicht  aufsuchen  oder  dieselbe  rechtzeitig  verlassen. 

Die  deutsohe  Heeresleitung  hat  daher  zu  Beginn  der  Belagerung  von 
Paris  im  September  und  Oktober  1870  die  neutralen  Diplomaten  und 
Privaten  ausdrücklich  auf  diesen  Ausweg  gewiesen.  Im  späteren  Stadium 
der  Belagerung  erlaubte  der  Kriegszweck  kein  Zugeständnis  an  die  Massen- 


1)  Vgl.  insbesondere  die  Anm.  von  Grah  bei  Bonfils  S.  580. 

2)  Schluss  des  Abs.  1.  Vgl.  auch  Ph.  Zorn  (Im  neuen  Reich,  S.  350):  „Immer  unter 
der  Voraussetzung,  dass  diese  Gebäude  nicht  zu  gleicher  Zeit  zu  einem  militärischen 
Zwecke  verwendet  werden".    So  auch  Bonfils-Grah  S.  580. 

8)  Generalstabsheft  S    20. 

4)  Alb.  Zorn,  Kriegsmittel  12. 

5)  a.  a.  O.  IV.  449. 

6)  Vgl.' darüber  Felix  Dahn,  Bausteine  V  1.  S.  83,  218,  Lueder  a.  a.  O  IV.  450 f. 
und  die  dort  Gitierten,  sowie  das  Generalstabsheft  S.  20  ff.  und  Alb.  Zorn,  Kriegsmittel 
S.  40ff. 
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auswanderung  mehr,  wohl  aber  blieb  den  Diplomaten  aus  Courtoisie  auch 
dann  noch  der  Abzug  frei.1) 

Hätte  die  deutsche  Heeresleitung  den  Abzug  nicht  gestattet,  so  wäre 
das  aber  schon  um  deswillen  keine  Verletzung  der  Gesandtschaftsprivilegien 
gewesen,2)  weil  es  wirkliche  Gesandtschaftsv  o  r  r  e  c  h  t  e  prinzipiell  nur  gegen- 
über dem  Empfangsstaate  gibt.8) 

Darf  der  Feslungskommandant  die  bouches  inutiles  ausweisen?  Ist 
der  Belagerer  berechtigt,  sie  zurückzuweisen? 

Auch  der  Abzug  der  Verwundeten,  Kranken,  Greise,  Weiber  und 
Kinder,  der  im  Interesse  der  Humanität  gelegen  ist,  entscheidet  sich  nach 
Massgabe  der  Kriegslage  und  militärischen  Notwendigkeit.  Das  Verbleiben 
dieser  Personen  kann  die  Übergabe  beschleunigen  und  die  Entlassung  sich 
ausserdem  zu  einer  bedenklichen  Störung  der  Belagerer  auswachsen. 

Umgekehrt  kann  aber  auch  der  Festungskommandant  selbst,  wie 
Bazaine  in  Metz,  der  Entlassung  widerstreben,  damit  nicht  die  Kunde  von 
der  hoffnungslosen  Lage  der  Festung  nach  aussen  dringt. 

Die  Entscheidung  ist  überall  eine  Ermessensfrage  und  abhängig  von 
der  Kriegslage  und  dem  Kriegszweck. 

Steht  von  dieser  Seite  nichts  im  Wege,  so  soll  der  Forderung  der 
Humanität  Genüge  geleistet  werden.*) 

Einen  derartigen  Rechtssatz  hätte  man  nach  dem  Vorbild  des  Art.  26 
formulieren  können.  Aber  die  Klausel  „soweit  es  in  seinen  Kräften  steht* 
wurde  uns  in  der  Sache  selbst  kaum  weiter  gebracht  haben.6) 

II.  Der  Art.  28  des  Kriegsgesetzbuchs,  welcher  aus  dem  Art.  186) 
der  Brüsseler  Deklaration  hervorgegangen  ist,  verbietet  die  Plünderung 
einer  im  Sturm  genommenen  Stadt. 

Der  deutsche  Oberst  Gross  v.  Schwarzhoff  hatte  den  ganzen  Artikel 
neben  dem  Art.  39  (jetzt  47)  für  überflüssig  gehalten.7) 

Die  Unterkommission  wollte  aber  hervorheben,  dass  selbst  (des- 
halb wurde  später  möme  eingestellt)  in  Städten,  die  im  Sturm  genommen 


l)  Der  Anspruch  der  Diplomaten  auf  unkontrollierte  Korrespondenz  nach  aussen 
wurde  als  mit  dem  Kriegszweck  unvereinbar  abgewiesen ;  eine  kontrollierte  Korrespondenz 
wurde  angeboten,  aber  von  den  Diplomaten  als  wertlos  abgelehnt.  Auf  jeden  Fall  kann 
der  Belagerer  verlangen,  dass  ihm  Sicherheit  gegen  Missbrauch  gegeben  wird. 

*)  Vgl.  die  bei  Albert  Zorn,  Kriegsmittel,  S.  43 8  Citierten.  Bonfils  (S.  581)  meint 
kurz :  „Der  Belagerer  muss  ihnen  das  Verlassen  der  Stadt  gestatten,  wenn  sie  darum  ein- 
kommen"  (!)  Aber  auf  welchen  Rechtstitel  hin? 

B)  Das  hat  Phil.  Zorn  (Hirths  Annalen  1882  S.  120)  ausgeführt. 

4)  Das  ist  schliesslich  ja  auch  die  Ansicht  von  Bonfils  S.  581.  So  war  aber  auch 
schon  im  deutsch  -  französischen  Krieg  vorgegangen  worden.  Vgl.  das  Generalstabsheft 
S.  21.  —  Die  Forderung  von  Mengnhac  p  200  geht  viel  weiter.  Die  ganze  Frage  war 
übrigens  auf  der  Brüsseler  Konferenz  von  Graf  Lanza  und  v.  Voigts-Rhetz  ergebnislos 
angeschnitten  worden  (Actes  38  -  41).  Man  meinte,  dass  ein  solcher  Fall  der  Ausweisung 
und  Zurückweisung  ziemlich  unwahrscheinlich  sei  Wie  die  Haager  Konferenz,  so  hatte 
sich  auch  schon  das  Manuel  über  unsere  Frage  ausgeschwiegen. 

a)  Vgl  über  die  ganze  Frage  Felix  Dahn  Bausteine  V  1.  S.  60,  134,  Lueder  IV. 
4*0,  Heffler-Geffcken  264»,  Liszt  VR.  4.  Aufl.  S.  333,  Alb.  Zorn,  Kriegsmittel  42  f ,  v.  Mar- 
tens,  La  paix  et  la  guerre  p.  394,  397. 

•)  Vgl.  diesen  Artikel  oben  S.  26. 

7)  Diese  Ansicht  hatte  auch  schon  der  schweizerische  Delegierte  Hammer  auf  der 
Brüsseler  Konferenz  vertreten.  (Actes  38). 
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sind,  nicht  geplündert  werden  darf,  und  sie  beschloss  daher  lediglich  eine 
sprachliche  Änderung. 

Darnach  lautete  der  Artikel  zunächst: 

,11  est  interdit  de  livrer  an  pillage  une  ville  prise  d'assaut".1) 

In  der  zweiten  Lesung  der  Unterkommission  wurden  auf  den  Antrag 
des  italienischen  ersten  Vertreters  Graf  Nigra  nach  „ville44  die  Worte  hin- 
zugefügt: „ou  localite". a) 

Heute  lautet  der  Art.  28  nach  der  amtlichen  Übersetzung: 

?Es  ist  verboten,  Städte  oder  Ansiedelungen  (une  ville  ou  localitej,  selbst 
wenn  sie  im  Sturm  genommen  sind  (meme  prise  d'assaut),  der  Plünderung  preis  zu 
geben." 

Ein  belagerter  Platz  kann  durch  Übergabe  oder  Erstürmung  in  die 
Gewalt  des  Gegners  fallen. 

In  jedem  Fall  aber  ist,  wenn  die  Zerstörung,  z.  B.  der  Festungswerke, 
nicht  durch  den  Eriegszweck  gefordert  wird,  die  weitere  Vernichtung  und 
Schädigung  verboten. 

Nur  die  Plünderung  einer  erstürmten  Stadt  hatte  sich  noch  länger  als 
zulässiges  Entgelt  für  die  Belagerungsstrapazen  erhalten,  war  aber  auch 
schon  seit  geraumer  Zeit  durch  den  Kriegsgebrauch  überwunden  worden, 
welchen  das  Kriegsgesetzbuch  nunmehr  gesetzlich  festgelegt  hat. 

Die  Militärstrafgesetze  setzen  auf  die  Plünderung  und  verwandte  Ver- 
brechen harte  Strafen. 

Vgl.  z.  B.  das  deutsche  MStGB.  §  127—136. 

Zweites  Kapitel. 

Der  Spion. 

I.  Der  Begriff  des  Spions. 

§  35. 
Die  Haager  Verhandlungen. 

Die  Spionage  ist  eine  eigene  Art  des  Kundschafterwesens,  welche  an 
die  Kriegslist  anknüpft  und  ein  ganz  besonderes  Mittel  zur  Schädigung 
des  Feindes  darstellt. 

Die  Spionage  ist  heimliche  Kundschaftung  und  nach  der  Praxis 
ein  unentbehrliches  Mittel  der  Kriegsführung,  gegen  welches  sich  aber  der 
Gegner  mit  den  schärfsten  Mitteln  wehrt. 

Jeder  Staat  bedroht  die  Spionage  des  anderen  Staates  und  übt  sie  selbst. 
Das  Völkerrecht  steht  diesem  Dualismus  unfähig  gegenüber  und  muss  sich 
auf  einige  Milderungen  in  der  Behandlung  der  Spione  beschränken. 

Die  scharfe  strafrechtliche  Ahndung,  welche  die  Spionage  beim  Geg- 
ner findet,  wenn  er  sie  auch  selbst  wieder  übt,  macht  vor  allem  eine  feste 
Begriffsbestimmung  nötig,  bei  welcher  das  Völkerrecht  die  Führung  über- 
nommen hat.8) 

J)  III.  104. 

^  III.  161. 

8)  Das  RStGB.  beschäftigt  sich  mit  den  Spionen  im  §  90  Z.  5  und  §  91,  gibt  aber 
keine  Definition.  Diese  hat  man  bis  jetzt  in  der  Literatur  und  Praxis  dem  Völkerrecht 
entnommen.    Das  bayerische  MStGB.  v.  1869  hatte  allerdings  selbst  im  Art.  131  Abs.  1 
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I.  Die  Brüsseler  Deklaration  enthielt  im  Art.  19  folgende  Begriffs- 
bestimmung: 

, Spion  ist,  wer  heimlich  oder  unter  falschem  Vorwand  in  den  vom  Feind 
besetzten  örtlichkeiten  (dans  les  localites  occupees  par  l'ennemi)  Nachrichten  ein- 
zieht oder  einzuziehen  sucht,  in  der  Absicht,  sie  der  Gegenpartei  mitzuteilen.11 

Die  Haager  Verhandlungen  hingen  sich  vor  allem  an  der  Ortsfrage  ein. 

Die  Wendung  „dans  les  localites  occupees  par  l'ennemi"  erschien 
als  ungenau,  und  in  der  ersten  Lesung  der  Unterkommission  setzte  der 
deutsche  Oberst  Gross  von  Schwarzhoff  die  Wendung  durch :  „dans  les 
territoires  occupes  .  /  *) 

Der  dänische  Oberst  v.  Schnack  beanstandete  dann  aber  das  „occu- 
pes*. Es  sei  nicht  nötig,  dass  der  Tatort  wirkliches  Occupationsgebiet 
sei.  Es  genüge,  dass  sich  dort  Truppen  einer  Kriegspartei  befänden  und 
die  Anknüpfung  an  Art.  1  (jetzt  Art.  42)  sei  hier  deshalb  abzulehnen.2) 

Diese  berechtigte  Einwendung  fand  aber  zunächst  keinen  Anklang. 

Der  Redaktionsausschuss  indes  entschied  sich  dann  für  „dans  la 
zöne  d' Operations  d'un  belligärant*  .  .  Das  war,  wie  Beernaert 
hervorhob,  eine  weitere  Fassung ;  sie  sei  vielleicht  sogar  zu  weit  und  des- 
halb die  Auslegung  schwierig.8) 

Gross  v.  Schwarzhoff  erklärte  das  Operationsgebiet  (zöne  d'opö- 
rations),  welches  übrigens  ja  auch  im  Art.  22  Abs.  1  der  Brüsseler  Dekla- 
ration zu  Grunde  gelegt  war,  als  das  Gebiet,  wo  ein  Heer  marschiere  oder 
lagere,  einschliesslich  der  Umgebung,  welche  dieses  Heer  mit  seinen  Waffen, 
Patrouillen  und  Aufklärungstruppen  beherrsche.4)  Es  ist  das  der  im 
MStGB.  §  160  sog.  „Kriegsschauplatz",  unter  dem  man  den  ganzen  Flächen- 
raum versteht,  auf  welchem  kriegerische  Operationen  ausgeführt  werden.5) 

Beernaert  beruhigte  sich  mit  dieser  Erklärung,  welche  die  Opera- 
tionszone in  dem  tatsächlichen  Machtbereich  erblickt.6) 

II.  Der  Art.  19  der  Brüsseler  Deklaration  sagte,  wer  ein  Spion  sei, 
während  dann  erst  der  Art.  22  besondere  in  der  Praxis  hervorgetretene 
Fälle  namhaft  machte,7)  in  welchen  keineSpionage  erblickt  werden 
sollte.  Diese  Auseinanderreissung  erregte  das  Missfallen  der  Konferenz,8) 
und  auf  den  Vorschlag  des  französischen  Generals  Mounier  erfolgte  daher 


folgende  im  Anschlags  an  die  Völkerrechtsliteratur  (vgl.  z.  B.  Bluntschli,  Völkerrecht  §  629) 

gebildete  eigene  Definition  vorgesehen: 

„Als  Spion  wird  betrachtet,  wer,  um  den  Feind  zu  "begünstigen,  heimlicher 
Weise  den  Zustand  der  Truppen  des  Lagers,  der  Befestigungen  oder  Magazine, 
die  Stärke,  Stellungen,  Bewegungen  oder  Absichten  der  Armee  oder  sonstige  Um- 
stände, welche  sich  auf  den  Angriff  oder  die  Verteidigung  beziehen,  zu  erspähen 
sucht." 
Ein  Cirk.-Schr.  des  preussischen  Generalauditoriats  v.  25.  Juli  1870  (Rüdorff-Solms, 

Militärstrafgesetzbuch  2.  Aufl.  S.  65)  hat  diese  Definition  übernommen. 

l)  III.  99. 
»)  a.  a.  0. 

3)  III.  161. 

4)  a.  a.  0. 

5)  Sohns,  Komm.  z.  MStGB.  §  160.    Koppmann- Weigel,  Komm.  z.  §  160. 

6)  III.  Beernaert  a.  a.  0. 

7)  Vgl.  diese  beiden  Paragraphen  oben  S.  26  f. 

8)  An   der  Debatte  beteiligten  sich  Goanda,   Gilinsky,  Descamps  und  v.  Martens. 
(III.  100).  Vgl.  auch  den  Rolinschen  Kommissionsbericht  III.  41. 
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die  Verbindung  der  beiden  Artikel  zu  einem  Artikel  mit  zwei  Absätzen, 
Der  zweite  Absatz  (des  jetzigen  Art.  29)  entspricht  dabei  dem  früheren 
Art.  22  und  leitet  sich  nunmehr  ein  mit  „ainsi  .  .  ." 

Diesen  ganzen  Artikel  22  der  Brüsseler  Deklaration  hatte  übrigens 
Beernaert  als  „tr&s  confuse"  bezeichnet.1) 

1.  Der  Abs.  1  des  Artikels  22  wurde  bei  der  Einstellung  in  den 
Art.  29  des  K6B.  der  erste  Satz  des  zweiten  Absatzes. 

Nach  dieser  Bestimmung  ist  es  keine  Spionage,  wenn  nichtverkleidete 
Militärpersonen  in  das  Operationsgebiet  der  feindlichen  Armee  eingedrungen 
sind,  um  Erkundigungen  einzuziehen, 

2.  Der  Abs.  2,  welcher  die  auftragsgemässe  offene  Depeschen- 
vermittelung  durch  Militärpersonen  und  Nichtmilitärpersonen  für  die 
eigene  oder  feindliche  Armee  nicht  als  Spionage  begriffen  haben  wollte, 

hatte  in  der  Brüsseler  Deklaration  (Art.  22)  folgenden  Wortlaut: 

„De  meme,  ne  doivent  pas  6tre  consideres  comme  espions,  s'ite  sont  captures 
par  l'ennemi:  les  militaires  (et  aussi  les  non-militaires  accomplissant  ouvertement 
leur  mission),  charges  de  transmettre  des  depeches  destinees,  soit  ä  leur  propre 
armee,  soit  a  l'armee  ennemie.* 

Auf  den  Antrag  Beernaerts  wurden  zunächst  die  Worte  „s'ils  sont 
captures  par  l'ennemi"  als  überflüssig  gestrichen.2)  Natürlich:  die  Nürn- 
berger hängen  keinen,  sie  hätten  ihn  denn. 

Aufgetragene  Mitteilungen  an  eines  der  beiden  Heere  können  von 
Militärpersonen  und  Nichtmilitärpersonen  überbracht  werden. 

Nach  der  Fassung  der  Brüsseler  Deklaration  konnte  man  annehmen, 
dass  die  Nichtmilitärpersonen  nur  durch  die  offene  Ausführung  ihres  auf 
Mitteilung  gerichteten  Auftrags  den  Vorwurf  der  Spionage  abwehren,  dass 
die  Militärpersonen  aber  auch  bei  heimlicher  Depeschenvermittelung  ge- 
schützt sind.     Das  ging  natürlich  nicht  an,    und  so  wurde  denn  auf  den 

Antrag  Rolin8)  die  jetzige  Fassung  beschlossen: 

„les  militaires  et  les  non-militaires,  accomplissant  ouvertement  leur  mission . . . 

Schliesslich  begegnete  aber  der  ganze  zweite  Satz  dem  Widerspruch. 
Die  Schutzstellung  der  Nichtmilitärpersonen  erschien 
bedenklich  und  die  Grossmächte  rückten  dieser  Bestimmung  scharf 
zu  Leib. 

Der  russische  Oberst  Gilinsky  wünschte  nach  „non-militaires"  die 
Worte  „appartenant  ä  Parmäe"  oder  noch  besser  die  Streichung  des 
ganzen  Satzes.  Er  fürchtete,  dass  die  Nichtmilitärpersonen  sich  dann  mit 
Aufträgen  versehen,  lediglich  um  zu  spionieren.  Aber  Rolin  antwortete, 
das  solche  Manöver  durch  die  Fassung  des  Artikels  19  (jetzt  29  Abs.  1) 
abgeschnitten  würden.  Gilinsky  bestand  darauf  nicht  mehr  auf  seinem 
Antrag,  verlangte  aber  die  Feststellung  zu  Protokoll.4) 

Nunmehr  beantragten  aber  Bihourd  und  Gross  von  Schwarzhoff  die 
Streichung  des  ganzen  zweiten  Satzes  mit  der  Begründung:  derselbe  sei 
nach  dem  Art.  19  (jetzt  Art.  29  Abs.  1)  überflüssig.6) 

1)  III.  99. 

2)  III.  99.    Diese  Streichung  erfolgte  dann  auch  im  Satz  3  (III.  100). 
8)  III.  99,  100. 

*)  III.  99. 
ö)  a.  a.  0. 
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Dem  widersprachen  aber  Rolin,  Beldiman,  Odier  und  Coanda.  Es 
handle  sich  hier  um  den  Schutz  der  Nichtmilitärpersonen,  welche  im  guten 
Glauben  Mitteilungen  überbringen.1) 

Auch  der  italienische  General  Zuccari  setzte  sich  für  die  Streichung 
des  zweiten  Satzes  ein:  Es  seien  gegenwärtig  viele  überflüssige  Menschen 
beim  Heer,  die  Waffen  und  Uniform  tragen,  so  dass  man  sich  für  die 
Überbringung  von  Mitteilungen  keiner  Zivilpersonen  mehr  zu  bedienen 
brauche. 2) 

Aber  auch  das  war  erfolglos,  und  so  blieb  es  bei  der  von  Rolin 
beantragten  Fassung  des  Abs.  2,  der  uns  jetzt  als  Satz  2  des  Art.  29  Abs.  2 
entgegentritt. 

3.  Der  Abs.  3  des  Art.  22  der  Brüsseler  Deklaration,  welcher  die 
Depeschenvermittelung  durch  Luftballons  von  dem  Vorwurf  der 
Spionage  befreit,  wurde  ohne  Änderung  im  Kriegsgesetzbuch  als  Satz  3 
in  den  zweiten  Absatz  des  Art.  29  eingestellt.8) 

§  36. 
Die  Haager  Beschlüsse. 

Das  Kriegsgesetzbuch  enthält  im  Art.  29  folgende  Begriffsbestimmung. 

I.  Positiv  (Abs.  1): 

„Spion  ist,  wer  heimlich  oder  unter  falschem  Vorwand  in  dem  Operations- 
gebiet einer  Kriegspartei  Nachrichten  einzieht  oder  einzuziehen  sucht,  in  der  Ab- 
sicht, sie  der  Gegenpartei  mitzuteilen." 

1.  Der  Spion  ist  also  ein  Kundschafter,  der  für  seine  Partei 
Nachrichten  über  Stellung,  Stärke,  Zustand  und  Pläne  der  Gegenpartei 
einzieht  oder  einzuziehen  sucht.  Der  Versuch  genügt,  aber  zum  wirk- 
lichen Versuch  wenigstens  muss  es  auch  gekommen  sein. 

Geschieht  die  Auskundschaftung  offenkundig  durch  Soldaten  in 
Uniform,  so  ist  das  eine  regelmässige  militärische  Tätigkeit,  gegen  welche 
mit  regelmässigen  Abwehrmitteln,  Kampf  und  Gefangennahme  geantwortet 
wird.4)  Erfolgt  die  offene  Auskundschaftung  durch  Leute,  die  nicht  zum 
Heere  gehören,  so  haben  diese  die  Folge  dafür  zu  tragen,  dass  sie  an  der 
Kriegführung  teilnehmen,  ohne  Kriegspartei  zu  sein. 

2.  Zur  Spionage  wird  daher  die  Kundschaftung  erst  dadurch,  dass 
sie  heimlich,  d.  h.  unter  falschem  Vorwand,  betrieben  wird.6) 

Das  war  längst  das  unterscheidende  Merkmal.6) 

Für  die  hier  erwähnte  Heimlichkeit  ist  es  gleichgültig,  ob  die  Kund- 
schaftung am   offenen  Tag  oder  in  finsterer  Nacht  erfolgt.     Heimlichkeit 


*)  III.  100. 

*)  a   a.  0. 

8)  III.  100.  Über  die  zweite  Lesung  des  jetzigen  Art.  29  vgl.  III.  161,  Ober  die 
Kommissionsberatung  III.  26. 

*)  Lueder  a.  a.  0.  IV.  461,  Generalstabsheft  S.  30. 

*)  Die  deutsche  Heeresleitung  von  1870/71  erklärte  demgemäss  denjenigen  als 
Spion,  der  „heimlicherweise  den  Zustand  der  Truppen,  des  Lagers  etc.  zu  erspähen  sucht". 
Gteneralstabsheft  S.  30. 

6)  y.  Martens,  La  paix  et  la  guerre,  p.  404. 
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im  Sinne  dieses  Artikels  ist  nur  die  Täuschung,  wenn  man  als  ein 
anderer  erscheint  und  erscheinen  Will,  als  man  wirklich  ist,  um  90  unter 
fremder  Maske  zum  Schaden  des  Gegners  Kriegsnachrichten  einzuziehen. 

Der  Soldat  wird  z.  B.  dadurch  zum  Spion,  dass  er  in  Verkleidung, 
der  nicht  dem  Heer  Angehörige  dadurch,  dass  er  unter  dem  Deckmantel 
von  Privatgeschäften  Nachrichten  einzieht  oder  einzuziehen  sucht. 

Diese  Täuschung  macht  die  Kundschaft  leicht  und  deshalb  doppelt 
gefahrlich.    Das  ist  der  entscheidende  Punkt.1) 

Es  kommt  für  den  Begriff  nicht  darauf  an,  ob  die  heimliche  Aus- 
kundschaftung aus  eigenem  Antrieb  oder  auf  Befehl,  aus  Habsucht  oder 
aus  Patriotismus,8)  durch  Private  oder  Militärpersonen,  durch  Neutrale 
oder  Angehörige  der  fremden  oder  gar  der  eigenen  Kriegspartei  erfolgt. 

3.  Damit  die  heimliche  Kundschaftung  Spionage  wird,  muss  sie  aber 
weiter  im  Operationsgebiet  der  gegnerischen  Partei  er- 
folgen. 8) 

Es  will  damit  nicht  gesagt  werden,  dass  im  anderen  Fall  nicht  auch 
noch  Kriegsverrat  vorliegen  könne,  aber  Spionage  wird  nach  dem  KGB. 
nur  im  Operationsgebiet  begangen.  Übrigens  verliert  infolge  des  strafrecht- 
lichen Einbaus  der  Spionagebestimmungen  in  den  Landes-  resp.  Kriegs- 
verrat die  Streitfrage  über  den  Spionagebegriff  in  der  Tat  ihre  eigentliche 
Bedeutung.  Ist  etwas  nicht  Spionage,  so  kann  es  eben  doch  noch  Kriegs- 
verrat sein.4) 

4.  Schliesslich  ist  für  die  Spionage  die  Absicht  wesentlich,  die  ein- 
gezogenen Nachrichten  für  den  Gegner  zu  verwerten. 

Wer  mit  seinen  Nachforschungen  nur  wissenschaftlichen  Studien  nach- 
geht, oder  nur  seine  Neugierde  befriedigen  will,  ist  kein  Spion.  Aber  er 
wird  den  Beweis  dafür  zu  führen  haben,  und  das  Ergebnis  dieser  Beweis- 
würdigung entscheidet  über  seinen  Kopf. 

Fehlt  nur  eines  dieser  Merkmale,  so  liegt  nach  Völkerrecht  keine 
Spionage  vor. 

H.  Negativ  (Abs.  2): 

1 .  „Demgemäss  sind  Militärpersonen  *in  Uniform,  die  in  das 
Operationsgebiet  des  feindlichen  Heeres  eingedrungen  sind, 
um  sich  Nachrichten  zu  verschaffen,  nicht  als  Spione  zu  betrachten115)  (Satz  1). 

')  So  auch  Bonfils  VR.  588,  der  dann  aber  die  strenge  Bestrafung  der  Spionage 
als  einen  „Akt  der  Notwehr"  bezeichnet  und  deshalb  eine  Bestrafung  nur  dann  zu- 
lässt,   wenn  der  Spion  auf  frischer  Tat  ergriffen  wird.    V$l.  indes  darüber  unten  §  38. 

8)  Auf  der  Brüsseler  Konferenz  hatte  der  spanische  Vertreter,  Feldmarschall  Seryert 
y  Fumagally  noch  einmal  vorgeschlagen,  zwischen  der  patriotischen  und  gewinnsüchtigen 
Spionage  zu  unterscheiden,  was  sich  dann  aber  als  unmöglich  erwies  (Actes  42,  44;  vgl. 
auch  Lueder  IV.  462,  Friedemann  S.  22  f.,  Albert  Zorn,  Kriegsmittel  S.  47).  Die  Haager 
Konferenz  hat  den  nutzlosen  Versuch,  den  übrigens  auch  Galvo  gemacht  hatte  (III.  153), 
nicht  wieder  erneuert 

8)  Über  den  Begriff  des  Operationsgebiets  vgl.  die  Erläuterung  des  deutschen 
Obersten  Gross  v.  Schwarzhoff  oben  S.  171. 

4)  Darauf  bat  schon  Felix. Dahn  (Bausteine  V.  1  S.  13)  aufmerksam  gemacht. 

5)  Im  bayerischen  MStGB.  Art.  121  Abs.  2  hiess  es:  »Dagegen  können  feindliche 
Militärpersonen,  welche  auf  Rekognoszierungen  oder  sonst  in  der  Absicht,  Erkundigungen 
einzuziehen,  in  die  Linie  der  Armeen  eingedrungen  sind,  als  Spion  nicht  behandelt  werden, 
insofern  sie  nicht  durch  Verleugnung  oder  Verbergung  ihrer  militärischen  Eigenschaft 
die  Regeln  des  Kriegsgebrauchs  verletzen.* 
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Hier  fehlt  das  Merkmal  der  Heimlichkeit  oder  Täuschung;  es  liegt 
vielmehr  eine  reguläre  Kriegstat  vor. 

Auch  nach  einer  Kundgebung  der  deutschen  Heeresleitung  1870/71 
sollten  feindliche  Personen  des  Soldatenstandes  nur  dann  als  Spion  gelten, 
„wenn  sie  durch  Verleugnung  oder  Verbergung  ihrer  militärischen  Eigen- 
schaft die  Regeln  des  Kriegsgebrauchs  verletzt  haben."  *) 

2.  .Desgleichen  gelten  nicht  als  Spione:  Militärpersonen  und  Nichtmilitär- 
personen, die  offen  den  ihnen  erteilten  Auftrag,  Mitteilungen 
an  ihr  eigenes  oder  an  das  feindliche  Heer  zu  überbringen,  ausführen" 
(SatE  2). 

Hier  fehlt  nicht  bloss  das  Merkmal  der  Heimlichkeit,  sondern  auch 
sogar  der  Auskundschaftung.  Soldaten  erfüllen  hier  nur  ihre  reguläre 
Pflicht,  und  Nichtmilitärpersonen  treten  durch  den  Auftrag  (die  Autorisation) 
der  Militärbehörde  in  eine  besondere  Art  von  kriegsparteilicher  Zugehörig- 
keit,, welcher  dann  das  Recht  auf  Gefangennahme  entspricht. 

Das  ist  allerdings  eine  Ausnahme  und  Besonderheit,  deren  innere 
Berechtigung  höchst  fraglich  ist8)  und  die  den  Militärmächten  als  sehr 
unmilitärisch  erschien;8)  aber  man  machte  schliesslich  ein  Zugeständnis. 

3.  «Dahin  gehören  ebenfalls  die  Personen,  die  in  Luftschiffen  be- 
fördert werden,  um  Nachrichten  zu  Oberbringen,  oder  um 
überhaupt  Verbindungen  zwischen  den  verschiedenen  Teilen 
eines  Heeres  oder  eines  Gebietes  aufrecht  zu  erhalten"  (Satz  3). 

Es  fehlt  hier  gleichfalls  das  Merkmal  der  Kundschaftung,  und  insoweit 
liegt  alles  glatt. 

Können  aber  deshalb  Luftschiffer  nicht  die  Aufgabe  der  Spione  über- 
nehmen und  dann  auch  als  solche  behandelt  werden?4) 

Luftschiffe  (zunächst  aber  nur  ballons  captivs  oder  Fesselballons) 
sind  zum  erstenmal  von  den  Franzosen  bei  der  Belagerung  von  Maubeuge 
und  Gharleroi  1793  benutzt  worden.  Aber  erst  im  Krieg  1870/71  während 
der  Belagerang  von  Paris  sind  die  freien  Luftballons  zu  einer  gewissen  Be- 
deutung gelangt,  indem  damals  innerhalb  5  Monaten  aus  Paris  64  Luft- 
schiffe aufgestiegen  sind  und  auf  diesem  Weg  auch  Gambetta  aus  Paris 
entwich,  um  den  weiteren  Widerstand  Frankreichs  zu  organisieren. 

Anfangs  hatte  man  in  Deutschland  dieses  neue  Gefährt  als  theatra- 
lisch und  ungefährlich  belächelt,  dann  aber  schlug  diese  Geringschätzung 
ins  Gegenteil  um.5) 

An  welcher  Rechtsbestimmung  war  die  Neuheit  zu  messen? 

Eine  Depesche  Bismarcks  vom  19.  November  1870  erklärte,  dass  die 
Benutzung  des  Luftwegs  keinen  Unterschied  für  die  Behandlung  der  be- 
treffenden Personen  mache.  Die  deutsche  Regierung  bekundete  die  Ab- 
sicht, die  Luftschiffer  als  Spione  zu  behandeln,  aber  das  Kölner  Kriegs- 
gericht sprach  die  Angeklagten  frei.6)    Dahn,   Lueder  und  Albert  Zorn 


l)  Generalstabsheft  S.  30  f.     Vgl.  auch  oben  S.  174". 
*)  So  auch  Albert  Zorn,  Kriegsmittel,  S.  62. 
*)  Vgl.  oben  S.  172  f. 

*)  Vgl.  darüber  Lueder  IV.  463  ff.,  Dahn,  Bausteine  V.  1,  60  f.,  137  ff.,  Alb.  Zorn, 
Kriegsmittel,  S.  53  ff. 

*)  Dahn  a.  a.  O.  S.  137. 

•)  y.  Martens,  La  paix  et  la  guerre,  p.  404. 
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legen  den  Schwerpunkt  auf  die  Absicht :  „Haben  die  Luftschiffer  Spionage- 
absicht, was  unter  Umständen  sicher  nachweisbar  ist,  so  sind  sie  als 
Spione  zu  behandeln;  verfolgen  sie  diese  Absicht  nicht,  sondern  haben 
sie  das  Luftschiff  zu  anderen  Zwecken  benutzt,  z.  B.  um  sich  den  Übeln 
einer  Belagerung  zu  entziehen,  so  sind  sie  darnach  zu  beurteilen,  und  je 
nach  Lage  des  Falles  ganz  frei  oder  unter  andere  Martialgesetze,  z.  B. 
wegen  unerlaubten  Passierens  der  feindlichen  Linien  bezw.  Sicherungs- 
massregeln zu  stellen."    Lueder  IV.  464. 

Aber  schon  auf  der  Brüsseler  Konferenz  1874  hatte  der  deutsche  Be- 
vollmächtigte General  v.  Voigts-Rhetz  erklärt :  die  Luftschiffer  dürften  unter 
keinen  Umständen  als  Spione  behandelt  werden.1) 

Die  Völkerrechtsdoktrin  hat  diese  Ansicht  indes  nur  vereinzelt  über- 
nommen, 2)  und  Albert  Zorn  konnte  sogar  in  Anlehnung  an  Lueder  sagen, 
dass  sich  gegen  eine  derartige  Auffassung,  die  den  Luftschiffern  einen  „Frei- 
brief fürs  Spionieren44  ausstelle,  die  Theorie  mit  aller  Entschiedenheit  ge- 
wendet habe.8) 

Das  Generalstabsheft,  das  sich  sonst  gern  an  Lueder  anschliessf, 
schweigt  sich  über  unsere  Frage  aus.  Dieses  Verhalten  bestätigt  aber  in 
keiner  Weise  die  Ansicht  von  Lueder,  dass  die  praktische  Kriegführung 
den  Standpunkt  von  Voigts-Rhetz  schwerlich  jemals  werde  einnehmen 
können.  *) 

Nachdem  bei  der  Vorhut  des  Heeres  ganz  allgemein  Luftschiffer- 
abteilungen eingerichtet  zu  werden  pflegen,  die  wie  z.  B.  die  Eisenbahn- 
truppen und  Fahrradabteilungen  zum  regulären  Bestand  der  Armee  ge- 
hören, mit  dem  unsere  Felddienstordnung  rechnet,6)  kann  zunächst  nicht 
daran  gezweifelt  werden,  dass  man  berechtigt  ist,  ein  sichtbar  werdendes 
fremdes  Luftschiff  einfach  als  Feind  zu  behandeln  und  es  herunterzuschiessen.6) 

Albert  Zorn7)  will  zwischen  Fesselballons  und  freifliegenden  Luftballons 
unterschieden  wissen. 

Aber  gerade  die  ersteren,  welche  für  photographische  Aufnahmen  sowie  den 
Nachrichtendienst  durch  Lichtsignale  und  Funkentelegraphie  eingerichtet  sind,  also 
für  uns  in  Betracht  kämen,  sollen  hier  ausscheiden,  weil  der  getroffene  Fessel- 
ballon fast  immer  senkrecht  zur  Erde  fällt  and  daher  die  Insassen  , meist  nicht 
in  den  Machtbereich  des  Gegners  gelangen11.  Schiesse  man  einen  solchen  Luft- 
ballon herunter ,  so  sei  das  lediglich  erlaubte  Zerstörung  eines  erlaubten  Kriegs- 
mittels, wie  etwa  die  Zerstörung  feindlicher  Batterien. 

Beim  freibeweglichen  Luftballon  aber  käme  der  Satz  zur  Anwendung,  dass 
der  Staat  Herr  des  über  seinem  Occupationsgebiet  befindlichen  Luftraums  sei  und 
man  deshalb  zunächst  einmal  den  dort  auftauchenden  Luftballon  herunterschiessen 
könne. 


*)  Actes  de  la  Conference  de  Bruxelles  p.  11.  Alb.  Zorn  meinte  später  freilich 
(Kriegsmittel,  S.  53),  wie  schon  Friedemann  (S.  20),  dass  hier  der  deutsche  Vertreter 
.entschieden  zu  weit  ging". 

2)  Vgl.  die  Nachweise  bei  Lueder  IV.  467. 

8)  Kriegsmittel,  S.  53. 

*)  IV.  46719. 

5)  Vgl.  z.  B.  Ziffer  275,  415. 

6)  Diese  Auffassung  hat  schon  der  General  Voigts-Rhetz  auf  der  Brüsseler  Kon- 
ferenz zu  Protokoll  gegeben  (Actes  31  f.). 

7)  a.  a.  0.  S.  54. 
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Aber  diese  ganze  Unterscheidung  ist  m.  E.  ohne  praktischen  Wert, 
und  sie  klingt  so,  als  ob  die  Kanone  gegen  die  beiden  Arten  von  Luftballons 
eine  verschiedene  Rechtssprache  führe. 

Das  Recht  der  Kriegführenden,  einen  auftauchenden  fremden  Luftballon 
zunächst  einmal  herunterzuschiessen,  ist  hier  kein  anderes  wie  dort,  und  bei 
der  heutigen  Bedeutung  des  Luftschifferwesens  für  die  Kriegführung  unter 
keinen  Umstanden  mehr  zu  bestreiten.  In  dieser  Richtung  meint  denn 
auch  Albert  Zorn  selbst:  „Man  kann  ja  zunächst  gar  nicht  wissen,  was 
der  Ballon  enthält,  ob  sich  überhaupt  Menschen  in  ihm  befinden.  Der 
Zweck  dieses  Vorgehens  ist  lediglich  die  Sistierung  der  betreffenden  Per- 
sonen, die  Entziehung  der  freien  Bewegung,  wie  man  sie  sonst  durch  die 
Festnahme  erreicht."1) 

So  kann  ich  denn  auch  den  weiteren  Ausführungen  von  Albert  Zorn, 
die  auf  dem  gleichen  Standpunkt  stehen  wie  ein  Aufsatz  von  R.  H.  in 
den  Grenzboten  XXX.  993  ff.,  und  ebenso  Lueder  und  Dahn  wenigstens 
bis  zu  einem  gewissen  Punkte  folgen. 

Auch  ich  sage:  Das  Ermittelungsverfahren  muss  ergeben,  wie  die 
Insassen  eines  heruntergeschossenen  Ballons  rechtlich  zu  beurteilen  sind. 
Was  zunächst  die  Militärpersonen  in  Uniform  betrifft,  die  in 
dem  Luftballon  befördert  worden  sind,  so  haben  diese  sich  offen  ihrer  Kriegs- 
aufgabe gewidmet  und  können  deshalb  niemals  als  Spione  angesehen  werden, 
selbst  dann  nicht,  wenn  sie  im  Operationsgebiet  der  anderen  Kriegspartei 
Nachrichten  einziehen  sollten  oder  wollten;  das  ist  Auskundschaftung,  aber 
keine  Spionage.  Sie  können  also  nur  in  die  Kriegsgefangenschaft  geraten. 
Das  „ist  unbestritten  und  unbestreitbar."2) 

Anders  liegt  die  Sache  bei  Zivilpersonen.  Hier  kommt  es  voll- 
ständig auf  die  Eigentümlichkeit  des  Falles  an. 

Einen  Fall  hat  das  KGB.  herausgegriffen  und  übereinstimmend  mit 
dem  Recht  der  Militärpersonen  geregelt. 

Nämlich  Zivilpersonen  wie  Militärpersonen,  die  in  Luftschiffen  beför- 
dert werden,  um  „Nachrichten  zu  überbringen  oder  um  über- 
haupt Verbindungen  zwischen  den  verschiedenen  Teilen 
eines  Heeres  oder  eines  Gebietes  aufrecht  zu  erhalten",  gelten 
nach  Abs.  2  nicht  als  Spione. 

Die  Sache  liegt  hier  genau  so  wie  bei  den  „Militärpersonen  und  Nicht- 
müitärpersonen,  die  offen  den  ihnen  erteilten  Auftrag,  Mitteilungen  an  ihr 
eigenes  oder  an  das  feindliche  Heer  zu  überbringen,  ausführen44.8) 

In  dem  vorerwähnten  Umfang  der  Depeschenvermittelung  sind  also 
—  mag  man  es  sachlich  billigen  oder  nicht  *)  —  auch  die  Zivilpersonen  kraft 


l)  56  f.  Ähnlich  Dahn  a.  a.  O.  V.  1  S.  142.  Auch  Bonfils,  der  die  Bismarcksche 
Depesche  bekämpft  (Völkerrecht  590),  meint  doch :  „Es  l&sst  sich  nichts  dagegen  einwen- 
den, dass  auf  Luftschiffe  geschossen  wird  und  dass  besondere  Geschütze  erbaut  werden, 
damit  man  sie  erreichen  kann."  „Aber,"  so  meint  er  weiter,  „wenn  der  Luftschiffer 
landet  und  ergriffen  wird,  so  muss  er  wie  ein  Kriegsgefangener  behandelt  werden."  Wir 
wollen  sehen,  ob  das  letztere  so  ohne  weiteres  und  allgemein  richtig  ist. 

')  Alb.  Zorn,  Kriegsmittel,  S.  58. 

8)  Vgl.  oben  S.  175. 

4)  Alb.  Zorn  hat  Recht :  „Eine  Trennung  beider  Personenkategorien  und  besondere 

M eurer,  Haager  Friedenskonferenz.  II. 
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Rechtssatzes  ausnahmsweise  als  Kriegspartei  anzusehen  und  können  nicht 
als  Spione  behandelt,  wohl  aber  zu  Kriegsgefangenen  gemacht  werden. 

Alles  weitere  regelt  sich  nach  allgemeinen  Grundsätzen  des  Kriegs- 
rechts, 

Zivilpersonen  können  sich  aber  auch  eines  Luftballons  bedienen,  am 
aus  einer  eingeschlossenen  Stadt  zu  entfliehen  und  ihr  Leben  in  Sicherheit  zu 
bringen;  oder  um  kriegswissenschaftliche  Studien  zu  machen,  oder  um  ihre 
Neugierde  zu  befriedigen  resp.  als  Kriegskorrespondenten  Stoff  für  ihre 
Zeitung  zu  sammeln  u.  s.  w. 

Für  alle  diese  Fälle  besteht  das  oben  S.  114  ff.,  insbesondere  119 
umschriebene  Recht  der  Festhaltung.1) 

Zivilpersonen  können  schliesslich  aber  auch  durch  ihre  Ballonfahrten 
im  Operationsgebiet  einer  Kriegspartei  Nachrichten  einziehen  wollen  in  der 
Absicht,  sie  der  Gegenpartei  zuzutragen. 

Damit  kommen  wir  zur  eigentlichen  sedes  materiae. 

Ist  das  Spionage? 

Der  Abs.  1  sagt:  ja,  wenn  das  „heimlich  oder  unter  falschem 
Vorwand41  geschieht. 

Und  nun  meinen  die  einen:  dieser  Charakter  der  Heimlichkeit  oder 
Vorwandlichkeit  fehlt  infolge  der  Sichtbarkeit  der  Ballonfahrt  schlechthin, 
während  andere:  Dahn,  Lueder,  Alb.  Zorn,  Friedemann  u.  a.  das  bestreiten 
und  es  auf  den  Fall  ankommen  lassen  wollen. 

Aus  den  Ausführungen  von  Dahn8)  ersieht  man,  dass  es  praktische 
Gesichtspunkte  waren,  aus  welchen  man  sich  hier  „eine  starke  Abweichung 
von  dem  bisher  aufgestellten  Begriff  der  Spionage44  leistete.  Dahn  meint: 
„Dieses  neue  Kundschaftsmittel  erheischt  eben  ein  neues  Recht,  sonst 
könnten  wir  einen  Zivilisten,  der  z.  B.  aus  dem  belagerten  Paris  durch 
jenes  Mittel  in  offener  Auffahrt  in  den  Rücken  der  deutschen  Armee  ge- 
langt wäre,  in  der  eingestandenen  Absicht  der  Spionage  und  ergriffen 
wurde,  bevor  er  eine  Auskundschaftung  vornehmen  konnte,  nicht  strafen.4' 

Aber  bei  dieser  Auffassung  kommt  man  in  eine  Zwickmühle. 

Ist  der  Auskundschaftungs versuch  vom  Luftballon  aus  Spionage,  so 
muss  dass  nicht  bloss  für  die  Zivilisten,  sondern  auch  die  Luftschifferabtei- 
lungen gelten.    Diese  Konsequenz  will  aber  niemand  übernehmen. 

And  erat  eil  s  kann  ich  aber  auch  die  von  Dahn  betonte  Schwierigkeit 
nicht  finden. 

Geht  man  wie  billig  davon  aus,  dass  die  Rekognoszierung  aus  dem 
Luftballon  eine  offene  Auskundschaftung  ist,  mit  welcher  die  Luftschiffer- 
abteilung nur  eine  kriegsmässige  Aufgabe  löst,  so  muss  man  unter  den 
gleichen  Verhältnissen  annehmen,  dass  hier  die  Nichtmilitärpersonen  unbe- 
fugt die  Rolle  der  Kriegspartei  übernehmen  und  sich  deshalb  ausserhalb 


Bestimmungen  für  beide  wären  notwendig  und  bei  der  Verwirrtheit  der  ganzen  Materie 
dringend  erforderlich  gewesen"  (S.  63). 

*)  Voigls-Rhetz  hatte  auf  der  Brüsseler  Konferenz  (Actes  31  f.)  für  Kriegsgefangen- 
schaft plaidiert  und  zwar  ohne  weitere  Unterscheidung  der  Fälle  und  Insassen. 

2)  Bausteine,  V.  1  S.  140. 
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des  Kriegsrechts  stellen,  nach  Lage  des  Falles  sich  auch  einer  strafbaren 
Handlung  schuldig  machen. 

Gegen  nachweisliche  Rekognoszierungsversuche  von  nichtmilitärischen 
Luftschiffern  zu  Gunsten  des  Feindes  wird  man  sich  also  wehren  können, 
ohne  dass  man  hier  den  festgelegten  Spionagebegriff  zu  sprengen  braucht. 
Der  sog.  Freibrief  der  Luftschiffer  fürs  Spionieren  existiert  nicht. 

Wenn  aber  Lueder  und  mit  einer  Abweichung  auch  Alb.  Zorn  meinte, 
dass  die  freie  Auffahrt  des  Luftballons  noch  nicht  notwendig  den  Vorwurf 
der  Heimlichkeit  oder  des  falschen  Vorwandes  zerstöre,  so  kann  ich  dem 
nicht  zustimmen.  Luftballon  und  Luftschiffer  können  für  den  Feind  über- 
haupt gar  nicht  unter  einem  falschen  Vorwand  aufsteigen  und  eine  Tau* 
schung  verursachen,  weil  der  Luftballon  ein  ewig  gleiches  Äussere  hat. 
Der  Feind  sieht  in  jedem  Fall  nicht  mehr  und  nicht  weniger  als  eben 
den  freischwebenden  Luftballon. 

Spionage  soll  weiter  vorliegen,  wenn  die  Luftschiffer  „tatsächlich  nur 
zum  Zwecke  der  Spionage  sich  des  Luftschiffes  bedient  haben";1)  aber  Spio- 
nage ist  ja  eben  nicht  schon  jede  Auskundschaftung,  sondern  nur  die  Aus- 
kundschaftung, die  heimlich  oder  unter  falschem  Vorwand  betrieben  wird. 
Man  kann  aber  dem  Luftballon  zum  Zweck  der  Täuschung  kein  anderes 
Äussere  geben. 

Man  meint:  „Wenn  sie  zu  versteckten  Auskundschafts- 
zwecken  ausfahren/48)  wenn  sie  „ein  etwas  verstecktes  Vorgehen 
wählen",8)  dann  sollen  die  Luftschiffer  Spione  sein.  Ich  muss  aber  ge- 
stehen, dass  ich  mir  darunter  nichts  vorstellen  kann. 


IL  Die  Behandlung  des  Spions. 

§  37. 
Die  Behandlung  nach  deutschem  Strafrecht. 

Mehr  wie  auf  irgend  einem  anderen  Gebiet  ist  bei  der  Spionage 
staatliches  Strafrecht  und  Völkerrecht  zu  unterscheiden  und  jedem  sein 
festes  Funktionsgebiet  anzuweisen. 

In  dieser  Richtung  waren  bis  jetzt  aber  die  Unterlassungssünden 
geradezu  durch  allgemeinen  Brauch  geheiligt. 

Man  erklärt  z.  B.  die  Spionage  für  „völkerrechtlich  unerlaubt.'44) 

Das  Völkerrecht  hätte  aber  sehr  unklug  gehandelt,  seinerseits  etwas 
zu  verbieten,  was  jeder  Staat  selbst  übt,  und  nur  beim  anderen  straft. 
Das  Völkerrecht  konnte  die  Spionage  aber  auch  weder  selbst  mit  Strafe 
bedrohen,  noch  hat  es  dieselbe  auch  nur  verboten;  sondern  das  Völker- 
recht stand  und  steht  einfach  vor  der  festen  Tatsache,   das  die  Staaten 


*)  Friedemann,  Kriegskundschafter  und  Kriegsspion  S.  20  f. 

2)  Lueder  IV.  464. 

*)  Alb.  Zorn,  Kriegsmittel  S.  57. 

4)  v.  Kries,  Bemerkungen  zu  den  Vorschriften  des  StGB.  f.  d.  deutsche  Reich 
und  des  MStGB.  über  „das  Verbrechen  des  Landesverrats*  in  der  Ztschr.  f.  die  gesamte 
Strafrechtswissenschaft  1887  (VII),  S*  606. 
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die  Spionage  als  einen  unentbehrlichen  Teil  des  Kundschafterwesens  ansehen 
und  sie  daher  selbst  direkt  oder  indirekt  betreiben,  aber  bei  anderen 
wegen  ihrer  ungemeinen  Schädlichkeit  mit  den  schärfsten  Mitteln  zu  treffen 
wissen.  *) 

Der  strafrechtliche  Spionagebegriff  wurde  dabei  in  der  Praxis  regel- 
mässig eiüfach  der  Völkerrechtsliteratur  entlehnt  oder  auch  seltener  im  An- 
schluss  an  dieselbe  durch  einen  besonderen  Akt  der  Strafgesetzgebung  fest- 
gelegt. 

Aber  die  Strafandrohung  selbst  ist  nicht  völkerrechtlicher,  sondern 
staatsrechtlicher  Natur. 

Ich  werde  im  nächsten  Paragraphen  zeigen,  wo  und  wie  das  Völker- 
recht weiter  mit  seiner  Leistung  einsetzt. 

Im  Augenblick  handelt  es  sich  zunächst  nur  um  die  gewiss  auch 
vordringlichere  staatsstrafrechtliche  Stellung  der  Spionage,  die  ich  nach 
deutschem  Strafrecht  kurz  beschreiben  will.  Die  Sache  ist  übrigens  ziem- 
lich verwickelt. 

Ich  schicke  folgendes  voraus: 

Die  Bestimmung  des  RStGB.  über  die  Spione  im  §  90,  91  bildet 
einen  Teil  der  Bestimmungen  über  den  sog.  militärischen  Landesverrat 
(§§  87 — 93),  welche  eine  Ergänzung  finden  in  dem  Reichsgesetz  gegen 
den  Verrat  militärischer  Geheimnisse  vom  3.  Juli  1893,2)  auf  welches 
im  Folgenden  indes  nicht  weiter  eingegangen  werden  soll.8)  Anders  liegt 
die  Sache  beim  MStGB.,  welches  auf  die  Personen  des  Soldatenstandes 
die  Bestimmungen  des  zivilen  StGB,  über  Landesverrat  einfach  anwendet 
(§  56),  dagegen  deren  „Landesverrat  im  Felde44  als  Kriegsverrat  qualifiziert 
(§  57)  und  einzelne  Kriegsverratshandlungen  und  darunter  auch  eben  die 
Spionage  und  verwandten  Delikte  des  StGB.  §  90  besonders  bedroht 
(§  58).  Weiter  kommen  noch  in  Betracht:  MStGB.  §§  153,  155—157,  158, 
160  und  161,  welche  über  die  Personen  des  Soldatenstandes  hinaus  den 
persönlichen  Geltungsbereich  der  Kriegsverratsbestimmungen  ausdehnen. 
Dass  in  jedem  Fall  gerichtliche  Aburteilung  erfolgen  muss,  sagt  das 
EG.  z.  MStGB.  §  3. 

Die  Spionage  ist  eine  Form  des  Landesverrats. 

Der  Landesverrat  erschien  in  der  älteren  Auffassung  als  Bruch  des 
persönlichen  Treuverhältnisses  und  war  daher  lange  auf  die  Untertanen, 
allenfalls  noch  auf  die  subditi  temporarii  beschränkt. 

I.  Das  RStGB.  hat  aber  die  Ausländer  schärfer  herangezogen. 

1.  Beim  Deutschen  wird  der  Landesverrat  im  Frieden  wie  im  Krieg 
gestraft  (§§  87 — 90).     Uns  interessiert  insbesondere  §  90  Z.  4  und  5: 

Hiernach  trifft  lebenslängliche  Zuchthausstrafe  einen  Deutschen,  welcher 
vorsätzlich  während  eines  gegen  das  Deutsche  Reich  ausgebrochenen  Krieges 

x)  In  der  preussischen  Landsturmverordnung  v.  21.  April  1813  §  64  heisst  es: 
„Diese  Späherei,  weit  entfernt,  verächtlich  zu  sein,  ist  Pflicht  gegen  den  Feind  und  vom 
höchsten  Werte,  und  muss  daher  überall  aufgemuntert  werden.  Keine  Unternehmung 
kann  ohne  sie  gelingen.  Nur  Spionerei  als  Handwerk  und  für  den  Feind  ist  ein  Ver- 
brechen und  beschimpfend." 

")  RGBl.  205. 

3)  Eine  Darstellung  dieses  Gesetzes  bei  Binding,  Lehrb.  d.  Strafr.  II.  481  ff. 
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4.  „Operationsplane  oder  Pläne  von  Festungen  oder  festen  Stellungen  dem 
Feinde  mitteilt 

5.  Dem  Feinde  als  Spion  dient  oder  feindliche  Spione  aufnimmt,  verbirgt, 
oder  ihnen  Beistand  leistet." 

Das  Zivilstrafrecht  bedroht  also  nicht  bloss  jedes  versuchte  und  vollen- 
dete heimliche  Auskundschaften  auf  dem  Kriegsschauplatz,  das  in  der  Ab- 
sicht erfolgt,  der  Gegenpartei  Mitteilung  zu  machen,  sondern  auch  jede 
Mitteilung  selbst,  allerdings  nur  im  Rahmen  der  Z.  4.  Und  weiterhin  trifft 
die  Z.  5  nicht  bloss  die  Tat  der  Spionage  selbst,  sondern  auch  die  dort 
näher  bezeichnete  Beihilfe  und  Begünstigung  zu  derselben.  Insoweit  finden 
also  die  Bestimmungen  der  §§  49  und  257  keine  Anwendung. 

2.  Im  §  90  sodann  heisst  es: 

.Gegen  Auslander  ist  wegen  der  in  den  §§  87,  89,  90  bezeichneten  Hand- 
langen1) nach  dem  Kriegs  gebrauche  zu  verfahren. 

Begehen  sie  aber  solche  Handlungen,  während  sie  unter  dem  Schutze  des 
Deutschen  Reichs  oder  *)  eines  Bundesstaats  sich  innerhalb  des  Bundesgebietes  auf- 
halten, so  kommen  die  in  den  §§  87,  89  und  90  bestimmten  Strafen  zur  An- 
wendung.* 

Gerade  dieser  §  90  ist  nun  neuestens  sehr  umstritten. 

Was  will  zunächst  der  Abs.  2? 

Derselbe  stammt  aus  dem  preuss.  StGB.  §  70  und  bezweckt,  die  Aus- 
länder im  deutschen  Reichsgebiet,  welche  nicht  zur  feindlichen  Armee  ge- 
hören, der  ordentlichen  Strafgewalt  zu  unterwerfen. 

Ursprünglich  wollte  man  in  Preussen  nur  die  Untertanen  als  Subjekt 
des  Landesverrats  anerkennen  und  meinte,  gegen  den  Landesverrat  der 
Ausländer  brauche  sich  nicht  das  StGB,  festzulegen;  hier  genüge  „das  in 
der  Form  des  Kriegsrechts  auszuübende  Notrecht  des  Staates44.8) 

Die  Entwürfe  von  1833  und  1836  stehen  aber  bereits  auf  einem 
anderen  Standpunkt.  Hiernach  sollten  prinzipiell  auch  die  Ausländer 
der  ordentlichen  Strafgewalt  unterstellt  und  nur  diejenigen  Ausländer  aus- 
nahmsweise nach  Kriegsgebrauch  behandelt  werden,  welche  Untertanen 
der  feindlichen  Macht  seien.4) 

Bei  der  Erörterung  des  vorerwähnten  Prinzips  forderte  man  für  die 
Ausübung  der  ordentlichen  Strafgewalt  gegen  Ausländer  Aufenthalt 
im  Staatsgebiet  Damit  wären  indes  die  zur  feindlichen  Armee  gehörigen 
Ausländer  mitbegriffen  gewesen.  Um  nun  diese  von  der  Anwendung  der 
ordentlichen  Strafgewalt  auszuschliessen  und  dem  Kriegsgebrauch  zu  unter- 
werfen, entschloss  man  sich  schliesslich  zu  folgender  Fassung: 

«welche  sich  (während  sie  sich)  unter  dem  Schutze  des  preussischen  Staats 
auf  dessen  Gebiet  aufhalten/ 

Diese  Redaktion  ging  dann  ins  RStGB.  §  91  über. 

M  Also  §  88  (Kriegsdienst  bei  der  feindlichen  Macht)  scheidet  hier  aus.  Gegen 
diese  Ausscheidung  v.  Kries,  Ztschr.  VII.  604,  für  dieselbe,  im  Hinblick  auf  die  Fassung 
des  Tatbestands,  Binding,  Lehrb   II.  463  - 

*)  Es  ist  zu  bemerken,  dass  der  Ausländer  in  jedem  Bundesstaat  unter  dem 
doppelten  Schulz  des  Reiches  und  des  Gliedstaates,  in  Elsass-Lothringen  und  in  den 
Schutzgebieten  allerdings  nur  unter  dem  Reichsschutz  steht  (v.  Kries,  Ztschr.  VII.  603, 
Binding,  Lehrb.  des  Strafr.  II.  461 4). 

9)  Goltdammer  Materialien  II.  65.  v.  Kries,  Ztschr.  VII.  600. 

4)  a.  a.  O 
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Die  Fassung  des  §  91  Abs.  2  wurde  also  gewählt,  um  auf  die  dem 
feindlichen  Heere  angehörenden  Ausländer  die  Landesverratsstrafen  des 
StGB,  mitsamt  dem  Prozessrecht  nicht  anwenden  zu  müssen,  son- 
dern gegen  diese  nach  dem  Kriegsgebrauch  vorgehen  zu  können. 

Die  Unterwerfung  der  Ausländer  unter  die  Landesver- 
ratsbestimmungen der  §§  87,  88,  90  hat  nach  Abs.  2  zur  Voraus- 
setzung, dass  die  Ausländer  einmal  (negativ)  nicht  dem  feindlichem  Heere 
angehören ,  und  weiterhin  (positiv)  den  Landesverrat  im  Bundesgebiet 
begehen. 

In  allen  anderen  Fällen  ist  in  Gemässheit  des  Abs.  1  gegen  die  Aus- 
länder nach  Kriegsgebrauch  zu  verfahren. 

Das  ist  der  Fall,  wenn  dieselben  die  Landesverratshandlung  der  §§  87, 
89,  90  entweder  im  Ausland,  oder  als  Angehörige  der  feindlichen  Armee 
auch  im  Inland  begehen. 

Eine  Behandlung  nach  Kriegsgebrauch  kann  also  der  Ausländer 
auch  für  den  im  Ausland  begangenen  Landesverrat  nach  §  9 1  Abs.  1  immer 
noch  gewärtigen,  während  eine  gerichtliche  Verfolgung  nach  Massgabe 
der  Strafgesetze  durch  §  4  ausgeschlossen  wäre. 

Das  würde,  wenigstens  wenn  das  RStGB.  diese  Frage  allein  zu  ent- 
scheiden hätte,  besonders  bedeutsam  werden  für  den  Verrat,  den  Auslän- 
der in  dem  Occupationsgebiet  und  auf  dem  Kriegsschauplatz  im  Ausland 
begehen. 

Der  Hauptanwendungsfall  für  den  Kriegsgebrauch  ist  und  bleibt  aber 
der  Fall,  dass  der  Landesverrat  (§§  87,  89,  90)  von  Personen  der  feind- 
lichen Kriegsmacht  auf  deutschem  Boden  begangen  wird. 

Binding  (Lehrb.  IL  462)  sagt  mit  Recht:  «Eine  Rechtspflicht  für  sie, 
unsere  Kriegsmacht  nicht  zu  schwächen,  ist  auch  von  unserem  Standpunkt  undenk- 
bar. Ihre  Aufgabe  besteht  ja  gerade  in  dieser  Schwächung,  und  diese  Aufgabe 
und  die  zu  ihrer  Lösung  anerkannten  Mittel  sind  ja  völkerrechtlich  sanktioniert. 
Gerade  diesen  Personen  wollte  §  91,  1  vor  allen  anderen  gelten". 

Dabei  denke  ich  indes  nicht  an  Kriegsoperationen  der  feindlichen 
Heere  selbst,  z.  B.  im  Rahmen  des  StGB.  §  90  Z.  1,  2. 

Für  diese  und  andere  Kriegshandlungen  braucht  das  feindliche  Heer 
ebensowenig  der  besonderen  strafrechtlichen  Exemtion  als  die  eigene  Armee 
gegenüber  den  strafrechtlichen  Bestimmungen  über  den  Schutz  von  Gut 
und  Leben. 

Da  handelt  es  sich  eben  um  das  Wesen  des  Kriegs,  der  dem  Straf- 
gesetzbuch bekannt  ist  und  ein  Ausnahmeverhältnis  schafft.  Insoweit  wirkt 
das  Völkerrecht  unmittelbar  und  bedarf  nicht  erst  der  strafgesetzlichen 
Sanktion. 

IL  Es  ist  nun  zu  prüfen,  ob  und  wie  weit  das  MStGB.  an  dieser 
durch  das  RStGB.  noch  anerkannten  Bedeutung  des  Kriegsgebrauchs  etwas 
geändert  hat. 

Das  MStGB.  bedroht  resp.  qualifiziert  nicht  bloss  den  Landesverrat 
der  Personen  des  Soldatenstandes  (§  56—58)  sowie  den  Kriegsverrat  der 
Mililärbeamten  (§  153),  beidemal  ohne  Rücksicht  auf  ihre  Nationalität;  es 
unterwirft  weiterhin  nicht  bloss  alle  Personen,  welche  sich  in  irgend  einem 
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Dienst-  oder  Vertragsverhältnisse  bei  dem  kriegführenden  Heere  befinden 
oder  sonst  sich  bei  demselben  aufhalten  oder  ihm  folgen  (§  155—157), 
sowie  auch  die  Kriegsgefangenen  (§  158)  dem  Militärsträfrecht  nach  Mass- 
gabe der  dort  angegebenen  Bestimmungen ;  sondern  —  was  uns  hier  inter- 
essiert —  die  §§  160,  161  treffen  neben  Straf  bestimmungen  für  Deutsche 
auch  Strafbestimmungen  für  Ausländer,  welche  sich  als  Dero- 
gation oder  Fortbildung  des  §  91  des  RStGB.  erweisen. 

Nachdem  alle  anderen  Gruppen  bis  zum  §  160  exkl.  vorweg  beson- 
ders behandelt  sind,  bleiben  nämlich  nur  noch  diejenigen  übrig,  welche 
zum  kriegführenden  Heere  in  gar  keiner  Beziehung  stehen,  und  da  werden 
nun  Deutsche  und  Ausländer  mit  ganz  denselben  Strafen  bedroht,  wenn 
es  sich  handelt  entweder 

a)  um  Kriegsverrat  oder  auch  Beraubung  auf  demKriegsschau- 
platz  (§  160)  oder 

b)  um  Handlungen,  die  nach  den  Gesetzen  des  deutschen  Reichs 
überhaupt  nur  strafbar  sind  und  im  Occupationsgebiet 
begangen  werden  (§  161),  wo  ja  die  gesetzmässige  Gewalt  tat- 
sächlich in  die  Hände  des  Besetzenden  übergegangen  ist. 

In  diesem  Umfang  ist  also  jetzt  der  §  4  des  RStGB.  erweitert 
worden. 

Durch  die  Bestimmungen  der  §§  160  und  161  über  den  Kriegsverrat 
der  Ausländer  auf  dem  Kriegsschauplatz  und  im  Occupationsgebiet  ist  nun- 
mehr an  Stelle  des  Kriegsgebrauchs  positives  Strafrecht  getreten.1) 

Da  fragt  es  sich  denn,  ob  nach  den  vorerwähnten  Strafbestimmungen 
des  MStGB.  für  den  $  91  überhaupt  noch  ein  Anwendungsgebiet  verbleibt. 

Man  wird  die  Frage  an  sich  allerdings  bejahen  müssen.2) 

Da  Landesverratshandlungen,  die  ein  Ausländer  im  Ausland  während 
des  Friedens  begeht,  straffrei  sind,3)  so  bleibt  nur  noch  der  Fall  übrig,4) 
dass  entweder  der  Ausländer 

a)  diese  Landes verratshandlungen  zur  Kriegszeit,  im  Ausland  begeht, 
das  indes  weder  Occupationsgebiet  noch  Kriegsschauplatz  sein 
darf,  oder 

b)  zur  Kriegszeit  auch  im  Inland  begeht  für  den  Fall,  dass  der  Aus- 
länder nicht  unter  deutschem  Schutz  steht  (§91  Abs.  2)6),  d.  h. 
nur  für  den  Fall,  dass  er  der  feindlichen  Kriegsmacht  angehört.6) 

Absolut  notwendige  Voraussetzung  ist  hier  aber, 
dass  der  Tatort  nicht  Kriegsschauplatz  ist. 
In  diesem  beschränkten  Umfang  wäre  also  auch  heute  noch,  wenig- 
stens soweit  dabei  die  Anordnung  des  deutschen  Rechts  in 
Betracht  kommt,  „nach  dem  Kriegsgebrauche  zu  verfahren"  (§  91  Abs.  1). 
Wie  steht  es  nun  aber  mit  diesem  Kriegsgebrauch? 


1)  v.  Koppmann-Weigel,  Komm.  z.  MStGB.  3.  Aufl.  S.  592. 

2)  So  auch  Olshausen,  Komm.  z.  StGB.  7.  Aufl.  §  91  Z.  2. 
»)  Vgl.  §  4  in  Verbindung  mit  §  91  (90  EinlA 

4)  Vgl.  Olshausen,  Komm.  z.  StGB.  7.  Aufl.  §  91  Z.  2. 

5)  Alsdann  greift  die  ordentliche  Strafgewalt  Platz. 

6)  So  auch  v.  Kries  a.  a.  O.  S.  615. 
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§  38. 
Die  Behandlung  nach  Kriegsgebrauch  und  das  Völkerrecht. 

A.  Ich  habe  gezeigt,  dass  das  Strafrecht  für  den  Landesverrat  der 
Ausländer  noch  im  gewissen  Umfang  auf  den  Eriegsgebrauch  ver- 
weist. 

Diese  Verweisung  hat  aber  nur  dann  und  soweit  einen  wirklichen 
Sinn  und  Inhalt,  als  sich  in  jenem  Umfang  ein  Kriegsgebrauch  in  Wahr- 
heit entwickelt  hat. 

Hat  sich  im  Bereich  der  §§  87,  89,  90  ein  Kriegsgebrauch  eben  nicht 
entwickelt,  so  wollte  sich  der  Strafgesetzgeber  an  einer  Quelle  laben,  die 
kein  Wasser  gibt. 

Und  so  ist  es  heute  in  der  Tat. 

Bin  ding  hat  bereits  erwähnt,  dass  für  §  87  ein  Kriegsgebrauch  ge- 
radezu „undenkbar*  sei.1)    Dann  heisst  es  weiter: 

„Von  solchem  Kriegsgebrauch  ist  aber  nur  die  eine  Anwendung  be- 
kannt, dass  auf  der  Tat  ertappte  Spione  sofort  gehängt  oder  erschossen 
wurden.    Diesen  Gebrauch  wollte  das  6B.  offenhalten."2) 

Übrigens  sei  gleich  hier  bemerkt,  dass  der  erwähnte  Kriegsgebrauch 
nicht  bloss  für  ausländische  Spione,  sondern  überhaupt  für  ausländische 
Kriegs  Verräter  besteht.8) 

Welches  ist  zunächst  die  rechtliche  Natur  dieses  Kriegs- 
gebrauchs? 

Oben4)  wurde  das  Verhältnis  von  Kriegsgebrauch  und  Kriegs- 
gewohnheitsrecht behandelt.  Man  kann  weiterhin  aber  auch  einen 
innerstaatlichen  und  einen  zwischenstaatlichen  Kriegsgebrauch 
unterscheiden. 

Der  Kriegsgebrauch  in  unserem  Fall  hat  schon  deshalb  keine  völkerrecht- 
liche Bedeutung,  weil  bezüglich  der  Spionenbehandlung  die  Staaten  in  der 
Betätigung  ihrer  Souveränität  von  seilen  des  Völkerrechts  nicht  erst  einer 
Ermächtigung  bedürfen.  Das  Völkerrecht  errichtet  vielmehr  nur  Schranken, 
in  deren  Rahmen  dann  allerdings  die  alte  Macht  als  internationales  Recht 
erscheint,  ohne  dass  sie  deshalb  als  völkerrechtliche  Verleihung  gestempelt 
werden  kann. 

Die  sofortige  Erschiessung  der  auf  frischer  Tat  ertappten  Kriegs- 
verräter war  lediglich  übereinstimmende  Übung  resp.  überein- 
stimmendes Gewohnheitsrecht  der  Staaten,  also  innerstaatliche 


\)  Lehrb.  des  Strafr.  II  463. 
■)  a.  a.  0.  463. 

3)  Eine  preussische  VO.  v.  21.  Juli  1867  §16  bestimmt:  „Durch  diese  Meine  Ordre 
wird  übrigens  die  Befugnis  der  kommandierenden  Offiziere  nicht  ausgeschlossen,  Aus- 
länder, welche  im  Kriege  verräterischer  Handlungen  gegen  Meine  Truppen  oder  die  Truppen 
Meiner  Bundesgenossen  sich  schuldig  machen,  wenn  sie  auf  frischer  Tat  betroffen  werden, 
ohne  vorgängige  gerichtliche  Prozedur  nach  dem  bisherigen  Kriegsgebrauche  zu  be- 
handeln/ 

Ein  Erlass  des  preuss.  Geueralauditoriats  v.  25.  Juli  1870  (Loening,  Verwaltung 
des  Generalgouvernements  im  Elsass  S.  91)  stellt  einen  solchen  Kriegsgebrauch  für  die 
auf  der  Tat  betroffenen  „fremden  Spione,  Verräter  und  Kriegsrebellen  *  fest. 

4)  S.  18f. 
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oder  staatsrechtliche  Praxis,  aber  welche  die  Völkerrechtswissenschaft 
nur  berichtete,  an  der  aber  das  Völkerrecht  selbst  bis  vor  kurzem 
gar  nichts  gearbeitet  hat. 

Das  durch  kein  Völkerrecht  eingeschränkte,  absolut  freie  Vorgehen 
der  Staaten  gegen  die  Kriegsverräter  war  nun  aber  nach  Massgabe  eben 
dieses  Kriegsgebrauchs  nur  bei  einem  Kriegsverrat  im  Operationsgebiet  der 
Truppen  üblich  und  zulässig. 

Damit  ist  der  Kriegsgebrauch  aber  jetzt  aus  dem  deut- 
schen Strafrecht  verschwunden. 

Denn,  wie  ich  gezeigt  habe,  setzt  für  Landesverratshandlungen  der  Aus- 
länder „auf  dem  Kriegsschauplatz'1  und  ihre  strafbaren  Handlungen  im 
Occupationsgebiet  jetzt  das  MStGB.  §  160,  161  mit  gesetzlichen  Strafen 
ein,  während  das  Verfahren  nach  dem  Kriegsgebrauch  nur  als  eine  Gewalt- 
massregel  angesehen  werden  konnte,1)  die  auch  strafrechtlich  um  des- 
willen nicht  als  „Strafe"  erschien,  weil  nach  StGB.  §  2  eine  Strafe  ge- 
setzlich bestimmt  sein  muss.8) 

v.  Kries,8)  Binding,4)  v.  Koppmann-Weigel6)  u.  a.  vertreten  daher 
mit  Recht  die  Auffassung,  dass  durch  das  MStGB.  der  §  90  Abs.  1  wirkungs- 
los geworden  ist  und  der  Kriegsverrat  der  Ausländer  bei  uns  in  keiner 
Weise  mehr  nach  dem  Kriegsgebrauch,  sondern  nur  noch  nach  dem  Militär- 
strafgesetzbuch gemessen  werden  kann. 

B.  Was  hat  denn  nun  aber  das  Völkerrecht  auf  unserem  Gebiet  in 
Wirklichkeit  geleistet. 

Die  Tat  des  Völkerrechts  auf  dem  Gebiet  der  Spionenbehandlung  ging 
darauf,  dem  staatlichen  Strafrecht  gewisse  Milderungen  aufzunötigen. 

Zunächst  verdanken  wir,  und  zwar  schon  dem  älteren  Völkerrecht, 
wie  bereits  erwähnt,6)  die  schärfere  Durchbildung  des  Spionage-Begriffs, 
der  in  den  Militärgesetzen  übernommen  wurde  oder  doch  die  strafrechts- 
wissenschaftliche  Begriffsbildung  beherrschte.7) 

Die  zweite  Leistung,  allerdings  erst  des  neuesten  Völkerrechts,  ist  die 
Sicherung  eines  geordneten  Verfahrens  und  damit  die  Umbildung  eines 
barbarischen  Kriegsgebrauchs.  Die  dritte  Leistung  ist  die  Strafausschliessung 
für  die  zu  ihrem  Heere  zurückgekehrten  Spione. 


*)  Gareis  spricht  von  einer  „Handlang  der  Notwehr",  dagegen  Alb.  Zorn,  S.  67*. 

*)  v.  Kries,  Zeitschr.  VII.  611  f.,  Binding,  Lehrb    II.  463 

*)  Vll  614.  Es  scheint  indes,  dass  v.  Kries  weiter  gehen  und  dem  Kriegsgebrauch 
im  Hinblick  auf  §  2  überhaupt  den  Rechtsquellencharakter  absprechen  will  (611).  Aber 
der  §  91  hat  natürlich  dieselbe  Geltungsberechtigung  wie  der  §  2 ;  er  ist  eben  die  lex 
specialis. 

*)  IL  463  f. 

6)  Korn.  S.  592,  593. 

6)  Vgl.  oben  S.  170  ff. 

7)  Vgl.  oben  S.  1708.  Binding  (Lehrb.  des  Strafr.  IL  474.  meint  mit  Züblin  (die 
moderne  Spionagegesetzgebung  S.  34),  „dass  das  deutsche  StGB,  den  Spion  definieren  und 
die  Ausfüllung  dieses  Blankett begriffe  nicht  dem  Völkerrecht  überlassen  sollte".  Dem  kann 
man  zustimmen.  Aber  im  Augenblick  liegt  die  Sache  eben  noch  so.  Ist  aber  das  Völker- 
recht für  den  Begriff  bestimmend,  so  kann  Binding  (S.  473 4)  mit  Züblin  (S.  32)  nicht 
mehr  sagen,  die  Heimlichkeit  sei  kein  Begriffsmerkmal  der  Spionage.  Vgl.  darüber  oben 
S.  173  ff. 
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I.  Es  war  bis  vor  kurzem  Kriegsgebrauch,  der  freilich  nur  auf  dem 
Kriegsschauplatz  einschliesslich  des  Occupationsgebiets  Geltung  hatte,  wie 
ja  auch  nach  Völkerrecht  nur  dort  Spionage  getrieben  werden  kann,  dass 
die  auf  der  Tat  ergriffenen  ausländischen  Spione  resp.  Kriegsverräter  ohne 
Rechts  gang  aufgehängt  oder  erschossen  wurden.1) 

Die  Redaktion  des  RStGR  §  91  war  sicher  unter  dem  bestimmenden 
Einfluss  dieser  Praxis  erfolgt,  die  wie  das  Vorgehen  wider  die  Seeräuber 
wohl   ein  Rest  des  alten  Verfahrens  auf  handhafter  Tat  war.2) 

Hier  hing  sich  nun  vor  allem  das  moderne  Völkerrecht  ein  und  kam 
zu  einer  Milderung  des  Kriegsgebrauchs. 

1.  Schon  der  Art.  20  der  Brüsseler  Deklaration  von  1874  be- 
stimmte: 

„LTespion   pris  sur  le  fäit  sera  jugö   et  traite  d  apres  les  lois  en  vigueur 
dans  l'armee  qui  l'a  saisi." 

Bei  den  Verhandlungen  der  Unterkommission  im  Haag  war  aber  der 
französische  General  Mounier  gegen  diesen  ganzen  Artikel.  Es  sei  hart, 
dass  ein  Spion,  der  vielleicht  auf  höheren  Befehl  handle,  auf  Grund  einer 
Erklärung  verurteilt  werde,  welche  von  seiner  eigenen  Regierung  unter- 
zeichnet sei.  Aus  ähnlicher  Erwägung  habe  man  ja  auch  schon  andere 
Artikel  der  Brüsseler  Konferenz  wieder  gestrichen.8) 

Aus  diesem  Grunde  hatte  auch  schon  auf  der  Brüsseler  Konferenz 
der  holländische  Delegierte  v.  Lansberge  die  Streichung  des  Art.  20  be- 
antragt: eine  Partei  könne  unmöglich  dem  Gegner  irgendwelche  Juris- 
diktion über  ihre  eigenen  Untertanen  einräumen.  Aber  der  Artikel  beab- 
sichtigte ja  gar  nicht,  dem  Staat  erst  ein  Strafrecht  zu  verleihen.  Und 
damals  bereits  wurde  mit  Recht  entgegengehalten,  man  wolle  für  die  Aus- 
übung der  originären  Strafgewalt  nur  internationale  Garantien  aufpflanzen.*) 

So  stellte  denn  auch  jetzt  auf  der  Haager  Konferenz  der  Kommissions- 
Präsident  fest,  dass  nach  den  eingehenden  Erörterungen  im  Jahre  1874 
der  einzige  Zweck  des  Artikels  der  sei,  dass  der  auf  der  Tat  ergriffene 
Spion  erst  förmlich  abgeurteilt  werden  müsse  und  nicht  sofort  erschossen 
werden  dürfe.6) 

Darauf  wurde  auf  den  Antrag  des  Belgiers  Rolin  die  jetzige  Fassung 
(Art.  30)  angenommen.6)  Nach  dem  Rolinschen  Kommissionsbericht  war 
der  Zweck  der  neuen  Fassung  der,  noch  bestimmter  hervorzuheben,  dass 
die  Notwendigkeit  einer  der  Strafe  vorausgehenden  Verurteilung  hier  wie 
auch  sonst  eine  unentbehrliche  Garantie  sei. 

Aber  die  Brüsseler  Schutzbestimmung  war  doch  noch  ziemlich  nichts- 
sagend. Dieselbe  sagte  nur,  dass  der  Spion  nach  den  Gesetzen  des 
Staates  auch  wirklich  behandelt  werden  soll,  dass  die  Gesetze  also  auch 
zur  Anwendung  kommen  müssen.  Hatten  diese  Gesetze  aber  davon  ab- 
gesehen, für  den  Spion  die  Notwendigkeit  gerichtlicher  Aburteilung  auszu- 


1)  Vgl.  oben  S.  184  ff. 

2)  So  Binding,  Lehrb,  des  Strafrechts  II.  4634. 

*)  Actes  43  f.  Alb.  Zorn,  Kriegsmittel  S.  63  f. 

a\  m  99 

6)  a.  a.  6.    2.  Lesung  III.  161. 
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sprechen,  so  blieb  es  einfach  dabei.  Die  Frage  der  Fortbildung  der  staat- 
lichen Strafrechte  hatte  damals  das  Völkerrecht  noch  nicht  ins  Auge  ge- 
fasst,  obschon  ein  Antrag  dieser  Art  gestellt  worden  war.1) 

Anders  die  Haager  Konferenz,  wo  endlich  jener  Antrag  Verwirk- 
lichung fand  und  in  der  „scharfen  Fassung14  des  Art.  30  ein  „wertvoller 
Artikel"  entstand.2) 

2.    Der  Artikel  30  des  Kriegsgesetzbuchs  bestimmt: 

„Der  auf  frischer  Tat  ergriffene   Spion   kann    nicht    ohne   voraus- 
gegangenes Urteil  bestraft  werden." 

Das  Völkerrecht  verfugt  seinerseits  nicht  die  Bestrafung  des  Spions, 
sondern  fand  die  staatliche  Machtvorkehrung  gegen  den  Spion  einfach  vor. 
Wenn  hiernach  der  Spion  einfach  erschossen  oder  aufgehängt  wurde,  so 
war  ein  solcher  Kriegsgebrauch  lediglich  die  Bewertung  für  die  ungeheure 
Schädlichkeit  der  Spionage,  welch  letztere  man  aber  gegen  den  Feind 
ebenso  übte,  freilich,  um  dann  auch  nach  demselben  Massstab  gemessen 
zu  werden. 

Das  moderne  Völkerrecht  hat  lediglich  eine  Schranke  für  die  staat- 
liche Massregelung  vorgesehen:  Der  Spion  —  und  zwar  auch  der  auf  frischer 
Tat  ergriffene  —  soll  nicht  ohne  vorausgegangenes  Urteil  be- 
straft werden. 

Ich  wiederhole:  die  Strafbarkeit  selbst  spricht  nicht  das  Völkerrecht, 
sondern  das  staatliche  Strafrecht  aus.  Das  Völkerrecht  setzt  dieser  Macht 
nur  eine  Schranke. 

Nach  Lueder  sollte  die  Strafe  „selbst  bei  der  Ertappung  in  flagranti 
wenigstens  in  der  Regel  nicht  ohne  vorhergegangenes  kriegsgericht- 
liches Urteil  vollzogen  werden."  8) 

Nach  dem  Generalstabsheft  ist  es  nur  „wünschenswert,  dass, 
soweit  es  der  rasche  Gang  des  Krieges  zulässt,  das  tatsächliche 
Vorhandensein  des  Verbrechens  der  Spionage  und  nicht  des  blossen  Ver- 
dachtes in  einem  wenn  auch  summarischen  Strafprozessverfahren  nach- 
gewiesen und  die  Todesstrafe  daher  nicht  ohne  vorhergegangenen  Urteils- 
spruch vollzogen  wird."4) 

Diese  Einschränkungen  müssen  nunmehr  angesichts  der  klaren  Fassung 
des  KGB.  als  unzulässig  erscheinen,  da  man  sich  zur  Umgehung  der  geord- 
neten Prozessformen  wohl  auch  kaum  auf  die  militärische  Notwendigkeit 
berufen  kann. 

Übrigens  versteht  man  nicht,  warum  das  Völkerrecht  diesen  Schutz 
nur  dem  Spion,  und  nicht  jedem  Kriegsverräter  sicherte. 

Für  Deutschland  ist  die  Frage  des  Art.  30  indes  bereits  entschieden, 
und  da  zeigt  es  sich,  dass  das  Reichsrecht  der  Haager  Konferenz  zuvor- 
gekommen ist. 

Die  Spionage  im  Sinn  des  Haager  KGB.  kann,  wie  gesagt,  nur  „in 
dem  Operationsgebiet"  begangen  werden  (Art.  29). 


*)  Alb.  Zorn  a.  a.  0. 

*)  a.  a.  0.  64. 

*)  In  v.  Holtzendorffs  Hdb.  d.  VR.  IV.  462  f,  46611. 

♦)  S.  31. 
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Für  die  Spionage  auf  dem  Kriegsschauplatz  hat  aber  das  MStGB. 

Bestimmungen  getroffen l)  und  hier  setzt  dann  das  EG.  z.  MStGB.  §  3  ein : 

„Eine  Bestrafung  in  Gemftssheit  des  MStGB.  kann  nur  auf  Grund 
eines  gerichtlichen  Erkenntnisses  erfolgen." 

Der  §  3  wirkt  aber  nicht  bloss  für  die  Spionage,  sondern,  über  das 
K6B.  hinausgehend,  für  jeden  Kriegsverrat. 

Weiter  hat  sich  auch  für  das  materielle  Strafrecht  in  Deutschland 
schon  eine  Milderung  vollzogen,  für  welche  indes  das  kodifizierte  Völker- 
recht eine  Anregung  bis  jetzt  noch  gar  nicht  gegeben  hat. 

Während  nämlich  der  Kriegsgebrauch  für  den  Kriegsverrat  nur  die 
Todesstrafe  kannte,2)  hat  das  MStGB.  an  den  bezeichneten  Stellen,  wie 
das  von  wissenschaftlichen  Vertretern  des  Völkerechts  allerdings  schon 
längst  vorgeschlagen  war,8)  die  Strafe  sachentsprechend  abgestuft,  für  die 
schwersten  Fälle  allerdings  auch  die  Todesstrafe  angedroht, 4)  welche  durch 
Erschiessen  vollstreckt  wird.6) 

IL  Der  Art.  31  des  KGB.  verbietet  die  Ahndung  einer  früher 
begangenen  Spionage: 

„Ein  Spion,  der  zu  seinem  Heere  zurückgekehrt  ist  und  später  vom  Feinde 
gefangen  genommen  wird,  ist  als  Kriegsgefangener  zu  behandeln  und  kann  für 
früher  begangene  Spionage  nicht  verantwortlich  gemacht  werden."*) 

Die  Wendung  „ayant  rejoint  l'armöe,  ä  laqueile  il  appartient'* 
scheint  ausschliesslich  den  Militärspion  zu  privilegieren.  Aber  das  ist  wohl 
nur  eine  ungenaue  Fassung.  Man  wollte  sagen :  ein  Spion,  welcher  einmal 
dem  Heer,  dem  er  dient,  Bericht  erstattet  hat,  kann  bei  einer  späteren 
Gefangennahme  für  diese  Spionage  nicht  mehr  belangt  werden. 

Der  Art.  31  gibt  altes  Kriegsgewohnheitsrecht  wieder7)  und  entspricht 
dem  Art.  21 8)  der  Brüsseler  Deklaration.  Die  kleine  sprachliche  Änderung 
wurde  in  der  Unterkommission  auf  Antrag  des  belgischen  Vertreters  Beer- 
naert  vorgenommen.9) 

In  zweiter  Lesung10)  wurde  zwischen  ses  actes  und  antörieures  ein- 
gesetzt: „d'espionage",  um  sicherzustellen,  dass  die  im  Art.  31  zugesicherte 
Straffreiheit  nur  bezüglich  der  früheren  Spionage,  nicht  aber  auch  für  an- 
dere frühere  Rechtsverletzungen  zugesagt  sei.11) 


l)  Vgl.  oben  S.  183. 

s)  So  auch  eine  deutsche  Proklamation  vom  Jahre  1870,  die  im  preussischen  Staats- 
anzeiger vom  18.  August  1870  abgedruckt  wurde. 

*)  Vgl.  die  bei  Mengnhac,  La  conf.  intern,  de  la  paix  p.  203  Gitierten. 

*)  Auf  der  Brüsseler  Konferenz  hatte  der  spanische  Bevollmächtigte,  Feldmarschall 
Servert  y  Fumagally  beantragt,  die  Todesstrafe  für  Spione  überhaupt  abzuschaffen  und 
die  letzteren  für  die  Dauer  des  Krieges  nur  zu  internieren. 

*)  MStGB.  §  14,  MStGO.  §  453. 

*)  Gegen  die  Konstruktion  dieses  Strafausschließungsgrundes  als  jus  postliminii 
(Friedemann,  die  Rechtslage  der  Kriegskundschafter  und  Kriegsspione  S.  33  ff.)  vgl.  Alb. 
Zorn,  Kriegsmittel,  S.  67  f. 

7)  III.  41. 

6)  Der  Art.  21  lautete:  „L'espion  qui  rejoint  l'armee  ä  laqueile  il  appartient  et 
qui  est  capture  plus  tard  par  l'ennemi  est  traite  comme  prisonnier  de  guerre  et  n'encourt 
aucune  responsabilite  pour  ses  actes  anteneures." 

•)  III.  99. 

10)  III.  161. 

u)  Rolinscher  Kommissionsbericht  III.  41. 
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Albert  Zorn  sagt  mit  Recht: 

„Hiermit  wird  diese  juristisch  nicht  konstruierbare  Anomalie,  die  in  der 
Erscheinung  liegt,  dass  ein  Spion  später  für  vorher  begangene  Spionage  nicht  mehr 
bestraft  werden  darf,  durch  Zurückführ ung  auf  ein  Kriegsgewohnheitsrecht  be- 
gründet und  erklärt  und  zwar  mit  dem  ausdrücklichen  Hinweis  darauf,  dass  dieses 
nicht  das  Reguläre  sei,  und  somit  für  andere  Straftaten  —  als  solche  stellt  sich 
die  Spionage  immerhin  auch  dar  —  nicht  gefordert  werden  könne."1) 

Also  durch  die  Rückkehr  zum  Heer  wird  die  Spionage  straflos,  nicht 
aus  innerer  logischer  Notwendigkeit,  sondern  lediglich  kraft  positiver  Rechts- 
bestimmung. 

Diese  Bestimmung  haben  wir  unzweifelhaft  im  Völkerrecht;  der  in 
dieser  Richtung  erhobene  Einwand  von  v.  Kries  ist  unbegründet. 

Eine  andere  Frage  ist  freilich,  ob  das  Strafrecht  diese  völkerrechtliche 
Forderung  bereits  eingelöst  hat.  Und  darauf  kommt  natürlich  schliesslich 
alles  an.8) 

Ist  nach  deutschem  Strafrecht  das  Erfordernis,  dass  der  Spion  bei 
der  Tat  ergriffen  sein  muss,  eine  Voraussetzung  der  Strafbarkeit? 

Oetker  •)  hat  in  seiner  Besprechung  des  Bin  dingschen  Grundrisses  des 
deutschen  Strafprozesses  (5.  Aufl.)  eine  Anzahl  von  Einzelstrafgesetzen 
namhaft  gemacht,  nach  welchen  die  Bestrafung  voraussetzt,  dass  der  Täter 
im  Besitze  betroffen  wurde.  Oetker  meint  dann  weiter,  das  müsse  indes 
nicht  gerade  eine  materiellrechtliche  Voraussetzung  sein,  sondern  es  käme 
möglicherweise  auch  eine  prozessuale  Deutung  in  Frage,  wonach  nur  das 
Betroffensein  dem  Gegner  eine  ausreichende  Grundlage  zur  Feststellung  oder 
zur  Vermutung  des  Delikts  gebe. 

Aber  die  deutschen  Strafrechtsbestimmungen  kennen  ein  Erfordernis 
des  Betroffenwerdens  für  den  Spion  weder  in  dem  einen  noch  in  dem  an- 
deren Sinn.  Ebensowenig  aber  kann  ein  solches  Erfordernis  durch  Analyse 
des  Spionagebegriffs  herausinterpretiert  werden.4) 

So  lange  und  soweit  die  Spionage  der  Ausländer  in  Gemässheit  des 
RStGB.  §  91  einfach  nach  dem  Kriegsgebrauch  zu  beantworten  war,  kam 
das  Völkerrecht  unmittelbar  zu  Wort. 

Das  hat  sich  indes  mit  dem  MStGB.  geändert,  und  da  stimme  ich 
v.  Kries0)  bei,  dass  diejenigen  Gründe,  welche  die  Strafbarkeit  eines  Ver- 
brechens wieder  beseitigen,  in  dem  StGB,  eine  erschöpfende  Behandlung 
gefunden  haben  und  diese  Vorschriften  gemäss  MStGB.  §  2  auch  für  das 
Militarstrafrecht  unverändert  gelten. 

Zur  Stunde  ist  also  in  Deutschland  die  Forderung  des  Völkerrechts, 
wie  sie  jetzt  im  Art.  31  des  KGB.  formuliert  ist,  noch  nicht  gesetzlich 
eingelöst. 


')  Kriegsmittel  S.  65  f.,  67. 

*)  Alb.  Zorn  wendet  sich  mit  Recht  gegen  die  allgemein  übliche  Zurückführung 
dieser  Bestimmung  auf  den  angeblichen  Notwehrcharakter  der  Spionagebestrafung. 

>)  Gerichtssaal  Bd.  65  S.  6. 

*)  Man  hat  das  vom  Boden  der  Notwehr  aus  versucht.  Vgl.  z.  B.  Bonfils,  Völker- 
recht, S.  588.    Dagegen  Alb.  Zorn,  Kriegsmittel  65  f.,  67. 

6)  S.  614. 
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Das  ist  auch  vorerst  noch  nicht  nötig;  wohl  aber  hat  sich 
Deutschland  mit  den  übrigen  Signatarmächten  nach  Art.  1  des  Haager 
Landkriegsabkommens  dazu  verpflichtet,  den  Grundsatz  des  Art.  31  des 
KGB.  gegebenen  Falles  in  seiner  Militärinstruktion  zum  Ausdruck  zu 
bringen.1) 

Drittes  Kapitel. 
Die  Parlamentäre. 

§  39, 
Begriff  und  Unverletzlichkeit  des  Parlamentärs. 

Der  Art.  32  enthält  eine  Begriffsbestimmung  des  Parlamentärs  und 
erklärt  den  letzteren  für  unverletzlich.  Dieser  Artikel  geht  auf  Art.  43  der 
Brüsseler  Konferenz  zurück,  an  dem  nur  kleinere  Änderungen  vorgenommen 
wurden. 

I.  Art.  43  der  Brüsseler  Deklaration  hatte  gelautet: 

„Est  considere  comme  parlamentaire  l'individu  autorise  par  Tun  des  belli- 
gerants  ä  entrer  en  pourparlers  avec  l'autre  et  se  presentant  avec  le  drapeau  blanc, 
accompagne  d'un  trompette  (clairon  ou  tambour)  ou  aussi  d'un  porte- drapeau. 
II  aura  droit  ä  rinviolabilite  ainsi  que  le  trompette  (clairon  ou  tambour)  et  le 
porte-drapeau  qui  1'accompagnenL" 

Bei  der  ersten  Lesung  der  Unterkommission  wurde  auf  den  An- 
trag von  Beernaert  und  John  Ardagh  dreierlei  beschlossen: 

1.  Die  Klammer  (clairon  ou  tambour)  fiel  an  beiden  Stellen.  Es  wurde 
also  für  den  Begriff  unterstellt,  dass  der  Parlamentär  stets  von 
einem  Trompeter  begleitet  werde,  weshalb  denn  auch  nachher  die 
Unverletzlichkeit  des  Hornisten  und  Trommlers  fallen  konnte. 

2.  Es  war  noch  des  Dolmetschers  in  der  Begleitung  zu  gedenken. 
Daher  wurde  jetzt  nach:  ou  aussi  d'un  porte-drapeau  eingefugt: 
„ou  d'un  interpr^te." 

3.  Statt  „il  aura  droit"  setzte  man:  „il  a  droit.4*2) 

Die  heutige  Fassung  geht  mitsamt  der  Platzanweisung  auf  den  Re- 
daktionsausschuss  der  Unterkommission  zurück,  welch  letztere  dann  die 
Veränderung  guthiess.8)  Der  Rolinsche  Kommissionsbericht4)  hebt  hervor, 
dass  der  Parlamentär  nicht  nur  von  einem  Trompeter  resp.  Hornisten 
oder  Tambour  und  von  einem  Fahnenträger,  sondern  auch  von  einem 
Dolmetscher  begleitet  sein  könne.  Die  Redaktion  Hess  also  die  Frage  der 
Begleitung  offen:  der  Parlamentär  kann  hiernach  in  der  einen  oder  an- 
deren Begleitung,  er  kann  aber  auch  allein  erscheinen,  indem  er  die  weisse 
Fahne  selbst  trägt. 

IL  Der  Art.  32  des  KGB.  bestimmt 

1.  den  Begriff  des  Parlamentärs  folgendermassen  (Satz  1): 

„Parlamentär  ist,  wer  von  einer  der  Kriegsparteien  bevollmächtigt  ist,  in 
Unterhandlungen  (pourparlers)  mit  der  anderen  Partei  zu  treten  und  sich  mit  der 
weissen  Fahne  zeigt. 

*)  Über  einen  anderen  Fall  vgl.  oben  S.  134,  138  f. 

2)  III.  95. 

3)  III.  161. 

4)  III.  41. 
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Die  Rechtsgrundlage  für  die  Parlamentärstellung  ist  die  Unter- 
handlungsvollmacht,1) welche  die  eigene  Kriegspartei  ausstellt  und 
durch  welche  der  Parlamentär  berechtigt  wird,  mit  der  anderen  Kriegs- 
partei in  friedliche  Beziehung  zu  treten. 

In  der  von  altersher  bestehenden  Rechtseinrichtung  der  Parlamentäre 
spricht  sich  der  Satz  aus,  dass  der  Gegner  nach  Möglichkeit  wenigstens  zu 
hören  ist. 

Nach  Eröffnung  der  Feindseligkeiten  ist  die  Verhandlung  durch  Parla- 
mentäre die  einzige  Form  des  friedlichen  Verkehrs  der  beiderseitigen  Heere, 
der  aus  verschiedenen  Anlässen,  z.  B.  zum  Zweck  von  Mitteilungen,  Be- 
erdigungen, Auswechselungen  und  Kapitulationen,  Abschluss  eines  Waffen- 
stillstands u.  s.  w.  wünschenswert  und  notwendig  wird. 

Die  tatsächliche  Parlamentärstellung  gewinnt  in  einem  völker- 
rechtlich anerkannten  Zeichen  Erscheinung  und  Sichtbarkeit. 

Parlamentär  ist  der  Unterhandlungsbevollmächtigte  einer  Kriegspartei, 
der  „sich  mit  der  weissen  Fahne  zeigt". 

Ob  und  von  wem  der  Parlamentär  begleitet  wird,  ist  nach  dem 
KGB.*)  mit  Recht  für  den  Begriff  gleichgültig;  begrifflich  erforderlich  ist 
nur,  dass  er  nicht  ohne  weisse  Fahne  8)  erscheint,  die  er  durch  einen  Fahnen- 
träger tragen  lassen,  oder  auch  selbst  tragen  kann. 

Damit  der  Parlamentär  geschont  werden  kann,  muss  er  als  solcher 
kenntlich  sein.  Er  hat  also  selbst  ein  Interesse  daran,  für  möglichst  weite 
Sicht-  und  Hörbarkeit  zu  sorgen  und  insbesondere  durch  Hörn-  resp.  Trom- 
petensignale oder  Trommelwirbel  auf  sein  Nahen  aufmerksam  zu  machen. 

2.  Für  die  Rechtsschutzstellung  des  Parlamentärs  gilt 

a)  der  Satz  2  des  Art.  32: 

„Er  ist  unverletzlich,   ebenso  der  ihn  (etwa)  begleitende  Trompeter, 
Hornist  oder  Trommler,  Fahnenträger  und  Dolmetscher."4) 

Die  Unverletzlichkeit  der  Parlamentäre  ist  einer  der  ältesten  Sätze 
des  Kriegsrechts. 

Diese  Unverletzlichkeit  ist  möglich,  weil  der  Parlamentär,  obschon 
ein  Kombattant,  durch  die  weisse  Fahne  seine  Friedfertigkeit  ad  hoc 
anzeigt. 

Sie  ist  aber  auch  notwendig,  weil  sie  allein  Garantie  für  eine  sichere 
Geschäftserledigung  gibt. 

Die  Unverletzlichkeit  gilt  auch  der  etwaigen  Begleitung  des  Parla- 
mentärs. 

Die  Unverletzlichkeit  schützt  nicht  bloss  gegen  Tötung  und  Verwun- 
dung, sondern  auch  gegen  Gefangennahme  und  Festhaltung. 


l)  Der  Parlamentär  muss  eine  Verhandlungsvollmacht  oder  Legitimation  natürlich 
auch  bei  sich  führen  und  dem  Befehlshaber,  zu  dem  er  gesandt  ist  (Art.  33  Abs.  1), 
vorlegen. 

*)  Nach  der  Brüsseler  Deklaration  Art.  43  gehörte  es  zum  Begriff,  dass  der  mit  der 
weissen  Fahne  erscheinende  Parlamentär  begleitet  ist  von  einem  Trompeter  (Hornisten 
oder  Trommler)  oder  auch  einem  Fahnenträger. 

3)  „Im  Notfall  weisses  Taschentuch  oder  dgl."  (Generalstabsheft  S.  26). 

4)  Im  Generalstabsheft  S.  28  ist  auch  noch  der  Pferdehalter  erwähnt. 
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Selbst  die  durch  einen  unglücklichen  Zufall  hervorgerufene  Verletzung 
eines  Parlamentärs  kann  die  unangenehmsten  Folgen  nach  sich  ziehen,1) 
weil  über  Absicht  und  Zufall  im  gegebenen  Fall  die  Ansichten  auseinander- 
gehen können. 

b)  Der  Art.  34  des  Kriegsgesetzbuchs  bestimmt: 

„Der  Parlamentär  verliert  sein  Recht  der  Unverletzlichkeit,  wenn  der 
bestimmte  unwiderlegbare  Beweis  vorliegt,  dass  er  seine  bevorrechtigte  Stellung 
dazu  benutzt  hat,  um  Verrat  zu  üben  oder  dazu  anzustiften.11 

Das  ist  wortwörtlich  der  Art.  45  der  Brüsseler  Deklaration. 

Die  Haager  Verhandlungen 2)  ergaben,  wie  auch  der  Rolinsche  Kom- 
missionsbericht hervorhebt,8)  keinerlei  prinzipielle  Einwendung. 

Man  habe  sich  nur  gefragt,  wie  ein  Parlamentär  gegenüber  dem 
Feind  einen  Verrat  begehen  könne.  Nichts  destoweniger  sei  keine  Text- 
veränderung erfolgt,  weil  einzelne  Strafgesetzbücher  den  Anstifter  zu  einer 
Gesetzesverletzung  zum  Mittäter  stempeln.  Aber  die  Anstiftung  ist  ja  noch 
eigens  erwähnt. 

Übrigens  kann  nach  deutschem  Strafrecht,  wie  der  Ausländer  und 
Feind,  so  natürlich  auch  der  Parlamentär  Kriegsverrat  begehen,  der  dann 
dadurch  seiner  Unverletzlichkeit  verlustig  geht.  Nunmehr  ist  er,  wie  jeder 
Feind,  Gegenstand  der  Tötung,  Verwundung  und  Gefangennahme  und  weiter- 
hin reif  für  strafrechtliche  Verurteilung. 

Aber  die  Unverletzlichkeit  kann  nicht  schon  bei  blossem  Verdacht 
aberkannt  werden,  sondern  nur  „wenn  der  bestimmte  unwiderleg- 
liche Beweis  vorliegt,  dass  er  seine  bevorrechtigte  Stellung  dazu  be- 
nutzt hat,  um  Verrat  zu  üben  oder  dazu  anzustiften". 

Auffallend  ist  es  allerdings,  dass  das  KGB.  hier  nur  vom  Verrat 
und  der  Anstiftung  zum  Verrat  spricht. 

Und  doch  hat  die  bevorrechtigte  Stellung  des  Parlamentärs  zur  not- 
wendigen Voraussetzung,  dass  er  die  Bedingung  vollkommenster 
Friedfertigkeit  erfüllt  und  seine  Parlamentärstellung  nicht  miss- 
braucht, um  Unerlaubtes  zu  begehen. 

Wenn  es  deshalb  in  dem  Generalstabsheft4)  in  Anlehnung  an  Lueder6) 
heisst,  dass  das  Zuwiderhandeln  gegen  diese  beiden  Voraussetzungen  selbst- 
verständlich die  Unverletzlichkeit  aufhebe,  unter  Umständen  die  sofortige 
Gefangennahme  und  in  schweren  Fällen,  wie  bei  Spionage,  Anzettelung 
von  Verschwörungen  u.  s.  w.  die  kriegsrechtliche  Verurteilung  rechtfertige, 
so  kann  das  —  abgesehen  von  den  Fällen  des  Verrats  —  freilich  im 
Kriegsgesetzbuch  selbst  noch  keine  Stütze  finden.  Aber  es  liegt  nicht  im 
Geiste  ritterlicher  Kriegsführung  und  es  kann  unmöglich  von  einer  Armee 
verlangt  werden,  dass  ein  Parlamentär,  der  seine  Sendung  zu  Delikten  be- 
nutzt, dafür  Unverletzlichkeit  geniesst.     Hier  setzt   vielmehr  einfach  das 


1)  a   a.  S.  29. 

2)  III.  96,  161. 
8)  III.  42. 

4)  S.  27. 

5)  IV.  422. 
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Standrecht  ein,  das  wie  jedes  staatliche  Militärstrafrecht  nicht  erst  der 
völkerrechtlichen  Anerkennung  bedarf. 

Man  muss  vielmehr  umgekehrt  sagen: 

Die  ausdrückliche  völkerrechtliche  Aberkennung  eines  Rechtes,  wie 
sie  im  Art.  34  und  auch  12  erfolgt  ist,  will  in  die  Eigenart  des  KGB.  ins- 
besondere im  Rahmen  der  Beernaertschen  Auslegung1)  schlecht  passen. 
Gerade  noch  bei  Art.  30  hatte  man  dem  Gesichtspunkt  vollkommen  Rech- 
nung getragen,  dass  keine  Verurteilung  auf  Grund  einer  Bestimmung  er- 
folgen solle,  welche  die  eigene  Regierung  (mit-)geschaffen  habe.2) 

Handelt  es  sich  nur  um  Neugier  und  Taktlosigkeit,  oder  einen  blossen 
Missbrauch,  so  hilft  die  im  Art.  33  Abs.  3  zugelassene  zeitweilige  Zurück- 
haltung. 

§  40. 
Empfang  und  Behandlung  des  Parlamentärs. 

Das  EGB.  enthält  über  den  Empfang  und  die  Behandlung  der  Parla- 
mentäre nur  kurze  Bestimmungen  im  Art.  33,  welcher  aus  dem  Art.  44 
der  Brüsseler  Deklaration  hervorgegangen  ist. 

1.  Zunächst  handelt  es  sich  um  die  Frage,  ob  unter  allen  Umständen 
eine  Rechtspflicht  besteht,  den  Parlamentär  zu  empfangen. 

Der  Art.  33  Abs.  1  des  KGB.  sagt:  nein. 

In  Übereinstimmung  mit  dem  Art.  44  Abs.  1  der  Brüsseler  Deklaration 
heisst  es  hier: 

„Der  Befehlshaber,   zu  dem  ein  Parlamentär  gesandt  wird,   ist  nicht  ver- 
pflichtet, ihn  unter  allen  Umständen8;  zu  empfangen.* 

Eine  interessante  Entwicklung  hat  die  Frage  durchgemacht,4)  ob  es 
gestattet  sei,  im  voraus  und  für  bestimmte  Zeit  sich  die  Zusendung  von 
Parlamentären  zu  verbitten  und  im  Falle  der  Zuwiderhandlung  auf  dieselben 
zu  schiessen. 

Hier  hatte  der  ursprüngliche  Brüsseler  Entwurf  anscheinend  eine  Lücke, 
deren  Ausfüllung  vom  deutschen  Vertreter  General  Voigts -Rhetz  angeregt 
wurde. 

Demgemäss  gab  die  Brüsseler  Deklaration  im  Schlussabsatz6)  des 
Art.  44  dem  Befehlshaber  das  Recht,  von  vornherein  zu  erklären,  dass  er 
während  einer  bestimmten  Zeit  keine  Parlamentäre  empfangen  werde.  Die 
Parlamentäre,  welche  sich  nach  einer  derartigen  Bekanntgabe  etwa  vor- 
stellen würden,  sollten,  wenn  ihre  Partei  die  Mitteilung  erhalten  habe,  des 
Rechtes  der  Unverletzlichkeit  verlustig  gehen. 

Dieser  Schlussabsatz  begegnete  nun  aber  im  Haag  vor  allem  dem 
Widerspruch    und    zwar    gerade    von    Deutschland,     das    seinerzeit    die 


l)  Vgl.  unten  §  45  f. 
*)  Vgl   oben  S  186  f. 

s)  In  der  Brüsseler  Deklaration  Art.  44  war  überflüssigerweise  hinzugefügt:    „und 
unter  allen  Bedingungen". 

*)  Vgl.  Albert  Zorn,  Kriegsmittel  S.  73  ff. 
5)  Vgl.  den  französischen  Text  oben  S.  29. 

M eurer,  Haager  Friedenskonferenz  II.  13 
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ganze  Bestimmung  angeregt  hatte.  Der  deutsche  Bevollmächtigte  Gross 
v.  Schwarzhoff  beantragte  die  Streichung:  die  Unverletzlichkeit  der  Parla- 
mentäre müsse  ausnahmslos  festgehalten  werden.  Nach  Umständen  könne 
es  auch  von  grösstem  Interesse  sein,  in  Unterhandlungen  mit  dem  Feind 
einzutreten,  trotzdem  vorher  erklärt  worden  sei,  dass  man  keine  Parlamen- 
täre empfangen  werde.1)  Der  italienische  erste  Vertreter  Graf  Nigra  glaubte 
diese  Ausführung  durch  die  Erwägung  unterstützen  zu  sollen,  dass  die 
Befugnis,  Parlamentäre  zu  schicken,  vom  Völkerrecht  herrühre.  Die  Kon- 
ferenz könne  daher  nicht  zulassen,  dass  durch  Erklärungen  einer  Kriegs- 
partei dieses  Recht  für  gewisse  Fälle  wieder  beseitigt  werde.8) 

Auch  der  französische  General  Mounier  unterstützte  den  deutschen 
Bevollmächtigten.  Gewiss  könne  mit  der  Entsendung  von  Parlamentären 
Missbrauch  getrieben  werden.  Aber  der  zweite  Abs.  des  Art.  44  (jetzt  33) 
gestatte  ja  alle  erforderlichen  Massregeln  gegen  einen  solchen  Missbrauch. 

Nun  meinte  zwar  der  holländische  General  den  Beer  Poortugael,  der 
Missbrauch  könne  aber  gar  gross  sein.  Doch  Gross  v.  Schwarzhoff  erklärte: 
Kriegsparteien,  welche  keine  Parlamentäre  empfangen  wollen,  brauchen 
sie  ja  nur  durch  die  Vorposten  zurückschicken  zu  lassen.  Der  Abs.  1 
gibt  hier  genügenden  Schutz.8) 

Übrigens  meinte  er  gleichfalls,  dass  es  wohl  selten  zur  Erklärung 
kommen  werde,  in  bestimmter  Zeit  keine  Parlamentäre  empfangen  zu 
wollen. 

Darnach  beschloss  die  Unterkommission,  den  Absatz  3  zu  streichen. 4) 

Trotzdem  heisst  es  jetzt  noch  im  Generalstabsheft  v.  1902  S.  27, 
wohl  in  Anlehnung  an  Voigts-Rhetz,  die  Brüsseler  Deklaration  und  Lueders 
Kriegsrecht  v.  J.  18896): 

„Einem  jeden  Heere  steht  es  zu,  zu  erklären,  dass  es  für  eine  bestimmte 
Zeit  Parlamentäre  nicht  annehmen  wird.  Erscheinen  alsdann  trotz  dieser  Erklärung 
Parlamentäre,  so  können  sie  auf  Unverletzlichkeit  keinen  Anspruch  machen.4 

Hier  ist  also  auf  die  Haager  Umbildung  noch  keine  Rücksicht  ge- 
nommen, die  indes  gerade  auf  die  Anregung  von  Deutschland   erfolgt  ist. 

Man  muss  mit  Gross  v.  Schwarzhoff  sagen :  Ist  eine  Erklärung,  keine 
Parlamentare  zu  empfangen,  ergangen,  und  erscheinen  trotzdem  Parla- 
mentäre, so  werden  sie  einfach  abgelehnt  und  bereits  vom  Vorposten  zu- 
rückgeschickt. Aber  an  der  Unverletzlichkeit  darf  nicht  mehr  gerüttelt 
werden. 


*)  III.  95. 

2)  a.  a.  0. 

3)  In  Brüssel  hatten  die  Militärs  anders  gesprochen.  Nach  längerer  Debatte  hatte 
man  hier,  wie  gesagt,  hauptsächlich  im  Hinblick  auf  den  deutschen  Bevollmächtigten 
General  v.  Voigts-Rhetz  die  Zulässigkeit  der  Erklärung,  keine  Parlamentäre  empfangen  zu 
wollen,  begriffen  und  den  Abs  3  eingestellt  (Protokoll  Nr.  4:  Sitzung  vom  3.  Aug.  1874). 
Vgl.  den  Rolinschen  Kommissionsbericht  III.  41  f. 

4)  III.  96. 

6)  v.  Holtzendorffs  Hdb.  des  VR.  IV.  422.  Ebenso  Bonfils-Grah  S.  652.  Gegen 
diesen  aber  Merignhac,  La  conf.  intern,  de  la  paix  p  206.  Auch  Ph.  Zorn  erklärte  später, 
dass  dem  Antrag  Schwarzhoff  „mit  Recht"  entsprochen  worden  sei  (Im  neuen  Reich, 
S.  351). 
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2.  Was  sind  das  für  Massregeln,  die  nach  Art.  33  Abs.  2  dem 
Missbrauch  steuern  sollen  und  auf  die  in  den  Haager  Verhandlungen  so 
nachdrücklich  hingewiesen  wurde?1) 

Der  Art.  33  Abs.  2  sagt  vom  Befehlshaber: 

„Er  kann  alle  erforderlichen  Massregeln  ergreifen,  um  den  Parla- 
mentär zu  verhindern,  seine  Sendung  zur  Einziehung  von  Nach- 
richten zu  benutzen." 

Er  ist  weiter  nach  Abs.  3  auch  berechtigt,  bei  vorkommendem  Miss- 
brau che  den  Parlamentär  zeitweilig  zurückzuhalten.8) 

Ein  jedes  Heer  bestimmt  frei,  ob,  wo,  in  welchen  Formen  und  unter 
welchen  Sicherheitsmassregeln  es  Parlamentäre  empfängt. 

Dabei  wickelt  sich  der  Empfang  in  der  Hauptsache  folgendermassen  ab  :•) 

Der  Parlamentär  begibt  sich  mit  der  Parlamentärflagge,  die  eventuell 
ein  Fahnenträger  trägt,  zu  den  feindlichen  Vorposten  oder  zur  nächsten 
feindlichen  Abteilung.  Ist  die  Entfernung  gering,  so  kann  er  zu  Fuss  er- 
scheinen und  dann  in  Begleitung  eines  Hornisten  oder  Tambours,  während 
ihn  sonst  ein  berittener  Trompeter  begleitet. 

Ist  er  in  Gesichts-  und  Gehörweite,  so  sucht  er  durch  Signale  und 
Flaggenschwenken   die  Aufmerksamkeit  der  Vorposten  auf  sich  zu  ziehen. 

Von  dem  Augenblick  an,  wo  der  Parlamentär  bemerkt  wird,  ist  er 
unverletzlich,  d.  h.  es  darf  nicht  auf  ihn  und  seine  Begleitung  geschossen 
werden  und  die  Offiziere  haben  ihre  Mannschaften  in  dieser  Richtung  zu 
überwachen.  Unabsichtliche  Verletzungen  werden  allerdings  leicht  vor- 
kommen können4)  und  geben  keinen  Beschwerdegrund  ab.6) 

Beim  Sichtbarwerden  der  Parlamentärflagge  braucht  aber  nicht  schon 
das  Feuer  überhaupt  eingestellt  zu  werden.6)  Die  Absendung  eines  Parla- 
mentärs ist  ebensowenig  ein  Mittel,  die  Abbrechung  eines  Gefechts  zu  er- 
zwingen, als  sie  ein  Vorwand  zur  Auskundschaftung  sein  darf.7) 

Der  Parlamentär  begibt  sich  in  langsamer  Gangart  zum  nächsten 
Offiziersposten,  wobei  er  dem  Anrufen  feindlicher  Posten  und  Patrouillen, 
wie  der  Verweisung  an  einen  anderen  Einlassposten,  Folge  zu  leisten  hat. 
Hier  sitzt  der  Parlamentär  ab  und  begibt  sich  unter  Zurücklassung  seiner 
Begleitung  zu  Fuss  zum  wachhabenden  Offizier,  um  diesem  seine  Wünsche 
mitzuteilen. 


l)  Vgl.  oben  S.  194. 

')  Abs.  2  und  3  gehen   auf  den  Art.  44,   Abs.  2   der  Brüsseler  Deklaration   (vgl. 
oben  S.  29)  und  die  jetzige  Fassung  auf  den  Redaktionsausschuss  zurück  (III.  161). 

8)  Vgl.  zum  folgenden  vor  allem  das  Generalstabsheft  S.  26—29  und  Lueder  IV.  422. 
4)  v.  Martens,  La  paix  et  la  guerre  p.  409 : 

„Ifaitteurs  dans  le  cours  de  la  guerre  frunco-allemande,  il  y  a  tu  des  cos 
de  violation  du  drapeau  parlamentaire,  mais  il  n'est  pas  prouv4  jusqu'ä  präsent 
que  ces  violations  aient  eU  intentionneUes ;  on  a  lieu  de  penser  au  contraire,  que 
tri  les  armies  frangaises  ont  tire  sur  les  parlementaires  allemands  et  vice  versa, 
ce  n'etait  que  par  suiie  (Fun  malentendu  uu  dfune  erreur." 

*)  Amerik.  Kriegs-Artikel  Art.  113,  Bluntschli  Art.  684,  Bonfils-Grah  S.  653. 
•)  Bluntschli  §  684,  Lueder  423a,  Alb.  Zorn  S.  75,  Bonfils-Grah  S.  652. 
7)  Dass   aber  gar  Parlamentärverhandlungen  zum   Zweck  des  Überfalls  eine  ver- 
botene Kriegslist  sind,  wurde  bereits  S.  158  hervorgehoben. 
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Wenn  der  wachhabende  Offizier  die  Angelegenheit  nicht  selbst  er- 
ledigen kann,  ist  die  Entscheidung  einzuholen,  und  der  Parlamentär  hat 
bis  zum  Eintreffen  derselben  zu  warten.  Die  Annahme  und  Ablehnung 
eines  Parlamentärs  steht  völlig  frei.  Wird  er  vorwärts  zum  Höchst- 
kommandierenden oder  wieder  'rückwärts  geleitet,  so  können  ihm  die  Augen 
verbunden  werden.  Das  ist  eine  übliche  und  vielleicht  die  wichtigste  vor- 
beugende Massregel,  der  sich  vor  allem  noch  die  zeitweilige  Zurückhaltung 
anschliessen  kann. 

Will  nämlich  ein  Parlamentär  nicht  warten,  oder  ist  sein  Geschäft 
erledigt  oder  wurde  die  Annahme  abgelehnt,  so  kann  ihm  die  Rückkehr 
unter  Umständen  erst  dann  gestattet  werden,  wenn  die  von  ihm  gemachten 
Beobachtungen  oder  auch  die  erhaltenen  Mitteilungen  einen  Schaden  nicht 
mehr  anrichten  können.  Dass  die  zeitweilige  Zurückhaltung  auch  %  die 
Antwort  auf  bewiesene  Neugierde,  Taktlosigkeit  und  sonstigen  Missbrauch 
der  Parlamentärstellung  sein  kann,  wurde  bereits  S.  193  erwähnt.  In 
allen  derartigen  Fällen  empfiehlt  es  sich,  der  feindlichen  Armeeleitung 
sofortige  und  eingehende  Mitteilung  zu  erstatten.1)  Der  Rückweg  wird 
nicht  selten  im  Zick-Zack  gemacht  werden  müssen;  der  Parlamentär  darf 
hier  ebensowenig  wie  auf  dem  Hinweg  beschossen  werden,  und  nötigen- 
falls erhält  er  sicheres  Geleit. 

Viertes  Kapitel. 
Die  Kapitulationen. 

§  41. 
Der  Abschluss  der  Kapitulationen. 

I.  Die  Kapitulation  ist  ein  Vertrag2),  durch  welchen  vereinbart 
wird,  dass  sich  Festungen  resp.  feste  Plätze  oder  auch  Truppen  im  freien 
Felde  ergeben. 

Die  Rechtswirksamkeit  eines  solchen  Vertrags  ist  nach  allgemeinen 
Rechtsgrundsätzen  von  der  Vertretungsmacht  und  beim  Fehlen  derselben 
von  der  nachfolgenden  Genehmigung  oder  Ratifikation  abhängig.  Die  Be- 
fehlshaber der  verschiedenen  Grade  sind  im  allgemeinen  zu  militärischen 
Abmachungen  für  die  ihnen  unterstellten  Truppen  berechtigt,  auf  dem 
politischen  Gebiet  aber  unzuständig. 

Wenn  man  die  Einwendung  befürchten  muss,  dass  die  Vertretungsmacht 
auf  dem  Kapitulationsgebiet  gefehlt  habe,  werden  die  .Parteien  nach  Lage 
des  Falles  den  Nachweis  des  Rechtstitels  resp.  die  Einholung  der  Rati- 
fikation verlangen  und  dafür  Sorge  tragen,  dass  dem  Gegner  aus  der  Ver- 
weigerung der  Ratifikation  kein  Vorteil  erwächst. 


1)  Generalstabsheft  S.  27.    Bonfils-Grah  S.  653. 

2)  Die  Brüsseler  Deklaration  Art.  46  nannte  sie  direkt  eine  „Convention".  Das 
Uaager  KGB.  Art.  35  spricht  im  Abs.  1  von  „vereinbarten  Kapitulationen"  oder 
„capitulations  arrelees  entre  les  parties  contractantes"  und  zieht  im  Abs.  2  die 
Folgerung  des  Vertrags. 
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Die  Frage,  ob  der  Befehlshaber  alles  getan  habe,  was  die  Pflicht 
von  ihm  erfordert,  um  die  Übergabe  abzuwenden,  ist  eine  andere  Frage, 
welche  nicht  die  völkerrechtliche  Wirksamkeit  der  Kapitulation,  sondern 
nur  die  staatsrechtliche  Strafbarkeit  des  Kapitulanten  berührt.  Vgl.  in 
letzter  Hinsicht  z.  B.  das  deutsche  MStGB.  §  63. 

Die  Bestimmungen  des  KGB.  über  die  Kapitulationen  im  Art.  35 
folgen  denjenigen  über  die  Parlamentäre.  Die  zugrunde  liegenden  Ideen 
sind  in  der  Tat  verwandt,  und  die  Kapitulationsabsicht  wird  in  gleicher 
Weise  durch  das  Aufhissen  einer  weissen  Fahne  angezeigt,  bei  dem  indes 
die  Humanität  das  sofortige  Abbrechen  der  Beschiessung  dann  zur  Pflicht 
macht,  wenn  der  Verdacht  ausgeschlossen  ist,  dass  die  Aufbissung  der 
weissen  Fahne  einer  unlauteren  Absicht  dient.  Eine  unbedingte  Pflicht  zur 
Einstelllung  des  Feuers  besteht  also  auch  beim  Aufziehen  der  weissen  Fahne 
nicht.1)  Dasselbe  bedeutet  ja  auch  nicht  schon  die  Übergabe,  sondern  nur 
die  Verhandlungsbereitschaft  oder  den  Willen,  über  eine  Kapitulation  in 
Verhandlungen  treten  zu  wollen,  welch  letztere  aber  alsbald  wieder  ab- 
gebrochen werden  können. 

II.  Die  Kapitulation  gehört  zu  den  Kriegs  vertragen,2)  und  auch  für 
diese  gilt  das  Prinzip  der  bona  fides:  etiam  hosti  fides  servanda.  Daher 
heisst  es  im  KGB.  Art.  35  Abs.  2  von  den  Kapitulationen  : 

„Einmal  abgeschlossen,  sollen  sie  von  beiden  Parteien  gewissenhaft  beobachtet 
werden." 

Voraussetzung  ist  aber,  dass  die  Kapitulation  wirklich  „ abgeschlossen", 
oder  wie  der  französische  Text  weniger  scharf  sagt,  wfix6ea  ist,  dass  ein 
rechtswirksamer  Vertrag  vorliegt,  dass  also  durch  den  Vertragsabschluss  die 
Befehlshaber,  in  Wirklichkeit  die  Kriegsparteien,  verpflichtet  worden  sind. 

Neben  den  Kapitulationen  erwähnt  die  Doktrin  regelmässig  noch  eine 
besondere  Art  von  Kriegsverträgen,  die  Schutz-  oder  Geleitsbriefe8), 
die  aber  das  KGB.  nicht  berücksichtigt. 

§42. 

Die  Ehrenklausel  bei  den  Kapitulationen. 

Das  KGB.  hat  in  gleicher  Weise  wie  die  Brüsseler  Deklaration  nur 
einen  Artikel  über  Kapitulationen: 

I.  Der  Artikel  46  der  Brüsseler  Deklaration  lautete: 

„Les  conditions  des  capitulations  sont  debattues  entre  les  parties  contrac- 
lantes. 

Elles  ne  doivent  pas  6lre  contraires  a  Thonneur  militaire. 

Une  fois  fixees  par  une  Convention,  elles  doivent  etre  scrupuleusement  ob- 
servees  par  les  deux  parties." 

Bei  den  Verhandlungen  der  Unterkommission  im  Haag  erklärte  der 
holländische  Bevollmächtigte  Rahusen  diesen,  ganzen  Artikel  für  über- 
flüssig4); aber  der  siamesische  Bevollmächtigte,   der  Belgier  Rolin,  wies 


l)  Lueder  IV.  527. 

')  Verträge  unter  kriegführenden  Parteien  können  ganz  verschiedenen  Inhalt  haben. 
Das  KGB.  hat  nur  zwei  herausgegriffen :  Die  Kapitulationen  und  die  Waffenstillstands- 
▼erträge. 

3)  Vgl.  Lueder  IV.  528  f.    Generalstabsheft  S.  4t.    Bonfils-Grah  S.  654. 

4)  III.  93. 
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darauf  hin,  dass  diese  Bestimmung  ein  Zusatz  zum  ursprünglichen  Brüsseler 
Entwurf  sei,  den  1874  Frankreich  durchgesetzt  habe.1)  Der  Zusatz  habe 
eine  grosse  Bedeutung.2) 

Ein  weiterer  Meinungsaustausch8)  ergab  das  bereits  in  Brüssel  ge- 
wonnene Resultat,  dass  es  sehr  schwer  sei,  die  „militärische  Ehre"  zu 
definieren.  Nichtsdestoweniger  wollte  man  aber  auf  die  Einstellung  der 
Ehrenklausel  nicht  verzichten. 

Der  mexikanische  Bevollmächtigte  Zenil  schlug  die  Fassung  vor: 

„Elle  doit  ötre  conforme  ä  l'honneur  militaire  d'apres  le  code  du  vain- 
queur."4) 

Aber  der  holländische  Bevollmächtigte  den  Beer  Poortugael  und  der 
«deutsche  Oberst  Gross  von  Schwarzhoff  gaben  zu  bedenken,  dass  der  Sieger 
möglicherweise  einen  code  militaire  gar  nicht  besitze  oder  der  letztere  keine 
einschlägigen  Bestimmungen  enthalte.6) 

Der  Präsident  indes  meinte,  die  Ehrenklausel  sei  immerhin  nützlich. 
Sie  biete  den  Besiegten  einen  gewissen  Schutz,  indem  man  ihnen  keine 
erniedrigenden  Bedingungen  auferlegen  könne. 

Darauf  wurde  auf  den  Antrag  des  türkischen  ersten  Vertreters  Turkhan 
Pascha  folgende  Fassung  vereinbart: 

„Elles  doivent  tenir  compte  des  regles  de  l'honneur  militaire."6) 

Die  jetzige  Fassung,  in  welcher  übrigens  Abs.  1  und  2  zusammen- 
gezogen sind,  soll  nach  dem  Kommissionsbericht  „une  forme  plus  impera- 
tive" haben.7) 

Man  kann  genauer  sagen:  an  Stelle  der  negativen  Bestimmung  der 
Brüsseler  Deklaration,  wonach  die  Kapitulationen  der  Ehre  nicht  wider- 
sprechen dürfen,  hat  das  KGB.  die  positive  Satzung,  dass  den  Forderungen 
der  militärischen  Ehre  Rechnung  zu  tragen  sei.8) 

II.  Der  Art.  35  des  KGB.  lautet: 

„Die  zwischen  den  verhandelnden  Parteien  vereinbarten  Kapitulationen  sollen 
den  Forderungen  der  militärischen  Ehre  Rechnung  tragen. 

Einmal  abgeschlossen,  sollen  sie  von  beiden  Parteien  gewissenhaft 
beobachtet  werden." 

Der  Inhalt  der  Übergabeverträge  oder  die  Bedingungen  der  Kapi- 
tulationen sind  ganz  verschieden.9)    Immer  jedoch  handelt  es  sich  darum, 


*)  Antragsteller  war  damals  General  Arnaudeau  (Prot  nr.  4:  Sitzung  vom  3.  Aug. 
1874  Actes  52).  Vgl.  den  Rolinschen  Kommissionsbericht  III.  42.  Albert  Zorn,  Kriegs- 
mittel, S.  78.    Mörignhac,  La  conf.  intern,  de  la  paix  p.  2081. 

*)  a.  a.  0. 

8)  An  diesem  beteiligten  sich :  Beernaert,  Gilinsky,  Gross  v.  Schwarzhoff,  den  Beer 
Poortugael,  Zuccari,  Lammasch  und  Descamps  (a.  a.  0.). 

*)  III.  93. 

ö)  III.  93  f. 

')  III.  94.    Zweite  Lesung  III.  161. 

7)  III.  42. 

8)  Mörignhac,  La  conf.  intern,  de  la  paix  p.  208:  „La  redaction  positive  se  trouve 
ainsi  Substitute  ä  la  rödaction  negative." 

9)  Das  Generalstabsheft  S.  39  gibt  die  Bedingungen  der  Kapitulationen  von  Sedan, 
Metz,  Beifort  und  Bitsch  (1870/71)  sowie  Nisch  (1878)  inhaltlich  wieder.  Vgl.  auch  Felix 
Dann,  Bausteine,  V.  1  S.  176,  Lentner  S.  143,  Lueder  IV.  529»  und  Bonfils-Grah  S.  661. 
Die  Kapitulationsbedingungen  bei  der  Übergabe  von  Port  Arthur  (1.  Januar  1905)  gingen 
durch  alle  Zeitungen. 
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dass  die  Kapitulanten  nicht  weiter  am  Kriege  teilnehmen.1)  Aber  selbst 
die  bedingungslose  Übergabe  „auf  Gnade  oder  Ungnade"  gibt  kein  Recht 
über  Leben  und  Tod. 

Das  Kriegsgesetz  enthält,  wie  bereits  erwähnt  ist,  für  die  Besiegten 
die  Schutzbestimmung,  dass  die  Kapitulationen  den  Forderungen  der  mili- 
tärischen Ehre  Rechnung  zu  tragen  haben.  Erniedrigende  Bedingungen 
sollen  also  überhaupt  nicht  angeboten  werden.  Was  aber  im  einzelnen 
dazu  gehört,  kann  nicht  ein  für  allemal  und  in  einem  Wort  gesagt  werden, 
und  die  Ansichten  darüber  können  auseinandergehen. 

Vor  der  Kapitulation  wird  jeder  Kommandant  Fahnen,  Waffen, 
Munitionen  u.  s.  w.  tunlichst  vernichten.  Mit  der  Unterzeichnung  der 
Kapitulation  ist  dies  unzulässig.2) 

Fünftes  Kapitel. 
Der  Waffenstillstand. 

§  43. 
Die  rechtliche  Natur  des  Waffenstillstands. 

Auch  der  Waffenstillstand  geht  auf  ein  „wechselseitiges  Überein- 
kommen der  Kriegsparteien44  8)  oder  einen  Kriegsvertrag  zurück,  der  eben- 
so wie  die  Kapitulation  auch  bei  mündlichem  Abschluss  gilt,  aber  zur 
Vermeidung  von  Verwickelungen  immer  schriftlich  fixiert  werden  sollte.4) 
Vorsicht  ist  hier  umsomehr  geboten,  als  Waffenstillstandsverhandlungen 
auch  aus  Kriegslist  angeknüpft  werden.6) 

Über  den  Waffenstillstand  (armistice)  handelt  das  KGB.  in  den  Art. 
36 — 41.  Dieselben  sind  aus  den  Art.  47 — 52  der  Brüsseler  Deklaration 
hervorgegangen. 6) 

Die  beiden  ersten  Artikel,  also  die  Art.  36,  37  des  KGB.  und  die 
Art.  47,  48  der  Deklaration,  stimmen  wörtlich  überein. 

Sie  betreffen  die  Wirkung,  Dauer  und  Ausdehnung  und  be- 
stimmen dadurch  die  rechtliche  Natur  des  Waffenstillstands. 

I.  Zur  Frage  der  Wirkung  des  Waffenstillstands  sagt  Art.  36  des 
KGB.: 

„Der  Waffenstillstand   unterbricht    (suspend)    die   Kriegsunter- 

nehmunge  n." 

1.  Der  Waffenstillstand  ist  also  nur  die  vertragsmässige  Unter- 
brechung (Suspension)  oder  vorübergehende  Einstellung  der  Feind- 
seligkeiten im  Gegensatz  zum  Friedensschluss ,  welcher  die  Feindseligkeit 
endgültig  und  dauernd  beseitigt. 


l)  Im  übrigen  gilt  hier  das  oben  S.  143  f.  Gesagte. 

*)  BodüIs  S.  660  f. 

sj  Kriegsgesetzbuch  Art.  36. 

4)  Lueder  IV.  535. 

5)  Lueder  IV.  541 2  und  die  dort  Citierten. 

•)  Vgl.  die  erste  Lesung  III.  94,   die  zweite  Lesung  III   161,   den   Kommissions- 
bericht III.  42. 
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2.  Unterbrochen  werden  die  „Kriegsunternehmungen44  (Opera- 
tions de  guerre). 

Über  den  Begriff  resp.  Umfang  der  unterbrochenen  Kriegsunterneh- 
mungen entscheidet  der  Waffenstillstandsvertrag  selbst.1) 

Art.  39  des  KGB.  bestimmt: 

„Es  ist  Sache  der  vertragschliessenden  Parteien,  in  den  Bedingungen  des 
Waffenstillstandes  festzusetzen ,  welche  Beziehungen  sie  auf  dem  Kriegs- 
schauplatz untereinander  und  mit  der  Bevölkerung  unter- 
halten können/ 

Der  Art.  50  der  Brüsseler  Deklaration,  aus  welchem  der  jetzige 
Art.  39  hervorgegangen  ist,  hatte  folgenden  Wortlaut: 

„II  dopend  des  parties  contractantes  de  fixer  dans  les  clauses  de  l'armistice, 
les  rapports  qui  pourront  avoir  lieu  entre  les  populations." 

Das  „entre  les  populations44  fasste  nur  die  Verkehrsbeziehungen  der 
Einwohner  untereinander  ins  Auge. 

Das  war  nicht  ausreichend. 

Gemeint  waren  die  Beziehungen  der  Truppen  zu  der  Bevölkerung 
(avec  les  populations).     Die  Formulierung  war  also  ungenau. 

Sie  war  aber  auch  unvollständig;2)  denn  es  handelt  sich  vor  allem 
auch  um  die  Beziehungen  der  Kriegführenden  untereinander,  und  es  kann 
sehr  wohl  angezeigt  sein,  den  Satz:  „Der  Waffenstillstand  unterbricht  die 
Kriegsunternehmungen44  zu  lokalisieren  und  zu  spezialisieren. 

v.  Martens  und  Khuepach  beantragten  zunächst   folgende  Fassung: 

„II  dopend  des  parties  contractantes  de  fixer  dans  les  clauses  de  l'armistice, 
les  rapports  qui  pourront  avoir  lieu  avec  et  entre  les  populations  sur  le 
t  h  6  ä  t  r  e   de  la   guerr e." 8) 

Die  Protokolle  heben  hervor,  dass  trotz  des  Zusatzes  „sur  le  thäätre 
de  la  guerre44  den  Regierungen  die  Freiheit  gewahrt  bleiben  solle,  bezüg- 
lich aller  anderen  Terrains  besondere  Abmachungen  zu  treffen.4) 

In  der  zweiten  Lesung  wurde  nichts  mehr  geändert.6) 

Aber  auch  das  „avec  et  entre  les  populations44  war  noch  keineswegs 
befriedigend. 6) 

Erst  die  endgültige  Fassung  behob  diesen  Mangel.  Jetzt  heisst  es: 
„avec  les  populations  et  entre  elles",  oder:  „untereinander  und  mit  der 
Bevölkerung44. 

Die  neue  Fassung  ist  gut  und  besagt  folgendes: 

In  den  Waffenstillstandsbedingungen  soll  festgesetzt  sein,  welche 
Beziehungen  die  vertragschliessenden  Parteien  (Truppen)  auf  dem  Kriegs- 
schauplatz untereinander  und   mit  der   Bevölkerung  unterhalten  können. 


*)  Lueder  IV.  535. 

*)  Darüber  entspann  sich  eine  Debatte,  an  welcher  teilnahmen:  Beernaert,  Gross 
v.  Schwarzhoff,  Rolin,  Rahusen  und  v.  Khuepach  (III.  94). 
8)  III.  94. 

4)  a.  a.  0.  Im  Rolinschen  Kommissionsbericht  III.  42  heisst  es  in  dieser  Richtung 
weiter:  „A  deTaut  de  clauses  speciales  dans  l'armistice,  ces  matteres  sont  necessairement 
regies  par  les  regles  ordinaires  du  droit  de  la  guerre,  notamment  par  les  regles  concer- 
nant  l'occupation  du  territoire  de  l'Etat  ennemi." 

5)  III.  161. 

•)  Der  Rolinsche  Kommissionsbericht  III.  42  lässt  das  nicht  erkennen :  „Elle  permet 
en  effet  que  l'armistice  regle  non - seulement  les  rapports  entre  les  populations,  mais 
aussi  les  rapports  avec  les  populations". 
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Der  deutsche  General  Voigts  -Rhetz  hatte  in  Brüssel  die  Einführung 
einer  neutralen  Zone  beantragt,  aber  man  war  mit  dem  russischen  General 
v.  Leer  der  Meinung,  dass  eine  solche  Regelung  Sache  der  Waffenstillstands- 
ordnung sei.1) 

Ist  ein  Waffenstillstand  vereinbart  worden,  ohne  dass  weitere  Einzel- 
heiten geregelt  wurden,  so  ist  der  Status  quo  auf  dem  Kriegsschauplatz, 
insbesondere  auch  der  Bevölkerung  des  besetzten  Gebietes  gegenüber  fest- 
zuhalten. 

Jede  kriegerische  Gewaltmassregel  oder  Kriegsübung  hat  nach 
Art.  36  (1.  Satz)  zu  unterbleiben,  während  der  Kriegszustand  fortbesteht, 
und  deshalb  auch  kein  Verkehr  der  beiderseitigen  Heere  stattfindet.2) 

Über  Einzelheiten  herrscht  Streit : ö)  Beweis  genug,  wie  sehr  sich  die 

vertragsmässige  Ordnung  empfiehlt. 

Nach  dem  Generalstabsheft4)  können  z.  B.  anstandslos  Truppen 
exerziert,  neue  ausgehoben,  Waffen  und  Munition  fabriziert,  Lebensmittel  herbei- 
geschafft, Truppen  verschoben  und  Verstärkungen  herangeführt  werden.  Dann 
heisst  es  weiter:  „Ob  auch  zerstörte  oder  beschädigte  Festungswerke  wieder  her- 
gestellt werden  dürfen,  ist  unter  den  massgebenden  Lehrern  des  Völkerrechts  eine 
verschieden  beantwortete  Frage,  die  am  besten  durch  ausdrückliche  Vereinbarung 
im  konkreten  Falle  erledigt  wird,  ebenso  wie  der  Grad  der  Verproviantierung  einer 
belagerten  Festung." 

3.  Der  Zweck  eines  Waffenstillstands  ist  z.  B.  die  Beerdigung  der 
Gefallenen,  die  Bergung  der  Verwundeten,  die  Notwendigkeit  einer  Ruhe- 
pause, die  Einleitung  von  Kapitulation-  und  Friedensverhandlungen.  Aber 
ein  Anspruch  auf  Waffenstillstand  ergibt  sich  auch  aus  dem  höchsten 
Zweck  nicht. 

Die  rechtliche  Wirksamkeit  eines  Waffenstillstandsvertrags  hängt 
wiederum6)  von  der  Vertretungsmacht  der  vertragschliessenden  Heer- 
fuhrer  ab. 

Im  Generalstabsheft9;  heisst  es  in  Anlehnung  an  Lueder:7) 

„Die  Berechtigung  zum  Abschluss  eines  Waffenstillstandes,  sei  es  eines  all- 
gemeinen oder  eines  besonderen,  hat  nur  ein  höherer  Befehlshaber,  bezw.  der 
Oberkommandierende.  Die  Einwilligung  höherer  Instanzen  einzuholen,  wird  viel- 
fach die  Zeit  fehlen.  Bezweckt  jedoch  der  Waffenstillstand  die  Einleitung  von 
Friedensverhandlungen,  so  kann  er  selbstverständlich  nur  von  den  höchsten  Staats- 
gewalten abgeschlossen  werden/  *) 

IL  Der  Waffenstillstand  kann  von  bestimmter  wie  von  unbe- 
stimmter Dauer  sein. 


1)  Actes  54     Alb   Zorn,  Kriegsmittel,  S.  61. 

2)  Zu  diesem  Zwecke  wird  oft  eine  Demarkationslinie  vereinbart.  Vgl.  z.  B.  Bon- 
fils S.  658. 

*)  Vgl.  Bonfils  S.  656  f.,  Lueder  IV.  536  ff.,  Merignhac  hat  mit  Recht  dem  Bedauern 
Ausdruck  gegeben,  dass  das  KGB.  sich  über  Fragen  ausschweigt,  „oü  sa  decision  aurait 
pu  eviter  bien  des  difficultes  dans  l'avenir"    (La  conf.  intern,  de  la  paix  p.  212). 

*)  S.  44. 

6)  Vgl.  oben  S.  196. 
•)  S.  42. 

7)  IV.  532  und  539". 

8)  Merignhac  (La  conf.  intern,  de  la  paix  p.  210 f.)  meint,  dass  jeder  allgemeine 
Waffenstillstand  der  Ratifikation  des  Staatsoberhauptes  unterliege,  und  Bonfils  (Volkerrecht 
S.  655)  nimmt  das  sogar  für  jeden  Waffenstillstand  an ,  wenn  nicht  ausdrückliche  und 
besondere  Vollmacht  erteilt  sei. 
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Im  Art.  36  Satz  2  heisst  es: 

„Ist  eine  bestimmte  Dauer  nicht  vereinbart  worden,  so  können  die  Kriegs- 
parteien jederzeit  die  Feindseligkeiten  wieder  aufnehmen,  jedoch  unter  der  Voraus- 
setzung, dass  der  Feind,  gemäss  den  Bedingungen  des  Waffenstillstandes,  recht- 
zeitig benachrichtigt  wird/4 

1.  Bei  einem  Waffenstillstand  von  bestimmter  Dauer1)  verlangt 
die  Vertragsfolge,  dass  während  der  vereinbarten  Zeit  die  Feindseligkeiten 
wirklich  eingestellt  bleiben  und  die  Waffenstillstandsbedingungen  bis  zum 
Ablauf  der  Frist  erfüllt  werden. 

Mit  dem  Ablauf  der  Frist  können  dagegen  ohne  weiteres  die  Feind- 
seligkeiten wieder  aufgenommen  werden. 

2.  Ein  Waffenstillstand  von  unbestimmter  Dauer  hat,  wenn  nicht 
gar  eine  Kündigungsfrist  vorgesehen  ist,  nur  unter  der  Bedingung  einen  Sinn, 
dass  die  Wiederaufnahme  der  Feindseligkeiten  angezeigt  wird.  Denn  der 
Waffenstillstand  soll  kein  Deckmantel  für  Überfälle  sein.  Deshalb  pflegt 
.eine  derartige  Anzeigeklausel  in  den  Waffenstillstandsbedingungen  aufge- 
nommen zu  werden.  Daran  knüpft  der  cit.  Satz  2  an.  Hiernach  können 
bei  einem  Waffenstillstand  von  unbestimmter  Dauer  jederzeit  die  Feind- 
seligkeiten wieder  aufgenommen  werden,  vorausgesetzt,  dass  der  Feind 
„gemäss  den  Bedingungen  des  Waffenstillstandes44  rechtzeitig  benach- 
richtigt wird.  Bei  dem  allerdings  unbegreiflichen  Fehlen  einer  solchen 
Anzeigeklausel  kann  freilich  die  Wiederaufnahme  der  Feindseligkeiten  ,  jeder- 
zeit" ohne  Förmlichkeit  erfolgen. 

III.  Der  Art.  37  des  KGB.  bestimmt: 

„Der  Waffenstillstand  kann  ein  allgemeiner  oder  ein  örtlich  be- 
grenzter sein;9)  der  erstere  unterbricht  die  Kriegsunternehmungen  der  kriegführen- 
den Staaten  allenthalben,8)  der  letztere  nur  für  bestimmte  Teile  der  kriegführenden 
Heere  und  innerhalb  eines  bestimmten  Gebietes  .* 

§  44. 
Die  Mitteilung  und  die  Verletzung  des  Waffenstillstands. 

I.  Der  Art.  38  des  KGB.,  welcher  auf  den  Art.  49  der  Brüsseler 
Deklaration  zurückgeht,  macht  die  Mitteilung  des  Waffenstillstands  zur 
Pflicht. 

Hier  fuhr  der  Art.  49  fort: 

„Les  hostilites  sont  saspendues  immediatement  apres  la  notification.* 
Die  Unterkommission  fügte  auf  den  Antrag  von  Beernaert  dem  bei: 

„ou  ä  un  terme  ulterieure  fix6."4) 
Die  Änderung  des  ursprünglichen  „sans  ritard"  in  das  jetzige  „en 
temps  utile"  geschah  schliesslich  noch  durch  den  Redaktionsausschuss. 


1)  Ein  Waffenstillstand  vom  2.  bis  21.  Mai  beginnt  mit  dem  Ablauf  der  zwölften 
Stunde  in  der  Nacht  vom  1.  bis  2.  Mai  und  endigt  um  12  Uhr  in  der  Nacht  vom  20.  bis 
21.  Iffai.  Die  Berechnungspraxis  ist  indes  verschieden  (Bonfils  S.  655),  und  es  empfiehlt 
sich  hier  eine  jeden  Zweifel  ausschliessende  Fassung  zu  wählen. 

*)  Ober  die  Unsicherheit  der  Terminologie  vgl.  Lueder  IV.  538  f.  A.  3  u.  4. 

8)  Auch  zur  See. 

4)  III.  94.  Kommissionsbericht  III.  42.  An  der  Debatte  beteiligten  sich:  Gross 
v.  Schwarzhoff,  Descamps,  Rolin  und  Beernaert.    Zweite  Lesung  III.  161. 
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Darnach  lautet  jetzt  der  Art.  38 : 

„Der  Waffenstillstand  muss  in  aller  Form  und  rechtzeitig  (en  temps  utile) 
den  zuständigen  Behörden  und  den  Truppen  mitgeteilt  werden.  Sofort  nach  Mit- 
teilung oder  zu  einem  bestimmten  Zeitpunkte  sind  die  Feindseligkeiten  einzu- 
stellen.* 

1-  Die  Mitteilung  ist  die  Voraussetzung  der  Wirksamkeit  des  Waffen- 
stillstandes, wie  die  Publikation  die  Voraussetzung  für  die  Geltung  eines 
Gesetzes.  Deshalb  macht  es  das  Völkerrecht  den  vertragschliessenden  Be- 
fehlshabern zur  Pflicht,  ihre  beteiligten  Unterbefehlshaber  und  Truppen 
zu  verständigen.  Die  im  Art.  38  als  notwendig  bezeichnete  Mitteilung 
muss  amtlich  resp.  dienstlich  (officiellement)  erfolgen.  Es  genügt  nicht, 
dass  die  Truppenfahrer  und  die  Truppen  zufällig  durch  andere  Personen 
Kenntnis  gewinnen;  denn  jede  andere  Mitteilung  kann  auf  Täuschung  oder 
Irrtum  beruhen.1) 

2.  Wenn  die  Mitteilung  in  aller  Form  erfolgt  ist,  sind  sofort  („ so- 
fort nach  Mitteilung")  die  Feindseligkeiten  einzustellen. 

Doch  kann  auch  im  Waffenstillstandsvertrag  ein  späterer  Zeitpunkt 
hierfür  festgelegt  sein,  ähnlich  wie  bei  der  Publikation  eines  Gesetzes  ein 
späterer  Termin  für  das  Inkrafttreten  angegeben  werden  kann. 

Da  der  Waffenstillstand  seiner  Wirkungen  wegen  abgeschlossen  wird, 
die  Wirkungen  aber  nicht  vor  der  offiziellen  Mitteilung  eintreten  können, 
so  wird  eine  Kriegspartei  für  die  aus  Absicht  oder  Fahrlässigkeit  verspätete 
Verkündigung  des  Waffenstillstandes  verantwortlich  und  deshalb  auch 
schadensersatzpflichtig,8)  während  eine  Ausgleichung  der  Niederlagen  und 
Nachteile  dann  nicht  verlangt  werden  kann,  wenn  zu  der  betreffenden  Zeit 
an  dem  betreffenden  Orte  der  Waffenstillstand  nach  den  Verkehrsverhält- 
nissen unmöglich  bekannt  sein  konnte. 

Bis  jetzt  ging  man  von  einer  ganz  anderen  Auffassung8),  nämlich  von 
der  Ansicht  aus,  dass  schon  mit  dem  Abschluss  des  Waffenstillstandes 
auch  dessen  Wirksamkeit  beginne  und  aus  diesem  Grunde  alle  in  Un- 
kenntnis desselben  beigebrachten  Schädigungen  ohne  weiteres  wieder  gut 
zu  machen  seien.  Aber  bei  dieser  Auffassung  ist  schon  die  weitere  Forderung 
unbegreiflich,  dass  die  Unmöglichkeit  der  Benachrichtigung  von  der  Schad- 
loshaltung befreien  und  nur  die  mala  fide  verzögerte  Verkündigung  der 
Kriegspartei  zur  Last  fallen  soll. 

Ein  Waffenstillstand,  der  um  3  Uhr  abgeschlossen  wurde,  kann  in 
diesem  Augenblick  unmöglich  auf  dem  ganzen  Kriegsschauplatz  bekannt 
gegeben  sein.  Wenn  die  Unmöglichkeit  der  Benachrichtigung  von  der 
Schadloshaltung  befreit,  so  muss  die  Mitteilung  des  Waffenstillstands  für 
dessen  Wirksamkeit  erforderlich  sein. 

Mit  der  herrschenden  Auffassung  kam  man  zu  einem  weder  juristisch 
noch  praktisch  befriedigenden  Ergebnis. 

*)  Es  genügt  auch  nicht,  dass  die  gegnerische  Seite  ein  amtliches  Schriftstück  ihres 
Oberkommandos  über  einen  bewilligten  Waffenstillstand  vorzeigt.  Vgl.  den  Fall  Ghaffois 
im  Generalstabsheft  S.  43. 

s)  Es  kommt  hier  Art.  40  u.  41  zur  Anwendung.     Vgl.  darüber  später  S.  204. 

•)  Bonfils  S.  656,  Lueder  IV.  534  und  die  S.  540  Gitierten.  —  Dass  die  Prise  oder 
genauer  das  genommene  Schiff  zurückzugeben  ist,  hängt  damit  zusammen,  dass  sich  der 
Eigentumsübergang  erst  durch  das  prisengerichtliche  Urteil  vollziehen  würde. 
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Lueder  hält  es  z.  B.  für  angemessen,  dass  der  früher  benachrichtigte 
Teil  die  Gegenüberstehenden  über  den  Abschluss  eines  Waffenstillstandes 
unterrichtet,  meint  dann  aber:  „Freilich  hätten  die  letzten  die  militärische 
Verpflichtung,  die  Wahrheit  der  Mitteilung  zu  prüfen  und  nicht  unvor- 
sichtig, d.  h.  ungeprüft,  den  jenseitigen  Mitteilungen  Glauben  zu  schenken.1) 
Damit  ist  praktisch  kaum  etwas  anzufangen.  Für  Vorsicht  und  Umsicht 
bleibt  in  solchen  Lagen  freilich  immer  ein  weiter  Raum.  Aber  die  Rechts- 
frage verlangt  ihre  bestimmte  Lösung.    Sie  ist  im  Art.  38  erfolgt. 

II.  Wie  jeder  Kriegsvertrag,  so  muss  auch  der  Waffenstillstandsver- 
trag auf  beiden  Seiten  getreu  erfüllt  werden. 

Über  die  Verletzung  des  Waffenstillstandes  handeln  die  Art.  40 
und  41  des  Kriegsgesetzbuchs. 

1.  Der  Art.  40  bespricht  die  Verletzung  des  Waffenstillstands  „durch 
eine  der  Parteien",  und  ist  aus  dem  Art.  51  der  Brüsseler  Deklaration 
hervorgegangen. 

Auf  der  Brüsseler  Konferenz  hatten  der  deutsche,  russische  und 
englische  Bevollmächtigte  übereinstimmend  die  Ansicht  vertreten,  dass  bei 
der  Verletzung  des  Waffenstillstandes  von  einer  Seite  die  andere  Seite 
nicht  sofort  mit  dem  Angriff  antworten  dürfe,  sondern  nur  die  Anzeige 
machen  könne,  es  würden  die  Feindseligkeiten  nach  Ablauf  einer  be- 
stimmten Zeit  wieder  begonnen  werden.2) 

Demgemäss  hatte  der    Art.  51  der  Brüsseler  Deklaration  bestimmt : 

„la  violation   de  l'armistice  par  Tone  des  parties,  donne  k  l'autre  le  droit 
de  le  denoncer". 

Also:  aus  der  einseitigen  Verletzung  des  Waffenstillstandes  erwächst 
nur  das  Recht  der  Kündigung. 

Nunmehr,  im  Haag,  erklärte  das  aber  der  deutsche  Bevollmächtigte 
Gross  v.  Schwarzhoff  in  Übereinstimmung  mit  der  deutschen  Kriegsrechts- 
wissenschaft3) mit  Recht4)  für  ungenügend:  Eine  Truppe,  welche  in  Ver- 
letzung des  Waffenstillstandes  plötzlich  angegriffen  werde,  (wie  das  z.  B. 
im  Verrat  von  Kitzen  gegen  Lützow  geschehen  ist),  hätte  hiernach  nicht 
einmal  das  Recht,  sich  zu  verteidigen.  Aber  auch  abgesehen  von  diesem 
äussersten  Fall  könne  die  unmittelbare  Wiederaufnahme  der  Operationen 
notwendig  werden,  damit  der  Gegner  gehindert  werde,  sich  der  Vorteile 
zu  versichern,  die  er  durch  die  Verletzung  des  Waffenstillstandes  anstrebt. 
Die  Verletzung  der  Bedingungen  des  Waffenstillstandes  müsse  daher  das 
Recht  geben,  auch  die  Feindseligkeiten  sofort  wieder  aufzunehmen.  Er 
beantrage  daher  den  Zusatz: 

„ou  de  reprendre  immediatement  les  hostilites." 5) 

Der  deutsche  Vertreter  fand  aber  zunächst  keine  Zustimmung. 
Rolin  wies  darauf  hin,  dass  man  damit  zu  dem  ursprünglichen  Text 
zurückgelange,  der  aber  auf  der  Brüsseler  Konferenz  geändert  worden  sei. 

1)  IV.  535. 

2)  Actes  54;  Alb.  Zorn,  Kriegsmittel,  S.  82. 
8)  Vgl.  Lueder  IV.  533  u.  539*. 

4)  So  auch  Albert  Zorn*  Kriegsmittel,  S.  83. 
ö)  III.  94. 
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Man  habe  1874  eben  nicht  gewollt,  dass  ohne  vorherige  Beendigung  des 
Waffenstillstandes  die  Feindseligkeiten  wieder  aufgenommen  werden 
dürfen.1) 

Wenn  aber  eine  Partei  die  Feindseligkeiten  bereits  aufgenommen  hat? 

Der  italienische  General  Zuccari  hatte  weiter  auch  ein  Zuständig- 
keitsbedenken :  Die  Kündigung  stehe  nur  dem  Oberkommando  zu,  während 
die  Wiederaufnahme  der  Feindseligkeiten  meistens  schon  von  einem  niederen 
Kommando  ausgehe.2) 

Der  belgische  Bevollmächtigte  Descamps  bedauerte  es  schliesslich 
dass  bei  dem  Antrag  Schwarzhoff  die  Kündigung  in  Wahrheit  nur  fakul- 
tativ   sei,  während  sie  obligatorisch  sein  müsse.8) 

Dem  kam  nun  aber  der  Antragsteller  entgegen,  indem  er  das  Recht 
der  unmittelbaren  Wiederaufnahme  der  Feindseligkeiten  nur  in  dringenden 
Fällen  gegeben  sehen  wollte  und  demgemäss  selbst  die  Einschränkung 
vorschlug:  ,en  cas  d'urgence".4) 

Ein  weiteres  Bedenken  betraf  den  Punkt,  ob  jede  Verletzung  der 
Waffenstillstandsbedingungen  die  erwähnte  Rechtswirkung  habe.  Die  De- 
batte6) darüber  führte  zu  dem  Resultat,  dass  eine  schwere  Verletzung 
(violation  grave)  vorliegen  müsse. 

Darauf  einigte  man  sich  nach  dem  Antrag  von  Gross  v.  Schwarzhoff 
und  Descamps  auf  die  jetzt  im  Art.  40  vorliegende  Fassung:6) 

„Jede  schwere  Verletzung  der  Bedingungen  des  Waffenstillstandes  durch  eine 
der  Parteien  gibt  der  anderen  das  Recht,  ihn  zu  kündigen  und  in  dringenden 
Fällen  sogar  das  Recht,  die  Feindseligkeiten  wieder  aufzunehmen." 

Damit  war  man  im  wesentlichen  zu  dem  ursprünglichen  russischen 
Entwurf  der  Brüsseler  Deklaration  zurückgekehrt.7) 

Durch  die  neue  Fassung  war,  wie  der  Rolinsche  Kommissionsbericht 
ausführte,8)  einerseits  anerkannt,  dass  als  Antwort  auf  Verletzungen  des 
Waffenstillstandes  durch  eine  Partei  das  Kündigungsrecht  nicht  immer 
genügt  und  in  dringenden  Fällen  sofort  die  Feindseligkeiten  wieder  auf- 
genommen werden  dürfen;  andernfalls  soll  aber  nur  eine  schwere  Ver- 
letzung des  Waffenstillstandes  zu  dem  einen  oder  anderen  berechtigen. 

Die  Grenze  zwischen  schweren  und  leichten  Verletzungen  ist  nicht 
gesetzlich  festgelegt  und  wohl  auch  nicht  festzulegen.  Die  verletzte  Partei 
ist  in  ihrem  Urteil  frei  und  die  militärische  Notwendigkeit  spricht  dabei 
entscheidend  mit. 

Leichte  Verletzungen  dagegen,  die  von  der  betreffenden  Partei  selbst 
nicht  schwer  empfunden  werden,  berechtigen  nach  allgemeinen  Rechts- 
grundsätzen    lediglich    zur   Beschwerde   und   Genugtuung,   natürlich  auch 


1)  III.  94  f. 

2)  III.  95. 
8)  a.  a.  0. 
*)  a.  a.  0. 

*)  Daran  beteiligten  sich:  Rolin,  Zuccari,  Rahusen,  Descamps  und  Mounier. 
•)  III.  94.    Über  die  2.  Lesung  vgl.  III.  161. 

7)  Ph.  Zorn  ,1m  neuen  Reich"  S.  352. 

8)  III.  42  f. 
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zur  Entschädigung.  Man  kommt  hier  also  von  selbst  in  das  Anwendungs- 
gebiet des  Art.  41.1) 

2.  Der  Art.  41  des  Kriegsgesetzbuchs  handelt  von  der  Verletzung  der 
Waffenstillstandsbedingungen  „durch  Privatpersonen". 

Dieser  Artikel  bestimmt  in  wörtlicher  Übereinstimmung  mit  dem 
Art.  52  der  Brüsseler  Deklaration2): 

„Die  Verletzung  der  Bedingungen  des  Waffenstillstandes  durch  Privatpersonen, 
die  aus  eigenem  Antriebe  handeln,  gibt  nur  das  Recht,  die  Bestrafung  der 
Schuldigen  und  gegebenen  Falles  eine  Entschädigung  für  den  erlittenen 
Schaden  zu  fordern.*' 

Die  „Privatpersonen44  stehen  nur  im  Gegensatz  zu  dem  für  die  Kündi- 
gung zuständigen  und  verantwortlichen  Kommando.  Alle  anderen  sind  im 
Sinne  des  Art  41  Privatpersonen. 

Wird  die  Verletzung  der  Waffenstillstandsbedingungen  durch  Privat- 
personen von  den  Vorgesetzten  gebilligt  und  begünstigt,  so  erscheint  dadurch 
die  betreffende  Kriegspartei  selbst  als  wortbrüchig,  und  es  greift  das 
S.  204  ff.  Gesagte  Platz. 

Dasselbe  gilt,  wenn  die  Kriegspartei  das  Verhalten  der  Privatpersonen 
zwar  nicht  billigt,  aber  zu  ohnmächtig  ist,  um  ihm  entgegenzutreten.8) 

Hier  ist  überall  die  Kriegspartei  selbst,  welcher  der  Verletzer  ange- 
hört, der  schuldige  Teil;  und  daraus  darf  die  Folgerung  gezogen  werden. 

Nur  wenn  die  Privatpersonen  ,,aus  eigenem  Antriebe44  und  auf  eigene 
Verantwortung  den  Waffenstillstand  brechen,  greift  Art.  41  Platz,  und  der 
verletzte  Teil  hat  lediglich  das  Recht,  die  Bestrafung  des  Schuldigen  und 
gegebenen  Falles  eine  Entschädigung  zu  fordern. 


Dritter  Abschnitt. 

Das  Besetzungsrecht 

Erstes  Kapitel. 
Das  Recht  aus  der  Besetzung. 

Erster  Titel. 
Grundsätzliches. 

§  45. 

Die  Programmreden. 

Der  dritte  Abschnitt  des  Kriegsgesetzbuchs  (Art.  42 — 56)  handelt  über 
das  Recht  der  Occupatio nsarmee  oder  das  kriegerische  Besetzungs- 
recht. 


l)  Beschreitet  man  aber  den  Weg  der  Genugtuung,  so  ist  dadurch   auf  das  Recht 
der  Wiederaufnahme  der  Feindseligkeiten  verzichtet. 

*)  Ober  die  Haager  Verhandlungen  vgl.  III.  43,  95,  161. 
a)  Vgl.  Lueder  IV.  534  und  das  Generalstabsheft  S.  42. 
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Hier  haben  wir  „die  bedeutsamsten  Artikel"1)  des  KGB.,  welche  am 
einschneidendsten  zu  wirken  bestimmt  sind  und  daher  im  Haag  wie  schon 
in  Brüssel  am  meisten  umstritten  wurden. 

Was  die  Mittelstaaten  in  Brüssel  gegen  das  Besetzungsrecht  ausgeführt 
hatten,  fand  auf  der  Friedenskonferenz  noch  einmal  besonders  in  Beernaert 
einen  energischen  Vertreter. 

In  der  Brüsseler  Deklaration  war  diese  Materie  in  die  Art.  1  —  8, 
36 — 39  und  40  —  42  zerrissen. 

Mit  gutem  Grund  hatte  man  für  diese  ganze  Materie  einen  heissen 
Kampf  erwartet  und  sie  deshalb  vorläufig  zurückgestellt.  War  doch 
hauptsächlich  an  diesen  Artikeln  im  Jahre  1874  schliesslich  alles  ge- 
scheitert. 

Erst  in  der  6.  Sitzung  der  Unterkommission  am  6.  Juni  1899  begann 
die  Haager  Verhandlung  über  die  Art.  1 — 82)  (de  l'autorite  militaire  sur 
le  territoire  de  l'Etat  ennemi)  und  über  Art.  40— 42  (des  contributions  et 
r&juisitions),  welche  nach  einem  Beschluss  der  Unterkommission  v.  1.  Juni 
zusammen  erörtert  werden  sollten,8)  und  welchen  nach  einem  weiteren 
Beschluss  der  Unterkommission  noch  die  Art.  36 — 39  (du  pouvoir  militaire 
ä  Tegard  des  personnes  priv6es)  hinzutraten. 

I.  Sofort  wurde  gegen  ein  wirkliches  Recht  des  Besetzungsheers  das 
schwerste  Geschülz  aufgefahren.  Zur  Abschwächung  resp.  zur  Beseitigung 
eines  solchen  Rechtes  verlas  „der  des  Wortes  in  hohem  Grade  mächtige"  4) 
belgische  erste  Bevollmächtigte  Beernaert  eine  längere  Programmrede,6) 
„deren  Grundgedanken  offenbar  auf  vorheriger  Verständigung  mit  anderen 
Mittelstaaten  beruhten".6) 

Diese  Rede,  welche  sich  auch  gleichzeitig  gegen  die  Beschränkungen 
des  Volksverteidigungsrechts   wandte,7)   hatte   etwa   folgenden   Wortlaut:8) 

Es  handelt  sich  darum,  die  Übel  einer  Gebietsbesetzung  möglichst  herab- 
zudrücken, indem  man  die  letztere  rechtlich  ausbaut  und  einengt.  Aber  da  soll 
zuerst  der  Besiegte  ein  Recht  des  Siegers  im  Occupationsgebiet  anerkennen  und 
es  soll  der  Bevölkerung  verboten  werden,  sich  in  den  Krieg  zu  mischen. 

Hier  stecken  nun  grosse  Schwierigkeiten,  welche  im  Jahre  1874  die  Bevoll- 
mächtigten in  Brüssel  lange  und  erfolglos  beschäftigt  haben.  Man  ist  damals 
zu  keinem  Abkommen  gelangt.  Das  Schlussprotokoll  der  Brüsseler  Konferenz  be- 
zeichnete das  Ergebnis  lediglich  als  „eine  theoretische  und  vorbereitende  Studie, 
eine  gewissenhafte  Zusammenstellung,  die  geeignet  ist,  einem  weiteren  Gedanken- 
austausch als  Grundlage  zu  dienen".  Die  Arbeit  ist  also  noch  zu  tun.  Zu  drei- 
viertel ist  sie  glücklich  erledigt. 9)  Aber  mögen  wir  noch  so  guten  Willens  sein :  wenn 
wir  alles  regeln,  alles  vertragsmässig  festlegen  wollen,  so  befürchte  ich,  dass  wir 
wieder  den  alten  Schwierigkeiten  zusteuern.  Es  gibt  gewisse  Punkte,  welche  nicht 
Gegenstand  eines  förmlichen  Abkommens  sein  können  und  die  man  besser  unter 
der  Herrschaft  des  ungeschriebenen  Gesetzes  lässt,  wie  es  sich  aus  den  Grund- 
lagen des  Völkerrechts  ergibt. 


')  v.  Martens  III.  113. 
*)  Vgl.  oben  S.  86. 

3)  Kommissionsbericht  III.  43.  Vgl.  oben  S.  35. 

4)  Zorn,  Im  neuen  Reich  S.  339. 

6)  Vgl.  oben  S.  87. 
8)  Zorn  a.  a.  0. 

7)  Vgl.  darüber  oben  S.  86  f. 
*)  III.  111-113. 

•)  Wie  weit  man  damals  war,  ergibt  sich  aus  der  Darstellung  oben  S.  34  f. 
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Das  besiegte,  resp.  besetzte  Land  erkennt  nach  der  Brüsseler  Deklaration 
dem  eindringenden  Feind  wirkliche  Hoheitsrechte  im  Land  zu.  Nach  Art.  3 l)  kann 
der  eingedrungene  Feind  die   bestehenden  Gesetze  beibehalten,  aber  auch  ändern. 

Die  Beamten  des  besetzten  Landes  sind  ermächtigt,  sich  dem  Sieger  zur 
Verfügung  zu  stellen  und  des  weiteren  sieht  der  Art.  4  Schutzbestimmungen  vor. 
Art.  5  gibt  dem  Sieger  das  Besteuerungsrecht,  welches  in  den  Art.  40—43  noch 
eine  Erweiterung  erfahrt. 

Ein  Abkommen  dieser  Art  ist  unmöglich  und  nicht  zu  erwarten.  Ich  will 
keine  Tatsachen  kritisieren  und  weiss  wohl,  dass  man  es  nach  solchen  Grund- 
sätzen gehalten  hat,  und  wohl  auch  noch  halten  wird.  Aber  die  Angelegenheit 
eignet  sich  nicht  für  eine  vertragsmässige  Bindung.  Man  kann  doch  unmöglich 
annehmen,  dass  der  spätere  Besiegte  von  vornherein  Hoheitsrechte  an  seinen  Sieger 
abtritt  und  seine  Niederlage  förmlich  besiegelt.  Wenn  der  Sieger  später  Steuern 
auferlegt,  und  wenn  ihm  Beamte  trotz  ihres  alten  Treueids  dienen,  kann  das  doch 
unmöglich  mit  einer  früheren  förmlichen  Zustimmung  des  Besiegten  begründet 
werden.  Möglicherweise  bringt  dieses  System  ja  Vorteile :  die  bürgerliche  Ordnung 
lässt  sich  besser  aufrecht  erhalten  und  die  Bevölkerung  leidet  weniger.  Aber  eine 
Rechtsordnung  dieser  Art  begegnet  Einwendungen  von  seiten  der  Moral  und  des 
Patriotismus,  mit  welchen  man  nicht  fertig  werden  kann.  Was  lediglich  dem 
Gebiet  der  Tatsachen  und  der  Gewalt  angehört,  kann  man  nicht  im  voraus  zum 
Recht  stempeln. 

Die  weiteren  Ausführungen  Beernaerts  beschäftigten  sich  sodann  ins- 
besondere mit  der  Stellung  der  kleineren  Staaten  zu  dieser  Frage: 

Die  in  Aussicht  genommene  Regelung  des  Occupationsrechts  wird  in  erster 
Linie  die  Kleinstaaten  drücken.  Denn  die  Rolle  des  Beseizungsheeres  ist  diesen 
vom  Schicksal  nicht  bestimmt.    Es  fehlt  also  auch  das  Verhältnis  der  Gefahr. 

Was  freilich  insbesondere  Belgien  betrifft,  so  ist  dieses  neutral  und  seine 
Neutralität  unter  den  Schutz  der  Grossmächte  gestellt.  Belgien  darf  also  gar  nicht 
besetzt  werden.  Wie  kann  da  aber  die  belgische  Regierung  mit  einem  Vertrags- 
entwurf kommen,  nach  welchem  der  Fall  vorgesehen  wird,  dass  die  Grossmächte 
ihre  Verpflichtungen  gegen  uns  verletzen  und  wonach  der  Missbrauch  der  Gewalt 
im  voraus  als  Recht  erklärt  wird. 

Belasse  man  es  hier  mit  dem  ungeschriebenen  Völkerrecht,  so  unbestimmt 
es  sein  mag.    Man  kann  nicht  die  Tat  zum  Recht  umprägen. 

Das  besetzte  Land  folgt  dem  Gesetz  des  Siegers ;  das  ist  eine  Tatsache,  das 
ist  die  Gewalt  des  Stärkeren,  aber  man  kann  die  Übung  dieser  Gewalt  nicht  im 
voraus  als  zu  Recht  bestehend,  nicht  als  ein  Recht  anerkennen.  Es  ist  nicht  wahr, 
dass  der  Sieger  Gesetze  erlässt,  verwaltet ,  straft  und  Steuern  erhebt ,  mit  der 
im  voraus  erteilten  und  verbrieften  Zustimmung  des  Be- 
siegten. Eine  solche  Zustimmung  kann  nur  im  Friedensschluss  erfolgen ;  nur  wenn 
später  ein  Vertrag  die  Eroberung  bestätigt,  wird  eine  Rechtsbeziehung  geschaffen. 

Man  hat  auf  die  Interessen  des  besetzten  Landes  und  nun  gar  besonders  der 
kleineren  Staaten  hingewiesen. 

Aber  als  Vertreter  eines  kleinen  Landes,  dass  unter  Einfällen  viel  zu  leiden 
gehabt  hat,  kann  ich  nur  sagen:  es  ist  besser,  bei  der  bisherigen  Ordnung  zu 
bleiben,  wenn  sie  auch  noch  so  unbestimmt  ist. 

Die  neuen  Bestimmungen  muss  man  so  fassen,  dass 
sie  mit  den  Tatsachen  rechnen,  aber  kein  förmliches  Recht 
des  Siegers  anerkennen,  dass  sie  vielmehr  nur  Beschränkungen  für 
diesen  enthalten«  So  kann  man  sich  im  voraus  verpflichten,  das  Privateigentum 
und  die  öffentlichen  Gebäude  zu  schonen,  sowie  im  allgemeinen  keine  Steuern  auf- 
zuerlegen und  keine  Zwangsleistungen  zu  fordern.  Von  diesem  Geist  sind  ja  auch 
alle  bisherigen  Abstimmungen  getragen  gewesen.8) 

Beernaert  schloss  mit  dem  Vorschlag:  im  Abschnitt  i  die  Art.  3—5 
der  Deklaration  ganz,  und  bei  Art.  2  die  Worte:  „etant  suspendu  et*  zu 
streichen. 

Weiter  müsse  man  im  Art.  6  Abs.  2,  ausgehend  vom  Schutz  des 
feindlichen  Privateigentums,  sich  mit  der  Sequestration  begnügen,  und  dem 

1)  Vgl.  die  hier  und  nachher  angeführten  Artikel  oben  S.  24  f. 

2)  Vgl.  z   B.  oben  S.  186  f.,  193. 
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Art.  6  möge  zum  noch  grösseren  Schutz  des  neutralen  Gutes  ein   neuer 
Paragraph  folgen: 

„Le  materiel  de  ehemins  de  ferprovenant  oV  Etats  neutres,  qu'il  appartienne 
ä  ces  Etats  ou  ä  des  sociale**,  leur  sera  renvoyt  aussitot  que  possible,  sans  pou- 
votr  etre  utilisS  pour  les  Operations  militaires" 

Schliesslich  beantragte  Beernaert,  auch  den  ganzen  Abschnitt  IX 
(Art.  40 — 42)  über  Eontributionen  und  Requisitionen  zu  streichen  und  da- 
für den  I.  Abschnitt  (Besetzungsrecht)  durch  folgende  kontributions-  und 
requisitionsrechtliche  Änderungen  einschränkender  Art  zu  ergänzen: 

A.  Zum  Eontributionsrecht: 

Härmet  cPoccupation  ne  pourra  prilever  cTimpots  sur  le  territoire  occupe, 
que  d?  apres  une  dtcision  et  sous  la  responsabiliti  sott  du  Genital  en  cheft  soit  de 
Vautorite  civile  supirieure  Institute  par  lui. 

Ces  impots  seront,  autant  que  possible,  Hablis  d' apres  les  reglet  de  Vassittte 
et  de  la  repartition  en  vigueur  dans  les  territoires  occupis. 

B.  Zum  Requisitionsrecht: 

Uarmee  d? occupatio*,  ne  pourra  faire  de  riquisitions  en  nature  que  sur 
Vordre  kcrit  de  Vofficier  commandant  la  localiU  occupie. 

Pour  toute  requisition  ü  sera  accorde  une  indemniti  ou  dilivrt  un  regu." l) 

Diesen  Anträgen  und  Ausführungen  folgte  der  S.  87  bereits  mit- 
geteilte Abschnitt  der  Beernaertschen  Rede,  welcher  diese  Grundsätze  auch 
auf  das  Recht  der  Kriegspartei  anwandte  und  der  Bevölkerung  das  Recht 
der  Verteidigung  wahren  wollte.2) 

IL  Hiergegen  wandte  sich  sofort  der  russische  Bevollmächtigte  v.  Mär- 
te ns  in  einer  bemerkenswerten  Rede,  die  im  erten  Teil  die  oben  S.  21  f. 
mitgeteilten  Ausführungen  über  die  Absichten  der  Brüsseler  Deklaration 
enthielt  und  dann  etwa  folgendes  ausführte: 

Man  hat  schon  1874  gesagt  und  sagt  es  heute  wieder,  man  solle  diese  Fragen 
besser  in  ihrer  völkerrechtichen  Unbestimmtheit  belassen.  Nützt  aber  diese  Unbe- 
stimmtheit dem  Schwachen?  Wird  der  Schwache  dadurch  stärker,  dass  die  Pflichten 
der  Starken  nicht  umschrieben  werden?  Wird  der  Starke  schwächer,  wenn  seine  Rechte 
bestimmt  und  mithin  rechtlich  beschränkt  sind?  Ich  glaube  nicht.  Ich  bin  fest 
überzeugt,  dass  es  hauptsächlich  im  Interesse  des  Schwachen  liegt,  dass  seine 
Rechte  und  Pflichten  genau  festgestellt  sind.  Der  Starke  hat  keine  Achtung  vor 
den  Rechten  des  Schwachen,  wenn  der  letztere  nicht  auch  Pflichten  hat. 

Nicht  den  allgemeinen  Menschenfreunden  und  den  Schriftstellern,  sondern 
den  grossen  Feldherrn,  den  Gustav  Adolfs,  welche  den  Krieg  mit  eigenen  Augen 
gesehen  haben,  danken  wir  es,  dass  die  Menschlichkeitsidee  in  der  Kriegspraxis 
Fortschritte  gemacht  hat.  Genötigt,  den  Leidenschaften  ihrer  Soldaten  Zügel  an- 
zulegen, haben  sie  bei  ihren  Truppen  eine  Disziplin  entwickelt,  welche  dann  die 
Grundlage  der  Kriegsgewohnheit  wurde,  eine  Disziplin,  welche  beim  Vordringen 
in  Feindesland  umso  notwendiger  wurde. 

Existieren  Kriegsgesetze  —  und  niemand  leugnet  es  —  so  ist  es  schlechtbin 
notwendig,  sich  über  ihren  Inhalt  zu  verständigen.  In  diesem  Sinne  haben  wir  ja 
auch  bis  jetzt  gearbeitet  und  wir  konnten  die  meisten  uns  vorgelegten  Rechts- 
fragen lösen. 

Wenn  wir  vor  den  wichtigsten  Artikeln  der  Brüsseler  Deklaration  stehen, 
wäre  es  ein  Unglück,  wenn  wir  die  einschlägigen  Bestimmungen  über  Besetzung 
und  Kriegspartei  unbestimmt  („dans  le  vague")  lassen  wollten. 

Es  heisst,  man  müsse  der  Praxis  des  Kriegs,  den  anerkannten  Grundsätzen 
des  Völkerrechts  und  weiter  dem  Herz  der  militärischen  Führer  und  Vorgesetzten 


')  III.  Ulf,  113.  In  der  Unterkommissionssitzung  am  IS.  Juni  begannen  die  Ver- 
handlungen über  diese  und  andere  Anträge  zu  den  Art.  40 — 42.    Vgl.  III.  133  ff. 

*)  Die  ganze  Rede  Beernaerts  wurde  auf  den  Antrag  von  Beldiman  gedruckt  und 
unter  die  Mitglieder  verteilt  (III.  113). 

M eurer,  Haager  Friedenskonferenz  IL  14 
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vertrauen.  Aber  das  Herz  hat  Gründe,  welche  die  Vernunft  nicht  fasst  und  im 
Krieg  gibt  es  nur  eine  „raison*  und  das  ist  die  «raison  de  la  guerre".  Ich  beuge 
mich  achtungsvoll  vor  den  grossen  Taten,  welche  das  menschliche  Herz  im  Krieg 
und  auf  dem  Schlachtfeld  vollbracht  hat.  Das  rote  Kreuz  ist  der  beste  Beweis. 
Aber  die  grossen  Empfindungen  des  menschlichen  Herzens  bleiben  leider  oft  in- 
mitten der  Kampfe  ein  verschlossenes  Buch. 

Es  handelt  sich  bei  unserer  jetzigen  Aufgabe  darum,  den  Völkern  ihre 
Pflichten  auch  für  die  Kriegszeit  vorzuhalten.  Unser  Auftrag  ist  klar:  im  Geist 
der  Eintracht,  Menschlichkeit  und  Gerechtigkeit  wollen  wir  die  Grundlagen  für  In- 
struktionen schaffen,  welch  letztere  die  Regierungen  ihrem  Landheer  geben  sollen. 
Wir  haben  immer  das  unerbittliche  Gesetz  der  militärischen  Notwendigkeit  anerkannt 
Wir  wollen  weder  in  die  Rechte  der  militärischen  Unabhängigkeit  angreifen,  noch 
im  übrigen  die  Augen  vor  Schwierigkeiten  verschliessen. 

Wir  wollen  nur  möglichst  die  Grausamkeit  und  das  Kriegsunglück  mildern. 
Die  Heere  der  gesitteten  Völker  sollen  nicht  allein  die  mörderischsten  Waffen 
haben,  sondern  auch  gleicherweise  durchdrungen  sein  von  den  Grundsätzen  des 
Rechts,  der  Gerechtigkeit  und  der  Menschlichkeit,  und  diese  Grundsätze  sollen  Gel- 
tung haben  auch  in  Feindesland  und  gegenüber  dem  Feind. 

Die  Brüsseler  Deklaration  muss  mehr  als  eine  blosse  internationale  Urkunde, 
sie  muss  ein  Erziehungsbuch  werden,  welches  hinfort  in  den  militärischen  In- 
struktionsbüchern erscheint 

Könnten  wir  uns  über  die  grundlegenden  Artikel  nicht  verständigen,  so  wäre 
das  verhängnisvoll  für  unser  ganzes  Werk.  Denn  Regierungen  wie  Befehlshaber 
der  Kriegsparteien  würden  sich  sagen:  Zwei  grosse  internationale  Konferenzen 
haben  die  bedeutendsten  Männer  der  Welt  an  der  Arbeit  gesehen  und  es  ist  diesen 
nicht  gelungen,  die  Kriegsgesetze  und  Gebräuche  festzulegen.  Alle  diese  Fragen 
sind  noch  so  unbestimmt  wie  früher.  Die  bedeutendsten  Männer  haben  die 
Fragen  der  Besetzung,  die  Rechte  und  Pflichten  der  Occupationsarmee  untersucht 
und  keine  andere  Lösung  gefunden,  als  alles  unbestimmt  „dans  le  domaine  du  droit 
des  gens"  zu  lassen.  Wie  sollen  wir  Heerführer  inmitten  der  Kriegsunterneh- 
mungen Zeit  zur  Lösung  dieser  Streitfragen  finden,  nachdem  die  Lösung  nicht  zur 
Friedenszeit  gelang,  als  eine  heilige  Begeisterung  durch  die  Welt  ging  und  die 
vereinigten  Regierungen  an  der  Friedensarbeit  waren? 

Unter  diesen  Verhältnissen  wird  man  den  Kriegsparteien  das  unbeschränkte 
Recht,  die  Kriegsgesetze  völlig  frei  auszulegen,  nicht  abstreiten  können. 

Hebt  man  diese  Fragen  nicht  aus  ihrer  Unbestimmtheit  heraus,  so  trium- 
phieren die  Interessen  der  Gewalt,  und  es  werden  die  Interessen  der  Menschlich- 
keit und  der  friedfertigen  Bevölkerung  geopfert.  Eine  internationale  Konferenz 
hätte  dann  zum  zweitenmal  vor  aller  Welt  festgestellt,  dass  die  Regierungen  nicht 
fähig  sind,  die  Rechte  des  Kriegs  zu  umschreiben,  seine  Roheiten  und  Grausam- 
keiten zu  beschränken. 

v.  Martens  schloss  seine  Rede  mit  der  Aufforderung: 

Entscheiden  Sie  jetzt  die  Frage ,  ob  die  Rechtsunsicherheit  dem 
Schwachen  oder  dem  Starken  zu  gute  kommt!1) 

Damit  waren  zwei  grundverschiedene  Anschauungen  aufgerollt  worden, 

wie  es  die  Unterkommission  bis  jetzt  noch  nicht  gesehen  hatte,  und  auf 

den  Antrag  des  franz.  Bevollmächtigten  Bihourd  wurde  behufs  gründlicheren 

Studiums  die  Frage  zunächst  vertagt,  und  auf  den  weiteren  Antrag  des 

russischen  Bevollmächtigten  Gilinsky  auch 2)  die  Drucklegung  der  Rede  von 

Martens  beschlossen.8) 

§  46. 
Die  Würdigung  der  Programmreden. 

Es   soll  gleich  hier  in  eine  Würdigung  der  beiden  Programmreden 


eingetreten  werden. 

*)  III.  113-116. 

•)  Vgl.  oben  S.  209*. 

*)  III.  116. 
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A.  Der  Rolinsche  Kommissionsbericht1)  beschäftigt  sich  eingehend 
mit  den  grossen  Programmreden  und  dem  durch  sie  aufgerollten  Streit. 
Die  Ansicht  der  Kommission  ging  dahin,  dass  die  Bemerkungen  Beernaerts 
mehr  oder  weniger  alle  Teile  der  Landkriegsdeklaration  treffen  würden. 
Die  Frage  war:  Darf  die  Scheu,  die  tatsächliche,  mit  den  Waffen  geübte 
Gewalt  zum  Recht  zu  erheben,  den  grossen  Vorteil  vergessen  machen, 
welcher  in  der  rechtlichen  Einschränkung  dieser  Macht  gelegen  ist?  Der 
Bericht  betont  weiter:  Niemand  habe  daran  gedacht,  dass  der  gesetzliche 
Souverän  eines  Landes  durch  seine  Unterzeichnung  des  Haager  Abkommens 
der  tatsächlichen  Gewalt  des  später  etwa  vordringenden  Feindes  eine  Art 
Anerkennung  im  voraus  erteile.  Aber  die  Annahme  von  klaren,  auf  die 
Beschränkung  dieser  Gewalt  abzielenden  Bestimmungen  habe  man  für  not- 
wendig erkannt. 

Nach  Ph.  Zorn2)  ging  die  Auffassung  von  Beernaert  dahin, 

„alle  diejenigen  Artikel  zu  streichen,  welche  dem  Occupanten  Hechte 
am  und  im  occupierten  Lande  einräumten,  denn  es  sei  unmöglich,  dass  im  voraus 
und  für  den  Fall  eines  Krieges  der  Besiegte  dem  Sieger  bei  sich  Rechte  ein- 
räumt, und  so  le  regime  de  la  difaite  organisiere.  Deshalb  müssten  alle  Vor- 
schriften über  Organisation  des  occupierten  Landes,  Verwendung  von  Beamten. 
Erhebung  von  Steuern,  Kontributionen,  Requisitionen  beseitigt  bezw.  in  einer  Weise 
gefasst  werden,  dass  dadurch  dem  Occupanten  kein  Recht  eingeräumt  werde/ 

Die  beachtenswerte  Kritik  von  Zorn  lautet: 

»Es  ist  in  der  Tat  merkwürdig,  dass  ein  so  klarer,  staatsmännischer  Kopf 
wie  Beernaert  sich  in  einen  solchen  Irrgarten  von  Trugschlüssen  verlieren  und 
darin  sogar  noch  Zustimmung  finden  konnte.  Der  Krieg  ist  an  sich  Gewalt;  die 
Gewalt  des  Eroberers  im  eroberten  Lande  ist  an  sich  völlig  unbegrenzt.  Wenn 
nun  über  die  Ausübung  dieser  Gewalt  Vorschriften  gegeben  werden,  so  kann  es 
sich  dabei  immer  nur  um  eine  Einschränkung  der  an  sich  schrankenlosen  Gewalt 
des  Siegers,  also  immer  nur  um  Wohltaten  für  den  Besiegten  handeln.  Daran 
kann  doch  die  Formulierung  dieser  Beschränkungen  in  der  Wen- 
dung hat  das  Recht  u.  s.  w.  nichts  ändern;  im  übrigen  besteht  ja  kein 
Hindernis,  durch  negative  Formulierung  („darf  nur"1  oder  dergl.)  den  Grund- 
gedanken noch  richtiger  zum  Ausdruck  zu  bringen.  Mit  Recht  hebt  der  Bericht- 
erstatter Rolin  hervor:  Die  Beernaertschen  Einwände  bezögen  sich  nicht  nur  auf 
die  von  ihm  hervorgehobenen  Artikel,  sondern  auf  alle .  und  jede  Vorschriften  über 
das  Kriegsrecht.  Freilich  meinte  Beernaert,  die  nicht  geregelten  Punkte  blieben 
„„sous  Fempire  de  cette  loi  tacüe  et  commune  qui  risulte  des  principe*  du  droit 
des  gen*'*".  Nüchterne  Erwägung  wird  in  diesen  Worten  nur  eine  wenig  bedeut- 
same Redewendung  finden  können;  in  Wirklichkeit  besteht  im  Kriege  für  das 
Gebiet,  für  welche'  einschränkende  gesetzliche,  oder  vertragsmässige ^Vorschriften 
fenlen,  nur  das  freie  Ermessen  der  Gewalt :~  „,,/iVi  guerre  on  n'encörinaU  qüTune 
JVtöbn :  ~c*esi  la  raison  ae  güeffBiU\  so  "wurde  Beernaert  mit  Recht  von  dem  rus- 
sischen Oberst  Gilinsky8)  erwidert.  Nicht  im  Interesse  des  Siegers  werden  jene 
«inschränkenden  Vorschriften  aufgestellt,  sondern  nur  im  Interesse  des  Besiegten, 
wie  dies  v.  Martens  in  seiner  Erwiderung  richtig  kennzeichnete :  „„Afin  de  prc- 
server  les  populations  inoffensives,  pauiOies  et  desarmies  contre  les  cruautis  in- 
utües  de  la  guerre  et  Us  maux  d'une  invasion,  non  imposis  par  les  necessites 
imperieuses  de  la  guerre"**.  Die  ausgezeichnete  Antwortsrede  v.  Martens  Hess 
meines  Erachtens  nur  einen  Punkt  nicht  genügend  scharf  hervortreten:  dass  alle 
jene  von  Beernaert  sogenannten  Rechte  nichts  sind  als  Einschränkungen  der  an 
sich  schrankenlosen  Gewalt/ 

v.  Stengel4)   ging  später    mit  der  Beernaertschen  Auffassung  noch 
schärfer  ins  Gericht: 


l)  III.  43. 

*)  Im  neuen  Reich  S.  340. 

*)  Es  war  v.  Martens.    Vgl.  oben  S.  10  u.  210  (raison  de  la  guerre). 

*)  Archiv  f.  öff.  Recht  XV.  165.    Ähnlich  Albert  Zorn,  Kriegsmittel  641. 
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„Diese  Begründung  ist  offenbar  ganz  verfehlt ;  sie  zeigt  nur,  dass  in  solchen 
wenig  bedeutenden  (?)  neutralen  Staaten,  wie  Belgien,  das  Verständnis  für  die  Be- 
dürfnisse der  Kriegführung  und  die  Bedeutung  des  Kriegsrechts  nicht  im  erforder- 
lichen Grade  vorhanden  ist,  denn  bei  den  fraglichen  Bestimmungen  handelte  es 
sich  nicht  um  Einräumung  von  Rechten  an  den  siegreichen  Staat,  sondern  um 
eine  Beschränkung  seiner  tatsächlichen  Gewalt." 

Beernaert  hatte  durch  seine  Programmrede  eine  Frage  angeschnitten 
und  für  diese  eine  Antwort  in  Vorschlag  gebracht,  dass  entweder  real- 
politisch ein  arger  Fehler  oder,  falls  dieser  vermieden  wurde,  eine  taube 
Nuss  das  Ergebnis  sein  musste. 

B.  Meine  Ansicht  zur  Sache  ist  folgende: 

I.  Beernaert  hatte  in  erster  Linie  von  der  Konferenz  verlangt,  sie 
möge  zur  Vermeidung  der  Anerkennung  eines  Occupationsrechts  auch  auf 
die  Festlegung  von  occupationsrechtlichen  Beschränkungen  verzichten. 

Damit  war  die  Konferenz  vor  die  allerverantwortungsvollste  Ent- 
scheidung gestellt.  Sie  war  an  einem  Wendepunkt  angelangt,  und  es  handelte 
sich  in  Wahrheit  und  Wirklichkeit  darum,  ob  die  Haager  Kriegsrechts- 
beratungen der  Lächerlichkeit  verfallen  oder  dem  ernsthaften  Fortschritt 
die  Wege  ebenen  sollten,  v.  Martens  hat  diese  Lage  mit  Verständnis  und 
Nachdruck  gezeichnet.  Der  Doktrinarismus  ist  für  praktische  Politik  ein 
böser  Berater. 

Beernaert  sah  und  gab  zu,  dass  es  sich  darum  handle,  durch  klare 
und  brauchbare  Rechtsbestimmungen  die  Übel  der  Besetzung  einzudämmen ; 
aber  er  wollte  nicht  die  Hand  dazu  bieten,  weil  damit  ein  Recht  des 
Siegers  aus  der  Besetzung  anerkannt  würde. 

Dass  sich  damit  an  die  Macht  des  Siegers  nichts  ändern  würde,  gab 
er  freimütig  zu.  Man  hatte  also  in  Wirklichkeit  nur  die  Wahl:  unbe- 
schränkte Macht  oder  beschränktes  Recht.  Diese  Wahl  konnte  aber  für 
praktische  Leute  nicht  schwer  sein. 

Die  Einschränkungen  dieser  Macht  durch  das  gute  Herz  des  Siegers 
und  —  das  gemeine  Völkerrecht  waren  ein  schwacher  Trost  und  klangen 
wie  Hohn.     Was  ist  überhaupt  hier  gemeines  Völkerrecht? 

Mitten  im  Krieg,  im  Drang  der  Geschälte,  sollen  die  Befehlshaber 
die  richtige,  ruhig  abwägende  Antwort  finden,  welche  eine  Versammlung 
nicht  finden  konnte,  in  der  die  ersten  Autoritäten  der  Kriegsrechtswissen- 
schaft vereinigt  waren.  Was  will  denn  auf  dem  Occupationsgebiet  ein 
Völkerrecht,  aus  dem  man  eben  gerade  jede  occupationsrechtliche  Be- 
stimmtheit entfernt  hat? 

Beernaert  meinte,  Belgien  dürfe  in  Gemässheit  seiner  Neutralität  gar 
nicht  besetzt  werden.  Ich  sage:  Wenn  Belgien  nun  aber  doch  einmal 
besetzt  ist,  wird  es  da  nicht  besser  sein,  dass  der  Besetzende  dort  fest- 
umschriebene Rechtspflichten  zu  erfüllen  hat,  als  dass  er  eine  so  gut  wie 
schrankenlose  Macht  besitzt. 

Beernaert  hielt  es  für  untunlich,  dass  der  später  Besiegte  von  vorn- 
herein Hoheitsrechte  an  seinen  Sieger  abtritt.  Aber  so  fasste  den  Vorgang 
auch  niemand  auf:  Man  verlangt  von  niemand  die  Unterzeichnung  seines 
eigenen  Todesurteils.  Im  übrigen  kam  die  Weigerung  Beernaerts  auf  den 
Standpunkt    des   Abgeordneten   hinaus,    der   einem    Gesetzentwurf  seine 
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Zustimmung  verweigert,  damit  man  später,  wenn  das  Gesetz  ihn  trifft, 
nicht  sagen  könne,  er  verfalle  demselben  mit  seiner  eigenen  Zustimmung. 

Dann  könnte  sich  ein  Staat  überhaupt  nicht  binden  und  Beernaert 
hätte  dem  Kriegsgesetzbuch  en  bloc  und  allen  anderen  Haager  Abkommen 
aus  demselben  Grund  widersprechen  können. 

Das  ist  ja  gerade  das  Wesen  des  Rechts  und  der  Gerechtigkeit,  dass 
für  alle  der  gleiche  Masstab  angelegt  wird,  den  man  deshalb  zu  einer 
Zeit  bestimmt,  wo  noch  keine  Parteisache  vorliegt.  Soll  das  Leben  der 
Völker  nur  durch  das  Recht  beherrscht  werden,  so  werden  sich  die  Staaten 
vor  allem  rückhaltlos  zu  der  Kantischen  Formel  bekennen  müssen :  Handle 
so,  dass  deine  Freiheit  mit  der  Freiheit  von  jedermann  nach  einem  all- 
gemeinen Gesetz  bestehen  kann. 

Was  den  Kampf  gegen  das  Occupationsrecht  bestimmte,  war  nicht 
Rechtssinn,  sondern  Egoismus,  der  sich  in  der  Maske  des  Patriotismus 
präsentierte  und  sich  im  übrigen  gründlich  verrechnete.  Denn  es  ist  doch 
ohne  weiteres  klar,  dass  die  Kleinstaaten  von  den  rechtlichen  Schranken 
des  Besetzungsrechts  den  grösseren  Vorteil  haben.  Und  schliesslich  ist 
das  Recht  berufen,  auch  dem  Patriotismus  seine  Schranken  zu  setzen.1) 

Die  Konferenz  hatte  sich  zu  entscheiden,  ob  sie  den  Sieger  zum 
Schutz  der  Bevölkerung  wirklichen  Rechtsbeschränkungen  unterwerfen  und 
damit  der  Fortentwicklung  des  Kriegsrechts  ernsthaft  dienen  oder  ob  sie 
zimperlich  auf  diesem  Gebiet  jedes  Recht  verneinen  und  damit  aber  auch 
der  Gewalt  Tür  und  Tor  öffnen  wollte. 

Die  Entscheidung  fiel  glücklicherweise  zu  Gunsten  einer  vernünftigen 
Realpolitik. 

II.  Beernaert  hatte  in  zweiter  Linie  gewünscht,  dass  die  Kon- 
ferenz sich  auf  jeden  Fall  damit  begnüge,  für  den  Sieger  nur  Rechts- 
schranken aufzurichten.  Die  spätere  Darstellung  wird  ergeben,  dass 
die  Konferenzmitglieder  in  der  Tat  der  Aufforderung,  Rechtsschranken  ohne 
Recht  zu  schaffen,  entsprechen  wollten,  und  ihr  auch  schliesslich  ent- 
sprochen zu  haben  glaubten. 

Aber  bei  einem  Gesetz  kommt  es  weniger  darauf  an,  was  man  be- 
schliessen  wollte,  als  was  man  wirklich  beschlossen  hat  und  schliesslich 
auch  nur  beschliessen  konnte. 

Auf  diesen  zweiten  Wunsch  von  Beernaert  also  ging  die  Konferenz 
ein  und  glaubte  schliesslich  auch  dafür  die  richtige  Formel  gefunden  zu 
haben.  Wie  Bourgeois2)  später  ausführte,  wollten  alle  Bevollmächtigten 
die  Kriegsführung  nicht  aus  dem  Stadium  des  Tatsächlichen  ins  Rechtliche 
erheben,  aber  andernteils  doch  eine  Minderung  der  Kriegslasten  durch 
Rechtsbestimmungen  anstreben.  Bourgeois  fragte:  Wie  lässt  sich  das  er- 
möglichen ? 

Ja,  wie  lässt  sich  das  ermöglichen?  Nach  meiner  Ansicht  mühte  sich 
hier  die  Konferenz  an  einer  unlösbaren  Aufgabe  ab. 

Ich  schicke  folgendes  voraus: 

l)  Vgl.  oben  S.  §  20. 
8)  III.  138. 


214  §  46.    Die  Würdigung  der  Programmreden. 

Die  Besetzung  verleiht  nur  die  tatsächliche  im  Gegensatz  zur  recht- 
lichen Gewalt.  Darüber  bestand  kein  Streit.  Insoweit  hat  der  Besetzende 
ebensowenig  nach  Kriegsrecht  wie  der  Besitzer  nach  Privatrecht  ein  wirk- 
liches Recht. 

Aber  wenn  der  Besitz  und  die  Besetzung  auch  nur  ein  rein  tatsäch- 
liches Innehaben,  Schalten  und  Walten  bedeutet,  so  ist  doch  auch  dieses 
Gegenstand  rechtlicher  Normierung  geworden.  Der  Besitz  ist  als  Rechts- 
institut  ausgebaut,  insofern  ein  wirkliches  Rechtsverhältnis  und  mit  Rechts- 
schutz ausgestattet.  Bei  der  Besetzung  ist  es  nicht  anders.  Es  gibt  ein 
Recht  aus  der  Besetzung  in  ähnlicher  Weise  wie  es  ein  Recht  aus  dem 
Besitz  gibt.1) 

Nun  wiegte  man  sich  aber  in  den  Wahn  ein,  man  könne  Rechts- 
beschränkungen ohne  ein  Recht  ins  Leben  rufen. 

1.  Die  Art.  42 — 56  des  Haager  Kriegsgesetzbuchs  zeigen  uns,  was 
die  Konferenz  beschlossen  hat. 

Richtig  ist,  dass  die  Art.  44—  47  und  56  lediglich  Verbote  enthalten,, 
die  sich  schon  in  der  Brüsseler  Deklaration  finden. 

Aber  schon  der  Art.  43  stellt  fest,  dass  „die  gesetzmässige  Gewalt  tat- 
sächlich in  die  Hände  des  Besetzenden  übergegangen  ist44.  Der  Besetzende 
kann  hiernach,  wenn  unüberwindliche  Hindernisse  entgegenstehen,  sogar 
die  Landesgesetze  ändern.    Das  ist  doch  ein  Recht. 

Der  Art.  48  und  49  sieht  die  zu  beachtenden  Rechtsschranken  für 
den  Fall  vor,  „wenn  die  Kriegspartei  in  dem  besetzten  Gebiete  die  zu 
Gunsten  des  Staates  bestehenden  Steuern,  Zölle  und  Abgaben"  oder  auch 
„andere  Auflagen  in  Geld  in  dem  besetzten  Gebiet  erhebt".  Sind  die  in 
dieser  Richtung  aufgestellten  Beschränkungen  Rechtsschranken,  so  muss 
das,  was  sie  beschränken,  doch  ein  Recht  sein. 

Wenn  es  weiter  im  Art.  48  heisst,  dass  das  Besetzungsheer  aus 
diesen  Einnahmen  „die  Kosten  der  Verwaltung44  zu  tragen  hat,  so  ist  doch 
auch  damit  ein  Verwaltungsrecht  vorausgesetzt  und  anerkannt.  Die  auf- 
gestellte Pflicht  erscheint  ja  nur  als  Kehrseite  eines  Rechts.  Ist  das  letzte 
kein  Recht,  so  ist  das  erste  keine  Pflicht. 

Der  Art.  51  und  52  bestimmt,  wie  Zwangsauflagen  erhoben  und  auf 
welche  Zwecke  Naturalleistungen  und  Dienstleistungen  beschränkt  werden 
müssen. 

Sagt  man :  Zwangsauflagen  können  nur  auf  Grund  eines  schriftlichen 
Befehles  .  .  .  erhoben,  Naturalleistungen  .  .  .  können  .  .  .  nur  für  die 
Bedürfnisse  des  Besetzungsheeres  gefordert  werden,  so  enthält  der  Artikel 
eine  Beschränkung;  streicht  man  das  „nur*1,  so  haben  wir  ein  Recht,  ohne 
dass  an  der  Sache  selbst  das  geringste  geändert  wäre. 

Dasselbe  ist  zu  beachten,  wenn  der  Art.  53  sagt:  Das  Besetzungs- 
heer kann  nur  mit  Beschlag  belegen  .  .  . ;  oder  wenn  es  im  Art.  53  heisst  i 
„Der  Staat,  von  dem  die  Besetzung  ausgeht,  betrachtet  sich  nur  als  Ver- 
walter und  Nutzniesser  der  öffentlichen  Gebäude  .  .  .,  die  dem  feindlichen 
Staate  gehören  und  in  dem  besetzten  Gebiete  liegen". 

')  Auf  die  Streitfrage,  ob  der  Besitz  ein  Recht  sei,  kann  ich  hier  nicht  weiter 
eingehen.    Im  übrigen  vgl.  auch  unten  §  51. 
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Auch  die  Bedingungsform  in  den  Art.  48  u.  49  ändert  nichts  an  der 
vorbezeichneten  Rechtslage.  Recht  und  Pflicht  sind  Ergänzungsbegriffe. 
Wer  das  eine  will,  darf  das  andere  nicht  leugnen. 

Beernaert  hat  denn  schliesslich  auch  gesehen,  es  freilich  auch  be- 
klagt, dass  man  mit  der  Aufrichtung  von  Rechtsschranken  für 
den  Sieger  in  Wahrheit  ein  Recht  des  letzteren  anerkennt. 
Gerade  deshalb  war  er  ja  bereit,  die  doch  auch  von  ihm  als  wünschens- 
wert bezeichneten  Rechtsschranken  des  Besetzungsheeres  völlig  preiszu- 
geben. Also  mochte  sich  die  Konferenz  auch  sträuben :  indem  sie  sich  für 
Rechtsschranken  entschied,  war  auch  das  Recht  entschieden. 

2.  Zorn  hat  später  zur  Konstruktionsfrage  darauf  hingewiesen 
dass  alle  von  Beernaert  sogenannten  Rechte  in  Wahrheit  eben  nichts 
anderes  als  Einschränkungen  der  an  sich  schrankenlosen  Macht  seien,  welch 
letztere  vom  Recht  nicht  verliehen,  sondern  einfach  vorgefunden  werde.1) 

Ich  gehe  aber  noch  weiter  und  sage:  Das  ganze  objektive  Recht  ist 
seinem  Wesen  nach  nichts  anderes  als  Einschränkung,  und  was  Beernaert 
schliesslich  nur  Einschränkung  der  Macht  nennen  will,  ist  eben  das  Recht. 

Das  ganze  Recht  ist  imperativischer  Natur  und  tritt  uns  ausschliess- 
lich als  Gebot  und  Verbot  entgegen. 

Die  Rechtsordnung  findet  Macht  in  Hülle  und  Fülle  vor.  Jeder  ver- 
liert sich  mit  seinen  Forderungen  von  Haus  aus  gern  ins  Unendliche. 

Da  steckt  nun  das  Recht  zur  Vermeidung  eines  bellum  omnium  contra 
omnes  die  Gebiete  ab  und  indem  sie  dieselben  mit  Grenzzäunen  um- 
gibt, erhebt  sie  dieselben  zu  Rechtsgebieten.  Die  Aufgabe  des  Rechts  geht 
also  überhaupt  nur  auf  Beschränkung;  wurde  die  Beernaertsche  Be- 
schränkungstheorie nichts  anderes  sagen,  so  könnte  man  zustimmen. 

Wenn  ein  Machtkern  durch  Rechtsschranken  umschlossen  wird,  so 
wird  das  Ganze  eben  dadurch  zum  Rechtsgebilde.  Rechtlich  unbe- 
schränkt hat  der  Mensch  alle  Macht  auf  Erden.  Aber  er  mag  sehen,  wie 
er  sie  mit  seinen  Mitteln  zur  Geltung  bringt.  Nach  der  Einengung  durch 
das  Recht  hat  er  ein  beschränktes,  kleines  Terrain ;  das  ist  denn  aber  auch 
sein  Rechtsgebiet,  hinter  dem  schutzbereit  die  Rechtsgemeinschaft  steht. 

Also  durch  die  Aufrichtung  von  Rechtsschranken  wandelt  sich 
die  so  beschränkte  Macht  zum  Recht. 

Das  Recht  verleiht  keine  Macht,  sondern  findet  sie  vor  und  sucht 
seine  Aufgabe  nur  darin,  dieselbe  vernünftig  zu  begrenzen  und  so  zur 
Rechtsmacht  umzuprägen.  Ebensowenig  wie  das  Staatsrecht  dem  Menschen, 
räumt  das  Völkerrecht  den  Staaten  Macht  resp.  Rechte  ein;  auch  das 
Kriegsrecht  findet  die  Macht  der  Staaten  nur  vor,  steckt  sie  ab,  schränkt 
sie  ein  und  macht  sie  dadurch  aber  auch  zum  Recht. 

Heisst  es  im  Art.  55:  Der  Besetzende  betrachtet  sich  nur  als  Ver- 
walter und  Nutzniesser,  so  will  das  „nur"  ihm  das  Eigentum  vorenthalten 
und  ihn  mit  der  Verwaltung  und  Nutzniessung  abspeisen.  Aber  diese  ist 
dann  auch  sein  Recht. 

Wie  kann  man  denn  da  sagen :  die  in  jenem  Satz  steckende  Negation 
ist  rechtlich,  die  darin  steckende  Position  aber  nur  tatsächlich. 

x)  Vgl.  oben  S.  211. 
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Indem  also  die  Konferenz  den  Weg  beschritt,  dem  Besetzungsheer 
Rechtsschranken  zu  setzen,  hat  sie  die  Macht  innerhalb  dieser  Rechts- 
schranken zum  Recht  gestempelt. 

Übrigens  spielt  aber  im  Krieg  der  sonst  so  bedeutsame  Gegensatz 
von  Macht  und  Recht  insoweit  keine  Rolle,  als  der  Kriegführende  in  dem 
einen  wie  in  dem  anderen  Fall  sich  in  der  Hauptsache  doch  nur  auf  die  eigene 
Kraft  stützen  kann.  Aus  dieser  Erwägung  kann  es  für  den  Sieger  schliess- 
lich gleichgültig  sein,  ob  sein  Vorgehen  im  Besetzungsgebiet  als  Macht- 
oder als  Rechtsäusserung  angesehen  wird. 

Aber  die  im  Interesse  der  Bevölkerung  notwendige  Aufrechterhaltung 
von  geordneten  Schutz-  und  Verwaltungsverhältnissen  wird  nur  möglich 
vom  Boden  des  Rechts.  Und  wenn  die  angeblich  rein  tatsächliche  Macht 
für  geeignet  befunden  worden  ist,  dass  hier  der  Nagel  für  Rechtsschranken 
eingeschlagen  wurde,  so  begreift  man  es  schliesslich  auch,  dass  die  Ver- 
waltungsmacht selbst  für  Recht  genommen  sein  will! 

Nach  Beernaert  soll  zwischen  dem  Besetzungsheer  und  der  Bevölke- 
rung kein  Rechtsverhältnis  bestehen.  Nun,  so  war  es  ja  bis  in  das 
19.  Jahrhundert  hinein  gewesen.  Das  war  aber  die  Zeit,  in  welcher  die 
Kriegsmacht  unbekümmert  um  Gesetz  und  Recht  nach  Willkür  schaltete 
und  waltete. 

Endlich  kam  die  segensreiche  Umbildung  des  Völkerrechts,  kraft  deren 
die  Besetzung  ein  Rechtsverhältnis  wurde  und  damit  Rechte  und  Pflichten 
zwischen  Heer  und  Bevölkerung  entstanden. 

Und  nun  will  man  diesem  Rechtsverhältnis  nachträglich  die  Rechts- 
seite wegamputieren.  Aber  Recht  und  Pflicht  sind  organisch  zusammen- 
gewachsen, und  wenn  z.  B.  die  Heeresleitung  für  den  Fortgang  der  Rechts- 
pflege sorgt  und  die  neue  Obrigkeit  die  Ruhe  und  Ordnung  durchfuhrt 
(Art.  43),  so  wird  man  darüber  streiten  können,  ob  das  mehr  ein  Recht 
oder  eine  Pflicht  ist. 

Mit  den  Rechten  des  Siegers  würden  sich  also  auch  seine  Pflichten 
verflüchtigen  und  wir  würden  wieder  in  die  Zeiten  der  Occupationswillkür 
zurückgeworfen  werden.  Denn  ein  völlig  einseitiger  Pflichtenbau,  wenn  er 
überhaupt  aufführbar  wäre,  müsste  einstürzen  und  den  ganzen  bisherigen 
Fortschritt  begraben. 

Aber  glücklicherweise  handelte  es  sich  bei  Beernaert  schliesslich 
doch  nur  um  eine  Konstruktionsfrage.    Es  war  ein  Sturm  im  Glas  Wasser. 

III.  Die  weitere  Verhandlung  und  Entscheidung  erfolgte 
in  der  folgenden  und  übernächsten  (7.  und  8.)  Sitzung  der  Unterkommission 
am  8.  und  10.  Juni1)  bei  der  Beratung  der  Art.  3 — 8  und  40 — 42  der 
Brüsseler  Deklaration.2) 

Es  wird  das  geeigneten  Ortes  darzustellen  sein.8) 

Man  suchte,  aber  fand  in  Wirklichkeit  keine  Fassung,  welche 
ohne  Anerkennung  eines  Rechts  die  Macht  des  Besetzenden  rechtlich 


*)  III.  117  ff.  124ff. 

»)  III.  120  f. 

a)  Vgl.  unten  §§  49—50. 
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beschränkt  und  breitete  dann  am  20.  Juni  Ober  alles  den  unzureichen- 
den Deckmantel  der  Martensschen  Deklaration  aus.1) 

Zorn*)  hat  später  folgendes  ausgeführt:  «Die  Beratungen  Aber  die  ein- 
schlagigen Artikel  waren  zum  Teil  sehr  verwirrt  durch  das  wiederholte  Eindringen 
des  falschen  Beernaertschen  Grundgedankens:  man  dürfe  dem  Occupanten  keine 
Rechte  zuerkennen.  Schliesslich  wurden  die  einzelnen  von  Beernaert  beanstan- 
deten Artikel  doch  sämtlich  in  die  Konvention  aufgenommen,  mit  Ausnahme  des- 
jenigen, der  das  Weiterdienen  von  Beamten  unter  der  Herrschaft  des  Occupanten 
betrifft.  Dieser  wurde  bedauerlicher  und  unrichtiger  Weise  gestrichen.  Im  übrigen 
einigte  man  sich  auf  eine  von  v.  Martens  vorgeschlagene  Resolution,  welche  aus- 
sprach: dass  man  in  der  Konvention  nicht  alle  Fälle  habe  regeln  wollen  und 
können  —  eine  unschädliche  und  selbstverständliche  Wahrheit,  über  die  auch  ohne 
Resolution  sich  wohl  jedermann  klar  war.* 

Der  Rolinsche  Kommissionsbericht3)  hebt  hervor,  dass  die  Verhand- 
lung viel  Arbeit  gemacht  habe,  dass  aber  durch  die  unausgesetzte  Liebens- 
würdigkeit des  Präsidenten  v.  Martens  und  den  guten  Willen  der  Mitglieder 
schliesslich  ein  einhelliges  Ergebnis  erzielt  wurde. 

Eis  wird  sich  indes  zeigen,  dass  das  Kompromiss  auf  Grund  einer 
Ulussion  zustande  kam.  Man  hat  in  Wahrheit  für  den  Occupanten  nicht 
bloss  Beschränkungen  oder  Pflichten,  sondern  auch  sehr  bedeutsame  Rechte 
anerkannt,  und  die  Martenssche  Vorbehaltserklärung  findet  im  Rahmen  der 
positiven  Ordnung  des  Occupationsrechts  schlechterdings  kein  Anwendungs- 
gebiet mehr. 

Zweiter  Titel. 
Begriffliches. 

§  47. 
Die  Verhandlungen. 

Der  Art.  1  der  Brüsseler  Deklaration  hatte  folgenden  Occupations- 
begriff  aufgestellt: 

,Un  territoire  est  considärä  comme  occupe  lorsqu'il  se  trouve  place  de  fait 
sous  l'autorite  de  l'armee  ennemie 

L'occupation  ne  s'elend  qu'aux  territoires  oü  cette  autorite  est  etablie  et  en 
mesure  de  s'exercer.* 

Diese  Definition  war  zu  Brüssel  erst  nach  längerer  Debatte  ange- 
nommen worden.4) 

Aber  die  Gegensätze  waren  damit  nicht  ausgeglichen,  und  das  Ox- 
forder Manuel  des  lois  de  la  guerre  sur  terre  des  Völkerrechtsinstituts  von 
1880  gab,  woran  Descamps6)  auf  der  Friedenskonferenz  erinnerte,  im  Art.  41 
eine  schärfere  Begriffsbestimmung: 

„Un  territoire  est  considerä  comme  occupe  lorsque,  ä  la  suite  de  son  invasion 
par  des  forces  ennemies,  l'Etat,  dont  il  releve,  a  cesse,  en  fait,  d'y  exercer  une  au- 
torite reguliere,  et  que  l'Etat  envahisseur  se  trouve  etre  seul  ä  meme  d'y  maintenir 
l'ordre.  Les  limites  dans  lesquelles  ce  fait  se  produit  determinent  l'etendue  et  la 
duree  de  l'occupation."  •) 


»)  Vgl.  oben  S.  88  ff. 

')  Im  neuen  Reich  S.  341. 

8)  III.  43. 

4)  Beernaert  hob  das  im  Haag  besonders  hervor  (III.  118). 

*)  III.  1 18. 

•)  III.  118  Anm.  1. 
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Nach  der  Fassung  des  Manuel  setzt  der  Occupationsbegriff  einmal 
voraus,  dass  der  alte  Staat  tatsächlich  aufgehört  hat,  die  ordentliche  Re- 
gierungsgewalt auszuüben,  und  andernteils  dass  der  besetzende  Staat  allein 
in  der  Lage  ist,  die  Ordnung  aufrecht  zu  erhalten. 

I.  Wie  in  Brüssel,  so  gingen  nun  aber  auch  im  Haag  die  mili- 
tärischen und  die  juristischen  Anschauungsn  noch  sehr 
auseinander. 

Die  Juristen  wollten  den  Begriff  in  schärferer,  die  Militärs  in  schwächerer 
Festhaltung  und  Betonung  des  tatsächlichen  Machtbesitzes  formuliert  haben. 
Die  Militärs  zogen  noch  Folgerungen  aus  der  Besetzung,  wo  die  Juristen 
eine  solche  nicht  mehr  gegeben  erachteten.  Hatten  schon  die  Juristen 
des  völkerrechtlichen  Instituts  den  Besetzungsbegriff  schärfer  formuliert,, 
so  drängte  umgekehrt  im  Haag  das  militärische  Interesse  zu  einer  dehn- 
bareren Fassung  und  bestand  noch  auf  der  Besetzungsfolge,  die  den 
ganzen  Besetzungsbegriff  zu  sprengen  schien. 

Die  Debatte  eröffnete  der  deutsche  Oberst  v.  Schwarzhoff  mit  dem 
Antrag  auf  Streichung  des  Abs.  2  im  Art.  1  der  Brüsseler  Deklaration.1) 

v.  Schwarzhoff  meinte,  es  gebe  Fälle,  wo  eine  Kriegspartei  wohl  ihre 
Gewalt  über  ein  Gebiet  hergestellt  habe,  wo  aber  die  Verbindung  zwischen 
den  Besetzungstruppen  und  dem  Hauptheer  abgebrochen  sei  und  daher 
ein  Aufstand  vorübergehenden  Erfolg  habe.  Hier  müsse  aber  noch  Occu- 
pation  angenommen  werden.2) 

Das  hielt  jedoch  der  holländische  Bevollmächtigte  den  Beer  Poortugael 
für  zu  weitgehend:  Von  einer  Besetzung  könne  man  nur  insoweit  reden,  als 
die  Gewalt  des  feindlichen  Heeres  noch  tatsächlich  hergestellt  sei.8) 
v.  Schwarzhoff  wollte  dies  indes  nicht  als  Widerlegung  gelten  lassen :  was 
der  holländische  Bevollmächtigte  hier  verlange,   stehe  schon  im  Abs.  1. 

Aber  Beernaert  bemerkte  hiergegen :  der  Abs.  1  findet  eben  nur  im 
Abs.  2  seine  Auslegung;  für  sich  allein  hat  er  keinen  Wert  mehr.*) 

Descamps  wies  in  diesem  Sinne  noch  auf  die  Begriffsbestimmung  des 
Manuel  hin :  Diese  gehe  ja  sogar  über  die  vorgeschlagene  Formulierung  noch 
hinaus.  Die  Streichung  des  Abs.  2  würde  allen  bisherigen  Begriffsbestim- 
mungen widersprechen.  Man  könne  keine  Besetzung  anerkennen,  die  nicht 
mehr  bestehe.    An  diesem  Begriff  müsse  man  festhalten.5) 

v.  Schwarzhoff  fand  aber  an  dem  militärischen  Vertreter  einer  anderen 
Grossmacht  eine  Stütze.  Der  russische  Oberst  Gilinsky  führte  in  Vertretung 
des  militärischen  Gesichtspunktes  folgendes  aus: 

Die  Armee  halte  ein  Gebiet  für  besetzt,  wenn  sie  mit  dem  „gros"  der 
Truppen  oder  auch  nur  mit  „d^tachements"  dort  eingetroffen  sei  und  wenn 
die  Verbindungslinien  gesichert  seien.     Das  Besetzungsheer  lasse  Truppen 

l)  III.  118. 

')  a.  a.  0.  Darauf  lief  im  wesentlichen  schon  ein  Vorschlag  hinaus,  den  der 
preussische  General  v.  Voigts-Rhetz  zu  Brüssel  erfolglos  gemacht  hatte  (Bonfils-Grah,  Völker- 
recht S.  615). 

■)  a.  a.  0. 

4)  a.  a.  0. 

•)  a.  a.  0. 
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zum  Schutz  der  Rückwärtsverbindung  zurück.  Diese  Truppen  seien 
oft  schwach,  so  dass  ein  Aufstand  möglich  sei.  Aber  die  Tatsache  eines 
Aufstandes  könne  nicht  die  Wirkung  haben,  dass  nunmehr  die  Besetzung 
aufgehört  habe  tatsächlich  zu  sein.  Dabei  berief  sich  Gilinsky  auf  eine 
einschlägige  Kundgebung  der  Brüsseler  Konferenz,1)  musste  sich  indes  als- 
bald von  Beernaert  belehren  lassen,  dass  dies  lediglich  eine  persönliche 
Meinung  des  General  v.  Leer  gewesen  sei.  Die  Brüsseler  Konferenz  selbst 
spreche  nicht  für  die  Wünsche  der  Militärs.  Nach  langen  Verhandlungen 
habe  man  nichts  Annehmbareres  gefunden,  als  die  jetzige  Formulierung. 
Man  könne  nichts  besseres  tun,  als  sie  einfach  übernehmen.2) 

Damit  war  die  Verschiedenheit  des  militärischen  und  juristischen  Stand- 
punkts offengelegt. 

Der  Präsident  v.  Martens  versuchte  die  offizielle  Fassung  damit  zu 
retten,  dass  er  Gilinsky  auf  das  Protokoll  vertröstete,  wo  seine  Auslegung 
festgelegt  werden  könnte.8)  Aber  Beernaert  machte  mit  Recht  darauf  auf- 
merksam, dass  es  sich  doch  lediglich  um  die  persönliche  Auslegung  Gi- 
linskys  handle. 

Nunmehr  erklärte  Gross  v.  SchwarzhofT,  ein  Zugeständnis  machen  zu 
wollen:  man  möge  auch  im  Abs.  1  hinter  „autorite"  einsetzen:  „6tablieu. 
Aber  Beernaert  wollte  darin  mit  Recht  kein  wirkliches  Zugeständnis  er- 
blicken. 4) 

Als  später  der  österreichische  Bevollmächtigte  Lammasch  diese  An- 
regung im  wesentlichen  wieder  aufnahm,6)  erklärte  denn  auch  Descamps, 
dass  damit  nur  der  Abs.  1  wiedergegeben  würde.6) 

Gross  v.  Schwarzhoff  und  Gilinsky  wären  schliesslich  zufrieden  ge- 
wesen, wenn  man  auch  ohne  Textänderung  nur  ihre  Auslegung  ange- 
nommen hätte;  und  der  Präsident  widmete  nunmehr  dieser  militärischen 
Auslegung  auch  eine  kurze  Empfehlung. 

Aber  den  Beer  Poortugael  wiederholte:  wenn  eine  Gewalt  nicht  in 
der  Lage  ist,  sich  zu  behaupten,  dann  ist  sie  nicht  hergestellt  (6tablie), 
und  dann  haben  wir  also  auch  keine  Besetzung.7)  Man  kam  nicht  von 
der  Stelle.  Da  schlug  der  Belgier  Rolin,  Bevollmächtigter  von  Siam,  zur 
Ausgleichung  der  Gegensätze  eine  ganz  neue  Fassung  vor:8) 


*)  Diese  lautete :  „On  peut  considerer  Voccupation  comme  St  ab  He  lorsqu'une 
partie  de  Varmee  occupante  a  assuri  ses  positions  et  sa  ligne  de  communication 
avec  les  autres  corps.  Cela  fait,  eile  est  en  mesure  de  tenir  tete  aux  entreprises  de 
Varmie  de  Voccupe  et  aux  Smeutes  de  la  population."  (Sitzung  v.  12.  Aug.)  Der  hollän- 
dische General  den  Beer  Poortugael  beanstandete  in  den  Haager  Verhandlungen  übrigens 
hier  vor  allem  die  Wendung:  „a  assuri  ses  positions*1  als  zu  unbestimmt  (III.  118). 

»)  III.  118. 

a)  a.  a.  0. 

4)  a.  a.  0. 

*)  Lammasch  beantragte  folgende  Fassung: 

„Un  territoire  est  considerö  comme  occupe  en  tant  qu'il  se  trouve  plac6  de 
fait  sous  l'autorite  etablie  de  l'armee  ennemie"  (III.  119). 

Der  Antrag  verfolgte  lediglich  die  Absicht,  die  Parteien  näher  zu  bringen,  (a.  a.  0.) 

•)  III.  119. 

7)  a.  a.  0. 

8)  III.  118  f. 
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,Un  territoire  est  considerd  comme  occupe  par  l'Etat  ennemi  lorsque,  k  la 
suite  de  son  invasion  par  des  forces  ennemies,  l'Etat,  dont  ce  territoire  releve,  a 
cesse  en  fait  d'y  exercer  une  autorite  reguliere.  Les  limites  dans  lesqueües  ce  feit 
se  produit  determinent  l'ötendue  et  la  duree  de  l'occupation.* l) 

Das  war  der  Art.  41  des  Oxforder  Manuel,2)  wie  der  Antragsteller 
meinte:  „mit  kleinen  Veränderungen41.  Aber  es  fehlte  gerade  der  charak- 
teristische Zusatz :  ,et  que  TEtat  envahisseur  se  trouve  £tre  seul  ä  m&me 
d'y  maintenir  Tordre*. 

Diesen  Zusatz  wollte  Rolin  zwar  schon  aus  der  übrigen  Fassung 
herauslesen. 

Aber  die  Juristen  des  Völkerrechtsinstituts  hatten  seinerzeit  diesen 
Zusatz  für  nötig  erachtet,  ihn  als  Verschärfung  der  Brüsseller  Fassung  ge- 
dacht und  hauptsächlich  der  militärischen  Auffassung  entgegengestellt. 

Jetzt  sollte  er  nun  auf  einmal  schon  im  vorangehenden  enthalten 
sein ! 

Der  Antrag  Rolin  bedeutete  in  Wahrheit  denn  auch-  etwas  anderes 
als  das  Manuel  gewollt  hatte. 

Rolin  führte  folgendes  aus :  der  Occupationsbegriff  werde  durch  zwei 
leicht  festzustellende  Momente  bestimmt:  das  Vordringen  des  Heeres  und 
den  Rückzug  der  gesetzlichen  Gewalt«  Die  von  ihm  vorgeschlagene 
Begriffsbestimmung  enthalte  diese  wirklichen  Begriffsmerkmale. 

Nach  dem  Antrag  Rolin  sollte  es  für  die  Occupation  genügen,  dass 
die  ordentliche  Gewalt  des  alten  regime  nicht  mehr  bestehe. 
Ob  im  übrigen  das  feindliche  Heer  oder  vorübergehend  die  „aufständigen 
Truppen44  herrschen,  blieb  dabei  einflusslos. 

Der  Antrag  war  also  immerhin  ein  Zugeständnis  an  die  Militärs. 

Der  deutsche  Oberst  Gross  v.  Schwarzhoff  erkannte  das  sofort  und 
erklärte  seine  Zustimmung  zum  Antrag  Rolin.8) 

Aber  Beernaert  war  dagegen.  Durch  diese  Streichung  am  Oxforder 
Text  entfalle  so  ziemlich  der  letzte  Schutz,  den  jener  bereit  gestellt  hätte. 
Auch  könne  er  mit  dem  Rückzug  der  gesetzlichen  Gewalt  nichts  rechtes 
anfangen.     Dieser  sei  auch  ohne  Occupation  denkbar.4) 

Ebenso  machte  Descamps  der  neuen  Fassung  den  Vorwurf,  dass  es 
auch  hienach  immer  wieder  eine  Besetzung  geben  könne,  ohne  dass  das 
Gebiet  noch  wirklich  besetzt  sei.6) 

Der  französische  Bevollmächtige  Bourgeois  meinte  nunmehr  tadelnd, 
man  verliere  sich  allzusehr  in  Einzelheiten.  Der  Oberst  Gilinsky  z.  B. 
spreche  nur  von  der  Verteidigung  der  Verbindungslinien;  es  handle  sich 
aber  auch  um  feste  Stellungen.  Rolin  habe  einen  anderen  besonderen 
Fall  im  Auge:  den  Abzug  der  gesetzlichen  Gewalt.  Aber  welche  Ge- 
walt meine  er  da?   Sei  das  schon  der  Fall,  wenn  noch  die  Bürgermeister 


')  Später  erklärte  sich  der  Antragsteller  auf  eine  Einwendung  des  holländischen 
Bevollmächtigten  van  Karnebeek  bereit,  die  Worte  „par  l'Etat  ennemi"  zu  streichen 
(III.  119). 

■)  Vgl.  oben  S.  217. 

8)  a.  a.  0. 

4)  a.  a.  0. 

5)  a.  a.  O. 
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weiter  amtieren?  Er  halte  es  mit  der  Fassung  der  Brüsseler  Konferenz, 
welche  nach  eindringlichen  Beratungen  von  den  Vertretern  der  Mächte 
beschlossen  worden  sei.  Es  empfehle  sich  nicht,  im  Art.  1  und  sozu- 
sagen an  der  Spitze  des  ganzen  Werkes  eine  neue,  in  der  Eile  zusammen- 
gestellte Begriffsbestimmung  zu  bringen,  die  ohne  Zweifel  unvollständig  sei 
und  zu  ernsten  Auslegungschwierigkeiten  führen  könne. 

Rolin  entschuldigte  sich:  angesichts  der  widerspruchvollen  Stellung- 
nahme zum  Abs.  2  habe  er  sich  nur  bemüht,  eine  Vermittelung  zu  finden. 
Entscheide  man  sich  für  die  unveränderte  Beibehaltung  des  ganzen  Artikels, 
so  ziehe  er  seinen  Antrag  zurück.1)  So  hielt  es  auch  Lammasch  mit 
seinem  Antrag.2) 

Der  Präsident  schloss  sich  den  Ausführungen  von  Bourgeois  an:  die 
Fassung  der  Brüsseler  Deklaration  sei  das  Ergebnis  eingehender  Verhand- 
lungen. Nach  vier  Sitzungen  seien  die  Militärs,  Diplomaten  und  Juristen 
darin  einig  gewesen,  dass  das  die  beste  Fassung  sei.  Das  dürfe  man  nicht 
vergessen. 8) 

Die  Militärs  sahen  sich  also  auf  der  Friedenskonferenz  einem  ein- 
mütigen Widerstand  gegenüber  und  lenkten  nunmehr  ein. 

Gilinsky  bemerkte,  er  habe  keinen  Antrag  gestellt,  sondern  nur 
die  Ausführungen  des  Oberst  Gross  v.  Schwarzhoff  unterstützt,  indem  er 
die  Verschiedenheit  der  militärischen  und  juristischen  Auffassung  betone. 
Er  habe  nichts  gegen  die  Aufrechterhaltung  des  Art.  I.4) 

Nunmehr  erklärte  auch  Gross  v.  Schwarz  hoff:  da  die  allgemeine 
Meinung  für  die  unveränderte  Beibehaltung  des  ganzen  Art.  1  sei,  wolle 
er  nicht  mehr  weiter  auf  der  Streichung  des  Abs.  2  bestehen.6) 

Darnach  wurde  die  Fassung  der  Brüsseler  Deklaration  einstimmig 
angenommen. 6) 

Die  heutige  Platzanweisung  (Art.  42)  geht  auf  den  Redaktionsaus- 
schuss  zurück,  welcher  auch  die  Fassung  billigte.7) 

II.  Der  im  Art.  42  festgelegte  juristisch-technische  Be- 
setzungsbegriff liegt  übrigens  den  Bestimmungen  des  dritten 
Abschnitts  gar  nicht  zu  Grunde.  Vielmehr  gelten  die  Artikel,  welche 
für  die  Besetzung  aufgestellt  sind,  auch  schon  für  den  blossen  Einfall 
(„envahissement"),  also  auch  für  das  vorübergehende  Eindringen  in  das 
feindliche  Gebiet  oder  für  die  Besetzung  im  rein  militärischen  Sinn. 

Wenigstens  berichten  so  Protokoll  und  Bericht. 

In  der  zweiten  Lesung  der  Unterkommission  am  1.  Juli,8)  bei  Bera- 
tung des  Art.  53  hatte  nämlich  Rolin  von  einer  Anregung  des  däni- 
schen Bevollmächtigten   von  Schnack  Kenntnis  gegeben,  wonach  an  der 


*)  Vgl.  oben  S.  219*. 
s)  III.  119  f. 

4)  III.  120. 

5)  a.  a.  0. 

•)  III.  120,  43. 

')  In  der  zweiten  Lesung  der  Unterkommission  (III.  161)  und  in  der  Kommission 
(III.  48)  wurde  nichts  mehr  geändert. 
«)  III.  161  f. 
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Spitze  des  Art.  53,  der  die  Verfügungsgewalt  des  Besetzungsheeres  über 
das  bewegliche  Vermögen  des  feindlichen  Staates  ordnet, *)  statt  der  Worte 
„qui  occupe  un  territoire11  gesagt  werden  sollte:  „qui  envahit  ou  qui  occupe 
un  territoire":  Im  Art.  53  handle  es  sich  nicht  bloss  um  die  Occupation  im 
technischen  Sinn  des  Art.  42,  sondern  es  genüge  hier  jedes  Vordringen  und 
gelte  also  auch  schon  für  den  „envahisseur". 

Gross  v.  Schwarzhoff  aber  widersprach  der  Aufnahme  einer 
solchen  Unterscheidung  an  einer  einzelnen  Stelle,  deren  Bedeutung  im 
Augenblick  gar  nicht  überschaut  werden  könne  und  wodurch  auf  einmal 
das  ganze  Occupationssystem  unter  ein  Fragezeichen  käme.  Der  Art,  42 
gebe  allerdings  von  der  Besetzung  eine  „däfinition  quasi-juridique".  Aber 
„dans  la  plupart  des  articles  suivants"  laufe  ein  weiterer  Occupations- 
begriff  unter.  Occup6,  Occupant,  Occupation  sei  auch  gebraucht  „dans  un 
sens  plus  large",  sozusagen  in  einem  militärischen  Sinn,  der  auch  das  en- 
vahissement  einschliesse.  Wenn  nun  bloss  in  einem  Artikel  der  beantragte 
Zusatz  erfolge,  würden  für  die  anderen  Artikel  Zweifel  entstehen  und  man 
käme  dann  vielleicht  zu  dem  Resultat,  der  envahisseur  könne  die  Bevölkerung 
zur  Teilnahme  an  den  Kriegsunternehmungen  zwingen  (Art.  45).  Wolle 
man  die  Frage  nicht  an  den  Redaktionsausschuss  verweisen,  so  sei  viel- 
leicht ein  Berichtsvermerk  des  Inhalts  am  Platz,  dass  man  zwischen  dem 
envahisseur  und  dem  occupant  „n'a  voulu  faire  aucune  distinction". 

Nachdem  Rolin  die  Berechtigung  dieser  Ausführungen  anerkannte, 
zog  der  Oberst  v.  Schnack  seinen  Antrag  zurück. 

Demgemäss  stellte  der  Rolinsche  Kommissionsbericht2)  zu  sämt- 
lichen Artikeln  des  Abschnittes  III  fest,  dass  die  hier8)  für  den  Besetzenden 
(occupant)  aufgestellten  Rechtsverbote*)  „a  fortiori44  auch  für  den  Vor- 
dringenden (envahisseur)  gelten,  dass  aber  das  blosse  Vordringen  trotzdem 
noch  keine  Occupation  im  Sinne  des  Art.  42  sei.5) 

Es  war  aber  meines  Erachtens  um  so  übereilter,  dass  Beernaert  und 
seine  Anhänger  alle  Beschränkungen  des  dritten  Abschnittes  einfach  auch 
für  den  envahisseur  gelten  lassen  wollten,  als  diese  Bevollmächtigte  ja  alle 
Bestimmungen  des  KGB.  und  insbesondere  des  dritten  Abschnitts  unter 
Leugnung  des  Rechtscharakters  als  Beschränkungen  umgewertet  hatten. 

Was  v.  Schnack  nur  für  den  Art.  53  gewünscht  hatte  und  v.  Schwarzhoff 
darüber  hinaus  für  die  meisten  Artikel  gegeben  erachtete,  soll  jetzt  schlecht- 
hin für  den  ganzen  dritten  Abschnitt  gelten. 

Praktisch  wird  damit  die  ganze  mühsam  erarbeitete  Begriffsbestim- 
mung des  Art.  42  nachträglich  wieder  gesprengt  und  fast  vollständig  gegen- 
standslos gemacht.  Die  militärische  Anschauung,  welcher  man  im  Art.  42,  als 
es  sich  um  den  Schutz  der  abgeschnittenen  Verbindungslinien  der  vorge- 
drungenen   Truppen    handelte,   hartnäckig   jeden  Zugang  gewehrt   hatte, 


')  Vgl.  unten  §§  65-67. 

2)  III.  48. 

8)  In  „tous  les  articles  qui  sont  compris  dans  la  Section  III*. 

4)  „Restrictions,  imposees  ä  la  liberte  d'action  de  l'occupant* 

5)  Im  deutschen  MStGß.  §  161  würde  es  denn  auch  nicht  angehen,  die  technische 
Bestimmtheit  des  Besetzungsbegriffs  im  Sinne  der  Haager  Protokollerklärung  wieder  auf- 
zulösen. 
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zog  jetzt  auf  dem  Protokollweg  durch  ein  weites  Tor  ins  Kriegsgesetzbuch  ein 
und  beherrscht  anscheinend  wenigstens  die  ganze  Einfallsstelle  der  Armee. 

Die  Militärs  hatten  geschickt  operiert.  Jeder  schob  seine  Angriffs- 
position etwas  weiter  vor,  und  die  Gegner  gerieten  alsbald  auf  die  eigene 
Mine. 

Die  Bevollmächtigten  der  Beernaertschen  Observanz  waren  durch  die 
Vorstellung  geleitet,  dass  sämtliche  Rechts  verböte  für  den  envahisseur 
noch  eher  gelten  müssten  wie  für  den  occupant. 

Aber  man  betrachte  z.  B.  nur  einmal  das  Rechtsverbot  des  Art.  53 
an  welchem  der  österreichische  Bevollmächtigte  mit  seinem  Angriff  ein- 
gesetzt hatte!  Der  Besetzende  kann  hiernach —  „nur"  —  (!)  das  Bargeld 
-  .  .  und  überhaupt  alles  dem  Staate  gehörende  und  für  die  Kriegführung 
geeignete  bewegliche  Eigentum  des  Staates  mit  Beschlag  belegen  u.  s.  w. 
Das  ist  eine  Rechtsschranke,  die  sich  der  envahisseur  gefallen  lassen  wird. 

Die  Beschränkungstheorie  sagt:  das  ganze  KGB.,  insbesondere  der 
ganze  Abschnitt  III,  enthält  überhaupt  keine  Rechte.  Die  Folgen  dieser 
Auffassung  würden  den  Vertretern  der  Beschränkungstheorie  unter  Um- 
ständen sehr  unangenehm  sein.  Dass  allerdings  der  Art.  53  auch  für  den 
envahisseur  gilt,  wird  man  ebensowenig  in  Abrede  stellen  können  wie  die 
Forderung,  dass  auch  die  Art.  44—47  und  56  für  denselben  Geltung  ge- 
winnen. Aber  ebenso  sicher  fehlt  für  die  Art.  43  und  48  bezüglich  des 
envahisseur  die  Anwendbarkeit. 

Für  die  übrigen  Artikel  ist  zu  unterscheiden.1)  Die  Untersuchung  ist 
eben  im  einzelnen  zu  führen,  und  es  muss  geprüft  werden,  ob  es  sich 
nur  um  das  Recht  und  die  Pflicht  einer  bereits  eingerichteten  Militär- 
verwaltung handeln  soll,  was  dann  natürlich  Occupation  mit  Verwaltungs- 
organisation also  Besetzung  im  Rechtssinn  voraussetzt  oder  um  Beschränk- 
ungen, welche  zwar  gleichfalls  für  die  Verwaltung  noch  einen  Sinn  haben 
und  deshalb  auch  für  diese  gelten,  aber  sich  doch  auch  bereits  an  die 
Adresse  der  Kriegsführung  richten  können. 

Am  besten  hätte  der  Gesetzgeber  selbst  sein  System  dualistisch  auf- 
gebaut und  durchgeführt. 

§  48. 
Das  geltende  Recht. 

Der  Art.  42  des  Kriegsgesetzbuchs  bestimmt: 

„Ein  Gebiet  gilt  als  besetzt,  wenn  es  tatsächlich  in  der  Gewalt  des  feind- 
lichen Heeres  steht. 

Die  Besetzung  erstreckt  sich  nur  auf  die  Gebiete»  wo  diese  Gewalt  her- 
gestellt ist  und  ausgeübt  werden  kann." 

Das  Völkerrecht  hat  den  Occupationsbegriff  für  verschiedene  Zwecke 
geprägt. 

Es  gibt  zunächst  eine  Occupation  zum  Zweck  der  Erwerbung 
eines  herrschaftslosen  Gebietes.2)    Unter  diesem  Zeichen  vollzogen 

')  Im  Art.  40  passen  z.  B.  für  den  envahisseur  schon  nicht  die  Worte  «oder  der 
Verwaltung",  während  Art.  50  angewandt  werden  kann. 

')  Moderne  Occupationsz wecke  hingen  sich  dann  auch  bei  wirklichen  Staatsgebieten 
ein  und  gingen  statt  der  Einverleibung  auf  Unterpfandsbestellung  resp.  Beruhigung,  wobei 
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sich  vor  allem  die  grossen  Entdeckungen;  und  hier  gewann  der  Occupations- 
begriff  nach  und  nach  seine  juristisch-technische  Ausbildung. 

Die  Entdeckungen  gingen  vom  Meer  aus  und  man  erklärte  sich  an- 
fangs als  Herrn  des  ganzen  noch  völlig  unbekannten  Hinterlandes.  Das 
Resultat  war  Streit.  Allmählich  rang  sich  daher  die  Auffassung  durch, 
die  längst  gemeinrechtlich  ist,  dass  die  Occupation  effektiv  sein  muss 
und  nur  dann  und  nur  insoweit  vor  dem  Recht  gilt,  als  eine  wirkliche 
Herrschaft  mit  Verwaltungseinrichtungen  durchgeführt  ist  und  sich 
hält.  Die  Occupation  bestimmt  sich  hier  also  durch  die  tatsächliche  Mög- 
lichkeit, die  neue  Autorität  aufrecht  zu  halten.  An  den  Grenzen  dieser 
Macht  endigt  auch  das  Recht. 

Bei  der  kriegsrechtlichen  Besetzung  liegt  weder  res  nullius  noch  der 
animus  domini  vor.  Im  übrigen  aber  bildete  sich  nach  diesem  gebiet s- 
erwerbsrechtlichen  Occupalionsbegriff  nun  auch  der  kriegsrechtliche  Be- 
setzungsbegriff: d.  h.  auch  die  kriegsrechtliche  Occupation  muss  effektiv  sein. 

Für  die  noch  im  18.  Jahrhundert  geübte  fiktive  Occupation  ist  eben- 
sowenig Raum  mehr  wie  für  die  fiktive  Blockade,  welche  durch  die  Pariser 
Seerechtsdeklaration  von  1856  endgültig  beseitigt  wurde. 

Die  militärische  Besetzung  eines  feindlichen  Gebietes  und  das  Recht, 
welches  sich  aus  derselben  herleitet,  steht  und  fällt  mit  der  tatsächlichen 
Gewalt  oder  Herrschaft. 

Dass  man  von  einer  Besetzung  nur  dann  reden  kann,  wenn  die  Ge- 
walt des  feindlichen  Heeres  tatsächlich  hergestellt  ist,1)  stand  auch  im  Haag 
bei  allen  Rednern  fest  und  wurde  insbesondere  auch  von  Gross  v.  Schwarz- 
hoff nicht  bestritten. 

Dieser  Gedanke  findet  seinen  Ausdruck  im  Abs.  1. 

Darnach  bestimmt  sich  denn  auch  die  Ausdehnung  oder  das  grösser 
und  kleiner  werden  des  Besetzungsgebiets. 

Das  sagt  der  Abs.  2.  Somit  hört  ein  Gebiet  auf  besetzt  zu  sein, 
wenn  und  soweit  diese  Gewalt  durch  das  feindliche  Heer  nicht  mehr  aus- 
geübt werden  kann. 

Nicht  nötig  ist,  dass  in  einem  Ort  gerade  Truppen  liegen  oder  eine 
Verwaltungsstation  errichtet  ist;  wohl  aber  muss  auch  ohne  dies  —  eben 
von  einem  anderen  Truppenplatz  und  einer  anderen  Verwaltungsstelle  aus  — 
eine  tatsächliche  Beherrschung  möglich  sein.2) 

Streitig  war  nur  der  Fall,  wenn  nach  der  Herstellung  der  Gewalt  die 
Verbindung  mit  dem  Hauptheer  abgebrochen  wird,  ein  Aufstand  vorüber- 
gehenden Erfolg  hat,  also  die  Kriegsverwaltung  nicht  in  der  Lage  ist,  sich 
zu  behaupten,  sondern  wieder  zeitweilig  ausser  Tätigkeit  tritt. 

Hier  wird  man  vom  Rechtsstandpunkt  sagen  müssen:  Wenn  und 
solange  der  Aufstand  den  Erfolg  hat,  dass  die  Verwaltung  tatsächlich 
nicht  mehr  beim  Besetzungsheer  steht,  kann  auch  von  der  Besetzung  im 
Rechtssinn  nicht  mehr  die  Rede  sein. 


man  sich  damit  begnügte,  eine  neue  Verwaltung  ins  Leben  zu  rufen.    So  geschah  es  1878 
in  Gypern  sowie  in  Bosnien  und  der  Herzegowina. 

So  auch  das  Generalstabsheft  S.  67. 

Lueder  IV.  518. 


% 
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Wird  alles  auf  die  Tatsächlichkeit  der  Machtübung  gestellt,  so  bleibt 
für  Fiktionen  kein  Raum.     Mit  der  Gewalt  schwindet  dann  eben  das  Recht. 

Die  militärische  Anschauung  ist  nicht  durchgedrungen,  und  die  Ver- 
treter derselben  sind  schliesslich  hier  zurückgewichen,  um  freilich  an  an- 
derer Stelle  einen  um  so  glänzenderen  Sieg  davonzutragen. 

Der  Occupationsbegriff  ist  zwar  im  Sinn  der  juristischen  Technik 
festgelegt  und  festgehalten  worden ;  aber  die  Bestimmungen  über  die  wirk- 
liche Festsetzung  im  Feindesland  oder  die  Occupation  gelten  auch  schon  für 
das  einfache  Vordringen  im  Umfang  und  für  die  Zeit  desselben,  mag  das- 
selbe auch  noch  so  kurz  und  schwankend  sein.1)  Was  am  dies  ad  quem 
verloren  ging,  wurde  am  dies  a  quo  gewonnen. 

Aber  auch  die  militärischen  Interessen  am  Schutz  der  Verbindungslinien 
sind  meines  Erachtens  nicht  völlig  preisgegeben,  sondern  dürften  durch 
die  Bestimmungen  des  Kriegsgesetzbuchs  (Art.  1  und  2)  über  den  Begriff 
der  Kriegspartei  genügend  gewahrt  sein.     Vgl.  oben  §  18—20. 

Dritter  Titel. 
Begriffsfolgen. 

§49. 
Die  ersten  Verhandlungen. 

A.  Die  Brüsseler  Deklaration  hatte  die  Rechtsfolge  der  Be- 
setzung in  den  Art.  2  und  3  zusammengefasst.  Vgl.  diese  Artikel  oben  S.  24 f. 

Nach  Art.  2  war  es  eine  unmittelbare  Rechtsfolge  der  Besetzung, 
dass  die  gesetzmässige  Gewalt  suspendiert  ist  und  in  die  Hände  des  Be- 
setzenden, allerdings  nur  tatsächlich  oder  dem  Besitze  nach,  übergeht. 
Und  in  Gemässheit  dieses  Übergangs  der  gesetzmässigen  Gewalt  sollte  nach 
Art.  3  die  Heeresleitung  der  Besetzungstruppen  die  Rechtspflege  und  Ver- 
waltung ordnen,  dabei  aber,  wenn  nicht  die  Notwendigkeit  das  Gegenteil 
fordert,  die  bestehenden  Gesetze  aufrecht  erhalten. 

Der  Art.  4  ordnete  das  Beamtenrecht:  die  alten  Beamten  können, 
soweit  es  die  Heeresleitung  für  gut  findet,  weiter  amtieren,  unterliegen 
dann  aber  auch  dem  Disziplinar-  und  Strafrecht. 

Der  Art.  5  gab  der  Occupationsarmee  das  Recht,  im  Rahmen  des 
bisherigen  Steuer-,  Abgaben-,  Gebühren-  und  Zollrechts  und  unter  Be- 
obachtung der  bisherigen  Erhebungsbestimmungen  die  Mittel  zur  Deckung 
der  Verwaltungskosten  und  zur  Befriedigung  der  gesetzlichen  Verbindlich- 
keiten zu  gewinnen. 

B.  Bei  der  Beratung  dieser  Artikel  in  der  7.  Sitzung  der  Unterkom- 
mission am  8.  Juni  wurden: 

I.  Im  Art.  2  vor  „ayant  passe"  die  Worte:  „Stant  suspendue  et" 
auf  den  Antrag  von  Beernaert  gestrichen.2) 

Während  es  also  früher  hiess,  dass  infolge  der  Besetzung  die  gesetz- 
mässige Gewalt  suspendiert  und  tatsächlich  in  die  Hände  des  Besetzenden 


*)  Vgl.  oben  S.  221  ff. 
»)  III.  120. 
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übergegangen  sei,  wurde  nunmehr  zur  Schonung  der  Empfindung  der  Be- 
siegten das  Suspendiertsein  nicht  mehr  besonders  hervorgehoben.  An  der 
Sache  war  damit  nichts  geändert. 

Bei  der  Beratung  der  Artikel  3 — 5  in  der  7.  Sitzimg  der  Unter- 
kommission am  8.  Juni  musste  die  Unterkommission  auch  zu  der  oben  S.  207  f. 
entwickelten  Beernaertschen  Programmrede  Stellung  nehmen. 

IL  Der  Präsident  v.  Martens  brachte  zunächst  den  Antrag  Beer- 
naert,  den  Art.  3  als  überflüssig  zu  streichen,1)  in  Erinnerung,  und  der 
holländische  General  Den  Beer  Poortugael  unterstützte  diesen  Antrag.2) 

Von  einer  grundsätzlichen  Gegnerschaft  zwischen  Beernaert  und 
v.  Martens8)  war  nichts  mehr  zu  merken.  Es  bahnte  sich  bereits  ein 
Kompromiss  an. 

v.  Martens  baute  vielmehr  sofort  bei  Beginn  der  Verhandlung  dem 
Antrag  Beernaert  eine  Brücke,  indem  er  ausführte,  dass  der  Art.  3  zum 
Teil  schon  im  Art.  2  enthalten  sei.  Aber  der  österreichische  Bevollmäch- 
tigte Lammasch  versprach  sich  von  dem  Artikel  3  einen  gewissen  Schutz 
für  den  Schwachen  und  wies  auf  den  Wert  der  Klausel  hin  „s'il  y  a  näces- 
site".4)  Auch  der  schwedisch-norwegische  erste  Vertreter  v.  Bildt  meinte, 
man  solle  überhaupt  möglichst  an  dem  Brüsseler  Text  festhalten.  Der 
Artikel  diene  der  Menschlichkeit  und  man  habe  keinen  Anlass,  ihn  zu 
streichen.  Da  man  keinen  bestimmten  und  entscheidenden  Grund  gegen 
ihn  gehört  habe,  sei  er  für  Beibehaltung  des  Artikels.6) 

Nun  musste  Beernaert  deutlicher  werden,  und  er  wiederholte  kurz 
den  Inhalt  seiner  Programmrede: 

Man  könne  nicht  vertragsmassig  dem  Sieger  im  Voraus  gewisse  Gewalten 
im  Gebiet  des  Besiegten  einräumen.  Auch  fehle  in  dem  Artikel  jede  Schutzvor- 
kehrung: denn  der  Sieger  habe  das  Recht,  die  bestehenden  Gesetze  zu  andern, 
aufzuheben  und  zu  ersetzen,  könne  also  tun  was  er  wolle.0) 

v.  Bildt  aber  bekannte  sich  nunmehr  offen  zur  Martensschen  Pro- 
grammrede : 

es  sei  ein  grosser  Gewinn  für  den  Besiegten,  wenn  der  Sieger  festum- 
schriebene Pflichten  habe.  Die  Unsicherheit  könne  nur  dem  Starken  nützen.  Der 
Art.  3  mache  das  Recht  des  Siegers  zur  Gesetzesänderung  von  der  Notwendigkeit 
(necessite)  abhängig.   Freilich  handle  es  sich  mehr  um  eine  moralische  Pflicht.7) 

Hier  setzte  dann  aber  sofort  der  bulgarische  Bevollmächtigte  Dr.  St  an - 
cioff  ein  und  wünschte  den  verschärfenden  Zusatz:  „impörieuse 
nöcessite." 

Der  italienische  General  Zuccari  hob  die  Frage  wieder  auf  die 
Höhe  der  Programmreden.  Er  fand,  dass  die  verschiedenen  Anträge 
Beernaerts8)  ein  Ganzes  bilden  und  behielt  sich  daher  seine  Abstimmung 


*)  Vgl.  oben  S.  208. 
8)  III.  120. 

oben  S.  209  f. 


8)  Vgl.  obe 
*)  a.  a.  0. 


6)  a.  a.  0. 
e)  a.  a.  O. 

7)  a.  a.  O. 

8)  Vgl.'  oben  S.  208  f. 
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vor,    bis  alle  Artikel  erörtert  seien.1)    Dem  schloss  sich  der  rumänische 
erste  Vertreter  Beldiman  an: 

Die  Anträge  des  belgischen  Vertreters  seien  ein  Ganzes;  man  könne  nicht 
einen  Artikel  streichen,  ohne  sich  über  das  Prinzip  verständigt  m  haben,  das  allen 
zu  Grande  liege.  Handle  man  über  einen  Artikel,  so  müsse  man  auch  die 
anderen  dabei  im  Auge  behalten.  Unter  diesen  Verhältnissen  beantrage  er,  die 
Abstimmung  zu  vertagen.*) 

Der  japanische  Bevollmächtigte  Motono  meinte  aber,  die  rtiä  Beer- 
naert  beanstandeten  Artikel  stünden  flicht  in  einem  solch  engen  Zusammen- 
hang, dass  es  unmöglich  wäre,  über  jeden  besonders  abzustimmen. 

Im  Einverständnis  mit  Beernaert  vertrat  dann  auch  der  Präsident 
t.  M  ä  r  t  e  n  s  die  Ansicht  i  man  müsse  die  einzelnen  Artikel  sohofi  nach- 
einander erörtern,  da  eine  Verhandlung  und  Abstimmung  ober  aöe  als 
Gaftzes  zu  verwickelt  sei. 

Bourgeois  schollt  mit  Geschick  die  ganze  OeschäftsordnungB- 
debatte  ab.  Er  fand  das  erlösende  Wort,  indem  et  das  Prinzip  der  vor- 
läufigen Abstimmung  vertrat: 

da  eine  Verhandlung  über  die1  Art.  fr— 5  in  ihrer  Gesamtheit  zu  schwierig 
sei,  aber  andererseits  alle  diese  Artikel  ein  gemeinsamer  Grundsatz  beherrsche,  so 
könnten  die  Abstimmungen  über  jeden  einzelnen  Artikel  nur  provisorisch  sein.  Es 
müsse  eine  zweite  Verhandlung  vorgesehen  werden,  wo  die  endgültige  Abstimmung 
zu  erfolgen  habe. 

Das  fand  die  Billigung  der  Unterkommission.8) 

Nach  dieser  Geschäft sordrmngsdebatte  wandte  man  sich  wiederum 
der  Sache  selbst  zu,  und  der  Antrag  Beernaert  auf  Streichung  der  Art. 
3 — 5  fand  die  Unterstützung  der  schweizerischen  und  luxemburgischen 
Vertretung. 

Odier  führte  folgendes  aus4):  Obschon  er  dem  Menschlkhkeitsgedaaken, 
der  bei  der  Abfassung  dieser  Artikel  das  Wort  geführt  habe,  zugetan  sei  und 
wünsche,  dass  die  vordringende  Militärgewalt  massvoll  auftrete,  so  könne  man 
doch  unmöglich  von  einem  besiegten  Staate  verlangen,  dass  er  im  Voraus  solche 
für  ihn  lästige  Bestimmungen  vertragsmässig  gutheisse;  aueh  die  Übertragung 
der  Gewalten,  welche  der  Staat  opfern  müsste,  auf  den  Sieger  sei  unmöglich. 

Beschließe  man  anders,  so  müsse  im  Protokoll  festgestellt  werden,  dass 
man  die  Entscheidung  in  demselben  Geiste  getroffen  habe,  welcher  bei  der  Ab- 
fassung dieser  Artikel  in  Brüssel  bestimmend  war. 

Ey sehen  verband  mit  seiner  Zustimmung  zur  Streichung  der  Art. 
3 — 5  den  Wunsch,  es  möchten  dann  aber  die  Pflichten  der  wirtschaft- 
lichen, gesetzgeberischen  und  militärischen  Schutzgewährung,  von  welchen 
der  Sieger  nicht  entbunden  werden  könne,  im  Sinn  der  Brüsseler  Deklaration 
festgelegt  werden.6) 

Beernaert  war  mit  beiden  Erklärungen  einverstanden.6) 

Bei  der  Abstimmung  über  die  Streichung  des  Art.  3  entschied  sich 
indes  die  Mehrheit  gegen  Beernaert. 

Für  die  vorläufige  Aufrechterhaltung  waren  13  Stimmen: 
Deutschland,  Oesterreich-Ungarn ,  Dänemark,  Frankreich,  England,  Italien, 


»)  III.  120. 
»)  III.  121. 
s)  a.  a.  0. 
*)  a.  a.  0. 
ß)  a  a.  0. 
«)  a   a.  0. 

15* 


228  §  49-    Di*  ersten  Verhandlungen. 

Japan,  Mexiko,  Portugal,  Serbien,  Schweden-Norwegen,  die  Türkei  und 
Bulgarien. 

Für  die  vorläufige  Streichung  stimmten  10  Staaten:  Die  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika,  Belgien,  China,  Spanien,  Luxemburg,  Holland,  Persient 
Russland,  Siam  und  die  Schweiz. 

Ein  Staat  hat  sich  der  Stimme  enthalten:  Rumänien. 

Man  versuchte  dann  alsbald  den  Wortlaut  festzustellen,  und  der 
Schweizer  Bevollmächtigte  Odier  schlug  folgende  Fassung  vor: 

„A  cet  effet,  ü  maintiendra  les  lots  qui  itaient  en  vigueur  dans  le  pays  en 
temps  de  paix.  11  ne  pourra  en  suspendre  l'exicuUon  que  dans  la  tnesure  et  pour 
le  temps  oü  cela  sera  nicessaire  en  vue  du  maintien  de  Vordre."1) 

Der  deutsche  Oberst  Gross  v.  Schwarzhoff  aber  erklärte,  für  die 
Militärs  sei  es  sehr  schwer,  diese  Fassung  anzunehmen.8) 

Rolin  kam  noch  einmal  auf  den  Beernaertschen  Gedankenkreis 
zurück :  man  könne  nicht  vertragsmässig  im  Voraus  ein  Recht  des  Siegers 
anerkennen.  Es  handle  sich  darum,  für  den  Sieger  die  Schranken  aufzu- 
pflanzen, die  er  abgesehen  von  der  militärischen  Notwendigkeit  nicht  übeiv 
schreiten  dürfe.  Man  müsse  die  Pflichten,  nicht  die  Rechte  des  Siegers 
feststellen.    Aus  dieser  Erwägung  schlage  er  folgende  Fassung  vor: 

„Les  lots  existantes  restent  en  vigueur  dans  le  territoire  occupi  et  si  Voc- 
cupant  est  ameni,  par  mite  des  necessitis  de  la  guerre  ä  les  modifier,  ä  les  sus- 
pendre  ou  ä  les  remplaccr,  V effet  de  ces  mesures  sera  limitt  ä  Vetendue  et  ä  la 
dürfe  de  Voccupation."  *) 

Diese  Fassung  passte  aber  dem  österreichischen  Vertreter  nicht  recht. 
Lamm  asch  befürchtete  eine  Auslegung,  wodurch  die  Wirkungen  der  An- 
ordnungen des  Besetzenden  auf  die  Zeit  der  Besetzung  beschränkt  würden. 
Es  müsse  aber  umgekehrt  der  Satz  gelten :  tempus  regit  actum.  Demgeraäss 
müssten  die  Gesetze  das  Ende  der  Besetzung  überdauern. 

Rolin  wollte  sich  auch  diesem  Einwand  nicht  verschliessen  und  hoffte 
die  Bedenken  des  österreichischen  Vertreters  durch  eine  kleine  Änderung 
beseitigen  zu  können. 

Es  wird  sich  alsbald  zeigen,  wie  er  das  versuchte. 

Der  Präsident  aber  griff  jetzt  mit  folgender  Bemerkung  ein : 

Der  Art.  3  sei  das  Ergebnis  gründlicher  Beratung.  Wenn  man  eine 
Fassung  finden  wolle,  welche  alle  Fälle  vorsehe,  so  könne  man  noch  lange 
verhandeln.  Nach  seiner  Meinung  sei  es  am  besten,  wenn  man  einfach 
die  ursprüngliche  Fassung  übernehme.*) 

Auf  den  Wunsch  von  Beernaert  und  Bourgeois  wurde  indes  zum 
Zweck  der  Ausgleichung  der  Gegensätze  die  Beschlussfassung  auf  die  nächste 
Sitzung  verschoben,  und  der  Präsident  ersuchte  die  Bevollmächtigten,  welche 
zu  den  Abschnitten  I,  II  u.  IX  Anträge  zu  stellen  hatten,  diese  alsbald 
schriftlich  beim  Bureau  einzureichen,  damit  sie  vor  der  nächsten  Sitzung 
verteilt  und  geprüft  werden  könnten.5) 

Vorher  war  dem  russischen  Oberst  Gilinsky  auf  Wunsch  zu  Protokoll 

*)  III.  122,  126. 

*)  III.  122 

•)  III.  123,  164. 

*)  III.   123. 

ß)  a.  a.  0. 
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bescheinigt  worden,  dass  er  die  militärischen  Gesetze  und  die  militärische 
Notwendigkeit  in  der  Sitzung  verteidigt  habe.  Aus  Erwägungen  der 
militärischen  Notwendigkeit  könnten  die  Gesetze  des  besetzten  Landes  nur 
insoweit  aufrecht  erhalten  werden,  als  sie  nicht  mit  den  militärischen 
Gesetzen  des  Siegers  im  Widerspruch  stünden.1) 

III.  Bei  Art.  5  ergab  sich  bei  der  vorläufigen  Abstimmung  Stimmen- 
gleichheit (11  Stimmen)  gegen  2  Stimmenthaltungen. 

Für  die  Aufrechterhaltung  stimmten:  Deutschland,  Österreich- 
Ungarn,  Dänemark,  England,  Italien,  Japan,  Mexiko,  Holland,  Portugal, 
Serbien  und  Schweden-Norwegen. 

Die  Streichung  wünschten:  Die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika, 
Belgien,  China,  Spanien,  Frankreich,  Luxemburg,  Persien,  Russland,  Siam, 
die  Schweiz  und  Bulgarien. 

Der  Stimme  enthielten  sich:  Rumänien  und  die  Türkei.2) 

IV.  Zu  Art.  4  führten  Bourgeois  und  Zenil  (Mexiko)  aus,  dass  hier 
die  Sache  anders  liege,  als  beim  Art.  3.  Und  in  der  Tat  kam  man  hier 
bei  der  vorläufigen  Abstimmung  zu  einem  anderen  Ergebnis.8)  Die  Mehr- 
heit sprach  sich  nämlich  hier  für  die  Streichung  aus. 

Es  waren  dies :  die  vereinigten  Staaten  von  Amerika,  Belgien,  China, 
Spanien,  Frankreich,  Italien,  Luxemburg,  Mexiko,  Holland,  Persien,  Portu- 
gal, Russland,  Siam,  die  Schweiz  und  Bulgarien:  im  ganzen  15  Stimmen. 

Beigetreten  waren  also  noch:  Frankreich,  Italien,  Mexiko,  Portugal 
und  Bulgarien. 

Für  Beibehaltung  des  Art.  4  stimmten  7  Staaten:  Deutschland, 
Österreich-Ungarn,  Dänemark,  England,  Japan,  Serbien  und  Schweden- 
Norwegen. 

2  Staaten  enthielten  sich  der  Abstimmung :  Rumänien  und  die  Türkei. 

§  50. 
Die  abschliessenden  Verhandlungen. 

I.  In  der  folgenden  (8.)  Sitzung  der  Unterkommission  am  10.  Juni 
lagen  zwei  Anträge  zum  Art.  3  vor. 

Es  war  dies  zunächst  der  bereits  mitgeteilte  Entwurf  des  schweize- 
rischen Bevollmächtigten  Odier,  den  dieser  für  den  Fall  eingereicht  hatte, 
dass  es  bei  der  Aufrechterhaltung  des  Art.  3,  die  er  allerdings  am  liebsten 
vermieden  sehen  wollte,4)  verbleiben  würde. 

Sodann  hatte  Rolin  in  Berücksichtigung  der  Bedenken  des  öster- 
reichischen Bevollmächtigten  Lammasch  Änderungen  an  seinem  Entwurf 
angebracht  und  nunmehr  folgende  Fassung  des  Art.  3  vorgeschlagen: 

„Les  lots  existantes  restenten  vigueur  dans  le  territoire  occupi  et  si  Voccu- 
pant  est  amenc,  par  suite  des  ntcessites  de  la  guerre,  ä  les  modifier,  ä  les  suspendre 
ou  ä  les  remplacer,  (hier  hatte  die  Fortsetzung  früher  gelautet :  »Veffet  de  ces  mesures 

l)  III.  a.  a.  0.     Vgl.  oben  S.  10. 

*)  III.  122. 

8)  III.  122. 

4)  III.  126  f.    Vgl.  oben  S.  227,  228. 
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sera  limite  ä  Vitendue  et  ä  la  duree  de  Voccupation" ;  jetzt  hiess  es  weiter :)  ces 
mesures  n'auront  qufun  earactere  purement  provisoire  limiti  suwant  Vitendue  et  Ja 
duree  de  foccupation."1) 

Schliesslich  folgte  in  der  Sitzung  noch  ein  dritter  Antrag  des  schwedi- 
schen ersten  Vertreters  von  Bildt: 
Es  möge  gestrichen  werden: 

1.  im  ursprünglichen  Text  des  Art.  3  der  Schluss: 

„et  ne  les  modiftera,ne  lessuspendra  ni  ne  les  remplaeera,  ques'üy  a  n&cessüif 

2.  im  ursprunglichen  Text  des  Art.  5  die  Worte: 

„Autant  que  pesstbfe". 

v.  Bildt  war  für  seine  Person  der  einfachen  Aufrechterhaltung  der 
ursprunglichen  Fassung  nicht  entgegen;  er  suchte  bei  dem  Widerstreit 
der  Meinungen  nur  eine  vermittelnde  Fassung  und  erhoffte  davon  ein- 
stimmige Annahme.2) 

Darnach  wurde  es  dem  Sieger  unter  allen  Umständen  verboten,  auch 
nur  das  geringste  an  dem  gesetzlichen  Stand  der  Dinge  im  Besetzungs- 
gebiet zu  ändern. 

Der  deutsche  Oberst  Gross  v.  Schwarzhoff8)  erklärte  aber  eine  der- 
artige Bestimmung  für  unmöglich.  Darnach  dürfe  der  Sieger  nicht  ein- 
mal eine  Belagerung  anordnen  und  müsste  die  alten  Aushebungsverord- 
nungen beachten.  Nach  seiner  Ansicht  würde  die  Annahme  des  Antrags 
Bildt  ebenso  wie  die  Annahme  des  Antrags  Odier  nicht  bloss  Deutschland, 
sondern  auch  anderen  Staaten  die  Ratifikation  des  ganzen  Abkommens 
sehr  erschweren. 

Per  Wink  war  deutlich. 

Nunmehr  stellte  der  zweite  französische  Bevollmächtigte  Bihourd 
in  dem  Bestreben,  die  verschiedenen  Meinungen  möglichst  zu  vereinigen, 
den  Antrag,  den  Art.  3,  dessen  Aufrechterhaltung  bereits  vorläufig  beschlossen 
war,4)  nun  doch  wieder  zu  streichen  und  seinen  Geist  in  einen  Zusatz 
hinüberzuretten,  der  am  Schluss  des  Art.  2  (jetzt  43)  zu  machen  wäre  und 
zu  lauten  hätte : 

„en  respectant  sauf  empechement  absolu,  les  lots  en  vigueur  dans  le  pays." 

Beernaert,  v.  Bildt,  Odier  und  Rolin  —  also  alle  bisherigen  Antrag- 
steller —  stimmten  ohne  weiteres  zu  und  damit  war  die  Sache  entschieden. 
Der  Antrag  Bihourd  wurde  mit  23  Stimmen  gegen  eine  Stimme  (Japan) 
angenommen.5) 

Der  japanische  Bevollmächtigte  Motono  begründete  seine  Abstimmung 
in  folgender  Weise:  Der  Art.  2  spreche  nur  von  der  Aufrechterhaltung 
der  Ordnung  und  der  öffentlichen  Rechtsverhältnisse,  während  der  Art.  3 
eine  allgemeine  Bedeutung  habe.6)  Als  dann  aber  der  rumänische  erste 
Vertreter  Beldiman  den  japanischen  Amtsgenossen  über  die  Tragweite 
des  Zusatzes  beruhigte  und  auch  Bourgeois  noch  einmal  im  Interesse  der 


x)  III.  126. 
a)  III.  127. 

3)    a#    a.    0. 

4)  Vgl.  oben  S.  227  f. 
6)  III.  127. 
•)  a.  a.  0. 
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Einmütigkeit  das  Wort  ergriffen  hatte,  änderte  Motono  sein  „vote  nägatif 4, 
wofür  ihm  der  Präsident  förmlich  den  Dank  aussprach,  und  so  war  der 
Antrag  Bihourd  einstimmig  mit  24  Stimmen  angenommen.  Der  Vertreter 
Griechenlands  hatte  gefehlt.1) 

Der  Rolinsche  Kommissionsbericht  betont,  die  Bihourdsche  Klausel 
gebe  in  der  Tat  alle  Garantien  des  früheren  Art.  3  und  beseitige  gleich- 
zeitig die  Bedenken,  welche  Beernaert  veranlasst  hätten,  der  einfachen 
Streichung  des  Art.  3  das  Wort  zu  reden.2) 

II.  Man  kam  jetzt  zum  Art.  4. 

Der  nordamerikanische  Artilleriekapitän  G  r  o  z  i  e  r ,  der  in  der  Über- 
zeugung, dass  die  Vereinigten  Staaten  nicht  Gefahr  laufen  könnten,  besetzt  zu 
werden,  vorläufig  der  Streichung  des  Art.  4  zugestimmt  hatte,  war  jetzt 
für  die  Aufrechterhaltung.  Aber  Beernaert  erklärte  es  für  unmöglich, 
dass  ein  Staat  seine  Beamten  im  voraus  ermächtige,  im  Dienst  des  Feindes 
zu  bleiben.8) 

Auch  der  holländische  erste  Vertreter  van  Karnebeek  war  mit 
dem  Art.  4  unzufrieden: 

Der  Art.  4  wolle  ja  wohl  dem  Sieger  kein  Recht  verleihen,  sondern  viel- 
mehr nur  seiner  tatsachlichen  Gewalt  rechtliche  Schranken  setzen.  Aber  der 
Artikel  enthalte  doch  mehr:  wenn  auch  keine  Ermächtigung,  so  doch  eine  Art 
Einladung  zum  Eintritt  in  den  feindlichen  Dienst,  die  ihm  nicht  passe.  In  vielen 
Fällen  sei  es  für  die  Beamten  eine  vaterländische  Pflicht  von  grosser  Tragweite 
bis  zum  Ende  die  entschiedensten  Gegner  des  vorgedrungenen  Feindes  zu  bleiben 
Deshalb  sei  er  für  die  Streichung  des  Art.  4.4) 

Der  österreichische  Bevollmächtigte  Lammasch  versuchte  es  zu- 
nächst, den  Artikel  durch  eine  kleine  Änderung  in  der  Fassung  zu  retten;6) 
aber  Beernaert  erwiderte,  dass  die  Ermächtigung  verschwinden  müsse.6) 
Da  schlug  Lammasch  den  Zusatz  vor:  „avec  Tassenüment  de  leur  pays";7) 
aber  Beernaert  meinte,  dann  verliere  der  Artikel  seine  Daseinsberechtigung. 

Der  deutsche  Oberst  Gross  v.  Schwarzhoff  gab  zu  bedenken, 

dass  es  sich  hier  ja  weniger  um  politische  Beamte  handle,  als  insbesondere  um 
Beamte  der  Selbstverwaltung.  Die  Einwohner  könnten  verlangen,  dass  die  Bürger- 
meister und  sonstigen  Gemeindebeamten  im  Amt  bleiben.  Zwar  sei  es  auch  der 
vorgedrungenen  Kriegspartei  von  Nutzen,  wenn  gewisse  Beamte  ihren  Dienst  behalten. 
Es  handle  sich  aber  nicht  einzig  und  allein  um  eine  Ermächtigung  zum  Dienste 
beim  Feind  oder  um  eine  Begünstigung  des  Feindes ;  sondern  die  weitere  Amtierung 
gewisser  Angestellter  liege  im  Interesse  beider  Parteien.8) 

Der  Belgier  Rolin,  Vertreter  von  Siam,  erklärte  sich  indes  für  die 
Streichung:9) 

Er  könne  keine  Fassung  finden,  welche  allen  Einwendungen  gerecht  würde. 
Auch  der  zuletzt  von  Lammasch  vorgeschlagene  Zusatz  sei  gefährlich.  Denn  er 
besage,  dass  die  Beamten  ohne  Zustimmung  ihrer  Regierung  nicht  auf  ihrem 
Posten  bleiben  dürfen.     Man  müsse  aber  dem  Interesse  der   Bevölkerung   Rech- 


*)  a.  a.  0. 
*)  III.  43. 
s)  III.  127  f. 

*)  in.  128.    Vgl.  auch  III.  43. 

*)  Lammasch  regte  die  Konditionalform  an,  wie  man  sie  auch  für  Art.  5  und  5a 
vorgesehen  habe.    (IE.  128.) 
•)  a.  a.  0. 

7)  a.  a.  0. 

8)  a.  a.  0. 
•)  a.  a.  0. 
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nung  tragen,  was  allerdings  verlange,  dass  die  Orts-  und  Gemeindebeamten 
ausharren,  um  möglichst  die  Rechte  und  Güter  der  Bevölkerung  gegenüber  den 
Forderungen  des  Siegers  zu  vertreten.  Wenn,  so  schloss  Rolin  seine  Ausführung, 
die  Beamten  in  diesem  Geiste  wirken,  so  verletzen  sie  nicht  ihre  Pflichten,  sondern 
erfüllen  vielmehr  eine  Pflicht  gegen  ihr  Land.  Es  ist  gefährlich,  eine  Fassung 
anzunehmen,  die  so  ausgelegt  werden  kann,  als  ob  die  Beamten  nur  dann  auf 
ihrem  Posten  bleiben  dürfen,  wenn  sie  von  ihrem  Vaterland  dazu  ermächtigt  sind. 

Der  Präsident  v.  Martens  erinnerte  auch  daran,  dass  alle  diese 
Fragen  schon  im  Jahre  1874  lang  und  breit  erörtert  worden  seien.1) 

Man  habe  sich  damals  nicht  bloss  durch  die  militärische  Notwendigkeit, 
sondern  auch  durch  die  Interessen  der  Bevölkerung  bestimmen  lassen.  Finde  der 
Feind  keinen  Beamten  am  Platz,  so  könne  man  nicht  auf  Billigkeit  und  Gerechtig- 
keit hoffen.  Nach  dem  Willen  ihres  eigenen  Landes  seien  die  Beamten  die  natür- 
lichen Verteidiger  der  Einwohner  in  ihren  Beziehungen  zum  Sieger. 

Bei  den  Redaktionsschwierigkeiten,  die  der  Artikel  mache,  sprach 
sich  dann  aber  schliesslich  auch  Martens  für  die  Streichung  aus.2) 

Van  Karnebeek  begriff  sehr  wohl  den  Wunsch,  dass  die  Ortsobrig- 
keit  dem  Feind  zur  Verfügung  stehe  und  gleichzeitig  der  Bevölkerung  Schutz 
gewähre : 

Aber  wie  denke  man,,  was  Holland  interessiere,  über  die  Beamten  der 
Dämme  und  Wasserwege?  Im  Falle  einer  Besetzung  könne  das  Land  ihre  Hilfe 
nicht  entbehren.  Für  den  Feind  sei  die  Unterstützung  von  dieser  Seite,  da  jene 
Beamten  die  einzigen  Kenner  der  Wasserverhältnisse  seien,  von  der  grOssten 
Wichtigkeit.  Würden  sie  aber  in  den  Dienst  des  Feindes  treten,  so  könnte  eine 
solche  Handlung  im  Augenblick  der  Gefahr,  wo  es  sich  um  die  Verteidigung  des 
Vaterlandes  handle,  Verrat  bedeuten.  Aus  dieser  besonderen  Erwägung  könne  er 
niemals  für  Art.  4  stimmen 

Der  serbische  Bevollmächtigte  Dr.  Veljkovitch  meinte  schliesslich 
aber,  dass  die  ganze  Frage  ja  schon  durch  Art.  2  entschieden  sei: 

Die  Achtung  vor  den  Gesetzen  des  Landes  bedeute  auch  die 
Beibehaltung  der  Beamten,  die  auf  Grund  dieser  Gesetze  ernannt 
worden  seien. 

Nachdem  der  Präsident  v.  Martens  erklärt  hatte,  dass  diese  „scharf- 
sinnige" Auslegung  des  serbischen  Vertreters  zu  Protokoll  genommen  wer- 
den solle,  wurde  die  Streichung  des  Art.  4  einstimmig  beschlossen.8) 

Der  Rolinsche  Kommissionsbericht  bezeichnet  diese  Streichung  als 
das  Verdienst  von  Beernaert  und  van  Karnebeek.4) 

III.  Nunmehr  begann  der  Kampf  um  den  Art,  5. 
Der  Belgier  Rolin,  Vertreter  von  Siam,  beantragte  zunächst  folgende 
neue  Fassung: 

„Si  l'occupant  preleve  les  impöts  ä  son  pro  fit,  il  encowt,  par  ce  fait,  F  Obli- 
gation de  pourvoir  aux  frais  de  Vadministration  du  territoire  oecupe  dans  la 
mesure  oü  le  Gouvernement  legal  y  etait  tenu."6) 

Beernaert  meinte,  dass  dieser  Artikel  in  Verbindung  mit  den  im 
notwendigen  Zusammenhang  stehenden  Kontributionsbestimmungen  der  Art. 
40—42  gewürdigt  werden  möge,  aber  Rolin  widersprach:  der  Art.  5  be- 
schäftige sich  mit  den  von  der  gesetzlichen  Staatsgewalt  auferlegten,   also 


J)  a.  a.  0. 

2)  III.  129. 
*)  III.  129 
*)  III.  43. 
*)  III.  129,  164. 
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den  ordentlichen  Steuern,  die  Art.  40 — 42  aber  mit  ausserordentlichen 
Kontributionen,  Requisitionen  und  ähnlichen  Auflagen  des  Siegers.1) 

Die  weitere  Debatte  drehte  sich  darum,  ob  der  Rolinsche  oder  der 
Brüsseler  Text  vorzuziehen  sei. 

Der  holländische  erste  Vertreter  van  Karnebeek  sprach  sich  für 
den  letzteren  aus.  Aus  der  Rolinschen  Fassung  ersehe  man  nicht,  um 
welche  Steuern  es  sich  handle,  auch  diene  sie  weniger  den  Interessen  des 
besetzten  Landes. 2)  Später  ergänzte  er  dies  dahin,  der  Brüsseler  Text  ent- 
halte keine  Anerkennung  eines  Rechts,  sondern  nur  eine  Schranke  für  die 
tatsächliche  Gewalt  des  Siegers.     Das   empfehle   die  Brüsseler  Fassung.8) 

Rolin  aber  erwiderte:  er  selbst  habe  nichts  gegen  die  Brüsseler 
Fassung.  Sein  Vorschlag  sei  nur  ein  Zugeständnis  an  Beernaert,  dessen 
Unterscheidung  von  alten  und  neuen  Steuern  er  berücksichtigen  wolle. 

Beernaert  meinte,  dann  müsse  man  aber  wenigstens  auch  die 
Worte  einsetzen:  „d6jä  6tablis".*) 

Der  französische  Bevollmächtigte  Bihourd  fügte  hinzu:  es  handle  sich 
bei  den  Steuern  weiter  doch  auch  noch  darum,  dass  die  bisherige  Form  und 
Verwendung  erhalten  bleibe.  Nach  dieser  Richtung  versage  gleichfalls  der 
Rolinsche  Wortlaut. 

Rolin  entgegnete  beiden:  es  komme  hier  lediglich  darauf  an,  dass 
die  Gewalt  des  Siegers  einfach  an  die  Stelle  der  gesetzlichen  Macht  trete, 
und  da  genüge  es,  dem  Sieger  zu  sagen:  „pröl&ve  les  impöts".  Denn  das 
bedeute  die  alten  Steuern  in  den  verschiedensten  Formen  ihrer  Erhebung.6) 

Der  serbische  Bevollmächtigte  Dr.  Veljkovitch  meinte  indes,  es 
handle  sich  nicht  bloss  um  die  Steuern,  sondern  auch  um  „contributions 
communales"  =  Gemeindeumlagen,  und  er  beantragte  daher  hinter  impöts 
den  Zusatz: 

„ou  autres  contributions  qutlconques  dejä  etablies." 

Sein  weiterer  Antrag  ging  auf  Streichung  der  Worte: 

„au  profit  de  l'Etat;.'*) 

Der  Präsident  meinte  jedoch,  die  Herrschaft  des  Siegers  über  die 
Gemeindeumlagen  widerstreite  dem  Art.  8,  welcher  das  Gemeindevermögen 
als  Privateigentum  schütze.7) 

Das  unterstützte  van  Karnebeek  durch  den  Hinweis,  das  der 
Sieger  doch  nur  an  Stelle  der  Staatsgewalt  stehe  und  deshalb  nicht  mehr 
Rechte  haben  könne  als  diese.  Die  Staatsgewalt  habe  aber  regelmässig 
keinen  Zugriff  auf  die  Gemeindeumlagen.8) 


l)  a.  a.  0.  Schon  nach  der  vorläufigen  Abstimmung  über  Art.  6  hatte  Beernaert 
darauf  hingewiesen,  dass  seine  Antrage  betr.  die  Aufhebung  der  Artikel  40-42  und 
die  Einführung  von  Zusatzartikeln  eine  notwendige  Folge  seiner  Stellung  zu  Art.  3—5 
seien  und  hatte  deshalb  gemeint,  man  möge  jetzt  sofort  und  zwar  wiederum  nur  vorläufig 
Ober  die  Art  40-42  abstimmen.    III.  138. 

f)  III.  129. 

8)  in.  129  f. 

*)  a.  a.  0. 

5)  a.  a.  0. 

•)  III.  130. 

*)  a.  a.  0.     Vgl.  darüber  unten  §  69. 

8)  a.  a.  0. 
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Doch  Veljkovitch  erwiderte:  wenn  die  Gemeindebehörden  nicht 
mehr  in  der  Lage  seien,  ihr  Amt  auszuüben,  so  könnten  sie  auch  die 
Gemeindeumlagen  nicht  mehr  beitreiben.  So  würde  Platz  für  den  Besitz- 
ergreifer, der  an  Stelle  der  Ortsbehörden  trete. 

Nach  einem  weiteren  Meinungsaustausch  von  Beernaert,  Bihourd  und 
Beldiman  stellte  Rolin  einen  neuen  Antrag,  der  in  Berücksichtigung  der 
geäusserten  Bedenken  für  den  Art.  5  folgende  Fassung  vorschlug: 

uSi  Voccupant  prileve  les  impöts  itablis  au  profit  de  VEtat,  il  le  fera  au- 
tant  que  po&sible  d' apres  les  regles  de  l'assiette  et  de  la  re'partition  en  vigueur 
dam  le  territoire  occupi,  et  il  en  re'sultera  pour  Voccupant  V Obligation  de  pour- 
vcir  aux  frais  de  Vadministration  du  territoire  occupi  dans  la  mesure  oü  le  Gou- 
vernement liial  y  etaü  tenu."  l) 

Das  war  der  letzte  Versuch,  zwischen  den  auf  einfache  Beibehaltung 
und  einfache  Streichung  des  Art.  5  gerichteten  Bemühungen  eine  annehm- 
bare mittlere  Fassung  zu  finden.2) 

Rolin  führte  später  im  Kommissionsbericht  aus,  das  Unterscheidende 
sei  hier  die  Bedingungsform  gewesen,  die  er  gewählt  habe,  um  Beernaert  und 
seinen  Anhang  zu  gewinnen,  welche  jeden  Schein  vermeiden  wollten,  als 
sollten  wirkliche  Rechte  des  Besetzenden  anerkannt  werden.3) 

van  Karnebeek  äusserte  sich  folgendermassen :  die  neue  Rolinsche 
Fassung  und  der  Brüsseler  Text  seien  nicht  sehr  verschieden.  Man  wolle 
mit  der  neuen  Fassung  Beernaert  entgegenkommen ;  aber  vielleicht  mache 
auch  dieser  ein  Zugeständnis  und  stimme  für  den  Brüsseler  Text,  unter  dem 
Auslegungsvorbehalt,  dass  damit  kein  Recht  des  Siegers  anerkannt  würde.*) 

Aber  Beernaert  erwiderte,  trotz  aller  Einheitsbegeisterung  könne 
er  in  dem  gewünschten  Sinn  nicht  stimmen. 

Nunmehr  wurde  abgestimmt: 

Es  handelte  sich  zunächst  um  den  weitgehendsten  Antrag,  den  Art.  5- 
einfach  zu  streichen. 

Für  diesen  Antrag  waren  nur  6  Staaten :  Belgien  (vorbehaltlich  eines 
Ersatzes),  Spanien,  Persien,  Siam  (mit  dem  belgischen  Vorbehalt),  die 
Schweiz  und  Bulgarien. 

Gegen  diesen  Antrag  stimmten:  19  Staaten,  darunter  alle  Grossmächte: 
Deutschland,  die  vereinigten  Staaten  von  Amerika,  Österreich -Ungarn, 
China,  Dänemark,  Frankreich,  England,  Italien,  Japan,  Luxemburg,  Mexiko, 
Holland,  Portugal,  Rumänien,  Russland,  Serbien,  Schweden -Norwegen 
und  die  Türkei.6) 

Es  handelte  sich  jetzt  nur  noch  um  die  Textierung,  und  van  Karne- 
beek versuchte  mit  Unterstützung  von  Bildt,  dem  ersten  Bevollmächtigten 
von  Schweden  und  Norwegen,  nunmehr  den  belgischen  Bevollmächtigten 
Beernaert,  nachdem  er  den  Brüsseler  Text  abgelehnt  hatte,  zur  Annahme 
der  Rolinschen  Fassung  zu  bewegen.  Die  Einstimmigkeit  sei  doch  von 
grossem  Wert.6) 


*)  III.  130. 

2)  Beldiman  a.  a.  0. 

8)  III.  44. 

4)  ffl.  130. 

ft)  III.  130  f. 

6)  131. 
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Aber  Beernaert  erklärte,  er  dürfe  nun  einmal  nicht  für  diese  Fassung 
stiimnen;  doch  wolle  er  seiner  Regierung  die  Annahme  empfehlen. 

Darnach  wurde  die  Rolinsche  Fassung  einstimmig  angenommen,1} 
welche  nach  einer  späteren  Feststellung  von  Beernaert  dem  vordringenden 
Sieger  das  Recht  gibt,  sich  an  die  Stelle  der  zurückgedrängten 
Staatsgewalt  zu  setzen. 

„on  a  (Heide*  dfautoriser  Venvahisseur  ä  se  substituer  ä  l'autorUS 
de  VEiat  envahi  et  de  pre'lever  des  impots."  *) 

Als  dann  später  bei  der  eindringlichen  Verhandlung  über  Art.  41 — 42 
am  17.  Juni  die  Kontributions-  und  Requisitionsfrage  aufgerollt  wurde,8) 
kam  es  in  der  Unterkommission  noch  einmal  zu  einer  Änderung  und  damit 
zur  heutigen  Fassung  (Art.  48).  Diese  war  von  dem  Redaktionsausschuss 
besorgt  worden4)  und  wurde  einstimmig  angenommen.5) 

Das  Ergebnis  dieser  langwierigen  und  mühsamen  Verhandlungen  ist, 
dass  an  Stelle  der  Art.  2 — 5  der  Brüsseler  Deklaration  die  Art.  43  und  48 
des  Haager  Kriegsgesetzbuchs  getreten  sind. 

Am  20.  Juni  schliesslich  wurde  dann  noch  die  Martenssche  Vorbehalts- 
erklärung beschlossen,  die  später  in  die  Einleitung  des  Abkommens  ein- 
gestellt wurde  und  die  letzten  Bedenken  von  Beernaert  beseitigte.6)  Belgien 
hat  demgemäss  denn  auch  das  Abkommen  unterzeichnet  und  ratifiziert. 

§  51. 
Das  Ergebnis  der  Verhandlungen. 

Es  ist  nunmehr  der  Inhalt  der  Art.  43  und  48  darzustellen. 

A.  Die  juristische  Natur  der  Besetzung  ist  im  Art.  43  dahin  zu- 
sammengefasst,  dass 

„die  gesetzmässige  Gewalt  tatsächlich  in  die  Hände  de» 
Besetzenden  fibergegangen  ist". 

In  der  kriegsrechtlichen  Besetzung  vollzieht  sich  also  eine  rechtlich 
bedeutsame  Veränderung,  nämlich  der  Übergang  der  gesetzmässigen  Ge- 
walt auf  das  Besetzungsheer.  Aber  dieser  Übergang  ist  kein  Rechtsakt, 
sondern  die  Besetzung  ist  stets  nur  ein  rein  tatsächlicher  Vorgang.  Das 
ist  eine  auf  die  kriegsrechtliche  Besetzung  zugeschnittene  Eigentümlichkeit,7) 

Bezüglich  der  juristischen  Natur  von  Besetzung  und  Besitz  besteht 
dann  aber  Parallelismus.8) 

J)  in.  131. 

»)  III.  135. 

*)  Vgl.  alsbald  S.  §§  61-64. 

4)  Vgl.    unten  S.  §  59. 

8)  III.  142,  44. 

•)  Vgl.  oben  S.  88-96,  46  f. 

7]  Der  privatrechtliche  Besitz  wird  auch  durch  Einigung  (Rechtsgeschäft)  mit  dem 
bisherigen  Besitzer  erworben,  wenn  nur  der  Erwerber  in  der  Lage  ist,  die  Gewalt  über 
die  Sache  auszuüben  (BGB.  §  854  Abs.  2).  Beim  Besitz  liegt  das  ihn  vom  Eigentum 
Unterscheidende  überhaupt  nicht  in  dem  Wie  der  Erwerbung,  sondern  nur  in  dem  Wie 
des  Erworbenen,  also  in  dem  juristischen  Gehalt  und  damit  in  der  reinen  Tatsachlichkeit 
der  erlangten  Gewalt. 

*)  Vgl.  BGB.  §  854  Abs.  1 :  „Der  Besitz  einer  Sache  wird  durch  die  Erlangung 
der  tatsachlichen  Gewalt  über  die  Sache  erworben";  will  inhaltlich  eben  nur  diese 
.tatsächliche  Gewalt". 


j 
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Auch  durch  die  Besetzung  wird  keine  rechtliche  oder  legitime,  sondern 
nur  eine  tatsächliche  Herrschaft  begründet.  Das  Gebiet  ist,  wie  der  Art.  42 
sagt,  dann  besetzt,  wenn  es 

„tatsächlich  in  der  Gewalt  des  feindlichen  Heeres  steht**. 

Der  juristische  Inhalt  der  militärischen  Besetzung  ist,  dass  das  feind- 
liche Heer  auf  Grund  seines  Vordringens  in  einem  Gebiet  tatsächlich  die 
Gewalt  hat. 

Diese  Gewalt  ist  näher  zu  bestimmen. 

Der  Besitzer  übt  eine  privatrechtliche  „Gewalt  über  die  Sache  aus"  *) 
nach  Massgabe  des  BGB.,  der  Besetzende  dagegen  eine  öffentlich-recht- 
liche Gewalt  nach  Massgabe  des  KGB. 

Wenn  man  einfach  nur  tatsächliche  und  rechtliche  Macht  gegenüber- 
stellt, muss  man  freilich  dem  Besitz  wie  der  Besetzung  den  Rechtscharakter 
absprechen. 

Aber  auch  diese  tatsächliche  Gewaltsinhaberschaft  wurde  hier  wie 
dort  Gegenstand  rechtlicher  Ordnung  und  der  Rechtstitel  für  Ansprüche. 
Besitz  und  Besetzung,  obschon  rein  tatsächliche  Gewaltsverhältnisse,  wurden 
die  Quelle  von  wirklichen  Rechten.2) 

Bei  der  Besetzung  sehen  wir  sogar  die  ganze  „gesetzmässige 
Gewalt"  in  den  Händen  des  Besetzenden.  Sie  ist  auf  ihn  übergegangen. 

Wäre  die  Besetzung  ein  rechtlicher  Übergang  der  gesetzmässigen 
Gewalt,  so  wäre  die  Besetzung  Gebietserwerb. 

Da  aber  nur  ein  tatsächlicher  Übergang  vorliegt,  welcher  die  alte 
Rechtsträgerschaft  unberührt  lässt,  so  ergibt  sich  als  eine  Besonderheit 
des  Besetzungsrechts,  dass  die  gesetzmässige  Gewalt,  welche  an  den  Be- 
setzenden gelangt  ist,  inhaltlich  nur  eine  Ausübung  fremder  Rechte,  näm- 
lich der  Rechte  der  zwar  noch  rechtlich  bestehenden  aber  tatsächlich 
zurückgedrängten  und  dadurch  in  der  Regierung  behinderten  fremden 
Staatsgewalt  ist.  Sie  ist  eine  Geltendmachung  fremder  Rechte,  die  sich 
freilich  nicht  von  dem  Willen  der  fremden  Staatsgewalt  ableitet  und  auch 
nicht  nach  deren  Direktiven  und  Interessen  bestimmt,  sondern  die  sich 
durch  das  objektive  Recht  des  Kriegsgesetzbuchs  ergibt  und  mit  Rechts- 
gehalt füllt  und  die  im  Interesse  des  Besetzungsheeres  wie  zum  Schutz  der 
Bevölkerung  erfolgt. 

Die  militärische  Besetzung  ist  somit  Ausübung  der  Staats- 
gewalt für  den  Souverän  auf  Grund  der  tatsächlichen  Gewalt 
und  nach  Massgabe  des  objektiven  Kriegsrechts,  zur  Wahr- 
nehmung der  Interessen  der  Kriegsführung  und  zum  Schutz 
der  Bevölkerung  des  besetzten  Gebietes. 

B.  Der  Inhalt  der  Gewalt  des  Besetzungsheeres  bestimmt  sich 
zunächst 

I.  nach  Art.  43,  der  eine  Vereinigung  der  Art.  2  und  3  der  Brüsseler 
Deklaration  darstellt: 

„Nachdem  die  gesetzmässige  Gewalt  tatsächlich  in  die  Hände  des  Besetzenden 

l)  BGB  §  854  Abs.  %  855. 
*)  Vgl.  oben  S.  214. 
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übergegangen  ist,  hat  dieser  alle  ihm  zu  Gebote  stehenden  Massnahmen  zu  treffen,, 
um  nach  Möglichkeit  die  öffentliche  Ordnung  und  Sicherheit  wiederherzustellen  und 
aufrecht  zu  erhalten,  und  zwar  unter  Berücksichtigung  der  Landesgesetze,  sofern 
keine  unüberwindlichen  Hindernisse  entgegenstehen/ 

Nach  Art.  43  ist  die  Regierungshoheit  der  alten  Staatsgewalt  tat- 
sächlich verdrängt  oder  zeitweilig  eingestellt.1)  Aber  das  besetzte  Land 
kann  und  soll  nicht  ohne  Verwaltung  sein  und  demgemäss  ist  die  Re- 
gierung eine  Pflicht  und  ein  Recht  der  Besatzungstruppen,  was  einmal  im 
Hinblick  auf  die  Interessen  der  Bevölkerung  nötig  wird,  sodann  aber  auch 
insbesondere  darin  seine  innere  Rechtfertigung  findet,  dass  die  weitere  Kriegs- 
fuhrung  in  der  Verwaltung  des  besetzten  Gebiets  ihren  Rückhalt  findet.2) 

Das  bedeutet  indes  keine  staatsrechtliche  Succession,  wie  man  schon 
gemeint  hatte.  Vielmehr  hat  das  besetzte  Gebiet  seine  alte  Staatszugehörig- 
keit nicht  geändert,  und  es  hat  auch  noch  seinen  alten  Souverän ;  nur  ist 
dem  letzteren  in  kraft  der  militärischen  Besetzung  die  Ausübung  der  Staats- 
gewalt unmöglich  gemacht  und  der  Sieger  für  die  Zeit  der  Besetzung  mit 
dieser  Ausübung  betraut. 

Demgemäss  sind  die  Einwohner  dem  neuen  Militärgouvernement  zum 
Gehorsam  verpflichtet,  der  erzwungen  werden  kann. 

Dieser  Gehorsam  geht  aber  nicht  auf  die  Teilnahme  an  den  Kriegs- 
unternehmungen gegen  das  eigene  Land,8)  ist  auch  kein  Gehorsam  wirk- 
licher Untertanen,4)  sondern  nur  ein  Gehorsam  im  Rahmen  zeitweiliger  Ver- 
waltungsherrschaft und  der  militärischen  Notwendigkeit.6)  Die  Einwohner 
dürfen  gegen  die  neue  Verwaltung  und  ihre  Interessen  nicht  feindlich 
auftreten,6)  haben  sich  allen  nötigwerdenden  Verwaltungs-  und  Zwangs- 
massregeln zu  fügen,7)  geniessen  dafür  aber  auch  den  Rechtsschutz  der 
Art.  46—47,  während  sie  bei  Verletzung  ihrer  Pflichten  Strafen  und  Repres- 
salien zu  gewärtigen  haben. 

1.  Die  alten  Gesetze  gelten  fort. 

Was  die  Frage  der  Gesetzes  an d  er  ung  anlangt,  so  konnte  dieselbe 
nicht  wohl  schlechthin  ausgeschlossen,  sie  sollte  aber  als  etwas  ganz. 
Aussergewöhnliches  bezeichnet  werden. 

Regierungshandlungen  mit  dauernder  Wirkung  sind  nämlich  im 
allgemeinen  durch  den  Charakter  der  militärischen  Besetzung  abgewiesen.8) 


')  Das  hatte  der  Art.  2  der  Brüsseler  Deklaration  ausdrücklich  gesagt  Die 
Streichung  erfolgte  zur  Schonung  der  Gefühle  der  Besiegten,  aber  nicht  zum  Zweck  der 
Rechtsänderung.    Vgl.  oben  S.  225  f. 

Vgl.  auch  Lueder  IV.  512. 

■)  a.  a.  0.  519  6  und  die  dort  Gitierten. 

»)  Art.  44. 

*)  Untertanen  sind  sie  der  feindlichen  Macht  gegenüber  nicht,  und  deshalb  dürfen 
sie  nach  Art.  45  auch  nicht  gezwungen  werden,  derselben  den  Treueid  zu  leisten,  den 
noch  Napoleon  I.  in  seinen  Kriegen  verlangt  hatte. 

5)  Lueder  IV.  512. 

•)  Der  amerikanische  General  Halleck  verglich  die  Einwohner  eines  besetzten 
Gebietes  mit  den  auf  Ehrenwort  entlassenen  Kriegsgefangenen.  Darauf  verweist  auch 
nach  dem  Beispiele  von  Dahn  das  Generalstabsheft  S.  46.  Über  die  Rechtsstellung  der 
genannten  Kriegsgefangenen  vgl.  oben  S.  143  ff. 

7)  Z.  B.  betr.   die   Erleuchtung   der  Fenster,   Ablieferung  der  Waffen,  Verkehrs- 
beschränkung, Quartierpflicht,  Geiselstellung  u.  s.  w. 

8)  Vgl.  auch  Lueder  IV.  512. 


"238  §  51.    Das  Ergebnis  der  Verhandlungen. 


Verfassung,  Rechtsprechung  und  öffentliche   Einrichtungen  bleiben  daher 
im  allgemeinen  unberührt. 

Im  übrigen  hatte  schon  der  Art.  3  der  Brüsseler  Deklaration1)  Ge- 
setzesänderungen für  den  Fall  der  „Notwendigkeit"  zugelassen,  aber 
•diese  Beschränkung  auf  das  unbedingt  Nötige  ist  am  Schluss  des  jetzigen 
Art.  43  noch  schärfer  und  bestimmter  hervorgehoben.  Hiernach  darf  an 
den  Landesgesetzen  nichts  geändert  werden,  „sofern  keine  unüber- 
windlichen Hindernisse  entgegenstehen".2) 

Liegen  diese  freilich  vor,  so  wird  die  Gesetzesänderung,  eventuell 
sogar  die  Aufhebung  oder  Änderung  der  Verfassung  und  der  Erlass  neuer 
Gesetze,  eine  gebieterische  Notwendigkeit  und  dann  auch  ein  Recht  der 
Occupationsarmee. 

Die  Gesetzesänderung  muss  indes  mit  den  Interessen  der  Kriegsfüh- 
rung im  Zusammenhang  stehen  und  durch  diese  gefordert  sein.8) 

Solche  unüberwindliche  Hindernisse,  welche  eine  Gesetzesänderung 
nötig  machen,  werden  sich  aber  nur  zu  bald  herausstellen. 

Dass  insbesondere  die  alten  Zoll-  und  Steuergesetze  möglichst  in  Kraft 
ileiben  sollen,4)  ist  besonders  im  Art.  48  gesagt.  Auch  wird  kaum  ein 
Anlass  sein,  am  Givilrecht  etwas  zu  ändern.  Aber  jeder  Sieger  wird  vor 
allem  die  alten  Aushebungsgesetze  beseitigen  und  den  Einwohnern  des  Be- 
setzungsgebiets verbieten,  sich  unter  die  Fahnen  zu  begeben.  Auch  ohne 
die  Verschärfung  des  Strafrechts  und  ohne  die  Einsetzung  besonderer 
Kriegsgerichte  wird  man  vor  unüberwindlichen  Hindernissen  stehen. 

Vor  allem  leuchtet  ein,  dass  weitere  militärische  Aushebungen  für  die 
alte  Staatsgewalt  im  Occupationsgebiet  verboten  werden. 

Eine  Proklamation  des  deutschen  Bundesfeldberrn  v.  13.  Aug.  1870 6)  ver- 
ordnete daher: 

„Art.  1.  La  conscription  est  abolie  dans  toute  l'etendue  da  terricoire  fran- 
<jais  occupe  par  les  troupes  allemandes. 

Art.  2.  Les  agents  des  autorites  civiles  qui  contreviendraient  ä  la  dispo- 
sition  contenue  dans  l'article  precödant,  soit  en  operant  ou  en  facilitant  le  tirage 
des  conscrits,  soit  en  les  engageant  ä  s'y  soumettre  ou  en  leur  delivrant  des  ordres 
de  depart  ou  par  tout  autre  moven  quel  qu'ü  soit,  seront  destitues  de  leurs  foncüons 
et  detenues  en  ADemagne  jusqu  ä  ce*  qu'il  soit  statue  ulterieurement  sur  leur  mise 
en  liberte. 

Art.  3.  Les  genöraux  commandant  les  differents  corps  des  armees  alle- 
mandes sont  charges  de  veiller  ä  l'execution  du  present  decret'  qui  acquerra  force 
de  loi  pour  chaque  departement  occupä  par  les  troupes  allemandes  aussitöt  qu'il 
sera  affiche  dans  une  des  localites  qui  en  fönt  partie." 

Am  15.  Dezember  1870  erging,  allerdings  nur  für  Elsass-Lothringen, 
«ine  noch  schärfere  Strafverordnung. 

Auf  den  Eintritt  der  Elsass-Lothringer  in  die  französische  Armee 
noch  in  der  damaligen  Zeit  war  hier  angedroht:  Einziehung  des  gegen- 
wärtigen und  künftigen  Vermögens,  zehnjährige  Verbannung  und  Nichtig'- 
keit  der  auf  Umgehung  gerichteten  Verfügungen.    Ausserdem  bedurfte  es 

*)  Vgl.  oben  S.  24. 

2)  Diese  Fassung  geht  auf  Bihourd  zurück.    Vgl.  oben  S.  230. 

8)  Bonfils  S.  617. 

4)  a   a.  0.  515. 

*)  Abgedruckt  im  preuss.  Staatsanzeiger  v.  18.  August  1870  (Nr.  213)  S.  3214. 
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einer  schriftlichen  Erlaubnis  des  Präfekten  zum  Verlassen  des  Ortes,  und 
die  erlaubnislose  Entfernung  von  mehr  als  acht  Tagen  begründete  die 
Vermutung  des  Eintritts  in  die  Armee,  welche  zur  Verurteilung  aus- 
reichte.1) 

Die  ältere  Kriegspraxis  wandelte  auf  noch  härtere  Bahnen.  Der 
Sieger  hob  im  besetzten  Gebiet  Rekruten  aus  und  führte  sie  gegen  ihr 
bisheriges  Vaterland. 

Das  ist  nun  freilich  nicht  mehr  erlaubt.8)  Aber  der  Besetzende  wird 
doch  wenigstens  die  Verstärkung  des  feindlichen  Heeres  durch  Leute  ver- 
bieten wollen,  die  jetzt  ihm  selbst  zu  gehorchen  haben.  Die  Kriegspartei, 
auf  welche  die  gesetzmässige  Gewalt  im  Besetzungsbereich  tatsächlich  über 
gegangen  ist,  hat  nun  aber  auch  in  Wirklichkeit  die  Befugnis,  die  Ver- 
stärkung der  feindlichen  Macht  durch  Aushebung  oder  freiwilligen  Anschluss 
seiner  eigenen  Gehorsamspflichtigen  zu  verbieten.  Wenn  diese  entgegen 
handeln,  so  begehen  sie  Kriegsrebellion.8) 

Den  Militärgerichten  und  dem  Kriegsrecht  pflegten  bis  jetzt  insbe- 
sondere noch  unterworfen  zu  werden : 

1.  Alle  Angriffe,  Verletzungen,  Tötungen  und  Beraubungen  von  Sol- 
daten des  Besetzungsheeres. 

2.  Alle  Angriffe  auf  die  Kriegsmittel  des  Besetzungsheeres. 

3.  Jede  Zerstörung  von  Verkehrseinrichtungen,  wie  Brücken, 
Kanäle,  Strassen,  Eisenbahnen,  Telegraphen  u.  s.  w. 

4.-Jeder  Kriegsverrat. 

Die  Methode  kann  verschieden  sein.  Der  Sieger  kann  ad  hoc 
zum  Schutz  der  Interessen  des  Siegers  ein  Ergänzungsstrafrecht  schaffen, 
sozusagen  aus  dem  Boden  stampfen,  und  es  werden  mit  der  einschlägigen 
Gerichtsbarkeit  wiederum  durch  einen  Akt  der  Heeresleitung  die  Kriegs- 
gerichte betraut.     Das  war  1870/71  deutsche  Praxis. 

Eine  Proklamation  des  Oberbefehlshabers  der  deutschen  Armeen, 
welche  gleichfalls  am  18.  August  1870  im  preussischen  Staatsanzeiger 
(S.  3214,  Nr.   213)  zum  Abdruck  kam,  bestimmte: 

1.  La  Jurisdiction  militaire  est  etablie  par  la  presente. 

Elle  sera  appliquee  dans  toute  l'etendue  du  territoire  franqais  occupe  par 
les  troupes  allemandes  ä  toute  action  tendante  ä  compromettre  la  securite  de  ces 
troupes,  ä  leur  causer  des  dommages  ou  ä  preter  assistance  ä  l'ennemi.  La  juri- 
diction  militaire  sera  reputee  en  vigueur  et  proclamee  pour  toute  l'etendue  d'un 
canton,  aussitöt  qu  eile  sera  affichee  dans  une  des  localites  qui  en  fönt  partie. 

2.  Toutes  les  personnes,  qui  ne  fönt  pas  partie  de  l'armee  franc,aise  et 
n'etabliront  pas  leur  qualite  de  soldat  par  des  signes  exterieures  et  qui 

a)  serviront  l'ennemi  en  qualite  d'espions, 

b)  egareront  les  troupes  allemandes  quand  elles  seront  charges  de  leur  servir 
de  guides, 

c)  tueront,  blesseront  ou  pilleront  des  personnes  appartenant  aux  troupes 
allemandes  ou  faisant  partie  de  leur  suite, 

d)  detruiront  des  ponts  ou  des  canaux,  endommageront  les  lignes  telegraphiques 
ou  les  chemins  de  fer,  rendront  les  routes  impracticables,  incendieront  des  munitions, 
des  provisions  de  guerre,  ou  les  quartiers  de  troupes, 


*)  Dahn,  Bausteine  V  1.  S.  61,  161 

*)  KGB.  Art*  44. 

8)  Vgl.  Dahn,. Bausteine  VI.  S.  58 f— 162. 


240  §51-    Das  Ergebnis  der  Verbandlungen. 

e)  prendront  les  armes  contre   les  troupes  allemandes, 

seront  punis  de  la  peine  de  mort. 

Dans  cbaoue  cas  lofficier  ordonnant  la  procedure  instituera  an  conseil  de 
gaerre  chargö  d  instruire  l'affaire  et  de  prononcer  le  jugement  Les  conseils  de 
guerre  ne  pourront  condamner  ä  une  autre  peine  qu'ä  la  peine  de  mort  Leurs 
jugements  seront  exäcutes  imroödiatement. 

Diese  Praxis  hat  den  Nachteil,  dass  die  vom  Sieger  im  Feld  ge- 
schaffene Strafgerichtsbarkeit  vielleicht  allzusehr  als  ein  Werk  des  Augen- 
blicks und  ex  odio  et  malitia  gegeben  erscheint. 

Deutschland  hat  deshalb  jetzt  einen  anderen  Weg  eingeschlagen  and 
im  voraus  durch  einen  sorgfältigen  Ausbau  seiner  Militärstrafgesetzgebung 
die  ganze  Frage  auf  eine  unangreifbare  Höhe  emporgehoben. 

Das  MStGB.  enthält  nämlich  im  speziellen  Teil  in  einem  besonderen, 
nämlich  dem  dritten  Titel  (§§  155—161) : 

„Straf bestimmungen  für  Personen,  welche  den  Militärgesetzen  nur 
in  Kriegszeiten  unterworfen  sind." 

Insbesondere  kommen  hier  die  §§  160,  161  in  Betracht,  von  welchen 
der  erste  Paragraph  den  Kriegsverrat  sowie  die  Verschwörung  und  ebenso 
die  Delikte  der  sog.  Kriegshyänen  auf  dem  Kriegsschauplatz  und  der 
zweite  Paragraph  jede  strafbare  Handlung  gegen  deutsche  Truppen  und 
deutsche  Behörden  im  Besetzungsgebiet  ein  für  allemal  mit  bestimmten 
Strafen  bedroht,  dabei  ausländische  und  deutsche  Täter  gleichstellt  und 
auch  bei  den  Ausländern  nicht  weiter  unterscheidet. 

Dazu  kommt  dann  §  3  des  EG.  z.  MStGB.: 

„Eine  Bestrafung  in  Gemässheit  des  MStGB.  kann  nur  auf  Grund 
eines  gerichtlichen  Erkenntnisses  erfolgen."1) 

Deutschland  hat  übrigens  1870/71  in  Frankreich  nichts  anderes  geübt,  als 
das  was  jetzt  in  unparteiischer  Friedensarbeit  gesetzlich  festgelegt  ist,  und  die 
in  dieser  Richtung  seiner  Zeit  gegen  Deutschland  erhobenen  Beschwerden 
können  nicht  als  begründet  angesehen  werden.2)  Nur  ist  die  Strafe  nicht 
mehr  schlechthin  die  Todesstrafe,8)  sondern  nach  den  Grundsätzen  der 
Strafrechts -Technik,  wie  das  bereits  Rolin-Jaequemyns  angeregt  hatte,*) 
entsprechend  abgestuft. 

2.  Nachdem  das  Besetzungsheer  alle  ihm  zu  Gebote  stehenden  Mass- 
nahmen zu  treffen  hat,  um  nach  Möglichkeit  die  öffentliche  Ordnung  und 
Sicherheit  wieder  herzustellen  und  aufrecht  zu  erhalten,  erwächst  ihm  auch 
Pflicht  und  Recht,   für  eine  geordnete  Rechtspflege  Sorge  zu  tragen. 

Die  Rechtsprechung  erfolgt  im  Namen  des  alten  Souveräns;  und 
wenn  dieser  nicht  etwa  infolge  einer  Revolution  gewechselt  hat,  also  bei- 
spielsweise die  Monarchie  eine  Republik  geworden  ist,  so  bleibt  in  dieser 
Richtung  alles  beim  alten.6) 


l)  Vgl.  weiter  MStGO.  §  5  Nr.  4. 

*)  Felix  Dahn,  Bausteine  V.  1  S.  155. 

8)  Augenscheinlichen  Härten  hatten  übrigens  die  deutschen  Kriegsgerichte  1870/71 
dadurch  zu  begegnen  gesucht,  dass  sie  gegebenenfalls  die  Begnadigung  durch  den  obersten 
Kriegsherrn  befürworteten.    Vgl.  Dahn  a.  a.  0. 

4)  a.  a.  0. 

5)  Im  deutsch-französischen  Krieg  entstanden  hier  nach  der  Gefangennahme  Napoleons 
und  der  Pariser  Revolution  durch  die  anfängliche  Unkenntnis  der  deutschen  Heeresleitung 
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Weigern  sich  die  alten  Richter  im  Amt  zu  bleiben,  so  hat  die  Heeres- 
leitung für  Ersatz  und  überhaupt  für  den  ruhigen  Fortgang  der  Recht- 
sprechung Sorge  zu  tragen. 

Hier  hat  das  Kriegsrecht  den  Punkt  bezeichnet,  an  welchem  der 
Schutz  der  Bevölkerung  greifbare  Form  annimmt  und  wo  sich  mehr  wie 
sonst  das  Recht  der  Occupationsarmee  zur  Pflicht  vertieft. 

3.  Aus  der  oben  gezeichneten  Rechtsstellung  des  Besetzungsheeres 
ergibt  sich  ohne  weiteres  Pflicht  und  Recht  der  laufenden  Verwaltung. 

Die  Heeresleitung  handhabt  das  Verordnungsrecht1),  stellt  die  Beamten 
an,  fuhrt  über  dieselben  die  Aufsicht  und  übt  die  Dienststrafgewalt  ein- 
schliesslich des  Absetzungsrechts. 

Regelmässig  werden  ganz  neue  Beamtengruppen  nötig. 

Über  den  Fall,  dass  die  alten  Beamten  im  Dienst  bleiben  wollen, 
hatte  die  Brüsseler  Deklaration  einen  eigenen  Art.  (4)  —  vgl.  oben  S.  25, 
225  —  den  indes  die  Haager  Konferenz  gestrichen  hat. 

Über  die  Tragweite  dieser  Streichung  wurde  ausführlich  gehandelt.2) 

Ob  die  alten  Beamten  dem  neuen  Herrscher  dienen  wollen,8)  haben 
diese  zu  entscheiden.4)  Im  Interesse  der  Bevölkerung  ist  das  Weiterdienen 
einer  ganzen  Anzahl  von  Beamten  sicherlich  gelegen  und  man  hätte  daher 
den  Art  4  der  Brüsseler  Deklaration  meines  Erachtens  besser  nicht  ge- 
strichen.6) Ob  die  alten  Beamten  der  neue  Herrscher  noch  brauchen  kann, 
unterliegt  allein  dessen  Würdigung. 

Bleiben  sie  aber  im  Dienst,  so  sind  sie  der  neuen  Regierung  zur  ge- 
wissenhaften Wahrnehmung  ihres  Amtes  verpflichtet;  sie  können  dann 
auch  darauf  vereidigt  werden  und  unterliegen  dem  gemeinen  Amtsstraf- 
recht sowie  dem  Disziplinarrecht.  Im  übrigen  gilt  hier  Art.  44  (unten  S.  244). 

IL  Im  Art.  48  ist  der  Finanzgewalt  ein  eigener  Artikel  ge- 
widmet : 

„Wenn  die  Kriegspartei  in  dem  besetzten  Gebiete  die  zu  Gunsten  des  Staates 
bestehenden  Steuern,  Zölle  und  Abgaben  erhebt,  so  soll  sie  es  möglichst  nach 
Massgabe  der  für  ihre  Erhebung  und  Verteilung  geltenden  Vorschriften  tun;  es 
erwächst  hiermit  für  sie  die  Verpflichtung,  die  Kosten  der  Verwaltung  des  be- 
setzten Gebietes  in  dem  Umfange  zu  tragen,  wie  die  gesetzmässige  Regierung 
hierzu  verpflichtet  war." 

1.  Es  handelt  sich  hier  um  die  ordentlichen  Steuern,  Zölle  und 
Abgaben,    welche  die  alte  Staatsgewalt   festgelegt  hat,6)  aber  jetzt 


darüber,  wer  tatsächlich  Inhaber  der  Regierungsgewalt  geworden  sei,  vorübergehend  Ver- 
wickelungen, die,  wie  auch  schon  von  anderer  Seite  betont  worden  ist,  bis  zur  Klärung 
der  Situation,  die  juristisch  nicht  ohne  Schwierigkeit  war,  vielleicht  am  besten  durch 
die  Weglassung  jeder  Souveränetätsformel  gelöst  worden  wären.  Im  übrigen  vgl.  zu 
dieser  Frage  vor  allem  Felix  Dann,  Bausteine  V.  1.  S.  73  ff.  und  220  ff.  sowie  Bonfils 
S.  618  f. 

x)  Die  Verordnungen  fallen  nicht  unter  die  „Landesgesetze"  des  Art.  43. 

*)  Vgl.  oben  S.  229,  231  f. 

8)  Sie  wurden  aber  von  der  alten  Regierung  vor  der  Besetzung  mitunter  ab- 
berufen.   Vgl.  oben  S.  70.     Dagegen  auch  S.  75. 

*)  Auch  gegen  die  Kommunal- Beamten,  deren  Weiterdienen  in  erster  Linie  ge- 
wünscht werden  muss,  gibt  es  keinen  Rechtszwang  zum  Verbleiben.  M.  LuederIV.  514. 

5)  Vgl.  die  Abstimmung  Deutschlands  S.  229.  So  auch  Zorn,  Im  neuen  Reich 
S.  341,  vgl.  oben  S.  217  und  v.  Stengel,  Archiv  f.  öff.  Recht  Bd.  XV,  165. 

•)  Vgl.  oben  S.  232  f.    Ober  die  üemeindeumlagen  vgl.  oben  S.  233  f. 
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nicht  mehr  erheben  kann  und  darf  und  welche  nun  die  mit  der  Ausübung 
der  Staatsgewalt  betraute  Heeresleitung  einzieht. 

2.  Die  Erhebung  soll  möglichst  nach  Massgabe  des  bisherigen  for- 
mellen und  materiellen  Rechts,  also  auch  ohne  Erhöhung,  er- 
folgen.1) 

Was  das  Beitreibungsverfahren  betrifft,  so  erschwert  sich  die  Sache, 
wenn  die  staatlichen  Einnehmer  verdächtig  werden  oder  auch  ihr  Amt 
niedergelegt  haben. 

Bonfils  bemerkt  ganz  richtig :  In  einem  solchen  Falle  verteilt  der  Sieger 
die  Steuern  in  folgender  Weise.  Er  ermittelt  das  Erträgnis  aller  direkten  und 
indirekten  Steuern,  die  das  besetzte  Gebiet  nach  den  Steuergesetzen  auf- 
zubringen hat.  Die  Gesamtsumme  wird  dann  zunächst  auf  die  Arrondisse- 
ments  oder  Provinzen ,  sodann  auf  die  Gemeinden  des  Arrondissements  oder 
der  Provinz  und  endlich  auf  die  Bewohner  einer  jeden  Gemeinde  aus- 
geschlagen. 

3.  Es  besteht  folgende  rechtliche  Verfügungsschranke:  Aus  der  Er- 
hebung durch  das  Besetzungsheer  erwächst  für  dasselbe  die  Pflicht,  auch 
die  Verwaltungskosten  im  bisherigen  Umfang  zu  bestreiten.8) 

Auch  Bonfils  steht  im  wesentlichen  auf  diesem  Standpunkt,  meint  aber 
weiter : 

„Streng  rechtlich  darf  der  Besetzende  diese  Einkünfte  nicht  für  Heeres- 
zwecke verwenden,  da  er  besondere  Mittel  wie  Zwangsauflagen  und  Natural- 
leistungen besitzt,  um  die  Bedürfnisse  und  den  Unterhalt  seiner  Soldaten  zu  be- 
friedigen. Tatsachlich  jedoch  wird  er  die  Einkünfte  der  Steuern  ganz  so  verwerten, 
wie  es  ihm  passt,  da  niemand  dies  hindern  kann."    (VR.  S.  629.) 

G.  Die  Art.  43  und  48  enthalten  die  grundsätzliche  Anerkennung  eines 
wirklichen  und  sehr  bedeutsamen  Rechts  der  Besetzungsheere  im  Occu- 
pationsgebiet,  das  insbesondere  auch  durch  das  Requisitions-  und  Kontri- 
butionsrecht8) sowie  die  Verfügungsgewalt  über  das  öffentliche  Vermögen4) 
seine  besondere  Anerkennung  und  Erweiterung  findet. 

Insoweit  ein  solches  Recht  durch  das  KGB.  anerkannt  ist,  bleibt  für 
die  Anwendung  der  Martensschen  Klausel  kein  Raum  mehr6)  und  hat 
dieselbe  insbesondere  auch  nicht  die  Kraft,  das  durch  positive  Satzung 
zum  Recht  Erhobene  nachträglich  wieder  auf  den  Standpunkt  einer  recht- 
losen Gewalt  herabzudrücken;  vielmehr  kann  die  Martenssche  Vorbehalts- 
erklärung nach  ihrem  klaren  Wortlaut  nur  für  solche  Fälle  Geltung  ge- 
winnen, welche  in  den  Bestimmungen  des  KGB.  überhaupt  „nicht  vorge- 
sehen sind",  und  sie  hat  dabei  auch  nur  die  Wirkung,  dass  dort  altes  Völker- 
recht  weiter  gilt,  und  diese  Fälle  nicht  „der  willkürlichen  Beurteilung  der 
militärischen  Befehlshaber  überlassen  bleiben". 


l)  Die  vom  deutschen  Heer  im  deutsch-französischen  Krieg  erhobenen  Steuern  be- 
trugen nach  Bonfils  VR.  645  f.  Anm.  349  Millionen  Fr. 

9)  Vor  allem  also  auch  die  Staatsgehälter  auszuzahlen. 
8)  Art  49-52.  Vgl.  unten  §§  61-64. 
4)  Art.  53-55.  Vgl.  unten  §§  65  ff. 
6;  Vgl.  oben  S.  46  f.,  1 10  f. 
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Zweites  Kapitel 

Die  Schutzstellung  der  Bevölkerung  des  Besetzung»' 

gebiets. 

§  52. 
Der  Schutz  gegen  politische  Vergewaltigung. 

Nicht  leicht  tritt  uns  die  Entwicklung  des  Kriegsrechts  so  schlagend 
entgegen  wie  bei  der  Stellung  der  friedlichen  Bevölkerung. 

Diese  Entwicklung  war  nur  durch  die  Einrichtung  der  stehenden  Heere 
denkbar  und  möglich,  weil  und  soweit  die  Bevölkerung  am  Kampf  keinen 
Anteil  mehr  nimmt.  Deshalb  begreift  man  aber  auch  die  rücksichtslose 
Bestimmtheit  der  modernen  Kriegspraxis  in  der  Prüfung  dieser  Voraus- 
setzungen; und  wer  der  Bevölkerung  aus  vermeintlich  patriotischen  Er- 
wägungen  hier  grössere  Freiheiten  retten  will,  hilft  in  Wirklichkeit  nur 
mit,  die  Errungenschaften  des  modernen  Kriegsrechts  wieder  abzutragen 
und  die  Bevölkerung  aus  ihrer  Schutzstellung  zu  verjagen. 

Bei  den  Alten  war  der  Krieg  ein  Vernichtungskampf. 

Auch  Greise,  Weiber  und  Kinder  wurden,  falls  sie  nicht  gar  getötet 
oder  in  die  Knechtschaft  verkauft  wurden,  Untertanen  des  Siegers,  der 
nach  Belieben  über  sie  verfügte. 

Eine  Aufhebung  der  alten  Staatsangehörigkeit  bringt  heute  aber  erst 
eventuell  der  Friedensschluss  sowie  die  debellatio  oder  Annexion,  und  die 
politischen  Empfindungen  sucht  man  in  der  Form  des  Optionsrechts  zu 
schonen. 

Die  militärische  Besetzung  selbst  bewirkt  hier  noch  keine  Veränderung, 
und  das  moderne  Kriegsrecht  hat  gegen  politische  Vergewaltigungen  im 
besetzten  Gebiet  eigene  Schutzschranken  aufgerichtet. 

Damit  komme  ich  zu  den  Art.  44 — 47  des  KGB. 

Diese  Bestimmungen  gehen  zurück  auf  die  Art.  36 — 39  der  Brüsseler 
Deklaration  und  hatten  hier  eine  eigene  Überschrift :  „Du  pouvoir  militaire 
ä  l'Ggard  des  per  sonne  s  priväes".    Vgl.  oben  S.  28. 

Wie  auch  der  Rolinsche  Kommissionsbericht *)  hervorhebt,  geben  die 
4  Artikel  des  Kriegsgesetzbuches  nur  die  4  Artikel  der  Deklaration  wieder 
„avec  de  tr£s-16g6res  variantes".  Sie  enthalten  die  wesentlichen  und  an- 
erkannten Grundsätze  für  das  Verhältnis  des  Besetzungsheeres  zur  fried- 
fertigen Bevölkerung,  deren  Ehre  und  Leben,  deren  Privateigentum  und 
religiöse  Überzeugungen  unter  dem  Schutz  des  Kriegsrechts  stehen  sollen. 

Dass  gerade  diese  Verbote  auch  schon  für  den  envahisseur  gelten, 
ergibt  sich  aus  der  Darstellung  oben  S.  221  ff. 

Die  Unterkommission  hat  diese  Artikel  absichtlich  an  die  Spitze  der 
Bestimmungen  gesetzt,  welche  der  Macht  des  Siegers  im  Feindesland  recht- 
liche Schranken  setzen  sollen.2) 


l)  III   43. 
*)  a.  a.  O. 
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Im  übrigen  wurde  aber,  wie  sich  alsbald  ergeben  wird,  in  den  Ver- 
handlungen festgestellt,  dass  aiich  auf  diesem  Gebiet  die  militärische 
Notwendigkeit  mitunter  eine  ganz  andere  Haltung  aufnötigt  und  dass  inso- 
weit die  Art.  44  ff.  nur  eine  beschränkte  Geltung  haben. 

I.  Der  Art.  44  des  Kriegsgesetzbuchs  lautet: 

„Es  ist  verboten,  die  Bevölkerung  eines  besetzten  Gebietes  zur  Teilnahme 
an  den  Kriegsunternehmen  gegen  ihr  eigenes  Land  zu  zwingen.11 

Das  ist  der  nur  sprachlich  veränderte  Art.  36  der  Deklaration.1) 

Der  Art.  44  gibt  Schutz  gegen  den  Zwang  zur  Teilnahme  an  den 
Kriegsunternehmungen  gegen  das  eigene  Land. 

1 .  In  den  Verhandlungen  der  Unterkommission  erhob  der  russische 
Oberst  Gilinsky  anfangs  Bedenken:  Die  Tragweite  dieses  Artikels  müsse 
näher  umschrieben  werden.  Es  könne  sich  doch  nur  um  die  unmittelbare 
Teilnahme  an  den  Kriegsunternehmungen  handeln.  Wohl  aber  dürfe  die 
Kriegspartei  einen  Einwohner  zwingen,  ihr  Transportwagen,  Pferde  u.  s.  w. 
zu  liefern.2) 

Der  belgische  erste  Vertreter  Beernaert  sprach  sich  aber  gegen 
eine  derartige  Abänderung  aus.  Damit  würde  die  ganze  Tragweite  des 
Artikels  geändert.  Die  Einwohner  könnten  nicht  gezwungen  werden,  weder 
direkt  noch  indirekt  an  den  Kriegsunternehmungen  gegen  ihr  eigenes  Land 
teilzunehmen;  wohl  aber  müssten  sie  sich  gewisse  Massnahmen  gefallen 
lassen.    Dahin  gehöre  nun  allerdings  der  erwähnte  Lieferungszwang. 

Auch  der  holländische  General  den  Beer  Poortugael  war  gegen 
eine  Änderung.0) 

Der  deutsche  Oberst  Gross  v.  Schwarzhoff  meinte:  Der  Artikel 
spreche  von  der  Bevölkerung  in  ihrer  Gesamtheit,  nicht  von  den  einzelnen 
Bewohnern. 

Die  Fassung  des  Artikels  stehe  also  der  Kriegspartei  nicht  im  Weg,, 
die  einen  Bewohner  zu  einer  Dienstleistung,  wie  z.  B.  den  Weg  zu  zeigen, 
zwingen  wolle.4) 

Darauf  bestand  Gilinsky  nicht  mehr  auf  seinem  Bedenken.6) 

2.  Welches  ist  der  Inhalt  des  Art.  44? 

Der  Art.  44  gibt  übrigens  keineswegs  Schutz  gegen  alle  Zwangs- 
massregeln und  Zwangsdienste. 

Als  im  deutsch-französischen  Krieg  1870/71  die  Bevölkerung  fort- 
während Attentate  auf  die  Eisenbahnzüge  gemacht  hatte  und  gelindere 
Abwehrmassregeln  erfolglos  geblieben  waren,  zwang  man  hervorragende 
Privatpersonen,  auf  der  Lokomotive  die  Züge  begleiten,  um  so  einesteils 
für  die  Eisenbahnattentate  Repressalien  zu  nehmen  und  andernteils  ins- 
besondere von  neuen  Verbrechen  abzubringen.  Das  Strafmittel  war  hart 
und  grausam,  aber  wirksam  und  erschien  insbesondere  als  Präventivmassregel 

*)  Vgl.  denselben  oben  S.  28.    Statt   „il  est  interdit   de  forcer  la  population  d'un 
territoire  occupe"  hiess  es  früher:  „la  population  d'un  territoire  ne  peut  6tre  forcöe". 
2)  III.  97. 
8)  a.  a.  0. 
*)  III.  97. 
ö)  a.  a.  0.  Zweite  Lesung  III.  161. 
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gegen  Verbrechen,  die  schon  aus  Pflicht  der  Selbsterhaltung  zu  bekämpfen 
waren  und  auch  schliesslich  bekämpft  wurden,  doch  in  einem  milderen 
Licht.1)  Heute  würde  man  meines  Erachtens  indes  gegen  ein  derartiges 
Verfahren  wohl  den  Geist  des  Art.  50  anrufen  können:  wer  nicht  selbst 
als  verantwortlich  angesehen  werden  kann,  gegen  den  darf  auch  keine 
Strafe  in  Geld  „oder  Anderer  Art44  verhängt  werden.2) 

Weiter :  Infolge  der  Zerstörungsarbeit  des  Krieges  hat  die  Verwaltung 
im  besetzten  Gebiet  Mühe  und  Not,  Strassen,  Brücken,  Eisenbahnen, 
Gebäude  u.  s.  w.  wieder  in  brauchbaren  Zustand  zu  setzen,  was  meistens 
nur  möglich  ist,  wenn  die  friedlichen  Einwohner  zu  Fronden  (Spann-  und 
Handdiensten)  nach  Massgabe  des  §  52  herangezogen  werden.  Der  Ein- 
fachheit halber  werden  nicht  selten  die  Gemeindevorstände  zur  Aufbringung 
der  notwendigen  Kräfte  genötigt  und  im  Ungehorsamsfall  Repressalien 
genommen. 8) 

Die  Instandsetzung  der  Verkehrswege  kommt  freilich  auch  der  Be- 
förderung von  Mitteln  der  Kriegsführung  zugute;  aber  gute  Strassen  u.  s.  w. 
braucht  in  erster  Linie  ganz  wie  im  Frieden  auch  die  Bevölkerung,  und 
die  Heranziehung  zu  den  einschlägigen  Arbeiten  ist  keine  Teilnahme  an 
Kriegsunternehmungen.  Doch  wird  man,  wie  das  auch  deutscherseits 
1870/71  geschehen  ist,  versuchen  müssen,  die  Bevölkerung  vorerst  mögu 
liehst  gegen  Zahlung  entsprechender  Löhne  zur  freiwilligen  Arbeit  zu  be- 
wegen, und  erst  bei  der  Weigerung  derselben  zu  Fronden  seine  Zuflucht 
nehmen  dürfen.4) 

Nach  dem  Requisitionsrecht  des  §  52  (vgl.  unten  §  61)  können  von 
Gemeinden  und  Einwohnern  für  die  Bedürfnisse  des  Besetzungsheeres 
nicht  bloss  Naturalleistungen ,  also  z.  B.  die  Lieferung  von  Wagen  und 
Pferden,  sondern  auch  Dienstleistungen,  also  z.  B.  auch  die  Ausfuhrung 
der  Fuhren  durch  die  Besitzer  verlangt  werden.  Aber  auch  im  §  52 
heisst  es :  sie  dürfen  für  die  Bevölkerung  nicht  die  Verpflichtung  enthalten, 
an  Kriegsunternehmungen  gegen  ihr  Vaterland  teilzunehmen. 

Das  MStGB.  §  58  Z.  5  handelt  von  „militärischen  Unternehmungen44, 
zu  welchen  man  dem  Feind  nicht  als  Wegweiser  dienen  darf.  Im 
bayerischen  MStGB.  Artikel  122  Ziffer  4  war  als  militärische  Aktion, 
die  nach  Koppmann-Weigel6)  gleichbedeutend  mit  militärischer  Unterneh- 
mung sein  soll,  bezeichnet:  der  Anmarsch,  Rückzug,  die  Umgehung  und 
jede  andere  Tätigkeit,  die  sich  auf  ein  Gefecht  bezieht.  Aber  die  „Kriegs- 
unternehmungen44 oder  Operations  militaires  des  KGB.  (Art.  44),  bezüglich 
deren  die  Bevölkerung  nicht  zur  Teilnahme  gezwungen  werden  kann,  be- 
wegen sich  nicht  in  dem  engen  Raum,  wo  die  Wegweiserfrage  bedeutungsvoll 
werden  kann. 


')  Vgl.  darüber  Felix  Dann,  Bausteine  V.  1  S.  56  f.,  157.  Lueder  IV.  476  ff.  und 
die  dort  Citierten.  Ferner  Generalstabsheft  S.  49.  Andernteils  Bonfils  S.  608,  gegen  den 
sich  dann  aber  Grah  in  der  Anm.  *  (a.  a.  0.)  wendet. 

*)  Vgl.  über  den  Art.  50  unten  §  63. 

a)  Felix  Dahn  a.  a.  0.  S   58,  160. 

4)  Vgl.  Generalstabsheft  a.  a.  0.    Bonfils  609. 

5)  Komm.  z.  MStGB.  3.  Aufl.  S.  235. 
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Kriegsuntemehmung  im  Sinn  des  KGB.1)  ist  meines  Erachtens  viel- 
mehr jede  gegen  den  Feind  gerichtete  Tätigkeit  der  Truppen  und  Militär 
Verwaltung. 

Man  kann  also  z.  B.  wohl  Fuhren  zum  Wegebau8)  und  auch  zur 
Beförderung  von  Verwundeten  und  Kriegsgefangenen,  aber  keine  Fuhren 
zu  Truppen-,  Munitions-  und  ähnlichen  Transporten  verlangen,  wenn  nicht, 
was  hier  freilich  leicht  gegeben  sein  wird,  eine  militärische  Notwendigkeit 
vorliegt. 8) 

Das  Urteil  darüber,  was  alles  als  Teilnahme  an  den  Kriegsunterneh- 
mungen gedeutet  werden  kann  oder  muss,  wird  freilich  im  einzelnen  Fall 
leicht  auseinandergehen,  und  so  wird  man  in  der  Praxis  hier  immer  auf 
Meinungsverschiedenheiten  gefasst  sein  müssen.4) 

Kann  insbesondere  ein  Einwohner  zum  Weg  weisen  gezwungen  werden? 

Der  Zweifel  an  der  Berechtigung  dieses  Gewaltmittels  ist  im  Hinblick 
auf  die  Fassung  des  Art.  44  wohl  begründet.  Das  ganze  sittliche  Empfin- 
den empört  sich  gegen  eine  derartige  Vergewaltigung,  und  man  fragt  sich, 
ob  es  nicht  Sache  der  Kriegführenden  ist,  sich  durch  eigenes  Bemühen 
die  nötigen  Kenntnisse  zu  verschaffen. 

Nichtsdestoweniger  begegnet  uns  in  der  Theorie  und  Praxis  eine 
andere  Auffassung. 

Bonfils6)  sagt:  «Die  Praxis  gestattet  endlich,  dass  der  ins  Land  ein- 
gedrungene Feind,  der  die  Wege,  die  er  eingeschlagen  hat,  nicht  kennt,  die  Bewohner 
zwingen  darf,  ihm  als  Wegeführer  zu  dienen.  Diese  Massregel  ist  grausam.  Wer 
dem  Besetzungsheere  die  Wege  zeigt,  kann  dadurch  seinem  Vaterlande  mehr  schaden, 
als  wenn  er  in  der  Schlacht  mitkämpft.  —  Keine  Kriegspartei  wird  aber  darauf  ver- 
zichten wollen,  sich  ein  Herkommen,  das  seit  langem  durch  die  Praxis 
fest  begründet  worden  ist,  zu  nutze  zu  machen/ 

Im  Generalstabsheft  S.  48  heisst  es: 

„Die  Anschauung,  dass  kein  Bewohner  eines  besetzten  Landes  zur  direkten 
Anteilnahme  am  Kampfe  gegen  sein  eigenes  Land  gezwungen  werden  kann,  er- 
leidet nach  allgemeinem  Kriegsgebrauche  eine  Ausnahme ,  die  hier 
erwähnt  werden  muss:  die  Heranziehung  und  Verwendung  von  Landeseinwohnern 
als  Führer  in  unbekanntem  Gelände.  So  sehr  sich  auch  das  menschliche  Gefühl 
dagegen  sträuben  mag,  einen  Menschen  zur  Schädigung  seines  eigenen  Vaterlandes 
und  zur  indirekten  Bekämpfung  der  eigenen  Truppen  zu  zwingen,  so  wird  doch 
keine  in  Feindesland  operierende  Armee  ganz  hierauf  verzichten  können." 

So  erklärt  sich  denn  auch  die  Haltung  von  Gross  v.  Schwarzhoff  auf 
der  Haager  Konferenz.6) 

Wenn  der  deutsche  Vertreter  allerdings  einen  Widerspruch  der  Praxis 
mit  dem  Art.  44  durch  die  Unterscheidung  von  Bevölkerung  und  einzelnen 
Einwohnern  in  Abrede  stellt,7)  so  kann  ich  dem  nicht  zustimmen. 

l)  Es  handelt  sich  hier  nicht  bloss  um  die  Teilnahme  der  Bevölkerung  (Art.  44), 
sondern  auch  der  Kriegsgefangenen  (Art.  6  Abs.  1). 

*)  Insoweit  bedarf  es  nicht  erst  der  Berufung  auf  die  Kriegsräson,  wie  es  im  General- 
stabsheft S.  48  Z.  5  u.  6  geschieht. 

')  Bonfils  S.  609  unterscheidet  nicht  und  nimmt  ein  für  allemal  eine  militärische 
Notwendigkeit  an. 

*)  Man  ist  z.  B.  darüber  einig,  dass  die  Bevölkerung  nicht  zu  Belagerungsarbeiten 
herangezogen  werden  darf;  aber  ob  sie  deshalb  auch  nicht  gezwungen  werden  dürfe, 
Gräben  zu  ziehen  und  Bäume  zu  schlagen,  wurde  schon  Gegenstand  des  Streites.  Vgl. 
Lueder  IV.  481. 

5)  Lehrb.  des  VR.  S.  609. 

6)  Vgl.  oben  S.  244. 
7»  Vgl.  a.  a.  0. 
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Die  Praxis  oder  das  Herkommen,  welches  den  Zwang  zum  Weg- 
fuhren ganz  allgemein  für  zulässig  hält,  muss  vielmehr  als  regelwidriges 
Recht  angesehen  werden,  an  dem  durch  den  allgemeinen  Art.  44  nichts 
geändert  werden  wollte  und  sollte.    So  stellt  sich  die  Rechtslage  dar. 

Befriedigen  kann  sie  freilich  nicht.  Die  Kriegsrechtswissenschaft  wird 
vielmehr  auf  eine  Praxis  hinzuarbeiten  haben,  nach  welcher  nur  die  militärische 
Notwendigkeit  im  Rechtssinn  einen  Zwang  zum  Wegführen  rechtfertigen  kann. 
So  beurteilt  das  Generalstabsheft1)  ja  auch  bereits  in  der  Praxis  die 
Nötigung  der  Einwohner,  über  Kriegsgeheimnisse,  Durchmärsche,  Truppen- 
zahl u.  s.  w.  Mitteilungen  zu  machen. 

Die  Befehlshaber  haben  mit  eigenen  Mitteln  und  Kräften  den  richtigen 
und  kürzesten  Weg  zu  finden  und  Einsicht  in  die  Verhältnisse  der  feind- 
lichen Armee  zu  gewinnen.  Die  Kriegsunternehmungen  des  Siegers  zu 
fördern,  kann  nun  einmal  keine  Aufgabe  der  Einwohner  sein. 

Ein  Zwang  zum  Wegfuhren  sollte  in  derselben  Weise  wie  ein  solcher 
zur  Aussage  über  Durchmärsche,  Truppenzahl  u.  s.  w.2)  im  Hinblick  auf 
Art.  44  nur  in  ganz  ausnahmsweisen  Verhältnissen  begründet,  also  nur 
durch  die  militärische  Notwendigkeit  gerechtfertigt  er- 
scheinen.8) 

Die  militärische  Notwendigkeit  aber  setzt  für  den  Krieg  einen  Not- 
stand voraus,  wie  er  bei  gewöhnlichen  Kriegslagen  nicht  vorkommt. 

Nicht  das,  was  schneller  und  leichter  zum  Ziel  führt,  ist  deshalb 
auch  schon  notwendig.  Zudem  besteht  ja  beim  Wegführen  wie  beim 
Ausfragen  die  Möglichkeit  der  Täuschung 4)  und  deshalb  einer  gesteigerten 
Schädigung.  Aber  auch  abgesehen  davon  verlangt  die  ritterliche  Krieg- 
fahrung  die  Beobachtung  gewisser  Schranken,  mögen  sie  auch  einmal 
unbequem  und  drückend  werden.  Alle  kriegsrechtlichen  Bestimmungen 
sind  schliesslich  mehr  oder  weniger  lästig  und  doch  wird  nur  so  die  Ritter- 
lichkeit der  Kriegführung  ermöglicht.  Der  Gegner  wird  möglicherweise 
auch  wünschen,  aus  den  Kriegsgefangenen  Nachrichten  herauszupressen, 
und  doch   ist  dies  verboten. 


\)  S.  48:  „Als  eine  noch  schärfere  Massregel  erscheint  aber  die  Nötigung  der 
Landesbewohner  zur  Angabe  über  ihr  eigenes  Heer,  über  Kriegführung,  Kriegsmittel  und 
Kriegsgeheimnisse  ihres  Landes.  Die  Mehrzahl  der  Schriftsteller  aller  Nationen  ist  sich 
in  der  Verwerfung  dieser  Massregel  einig.  Nichtsdestoweniger  wird  man  auch  diese  nicht 
immer  entbehren  können,  man  wird  sie  zweifellos  nur  mit  Bedauern  anwenden,  aber  die 
Kriegsräson  wird  häufig  hierzu  zwingen/ 

*)  Vgl.  darüber  auch  Lueder  IV.  481 lf. 

•)  Deshalb  leugnet  auch  Loening,  die  Verwaltung  des  Generalgouvernements  im  Elsass 
S.  67,  einfach  den  Zwang  zum  Wegeführen.  Lueder,  IV.  478,  meint  unter  Betonung 
der  militärischen  Notwendigkeit:  »Auch  hier  ist  recht  und  gestattet,  was  notwendig  sein 
muss.  Notwendig  aber  ist  es  für  die  Heeresleitung  (immer  ?) ,  und  keine  wird  sich,  wenn 
sie  sich  wirklich  in  der  Notlage  der  Unkenntnis  des  Weges,  den  sie  kennen  muss,  befindet, 
abhalten  lassen,  die  Aufzeigung  desselben  durch  die  Landesbewohner  zu  erzwingen.11 
Lueder  hebt  dann  aber  selbst  hervor,  dass  von  dem  Zwang  nur  in  den  dringendsten 
Notfällen  Gebrauch  gemacht  werden  dürfe,  und  dass  solche  Notfälle  infolge  der  Fortschritte 
der  strategischen  Hilfswissenschaften  glücklicherweise  „nicht  leicht  vorkommen  werden*. 

(a-  a-  0.) 

4)  Das  Irrefahren  deutscher  Truppen  wird  als  Kriegsverrat  gestraft  (MStGB.  §  58 
Z.  5  in  Verb,  mit  §  160,  161).  Vgl.  auch  das  Generalstabshefl  S.  51.  Die  Bestrafung 
erfordert  den  Nachweis  der  bösen  Absicht  (a.  a.  0.),  ist  jedoch  unabhängig  davon,  ob 
die  Wegweisung  freiwillig  oder  erzwungen  erfolgte  (Koppmann-Weigel  3.  Aufl.  S.  236). 
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Die  Militärs  werden  überhaupt  gut  tun,  nicht  durch  allzu  laxe  Deutung 
der  militärischen  Notwendigkeit  die  Achtung  vor  derselben  in  anderen 
ungleich  wichtigeren  Fragen  zu  erschüttern. 

Ob  eine  militärische  Notwendigkeit  die  Verletzung  des  Art.  44  recht- 
fertigt, sollte  immer  ein  Gegenstand  ganz  besonderer  kritischer  Prüfung 
sein. 

Wer  dann  aber  unter  militärischem  Zwang  dem  feindlichen  Heer 
Dienste  leistet,  handelt  gleichfalls  im  Notstand  und  kann  daher  vom  eigenen 
Land  nicht  strafrechtlich  verantwortlich  gemacht  werden.1) 

IL  Der  Art.  45  des  KGB.  bestimmt: 

„Es  ist  verboten,  die  Bevölkerung  eines  besetzten  Gebietes  zu  zwingen,  der 
feindlichen  Macht  den  Treueid  zu  leisten." 

Das  ist  mit  einer  wiederum  nur  rein  sprachlichen  Änderung  der 
Art.  37  der  Deklaration.2) 

Zur  Sache  soll  wiederholt  werden,  dass  die  Einwohner  trotz  ihrer 
Gehorsamspflicht  der  feindlichen  Macht  keinen  Treueid  (Staatsbürger-  oder 
Untertaneneid)  zu  leisten  haben,3)  dass  aber  die  alten  Beamten,  welche 
unter  der  neuen  Gewalt  weiter  dienen  wollen,  auf  ihre  neuen  Amts- 
obliegenheiten vereidigt  werden  dürfen.     Vgl.  oben  S.  241. 

§  53. 
Der  Schutz  der  Grundrechte« 

A.  Das  Kriegsrecht  erkennt  heute  der  friedfertigen  Bevölkerung  gewisse 
Grundrechte  zu,  welche  in  langsamer  Entwicklung  in  Würdigung  der  mensch- 
lichen Persönlichkeit  auf  dem  Boden  der  allgemeinen  Menschlichkeit  auf- 
gegangen sind. 

Die  Alten,  welche  alles  mit  dem  Massstab  des  Staatsbürgerrechts, 
nicht  der  Persönlichkeit  gemessen  haben  und  von  einer  Gleichberechtigung 
der  Völker  nichts  wussten,  konnten  hier  noch  keine  Grundrechte  aner- 
kennen. 

Die  orientalischen,  griechischen  und  römischen  Kriege  sind  charak- 
terisiert durch :  Opferung  und  Tötung  auch  der  wehrlosen  Greise,  Weiber  und 
Kinder,  durch  Sklaverei,  Zerstörung  und  Aberkennung  des  Grundeigentums, 
während  das  bewegliche  Vermögen  dem  Beuterecht  der  Soldaten  verfiel. 

Die  Germanen  hatten  über  Menschheits-  und  Persönlichkeitsrechte 
schon  würdigere  Vorstellungen,  welche  aber  durch  andere  Umstände,  wie 
die  staatliche  Zersplitterung  und  die  Unbildung  zum  Schaden  beeinflusst 
wurden. 

Während  in  den  älteren  Eroberungskriegen  die  Kriegsgefangenen  noch 
Hörige  wurden  mit  gemindertem  Recht  und  den  Grundbesitz  mit  dem 
Sieger  teilen  mussten,  wirkte  in  den  späteren  Fehdekriegen  allerdings  die 


l)  Lueder  IV.  474 lf,  478.  Das  ist  auch  für  das  deutsche  MStGB.  §  58  Z.  5  aner- 
kannt worden.    Vgl.  z.  B.  den  Rüdorff-Soloisschen  Kommentar. 

*)  Vgl.  denselben  oben  S.  28.  In  der  Deklaration  heisst  es  von  der  Bevölkerung 
„ne  peut  elre  contrainte"  und  im  Kriegsgesetzbuch  heisst  es  jetzt :  il  est  interdit  de  con- 
iraindre  la  population"  (IIL  97,  161). 

8)  Vgl.  darüber  oben  S.  237. 


§  53.    Der  Schutz  der  Grundrechte.  249 


Kriegsgefangenschaft  überhaupt  nicht  mehr  auf  die  Statusrechte;  die  Länder- 
teilungen hörten  auf  und  das  Beutemachen  wurde  beschränkt.  Aber  wilde 
Zerstörung,  Verheerung  und  unritterliche  Rachsucht  erschien  noch  lange 
als  natürlich  und  die  Bewohner  waren  schutzlos,  dem  Sieger  auf  Gnad  und 
Ungnade  preisgegeben. 

Auch  die  Kirche,  welche  allerdings  die  Feindesliebe  lehrte,  nahm 
wenigstens  dem  irr-  und  ungläubigen  Feind  gegenüber  einen  ablehnenden 
Standpunkt  ein,  schützte  im  übrigen  aber  die  Persönlichkeit  der  Christen. 
Das  neueste  Kriegsrecht  wurde  eingeleitet  durch  den  preussisch- 
amerikanischen  Staatsvertrag  von  1785  und  dann  weiter  entwickelt  durch 
das  preussische  ALR.  von  1794,  die  französische  Revolution  und  moderne 
Landesgesetze,  insbesondere  Militärstrafgesetze. 

Das  moderne  Kriegsrecht  ruht  auf  der  ausgleichenden  Vorstellung 
einer  Interessen-  und  Völkergemeinschaft,  in  welcher  alle  Staaten  mit  dem- 
selben rechtlichen  Massstab  gemessen  und  die  friedfertigen  Einwohner 
unabhängig  von  Staats-  und  Glaubenszugehörigkeit  als  Menschen  vom 
Feind  beschützt  werden.  Andernteils  haben  sich  die  Einwohner  aber  freilich 
auch  den  durch  den  Ausnahmezustand  des  Kriegs  notwendig  werdenden 
Verwaltungsmassregeln  zu  fügen  und  der  mit  der  Ausübung  der  Staats- 
gewalt betrauten  feindlichen  Heeresleitung  Gehorsam  zu  leisten. 

Der  Fortschritt  wurde  vor  allem  möglich  durch  die  Stärkung  der 
Staatsgewalten  und  die  Einrichtung  der  stehenden  Heere.  Und  da  hat 
Martens  mit  Recht  betont,1)  dass  es  vor  allem  die  grossen  Heerführer  der 
Neuzeit  waren,  welche  Bahn  gebrochen  haben.  Erst  nachdem  diese  mit 
eiserner  Hand  bei  ihren  Truppen  strenge  Manneszucht  eingeführt  und 
praktisch  gezeigt  hatten,  dass  die  Kriegführung  auch  bei  der  Anerkennung 
gewisser  Grundrechte  der  friedfertigen  Bevölkerung  möglich  sei,  folgte  die 
Kriegsrechtswissenschaft  nach  und  verarbeitete  das  zum  System. 

Wenn  die  nörgelnde  Kritik  der  späteren  Zeit  die  Heerführer  so  gern 
nur  für  gewisse  Ausschreitungen  verantwortlich  machte,  die  vielleicht  auch 
bei  der  strengsten  Aufsicht  nicht  immer  »vermieden  werden  können ,  so 
muss  der  unparteiische  Vertreter  der  Kriegsrechtswissenschaft  daran  er- 
innern, dass  die  Fortschritte  des  Kriegsrechts  in  erster  Linie  den  Heer- 
führern zu  danken  sind  und  dass  es  schlechterdings  keinen  Sinn  hat,  bei 
diesen  nun  auf  einmal  eine  Gereiztheit  gegen  den  wirklich  friedfertigen 
Feind  vorauszusetzen. 

Bei  näherem  Zusehen  überzeugt  man  sich  denn  auch  regelmässig, 
dass  die  Bevölkerung  vielfach  versteckte  Kriegsdienste  leistete  und  deshalb 
ihre  Schutzstellung  preisgab;  und  doch  sollte  man  allenthalben  wissen, 
dass  die  notwendige  Toraussetzung  der  Schutzstellung  der  Bevöl- 
kerung ihre  friedfertige  Haltung  Ist. 

Eine  Proklamation,  die  der  König  Wilhelm  I.  am  11.  August  1870 
als  deutscher  Oberbefehlshaber  an  die  französische  Bevölkerung  erlassen 
hat,2)  zeichnet  die  Grundlage   des  modernen  Kriegsrechts  im  Lapidarstil. 


l)  Vgl.  oben  S.  209.    Ebenso  Lueder  IV.  262. 
\  Vgl.  oben  S.  101. 
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Aus  dem  Satze,  dass  die  friedlichen  Einwohner  keine  Feinde  sind, 
folgt  ebenso  zwingend  ihre  Schutzstellung  bei  friedlichem,  wie  ihre  Schutz- 
losigkeit  bei  feindlichem  Verhalten.  Angriffe  auf  Soldaten,  Lagerhäuser, 
Verkehrsmittel  u.  s.  w.  sind  demnach  Verbrechen,  welche  strafrechtlich  ge- 
ahndet werden.1) 

Hier  setzt  jetzt  das  deutsche  MStGB.  §  161  ein.8) 

Im  übrigen  gilt  das  Völker-  und  so  auch  das  Kriegsrecht  nur  für 
zivilisierte  Staaten  und  das  KGB.  verpflichtet  ja  auch  nur  die  Mächte, 
welche  das  Haager  Abkommen  angenommen  haben.8)  Gegen  Halbwilde 
kommt  man  mit  Humanität  nicht  weit,  und  man  wird  hier  ohne  Ver- 
heerung der  Staaten,  Wegnahme  der  Herden  u.  s.  w.  schwerlich  aus- 
kommen.4) 

B.  Es  sind  nunmehr  die  Grundrechte  zu  beschreiben,  welche  im  Krieg 
zwischen  gesitteten  Nationen  nach  Massgabe  des  KGB.  der  wirklich  fried- 
fertigen Bevölkerung  militärisch  besetzter  Staatsgebiete  zugesichert  sind. 

Massgebend  ist  hier  der  Art.  46  des  KGB. 

Der  Art.  46  schützt  Ehre  und  Rechte,  Leben  und  Privat- 
eigentum, religiöse  Überzeugungen  und  gottesdienstliche 
Handlungen  der  friedlichen  Einwohner. 

I.  Der  Art.  46  des  KGB.  hat  sein  Vorbild  im  Art.  38  der 
Brüsseler  Deklaration: 

„L'honneur  et  les  droits  de  la  famille,  la  vie  et  la  proprietö  des  individus, 
ainsi  que  leurs  convictions  religieuses  et  l'exercice  de  leur  culte,  doivent  elre 
respectes. 

La  propriete  privee  ne  peut  pas  6tre  confisquee." 

Der  belgische  Vertreter  Beernaert  erklärte  diese  Bestimmung  für  aus- 
gezeichnet, fand  aber  den  Ausdruck  „rhonneur  et  les  droits  de  la  famille" 
für  zu  allgemein.6)  Der  holländische  General  Den  Beer  Poortugael  dagegen 
hielt  es  für  unnötig  und  unmöglich,  den  Sinn  dieses  Artikels,  dessen  Be- 
deutung augenscheinlich  sei,  im  Abkommen  erschöpfend  anzugeben.6) 

0 

Der  deutsche  Oberst  Gross  v.  Schwarzhoff  wünschte  den  einschränken- 
den Zusatz:  „pour  autant  que  les  necessites  militaires  le  permettent". 
Die  Kriegspartei  müsse  einen  Menschen  zwingen  können,  auch  unter  Be- 
drohung seines  Lebens.7) 

Es  wurde  aber  bereits  ausgeführt,  dass  man  darauf  verzichtete,  an 
einzelnen  Stellen  die  derogierende  Wirkung  der  militärischen  Notwendig- 
keit noch  einmal  eigens  zum  Ausdruck  zu  bringen.  In  der  Sache  gab  man 
Gross  v.  Schwarzhoff  recht,  was  auch  seine  protokollarische  Feststellung  fand. 
Vgl.  oben  S.  10  f. 


*)  Nötigenfalls    hat    das    sogar   durch    den   eigenen    Staat   zu  geschehen.     (Vgl. 
Lueder  IV.  473  "  und  die  dort  (Stierten) 

a)  Vgl.  oben  S.  240.    Vgl  weiter  auch  Lueder  IV.  470. 

8)  Vgl.  oben  S.  50. 

4)  Generalstabsheft  S.  53. 

8)  III.  97. 

6)  a   a.  O. 

7)  a.  a.  0. 
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Die  weitere  Debatte  drehte  sich  um  die  Fassung  „proprtete  des  indi- 
vidus'4. 

Der  schweizerische  Bevollmächtigte  0  d  i  e  r  wünschte  in  Anlehnung  an  das 
Oxforder  Manuel  des  Institut  de  droit  international  vom  Jahre  1880  die  Wendung: 

„proprieU  privee  individuelle  ou  collective."  l) 

Aber  der  Präsident  v.  Martens  entgegnete:  Aber  das  Kollektiveigentum 
handelt  der  Art  8  (jetzt  Art.  66).*) 

Beernaert  schlug  sodann  erfolgreich  die  jetzige  Fassung  vor: 

tfla  vie  des  individus  et  la  propriete  privee.1'  *) 

II.  Der  Art.  46  des  KGB.  hat  hiernach  folgenden  Wortlaut: 

„Die  Ehre  und  die  Rechte  der  Familie,  das  Leben  der  Bürger,  das 
Privateigentum,  die  religiösen  Oberzeugungen  und  die  gottesdienst- 
lichen Handlungen  sollen  geachtet  werden. 

Das  Privateigentum  darf  nicht  eingezogen  werden. 

1 .  Die  Ehre  der  Einwohner  ist  geschützt,  und  deshalb  sind  Beleidigungen 
der  Einwohner  ebenso  wie  alle  rechtswidrigen  Angriffe  auf  die  Familie 
zu  ahnden.  Das  gilt  insbesondere  auch  für  die  Vergewaltigungen  und  über- 
haupt die  Vergehen  wider  die  Sittlichkeit.4) 

Die  Freiheit  ist  nicht  besonders  erwähnt,  aber  auch  diese  geniesst 
selbstverständlich  Schutz.  Indessen  macht  der  Krieg  viele  Freiheits- 
beschränkungen notwendig,  welchen  sich  die  Einwohner  auf  Grund  ihrer 
Gehorsamspflicht  zu  fügen  haben. 

2.  Die  religiösen  Überzeugungen  und  die  gottes dienstlichen 
Handlungen  sollen  geachtet  werden.5) 

3.  Das  Leben  ist  zu  achten,  und  die  wirklich  friedlichen  Einwohner 
sind  demgemäss  gegen  Tötung  und  Körperverletzung  geschützt.6) 

4.  Die  letzte  Entwicklungsphase  führte  zur  Unverletzlichkeit  des 
Privateigentums. 

Beim  Überschreiten  der  französischen  Grenze  am  8.  August  1870 
erliess  König  Wilhelm  I.  folgenden  Armeebefehl: 

„Soldaten!  Die  Verfolgung  des  nach  blutigen  Kämpfen  zurückgedrängten 
Feindes  hat  bereits  einen  grossen  Teil  unserer  Armee  über  die  Grenze  geführt. 
Mehrere  Korps  werden  heute  und  morgen  den  französischen  Boden  betreten.  Ich 
erwarte,  dass  die  Manneszucht,  durch  welche  Ihr  Euch  bisher  ausgezeichnet  habt, 
sich  auch  besonders  auf  feindlichem  Gebiete  bewähren  werde.  Wir  fahren  keinen 
Krieg  gegen  die  friedlichen  Bewohner  des  Landes;  esistvielmehrdie  Pfli  cht 
jedes  ehrliebenden  Soldaten,  das  Privateigentum  zu  schützen 
und  nicht  zu  dulden,  dass  der  gute  Ruf  unseres  Heeres  auch  nur  durch  einzelne 
Beispiele  von  Zuchtlosigkeit  angetastet  werde.  Ich  baue  auf  den  guten  Geist,  der 
die  Armee  beseelt,  zugleich  aber  auch  auf  die  Strenge  und  Umsicht  aller  Führer." 

Bezüglich  der  Stellung  des  Privateigentums  gehen  der  Land-  und 
Seekrieg  auseinander.  Die  Schwächung  des  Privatvermögens  des  Feindes 
bildet  nur  im  See-  aber  nicht  auch  im  Landkrieg  ein  erlaubtes  Kriegs- 
schädigungsmittel. 

Andernteils   versagt   aber  die  Unverletzlichkeit  des  Privateigentums 


')  in.  98. 

*)  Vgl.  unten  §  69. 

8)  a.  a.  0.  Zweite  Lesung  III.  161. 

*)  Vgl.  die  Verschärfung  des  MStGB.  §  127. 

*)  Vgl.  dazu  Gross  v.  Schwarzhoff  oben  S.  11. 

•)  Vgl.  MStGB.  §  127. 
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auch  im  Landkrieg,  wenn  die  Voraussetzungen  des  Art.  53  Abs.  2  gegeben 
sind1)  oder  wenn  die  militärische  Notwendigkeit  es  verlangt.2) 

Es  ist  gleichgültig,  ob  die  Einwohner  Angehörige  des  feindlichen  oder 
eines  neutralen  Staates  sind,  oder  ob  es  sich  gar  um  das  Privatvermögen 
des  Souveräns  handelt. 

Nur  ist  bei  der  Zerstörung  des  Privateigentums  neutraler  Einwohner, 
wenn  dieselbe  aus  militärischer  Notwendigkeit  unvermeidlich  geworden  ist, 
Entschädigung  zu  leisten.  So  haben  die  Deutschen  im  Jahre  1870  sechs 
englische  Kohlenschiffe  auf  der  Seine  aus  militärischen  Gründen  versenken 
müssen,  aber  willig  die  Besitzer  entschädigt.8) 

Verbotenan  sich  sind :  alle  zwecklosen  Zerstörungen,  Verheerungen, 
Brandstiftungen  und  Verwüstungen  des  feindlichen  Landes. 

Die  Zuwiderhandlung  ist  ein  Verbrechen,  welches  strafrechtliche 
Ahndung  findet.4) 

Erlaubt  an  sich  sind  dagegen:  alle  Zerstörungen  und  Beschädigungen 
im  Falle  der  militärischen  Notwendigkeit. 

Es  darf  dem  Privateigentum  nicht  die  kleinste  Schädigung  zugefugt 
werden,  die  nicht  aus  militärischen  Gründen  notwendig  wird.  Andernteils 
werden  aber,  wenn  es  die  kriegerische  Notwendigkeit  verlangt,  erlaubter 
Weise  nicht  bloss  Saatfelder  zerstampft,  sondern  auch  ganze  Dörfer  und 
Landgüter  zerstört. 

Ob  eine  rechtfertigende  Zwangslage  gegeben  ist,  hat  der  Komman- 
dierende zu  entscheiden  und  später  vor  seinem  Kriegsherrn  wie  vor  der 
öffentlichen  Meinung  zu  verantworten. 

Die  Unverletzlichkeit  des  Privateigentums  schliesst  aber  nicht  aus,  dass 
Privathäuser  für  die  Unterbringung  von  Soldaten  und  die  Pflege  von  Ver- 
wundeten, sowie  auch  zum  Zweck  der  Kundschaftung,  Deckung  und  Ver- 
teidigung in  Anspruch  genommen  werden. 

Der  Schutz  des  Privateigentums  im  Krieg  wird  leider  nur  zu  oft  bei 
dem  besten  Willen  und  der  strengsten  Aufsicht  gar  nicht  oder  doch  bloss 
mangelhaft  verwirklicht  werden  können.  Das  liegt  nun  einmal  in  der  Ge- 
waltnatur  des  Krieges  und  wird  nicht  selten  auch  durch  das  Verhalten  der 
Einwohner  mit  verschuldet,  welche  nicht  bloss  durch  rechtswidriges  Ver- 
halten, sondern  insbesondere  auch  durch  das  Verschliessen  der  Häuser  die 
Soldaten  reizen. 

Mit  Recht  wird  folgendes  Wort  von  Bluntschli  oft  citiert5): 

„Wenn  der  Soldat  die  Türe  seines  Quartiers  verschlossen  findet  und  die 
Lebensmittel  absichtlich  verdorben  oder  vergraben  worden  sind,  dann  treibt  ihn 
die  Not  dazu,  die  Türen  aufzusprengen  und  den  Vorräten  nachzuspüren  und  im 
gerechten  Zorn  zertrümmert  er  dann  wohl  auch  einen  Spiegel  und  heizt  mit  zer- 
schlagenen Möbeln  den  Ofen."  e) 


x)  Vgl.  darüber  unten  §  67. 

■)  Vgl.  zum  folgenden  das  Generalstabsheft  S.  53  und  Bonfils  S.  633  ff. 
")  Generalstabsheft  S.  74  f. 

4)  Vgl.  MStGB.  §  132  über  boshafte  oder  mutwillige  Verheerung  oder  Verwüstung 
und  §  135  über  Marodieren. 

ö)  Lueder  IV.  486,  Generalstabsheft  S.  35. 
8)  Völkerrecht  §  652  Nr.  2. 
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Das  gilt  auch  für  die  gegen  die  Deutschen  erhobenen  Anklagen. 
Im  übrigen  haben  deutsche  Soldaten  die  französischen  Weinberge  und 
die  Versailler  Kunstschätze  geschützt  sowie  französisches  Vermögen  gegen 
die  Pariser  Kommune  verteidigt  und  mit  Lebensgefahr  aus  dem  Brand 
gerettet1) 

§  54. 
Das  Plünderungsverbot  und  das  Beuterecht. 

Eine  besondere  Ausführung  erfordert  noch  das  Plünderungsverbot 
und  das  Beuterecht,  welcher  ich  den  Art.  17  Abs.  1  der  deutschen  Kriegs- 
artikel vorsetzen  möchte: 

„Im  Felde  darf  der  Soldat  nicht  vergessen,  dass  der  Krieg  nur  mit  der  be- 
waffneten Macht  des  Feindes  geführt  wird.  Hab  und  Gut  der  Bewohner  des  feind- 
lichen Landes,  der  Verwundeten,  Kranken  und  Kriegsgefangenen  stehen  unter  dem 
besonderen  Schutze  des  Gesetzes,  ebenso  das  Eigentum  von  gebliebenen  Angehöri- 
gen der  deutschen  oder  verbündeten  Truppen." 

A.  Der  Art.  47  des  Kriegsgesetzbuchs,  der  mit  dem  Art.  39  der 
Deklaration  wörtlich  übereinstimmt,2)  bestimmt: 

„Die  Plünderung  ist  ausdrücklich  untersagt/1 

Was  hier  für  die  Besetzung,  das  ist  im  Art.  28  für  die  Erstürmung 
ausgesprochen.3) 

Das  MStGB.  bedroht  im  §  127  ff.  und  137  ff.  die  widerrechtlichen  Hand- 
lungen im  Felde  gegen  Personen  oder  Eigentum. 

Die  Plünderung  (§  129)  ist  qualifizierter  Diebstahl  oder  qualifizierte  Ab- 
nötigung gegenüber  den  Landeseinwohnern  die  eben  dadurch  strafwürdiger 
wird,  dass  die  Tat  zu  einer  Zeit  und  unter  Umständen  geschieht,  unter 
welchen  die  Landeseinwohner  leicht  jeden  Widerstand  aufgeben.4) 

Das  juristische  Merkmal  der  Plünderung  liegt  nach  dem  deutschen 
MStGB.  §  129  darin,  dass  jemand  im  Felde  unter  Benutzung  des  Kriegs- 
schreckens oder  unter  Missbrauch  seiner  militärischen  Über- 
legenheit sich  einer  näher  zu  bezeichnenden  widerrechtlichen  Handlung 
gegen  das  Eigentum  schuldig  macht. 

Es  genügt  übrigens  nicht,  dass  die  Landeseinwohner  vielleicht  nur 
durch  die  blosse  Anwesenheit  des  Soldaten  aufgeschreckt  sind,  sondern 
Plünderung  liegt  erst  dann  vor,  wenn  dieser  den  Kriegsschrecken  oder  seine 
Überlegenheit  zur  Tat  benutzt  oder  missbraucht6)  und  deshalb  ist  auch, 
wie  sich  sofort  zeigen  wird,  Öffentlichkeit  der  Wegnahme  erforderlich.6) 

Nach  dem  deutschen  MStGB.  §  129  ist  nämlich  unter  den  genannten 
allgemeinen  Voraussetzungen  wegen  Plünderung  zu  bestrafen,  wer 

1.  in  der  Absicht  rechtswidriger  Zueignung  eine  Sache  der  Landeseinwohner 
offen  wegnimmt  oder  denselben  abutftigt,  oder 

2  unbefugt  Kriegsschatzungen  oder  Zwangslieferungen  erhebt  oder  das  Mass 
der  von  ihm  vorzunehmenden  Requisitionen  überschreitet,  wenn  dies  des  eigenen 
Vorteils  wegen  geschieht. 

*)  Lueder  IV.  486,  das  Generalstabsheft  S.  55. 

*)  Vgl.  die  erste  Lesung  III.  98,  die  zweite  Lesung  III.  161. 

»)  Vgl.  oben  S.  169  f. 

*)  Koppmann-Weigel  Komm.  z.  MStGB.  3.  Aufl.  S.  478. 

5)  a.  a.  0.  478. 

a)  a.  a.  0.  479  f. 
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Was  die  letzterwähnten  Überschreitungen  des  Kontributions-  und  Re- 
quisitionsrechts betrifft,  so  wird  sich  das  Nähere  aus  meiner  Darstellung 
unten  im  §  61 — 64  ergeben. 

Hier  soll  nur  festgestellt  werden,  dass  es  immerhin  befugte  Kriegs- 
schatzungen  und  ein  wirkliches  Requisitionsrecht  gibt  und  sich  beides  als 
Ausnahme  vom  Schutz  des  Privateigentums  darstellt,  ohne  ins  eigentliche 
Beuterecht  zu  gehören.1) 

Die  Requisitionen  dienen  nämlich  ganz  ausschliesslich  zur  Bestreitung 
der  „Bedürfnisse  des  Besetzungsheeres,"  2)  wenn  und  soweit  die  Intendantur 
das  Nötige  nicht  oder  nicht  rechtzeitig  besorgen  kann. 

Aber  auch  die  Kontributionen  (Kriegsschatzungen)  dürfen  in  keiner 
Weise  zur  Bereicherung  des  Siegers  erfolgen.8) 

v.  Koppmann-Weigel  S.  474  sagt  mit  Recht: 

„Welche  Dinge  der  Zwangsaneignuug  unterliegen  können,  ist  ganz  unbe- 
stimmt. Es  sind  in  erster  Linie  die  Mittel,  um  Menschen  und  Tiere  zu  ernähren, 
dann  aber  auch  diejenigen,  die  Angehörigen  der  Armee  zu  bekleiden  und  aus- 
zurüsten bezw.  ihre  schadhaft  und  infolge  veränderter  Lebensverhältnisse  unzu- 
reichend gewordene  Bekleidung  und  Ausrüstung  zu  ersetzen  und  zu  ergänzen." 

Das  Kontributions-  und  Requisitionsverfahren  ist  ein  amtliches  Ver- 
fahren  und  setzt  die  Befriedigung  gemeinsamer  Bedürfhisse  voraus. 

Wie  aber,  wenn  ein  mehr  individuelles  Bedürfnis  zutage  tritt?  . 

v.  Koppmann-Weigel  hebt  mit  Recht  hervor:  „Der  Krieg  bringt  ganze 
Abteilungen  wie  einzelne  Personen  oft  in  dringendste  Notlage,  der  auf 
ordnungsgemässem  Wege  nicht  sogleich  abgeholfen  werden  kann*'.4) 

Nehmen  wir  an,  ein  Soldat,  dessen  Schuhwerk  zerfetzt  ist,  nimmt 
sich  aus  einem  Schuhmacherladen  ein  Paar  Stiefel  weg. 

Der  §  130  des  MStGB.,  der  aus  dem  bayerischen  MStGB.  Art.  174 
stammt  und  dem  preussischen  Recht  noch  fremd  war,6)  bestimmt: 

Als  eine  Plünderung  ist  es  nicht  anzusehen 

a)  wenn  die  Aneignung  nur  auf  Lebensmittel ,  Heilmittel,  Beklei- 
dung sgegenstände,  Feuerungsmittel,  Fourage  oder  Trans- 
portmittel sich  erstreckt,  und 

b)  nicht  ausser   Verhältnis  zu  dem  vorhandenen  Bedürfnisse  steht. 

Die  Aufzählung  ist  übrigens  erschöpfend.  Auf  den  Wert  kommt  es 
nicht  an,  und  zu  den  Lebensmitteln  gehören  auch  diejenigen  Genussmittel, 
die,  wie  z.  B.  der  Tabak,  nicht  für  alle  ein  Lebensbedürfnis  bilden.6) 

Weiter  handelt  es  sich  bei  dem  „vorhandenen  Bedürfnis"  nicht  einzig 
und  allein  nur  um  ein  solches  des  Täters,  sondern  zugleich  auch  um  be- 
kannte Bedürfnisse  der  Kameraden.7) 

Jede  gewinnsüchtige  Absicht  aber  macht  die  Aneignung  zur  Plünderung. 

Der  §  130  begründet  indes  nicht  schon  Straflosigkeit  oder  gar 
Erlaubtheit,  sondern  erklärt  nur,  dass,  wenn  auch  die  allgemeinen  Voraus- 


? 


So  auch  Bluntschli,  das  Beuterecht  S.  70  ff. 
Art.  52.    Vgl.  unten  §  61. 

*)  Komm.  z.  MStGB.  3.  Aufl.  S.  4SI  (zu  §  ISO). 

5)  a.  a.  0. 

6)  y.  Koppmann-Weigel  Komm.  S.  481. 

7)  a.  a.  0. 
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Setzungen  der  Plünderung  nach  Massgabe  des  §  129  gegeben  sind,  doch 
hier  in  Anbetracht  der  Bedürftigkeit  unter  keinen  Umständen  die  Tat  als 
Plünderung  angesehen  werden  darf. 

Wohl  aber  würde  ein  Soldat,  der,  über  reiche  Geldmittel  verfügend, 
nichts  destoweniger  unter  Missbrauch  seiner  militärischen  Überlegenheit  die 
Stiefel  an  sich  reissen  würde,  wegen  Diebstahls  bestraft  werden  können, 
wie  auch  auf  die  heimliche  Wegnahme  StGB.  §  242  f.  oder  370  Z.  5  u.  6 
Anwendung  findet. 

Wenn  dagegen  ein  wirklicher  Notstand  vorliegt,  besteht  auf  Grund 
aber  auch  nur  allgemeiner  rechtlicher  Bestimmungen  natürlich  sowohl  in 
dem  einen  wie  in  dem  andern  Fall  vollständige  Straflosigkeit.  Es  müssen 
dann  aber  auch  die  Voraussetzungen  des  RStGB.  §  54  gegeben  sein. 

B.  Während  bei  der  Plünderung  die  friedliche  Bevölkerung  das  Objekt 
der  strafbaren  Belästigung  bildet,  sind  es  beim  Beutemachen  heute  wenig- 
stens der  Regel  nach  die  zum  feindlichen  Heere  oder  zu  dessen  Gefolge 
gehörenden  Personen  oder  der  im  Felde  getötete  Feind,  denen  bewegliche 
Sachen  abgenommen  werden.1) 

Das  Beuterecht  hat  im  Verlauf  der  Zeit  eine  starke  Veränderung  und 
Einschränkung  erfahren  und  schliesslich  einen  wesentlich  anderen  Charakter 
erhalten. 

Dass  es  aber  heute  noch  Sachen  gibt,  „die  an  sich  dem  Beuterecht 
unterworfen  sind,"  und  dass  man  noch  mit  „rechtmässig  erbeutetem  Gut" 
zu  rechnen  hat,  ersieht  man  schon  aus  dem  MStGB.  §  128. 

I.  Die  Geschichte3)  zeigt,  dass  zur  Zeit,  wo  der  Krieg  ein  Ver- 
nichtungskampf war,  dieser  nicht  bloss  dem  Heer  sondern  auch  dem  ge- 
samten Volk  wie  dessen  unbeweglichem  wie  beweglichem  Eigentum  galt. 

In  diesem  Umfang  wurde  alles  Beute,  wobei  der  König  oder  Feld- 
herr die  Verteilung  der  Fahrnis  vornahm  und  insbesondere  auch  die  Krieger 
zu  bedenken  pflegte. 

Schon  in  der  alten  Zeit  erschien  das  Beuterecht  als  Regal,  und  die 
Soldaten  durften  die  Beute  nicht  für  sich  behalten,  sondern  mussten  sie 
—  bei  den  Römern  an  die  Quästoren  —  dem  Staat  abliefern,  der  dann 
die  praeda  oder  ihren  Erlös  zum  grossen  Teil  auch  den  Soldaten  zu- 
wandte. 

Darauf  laufen  im  wesentlichen  auch  noch  die  Bestimmungen  der 
Kriegsordnung  der  Eidgenossen  von  1399  über  den  „Plunder"  hinaus,8) 
während  deutsche  Reichsgesetze  von  1570 4)  bereits  zum  besseren  Schutz 
des  Privateigentums  für  das  Beutemachen  eine  besondere  Erlaubnis  vor- 
schrieben, andernteils  aber  auch  die  Beute  von  vornherein  dem  „Beuter14, 
d.  h. 'demjenigen  Soldaten  oder  derjenigen  Abteilung  beliessen,  welche  die 


*)  v.  Koppmann-Weigel,  Komm,  zum  MStGB.  3.  Aufl.  S.  477. 

*)  Vgl.  Bluntschli,  Das  Beuterecht  im  Krieg  S.  11  ff. 

•)  Bluntschli,  Geschichte  des  schweizerischen  Bundesrechts  I.  S.  128. 

*)  Reiterbestallung  Art.  83 ff.;  Fussknechtsbestallung  Art.  157,  161,  162,  203.  Vgl. 
Kreittmayr  Anm.  II  c.  III.  §  VI.  Z.  12,  Bluntschli,  Das  Beuterecht -S.  43.  Die  bayerischen 
Kriegsartikel  stammten  fast  wörtlich  aus  der  Fussknechtsbestallung.  Vgl.  Kreittmayr.  a.  a.  0. 
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Beute  gemacht  hatte.  Nur  erbeutete  Kriegsmittel  samt  den  Kriegsgefangenen 
gehorten  dem  heiligen  römischen  Reich  resp.  dem  Kriegsherrn  vorbehalt- 
lich einer  „billigen  Ergötz-  und  Verehrung1'  für  den  Erbeuter. 

Der  Reichsschluss  vom  Jahre  1682  §  75  überliess  auch  das  ohne 
Schlacht  und  Kampf  erbeutete  Vieh  und  Proviant  dem  Erbeuter,  jedoch 
mit  der  Auflage,  solche  Sachen  im  Lager  zum  ermftssigten  Preis  zu  ver- 
Äussern.1) 

Die  gemeinrechtliche  Praxis  bildete  sich  vom  Boden  des  zivilistischen 
Occupationsrechts  aus,  unter  gleichzeitiger  Verwertung  des  jus  postliminii. 2) 

Das  bayerische  Landrecht  vom  Jahre  1756  II  c.  3  §  6  enthält 
auf  dieser  Grundlage  folgende  Bestimmung: 

„Was  während  dem  Krieg  von  dem  Feind  an  beweglichen  Gütern  erbeutet 
wird,  gehört  von  der  Zeit  an,  da  sie  in  Sicherheit  gebracht  sind,  dem  Erbeuter, 
salvo  tarnen  Jure  Postliminii  in  Ansehen  jener  Güter,  welche  von  Freunds  in 
Feinds-Handen,  nachher  aber  und  während  dem  Krieg  Jure  Belli  oder  handlungs- 
weise  wiederum  in  diesseitige  Gewalt  gekommen  sind/ 

Kreittmayr  entwickelt  in  Auslegung  dieser  Gesetzesstelle  ein  ganzes 
System  der  „Kriegseroberung  oder  Occupatio  Bellica,  mittels  welcher  wir 
uns  des  Feindes  Person  oder  Haabschaft  bemächtigen",  und  die  begriffen 
wird  als  „modus  acquirendi,  welcher  nicht  nur  in  dem  römischen,  sondern 
auch  natürlichen  und  Völkerrecht  guten  Grund  hat44.8) 

„Das  Jus  gentium  voluntarium",  so  konnte  hier  Kreittmayr  mit  Be- 
rufung auf  andere  Autoren  noch  sagen,  „setzt  dem  Über  winder  kein  Ziel  und 
Mass,  sondern  gestattet  ihm  eine  ganz  uneingeschränkte  Gewalt,  seinem  Feind 
Schaden  zu  tun, . . .  denn  man  vermutet  von  ihm  nichts  anderes  als  animum  nocendi 
in  infinitum,  einfolglich  gehet  man  ihm  hierinfalls  mit  gleichem  Schritt  entgegen, 
.  .  .  und  es  geschiehet  dem  Völkerrecht  ein  Genügen,  wenn  man  ihm  nur  so  viel 
übrig  lässt,  als  seine  Bedeckung  und  höchste  Leibes- Notdurft  erfordert".4; 

Allerdings  fugt  er  hinzu: 

„Wir  reden  nur  von  dem,  was  de  rigore  Juris  geschehen  kann,  nicht  aber, 
was  der  Humanität  und  der  heutigen  gemeinen  Kriegsmanier  nach  zu  geschehen 
pflegt,  denn  diese  mildert  die  Sache  gar  sehr  ....  und  begnügt  sich  in  Feindes- 
landen statt  Brand,  Raub  und  Plünderung  mit  Entrichtung  der  ausgeschriebenen 
Anlagen,  Brandschatzungen,  Naturallieferungen,  Vorspann  und  Quartierslasten,  richtet 
auch  dieses  alles  so  ein,  dass  der  feindliche  Untertan  gleichwohl  noch  bei  Haus 
und  Hof  bleiben  kann  ....  und  schreibt  endlich  die  Brandschatzung  nicht  weiter 
aus,  als  an  jene  Ort,  welche  man  unter  wirklicher  Gewalt  hat,  oder  wenigstens 
leicht  erreichen  kann".6) 


x)  Kreittmayr  a.  a.  0. 

9)  Man  unterschied  dabei  ein  Occupatio  bellica  rerum  oder  das  Beuterecht  und 
die  occupatio  bellica  personarum  oder  das  Kriegsgefangenenrecht  Vgl.  Kreittmayr, 
Anm.  IL  c.  III.  §  VI  Z.  1.  Um  das  Occupationsrecht  zur  Anwendung  bringen  zu  können, 
griff  man  auf  die  Fiktion,  das  Land  sei  beim  Vordringen  des  Feindes  preisgegeben  oder 
derelinquiert 

*)  Anm.  IL  c.  3  §  VI  Z.  1  lit.  a:  Der  „Endzweck"  des  Kriegs  wird  hier  bezeichnet 
als  „Genugtuung  pro  praeterito  und  Sicherheits- Verschaffung  pro  futuro"  a.  a.  0.  Des  weiteren 
heisst  es  hier  in  Z.  8  mit  Berufung  auf  Wolff  (Inst.  iur.  nat.  §  262) :  „Der  Krieg  ist  loco 
rei  vindicationis  et  Processus  unter  Souveränen*.  Ganz  überzeugt  scheint  in  dieser  Richtung 
allerdings  Kreittmayr  nicht  zu  sein,  wie  ich  aus  dem  Zusatz  schliesse :  „wenigstens  sieht 
man  die  Sache  per  allegatos  Authores  nach  dem  Recht  der  Natur  und  quoad  forum  in- 
ternum  (für  das  Gewissens-  und  Beichtstuhlgebiet  ?)  also  an,  die  Mobilien  allein  ausgenom- 
men, welche  man  im  Krieg  nicht  mehr  zu  restituieren  schuldig  ist". 

4)  a.  a.  0.  Z.  8  lit.  b. 

6)  a.  a.  0.  Z.  8  lit.  c. 
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Kreittmayr  *)  erörtert  auch  die  Frage  :„wemdieBeutegehöre?" 

„Das  Sprichwort  sagt  zwar,  was  ich  vom  Feind  bekomme,  ist  mein  .... 
womit  auch  das  römische  Recht  in  §  17  Inst,  de  rer.  div.  et  L.  5  §  7  ff.  de  acq. 
Rer.  Dom.  Übereins  kommt,  allein  das  verstehet  sich  heut  zu  Tage  nur  in  Ansehen  des 
Feldherrn,  denn  alles  was  im  Krieg  erbeutet  wird,  gehört  ihm 
allein  zu.  Seine  Soldaten  und  Offiziers  seyn  obver standner- 
massen  nichts  als  Instrumenta  und  können  sich  also  von  der 
Beute  nichts  attribuiren,  als  was  er  ihnen  mittelst  der  Kriegs- 
Articklen  versprochen  hat,  oder  sonst  gern  überlässt"  .  .  . 

Sodann  citiert  Kreittmayr  die  oben  S.  255  erwähnten  Reichsgesetze 
und  damit  übereinstimmenden  bayerischen  Kriegsartikel,  aus  welchen  her- 
vorgeht, dass  sich  damals  der  Feldherr  in  Wirklichkeit  nur  die  Immobilien 
nebst  den  Kriegsmitteln  und  Kriegsgefangenen  vorbehielt  und  „all  andere 
Haab,  so  nach  Kriegs-Brauch  preiss  ist44  den  Soldaten  zusprach,  „um  die- 
selbe nur  destomehr  aufzumuntern  und  bey  guten  Willen  zu  erhalten44.2) 

Also  nur  was  der  Kriegsherr  durch  allgemeine  Bestimmungen  oder 
Überweisungen  im  einzelnen  Fall  als  Beute  den  Soldaten  zusprach,  gehörte 
denselben. 

Das  Beuterecht  war  und  blieb  ein  Regal,  d.  h.  nur  dem  Staat  selbst 

steht  grundsätzlich  das  Beuterecht  zu,  und  die  einzelnen  Soldaten  haben 

ein  vom  Staat  abgeleitetes  Recht,  Beutesachen  unmittelbar  oder  mittelbar 

zu  Eigentum  zu   gewinnen  nur  nach  Massgabe  allgemeiner  Verordnungen 

oder  besonderer  Erlaubnis.    Auch  das  preussische  ALR.  I.  9  bestimmte: 

§  193.  Das  Recht  im  Kriege  Beute  zu  machen,  kann  nur  mit  Genehmigung 
des  Staats  erlangt  werden. 

§  194.  Wem  der  Staat  dieses  Recht  erteilt  hat,  der  erwirbt  durch  die 
blosse  Besitzergreifung  das  Eigentum  der  erbeuteten  Sache. 

Des  weiteren  sagte  der  §  198,  dass  unbewegliches  Eigentum  niemals 
ein  Gegenstand  der  Beute  werde,  und  die  §§  195 — 197  unterschieden  drei 
Klassen  von  Beutesachen: 

1.  Kriegs-  oder  Mundvorräte  (also  Kriegsmittel)  werden  stets  nur  für 
den  Staat  erbeutet  und  sind  daher  ausnahmslos  an  diesen  abzu- 
liefern.8) 

2.  Alles  andere  was  beim  Feind  (wie  bei  dessen  Marketendern  und 
Lieferanten)  erbeutet  wird,  gehört  kraft  allgemeinen  Rechtssatzes 
den  erbeutenden  Soldaten  zu  Eigentum.4) 

3.  Was  der  friedlichen  Bevölkerung  gehört,  kann  nur  dann  erbeutet 
werden  und  ins  Eigentum  der  erbeutenden  Soldaten  übergehen, 
wenn  und  soweit  ad  hoc  der  militärische  Befehlshaber  eine  beson- 
dere Erlaubnis  erteilt  hat.6) 


*)  a.  a.  0.  Z.  12. 

*)  a.  a.  0.  lit.  a. 

8)  §  195:  „Wer  Kriegs-  oder  Mundvorräte  erbeutet,  der  muss  dieselben  zum  Ge- 
brauche des  Staates  abliefern". 

4)  §  196:  „Alle  anderen  Sachen,  welche  bey  dem  feindlichen  Kriegsheere  oder  bey 
den  unter  den  Waffen  befindlichen  Feinden,  ingleichen  bey  feindlichen  Marketendern  und 
Lieferanten  angetroffen  werden,  sind  als  Beute  zu  betrachten". 

ö)  §  197 :  „Das  Eigentum  feindlicher  Untertanen ,  die  weder  zur  Armee  gehören, 
noch  derselben  folgen,  kann  nur  zur  Beute  gemacht  werden,  wenn  der  Befehlshaber  der 
Truppen  die  ausdrückliche  Erlaubnis  gegeben  hat". 
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Die  weiteren  Bestimmungen  §§  199 — 204  handeln  über  den  Augenblick  des 
Eigentumsübergangs  und  das  jus  postliminii.  Den  Schluss  des  5.  Abschnitts  „von 
der  Beute"  bildet  die  Lehre  von  der  Kaperei  und  der  Kontrebande.  (§§  205 — 219.) 

Im  übrigen  ist  noch  das  Reskript  vom  24.  Mai  1813 l)  Beweis  dafür, 
dass  man  den  „Geschmack11  am  Krieg  insbesondere  auch  dadurch  reizte, 
dass  man  den  Eigennutz  vorspannte  und  den  Soldaten  Gelegenheit  zum 
Beutemachen  gab. 

Die  Seebeute  oder  gute  Prise  erhielt  und  behielt  unter  dem  bestim- 
menden Einfluss  und  Druck  der  Seemächte  sein  besonderes  Anwendungs- 
gebiet, dessen  ungeheuere  Ausdehnung  bis  in  die  neueste  Zeit  berechtigten 
Klagen  begegnet. 

Es  hatte  sich  indes  früher  kein  Mensch  die  Frage  vorgelegt,  ob  denn 
das  Beuterecht  überhaupt  dem  Privatrecht  angehöre. 

Die  reinliche  Scheidung  von  öffentlichem  und  Privatrecht  ist  ja  auch 
erst  eine  Errungenschaft  der  Neuzeit. 

Das  Schlagwort  fiel  selbst  noch  nicht  in  der  Kommission  zur  Aus- 
arbeitung des  BGB.,  wenn  schon  dieselbe  die  Vorsicht  übte,  in  das  BGB.  die 
Beuterechtsmaterie  nicht  aufzunehmen,  wozu  doch  bei  der  Einheitlichkeit 
des  deutschen  Kriegsheeres  Anlass  gegeben  gewesen  wäre. 

Der  Art  73  des  EG.  zum  BGB.  hat  die  landesgesetzlichen  Bestim- 
mungen über  Regalien  unberührt  gelassen,  und  die  Motive  fuhren  hiezu 
folgendes  aus: 

„Privatrechtliche  Vorschriften  über  das  Beuterecht  im  Kriege  sind  in  den 
Entwurf  nicht  aufgenommen.  Zu  einer  vollständigen  Regelung  des  im  Kriege 
geltenden  Beuterechts,  zu  welchem  auch  die  Berücksichtigung  des  Prisenrechts  im 
Seekrieg  gehören  würde,  ist  ohne  Zweifel  das  bürgerliche  Gesetzbuch  nicht  der 
geeignete  Ort." 

Demnach  müsste  man  annehmen,  dass  sich  das  Beuterecht  für  Deutsch- 
land verschieden  und  zwar  noch  nach  Massgabe  der  Privatrechtsnormen 
der  Bundesstaaten,  also  auf  Grund  des  preussischen  ALR.,  bayerischen 
Landrechts  u.  s.  w.  bestimmt. 

Man  hätte  aber  genauer  sagen  können :  Zur  Ordnung  des  Beuterechts 
ist  das  BGB.  nicht  zuständig. 

Der  öffentlichrechtliche  Charakter  des  Beuterechts  liegt  schon  dem 
MStGB.  vom  Jahre  1872  §  128  zu  Grund. 

Das  Beuterecht  der  Landesgesetze  war  mit  dem  Augenblick  gesprengt, 
als  die  Reichsgesetzgebung  hier  alles  auf  die  Anordnung  des  obersten 
Kriegsherrn  und  die  Erlaubnis  der  militärischen  Vorgesetzteh  stellte. 

Dass  das  aber  geschah,  wird  später  die  Darstellung  des  §  128  des 
MStGB.  zeigen. 

Vorerst  nur  so  viel: 

Der  §  128  des  MStGB.  enthält  das  Beutestrafrecht,  und  die  Motive 
dazu  haben  folgendes  ausgeführt: 

„In  Obereinstimmung  mit  dem  Satze  hello  parta  cedunt  rei  publieac  er- 
achtet der  Entwurf  das  Beuterecht  im  Krieg  ausschliesslich  für  ein  Regral.  Er 
steht  dabei  mit  den  herrschenden  Lehren  des  Völkerrechts  im  Einklänge.  Gebührt 
aber  das  Recht   auf  Beute  dann  der  Staatsgewalt,  so  muss  derjenige  für  strafbar 


*)  Vgl.  oben  S.  68. 
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erklärt  werden,  welcher  ohne  Erlaubnis  der  Staatsgewalt  d.  h.  eigenmächtig  Beute 
macht"  l) 

Das  MStGB.  hat  im  §  128  keine  Definition  der  Beute  aufgestellt 
Nach  Ausweis  der  Motive2)  ging  man  davon  aus,  dass  es  nur  schädlich 
wirken  könne,  wenn  das  MStGB.  auf  bestimmte  Gegenstände  das  Beuterecht 
beschränkt,  ohne  die  Gewissheit  zu  haben,  dass  der  Feind  nicht  auch  noch 
andere  Sachen  dem  Beuterecht  unterwirft.  Der  Begriff  müsse  daher  als 
ein  messender  erhalten  werden,  den  man  jederzeit  den  vom  Feind  durch- 
geführten Grundsätzen  über  Beuterecht  anpassen  könne.  Beispielsweise 
unterwerfe  man  für  die  Regel  das  Privateigentum  der  friedlichen  Bürger 
nicht  dem  Beuterecht.  Immerhin  müsse  aber  die  Möglichkeit  offen  bleiben, 
gegen  ein  abweichendes  Verhalten  des  Feindes  Reziprozität  zu  üben. 

In  Bayern  war  man  daher  seit  1872  darüber  einig,  dass  die  beute- 
rechtlichen Bestimmungen  des  bayerischen  Landrechts  nicht  mehr  gelten.8) 

Dasselbe  ist  aber  auch  vom  preussischen  ALR.  zu  sagen.  Freilich 
enthält  das  ALR.  auch  öffentliches  Recht;  aber  die  öffentlichrechtliche 
Beutebefugnis  ist  jetzt  von  dem  hiezu  in  erster  Linie  berufenen  Völker- 
recht, insbesondere  neuest ens  durch  das  Haager  EGB.,  auf  ein  neues  Fun- 
dament gestellt  und  die  staatsrechtliche  Verwirklichung  der  hier  vereinbarten 
Rechtssätze  den  militärischen  Verhaltungsmassregeln  überlassen  worden, 
welche  nach  Ausbruch  des  Krieges  zu  erwarten  sind.4) 

IL  Für  heute  ergibt  sich  daher  folgendes: 

1.  Das  Völkerrecht  hat,  wie  oben  S.  251  gezeigt  wurde, 

a)  den  Schutz  des  Privateigentums  der  friedlichen  Bevölkerung 
proklamiert  und  hier  prinzipiell  ein  Beuterecht  verneint. 

Zu  einem  wirklichen  Beuterecht  kann  es  hier  nur  kommen,  wenn 
die  Reziprozität  fehlt,  oder  etwa  in  der  Form  von  Kriegsrepressalien,  in 
welchen  Fällen  es  aber  immer  erst  einer  ausdrücklichen  Ermächtigung  bedarf. 
Dabei  ist  weiter  zu  beachten,  dass  die  persönliche  Aneignung  im  allge- 


l)  Motive  S.  106.  v.  Koppmann- Weigel,  Komm.  3.  Aufl.  S.  470  f. 

*)  S.  106.    Vgl.  v.  Koppmann-Weigel,  Komm.  3.  Aufl.  S.  471. 

*)  Roth,  Bayer.  Civilr.  II.  140  u,  Danzer,  Bayer.  Landr.  S.  76  §  6. 

4)  Über  den  Zeitpunkt  der  Aneignung  und  des  Eigentumsübergangs  sagte  z.  B.  das 
französische  Recht  (code  civil  Art.  2279):  en  fait  de  meubles  la  possession  vaut  titre. 
Die  auch  sonst  geltende  Besitzergreifungstheorie  ward  freilich  im  Krieg  nirgends  ohne 
weiteres  durchgeführt.  Es  wurde  vielmehr  meistens  noch  gesicherte  Besitzergreifung 
gefordert,  die  bei  fortdauerndem  Kampf  noch  nicht,  nach  anderen  im  Anschluss  an  die 
Seekriegspraxis  gar  erst  vom  Ablaufen  weiterer  24  Stunden  besteht.  (Vgl.  Lueder  IV. 
498  und  die  S.  499  "  Gitterten).  Über  das  bayerische  Recht  vgl.  oben  S.  256  und  über  das 
preussische  Landrecht  vgl.  ALR.  I.  Tit.  9  §  201. 

Da  liegt  es  nun  besonders  im  Hinblick  auf  das  EG.  Art.  79  und  die  oben  S.  258 
citierte  Stelle  der  Motive  z.  BGB.  nahe,  das  Landrecht  hier  noch  entscheiden  zu  lassen. 
So  in  der  Tat  anerkannte  Militarjuristen  (Sohns,  v.  Koppmann-Weigel  S.  473): 

„Eine  allgemeine  völkerrechtliche  Regel  gibt  es  hiernach  nicht  So  lange  der  oberste 
Kriegsherr  keine  besonderen  Vorschriften  über  das  Beuterecht  erlassen  hat,  gelten  in  Er- 
mangelung reichsgesetzlicher  Regelung  die  Landesgesetze/' 

Aber  mit  der  fortdauernden  Geltung  verschiedener  Landesgesetze  im  Reichsheer 
lässt  sich  nichts  rechtes  anfangen.  Ich  halte  vielmehr  auch  diese  Bestimmungen  für  auf- 
gehoben und  abgeladen  auf  das  Öffentliche  Recht,  wie  es  sich  auf  Grund  der  Verwaltungs- 
massregeln des  obersten  Kriegsherrn  ergeben  wird,  die  ja  mit  Sicherheit  erwartet  werden 
dürfen. 
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meinen  streng  ausgeschlossen  ist  und  erst  eigens  durch  die  militärischen 
Vorgesetzten  erlaubt  werden  muss. 

Dass  Private  die  Wegnahme  von  Kriegsmitteln  zu  erwarten  haben 
(Art.  53  Abs.  2),  ist,  wie  schon  der  Wortlaut  zeigt,  kein  Zugeständnis 
an  das  Beuterecht.  Sie  erfolgt  lediglich  aus  militärischen  Rücksichten,  um 
die  Kriegsmittel  dem  Feind  zu  entziehen  und  zum  Vorteil  des  eigenen  Heeres 
zu  verwenden.1) 

Der  Art.  53  Abs.  2  verlangt  hier  denn  auch  des  weiteren  Rück- 
erstattung oder  Entschädigung.2) 

b)  Das  unbewegliche  Vermögen  des  feindlichen  Staates  wird 
niemals  Gegenstand  der  Beute,  sondern  unterliegt  nur  der  Nutz- 
niessung  und  Verwaltung  des  siegreichen  Heeres.    (Art.  55.) 

Wohl  aber  unterliegt  dem  staatlichen  Beuterecht  das  im  Art.  53  ge- 
nannte bewegliche  Vermögen  des  feindlichen  Staates.  Hierin  gehört  ins- 
besondere auch  das  auf  dem  Kampfplatz  zugefallene  gesamte  Kriegs- 
material des  Gegners:  Pferde,  Geschütze,  Waffen  u.  s.  w. ,  während 
Geld,  Uhr  und  ähnliche  Wertgegenstände  im  Privateigentum  der  Gefallenen, 
die  nicht  zugleich  Kriegsmittel  sind,  kein  Gegenstand  des  Beuterechts  sind. 
Das  gilt  auch  für  die  Kriegsgefangenen :  „Alles  was  ihnen  persönlich  gehört, 
verbleibt  ihr  Eigentum,  ausgenommen  Waffen,  Pferde  und  Schriftstücke 
militärischen  Inhalts".     (Art.  4  Abs.  3.)8) 

Der  Art.  56  entzieht  das  Eigentum  der  Gemeinden  und  das  Ver- 
mögen der  dort  genannten  öffentlichen  Anstalten  selbst  dann  dem  Beute- 
recht, wenn  die  letzteren  dem  Staat  gehören. 

Über  all  dies  ist  unten  §  67 — 69  ausführlich  zu  handeln. 

Kommt  es  im  Rahmen  dieser  Bestimmungen  resp.  der  vom  obersten 
Kriegsherrn  erlassenen  Verhaltungsmassregeln  und  weiterhin  auf  Grund 
besonderer  militärischer  Ermächtigung,  die  heute  in  jedem  Fall  erforder- 
lich ist,  zum  Beutemachen,  so  verfolgt  das  aber  absolut  nicht  mehr  den 
Zweck,  die  Soldaten  durch  die  Aussicht  auf  persönliche  Bereicherung  anzu- 
locken resp.  willfähriger  zu  machen  oder  sie  für  ihre  Anstrengungen  zu 
belohnen. 

v.  Koppmann- Weigel 4)  sagt  mit  Recht: 

„Aus  dem  Begriff  Beute  ist  das  eigennützige  Gewinnsuchen  und  Sichbereichern 
ausgeschieden."  Nur  „die  militärische  Notwendigkeit  ist  zugleich  Richtschnur  uud 
Grenze,  ist  der  Rechtsboden  der  Zwangsenteignung,  des  Beuterechts  von  heute. 
Was  notwendig  ist,  eventuell  als  Repressalie  notwendig  ist,  ist  erlaubt". 

Ob  und  was  dem  Erbeuter  zum  persönlichen  Eigentum  verbleiben 
soll,  erfordert  daher  heute  eine  weitere  besondere  Ermächtigung  des  mili- 
tärischen Vorgesetzten. 

Das  wird  klar  werden,  wenn  ich  jetzt  die  Strafrechtsfrage  erörtere. 

2.  Nach  dem  Militär  Strafgesetzbuch  §  128  wird  mit  Freiheitsstrafe 


*)  Bluntschli,  Das  Beuterecht  S.  74. 
*)  Vgl.  unten  §  67. 

Vgl.  oben  S.  127. 

Komm.  3.  Aufl.  S.  472,  473. 
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bis  zu  drei  Jahren  und  eventuell  auch  noch  mit  der  Versetzung  in  die 
zweite  Klasse  des  Soldatenstandes  bestraft1): 

a)  „Wer*)  im  Felde,  um  Beute  tsu  machen,  sich  von  der  Truppe 
eigenmächtig  entfernt*), 

Hier  wird  also  schon  die  Vorbereitungshandlung  zum  Beutemachen 
bestraft.4) 

b)  oder  Sachen,  welche  an  sich  dem  Beuterecht  unterworfen 
sind,  eigenmächtig  zur  Beute  macht. 

ä)  An  Sachen,  die  dem  Beuterecht  überhau  ptnichtunte  r- 
worfen  sind,  kann  möglicherweise  ein  Diebstahl,  aber  nicht 
das  Reat  des  §  128  begangen  werden.5) 

Wird  eine  solche  Handlung  gegen  die  eigenen  Gefallenen 
auf  dem  Kampfplatz  oder  auch  gegen  feindliche  Kranke  und 
Verwundete6)  oder  schliesslich  auch  gegen  die  dem  Schutze 
des  Täters  anvertrauten  Kriegsgefangenen  begangen,  so  greift 
§  134  des  MStGB.  Platz. 

ß)  Welche  Sachen  an  sich  dem  Beuterecht  unterworfen 
sind,  ergibt  sich  aus  dem  Völkerrecht,7)  genauer  aus  den  vom 
obersten  Kriegsherrn  zur  Ausführung  des  KGB.  erlassenen  Ver- 
haltungsmassregeln.  Man  wird  darnach  hauptsächlich  an  die 
Kriegsmittel  und  Kassen  des  Feindes  zu  denken  haben. 

y)  Aber  auch  beutefahige  Sachen  dürfen  nicht  eigenmächtig, 
d.  h.  nicht  ohne  besondere  Erlaubnis  des  Vorgesetzten  zur  Beute 
gemacht  werden. 
Dazu  bemerkt  v.  Koppmann- Weigei  auf  Grund   der  Motive  S.  106: 

»Die  Heereseinrichtungen  und  die  Verhältnisse  im  Kriege  lassen  es  nicht  als 
durchführbar  erscheinen,  dass  für  jeden  einschlägigen  Fall  seitens  der  Staatsgewalt 
eine  Erklärung  darüber  erteilt  wird,  ob  das  Beutemachen  erlaubt  sei  oder  nicht. 
Unter  Würdigung  der  militärischen  Verhältnisse  erachtet  bei  Ermangelung  allge- 
meiner Vorschrift  der  Gesetzgeber  einen  jeden  bereits  dann  als  zum  Beutemachen  berech- 
tigt, wenn  er  von  seinem  vorgesetzten  Befehlshaber  die  Erlaubnis  dazu  erhalten  hat 

Unter  welchen  Voraussetzungen  es  diesem  gestattet  sein  soll,  die  Erlaubnis 
zu  erteilen,  muss  den  hierüber  zu  erlassenden  Instruktionen  vorbehalten  bleiben.11 8) 

Hat  jemand  die  Erlaubnis  zum  Beutemachen  erhalten,  aber  diese 
Erlaubnis  überschritten,  so  handelt  er  im  Umfang  der  Überschreitung  gleich- 
falls eigenmächtig  und  ist  strafbar.9) 

c)  Bis  hierher  unterscheidet  das  MStGB.  noch  nicht,  ob  der  eigen- 
mächtige Beutemacher  die  Beute  abliefert  oder  behält.  Auch 
im  ersten  Fall  ist  der  Tatbestand  der  lit.  b  erfüllt.10) 

*)  Jeder  der  drei  folgenden  Mischtatbestände  begründet  für  sich  allein  die  strafbare 
Handlung. 

2)  Auch  Militärbeamte  und  das  Gefolge  des  Heeres.  (§153,  155,  157.) 

3)  Eigenmächtiges  Zurückbleiben  ist  auch  eigenmächtige  Entfernung. 

*)  Über  die  reale  und  ideale  Konkurrenz,  wenn  andere  Zwecke  nebenherlaufen, 
vgl.  v.  Koppmann- Weigei  S.  475. 

5)  v.  Koppmann- Weigei,  Komm.  3.  Aufl.  S.  476. 

*)  .Auf  dem  Kampfplatz,  auf  dem  Marsche,  auf  dem  Transporte  oder  im  Lazarette. 

*)  Vgl.  oben  S.  259  f. 

8)  Komm.  3.  Aufl.  S.  476. 

•)  a.  a.  0.  S.  476  f. 

10)  a.  a.  0.  S.  477. 
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Erst  bei  rechtmässigem  Beutemachen,  wo  dasselbe  also  nicht  eigen- 
mächtig, sondern  auf  Grund  der  Erlaubnis  des  Vorgesetzten  erfolgt,  wird 
der  Unterschied  bedeutsam.  Durch  die  Erlaubnis  zum  Beutemachen  be- 
kommt nämlich  der  Ermächtigte  noch  nicht  das  Recht  auf  das  erbeutete 
Gut;  vielmehr  fallt  auch  dieses  heute  grundsätzlich  dem  Staate  zu1);  und 
wenn  es  dem  Erbeuter  verbleiben  soll,  so  bedarf  es  dazu  wenigstens  in 
Deutschland  noch  einer  ausdrücklichen,  allgemeinen  oder  besonderen  An- 
ordnung des  militärischen  Vorgesetzten,2)  dessen  Zuständigkeit  sich  wiederum 
nach  Massgabe  der  zu  erwartenden  Instruktion  zu  bestimmen  haben  wird. 
Hier  setzt  der  Abs.  2  des  §  128  ein: 

„Gleiche  Strafe  trifft  denjenigen,  welcher  rechtmässig  von  ihm  er- 
beutetes Out,  das  er  abzuliefern  verpflichtet  istf  sich  rechtswidrig 
aneignet." 

§  55. 

Der  Wunsch  betreffend   die  Unverletzlichkeit   des  Privateigentums 

im  Seekrieg. 

I.  Schon  über  ein  Jahrhundert  arbeiten  die  Staaten  an  der 
Herstellung  eines  gleichmässigen  Eigentumsschutzes  für  den  See-  und  Land- 
krieg. Aber  alle  Bemühungen  scheiterten  an  dem  Widerspruch  Englands, 
das  in  der  Wegnahme  der  feindlichen  Handelsflotte  ein  vortreffliches  Mittel 
sieht,  die  Machtmittel  des  Gegners  empfindlich  zu  treffen. 

An  der  Spitze  der  Bewegung  zum  Schutz  der  Handelsflotte,  die  weder 
die  Blockade  bricht  noch  Kontrebande  führt,  marschierten  von  Anfang  an 
Preussen  und  die  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika,  welche  in  einem 
Staats  vertrag  von  1785  den  Kampf  gegen  die  Kaperei  aufnahmen  und 
darin  alsbald  von  Russland  unterstützt  wurden. 

Die  Kaperei  wurde  1856  durch  die  Pariser  Seerechtsdeklaration  ab- 
geschafft. Aber  die  Vereinigten  Staaten  hatten  mehr  verlangt,  nämlich  die 
rückhaltlose  Anerkennung  des  Privateigentums,  auch  den  staatlichen  Kreuzern 
gegenüber.8)  Sie  fanden  die  blosse  Abschaffung  der  Kaperei  für  derart 
unzureichend,  dass  sie  den  Vertrag  gar  nicht  unterzeichneten.  Die  Folgen 
davon  zeigten  sich  allerdings  im  nordamerikanischen  Bürgerkrieg. 

Schutz  der  Handelsflotte  wurde  jetzt  das  Schlagwort  der  Reeder  und 
Kaufleute,  insbesondere  in  Deutschland ; 4)  aber  auch  in  England  haben  sich 
noch  einmal  vor  mehreren  Jahren  die  vereinigten  Handelskammern  in  diesem 
Sinne  geäussert. 


*)  Mitunter  erhält  der  Erbeuter  eine  Prämie,  so  z.  B.  bei  erbeuteten  Pferden.  (Vgl. 
Generalstabsheft  S.  59.) 

2)  v.  Koppmaun-Weigel  S.  477 ;  Bonfils-Grah  hebt  mit  Recht  hervor,  dass  das  Sache 
des  inneren  Staatsrechts  ist.  (S.  636.) 

3)  Amendement  Marcq.  (Aegidi  und  Klauhold  frei  Schiff  unter  Feindesflagge  S.  9  ff. 
Archives  diplomatiques  1862  p.  148  ff.) 

4)  So  fasste  eine  Versammlung  von  Reedern  und  Kaufleuten  in  Bremen  am  2.  Dezbr. 
1859  einen  Beschluss  zugunsten  der  Unverletzlichkeit  des  Privateigentums  im  Seekrieg 
(Bluntschli,  Das  Beuterecht  S.  89),  dem  die  Kaufleute  von  Hamburg,  Stettin  und  Breslau, 
sowie  die  Handelskammer  von  Oberbayern  beitraten  (Bonfils  S.  676).  Im  Jahre  1871 
ersuchte  auch  die  Handelskammer  von  Amsterdam  die  holländische  Regierung  bei  der 
Londoner  Konferenz  dahin  tätig  zu  werden,  dass  der  Grundsatz  der  Unverletzlichkeit  des 
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In  England  war  diese  Bewegung  durch  C  o  b  d  e  n  1 856  eingeleitet  worden, 
aber  schon  Palme  rston  lehnte  eine  entsprechende  Anregung  der  Kauflente 
von  Liverpool,  Bristol,  Manchester,  Leeds  u.  s.  w.  1860  ab  und  brachte  1862 
im  englischen  Unterhaus  einen  auf  Beseitigung  des  Seebeuterechts  gerich- 
teten Antrag,  trotzdem  ihn  Cobden  glänzend  verteidigte,  durch  den  Hinweis 
auf  die  englischen  Interessen  zu  Fall.  Der  Antrag  wurde  darauf  zurück- 
gezogen. Bonfils  meint :  „Geht  man  dem  Antrag  auf  den  Grund,  so  findet 
man,  dass  er  nicht  etwa  von  humanen  Wünschen  eingegeben,  sondern 
dass  er  lediglich  krasser  Selbstsucht  entsprungen  ist44.1) 

Im  Friedensvertrag,  welcher  den  deutsch-dänischen  Krieg  1864  be- 
endigte ,  verpflichteten  sich  die  Kontrahenten  zur  gegenseitigen  Rückgabe 
der  Seebeute,  die  sie  gemacht  hatten,  und  im  Krieg  von  1866  haben  die 
drei  Kriegsmächte  (Österreich,  Preussen,  Italien) 2)  das  Prinzip  der  Freiheit 
des  Privateigentums  zur  See  von  vornherein  anerkannt. 

Der  norddeutsche  Reichstag  hat  am  18.  April  1868  einstimmig  folgende 
Resolution  beschlossen: 

.Der  Reichstag  beschließt,  den  Bundeskanzler  aufzufordern,  zu  veranlassen, 
dass  bei  dem  gegenwärtigen  friedlichen  Einvernehmen  mit  den  auswärtigen  Mächten 
Verhandlungen  eingeleitet  werden,  welche  zum  Zweck  haben,  durch  Übereinkunft  von 
Staat  zu  Staat  die  Freiheit  des  Privateigentums  zur  See  in  Kriegszeiten  zu  einem 
vertragsmassig  anerkannten  Grundsatz  des  Völkerrechts  zu  erheben". 

Um  das  gleich  hinzuzufügen:  Der  deutsche  Reichstag  hat  sich  auch 
noch  einmal  1894  und  1895  für  das  Prinzip  der  Freiheit  des  Privateigen- 
tums im  Seekrieg  erklärt. 

Im  deutsch-französischen  Krieg  1870  hatte  die  Bundes- Verordnung 
vom  18.  Juli  diesen  Grundsatz  sogar  ohne  die  Forderung  der  Gegenseitigkeit 
ausgesprochen.  Aber  die  Hoffnung,  dadurch  den  wirksamsten  Druck  auf  die 
franzosische  Regierung  auszuüben,  erwies  sich  als  irrig.  Obschon  gerade 
eben  noch  am  10.  Juli  1870  für  die  Schutzidee  günstig  gestimmt, 
erliess  die  Regierung,  um  die  Überlegenheit  der  französischen  Flotte  zum 
Schaden  des  deutschen  Handels  auszunützen,  am  18.  August  1870  eine 
Seebeuteproklamation,  was  dann  —  aber  erst  am  19.  Januar  1871  —  die 
deutsche  Regierung  veranlasste,  ihre  Verordnung  wieder  zurückzunehmen.8) 

Nach  dem  deutsch-französischen  Krieg,  in  den  Jahren  1875,  1877  und 
1878  hat  sich  für  die  Anerkennung  des  Prinzips  der  Freiheit  des  Privat- 
eigentums zur  See  insbesondere  das  völkerrechtliche  Institut   eingesetzt.*) 

Damals  (1878)  veröffentlichte  auch  Bluntschli  seine  berühmte  Schrift6) 


Privateigentums  im  Seekrieg  anerkannt  werde  (a.  a.  O.  S.  677).  Ebenso  hat  sich  die 
Handelskammer  von  Le  Hävre  1870  in  dieser  Richtung  ihrer  Regierung  gegenüber 
geäussert. 

*)  Völkerrecht  S.  677. 

')  Bereits  das  italienische  Seerechtsgesetz  von  1865  enthielt  dieses  Prinzip  für  den 
Fall,  dass  Reziprozität  gewährt  würde.  Aus  der  späteren  Zeit  ist  vor  allem  der  italienisch- 
amerikanische Vertrag  von  1872  zu  erwähnen. 

*)  Bluntschli,  Beuterecht  S.  95—98,  Felix  Dahn,  Bausteine  V.  1.  S.  66. 

4)  Vgl.  das  Annuaire  1877  S.  115,  138;  1878  S.  103—110,  155 f.  Vgl.  darüber 
Bonfils  VR.  S.  677  und  Bluntschli,  das  Beuterecht  im  Krieg  und  das  Seebeuterecht  ins- 
besondere 1878  S.  156  ff. 

*)  Vgl.  die  vorige  Anmerkung. 
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gegen  das  Seebeuterecht,  in  welcher  er  die  Literatur  sorgsam  würdigte, 
die  Gründe  für  und  gegen  sorgfältig  prüfte  und  in  ausführlicher  Polemik 
den  Satz  begründete,  dass  das  Privateigentum  gleichen  Schutz  im  Land- 
und  im  Seekrieg  finden  müsse. 

IL  Sollte  sich  mit  dieser  Angelegenheit  nun  auch  die  Haag  er  Kon- 
ferenz beschäftigen? 

Diese  Frage  wurde  im  Haag  in  aller  Form  gestellt,  und  zwar  ging 
die  Anregung  wieder  von  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  aus,  deren 
Vertreter  über  die  Seebeutekontroverse  auch  eine  Denkschrift  verteilten, 
in  welcher  die  wiederholten  Bestrebungen  Amerikas  auf  diesem  Gebiet  ge- 
würdigt waren. 

1.  Anlässlich  der  Debatte  über  den  Art.  13g  (jetzt  Art.  23g)  warf 
der  amerikanische  Artilleriekapitän  C r o z i e r  in  der  Unterkommission 
der  zweiten  Kommission  am  1.  Juni  die  Frage  nach  der  Stellung  des  Privat- 
eigentums im  Seekrieg  auf  und  wünschte,  dass  die  Konferenz  mit  dieser 
Frage  befasst  würde.  Unter  der  Zustimmung  von  Beldiman  verlangte  er, 
dass  die  Konferenz  Gelegenheit  finde,  sich  mit  dieser  wichtigen  Angelegenheit 
zu  beschäftigen.1) 

Der  Präsident  v.  Martens  erklärte  aber ,  dass  darüber  das  Plenum 
der  Kommission  beschliessen  müsse,  worauf  die  Kundgebung  Croziers  ins 
Protokoll  aufgenommen  wurde.2) 

Der  holländische  Bevollmächtigte  Rahusen  verlangte  zwar,  dass 
irgendwo,  vielleicht  im  „pr6ambulea,  die  Geltung  des  KGB.  für  den  Seekrieg 
ausdrücklich  abgelehnt  werde ; 8)  aber  das  bedeutete  nicht  etwa  eine  Stellung- 
nahme Hollands  gegen  den  amerikanischen  Standpunkt  vom  Schutz  des 
Privateigentums  im  Seekrieg.  Der  holländische  General  Den  Beer  Portu- 
gael  erklärte  vielmehr  in  der  folgenden  Sitzung,  dass  die  amerikanischen 
Bestrebungen  von  Holland  lebhaft  unterstützt  würden.*) 

Ein  Zirkular  des  holländischen  Ministers  des  Äussern  an  die  Vertreter 
von  Holland  vom  13.  Februar  1891,  betr.  die  Bitte  der  Amsterdamer 
Handelsbank,  das  Prinzip  der  Unverletzlichkeit  des  Privateigentums  im 
Seekrieg  zu  billigen  und  den  Begriff  der  Kontrebande  definieren  zu  lassen, 
lag  im  Haag  vor. 

2.  Auf  die  amerikanische  Anregung  kam  man  in  der  Plenarberatung 
der  zweiten  Kommission,  und  zwar  jetzt  als  Art.  46  auf  der  Tages- 
ordnung stand,  zurück,  indem  v.  Martens  an  einen  Brief  anknüpfte,  welchen 
die  amerikanischen  Vertreter  an  den  Konferenzpräsidenten  gerichtet  hatten 
und  worin  die  Anerkennung  des  Grundsatzes  der  Unverletzlichkeit  des 
Privateigentums  im  Seekrieg  gewünscht  wurde.6) 

v.  Martens  war  glücklich,  feststellen  zu  können,  dass  Russland  seine 
Sympathie  mit  diesem  Prinzip  schon  1823  ausgesprochen  habe.   Das  Prinzip 


3 


in.  ioi. 

III.  201.  In  der  folgenden  Sitzung  kam  Grozier  nochmals  auf  die  Frage  zurück. 
(III.  102.) 

•)  a.  a.  0. 
*)  III.  104. 
ö)  III.  28. 
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dürfe  auf  das  wohlwollende  Interesse  der  ganzen  Welt  rechnen.  Aber  es 
sei  nicht  möglich,  diese  wichtige  Frage  jetzt  schon  zum  Austrag  zu  bringen. 
Wenn  die  Unverletzlichkeit  des  Privateigentums  auch  für  den  Seekrieg  aus- 
gesprochen sei,  so  müssten  die  Seestaaten  gründliche  Änderungen  vornehmen. 
Die  Frage  sei  so  verwickelt,  dass  es  schwer  sei,  unter  den  gegenwärtigen 
Verhältnissen  eine  für  alle  annehmbare  Lösung  zu  finden.  Auch  würde 
eine  Entscheidung  nur  dann  Wert  haben,  wenn  sie  einmütig  erfolge. 

v.  Martens  schlug  deshalb  vor,  die  Prüfung  dieser  Frage  einer 
späteren,  besser  vorbereiteten  Konferenz  zu  überlassen;  diese  möge  dann 
eine  Lösung  und  einen  Entwurf  vorbereiten,  auf  den  sich  alle  Stimmen  ver- 
einigen können.  Billige  die  Kommission  diesen  Vorschlag,  so  gebe  sie  einen 
Beweis  der  Klugheit  und  komme  zugleich  der  hochherzigen  Anregung  der 
Vereinigten  Staaten  entgegen.1) 

Aber  der  englische  Bevollmächtigte  Pauncefote  wünschte,  dass 
über  die  Frage  der  Zuständigkeit  förmlich  abgestimmt  werde.  Er  fügte  hinzu, 
dass  seine  Regierung  die  Zuständigkeit  der  Haager  Konferenz  verneine.8) 

Der  erste  Vertreter  der  Vereinigten  Staaten  White  hielt  dagegen  die 
Friedenskonferenz  für  zuständig.  Immerhin  teilte  er  die  Ansicht  des  Vor- 
sitzenden v.  Martens,  dass  die  gegenwärtige  Zeit  trotz  des  Interesses,  welches 
alle  Mächte  der  aufgeworfenen  Frage  entgegenbrächten,  nicht  günstig  sei.  Man 
würde  vielleicht  besser  tun,  die  Entscheidung  darüber,  ob  jetzt  die  Frage 
verhandelt  oder  die  Verhandlung  einer  späteren  Konferenz  vorbehalten 
werden  solle,  dem  Plenum  der  Friedenskonferenz  zu  überlassen.  Er  fügte 
hinzu :  die  amerikanische  Vertretung  wolle  keine  Brandfackel  in  die  Konferenz 
schleudern,  welche  die  auf  anderen  bedeutsamen  Gebieten  erreichten  Re- 
sultate bedrohen  würde. 

Sie  wünsche  daher  wohl  Entscheidung  der  Kompetenz- Frage  durch  das 
Plenum,  aber  dort  würde  sie  nicht  dagegen  sein,  dass  man  die 
Regelung  der  Frage  selbst  vor  eine  spätere  Konferenz  ver- 
weise.8) 

Später  erklärte  er  noch  einmal,  die  aufgeworfene  Kompetenzfrage, 
welche  wichtig  aber  auch  zweifelhaft  sei,  müsse  vom  Plenum  der  Konferenz 
entschieden  werden.4) 

Der  holländische  Bevollmächtigte  Rahusen  urteilte  über  die  Kom- 
petenzfrage wie  White:  Die  Haager  Konferenz  beschäftige  sich  mit  dem 
Privateigentum  zu  Land;  warum  könne  sie  nicht  auch  ebenso  die  Frage 
des  Privateigentums  zu  See  prüfen?  Weiter:  warum  solle  man  denn  beides 
verschieden  behandeln? 

Im  übrigen  regte  Rahusen  an,  die  dem  Unverletzlichkeitsprinzip  günstig 
gesinnten  Regierungen  möchten  in  dieser  Richtung  sich  durch  besondere 
Verträge  unter  einander  binden,  wie  das  schon  in  einigen  Handelsver- 
trägen von  Italien  geschehen  sei.6) 

l)  III.  28. 

*)  a.  a.  0. 

s)  a.  a.  0. 

4)  III.  29. 

5)  III.  28  f. 
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Der  Präsident  v.  Märten  6  kam  auf  den  Ausgangspunkt  zurück: 
Die  zweite  Kommission  sei  von  der  Unterkommission  aufgefordert  worden, 
zur  Frage  des  Privateigentums  im  Seekrieg  Stellung  zu  nehmen.  Die  zweite 
Kommission  müsse  sich  somit  darüber  aussprechen,  ob  diese  Frage  einem 
späteren  Kongress  überlassen  werden  solle.  Das  Plenum  der  Haager  Kon- 
ferenz könne  dann  die  Kommissionsentscheidung  billigen  oder  ablehnen. 
Aber  auf  jeden  Fall  sei  die  Kommission  eine  Mittelinstanz  zwischen  der 
Unterkommission  und  der  Konferenz  und  als  solche  müsse  sie  ihre  Meinung 
kund  tun.  Unterdessen  habe  aber  Pauncefote  die  bedeutsame  Kompetenz- 
frage aufgeworfen.  Über  diese  müsse  man  sich  daher  zunächst  aus- 
sprechen.1) 

Der  russische  Bevollmächtigte  Scheine  bemerkte  aber  gegen  seinen 
Landsmann,  dass  sich  die  Haager  Konferenz  bis  jetzt  nur  mit  dem  Land- 
kriegsrecht beschäftigt  habe.  Die  Instruktionen,  welche  er  von  seiner  Re- 
gierung erhalten  habe,  hätten  keine  Beziehung  zum  Seekriegsrecht.  Daraus 
folgere  er,  dass  seine  Regierung  diese  Materie  durch  das  Rundschreiben 
Murawieffs  nicht  mittreffen  wollte  und  deshalb  werde  er  sich  bei  den  Ver- 
handlungen über  diese  Materie  nicht  beteiligen.2) 

Der  Präsident  v.  Martens  stellte  jetzt  den  Antrag: 

Die*  Kommission  möge  den  Wunsch  aussprechen, 
dass  die  Frage  der  Unverletzlichkeit  des  Privateigen- 
tums im  Seekrieg  einer  späteren  Konferenz  vorbehalten 
werde. 

Werde  dem  Folge  gegeben,  so  hätte  sich  noch  die  Konferenz  selbst 
darüber  zu  äussern.3) 

Nach  einem  weiteren  Meinungsaustausch4)  wurde  der  von  Martens 
beantragte  Wunsch  angenommen,  gegen  die  Stimmenthaltung  von  Frank- 
reich, England  und  Russland.5)  Bourgeois  rechtfertigte  seine  Stimment- 
haltung damit,  dass  man  seines  Erachtens  in  einer  Frage  nur  dann  einen 
Wunsch  aussprechen  könne,  wenn  man  für  dieselbe  überhaupt  zustandig 
sei.    Diese  letztere  Frage  sei  aber  nicht  entschieden.6) 

3.  In  der  5.  Plenarsitzung  am  5.  Juli  hatte  sich  die  Konferenz 
mit  dieser  Sache  zu  beschäftigen.7) 

v.  Martens  berichtete,  dass  der  Wunsch  der  zweiten  Kommission 
auf  eine  briefliche  Anregung  der  Vertretung  der  Vereinigten  Staaten  beim 
Präsidenten  zurückgehe,  die  darauf  hinauswolle,  dass  die  Unverletzlichkeit 
des  Privateigentums  im  Seekrieg  zum  Rechtssatz  erhoben  werde.  Die 
zweite  Kommission  habe  sich  nicht  für  zuständig  gehalten,  in  eine  Prüfung 
dieser  Frage  selbst  einzutreten.    Aber  sie  habe  sich  für  berechtigt  erklärt, 


l)  III.  29. 
')  a.  a.  0. 
s)  a.  a.  0. 

4)  Zwischen  dem  Präsidenten  v.  Martens,  White,  Bourgeois,  Pauncefote,  Rolin  und 
Miyatovitch  (III.  29). 

5)  a.  a.  0. 

6)  a.  a.  0. 

7)  I.  43. 
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den  Wunsch  auszudrucken,  dass  die  amerikanische  Anregung  in  dem  Pro- 
gramm einer  späteren  Konferenz  Platz  finden  möge. 

Darauf  hielt  der  erste  Vertreter  der  Vereinigten  Staaten  White  folgende 
bedeutsame  Rede1): 

„Die  Denkschrift,  welche  an  die  Mitglieder  der  Konferenz  verteilt  wurde, 
zeigt,  wie  die  Regierung  der  Vereinigten  Staaten  seit  mehr  als  einem  Jahrhundert 
ernsthaft  bemüht  ist,  den  Grundsatz  der  Unverletzlichkeit  des  Privateigentums,  ab- 
gesehen von  der  Kriegskontrebande,  für  den  Seekrieg  zur  Anwendung  zu  bringen. 

Indem  meine  Regierung  der  Aufforderung  Sr.  Majestät  des  Kaisers  von  Russ- 
land und  der  Einladung  der  Regierung  der  Niederlande  zu  dieser  Konferenz  bereit- 
willigst entsprach,  wünschte  sie  nicht  nur  zu  den  grundsätzlichen  Zielen  des 
russischen  Rundschreibens  ihre  Zustimmung  zu  geben,  sondern  erblickte  darin 
auch  die  günstige  Gelegenheit,  diesen  Antrag  von  neuem  vor  den  befreundeten 
Nationen  zu  stellen,  in  der  Hoffnung,  dass  er  jetzt  in  das  Völkerrecht  eingestellt 
werde. 

Die  Vertreter  der  Vereinigten  Staaten  haben  wohl  mehrere  Staaten  bereit 
gefunden,  ihren  Antrag  anzunehmen,  auch  andere,  deren  Gesinnung  offenbar  einer 
solchen  Annahme  zugetan  ist,  aber  andernteils  glückte  es  ihr  nicht,  sich  eine 
ziemlich  einmütige  Unterstützung  zu  sichern,  die  ihr  erlaubt  hätte,  auf  der  gegen- 
wärtigen Konferenz  weiter  auf  der  Sache  zu  bestehen. 

Der  allgemein  geteilte  Zweifel  an  der  durch  das  Einladungsschreiben  be- 
stimmten Zuständigkeit  dieser  Konferenz  und  die  Tatsache,  dass  die  Vertreter 
mehrerer  Grossmächte  keine  entsprechenden  Instruktionen  haben  und  endlich  das 
die  Konferenz  beherrschende  Gefühl  der  Gebundenheit,  die  ganze  Zeit  möglichst 
den  grossen  Fragen  zu  widmen,  welche  am  unmittelbarsten  die  Völker  berühren, 
alle  diese  Umstände  rechtfertigen  das  Vorgefühl,  dass  man  von  dieser  Konferenz 
ein  positives  oder  Endresultat  in  dieser  Sache  vergebens  erwartet. 

Aber  müssen  wir  auch  diese  Tatsache  mit  aufrichtigem  Bedauern  anerkennen, 
so  legen  uns  die  erteilten  Instruktionen  doch  die  Pflicht  auf,  alles  zu  tun,  was  in 
unserer  Macht  liegt,  auf  dass  diese  grosse,  für  uns  alle  so  bedeutsame  Frage  dem 
Empfinden  der  hier  vertretenen  Nationen  gegenwärtig  bleibt. 

Wir  haben  die  Hoffnung  nicht  verloren,  dass  diese  Frage  noch  einer  glück- 
lichen Lösung  zugeführt  wird. 

Nichts  ist  offenkundiger  als  die  Tatsache,  dass  Völkerrechts-Schriftsteller  von 
Bedeutung  der  von  uns  vertretenen  Auffassung  zugetan  sind. 

Mehr  und  mehr  wird  auch  klar,  dass  die  Annahme  dieses  Grundsatzes  im 
Interesse  aller  Völker  liegt. 

In  gleicher  Weise  erkennt  man  an,  dass  jedes  Übereinkommen  über  die 
Unzulässigkeit  der  Kaperei  nutzlos  ist,  wenn  es  nicht  gleichzeitig  die  Unverletz- 
lichkeit jedes  Privateigentums,  mit  Ausnahme  der  Kriegskontrebande,  mitenthält. 

Die  beiden  Systeme,  den  Feind  während  des  Krieges  zu  schädigen,  sind  vor 
der  Logik  eins.    Lehnt  man  das  eine  ab,  so  darf  man  das  andere  nicht  annehmen. 

Es  ist  mehr  und  mehr  klar  geworden,  dass  Graf  v.  Nesselrode  1856  nicht 
allein  seine  feste  Oberzeugung,  sondern  auch  eine  grosse  Wahrheit  aussprach,  als 
er  versicherte,  dass  die  Erklärung,  welche  die  Vereinigten  damals  ganz  wie  heute 
abgegeben  hatten,  ein  Ruhmesblatt  der  modernen  Diplomatie  bilden  werde. 

Ich  weiss  wohl,  dass  man  sich  eines  Beweismittels  bedient,  welches  beim 
ersten  Anblick  eine  bedeutende  Überzeugungskraft  zu  haben  scheint,  nämlich  dass, 
wenn  man  die  Unverletzlichkeit  des  Privateigentums  festlegt,  insoweit  es  sich  nicht 
um  Kriegskontrebande  handelt,  sofort  eine  neue  schwierige  Frage  auttaucht,  näm- 
lich die:  was  ist  Kriegskontrebande? 

Die  Aufmerksamkeit  richtet  sich  natürlich  auf  die  Tatsache,  dass  die  Kohle, 
das  Getreide,  auch  der  Reis  (in  einem  der  neuesten  Kriege  zwischen  zwei  Gross- 
mächten) und  selbst  die  Schiffe  unter  die  Kontrebande  fallen  können. 

Aber  ich  brauche  in  einer  Versammlung  von  einsichtsvollen  und  aufgeklärten 
Männern  gewiss  nicht  erst  zu  sagen,  dass  die  Schwierigkeiten,  welche  sich  einem 
zweiten  Schritt  entgegenstellen,  nicht  schon  vom  ersten  Schritt  abhalten  müssen. 

Das  Klügste  scheint  zu  sein,  den  ersten  Schritt  zu  tun  und  dann  erst,  wenn 
er  getan  ist,  zu  prüfen,  welches  der  zweite  Schritt  sein  solle. 

')  1.  43-46. 
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Ich  kann  auch  nicht  leugnen,  dass  die  zugunsten  unserer  Sache  gemachten  An- 
strengungen durch  einige  der  hierbei  angewandten  Beweismittel  blossgestellt  worden 
sind.  Man  mag  zugeben,  dass  durch  einige  Beweise,  welche  für  die  Gleichstellung 
des  Privateigentums  zu  See  und  zu  Land  aufgeboten  worden  sind,  mehr  geschadet 
als  genützt  wurde.  Aber  das  beweist  nichts  gegen  die  erdrückende  Menge  von 
Beweisen,  die  für  unseren  Vorschlag  sprechen. 

Wenn  die  Frage  in  diesem  Augenblick  zur  Verhandlung  stünde,  wenn  wir 
keine  anderen  Beratungsgegenstände  hätten,  auf  welche  die  Aufmerksamkeit  der 
Welt  gerichtet  ist  und  welche  unsere  Tätigkeit  ganz  in  Anspruch  nehmen,  so 
würde  ich  Ihre  Blicke  auf  die  ungeheueren  Verluste  richten,  welche  die  Völker  mit 
einer  Kriegserklärung  auf  sich  nehmen  müssen.  Ich  würde  beispielsweise  die  Ver- 
luste hervorheben,  die  sich  daraus  ergeben,  dass  Schiffen  und  Waren  ein  fremder 
Ursprung  beigelegt  wird,  ohne  dass  dadurch  auf  die  Entscheidung  der  Streitfragen 
ein  verhältnismässiger  Einfluss  ausgeübt  wird. 

Ein  kurzer  Rückblick  auf  die  Geschichte  der  verbündeten  Flotte  während 
des  amerikanischen  Bürgerkriegs  zeigt,  wie  ernst  die  Verluste  der  unmittelbar  be- 
teiligten Mächte  sein  würden.  Nur  drei  verbündete  Kreuzer *)  haben  eine  Tätig- 
keit von  gewisser  Bedeutung  entfaltet,  und  doch  haben  sie  169  Schiffe  weggenom- 
men. Die  Versicherungsprämie  war  von  30  auf  120  Shilling  pro  Tonne  gestiegen. 
Annähernd  V«  Million  Tonnen  der  amerikanischen  Handelsflotte  segelte  unter 
englischer  Flagge.  Das  Endergebnis  war,  dass  die  Handelsflotte  der  Vereinigten 
Staaten  fast  vollständig  verschwand.  Wenn  ein  derartiges  Resultat  durch  die  Unter- 
nehmungen von  drei  kleineren  Schiffen  herbeigeführt  worden  ist,  die  keineswegs 
ausgezeichnet,  sondern  umgekehrt  schlecht  ausgerüstet  waren,  was  wird  da  bei  den 
Mitteln  zu  erwarten  sein,  welche  heute  den  grössten  Staaten  zur  Verfügung  stehen  ? 

Übrigens  weiss  jedermann,  dass  die  Benützung  von  Kapern  nicht  den  ge- 
ringsten Einfluss  auf  die  Beendigung  oder  auch  nur  Abkürzung  des  Kriegs  gehabt 
hat.  Und  wenn  die  Verluste  zehnmal  stärker  gewesen  wären ,  sie  würden  auf  die 
Abkürzung  der  Feindseligkeiten  nicht  eingewirkt  haben.  Es  wurde  nur  einfach 
eine  gewisse  Menge  Eigentum  zerstört,  das  der  arbeitssamsten  und  verdienstvollsten 
Schichte  unserer  Bevölkerung,  nämlich  unseren  Seeleuten  gehörte,  welche  die 
Produkte  ihrer  Bemühungen  auf  ihren  Schiffen  untergebracht  hatten.  Und  die  un- 
verkennbarste Wirkung  war  die,  dass  zwischen  zwei  grossen  Staaten  (den  Ver- 
einigten Staaten  und  England)  ein  schmerzhaftes  Nachgefühl  zurflckblieb,  das  erst 
durch  einen  berühmt  gewordenen  Schiedsspruch  beseitigt  werden  konnte.  Die 
einzige  Massregel,  einen  Krieg  durch  das  Eingreifen  von  Kriegsschiffen  abzukürzen, 
ist  die  Blockade. 

Heute  ist  der  Warenverkehr  zu  Land  derart  entwickelt,  dass  die  Unter- 
brechung des  Seeverkehrs  im  allgemeinen  mit  nichten  dazu  dient,  die  Beendigung 
des  Krieges  zu  beschleunigen;  wohl  aber  kann  eine  bedeutende  Wirkung  in  der 
Richtung  erzielt  werden,  dass  der  durch  die  Industrie  gewonnene  Reichtum  ver- 
nichtet wird  und  zwar  in  solchem  Grad,  dass  man  Generationen  braucht,  um 
den  Verlust  wieder  auszugleichen.    Die  ganze  Welt  spürt  den  Schlag. 

Die  Vertretung  der  Vereinigten  Staaten  verteidigt  nicht  die  besonderen 
Interessen  ihrer  Heimat.  Wir  wissen  wohl,  dass,  wenn  unter  den  gegenwärtigen 
Umständen  der  Krieg  zwischen  zwei  oder  mehreren  europäischen  Mächten  aus- 
brechen sollte,  sofort  in  riesigem  Umfang  die  Schiffahrt  an  neutrale  Staaten  über- 
gehen und  die  Vereinigten  Staaten  daraus  ungeheueren  Vorteil  ziehen  würden. 
Aber  meine  Regierung  wünscht  nicht,  Interessen  dieser  Art  zu  pflegen.  Ich  kann 
sagen,  dass  ein  charakteristischer  Zug  meiner  Landsleute  in  Europa  höchst  schlecht 
verstanden  worden  ist.  Die  Europäer  nehmen  im  allgemeinen  an,  dass  die  Ameri- 
kaner ein  hervorragend  praktisches  Volk  sind.  Das  ist  auch  wahr;  aber  es  ist  nur 
die  Hälfte  der  Wahrheit,  denn  das  amerikanische  Volk  ist  nicht  allein  praktisch, 
sondern  noch  mehr  dem  Ideal  ergeben. 

Wenn  man  die  Vereinigten  Staaten  betrachtet  oder  mit  ihnen  Verträge 
schliesst,  so  gibt  es  keinen  grösseren  Irrtum,  als  anzunehmen,  dass  die  Amerikaner 
einzig  und  allein  durch  materielle  Vorteile  bestimmt  würden.  Unser  eigener  Bürger- 
krieg zeigt,  dass  die  hohe  Idee,  die  Staatseinheit  zu  erhalten,  uns  einen  Kampf 
aufgenötigt  hat,  der  etwa  eine  Million  Menschen  und  zehn  Millionen  Dollars  ver- 
schlang. 

Ich  sage  das  nicht  aus  Eitelkeit,  sondern  um  zu  zeigen,  dass  die  Ameri- 
kaner nicht  nur  praktische  Leute  sind,  sondern  auch  Idealisten,  wenn  sie  die 


')  Voran  die  Alabama. 
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Unverletzlichkeit  des  Eigentums  zur  See  verlangen.  Das  ist  nicht  bloss  eine 
Interessenfrage  för  uns,  sondern  auch  eine  Frage  des  Hechts,  der  Gerechtigkeit 
und  des  Fortschritts  für  die  ganze  Welt,  und  daher  sind  hier  die  Empfindungen 
meiner  Landsleute  so  lebhaft. 

Im  Namen  der  Abordnung  der  Vereinigten  Staaten  unterstütze  ich  daher  die 
Anregung,  die  ganze  Frage  einer  spateren  Konferenz  zu  überweisen.  Ich  tue  es 
mit  Bedauern,  aber  in  Berücksichtigung  des  Umstandes,  dass  die  anderen  Interessen 
der  hier  vertretenen  Staaten  es  fordern. 

Indem  ich  so  handle,  möchte  ich  im  Namen  des  Volkes,  das  ich  vertrete, 
die  Prüfung  dieser  gewichtigen  Frage  allen  Anwesenden  empfehlen,  besonders  den 
grossen  Juristen,  den  Meistern  der  Völkerrechtswissenschaft,  den  Staatsmännern 
and  Diplomaten  der  verschiedenen  Nationen;  und  ich  hoffe,  dass  diese  Frage  auf 
dem  Programm  der  nächsten  Konferenz  stehen  wird.  Die  Lösung  dieser  Frage 
in  dem  von  mir  angegebenen  Sinn  wird  die  Ehre  aller  derjenigen  sein,  welche 
alsdann  an  jener  Konferenz  teilnehmen,  und  sie  wird  eine  dauernde  Wohltat  der 
beteiligten  Nationen  bedeuten/ 

Auf  einen  Antrag  des  holländischen  Bevollmächtigten  Rahusen 
wurde  diese  mit  begeisterter  Zustimmung  aufgenommene  Rede  des  ameri- 
kanischen Botschafters  wörtlich  ins  Protokoll  aufgenommen.1) 

Die  Verhandlung  kam  jetzt  zum  Schluss. 

Der  italienische  erste  Vertreter  Graf  Nigra  trat  dem  Vorschlag  des 
Präsidenten  v.  Martens  bei  und  legte  auf  die  Feststellung  Wert,  dass  sich 
die  italienische  Regierung  bis  dahin  nicht  darauf  beschränkt  habe,  ihre 
Achtung  für  das  Privateigentum  theoretisch  kund  zu  tun,  sondern  dass  sie 
das  auch  gesetzlich  festgelegt  habe.  Dabei  erinnerte  der  italienische  Bot- 
schafter insbesondere  auch  daran,  dass  ein  Artikel  des  amerikanisch-italie- 
nischen Handelsvertrags  unter  dem  Vorbehalt  der  Gegenseitigkeit  die  Un- 
verletzlichkeit des  Privateigentums  im  Seekrieg  bereits  anerkannt  hat.8) 

Auf  den  Wunsch  des  Redners  wurde  von  dieser  Erklärung  Kenntnis 
zu  Protokoll  genommen.8) 

Nachdem  noch  der  erste  englische  Vertreter  Pauncefote  und  der  erste 
französische  Vertreter  Bourgeois  Stimmenthaltung  angekündigt  und  diese 
mit  dem  Fehlen  einer  Instruktion  begründet  hatten,  wurde  der  Wunsch  an- 
genommen.*) 

Der  Beschluss  hat  folgenden  Wortlaut: 

„La  Conference  6met  le  voen  que  la  proposltion  tendant  ä  declarer 
PinYiolabilite  de  la  propri6t6  pritee  dang  la  guerre  sur  mer  soit  renvoyäe 
ä  l'examen  d'une  Conference  ulterieure.6) 

v.  Stengel6)  hat  später  erklärt:  „Jedenfalls  ist  die  Aussicht  sehr 
gering,  dass  der  Grundsatz  der  Freiheit  des  Privateigentums  so  bald  allge- 
meine Anerkennung  finden  wird." 

Aber  England  wird  hoffentlich  noch  durch  seine  eigenen  Interessen 
von  seiner  bisherigen  Politik  abgelenkt.  Die  riesige  Handelsflotte  der  Eng- 
länder mit  ihren  ungeheuren  Warenbeständen  schützt  der  Rechtssatz  vielleicht 
doch  noch  besser  als  dies  die  stärkste  Kriegsflotte  vermag.  Die  englischen 
Kaufleute  sind  längst  davon  überzeugt ;  die  englische  Regierung  wird  schon 
nachfolgen. 

*)  III.  46. 
»)  a.  a.  0. 
8)  au  a.  0. 

4)  a.  a.  0. 

5)  I.  221  f. 

•)  Archiv  f.  öff.  Recht  XV.  171. 
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Drittes  Kapitel. 
Das  Kontributions«  und  Requisitionsreoht. 

Erster  Titel. 
Die  Verhandlungen. 

§  56. 

Die  Bestimmungen  der  Brüsseler  Deklaration« 

Meine  Ausführungen  im  vorletzten  Paragraphen  über  das  Beulerecht 
(S.  255  ff.)  können  als  Einleitung  dieses  Kapitels  gelten.  Daraus  geht  hervor, 
dass  die  Kontributionen  und  Requisitionen  keineswegs  Erscheinungen  des 
Beuterechts  sind. 

I.  Im  Kontribut ions-  und  Requisitionsrecht  gewinnt  die  Macht- 
stellung des  Besetzungsheeres  gegenüber  der  Bevölkerung  ihren  empfind- 
lichsten Ausdruck.  Man  darf  sich  deshalb  nicht  wundern,  dass  auf  der 
Haager  Konferenz  der  Kampf  um  diese  Bestimmungen  am  heftigsten  geführt 
und  es  immer  wieder  mit  neuen  Änderungsanträgen  versucht  wurde.1) 

A.  Die  Kontributionen,  oder  wie  das  MStGB.  §  129  Z.  2  sagt, 
die  „Kriegsschatzungen",  d.  h.  die  zwangsmässigen  Geldauflagen  oder 
Zwangszahlungen  waren  zur  Zeit,  wo  das  Privateigentum  schutzlos  war, 
zunächst  unnötig  und  als  eigene  Institution  gar  nicht  entwickelt,  da  ja  das 
Beutemachen  und  Plündern  freigegeben  war. 

Die  Kontributionen  erschienen  damals  zunächst,  und  zwar  noch  bis 
ins  18.  Jahrhundert,  in  der  Form  von  sog.  Brandschatzungen,  durch  welche 
man  sich  von  der  Plünderung  loskaufte.  Mit  dem  Plünderungsverbot  sind 
aber  diese  Kontributionen  verschwunden,  und  damit  haben  die  Kontributio- 
nen aufgehört,  eine  Quelle  der  Bereicherung  zu  sein. 

Dafür  haben  sich  dann  aber  Zwangszahlungen  anderer  Art  entwickelt, 
von  welchen  insbesondere  die  Straf  kontributionen  eine  grosse  Rolle  spielten. 
Dazu  kamen  dann  noch  Requisitionen. 

Nach  Überschreitung  der  französischen  Grenze  am  11.  Aug.  1870 
erliess  König  Wilhelm  von  Preussen  eine  Proklamation  an  das  französische 
Volk,  in  welcher  es  unter  anderem  hiess: 

„Die  Generale,  welche  die  einzelnen  Korps  kommandieren,  werden  durch 
besondere  Bestimmungen,  welche  zur  Kenntnis  des  Publikums  werden  gebracht  werden, 
die  Massregeln  festsetzen,  welche  gegen  die  Gemeinden  oder  gegen  einzelne 
Personen,  die  sich  in  Widersprach  mit  den  Kriegsgebränchen  setzen,  zu  er- 
greifen sind;  sie  werden  in  gleicher  Weise  alles  festsetzen,  was  sich  auf  die  Re- 
quisitionen bezieht,  welche  durch  die  Bedürfnisse  der  Truppen  als  nötig  erachtet 
werden,  sie  werden  auch  die  Coursdifferenz  zwischen  deutscher  und  französischer 
Währung  feststellen,  um  so  den  Einzel  verkehr  zwischen  den  Truppen  und  den 
Einwohnern  zu  erleichtern.3) 

Eine  spätere  Proklamation  drohte  insbesondere  Strafkontributionen 
für  die  Gemeinden  an,  in  welchen  Kriegs  verbrechen  begangen  würden  (Z.  3): 

J)  Vgl.  auch  den  Rolinschen  Kommissionsbericht  III.  44. 

2)  Diese  Proklamation  ist  französisch  und  deutsch  erschienen  im  preussischen  Staats- 
anzeiger vom  17.  August  1870  Nr.  201. 
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„Les  communes  aux  quelles  les  conpables  appartiendront,  ainsi  que  Celles 
dont  le  territoire  aura  servi  ä  Taction  incriminee,  seront  passibles  dans  chaque 
cas  d'une  amende  egale  au  montant  annuel  de  leur  impöt  foncier.*1) 

Die  Kontributionen  insbesondere  nahmen  einen  grossen  Umfang  an.8) 
Strafkontributionen  zumal  gegen  die  versteckte  Kriegsfuhrung  der  fried- 
lichen Einwohner,  insbesondere  auch  wegen  der  Straftaten  Einzelner, 
waren  an  der  Tagesordnung.  Die  Kontributionen  waren  weiter  die  Form, 
sich  Barmittel  zu  verschaffen,  um  die  für  das  Heer  nötigen  Anschaffungen 
oder  Erwerbungen  zu  machen.  Sie  waren  zum  Teil  auch  ausserordentliche 
Steuern  zur  Deckung  aussergewöhnlicher  Verwaltungsbedürfnisse  und  wurden 
schliesslich  verhängt,  um  einen  Druck  auf  die  Friedensschliessung  aus- 
zuüben. 

Und  doch  war  das  ein  Fortschritt  gegenüber  der  Napoleonischen 
Praxis. 

Wenn  in  der  Zeit  nach  dem  deutsch-französischen  Krieg  noch  ein- 
mal festere  Linien  gezogen  und  weitere  Milderungen  angebracht  wurden, 
so  geht  es  natürlich  nicht  an,  daran  schon  die  früheren  Vorkommnisse 
zu  messen.    Auch  das  Kontributionsrecht  hat  seine  Entwicklung. 

Die  Brüsseler  Deklaration  (Art.  41),  welcher  dann  auch  das  Manuel 
des  Völkerrechtsinstituts  (Art.  58)  gefolgt  ist,  unterschied  noch  drei,  aber 
auch  nur  drei  Arten  von  Kontributionen,  welche  dann  die  Haager  Kon- 
ferenz übernahm. 

Trotz  dieser  Haltung  der  Brüsseler  Konferenz  haben  die  Russen  im 
letzten  russisch-türkischen  Krieg,  wie  v.  Martens8)  stolz  berichtet,  keine 
einzige  Kontribution  auferlegt,  also  auch  keine  Strafkontribution,  obschon 
dazu  schon  Anlass  gegeben  gewesen  wäre. 

Aber  die  Sache  liegt  doch  wohl  wesentlich  anders,  wenn  die  Kriegs- 
verbrechen eine  tägliche  Erscheinung  geworden  sind  und  der  Fanatismus 
der  friedlichen  Bevölkerung  die  Aufgabe  der  Waffen  übernimmt. 

Die  Strafkontributionen  sind  natürlich  weiterhin  auch  der  Barometer- 
stand des  Geistes,  der  in  einem  Staat  in  und  gegenüber  dem  Heer  das 
massgebende  Wort  führt. 

Wenn  im  eigenen  Land  die  militärischen  Vergehen  und  die  Verbrechen 
gegen  das  Heer  den  schärfsten  und  unnachsichtigsten  Strafen  unterliegen, 
so  wird  sich  dieser  Geist  natürlich  auch  nach  aussen  bemerklich  machen. 

Bonfils4)  prüft  den  Rechtsgrund  der  Kontributionen  und  bekämpft 
alle  Rechtfertigungen,  die  sich  allerdings  zum  Teil  an  überwundenen  Kon- 
tributionszwecken eingehängt  hatten. 

Bonfils  meint  schliesslich:  „Es  ist  unmöglich,  Zwangsauflagen  in  Geld  zu 
rechtfertigen.  Sie  haben  einzig  und  allein  den  Zweck,  die  Kassen  des  Feindes  zu 
füllen  und  die  Begehrlichkeit  der  Befehlshaber  wachzurufen.  Sie  müssen  von 
jedem  gerecht  denkenden  Menschen  verurteilt  werden". 

Aber  das  K6B.  redet  eine  andere  Sprache,  und  nur  darauf  kommt 
es  an. 


l)  Abgedruckt  a.  a.  0.  Nr.  213  S.  3214. 

*)  Das  erkennt  auch  das  Generalstabsheft  S.  65  an. 

*)  La  paix  et  la  guerre,  346  ff. 

*)  VR.  643  ff. 
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Im  folgenden  werden  drei  Kontributionsarten  bestimmt  hervortreten, 
die  ich  auf  feste  Namen  stellen  will: 

1.  Die  Steuerkontributionen,  d.  h.  ausserordentliche  Steuern 
zur  Deckung  aussergewöhnlicher  Verwaltungskosten. 

2.  Die  Ersatzkontributionen, ^d.h.Zwangszahlungen, ausweichen 
zur  Deckung  der  Bedürfnisse  des  Heeres  Anschaffungen  gemacht 
werden  sollen.8) 

3.  Strafkontributionen,  d.h.  Zwangszahhjngen  zur  Strafe  oder 
zum  Zweck  von  Repressalien. 

B.  Die  Requisitionen,  oder,  wie  das  deutsche  MStGB.  §  129  Z.  2 
sagt,  die  „Zwangslieferungen"  —  die  deutsche  Felddienstordnung 
Z.  430,  451  ff.  spricht  in  diesem  Sinn  von  den  „Beitreibungen"  —  sind 
zwangsweise  Naturalleistungen,  deren  das  Heer  bedarf. 

Unter  der  Herrschaft  der  Plünderungspolitik  bedurfte  es  keines  Re- 
quisitionsrechts: Was  man  brauchte  und  mehr  noch  als  dieses  wurde  ge- 
waltsam weggenommen. 

Wie  das  Generalstabsheft8)  betont,  ist  das  Requisitionsrecht  in  der 
Hauptsache  „ein  Kind  der  französischen  Revolution  und  der  ihr  folgenden 
Kriege".  „Jedermann",  so  heisst  es  hier  weiter,  „kennt  die  rücksichtslose 
Weise,  in  welcher  die  Heere  der  französischen  Republik  und  Napoleons 
die  Bedürfnisse  ihrer  Armeen  befriedigten".*) 

Ebenso  richtig  ist,  dass  sich  in  neuerer  Zeit  eine  die  Schonung  des 
Privateigentums  mehr  betonende  Anschauung  geltend  gemacht  hat. 

Das  Generalstabsheft6)  führt  unter  Berufung  auf  Dahn  noch 
folgendes  aus: 

„Auch  im  deutsch-französischen  Kriege  1870/71  wurde  von  deutscher  Seite 
viel  requiriert.  Nach  Ansicht  aller  unparteiischen  Schriftsteller  ist  dabei  stets  mit 
Mässigung  und  möglichster  Schonung  der  Einwohner  verfahren  worden,  wenn  auch 
in  einzelnen  Fällen  Ausschreitungen  vorgekommen  sein  mögen.  Empfangsbescheini- 
gungen wurden  stets  ausgestellt.  Später,  bei  der  Maas- Armee  schon  seit  Mitte  Okto- 
ber, ist,  wenn  die  Verhältnisse  es  irgendwie  ermöglichten,  von  Requisitionen  ganz 
abgesehen  und  alles  bar  bezahlt  worden.  Letzteres  Verfahren  ist  überhaupt  viel- 
fach und  zwar  in  rücksichtsvollster  Weise  und  sogar  unter  genauer  Berechnung 
des  Taler-  und  Frankenwertes  eingeschlagen  worden. 

Im  übrigen  kennt  die  Kriegsgeschichte  keinen  Feldzug,  in 
dem  die  Verpflegung  einer  Armee  in  so  weiter  Entfernung  von 
der  Heimat  in  solchem  Masse  durch  die  mit-  und  nachgeführten 
Vorrräte  bewerkstelligt  wurde. 

Trotzdem  waren  Requisitionen  besonders  im  Anfang6)  unentbehrlich 


l)  So  will  ich  diese  Kontributionen  einmal  nennen. 

*)  Dahn  (Bausteine  V.  1  S.  175),  der  übrigens  nur  die  Straf-  und  die  Ersatzkontri- 
butionen erwähnt,  sagt  von  den  letzteren  mit  riecht,  dass  sie  der  gänzlichen  oder  teil- 
weisen Umwandlung  der  oft  nicht  aufzubringenden  Naturallieferungen  dienen. 

V  S.  61. 

4)  Bonfils  S.  638  meinte  abschwächend:  „Während  der  Kriege  der  französischen 
Revolution  und  des  Kaiserreichs  machte  die  Grösse  der  Heere  und  das  schnelle  Vorrücken 
der  Truppen  oft  notwendig,  von  der  Bevölkerung  Naturalleistungen  zu  fordern". 

5)  S.  62. 

•)  Später  hat  man  nach  Tunlichkeit  Zahlung  für  alle  Lieferungen  geleistet  Vgl. 
Felix  Dahn,  Bausteine  V.  1  S.  174. 
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und  Felix  Dahn  verteidigte  dieselben  gegen  den  Engländer  Harrison1) 
in  überzeugender  Weise: 

„Ich  möchte  Herrn  Harrison  auf  eine  der  Eisen-  oder  Landstrassen  Frank- 
reichs stellen,  welche  ich  schon  lange  vor  Sedan  mit  Truppen-  und  Munitions- 
Transporten  überfüllt  sah  und  ihm  dann  die  Frage  vorlegen,  ob  er  es  für  möglich 
hält,  auf  diesen  selben  Strassen  die  Lebensmittel  für  800,000  Menschen  und 
100,000  Pferde  nachzuführen.2) 

An  einer  anderen  Stelle  bemerkte  Dahn: 

„Wir  möchten  doch  den  englischen  Moralprediger  fragen,  wovon  nach  seiner 
Meinung  eine  Truppen- Abteilung  in  Feindesland,  welche  von  ihren  Proviant-Kolonnen 
abgekommen  oder  der  Proviant  nachzuführen  unmöglich  ist,  eigentlich  leben  soll."3) 

Übrigens  wissen  wir  jetzt  aus  den  Feldzugsbriefen  des  späteren 
Generals  v.  Kretschmann,  dass  auf  dem  Kriegsschauplatz  an  der  Loire  und 
bei  Le  Mans  deutsche  Armeelieferanten  in  frecher  Art  Getreide  requirierten 
und  dasselbe  dann  um  einen  hohen  Preis  an  die  Truppen  verkauften. 
Das  Odium  lag  natürlich  auf  der  Armee,  die  unschuldig  war. 

Eine  Ergänzung  fand  und  findet  übrigens  das  Requisitionsrecht  nach 
alter  wie  neuer  Kriegspraxis  in  der  Einquartierung,  mit  der  sich  jedoch 
das  Völkerrecht  nicht  weiter  beschäftigt  hat.  Es  sei  aber  gleich  hier  be- 
merkt, dass  die  Einquartierung  primär  beansprucht  wird,  also  nicht  erst 
einsetzt,  wenn  die  eigenen  Einrichtungen  und  Mittel  nicht  mehr  ausreichen. 

Eine  Proklamation  des  deutschen  Oberbefehlshabers  im  deutsch- 
französischen Krieg*)  hatte  folgenden  Wortlaut: 

„4.  Les  habitants  auront  ä  fournir  ce  qui  estnecessaire   pour  l'en- 
tretien  des  troupes.    Ghaque  soldat  recevra  par  jour 

750  grammes  de  pain, 
500        „         de  viande, 
250        „         de  lard, 
30        „         de  cafe, 
60        „         de  tabac, 

ou  5  cigares, 
1/a  litre  de  vin 

ou  1  litre  de  biere, 

ou  Vio  litre  d'eau  de  vie. 

La  ration  ä  livrer  par  jour  pour  chaque  cheval  sera 

6  kilos  d'avoine, 
2      „    de  foin, 
11/«  „    de  paille. 

Pour  les  cas  oü  les  habitants  prefereront  une  indemnite'  en  argent  ä  l'en- 
tretien  en  nature,  l'indemnite  est  fixee  ä  deux  francs  par  jour  pour  chaque  soldat. 

5.  Tous  les  commandants  de  corps  detaches  auront  le  droit  d'ordonner  la 
requisition  de  fournitures  necessaires  a  l'entretien  de  leurs  troupes.  La 
requisition  d'autres  fournitures  jugees  indispensables  dans  l'inter6t  de 
Tarmee  ne  pourra  elrc  ordonnee  que  par  les  generaux  et  les  officiers  faisant 
fonctions  de  generaux. 

Sous  tous  les  rapports,  il  ne  sera  exige  des  habitants  que  ce  qui  est  n  eces- 
saire  pour  l'entretien  des  troupes  et  il  sera  delivre  des  requs  officiels  pour 
toutes  les  fournitures. 

Nous  esperons  en  consequence  que  les  habitants  ne  feront  aucune  difficulte 
de  satisfaire  aux  requisitions  qui  seront  jugees  indispensables.6) 

*)  FortnighÜy  Review.  1.  Dezbr.  1870. 
*)  Bausteine  V.  1  S.  65. 
8)  a.  a.  O.  S.  174. 

4)  Dieselbe  erschien  am  18.  August  1870  im  Preussischen  Staatsanzeiger  (Nr.  213 
S.  3214  Z.  4  u.  5). 

B)  Des  weiteren    wurde    folgendes  Wertverhältnis  festgestellt:   1  Fr.  =  8  Silber- 

Meurer,  Haager  Friedenskonferenz  EL  18 
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Hier  wurde  die  Einquartierungspflicht  begründet,  inhaltlich  fixiert  und 
ihre  Ablösung  geregelt,  sodann  die  Anordnung  von  Requisitionen  den  höheren 
Kommandostellen  vorbehalten  und  die  Zwangslieferung  auf  das  zum  Unter- 
halt der  Truppen  Notwendige  beschränkt. 

Diese  Requisitionen  bildeten  daher  nur  die  Ergänzung  der  eigenen 
ungeheuren  Intendanturleistungen,  die  freilich  auch  ihre  Grenze  hatten, 
in  welchem  Fall  dann  aber  eine  amtliche  Empfangsbestätigung  die  spätere 
Deckung  sicher  stellte. 

Dabei  ist  auch  noch  die  Proklamation  des  preussischen  Kron- 
prinzen vom  20.  August  1870  zu  vergleichen: 

„Ich  beanspruche  für  den  Unterhalt  der  Armee  nur  den  Über- 
schuß der  Vorräte,  der  zur  Ernährung  der  französischen  Bevölkerung 
nicht  gebraucht  wird,"1) 

Napoleon  vertrat  den  Satz:  „La  gtierre  nourit  la  guerreP  noch  in 
einem  ganz  anderen  Sinn. 

Er  befriedigte  die  militärischen  Bedürfnisse  einfach  und  selbstver- 
ständlich zunächst  durch  den  Zugriff  auf  das  Privatvermögen  der  Bevölke- 
rung und  zog  die  eigene  Intendantur  nur  heran,  insoweit  das  ausgepresste 
Land  nichts  mehr  ergab. 

Wenn  aber  auch  heute  umgekehrt  der  Satz  an  der  Spitze  steht,  dass 
es  Sache  der  Armeeverwaltung:  ist,  auch  im  Feindesland  das  für  das  Heer 
Nötige  nachzuschieben,  so  wird  doch  die  allgemeine  Wehrpflicht,  welche 
ungeheure  Menschenmassen  auf  den  Kampfplatz  führt,  und  die  Einrichtung 
des  Eisenbahnwesens,  welches  diese  Massen  auf  einen  Punkt  bringt,  zur 
Folge  haben,  dass  die  von  den  Intendanturen  besorgten  Unterhaltsmittel 
nicht  ausreichen.2) 

Die  Requisitionen  werden  daher  auch  für  die  Zukunft  noch  eine 
grosse  Rolle  spielen.8) 

Im  Rahmen  der  militärischen  Notwendigkeit  —  also  immerhin  be- 
schränkt —  gilt  daher  der  napoleonische  Satz  auch  heute  noch.4) 

Es  handelt  sich  bei  den  Requisitionen  um  Nahrung  und  Kleidung, 
um  Ausrüstungs-  und  Transportmittel,  wie  schliesslich  um  Gegenstände  ganz 
besonderer  Art,  deren  man  im  Augenblick,  z.  B.  für  Brückenbauten,  Eisen- 
bahnen, Befestigungen  u.  s.  w.6)  benötigt 

Die  Requisitionen  wie  Kontributionen  sind  eine  Durchlöcherung  des 


groschen  =  28  Kreuzer,  oder  der  Taler  zu  3,75  Frcs.  Felix  Dahn  (Bausteine  V.  1  S.  173) 
berichtet:  „Wiederholt  weigerten  sich  in  längst  occupiertem  Land  Kaufleute,  Wirte  und 
dergl.  Angehörigen  unserer  Colonne  gegenüber  deutsches  Silbergeld  (geschweige  Papier) 
anzunehmen.    In  allen  Fällen  half  die  Erklärung,  alsdann  gar  nicht  zahlen." 

l)  Lueder  IV.  508  ". 

*)  Bonfils  S.  638  mit  Berufung  auf  Guelle,  les  lois  de  la  guerre  IL  180. 

•)  Merignhac,  La  conf.  intern,  de  la  paix  p.  223  f.  Über  die  Requisitionspraxis 
im  letzten  russisch-türkischen  Krieg  hat  v.  Martens  berichtet.  (La  paix  et  la  guerre 
p.  343  ff.) 

4)  Vgl.  auch  jetzt  die  deutsche  Felddienstordnung  430  f.  Koppmann- Weigel,  Komm, 
z.  MStGB.  3.  Aufl.  S.  474  f. 

*)  Generalstabsheft  S.  61.  v.  Koppmann- Weigel,  Komm.  z.  MStGB.  3.  Aufl.  S.  474 
Vgl.  insbesondere  auch  die  beispielsweise  Aufzählung  von  Requisitionsarlikeln  nach  Mass- 
gabe der  französischen  Bestimmungen  bei  Bonfils  VR.  S.  640. 
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Prinzips  des  Eigentumsschutzes  der  Privaten,  welebe  heute  ihre  einzige 
Rechtfertigung  in  der  militärischen  Notwendigkeit  bat.1) 

Die  moderne  Rechtsentwicklung  verlief  in  der  Richtung,  da»  man 
das  nun  einmal  unentbehrliche  Requisitions-  und  Kontributionsrecht,  dem 
übrigens  auch  die  Neutralen  im  Besetzungsgebiet  unterworfen  sind,2)  mass- 
voll begrenzte  und  vernunftig  ausbaute. 

Daran  hat  sich  denn  auch  die  Brüsseler  Deklaration  in  den  Art.  40 
bis  42  versucht 

II.  Die  Brüsseler  Deklaration  hat  nämlich  folgende  Kontribu- 
tions-  und  Requisitionsbestimraungen  eingestellt: 

1.  Kontributionsbestimmungen; 

Art.  40.  La  propriäte  privöe  devant  Ätre  respectäe,  l'ennemi  ne  demandera 
am  communes  ort  aux  habitants  que  des  prestations  et  des  Services  en  rapport  avec 
les  nfeessitea  de  guerre  gönäralement  reconnues,  en  proportion  avec  les  ressources 
da  pays  et  qui  n'impliquent  pas  pour  les  populations  1  Obligation  de  prendre  part 
aux  Operations  de  guerre  contre  leur  patrie. 

Art  41.  L'ennemi  pr&evant  des  contributions  soit  comroe  äquivalent  pour 
des  impots  (v.  art.  5)  ou  pour  des  prestations  qui  devraient  Gtre  faites  en  natura, 
soit  ä  titre  d'amende,  n'y  procedera,  autant  que  possible,  que  d'apr&s  les  regles 
de  la  räpartition  et  de  l'assiette  des  impots  en  vigueur  dans  le  territoire  occupe. 

Les  autorites  civiles  du  Gouvernement  legal  y  pröteront  leur  assistance  si 
eües  sont  restees  en  fonctions. 

Les  contributions  ne  pourront  6tre  imposees  que  sur  Fordre  et  sous  la  res- 
ponsabilit*  dn  gen&ral  en  ehef  ou  de  l'autorite  civile  superieure  elablie  par  rennemi 
dans  le  territoire  occupt.  Pour  toute  contribution  un  re$u  sera  donn£  au  coatri- 
bnable. 

2.  Requisitionsbestimmungen: 

Art.  42.  Les  requisitions  ne  seront  faites  qu'avec  l'autorisaüon  du  com- 
mandant  dans  la  Iocalite  occupee. 

Pour  toute  requisition  il  sera  accorde  une  indemnitt  ou  delivre  un  rec,u. 

Der  Art.  40  handelt  von  den  „prestations  et  Services"  d.  h.  den 
Kriegs-  oder  Zwangsleistungen  und  Diensten  der  Gemeinden  und  Ein- 
wohner für  das  feindliche  Heer  und  richtet  folgende  Rechtsschranken  auf: 
Die  Leistungen  und  Dienste  müssen  sich  im  Rahmen  der  militärischen 
Notwendigkeit,  sowie  auch  der  volkswirtschaftlichen  Zulässigkeit  halten 
und  dürfen  keinen  unmittelbaren  Anteil  an  den  Kriegsunternehmungen 
darstellen. 

Diese  Kriegsleistungen  und  Dienste  sind  entweder  Kontributionen, 
d.  h.  Zwangsauflagen  in  Geld  (Art.  41),  oder  Requisitionen,  d.  h.  zwangs- 
weise Naturalleistungen  (Art.  42). 

Die  Kontributionen,  welche  gedacht  sind  entweder  als  Steueräquivalent 
oder  als  Ersatz  für  Naturallieferungen  oder  als  Strafkontributionen,  sollen  nach 
Art.  41  tunlichst  im  Rahmen  des  Steuerrechts  sowie  nur  auf  Befehl  und  unter 
Verantwortlichkeit  des  kommandierenden  Generals  oder  der  neuen  Regierungs- 
behörde auferlegt  werden,  und  es  haben  auch  die  in  ihrer  Tätigkeit  ver- 


*)  Merignhac,  La  conf.  intern,  de  la  paix  p.  224.  v.  Koppmann-Weigel,  Komm  z. 
MStGB.  3.  Aufl.  S.  473,  474.  Dahn  dagegen  erklärte  noch  die  Kontributionen  und  Requisitionen 
kurzweg  als  „Ausfluss  der  durch  die  Occupation  erlangten  Kriegsgewalt  aber  das  feind- 
liche Gebiet  und  ein  von  dem  Kriegszweck  gefordertes  Kriegsmittel"  (Bausteine  V.  1 
S.  175). 

*)  Bonfils  VR.  S.  642. 
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bliebenen  Beamten  des  alten  regime  mitzuwirken.    Die  Erhebung  soll  nur 
gegen  Empfangsbescheinigung  erfolgen. 

Der  Art.  42  behandelt  die  Requisitionen  und  sieht  zwangsweise 
Lieferung  von  Nahrungsmitteln  u.  s.  w.  vor.  Auch  Requisitionen  sollen  nur 
im  Auttrag  der  Befehlshaber  vorgenommen  werden,  und  eine  Besonder- 
heit ist  es,  dass  hier  in  erster  Linie  Zahlung  ins  Auge  gefasst  wird.  Doch 
kann  man  sich  auch  wie  bei  den  Kontributionen  mit  der  Empfangsbestäti- 
gung begnügen,  weiche  dann  hier  wie  dort  später  die  Grundlage  für  ein 
Erstattungsverfahren  wird. 

§  57. 
Die  Haager  Abänderungsanträge. 

Erst  in  der  9.  Sitzung  am  12.  Juni  kam  die  Unterkommission  an  d  i  e 
Beratung  der  gefürchteten  Artikel  40—42  der  Brüsseler  Deklaration.1) 

Man  beschloss,  die  Kontributions-  und  Requisitionsbestimmungen  un- 
mittelbar an  Art.  5  der  Brüsseler  Deklaration  (jetzt  Art.  48),  also  an  die 
Bestimmungen  über  die  Erhebung  der  ordentlichen  Steuern  und  Abgaben, 
anzuschliessen. 

Aber  über  Inhalt  und  Fassung  entspann  sich  erst  noch  ein  Streit* 
an  welchem  das  ganze  Abkommen  zu  scheitern  drohte. 

In  der  Sitzung  am  12.  Juni  wurden  4  Abänderungsanträge  gestellt, 
welche  ich  in  det  Art  ordne,  dass  ich  mit  dem  weniger  weitgehenden  An- 
trag beginne.  Dabei  schicke  ich  den  Antrag  voraus,  welcher  nur  eine 
Erleichterung  der  Durchführung  der  gesetzlichen  Bestimmungen  anstrebte, 
während  die  anderen  einer  materiellen  Verbesserung  der  Lage  der  Ein- 
wohner dienen  wollten. 

I.  Der  österreichische  Oberstleutnant  Graf  von  Khuepach  ver- 
suchte es  mit  Änderungen  am  Ursprungstext  und  zwar  an  den  Art.  41 
und  42.2) 

Zu  Art.  41  beantragte  er  lediglich  folgende  Neufassung  des  Abs.  3: 

„Les  contributions  ne  pourront  elre  imposees  que  sur  Tordre  et  sotls  la 
responsabilite  du  commandant  en  chef  des  troupes  occupant  le  territoire 
ou  de  l'autoritö  civile  superieure  etablie  par  l'ennemi  dans  ce  territoire/ 

Hiernach  sollte  also  der  Befehl  des  Platzkommandos  genügen  und  nicht 
bloss  der  kommandierende  General  die  Kontribution  anzuordnen  berechtigt 
sein. 

Im  Art.  42  wünschte  er  zwischen  dem  Abs.  1  und  2  folgenden  neuen 
Absatz : 

;En  cas  d'urgence  et  pour  les  besoins  de  la  vie  journaliere  des  troupes  les 
requisitions  seront  faites  avec  l'autorisation  de  leurs  commandants". 

Im  Notfall  zur  Bestreitung  der  Lebensbedürfnisse  sollte  darnach  auch 
die  Genehmigung  des  unmittelbaren  Kommandos  der  requirierenden  Truppe 
genügen. 

Der  Antrag  Khuepach  wollte  also  die  Durchführung  der  Art.  40 — 42 


*)  III.  132  ff. 
2)  III.  133  f. 
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dadurch   erleichtern,    dass  er  für   die  militärischen  Kompetenzverhältnisse 
weniger  scharfe  Bestimmungen  anregte. 

Alle  anderen  Anträge  gingen  umgekehrt  darauf  aus,  das  materielle 
Eontributions-  und  Requisitionsrecht  für  die  Bevölkerung  annehmbarer  zu 
machen.  Die  deshalb  vorgeschlagenen  Milderungen  entfernten  sich  bald 
weniger  bald  mehr  von  den  ursprünglichen  Bestimmungen. 

II.  Der  siamesische  Bevollmächtigte  Rolin  beantragte  folgende 
Artikel,1)  welche  sich  an  den  Art.  5  (jetzt  48)  anreihen  sollten: 

A  r  t.  5  a.  Si  l'occupant  pröleve  des  contributions  extraordinaires,  soit  ä  titre 
(Tarnende,  soit  comme  äquivalent  d'impöts  non  payes  ou  de  prestations  non  livrees 
en  nature,  il  n'y  procödera  autant  que  possible  que  d'apres  les  regles  locales  con- 
cernant  la  repartition  de  l'assiette  des  impöts. 

Les  contributions  ne  seront  imposees  que  sur  1 'ordre  et  sous  la  responsabilite 
du  general  en  chef  ou  de  l'autorite  civile  supeneure  etablie  sur  les  lieux. 

Pour  toute  contribution  un  re$u  sera  donne  au  contribuable. 

Art  5b.  Les  prestations  en  nature  et  en  general  toutes  requisitions  recla- 
m6es  des  communes  et  des  habitants  seront  en  rapport  avec  les  necessites  de  la 
guerre  generalement  reconnues,  en  proportion  avec  les  ressources  du  pays,  et  de 
teile  nature  qu'elles  n'impliquent  pas  pour  la  population  l'obligation  de  prendre 
pari  aux  Operations  de  guerre  contre  leur  patrie. 

Les  requisitions  ne  seront  faites  quavec  Kauterisation  du  commandant  en 
chef  dans  la  localite  occupee. 

Les  prestations  en  nature  sont  autant  que  possible  payees  au  comptant  et 
sinon  constatees  par  des  quittances. 

Der  Art.  5  a  sollte  den  Art.  41  ersetzen  und  versuchte  dabei,  durch 
die  Bedingungsform  die  von  Beernaert  gewünschte  Negierung  eines  förm- 
lichen Kontributions  r  e  c  h  t  s  zum  Ausdruck  zu  bringen,  wobei  aber  die 
Kontributionszwecke  der  Deklaration  vollständig  eingearbeitet  wurden,  und 
die  Strafkontribution  sogar  an  die  erste  Stelle  trat. 

Die  nochmalige  Schutzverheissung  des  Privateigentums  und  die  Zu- 
sicherung der  Unterstützimg  durch  die  Beamten  des  alten  regime  erschien 
dagegen  als  überflüssig. 

Der  Art.  5  b  sollte  die  Art.  40  und  42  ersetzen.  Auch  für  das  Re- 
quisitionsgebiet wurde  das  Forderndürfen  des  Feindes  verschleiert,  andern- 
teils  wurden  aber  alle  Rechtsbeschränkungen  der  Art.  40  und  42  wiederholt. 

Rolin  selbst  betonte  die  Kompromissnatur  seines  Antrags.  Er  wollte 
zwischen  den  verschiedenen  Richtungen  die  Mittellinie  finden,  indem  er, 
wie  er  sagte,  für  die  Besetzung  des  Siegers  Rechtsschranken  aufrichtete, 
ohne  seine  Macht  zum  Recht  zu  stempeln.2) 

III.  Der  belgische  erste  Vertreter  Beernaert,  welcher  schon  früher 
die  Streichung  der  Art.  40 — 42  angeregt  und  die  betreffenden  Ersatzartikel 
formuliert  hatte,8)  stellte  die  letzteren  jetzt  zur  Erörterung.  Dieselben  hatten 
folgenden  Wortlaut:*) 

A.  L'armee  d'occupation  ne  pourra  prelever  d'impöts  sur  le  territoire  occup£, 
que  d  apres  une  decision  et  sous  la  responsabilite  soit  du  general  en  chef,  soit  de 
l'autorite  civile  superieure  instituee  par  lui. 

Ges  impöts  seront,  autant  que  possible,  ötablis  d'apres  les  regles  de  l'assiette 
et  da  la  repartition  en  vigueur  dans  les  territoires  occupes. 


l)  HI.  133,  164. 
*)  III.  137  f. 
8)  VgL  oben  S.  209. 
III.  133. 
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B.  L'annee  d'occupation  ne  pourra  faire  de  requisitions  en  nature  quesnr 
l'ordre  ecrit  de  l'officier  commandant  la  localis  occupee. 

Pour  toute  requisition  il  sera  aecorde  une  indemnite  ou  delivre*  nn  re$u. 

Hiernach  sollte  der  ganze  Art  40  oder  das  Anerkenntnis,  dass  der  Feind 
von  der  Bevölkerung  Kriegsleistungen  und  Dienste  fordern  dürfe,  ersatzlos 
fallen,  wobei  dann  aber  übersehen  war,  dass  es  sich  im  Art.  40  mehr  um  die 
bei  jener  Forderung  zu  beobachtenden  Rechtsschranken,  als  um  die  For- 
derung selbst  handelte,  welch  letztere  ja  auch  Beernaert  weder  beseitigen 
wollte  noch  konnte. 

Der  Antrag  A  sodann  beschäftigt  sich  mit  den  Eontributionen,  deren 
Vorkommen  und  begriffliche  Bestimmtheit  einfach  vorausgesetzt  wird. 

Es  handelt  sich  hiernach  um  Abgaben  resp.  Steuern  (impdts).  Dass 
es  ausserordentliche  Abgaben  sind,  ist  nicht  eigens  gesagt,  lässt  sich  aber 
aus  dem  Abs.  2  erschließen. 

Die  Kontributionszwecke  sind  nicht  mehr  umschrieben.  Beernaert  wollte 
so  einer  Anerkennung  derselben  aus  dem  Wege  gehen,  hat  damit  aber 
auch  jede  rechtliche  Schranke  vernichtet. 

Der  Art  A  will  in  Übereinstimmung  mit  der  Brüsseler  Deklaration 
lediglich  zum  Ausdruck  bringen,  dass  die  Kontributionen  eine  verant- 
wortungsvolle Entschliessung  der  militärischen  oder  politischen  Behörde 
voraussetzen  (Abt.  1)  und  sich  möglichst  in  den  Schranken  des  materiellen 
und  formellen  Steuerrechts  bewegen  sollen.  (Abs.  2).  Einer  Mitwirkung 
durch  die  Beamten  der  alten  Ordnung  ist  nicht  mehr  gedacht. 

Art.  R  verlangt  für  die  Requisitionen  schriftliehe  Ermächtigung 
des  Platzkommandos  und  übernimmt  im  übrigen  die  Pflicht  der  Entschädi- 
gung resp.  Empfangsbestätigung  in  wörtlicher  Wiedergabe  des  Art.  42 
Abs.  3. 

In  Unterstützung  der  Anträge  Beernaert  führte  Descamps  alsbald 
aus,  dass  indes  nicht  von  Verträgen,  sondern  nur  von  der  fortschreitenden 
Milderung  der  Sitten  alles  zu  erwarten  sei.  *) 

IV.  Der  holländische  erste  Vertreter  van  Earnebeek  stellte 
den  Antrag: 

1.  Den  Art.  40  zu  streichen.    (Wie  Beernaert.) 

2.  Dem  Art.  41  (Kontributionen)  folgende  Fassung  zu  geben: 

„L'ennemi  ne  prelevera  des  contributions  en  argent  qu'ä  titre  de  l'equivalent 
d'impöt  ä  l'art.  5  ou  ä  titre  (Tarnende  et  n'y  procedera  autant  que  possible  que 
d'apres  les  regles  locales  concernant  la  repartition  et  l'assiette  de  l'impOt 

Les  contributions  ne  seront  imposees  que  sur  l'ordre  et  sous  la  responsa- 
ble du  general  en  chef  ou  de  lautorite  civile  superieure  etablie  par  1'ennemi 
dans  le  territoire  occupe.* 

3.  Dem  Art.  42  (Requisitionen)  die  Rolinsche  Fassung  zu  geben.2) 
Kontributionen  sollte  also  nach  der  Karnebeek'schen  Fassung  des 

Art.  41  der  Feind  nur  erheben  dürfen  in  der  Form  von  Steuern  und  als 
Strafkontributionen. 

Die  Ersatzkon tributionen  waren,  weil  sie  nicht  zum  Bedarf  und  folge- 
weise nicht  zum  Unterhalt  der  Armee  verwendet  würden,  gefallen,  während 


? 
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III.  134. 


8  58.    Die  erste  Beratung  der  Unterkommission.  279 


die  Naturalleistungen  selbst  in  Gemässheit  des  Grundsatzes,  dass  die 
Truppen  leben  müssen,  wie  sich  aus  der  Herübernahme  der  allerdings  ver- 
schleiernden Rolinschen  Fassung  des  Art.  42  ergibt,  als  zulässig  erscheinen. 
Im  übrigen  stimmt  das  Kontributionsrecht  des  holländischen  Antrags 
mit  dem  Art.  41   sachlich  überein. 

Über  die  Rolinsche  Formulierung  des  Requisitionsrechts  im  Art.  42, 
bei  welcher  auch  der  Art.  40  eingearbeitet  war,  vgl.  oben  S.  277. 

von  Karnebeek  selbst  hat  den  Unterschied  zwischen  seinem  und  dem 
Rolinschen  Antrag  dahin  zusammengefasst,  dass  Rolin  jedermann  versöhnen 
und  den  Einwendungen  mit  formejlen  Änderungen  begegnen  wolle,  während 
sein  eigner  Antrag  der  Sache  auf  den  Grund  gehe.1) 

In  der  Tat  liegt  eine  wichtige  materielle  Unterscheidung  in  dem  sogar 
über  Reernaert  hinausgehenden  ausdrücklichen  Verbot  der  Ersatzkontribu- 
tionen, was  allerdings  andererseits  zu  einer  Anerkennung  der  Steuer-  und 
Strafkontributionen  führte.  Gerade  das  letztere  mis^fiel  aber  vor  allem  der 
belgischen  Vertretung.  Dies  und  anderes  erschien  dem  holländischen  Be- 
vollmächtigten indes  nur  als  Formsache,  in  welcher  er  aber,  wenigstens 
was  den  Art.  42  betrifft,  schliesslich  doch  der  Rolinschen  Anregung  folgte. 

Einer  wirklich  materiell  rechtlichen  Änderung  des  Kontributions-  und 
Requisitionsrechts  redete  übrigens  auch  noch  der  schweizerische  Revoll- 
mächtigte  Odier  durch  eine  formulierte  Erklärung  das  Wort,  ohne  freilich 
einen  Antrag  zu  stellen. 

Odier  widersprach  nämlich  dem  alten  Satz:  „la  guerre  doit  nourir 
la  guerre44  und  verlangte  bei  der  Regelung  des  Requisitionsrechts  die  Fest- 
legung folgender  Grundsätze3): 

„L'occupant  ne  peut  exiger  que  les  prestations  militaires  reglementaires  en  nature 
et  en  argent  auxquelles  auraient  droit  les  axmees  du  gouvernement  legal.  Quant  aux 
prestations  extraordinaires,  il  est  tenu  d'indemniser  les  personnes  qui  cedent  leur 
propriete  ou  de  leur  delivrer  une  quittance.  Les  contributions  ne  sont  admises 
qu'ä  titre  d'amende  pour  les  actes  dhostilite,  dont  les  populations  entieres  pour- 
raient  Ätre  jugees  responsables  ou  ä  titre  d'emprunt  force  en  cas  de  necessite 
absolue;  l'emprunt  force  doit  d'etre  rembourse." 

Hiernach  soll  der  Resetzende  nur  die  regelmässigen  Leistungen  in 
Geld  und  Natur  verlangen  können  wie  das  eigene  Heer. 

Rei  den  ausserordentlichen  Kriegsleistungen,  mit  deren  Vorkommen 
allerdings  auch  noch  zu  rechnen  ist,  muss  dann  in  Anerkennung  des  Eigen- 
tums Zahlung  oder  Quittung  geleistet  werden.  Kontributionen  sollen  nur 
noch  als  Strafkontributionen  und  im  Fall  der  Not  als  Zwangsdarlehen 
zulässig  sein,  wobei  aber  im  letzteren  Fall  die  Pflicht  der  Rückzahlung 
besteht.  Alle  anderen  Kontributionen  erschienen  dem  schweizerischen 
Vertreter  als  unzulässig. 

§  58. 
Die  erste  Beratung  der  Unterkommission« 

Zur  Einleitung  der  Verhandlung  führte  der  Präsident  v.  Martens  aus, 
dass  man  den  Art.  40,  zumal  nach  den  Art.  38  und  39  (jetzt  46  und  47), 


? 
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ja  wohl  am  ersten  preisgeben  könne.  Der  Art.  41  und  42  sodann  habe 
durch  die  Rolinsche  Fassung  in  den  Art.  5  a  und  5  b  eine  Verbesserung 
erfahren.  Diese  Formulierungen  seien  klarer  und  weniger  der  Missdeutung 
ausgesetzt  als  der  Ursprungstext.  Man  möge  daher  die  Anträge  Rolins 
zur  Grundlage  der  Verhandlung  wählen.1) 

Auch  Beernaert  zog  sie  insbesondere  den  Karnebeekschen  Anträgen 
vor  und  behauptete ,  dass  ihm  die  letzteren  am  wenigsten  gefielen.  Der 
Rolinsche  Ideengang  dagegen  nähere  sich  dem  seinen.2) 

In  dem  holländischen  Bevollmächtigten  von  Karnebeek  erstand  aber 
der  energischste  Gegner:8) 

Mit  der  Unterdrückung  des  Art.  40  sei  er  einverstanden.  Aber  Beer- 
naert öffne  den  militärischen  Forderungen  Tür  und  Tor.  Rolin  wolle 
durch  die  blossen  Änderungen  in  der  Form  alle  Welt  befriedigen. 

Der  Schutz  des  Privateigentums  sei  zum  Ausdruck  zu  bringen.  Man 
müsse  mit  dem  Grundsatz  brechen:  Der  Krieg  ernährt  den  Krieg.  Es 
müsse  aufhören,  dass  die  Einwohner  die  Kosten  des  Krieges  zu  tragen 
hätten.  *) 

Deshalb  sprach  sich  van  Karnebeek  vor  allem  gegen  die  Ersatz- 
kontributionen aus.  Die  Zwangsauflagen  dürften  nur  noch  geduldet  werden 
als  Steuer-  oder  als  Strafauflagen. 

In  letzter  Hinsicht  müsse  man  anerkennen,  dass  das  Besetzungsheer 
gezwungen  sein  könne,  solche  zu  verhängen.  Auch  Naturalleistungen  seien 
unentbehrlich.  Diese  seien  weder  eine  Steuer  noch  eine  Strafe,  sondern 
der  Ausdruck  der  Notwendigkeit,  die  Truppen  zu  erhalten.  Aber  nur 
wirkliche  Leistungen  in  natura  könnten  helfen,  Ablösungen  in  Geld  seien  un- 
zulässig und  zwecklos. 

Die  Hauptsache  sei,  dass  die  Geldauflagen,  soweit  sie  nicht  Steuer- 
oder Strafkontributionen  seien,  verschwinden.6) 

Das  Verbot  der  Ersatzkontributionen  war  nun  aber,  wie  Oberst 
Gross  v.  Schwarzhoff  denn  auch  sofort  feststellte,6)  ein  ganz  neuer 
Grundsatz,  dessen  Tragweite  der  deutsche  Bevollmächtigte  noch  näher  fest- 
gestellt sehen  wollte.7)  van  Karnebeek  wiederholte :  Naturalleistungen  sollen 
gestattet  bleiben,  weil  die  Truppen  leben  müssen;  aber  Geldleistungen  in 
der  Form  von  Ersatzkontributionen  dürfen  nicht  mehr  gefordert  werden, 
weil  dieselben  doch  nicht  für  Anschaffungen  oder  den  Unterhalt  der 
Soldaten  verwandt  werden.8) 

Dem  widersprach  nun  aber  Gross  v.  Schwarz  ho  ff.9)  Es  gebe  zwei 
Arten  von  Requisitionen :  eine  kollektive,  die  den  Gemeinden  die  Lieferung 
einer  bestimmten  Menge  Lebensmittel  auferlege  und  eine  individuelle,  wonach 

*)  III.  134. 

»)  in.  135. 

*)  III.  135  f. 
4)  III.  135. 
8)  III.  134  f. 

6)  III.  135. 

7)  a.  a.  0. 

8)  a.  a.  0. 
•)  a.  a.  0. 
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die  einzelnen  Einwohner  unmittelbar  das  Vieh  und  die  Lebensmittel  auf 
Verlangen  hergeben.  Beide  Arten,  zumal  die  letztere  seien  der  Bevölkerung 
sehr  unangenehm ;  die  individuelle  Requisition  sei  aber  oft  auch  ungerecht, 
weil  der  arme  Bauer  seine  einzige  Kuh  opfern  müsse,  während  der  reiche 
Bürger  nur  die  wenigen  Lebensmittel  hergebe,  die  er  gerade  im  Haus  habe.1) 
Später  ergriff  Schwarzhoff  noch  einmal  das  Wort  gegen  Karnebeek: 
Man  müsse  sich  zuerst  über  das  Prinzip  verständigen.  Gewiss  ginge  das 
menschliche  und  volkswirtschaftliche  Interesse  darauf,  die  Folgen  einer  Be- 
setzung möglichst  zu  mildern;  aber  auch  die  Sieger  hätten  ein  gewisses 
Recht  und  ihre  Unternehmungen  dürften  nicht  allzusehr  gehemmt  werden. 
Man  dürfe  vor  allem  keine  Klausel  aufnehmen,  welche  dem  Wesen  des 
Krieges  widerspreche.  Der  Grundsatz:  „Der  Krieg  ernährt  den  Krieg*, 
sei  in  allen  grossen  Armeen  Europas  anerkannt  und  es  werde  nicht  ge- 
lingen, ihn  ganz  zu  beseitigen.    Man  möge  nur  jeden  Versuch  unterlassen.2) 

Beernaert  aber  meinte,  wenn  man  den  Standpunkt  des  deutschen 
Bevollmächtigten  gesetzlich  festlege,  so  wäre  das  ein  trauriger  Fortschritt. 
Ein  Recht  des  Feindes  auf  Einhebung  von  Kontributionen  dürfe  nicht 
anerkannt  werden. 

Wenn  Naturalleistungen  tatsächlich  gefordert  würden,  so  sei  das  ver- 
ständlich; aber  es  gehe  zu  weit,  wenn  man  durch  ein  Abkommen  dem 
vordringenden  Heer  ein  Recht  auf  Geldforderungen  und  andere  unbe- 
grenzte Leistungen  einräume.  Damit  würde  man  zum  Recht  erheben,  was 
bis  jetzt  nur  Tatsache  gewesen  sei.8) 

Gross  v.  Schwarzhoff  aber  erwiderte:  er  könne  für  seinen  Teil 
den  Beernaertschen  Standpunkt  nur  insoweit  teilen,  als  man  die  Punkte, 
über  welche  man  sich  nicht  zu  einigen  vermöge,  mit  Stillschweigen  über- 
gehen solle.  Die  Tatsache  aber  bleibe  bestehen.  Man  könne  von  der- 
selben schweigen,  aber  dieselbe  nicht  verneinen.*) 

Auch  der  österreichische  Bevollmächtigte  Lammasch  sprach  sich 
für  das  „Systeme  actuel"  aus  und  meinte,  in  Verteidigung  der  von  Karne- 
beek so  scharf  angegriffenen  Ersatzkontributionen,  dieselben  seien  vielmehr 
eine  Erscheinung  der  Menschlichkeit.  Man  habe  —  Descamps  bezeichnete  das 
dann  aber  alsbald  als  „principe  particulifcrement  dangereux*  6)  —  hier  ein 
wirksames  Mittel,  die  Kräfte  des  Feindes  lahm  zu  legen  und  so  auf  das 
Ende  des  Krieges  hinzuwirken.  Weiter  betonte  Lammasch  die  Entschädi- 
gungsfrage. Man  könne  zwar  nicht  die  Toten  auferwecken  und  auch  nicht 
den  Amputierten  ihre  Glieder  zurückgeben,  aber  man  könne  für  die  Kon- 
tributionen später  entschädigen.6) 

Daran  knüpfte  auch  Gross  v.  Schwarzhoff  noch  einmal  an:  Auf 
jeden  Fall  müsse   eine  Empfangsbestätigung  ausgestellt  werden,  bei  Geld- 


J)  a.  a.  0. 
■)  III.  136. 
8)  III.  135. 

III.  136. 

a  a,  0. 
•)  III.  135  f. 


:j 
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wie  bei  Naturalleistungen.    Die  Tilgung  würde,  wie  schon  Lammasch  be- 
tont habe,  nach  dem  Friedensschluss  zu  erfolgen  haben.1) 

Beernaert  aber  antwortete,  alle  an  und  für  sich  so  löblichen  Ver- 
suche seien  vergeblich ;  man  könne  nun  einmal  unversöhnliche  Gegensätze 
nicht  versöhnen.  Wenn  die  besetzende  Kriegspartei,  abgesehen  von 
den  fälligen  Steuern,  nach  Belieben  Auflagen  machen  könne,  so  klinge  das 
nicht  nach  Rechtsschranken.  Da  erkenne  man  einfach  eine  Tat,  die  mit 
dem  Recht  nichts  gemein  habe,  doch  als  Recht  an.2) 

Der  Präsident  v.  Martens  stellte  nunmehr  fest,8)  dass  sich  die 
Meinungsverschiedenheit  um  folgenden  Punkt  drehe:  auf  der  einen  Seite 
wolle  man  im  Interesse  des  Schwachen  der  besetzenden  Kriegspartei  fest- 
umschriebene Grenzen  setzen ;  auf  der  anderen  Seite  aber  wolle  man  nicht 
sprechen  von  Rechten  und  folgeweise  auch  nicht  von  Pflichten  des  Siegers, 
während  man  aber  doch  im  übrigen  solche  Pflichten  für  gegeben  erachte. 
Er  könne  deshalb  seinen  ursprünglichen  Vorschlag,  den  Art.  40  zu  streichen 
und  für  Art.  41  und  42  eine  neue  ausgleichende  Fassung  zu  suchen,4) 
nicht  mehr  aufrecht  erhalten.     Er  stelle  vielmehr  jetzt  den  Antrag: 

Es  möge  nach  dem  Art.  5  der  Art.  40  folgen,  welcher 

das  allgemeine  Prinzip  enthält.     Der  Inhalt  der  Art.  41 

und  42  aber  möge  lediglich  im  Protokoll  wiedergegeben 

werden,  und  auch  das  nur  im  Sinne  einer  „indication*, 

nicht  mehr  als  „Obligation". 

Der  Antragsteller  schloss:  Die  Fragen  der  Kontribution  und  Re- 
quisition bleiben  hiernach  offen,  ob  zum  Nutzen  der  Bevölkerung,  muss 
bezweifelt  werden.6) 

So  schnell  wollte  aber  der  rumänische  erste  Vertreter  Beldiman 
nicht  die  Flinte  ins  Korn  werfen :  Man  möge  versuchen,  ob  man  zwischen 
den  äussersten  Extremen,  nämlich  zwischen  Odier  und  Gross  v.  Schwarzhoff 
nicht  doch  noch  eine  vermittelnde  Stellung  gewinnen  könne.  Die  4  Antrag- 
steller möchten  sich  zusammentun  und  eine  mittlere  Fassung  herausarbeiten. 
Schliesslich  seien  die  verschiedenen  Auffassungen  nicht  unversöhnlich,  aber  die 
Versammlung  sei  vorerst  nicht  in  der  Lage  sich  für  eine  Meinung  zu  ent- 
scheiden.6) 

Der  italienische  erste  Vertreter  Graf  Nigra  meinte,  aus  den 
Verhandlungen  habe  sich  folgender  Gedanke  klar  und  bestimmt  heraus- 
gearbeitet :  man  kann  die  Tat  nicht  hindern,  will  sie  aber  auch  nicht 
zum  Recht  erheben.  Angesichts  dieser  Sachlage  möge  man  sich  auf 
einen  einzigen  Artikel  beschränken,  der  folgenden  Wortlaut  habe: 

»L'occupant  ne  peut  rien  exiger  des  habitants  des  pays  occupes  saus  paye- 
ment  ou  sans  re<ju,  et  sans  requisition  reguliere  de  l'autorite  miütaire  compttente.*  *) 

So  war  man  also  daran,  sich  mit  einem  Minimum  zufrieden  zu  geben. 


x)  III.  136. 

8)  III.  137. 

»)  III.  136  f. 

*)  Vgl.  oben  S.  279  f. 

6)  III.  137. 
•)  III.  137. 

7)  a.  a.  0. 
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van  Karnebeek  widersprach  noch  einmal  allen  bis  jetzt  ge- 
machten Versuchen.  Jeder  bedeute  einen  Rückschritt  gegen  das  Jahr  1874.1) 

Damals  habe  man  wenigstens  anerkannt,  dass  Geldauflagen  nur  als 
Aequivalent  für  Naturalleistungen  angängig  seien.  Jetzt  aber  werde  gar 
nichts  mehr  gesagt.  Auf  die  spätere  Frage  von  Beernaert,  inwiefern  der 
Art.  41  der  besetzenden  Kriegspartei  eine  Schranke  auferlege,  wies  van 
Karnebeek  auf  die  Tatsache,  dass  Geldauflagen  hiernach  nur  noch  als 
Steuer-,  Ersatz-  und  Strafkontributionen  gemacht  werden  dürften.  Freilich 
widerspreche  das  immer  noch  der  modernen  Anschauung,  wonach  sich  der 
Sieger  auf  Kosten  der  Bevölkerung  nicht  bereichern  dürfe. 

van  Karnebeek  meinte  schliesslich:  Lehnt  man  meinen  Antrag  als 
zu  weitgehend  ab,  so  nehme  man  doch  wenigstens  den  Brüsseler  oder  den 
Rolin'schen  Text  an,  obschon  derselbe  wenig  bestimmt  ist.9) 

Rolin  zog  nunmehr,  um  die  Lösung  zu  erleichtern,  seinen  Antrag 
zurück8),  und  der  französische  erste  Vertreter  L6on  Bourgeois  rettete 
in  Anknüpfung  an  den  Ideengang  von  Beldiman  die  ganze  Streitfrage  in 
den  gerade  beschlossenen 4)  Redaktionsausschuss  hinüber.  Dabei  hielt  der 
französische  Vertreter  folgende  bemerkenswerte  Rede,  welche  für  die 
Weiterentwicklung  und  endgültige  Beschlussfassung  bestimmend  wurde. 

Es  haben  in  der  bisherigen  Verhandlung,  so  führte  Bourgeois  aus,  zwei 
Ideen  von  grundsätzlicher  Bedeutung  Gestalt  gewonnen.  Alle  Bevollmäch- 
tigten weigern  sich,  die  Kriegsführung  aus  dem  Stadium  des 
bloss  tatsächlichen  ins  Rechtliche  zu  erheben  und  sodann  wollen  aber  auch 
alle  eine  Milderung  der  Kriegslasten  durch  Rechtsbestimmungen 
herbei  führen.    Wie  lässt  sich  das  ermöglichen  ? 

In  einem  Punkt  ist  man  bereits  einig,  nämlich  darin,  dass  einschränkende 
Bestimmungen  über  die  Erhebung  getroffen  werden  müssen,  wobei  die  Natur  und 
Ausdehnung  der  Kontributionen  unerörtert  bleiben  kann.  Man  braucht  eine  Be- 
stimmung des  Inhalts,  dass  nur  gegen  Empfangsbestätigung  zu  leisten  ist,  weiter, 
dass  solche  Leistungen  nur  durch  besonderen  Befehl  der  Militär-  oder  Civilgewalt 
angeordnet  werden  dürfen  und  schliesslich  dass  sie  sich  nach  dem  örtlichen 
Steuerfuss  auf  die  Einwohner  verteilen. 

Es  gibt  aber  auch  noch  einen  anderen  Punkt,  über  welchen  sich  die 
Militärs  mit  Beernaert  und  Odier  verständigen  mögen,  nämlich  die  Strafkontribu- 
tionen. Man  wird  zugeben,  dass  die  Verhängung  einer  Geldstrafe  kein  ordnungs- 
gemässes Vorgehen  zur  Schwächung  des  Widerstandes  ist,  dass  vielmehr  eine 
„penalitä  vexatoire"  vorliegt,  welche  lediglich  bei  einem  gemeinschaftlich  be- 
gangenen schweren  Verbrechen  begründet  erscheint 

In  diesen  beiden  Punkten  kann  wohl  nicht  davon  gesprochen  werden,  dass 
man  ein  Recht  anerkenne  und  es  ist  hier  somit  den  Einwendungen  von  Beernaert 
die  Spitze  abgebrochen. 

Die  Aulgabe  des  Redaktionsausschusses  besteht  somit  in  der  Abfassung 
einer  «regle  precise*, 

1.  betreffend  die  Form  der  Erhebung  und  die  Verteilung  der  Kontributionen 
sowie  die  Verantwortlichkeit  der  auferlegenden  Macht. 

2.  betreffend  die  Fälle  und  Voraussetzungen  der  Strafkontributionen. 


')  Gegen  diese  und  ähnliche  Bemerkungen  wandte  sich  später  Gross  v.  Schwarz- 
hoff mit  der  Feststellung,  die  Brüsseler  Deklaration  sei  ja  nicht  ratifiziert  worden  (III 138). 
Beernaert  fügte  dem  hinzu:  es  sei  in  Brüssel  nicht  einmal  zur  Entscheidung  gekommen. 
Denn  Belgien,  die  Niederlande  und  andere  Staaten  hätten  in  der  Kontributions-  und  Re- 
quisitionsfrage kein  Zugeständnis  gemacht  (III.  139). 

*)  III.  137. 

8)  III.  137  f. 

*)  Vgl.  oben  S.  35  f. 
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Dabei  hat  der  Ausschuss  nur  die  Rechte  der  Bevölkerung  gegenüber  mög- 
lichen Kriegsmissbräuchen  zu  berücksichtigen.1) 

Der  Präsident  v.  Martens  aber  widersprach.  Er  war  der 
Meinung,  dass  hier  dem  Redaktionsausschuss  eine  Aufgabe  gestellt  werde, 
die  er  nur  schwer  lösen  könne.  Die  Brüsseler  Fassung  der  Art  41  u.  42 
sei  schon  eine  harte  Kompromissarbeit  gewesen.  Gegenüber  den  nun- 
mehr zu  Tage  getretenen  Gegensätzen  bleibe  nur  eins  übrig,  nämlich 
die  Streichung  der  Einzelbestimmungen  und  die  Beschränkung  auf  den 
allgemeinen  Grundsatz.  Es  müsse  dann  einfach  dem  Fortschritt  der  Bil- 
dung und  dem  menschlichen  Empfinden  der  Kommandostellen  überlassen 
bleiben,  nach  Möglichkeit  die  Interessen  der  Bevölkerung  wahrzunehmen, 
wenn  Zwangsauflagen  gemacht  werden  müssen.2) 

Aber  jetzt  trat  auch  Beernaert  auf  die  Seite  von  Beldiman-Bour- 
geois:  die  einfache  Streichung  der  Art.  41  u.  42  sei  vielleicht  übereilt; 
es  bestehe  die  Hoffnung,  dass  über  eine  Reihe  der  von  Bourgeois  erörterten 
Gesichtspunkte  ein  Einverständnis  erzielt  werde.8) 

Auch  van  Karnebeek  hielt  die  Situation  noch  nicht  für  so  ver- 
worren. Es  handle  sich  nicht  mehr  um  4,  sondern  nur  noch  um  3  Sy- 
steme: Das  System  Beernaert,  Bourgeois  und  v.  Karnebeek.  Der  Oberst 
Gross  v.  Schwarzhoff  vertrete  kein  eigenes,  sondern  nur  das  System  der 
Brüsseler  Deklaration. 

Das  war  nun  aber,  wenn  nicht  das  erste,  so  doch  das  vierte  System. 
War  Rolin  ausgeschieden,  so  war  Bourgeois  eingetreten. 

Auf  jeden  Fall  musste  man  zunächst  über  die  Anregung  von  Bour- 
geois abstimmen.  Der  Vorschlag  von  Bourgeois  wurde  angenommen; 
und  auf  den  Wunsch  des  Präsidenten  erklärte  sich  Bourgeois  bereit,  an 
den  Arbeiten  des  Redaktionsausschusses  Teil  zu  nehmen;4)  er  leitete  dann 
sogar  die  Verhandlungen.5)  Wie  aus  der  späteren  Danksagung  des  Präsi- 
denten hervorgeht,  beteiligten  sich  an  der  Arbeit  auch  noch  Beernaert, 
van  Karnebeek  und  Odier.6) 

Die  Aufgabe  des  Redaktionsausschusses  bestand  darin,  durch  einen 
neuen  Text  die  Punkte  hervorzuheben,  über  welche  Übereinstimmung 
bestand. 

§  59. 
Die  Tätigkeit  des  Redaktionsausschusses. 

Nach  dem  Rolin'schen  Kommissionsbericht7)  zeigte  sich  im  Redaktions- 
ausschuss   zunächst  in   drei  wichtigen  Punkten  Übereinstimmung: 


i)  in.  138. 

8)  III.  a.  a.  0. 
*)  III.  139. 
4)  a.  a.  0. 

8)  III.  166,  44.    Vgl.  auch  III.  100. 
«)  III.  142,  44. 

7)  III.   44.    Der   folgenden   Darstellung   der  Ausschussberatung   liegt  dieser  Kom- 
missionsbericht zu  Grunde.  Protokolle  haben  wir  über  die  Ausschussverhandlungen  nicht. 
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1.  Zwangsauflagen  jeder  Art  dürfen  lediglich  vom  Oberkommando 
und  womöglich  nur  schriftlich  angeordnet  werden. 

2.  Bei  allen  Erhebungen,  besonders  von  Geld,  sollen  möglichst  die 
für  die  Verteilung  und  Festsetzung  der  Steuern  geltenden  Vor- 
schriften Anwendung  finden. 

3.  Bei  jeder  Erhebung  muss  eine  Empfangsbescheinigung  ausgestellt 
werden. 

Es  handelte  sich  sodann  nur  um  die  Anwendbarkeit  dieser  drei 
Sätze  auf  das  Requisitions-  und  Kontributionsrecht. 

Der  Redaktionsausschuss  hielt  es  weiter  nicht  nur  für  möglich,, 
sondern  auch  für  sehr  wünschenswert,  gewisse  Grundsätze  in  dem  Ideen- 
gang der  Art.  40—42  der  Brüsseler  Deklaration  festzulegen,  um  so  die 
Rechtsschranken  für  eine  tatsächliche  Gewalt  aufzurichten,  die  sich  int 
Widerspruch  mit  der  gesetzlichen  Obrigkeit  betätige  und  darauf  aus  sei,, 
den  Schutz  des  Privateigentums  aufzuheben. 

Die  hiernach  aufzustellenden  Bestimmungen  hätten  sich,  so  hiess 
es  im  Ausschuss,  mit    drei  Gruppen  zu  beschäftigen,  nämlich  mit : 

a)  Requisitionen  d.  h.  Naturalleistungen  und  weiterhin  auch  Dienst- 
leistungen.   (Jetzt  Art.  52.) 

Dem  sollten  die  Kontributionen  in  folgenden  zwei  Formen  folgen:: 

b)  Steuerkontributionen  als  ausserordentliche  Steuern.  (Jetzt 
Art.  49). 

c)  Strafkontributionen.    (Jetzt  Art.  50.) 

a)  Requisitionen  oder  Natural-  und  Dienstleistungen^ 
sollten  nach  der  Auffassung  des  Redaktionsausschusses  nur  im  Sinne  des 
Notrechts,  genauer:  für  die  nicht  anders  zu  befriedigenden  Bedürfnisse  des 
Besetzungsheeres  gefordert  werden  können. 

Im  Kommissionsbericht  heisst  es :  „G'est  la  regle  de  la  necessite;  mais  cette 
necessite  est  celle  de  l'entretien  de  l'armee  de  l'occupation.  Ge  n'est  plus  le  criterium  un 
peu  vague  des  , „necessites  de  la  guerre,*"  qu'indique  l'article  40  de  Bruxelles  et 
suivant  lequel  od  pourrait  ä  la  vigueur  epuiser  systematiquement  le  pays."  (III.  45). 

Dabei  war  man  einverstanden,  dass  solche  Requisitionen,  wie  das 
schon  durch  Art.  40  der  Brüsseler  Deklaration  vorgesehen  war,  im  Ver- 
hältnis zu  den  Hilfsquellen  des  Landes  stehen  müssen. 

Was  die  oben  aufgestellten  drei  Sätze  und  ihre  Anwendbarkeit  für 
das  Requisitionsrecht  betrifft,  so  fand  der  Redaktionsausschuss,  dass  der 
Steuerfuss  (Nr.  2)  bis  zum  gewissen  Grad  bei  persönlichen  Dienstleistungen, 
in  keiner  Weise  aber  bei  Naturalleistungen  Platz  greifen  könne,  dass  es 
sich  bei  letzteren  vielmehr  um  ganz  bestimmte  Dinge  handle,  welche  die 
Truppen  brauchen.  Hier  empfehle  sich  daher  nur  der  beschränkende 
Zusatz,  dass  die  Leistungen  und  Dienste  im  Verhältnis  zu  den  Hilfsquellen 
des  Landes  stehen  müssen.  Weiter  war  man  darüber  einig,  dass  es  sich 
bei  den  Requisitionen  niemals  um  eine  Verpflichtung  der  Bevölkerung 
handeln  könne,  an  Kriegsunternehmungen  gegen  ihr  Vaterland  teilzu- 
nehmen. 

Die  zwei  anderen  Sätze  (Nr.  1  und  3)  hatten  sich  über  die  Art  der 
Erhebung  und  die  Empfangsbestätigung  ausgelassen. 
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Der  Redaktionsausschuss  fand,  dass  hier  der  Art.  42  der  Brüsseler 
Deklaration   vollständig  ausreiche. 

Man  sagte  sich  mit  Bezugnahme  auf  Nr.  1,  es  genüge  hier  die  Er- 
mächtigung des  örtlichen  Befehlshabers  und  die  Forderung  eines  schriftlichen 
Befehles   sei  übertrieben,  zumal  ja  Empfangsbestätigung  ausgestellt  werde. 

Damit  kam  man  zu  Nr.  3.  Der  Redaktionsausschuss  wünschte  zu- 
nächst bare  Bezahlung,  ohne  dies  aber  für  jeden  Fall  zur  Pflicht  zu  machen. 
Die  Barzahlung,  dachte  man,  erfolgt  vielleicht  auch  mehr  unter  der  Kauf- 
ais unter  der  Requisitionsform. 

Sie  liegt  auch  im  Interesse  der  Menschlichkeit  und  entspricht  einei 
gesunden  Politik,  indem  jetzt  die  Bevölkerung  ihre  Lebensmittel  und  Ess- 
waren nicht  mehr  zu  verbergen  braucht.  Das  Besetzungsheer  wird  sich 
übrigens  in  dem  Land  selbst  das  für  die  Bezahlung  der  Kaufsummen  nötige 
Geld  auf  dem  Weg  der  Kontributionen  verschaffen,  welch  letztere  eine  Ver- 
teilung auf  alle  bedeutet,  während  die  entschädigungslosen  Requisitionen 
nur  zufallig  diesen  und  jenen  treffen  würden. 

Hier  kündigte  sich  also  bereits  eine  dritte  Kontribution,  die  von  mir 
sogenannte  Ersatzkontribution  an. 

b)  Bei  den  Kontributionen  oder  Geldauflagen  handelt  es  sich 
in  keiner  Weise  mehr  um  die  bereits  bestehenden  oder  regelmässigen 
Steuern. 

Der  Redaktionsausschuss  ging  davon  aus,  dass  alle  Geldauflagen,  ab- 
gesehen von  den  in  einem  eigenen  Artikel  zu  behandelnden  Strafkontri- 
butionen, ganz  wie  die  Requisitionen  zunächst  nur  zur  Deckung  der  Be- 
dürfhisse des  Heeres  angeordnet  werden  dürfen.  Man  dachte  also  in  erster 
Linie  an  die  von  Karnebeek  so  scharf  bekämpften  Ersatzkontributionen. 
Dazu  komme  dann  noch  als  zweiter  Verwendungszweck  die  Deckung  der 
Verwaltungskosten  durch  ausserordentliche  Steuern,  (Steuerkontribu- 
tionen), worüber  sich  die  Bevölkerung  ja  nicht  beschweren  könne.  Es 
handle  sich  also  in  der  Hauptsache  nur  um  das  Verbot  von  Kontribu- 
tionen, die  in  der  Bereicherungsabsicht  auferlegt  würden.  Das  bedeute 
eine  grössere  Einschränkung,  als  sie  in  der  Brüsseler  Deklaration  Art.  41 
vorgesehen  worden  sei.  Diesem  Umstand  schenkten  diejenigen  Mitglieder 
eine  ganz  besondere  Aufmerksamkeit,  welche  im  Hinblick  auf  ihre  vater- 
ländischen Verhältnisse  ängstlich  bemüht  waren,  die  Handlungsfreiheit  des 
Siegers  durch  Rechtsregeln  nach  Möglichkeit  einzuschränken. 

Der  Redaktionsausschuss  erklärte  hier  die  Anwendbarkeit  der  obigen 
drei  Sätze  für  gegeben.  Aber  man  hielt  es  für  besser,  das  in  einem  be- 
sonderen Artikel  zum  Ausdruck  zu  bringen,  der  dann  aber  für  jede  Geld- 
leistung zu  gelten  habe. 

c)  Für  Strafkontributionen  (Contributions  ä  titre  d'amende) 
sah  der  Redaktionsausschuss  einen  eigenen  Artikel  vor,  um  das  Anwen- 
dungsgebiet möglichst  scharf  abzugrenzen.  Schon  der  Ausdruck  „amende" 
in  der  Brüsseler  Deklaration  Art.  41  erschien  als  unpassend,  weil  es  sich 
hier  nicht  um  etwas  wirklich  Strafrechtliches  handle.  Ganz  richtig!  Aber 
dann  durfte  man  auch  nicht  „peine"  sagen.  Umgekehrt  hatte  anderen 
Mitgliedern  die  Bezeichnung  „repression"  nicht  zugesagt.  Alle  aber  waren 
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darin  einig,  dass  in  diesem  Artikel  nur  die  kriegsrechtliche  „repression44  be- 
handelt werden  solle,  &  h.  eine  Art  ausserordentlicher  Geldauflage,  welche 
der  Besetzende  unter  dem  Titel  der  Wiedervergeltung  für  feindselige 
Handlungen  macht.  Und  da  war  man  nun  der  einmütigen  Ansicht,  dass 
diese  Massregel,  welche  die  ganze  Bevölkerung  trifft,  nur  bei  solchen  feindseligen 
Handlungen  angewandt  werden  dürfe,  welche  in  der  Tat  auch  die  Ge- 
samtheit beging  oder  begehen  Hess.  Folgeweise  dürfe  sie  bei  Vergehen 
Einzelner  niemals  in  Anwendung  kommen.  Rechtsgrund  der  Strafkontri- 
bution sei  allein  die  wenigstens  passive  Verantwortlichkeit  der  Gesamtheit 

Nachdem  sich  der  Redaktionsausschuss  einmal  auf  diesen  Standpunkt 
gestellt  hatte,  glaubte  er,  weiter  gehen  zu  sollen  und  erklärte,  ohne  damit 
der  Frage  der  Repressalien  vorgreifen  zu  wollen,  dass  das  nicht  bloss  für 
die  Strafe  in  Geld,  sondern  auch  für  die  Strafen  anderer  Art  Anwendung 
finden  müsse,  welche  über  die  ganze  Bevölkerung  verhängt  würden. 

Das  war  die  Tätigkeit  des  Redaktionsausschusses. 

§  60. 
Die  endgültige  Beschlussfassung. 

In  der  10.  Sitzung  am  17.  Juni  hatte  die  Unterkommission  über  die 
Anträge  des  Redaktionsausschusses  Beschluss  zu  fassen.1) 

Zunächst  erhielt  dabei  der  Art.  5  seine  jetzige  (Art.  43)  gegen  früher 
nur  leicht  veränderte  Form.8)  Die  Finanzgewalt  des  Besetzungsheeres, 
welche  das  Recht  gibt,  die  ordentlichen  Steuern  zu  erheben,  sollte  die 
Brücke  zu  den  Kontributionen  schlagen,  durch  welche  die  ausserordent- 
lichen Bedürfnisse  des  Heeres  und  der  Verwaltung  gedeckt  werden. 

Daran  sollten  sich  4  (A—D)  Artikel  anschliessend)  Es  sind  das  genau 
die  heutigen  Artikel  49—52  mit  kleinen,  sprachlichen  Änderungen  im 
Art.  A  (49)  C  (51)  und  D  (52),  von  welchen  alsbald  noch  die  Rede  sein 
wird. 

Nachdem  die  Vertreter  der  Schweiz,  von  Belgien  und  Luxemburg  im 
Hinblick  auf  die  ewige  Neutralität  ihrer  Staaten  die  Erklärung  zu  Protokoll 
gegeben  hatten,  dass  jede  Besetzung  ihrer  Heimat  unzulässig  sei,4)  be- 
stimmte Rolin  den  leitenden  Gedanken  der  neuen  Artikel  dahin,  man 
habe  in  Gemässheit  der  früheren  Erklärungen  der  Bevollmächtigten  aus 
der  Besetzung  kein  Recht  hergeleitet,  sondern  nur  die  Wirkungen  der  tat- 
sächlichen Besetzung  rechtlieh  eingeschränkt. 

Vor  der  Einzelberatung  erklärte  der  schweizerische  Bevollmächtigte 
Odier,  er   habe  zwar  an  der  vorgeschlagenen  Fassung  mitgewirkt,  aber 


')  III.  140  ff.,  166,  44. 

*)  DI.  141.    Vgl.  oben  S.  241  f. 

8)  III.  141.    Grozier  hatte  ausserdem  noch  folgenden  Artikel  vorgeschlagen: 

„Toute   contribution   en   argent  ou  requisition  en  nature  destinee  ä  servir 
anx   Operations  ou  ä  l'en  treuen  de  l'occupant  sera  rendue  ou  payee".     (III.  141). 
Doch   zog  er   später   angesichts   der  neuen  Artikel  seinen  Antrag  zurück,   ebenso 
wie  Khuepach  von  seinem  Antrag  (vgl.  oben  276)  förmlich  abstand  (III.  142). 
*)  III.  142. 
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mittlerweile   Instruktionen    erhalten,    wonach   er   zu   A,  C  und  D  Ände- 
rungen und  weiterhin  einen  neuen  Artikel  E  zu  beantragen  habe.1) 

I.  Der  Art.  A  lautete  nach  dem  Antrag  des  Redaktionsausschusses: 

En  dehors  des  impöts  vis6s  ä  Tarticle  precedent,  l'occupant  ne  pourra  pre- 
lever  d'autres  contributions  en  argent  dans  le  territoire  occupe  que  pour  les 
besoins  de  Tarmee  ou  de  l'administration  de  ce  territoire.9) 

Das  ist  im  Wesentlichen  bereits  der  heutige  Artikel  49. 

Der  schweizerische  Bevollmächtigte  Odier  beantragte  aber  folgende 
Fassung  des  Art.  A: 

„Si,  en  dehors  des  impöts  vises  ä  l'article  prec£dent,  l'occupant  preleve 
d'autres  contributions  en  argent  dans  le  territoire  occupe,  ce  ne  pourra  etre 
„qu'en  cas  de  necessite  absolue"  et  pour  les  besoins  de  l'armee  ou  de 
l'administration  de  ce  territoire". 

Dieser  Antrag  bedeutete  zwei  Änderungen,  eine  bloss  formelle,  insofern 
der  Artikel,  um  die  Vorstellung  eines  Rechtes  besser  abzuwehren,  in 
Anlehnung  an  Rolin  auf  die  Bedingungsform  gebracht  wurde  und  eine 
sachliche,  insofern  Kontributionen  als  ausserordentliche  Geldauflagen  nur 
bei  dringendster  Not  zulässig  sein  sollten. 

Diese  sachliche  Abschwächung  entfachte  aber  heftigen  Streit. 

Bourgeois  fand  zwar  nichts  gegen  diese  Änderung  zu  erinnern, 
und  auch  Beernaert,  der  indes  durch  keine  Fassung  vollständig  be- 
friedigt wurde,  wollte  eventuell  für  diese  Fassung  stimmen.8)  Aber  der 
deutsche  Oberst  Gross  v.  Schwarzhoff  widersprach  der  neuerlichen 
Abschwächung  aufs  Nachdrucklichste.4)  Der  rumänische  Bevollmächtigte 
Beldiman  konnte  es  zwar  nicht  begreifen,  dass  der  Zusatz  unannehmbar 
sei,  aber  er  musste  zugeben,  dass  die  Ausschussfassung  nur  mit  grosser 
Mühe  zustande  gekommen  sei.  Damit  die  erreichte  Einmütigkeit  nicht 
wieder  in  Frage  gestellt  werde,  sei  es  besser,  den  schweizerischen  Antrag 
abzulehnen.5)  Dem  schloss  sich  auch  der  österreichische  Bevollmächtigte 
L a m ra a s c h  an ; 6)  und  auch  Bourgeois  meinte  jetzt,  die  Wendung  „pour 
les  besoins  de  l'armäe"  etc.  enthalte  schon  eine  dem  schweizerischen  Antrag 
entsprechende  und  genügende  Einschränkung  des  Kontributionsrechts. 
Wenn  Odier  seinen  Antrag  zurückziehe,  sei  die  wünschenswerte  Einmütig- 
keit wieder  hergestellt.7)  Der  Präsident  fragte  nun  den  Vertreter  der 
Schweiz  an,  ob  er  sich  nicht  mit  der  Aufnahme  seiner  Erklärung  ins 
Protokoll  begnügen  wolle.8) 

Das  war  nun  freilich  angesichts  der  förmlichen  Instruktion  nicht 
möglich.  Aber  auch  abgesehen  davon,  trat  Odier  für  seinen  Antrag  ein: 
Die  Regierung  der  Schweiz  habe  die  Einschränkung  auf  die  „besoins  de 
FarmSe"  für  zu  allgemein   gefunden.     Sie  sei  der  Meinung,  dass  zu  dem 


>)  III.  142. 

2)  III.  141. 

8)  III.  142. 

*)  a.  a.  0. 

5)  a.  a.  0. 

6)  III.  143. 

7)  a.  a.  0. 

8)  a.  a.  0. 
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fraglichen  Mittel  nur  im  Falle  äusserster  Not  gegriffen  werden  dürfe. 
Fehle  eine  derartige  Rechtsschranke,  so  könne  das  Urteil  der  Befehlshaber 
über  das,  was  für  ihre  Truppen  ein  Bedürfnis  sei,  sehr  verschieden  aus- 
fallen. Aber  Grossv.  Schwarzhoff  erwiderte :  Die  unbestimmte  Fassung 
sei  absichtlich.  Wolle  man  hier  Einzelheiten  festlegen,  so  würde  man 
den  ganzen  Erfolg  der  Ausschussarbeit  wieder  in  Frage  stellen.  Odier 
möge  daher  von  seinem  Vorhaben  abstehen. 

Darauf  wurde  gegen  die  Stimme  der  Schweiz  der  ein- 
schränkende Zusatz  einstimmig*  abgelehnt,  aber  die  for- 
melle Änderung  (die  Bedingungsform)  gutgeheissen. 

So  entstand  die  endgültige  Fassung  des  jetzigen  Art.  49. 

II.  Der  Artikel  B  lautete: 

Aucune  peine  collective,  pecuniaire  ou  antre,  ne  pourra  etre  edictee  contre 
les  populations  ä  raison  de  faits  individueis  dont  elles  ne  pourraient  etre  considerees 
comme  solidairement  responsables. 

Das  ist  wörtlich  der  heutige  Artikel  50,  welcher  von  der  Unter- 
kommission ohne  Debatte  einstimmig  angenommen  wurde.1) 

HI.  Der  Artikel  G  lautete: 

Aucune  contribution  ne  sera  percue  qu'en  vertu  d'un  ordre  ecrit  et  sous 
la  responsabilite  d'un  general  en  chef. 

II  ne  sera  procede  autant  que  possible  ä  la  perception  de  contributions 
que  d 'apres  les  regles  de  l'assiette  et  de  la  repartition  des  impöts  en  vigueur. 

Pour  toute  contribution  un  re<;u  sera  delivre  aux  contribnables. 

Das  ist  der  heutige  Art.  51,  in  welchem  es  nur  statt  „ä  la  perception 
de  contributions"  heisst:  „a  cette  perception^. 

Über  diese  Änderung  vergl.  unten  S.  290. 

Für  den  letzten  Absatz  hatte  der  schweizerische  Bevollmächtigte 
Odier  folgende  Fassung  vorgeschlagen. 

„Pour  toutes  contributions  il  sera  delivre  aux  contribuables  un  rec.u  d  o  n  - 
nant  droit,  lors  du  retablissement  de  la  paix,  aux  rembours- 
sement  de  la  somme  versee".*) 

Hiernach  sollte  also  die  Quittung  ein  wirkliches  Recht  auf 
Zurückzahlung  begründen  und  das  Abkommen  diesen  Anspruch  der 
Quittungsempfänger  gegen  ihren  Staat  festlegen ;  ohne  diese  Bestimmung  gebe 
die  Quittung  an  und  für  sich  der  Bevölkerung  keine  genügende  Sicherheit. 

L6on  Bourgeois  widersprach  aber  diesem  Zusatz  mit  der  Be- 
merkung, die  Entschädigungsfrage  gehöre  ins  innere  Staatsrecht.  Die 
Konferenz  sei  hier  gar  nicht  zuständig.  Man  müsste  ja  auch  sonst  eine 
Menge  von  Einzelheiten  regeln.  Wer  habe  z.  B.  die  Rückzahlung  vorzu- 
nehmen? Wie  stehe  es  mit  der  Bürgschaft  und  dem  Zwang?  Nach  der 
Ansicht  des  Ausschusses  sei  die  Quittung  ein  unbestreitbarer  Titel,  der 
es  dem  Staat,  wenn  es  ihm  gut  erscheine,  erlaube,  (genauer:  ihn  veran- 
lasse), nach  dem  Friedensschluss  die  geschuldeten  Entschädigungssummen 
nach  Billigkeit  zu  verteilen.8) 


>)  111.  143. 
•)  a.  a.  0. 
»)  a.  a.  0. 

Meurer,  Haager  Friedenskonferenz  II.  19 


290  §  60.    Die  endgültige  Beschlußfassung. 

Der  deutsche  Oberst  Gross  v.  Schwarzhoff  unterstützte  diese 
Ausführungen  des  französischen  Bevollmächtigten:  Gewiss  habe  der  Staat 
des  Quittungsempfängers  (gegenüber  dem  anderen  Staat?)  die  Pflicht  der 
Entschädigung;  aber  man  könne  nicht  durch  einen  völkerrechtlichen  Ver- 
trag Rechtspflichten  eines  Staates  gegen  seine  Untertanen  schaffen.1) 

Übrigens  war,  worauf  dann  auch  der  rumänische  Bevollmächtigte 
Beldiman2)  aufmerksam  machte,  diese  Frage  schon  1874  angeschnitten 
worden,  und  man  hatte  nach  eindringlichen  Verhandlungen  und  trotz  der- 
selben Einwendungen  eine  Fassung  wie  jetzt  beschlossen. 

Der  Aufforderung  des  Präsidenten,  im  Hinblick  auf  die  rein  staats- 
rechtliche Natur  der  Entschädigungsfrage  den  Antrag  zurückzuziehen,  konnte 
aber  der  schweizerische  Vertreter  wegen  seiner  Instruktion  nicht  ent- 
sprechen.8) 

Schliesslich  wurde  der  Art.  C  gegen  die  Stimme  der  Schweiz  ein- 
stimmig angenommen,4)  aber  die  endgültige  Fassung  nach  zwei  Richtungen 
offen  gelassen  und  deshalb  die  nochmalige  Hinübergabe  an  den  Redaktions- 
ausschuss  beschlossen.5) 

Einmal  handelte  es  sich  dabei  um  den  „g6n£ral  en  chef"  im 
Abs.  1.  Es  fragte  sich,  ob  damit  die  zur  Auferlegung  von  Kontributionen 
berechtigte  Persönlichkeit  genau  genug  bezeichnet  sei.  Beldiman  bemerkte, 
das  Wort  bezeichne  keinen  besonderen  Grad,  sondern  denjenigen,  welcher 
die  Befugnisse  des  kommandierenden  Generals,  „les  fonctions  de  g6n6ral 
en  chef44  ausübe.6) 

Hieran  wurde  nichts  mehr  geändert. 

Weiter  wurde  noch  eine  kleine,  lediglich  formelle  Änderung  im  Abs.  2 
angeregt.  Beernaert  schlug  für  „a  la  perception  de  contributions"  die 
Änderung  vor:  „ä  cette  perception  de  contributions.447) 

IV.  Der  Artikel  D  lautete: 

Des  requisitions  en  nature  et  des  Services  ne  pourront  etre  reclames  des 
eommunes  ou  des  habitants,  que  pour  les  besoins  de  l'armee  d'occupation.  11s 
seront  en  rapport  avec  les  ressources  du  pays  et  de  teile  nature  qu'ils  n'impliquent 
pas  pour  les  populations  l'obligation  de  prendre  part  aui  Operations  de  la  guerre 
contre  leur  patrie. 

Ges  requisitions  et  ces  Services  ne  seront  reclames  qu'avec  rautorisation  du 
eommandant  dans  la  localite  occupee. 

Les  prestations  en  nature  seront  autant  que  possible  payees  au  comptantet 
sinon  constatees  par  des  quittances. 

Das  ist  der  jetzige  Art.  52  mit  einer  kleinen  sprachlichen  Verände- 
rung: .  .  ..„comptant;    sinon,  elles  seront  constatees  par  des  re$us." 

Der  schweizerische  Vertreter  Odier  beantragte  hier  zunächst  am 
Schluss  die  Änderung  von  „quittances"  in  „regus".  Nachdem  auch  Beer- 
naert erklärt  hatte,  bei  Naturalleistungen  nenne  man  die  Empfangsbekennt- 


l)  in.  143. 
*)  a.  a.  0. 
8)  HL  144. 
*)  III.  144,  46. 
6)  a.  a.  0. 
«)  III.  144. 

7j  III.  144.    Die  Worte    „de   contributions"   wurden   dann  in   der   9.  Lesung  der 
Unterkommission  auf  den  Antrag  von  Beldiman  gestrichen  (III.  161). 
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nisse  re?us ,  nicht  quittances,  war  die  Unterkommission  mit  dieser  rein 
sprachlichen  Änderung  einverstanden.1) 

Im  übrigen  ersuchte  dann  ein  weiterer  Antrag  auch  hier  die  Empfangs- 
bestätigung durch  den  Zusatz  „donnant  droit  ä  une  juste  indemnite"  als 
Entschädigungstitel  festzulegen.  Das  erschien  aber  den  anderen  Bevoll- 
mächtigten wieder  als  Verwechslung  von  Völker-  und  Staatsrecht,  die  schon 
bei  Art.  C.  beanstandet  worden  war,  und  Gross  v.  Schwarzhoff  be- 
zog sich  daher  einfach  auf  seine-  früheren  Ausführungen.8) 

Darauf  wurde  auf  Antrag  Beldimans  über  die  drei  Absätze  getrennt 
abgestimmt  und  dabei  Abs.  1  u.  2  einstimmig,  der  Abs.  3  aber  mit  der 
bereits  erwähnten  sprachlichen  Änderung  („re$us")  gegen  die  Stimme  der 
Schweiz  angenommen.8) 

Die  Entschädigungsfrage  war  auf  das  Staatsrecht  abgeladen  worden, 
und  der  holländische  erste  Vertreter  van  Karnebeek  beleuchtete  jetzt 
noch  die  Schwierigkeit  von  staatlichen  Entschädigungsgesetzen.  Es  sei  nicht 
leicht,  im  voraus  durch  Gesetz  festzustellen,  in  welchem  Mass  entschädigt 
werden  solle.  Das  habe  man  kürzlich  in  Holland  sehen  können.  Dort 
habe  man  den  Entwurf  eines  Gesetzes  zu  prüfen  gehabt,  das  die  Ent- 
schädigung für  Überschwemmungen  im  Krieg  im  voraus  regeln  wollte.  Die 
juristischen  und  sonstigen  Schwierigkeiten  hätten  hier  gezeigt,  dass  es 
besser  sei,  die  Entscheidung  auf  die  Zeit  des  Bedürfnisses  hinauszuschieben. 

Mit  dieser  Darlegung  wollte  der  holländische  Staatsmann  der  Schweiz 
eine  Brücke  bauen.4) 

So  war  also  das  Ausschusswerk  unter  Dach  und  Fach.  Nur  die 
Schweiz  stand  noch  abseits  —  aber  gewiss  nicht  bloss  wegen  der  zuletzt 
erwähnten  Differenz  — ,  und  Bourgeois  wandte  sich  jetzt  mit  beredten 
Worten  an  deren  Vertreter,  sie  möchten  ihre  Regierung  zum  Nachgeben 
bewegen,  damit  die  so  wünschenswerte  Einmütigkeit  hergestellt  werde. 
Die  Hauptsache  sei  doch,  dass  man  die  Besetzung  nicht  zum  Recht  gestempelt 
habe.  Der  jetzige  Entwurf  wahre  die  Interessen  der  Bevölkerung,  ohne 
sie  zu  Opfern  des  Patriotismus  zu  verpflichten.6) 

Der  Oberst  Künzli  antwortete  entgegenkommend,  die  Vertreter  der 
Schweiz  würden  dieser  Aufforderung  entsprechen.6) 

Die  Schweiz  hat  aber  schliesslich  doch  die  Unterzeichnung  und  Rati- 
fikation des  ganzen  Landkriegsabkommens  abgelehnt.7) 


l)  III.  144. 

9)  a.  a.  0.    Vgl.  oben  389  f. 

a.  a.  0. 
4)  III.  146. 

«)  m.  144  f. 

III.  146. 

Vgl  oben  S.  43  f.  Dort  auch  die  weiteren  Mitteilungen  über  die  Unterzeichnung 
und  Ratifikation. 
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Zweiter  Titel. 
Das  geltende  Recht. 

I.  Das  Requisitionsrecht. 

§  61. 

Das  materielle  Requisitionsrecht. 

*  *■         > 

Das  Kontributions-  und  Requisitionsrecht  „war,  ist  und  wird  immer 
ein  Notrecht  sein*,1)  und  es  hat  demgemäss  in  der  militärischen  Notwendig- 
keit seine  innere  Rechtfertigung.2)  Indem  das  die  Konferenz  anerkannte 
und  hier  die  nötig  erschienenen  Rechtsschranken  aufpflanzte,  wurde  die 
Macht  zum  Recht.8) 

Systematisch  schliesst  sich  das  Eontributions-  und  Requisitionsrecht 
im  Kriegsgesetzbuch  an  die  Bestimmungen  des  Art.  48  über  die  Erhebung 
der  ordentlichen  Steuern  und  Abgaben  an.  Im  Kontributions-  und 
Requisitionsrecht  der  Art.  49-52  handelt  es  sich  eben  um  die  ausser- 
ordentlichen Zwangsleistungen  und  Dienste  und  zwar  behandeln  die 
Art.  49—51   die  Kontributionen,  der  Art.  52  die  Requisitionen. 

Ich  stelle  die  Requisitionen  oder  Zwangslieferungen,  auch  Beitrei- 
bungen genannt,  an  die  Spitze.  Denn  die  zwangsweisen  Naturalleistungen 
dienen  dem  Kriegsbedürfhis  an  erster  Stelle  und  die  Kontributionen  er- 
scheinen in  der  Form  der  Ersatzkontributionen  nur  als  Ersatz  der  Requi- 
sitionen. 

Das  Völkerrecht  behandelt  die  Requisitionen  des  Besetzungsheeres 
im  Feindesland. 

Das  Requisitionsbedürfhis  besteht  aber  auch,  wenn  der  Krieg  im 
eigenen  Land  geführt  werden  muss.  Das  fällt  indes  in  die  Zuständig- 
keit des  Staatsrechts,  und  für  Deutschland  gilt  in  dieser  Richtung  das 
Reichsgesetz  über  die  Kriegsleistungen  vom  13.  Juni  1873.4) 

Hiernach  regeln  sich  die  Leistungen  für  Kriegszwecke  dem  Reiche 
gegenüber,  die  nach  §  4  regelmässig  „auf  Requisition  der  Militär- 
behörde" durch  Anordnung  der  Zivilbehörde  nach  Fall  und  Umfang 
bestimmt  werden. 

Ähnliche  Gesetze  hat  Frankreich:  vom  3.  Juli  1878  und  5.  März  1890.6) 

Wenn  sich  auch  meine  Darstellung  auf  das  Völkerrecht  beschränkt, 
so  will  ich  doch  die  staatsrechtlichen  Requisitionen,  zu  welchen  es  nach 
Massgabe  des  angeführten  Reichsgesetzes  kommen  kann,  insoweit  heranziehen, 
als  sich  dadurch  ein  besserer  Einblick  in  Zweck,  Art  und  Notwendigkeit 


1)  Bonfils  S.  639. 

2)  Bonfils  a.  a.  0.  Dahn,  Bausteine  V.  1.  S.  65.  Koppmann-WeigeL  Komm.  3.  Aufl. 
S.  473,  474. 

8)  Vgl.  oben  S.  215. 

*)  Vgl.  insbesondere  §  3,  8.  Der  §  1  lautet:  „Von  dem  Tage  ab,  an  welchem 
die  bewaffnete  Macht  mobil  gemacht  wird,  tritt  die  Verpflichtung  des  Bundesgebiets  zu 
allen  Leistungen  für  Kriegszwecke  nach  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  ein". 

5)  Bonfils  VR.  S.  638. 
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der  Requisition  gewinnen  lässt.  Man  wird  nämlich,  abgesehen  von  der 
Teilnahme  an  den  Kriegsunternehmungen,  wo  sich  Freund  und  Feind 
scheidet  (KGB.  Art.  44),  im  allgemeinen  sagen  dürfen:  Die  Leistungen, 
welche  das  kriegführende  Heer  für  die  Befriedigung  der  Bedürfnisse  kraft 
Reichsgesetzes  im  eigenen  Lande  fordern  darf,  wird  das  Völkerrecht  — 
wenigstens  in  deutscher  Auffassung  —  dem  Heer  in  Feindesland  nicht  wohl 
vorenthalten  können.  Was  der  Krieg  und  seine  Eigenart  fordert,  macht 
sich  hier  wie  dort  in  gleichem  Masse  geltend.1) 

Des  weiteren  enthält  aber  auch  die  deutsche  Felddienstordnung  in 
den  Ziff.  430—455,  welche  über  die  „Verpflegung"  im  Feld  handeln,  Be- 
stimmungen über  die  „Beitreibungen",  die  als  angewandtes  Völkerrecht 
bezeichnet  werden  können. 

Diese  Bestimmungen  bilden  in  gleicher  Weise,  wie  die  Kriegsartikel, 
bereits  den  Gegenstand  des  Militärunterrichts.  Ausführungsbestimmungen 
sind  natürlich  nicht  bekannt  gegeben. 

I.  Der  Art.  52  Abs.  1  des  KGB.  enthält  das  materielle  Requi- 
sitionsrecht des  Völkerrechts: 

„Naturalleistungen  und  Dienstleistungen  können  von  Gemeinden  oder  Ein- 
wohnern nur  für  die  Bedürfnisse  des  Besetzungsheeres  gefordert  werden.  Sie  müssen 
im  Verhältnisse  zu  den  Hilfsquellen  des  Landes  stehen  und  dürfen  für  die  Be- 
völkerung nicht  die  Verpflichtung  enthalten,  an  Kriegsunternehmungen  gegen  ihr 
Vaterland  teil  zu  nehmen. 

Über  Art  und  Ausdehnung,  Zweck  und  Ausbau  der  Requisitionen  ist 
folgendes  zu  sagen: 

1.  Die  Requisitionen  oder  zwangsweisen  Naturalleistungen  sind  Er- 
scheinungen auf  dem  Gebiet  der  Zwangsenteignung,  welchen  dann  das 
Völkerrecht  die  zwangsweisen  Dienstleistungen  zur  Seite  gestellt  hat,  während 
das  Reichsgesetz  von  vornherein  den  weiteren  Begriff  der  „ Kriegsleistungen" 
oder  „Leistungen  zu  Kriegszwecken"  hat,  was  dann  Natural-  und  Dienst- 
leistungen einschliesst. 

Die  staatsrechtlichen  Zwangsleistungen  im  eigenen  Land  liegen  auf  den 
Gemeinden  (§  3),  einschliesslich  der  selbständigen  Gutsbezirke  (§  8)  und  auf 
Lieferungsverbänden  (§16,  17).  Doch  können  die  Militärbehörden  in 
dringenden  Fällen  auch  von  den  Leistungspflichtigen  in  der  Gemeinde 
unmittelbar  requirieren.     (§  4  Abs.  3).2) 

Die  völkerrechtlichen  Requisitionen 3)  aber  sind  von  vornherein  entweder 
kollektiv,  d.  h.  sie  werden  einer  ganzen  Gemeinde  oder  einem  höheren  Kom- 
munalverband auferlegt,  oder  sie  sind  individuell,  d.  h.  die  Truppen  holen 


l)  Ähnlich  Bonfils  VR.  S.  638  f.  mit  dem  Zusatz :  ,  In  allen  europäischen  Staaten 
verleihen  Gesetze  und  Bestimmungen  der  Militärbehörde  das  Hecht,  in  dringlichen  Fällen 
im  Wege  der  Requisition  die  für  die  Truppen  erforderlichen  Lebens-  und  Beförderungs- 
mittel zu  verlangen". 

*)  Die  Gemeinden  bleiben  hier  für  die  vollständige  und  rechtzeitige  Erfüllung  der 
geforderten  Leistungen  verantwortlich.  Im  Weigerungs-  oder  Säumnisfalle  führt  die  Zivil- 
behörde, bei  Gefahr  in  Verzug  die  Militärbehörde  selbst,  die  Leistung  zwangsweise  herbei 
(8  5).  Damit  die  Gemeinden  die  geforderten  Leistungen  erfüllen  können,  gibt  ihnen  der 
$  ti  gewisse  Befugnisse. 

*\  Vgl.  Gross  v.  Schwarzhoff  oben  S.  280  f. 
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sich  das  Nötige,  wo  sie  es  treffen.    Sie  leeren  z.  B.  die  Viehställe,  damit 
sie  etwas  zu  essen  bekommen. 

2.  Die  Naturalleistungen  und  Dienstleistungen  dürfen  nur  für  die 
Bedürfnisse  des  Besetzungsheeres  gefordert  werden. 

Dabei  darf  nicht  ohne  weiteres  auf  die  Erzeugnisse  des  Landes  gegriffen 
werden,  so  dass  die  Leistungen  der  eigenen  Intendantur  nur  unterstützend 
heranzuziehen  wären;  sondern  umgekehrt  sind  heute  Requisitionen  erst 
zulässig,  wenn  und  soweit  die  Militärverwaltung  mit  ihren  Leistungen  nicht 
alle  Bedürfnisse  befriedigen  kann.  Es  gilt  der  Satz:  „la  guerre  nourit  la 
guerre"  nicht  mehr  im  napoleonischen  Sinn;  sondern  jeder  Staat  hat  die 
Pflicht,  für  die  Ernährung  seiner  Truppen  auch  im  Feindesland  selbst 
das  Nötige  bereit  zu  stellen  resp.  nachzuschieben.  Wenn  trotzdem  das 
Nötige  im  erforderlichen  Augenblick  nicht  zur  Stelle  ist,  und  nicht  schnell 
genug  zu  beschaffen  ist,  was  auch  bei  den  besten  Verpflegungseinrichtungen 
vorkommen  wird,  so  ist  die  Requisition  die  aussergewöhnliche  Form  der 
Beschaffung.1)  Das  Requisitionsrecht  setzt  wie  jedes  Expropriationsrecht 
einen  wirklichen  Notstand  voraus  und  weist  die  aussergewöhnlichen  Mittel, 
damit  das  Heer  leben  und  auskommen  kann.2)  Die  Sache  liegt  hier  wie 
bei  den  staatsrechtlichen  Requisitionen.8; 

Das  Reichsgesetz  führt  im  §  3  für  die  eigenen  Kriegsleistungen  im 
Gebiet  des  Deutschen  Reiches  alle  Pflichtleistungen,  welche  gefordert  werden 
können,  also  einschliesslich  der  Dienstleistungen,  namentlich  auf.  Dieselben 
betreffen  hiernach  die  Gewährung  des  Naturalquartiers  und  der  Stallung, 
sowie  der  Naturalverpflegung  und  der  Fourage,  die  Überlassung  der  Trans- 
portmittel und  Gespanne,  die  Inanspruchnahme  persönlicher  Dienstleistungen, 
die  Überweisung  der  für  den  Kriegsbedarf  erforderlichen  Grundstücke,  Ge- 
bäude und  Materialien,  die  Gewährung  des  Feuerungsmaterials  und  Lager- 
strohs, und  schliesslich  die  Leistung  aller  Dienste,  sowie  die  Lieferung  aller 
Gegenstände,  welche  ausnahmsweise  durch  das  militärische  Interesse  er- 
forderlich werden  können.  Ausdrücklich  genannt  werden  in  dieser  Richtung: 
Bewaffnung-  und  Ausrüstungsgegenstände,  Arznei-  und  Verbandmittel. 

Über  die  Requisition  von  Schiffen  und  Fahrzeugen  handeln  die 
§§  23—24,  von  Pferden  die  §§  25—27,  über  die  Zwangsleistungen  und 
Rechtsstellung  der  Eisenbahnen  der  §  28. 

3.  Die  Naturalleistungen  müssen  im  Verhältnis  zu  den  Hilfs- 
quellen des  Landes  stehen. 

Das  geht  auf  den  Art.  40  der  Brüsseler  Deklaration  zurück. 

Die  Forderung  von  Nationalleistungen  hat  natürlich  auch  ihre  Grenze. 


l)  Lueder  in  v.  Holtzendorfls  Hdb.  des  VR.  IV.  502. 

')  Merignhac  (La  eonf.  intern,  de  la  paix)  führt  aus,  dass  Sachen  mit  eine/n  blossen 
, caractere  voluptuaire"  oder  „objets  de  luxe"  nicht  reqnisitionsfahig  seien.  A.  M  Lueder 
in  Holtzendorfls  Hdb.  IV.  507.  Übrigens  gibt  es  für  den  Champagner  keinen  besseren 
Schute,  als  wenn  die  Einwohner  zu  Hause  bleiben  und  den  Soldaten  das  Notwendige  geben. 

*)  §  2  des  cit  Reichsgesetzes  bestimmt:  «Diese  Leistungen  sollen  nur  insoweit  in 
Anspruch  genommen  werden,  als  für  die  Beschaffung  der  Bedürfnisse  nicht  anderweitig, 
insbesondere  nicht  durch  freien  Ankauf,  beziehungsweise  Barzahlung  oder  durch  Entnahme 
aus  den  Magazinen  gesorgt  werden  kann*. 
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Der  Steuerfuss,  welcher  bei  Geldauflagen  zugrunde  gelegt  wird,  ist  hier 
nicht  anwendbar.  Vieh,  Mehl,  Kartoffeln  u.  s.  w.  nimmt  man,  wo  man 
sie  trifft.  Aber  nicht  bloss  das  Heer,  sondern  auch  die  Bevölkerung  hat 
ein  Recht  zum  Leben.  Und  deshalb  enthält  der  Art.  49  die  Rechts- 
beschränkung, dass  die  Naturalleistungen  im  Verhältnis  zu  den  Hilfsquellen 
des  Landes  stehen  müssen. 

Das  Reichsgesetz  enthält  eine  ähnliche  Schranke ')  wie  das  KGB.  Art.  52 
Abs.  1. 

Das  Generalstabsheft  bemerkt  indes: 

In  der  Theorie  wird  die  Berechtigung  dieser  Schranke  zwar  von 
jedermann  willig  anerkannt ,  in  der  Praxis  dagegen  in  den  meisten 
Fällen  kaum  beachtet  werden.  „In  Fällen  der  Not",  so  heisst  es  hier  * 
weiter,  „entscheiden  allein  die  Bedürfnisse  der  Armee,  und  man  tut  über- 
haupt gut,  sich  mit  dem  Gedanken  vertraut  zu  machen,  dass  bei  den 
rasch  wechselnden  und  stürmisch  verlaufenden  Momenten  eines  Krieges 
das  geordnete  Vorgehen  friedlicher  Zeiten  einzuhalten  bei  dem  besten 
Willen  unmöglich  ist*.2) 

4.  Nur  dem  Völkerrecht  gehört  schliesslich  die  Bestimmung  an,  dass  die 
geforderten  Leistungen  für  die  Bevölkerung  nicht  die  Verpflichtung  ent- 
halten dürfen,  an  Kriegsunternehmungen  gegen  ihr  Vaterland 
teil  zu  nehmen. 

Diese  Bestimmung  des  Art.  52  knüpft  an  den  Ideengang  des  Art.  44  an. 

IL  Die   deutsche  Felddienstordnung  unterscheidet  bezüglich 

der  Verpflegung  von  Mann  und  Pferd  im  Feld  in  der  Z.  430  vier  Arten : 

1.  durch  die  Quartierwirte, 

2.  aus  den  mitgeführten  Vorräten, 

3.  durch  unmittelbare  Beitreibung, 

4.  aus  Magazinen. 

Welche  Art  anzuwenden  ist,  ordnen  die  höheren  Kommandobehörden 
an.  Da  aber  solche  Anordnungen  oft  nicht  rechtzeitig  ergehen  können, 
oder  die  Ausfuhrung  an  nicht  vorherzusehenden  Hindernissen  scheitert, 
bestimmt  Z.  431 : 

„Auf  dem  Kriegsschauplatz  haben  daher  alle  militärischen  Vorgesetzten  die 
Pflicht,  unausgesetzt  für  eine  reichliche  Verpflegung  ihrer  Truppen  nach  Möglich- 
keit zu  sorgen  und  diese  nötigenfalls  durch  eigene  selbständige  Massnahmen  zu 
sichern". 

Dabei  ist8)  die  Kriegsportion  für  den  Mann4)  genau  angegeben  mit 
dem  Zusatz:  „In  Feindesland  wird  die  Kriegsportion,  wo  die  Verhältnisse 
es  gestatten,  erhöht  oder  durch  Zutat  von  Getränken,  Zigarren  u.  s.  w. 
ergänzt44. 

1.  In  Z.  432—434  ist  die  Verpflegung  durch  den  Quartierwirt 
geregelt.   Hiernach  haben  sich  die  Offiziere  wie  Mannschaften  im  allgemeinen 

*)  Im  §  4  des  cit.  R6.  heisst  es:    , Es  ist  hierbei  auf  die  Leistungsfähigkeit  der 
Gemeinden  Rücksicht  zu  nehmen". 
»)  S.  62. 

8)  Anm.  X  zu  Z.  431. 
4)  Ebenso  die  Kriegsration  für  das  Pferd. 
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mit  dem  Tische  ihres  Wirtes  zu  begnügen,  sofern  dieser  —  unter  Berück- 
sichtigung der  ortsüblichen  Verpflegungsverhältnisse  —  nicht  weniger  als 
die  Kriegsportion  bietet  Bei  unzureichender  Verpflegung  hat  der  Vor- 
gesetzte Abhilfe  zu  schaffen,  eventuell  hat  der  Ortsvorstand  das  fehlende 
zu  beschaffen. 

Dazu  bemerkt  Z.  433 : 

„Milde  Behandlung  der  Einwohner  auch  im  Feindeslande  dient  in  der  Regel 
dem  eigenen  Nutzen.  Dagegen  darf  feindseliger  Bevölkerung  gegenüber  die  dem 
Ernste  der  Lage  entsprechende  Strenge  nicht  fehlen.  Milde  und  Nachsicht  an 
falscher  Stelle  gegen  Einwohner  könnten  zur  Härte  gegen  die  eigene  Truppe 
werden,  von  der  jeder  Augenblick  die  grössten  Anstrengungen  und  Entbehrungen 
fordern  kann". 

Ist  Barzahlung  nicht  besonders  angeordnet,  so  erhält  der  Quartier- 
wirt über  die  Beköstigung  eine  Bescheinigung.1) 

2.  Die  Verpflegung  durch  unmittelbaren  Empfang  aus  den  Maga- 
zinen beschränkt  sich  meist  auf  Zeiten  längeren  Stillstandes.  Im  übrigen 
dienen  die  Magazine  zum  Ersatz  der  mitgeführten  Vorräte.2) 

3.  Über  die  mitgeführten  Vorräte  handelt  Z.  436—449. 

Als  dauernden  Verpflegungsvorrat  führen  die  Truppen  vom  Verlassen 
der  Garnison  an  einen  sog.  eisernen  Bestand  für  Mannschaft  und 
Pferde  (eiserne  Portionen  und  Rationen)  mit  sich.8) 

Auf  den  eisernen  Bestand  soll  nur  im  Notfall  und  bei  vollständigem 
Mangel  anderer  Verpflegungsmittel  zurückgegriffen  werden.  Es  ist  dazu 
ausdrücklicher  Befehl  erforderlich*)  und  mit  allen  Mitteln  auf  die  Erhal- 
tung des  eisernen  Bestandes  hinzuwirken.5) 

Die  Z.  440  handelt  über  die  Lebensmittel-  resp.  Marketender-  und 
Futterwagen,  welche  die  Truppen  begleiten.  Der  von  hier  entnommene 
Bedarf  muss  tunlichst  ergänzt  werden.6) 

Die  bewegliche  Verpflegungsreserve  in  der  Hand  der  höheren  Truppen- 
fuhrung  wird  durch  die  Proviant-  und  Fuhrparkkolonnen  gebildet.7) 

4.  Muss  vom  Kriegsschauplatz  gelebt  werden,  so  wird  die  Quartier- 
verpflegung meist  versagen  und  werden  Beitreibungen  erforderlich.8) 
Die  Bestimmungen  über  die  Beitreibungen9)  werden  eingeleitet  durch  die 
Bemerkung,  dass  sich  die  „Anforderungen"  im  Reichsgebiet  nach  dem 
Kriegsleistungsgesetz  richten  und  nur  soweit  zulässsig  sind,  als  das  Be- 
dürfnis auf  andere  Weise  nicht  befriedigt  werden  kann.10)  Im  verbündeten 
Lande  sind  die  besonders  geschlossenen  Verl  rage  massgebend.11) 


l)  Z.  434. 

*)  Z.  435. 

8)  Z.  436. 

*)  Z.  438. 

8)  Z.  439. 

•)  Z.  444.  Im  Abs.  2  heisst  es:  „Wichtig:  ist  besonders  sofortiger  Ersatz  der 
Fleischportion,  nötigenfalls  durch  Schlachten  mitgeführten  Viehes,  damit  die  Truppen 
nicht  am  nächsten  Tage  frischgeschlachtetes  Fleisch  verzehren  müssen". 

7)  Z.  445. 

8)  Z.  451. 

•)  Z.  451  ff. 
10)  Z.  449. 
")  Z.  450. 
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Über  die  Beitreibungen  im  Feindesland  bestimmt  die  Felddienst- 
ordnung in  Z.  452: 

Diese  Beitreibungen  müssen  lediglich  dem  augenblicklichen 
Bedürfnis  genügen.  Die  vordersten  Abteilungen  des  Heeres,  besonders  die 
KavaUerie,  finden,  wenn  der  Feind  oder  die  Bewohner  nicht  selbst  ihre  Vorräte 
beseitigt  haben,  deren  vielfach  über  den  eigenen  Bedarf  vor.  Bei  ihren  Beitrei- 
bungen müssen  sie  berücksichtigen,  dass  die  nachfolgenden  Truppen  noch  mehr 
als  sie  selbst  auf  diese  Vorräte  angewiesen  sein  können. 

Im  allgemeinen  hat  jede  Truppe  zu  beachten,  dass  unnützes  und  vorzeitiges 
Verbrauchen  der  Lebensmittel  einer  Gegend  die  Verpflegung  im  weiteren  Fortgang 
der  Operationen  empfindlich  stören  kann. 

Sollten  in  einem  Orte  erhebliche  Vorräte  entdeckt  werden,  so  ist  der  Inten- 
dantur Mitteilung  zu  machen. 

Hiernach  sind  also  Beitreibungen  nur  im  Rahmen  des  augenblick- 
lichen Bedürfnisses  erlaubt;  unnützes  und  vorzeitiges  Verbrauchen  der 
Lebensmittel  einer  Gegend  ist  verboten. 

Beim  längeren  Verweilen  in  einer  Gegend  macht  das  Bedürfnis  be- 
sondere Verpflegungs- Vorkehrungen  notwendig. 

Darüber  handelt  Z.  453: 

Bei  längerem  Verweilen  an  einem  Orte,  besonders  aber  bei  einem  Stillstand 
der  Operationen,  werden  die  Vorräte  der  belegten  Ortschaften  bald  erschöpft  und 
wird  es  geboten  sein,  zur  Füllung  der  Magazine  auch  andere  Gegenden  des  Kriegs- 
schauplatzes nutzbar  zu  machen.  In  solchem  Falle  erfolgen  die  Beitreibungen 
im  Grossen  durch  die  Verwaltungsbehörden.  Den  Armeen,  von  diesen  den  Armee- 
korps u.  s.  w.  werden  dabei  genau  gegeneinander  abgegrenzte  Bezirke  zugewiesen. 
Die  Mitwirkung  der  Zivilverwaltungs  -  Behörden  ist  auch  hier  stets  anzustreben. 
Bei  Widerstand  der  Ortsbehörden  oder  Einwohner  muss  zu  gewaltsamer  Wegnahme 
der  beizutreibenden  Gegenstände  geschritten  werden.  Zu  diesem  Zweck  und  bei 
feindlicher  Bedrohung  werden  die  Beamten  durch  Truppenkommandos,  die  stets 
von  einem  Offizier  geführt  werden  müssen,  unterstützt.  Plötzliches  Erscheinen  in 
den  weitest  abgelegenen  Orten  empfiehlt  sich. 

Damit  kommen  wir  zum  formellen  Requisitionsrecht,  bezüglich  dessen 
gleichfalls  zuerst  das  Völkerrecht  und  dann  die  deutsche  Felddienstordnung 
zu  Wort  kommen  soll. 

§  62. 
Das  formelle  Requisitionsrecht  des  KGB. 

I.  Im  Art.  52  Abs.  2  und  3  heisst  es: 

„Derartige  Natural-  und  Dienstleistungen  können  nur  mit  der  Ermächtigung 
des  Befehlshabers  der  besetzten  Gebiete  vorgenommen  werden. 

Naturalleistungen  sind  soviel  wie  möglich  bar  zu  bezahlen ;  andernfalls  sind 
dafür  Empfangsbescheinigungeu  auszustellen/ 

Während  die  staatsrechtlichen  Kriegsleistungen  nach  Fall  und  Um- 
fang auf  Requisition  der  Militärbehörde  durch  Anordnung  der  nach  den 
Landesgesetzen  zuständigen  Civilbehörde  bestimmt  werden  (§  4),  und  hier 
die  Militärbehörde  nur  in  dringenden  Fällen  die  Leistungen  von  den  Ge- 
meindebehörden oder  Gemeindegliedern  unmittelbar  requiriert,  entscheidet 
auf  dem  völkerrechtlichen  Requisitionsgebiet  nur  die,  eventuell  sogar  bloss 
mündliche1),  Ermächtigung  des  Befehlshabers  der  besetzten  Gebiete. 


*)  Nach  dem  cit.  RG.  §  4  Abs.  4  müssen  Anordnungen  wie  Requisitionen  in  der 
Regel  schriftlich  erlassen  werden  und  müssen  die  genaue  Bezeichnung  der  geforderten 
Leistung  enthalten. 
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Befehlshaber  der  besetzten  Gebiete  (commandant  dans  la  localis  oc- 
cupäe)  ist  der  Höchstkommandierende  in  einem  Requisitionsbezirk,  bei  De- 
tachierungen auch  der  Befehlshaber  des  detachierten  Korps.1) 

Die  völkerrechtliche  Notwendigkeit  der  Ermächtigung  durch  den  Be- 
fehlshaber verfolgt  den  Zweck,  dem  Missbrauch  im  Feindesland  zu  steuern. 

Ohne  diese  Ermächtigung  oder  bei  der  Überschreitung  derselben  be- 
geht der  Soldat  eine  widerrechtliche  Handlung  im  Felde.  Vgl.  MStGB. 
§  129  Z.  2  und  dazu  oben  S.  253  ff. 

In  den  Fällen  dringender  Not  können  aber  Truppenteile  und  einzelne 
Soldaten  gezwungen  sein,  sich  über  diese  Formvorschrift  hinwegzusetzen.2) 
Hier  greift  deshalb  der  §  130  des  deutschen  MStGB.  ein.8)  Ein  korrektes 
Requisitionsverfahren  wird  wohl  auch  überhaupt  nur  in  verhältnissmässig 
ruhigen  Zeitläufen  des  Krieges  durchzusetzen  sein.4) 

II.  Die  unmittelbare  Beitreibung  durch  die  Truppen  kann  leicht  die 
Manneszucht  untergraben,  auch  wird  hier  leicht  die  Grenze  des  Erlaubten 
überschritten. 

Deshalb  hat  die  deutsche  Felddienstordnung  angeordnet, 
dass  im  Feindesland  stets  die  Mitwirkung  der  Ortsbehörden  oder 
anderer  angesehener  Einwohner  angestrebt  werde.6)  Bei  allen  Beitrei- 
bungen ist  nach  Z.  454  eine  Berührung  der  einzelnen  Mannschaften  mit 
den  Einwohnern  so  lange  als  möglich  zu  vermeiden,  auf  strenge  Mannes- 
zucht zu  achten  und  über  alles  Empfangen  gewissenhaft  Quittung  zu  er- 
teilen. Dass  bei  Beilreibungen  im  grossen  oder  bei  längerem  Verweilen 
die  Mitwirkung  der  Verwaltungsbehörden  anzustreben  und  die  Be- 
amten von  Truppenkommandos  zur  etwaigen  Überwindung  von  Wider- 
stand und  bei  feindlicher  Bedrohung  unterstützt  werden,6)  wurde  bereits 
S.  297  erwähnt. 

III.  Zur  Entschädigungsfrage  führt  Bonfils  folgendes  aus:7) 

„Bleibt  der  requirierende  Feind  Sieger,  so  weist  er  jeden  Entschädigungs- 
anspruch zurück,  indem  er  sich  darauf  beruft,  dass  sein  Gegner  zu  Unrecht  den 
Krieg  fortgesetzt  und  ihn  dadurch  genötigt  habe,  sich  seinen  Unterhalt  bei  den 
Bewohnern  zu  verschaffen.  Er  wird  die  Bezahlung  der  Verpflichtungen,  die  er 
auf  Grund  der  ausgestellten  Empfangsbescheinigungen  den  Bewohnern  gegenüber 
übernommen  hat,  stillschweigend  oder  zufolge  einer  besonderen  Klausel  im  Friedens- 
verträge dem  Gegner  überlassen.  Wird  der  Feind,  der  die  Leistungen  beigetrieben 
hatte,  besiegt,  so  kann  er  zur  Zahlung  einer  Kriegsentschädigung  zu  Gunsten  seines 


x)  Auch  im  deutsch-französischen  Krieg  1870/71  war  deutscherseits  bestimmt,  dass 
bereits  die  Befehlshaber  detachierter  Korps  das  für  den  augenblicklieben  Unterhalt  ihrer 
Truppen  Nötige  requirieren  dürften,  aber  weitergehende  Requisitionen  im  unerlässlichen  Inter- 
esse des  Heeres  nur  von  Generalen  oder  deren  Stellvertretern  angeordnet  werden  könnten. 
Vgl.  oben  S.  273  und  Lueder  IV- 507".  Dass  auch  tunlichst  die  einheimischen  Zivil- 
behörden zugezogen  werden  müssten,  wie  das  Generalstabsheft  S.  62  verlangt,  hat 
weder  die  Brüsseler  noch  die  Haager  Konferenz,  wohl  aber  staatsrechtlich  die  deutsche 
Felddienstordnung,  wie  sich  zeigen  wird,  aus  höchst  praktischer  Erwägung  angeordnet 

a)  Generalstabsheft  S   62. 

8)  Vgl.  oben  S.  254  f. 

4)  So  auch  Lueder  IV.  502  und  das  Generalstabsheft  S.  62. 

5)  Z.  451  Abs.  3  mit  dem  Zusatz:  „Der  älteste  Offizier  bestimmt  die  Menge  der 
zu  liefernden  Lebensmittel,  lässt  sie  zusammenbringen  und  verteilt  sie  auf  die  Truppen*. 

•)  Z.  453. 
7)  VR.  649  f. 
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Gegners  verpflichtet  werden;  dieser  wird  hiervon  einen  Teil  zur  Schadloshaltung 
der  Benachteiligten  verwenden. 

Die  Entschädigungsfrage  spielt  nur  auf  dem  Gebiet  der  Natural- 
nicht  auch  der  Dienstleistungen  eine  Rolle. 

Und  da  sollen  nun  nach  Art.  52  Abs.  3  die  Naturalleistungen 
„soviel  wie  möglich  bar"  bezahlt  werden.1) 

Im  anderen  Fall  sind  Empfangsbescheinigungen  auszustellen. 

Die  Anerkennung  der  Entschädigungspflicht  oder  der  Vergütungs- 
standpunkt ist  für  das  innerstaatliche  Requisitionsrecht  durch  Reichs- 
gesetz2)  festgelegt,  während  die  völkerrechtliche  Anerkennung  dieses  Prin- 
zips auf  den  preussisch-nordamerikanischen  Vertrag  von  1785  zurückgeht. 
Das  Haager  Abkommen  hätte  wohl  den  Staaten  untereinander  die  Sorge 
für  die  Rückzahlung  zur  Pflicht  machen  können.  In  Wirklichkeit  hat  es 
aber  nur  den  Beweis  der  Zahlung  gesichert  und  damit  indirekt  das  Ent- 
schädigungsprinzip für  richtig  erklärt.  Wenn  der  Friedensschluss  die  Ein- 
lösung der  Bons  nicht  dem  Requirenten  selbst  aufbürdet,  ist  die  Aus- 
gleichung eine  innere  Angelegenheit  des  Staates,  in  dessen  Gebiet  requiriert 
worden  ist.8) 

Das  weitere  ist  also  eine  Frage  des  Staats-  und  Verwaltungsrechts, 
die  eventuell  durch  ein  eigenes  Staatsgesetz  gelöst  werden  muss.*) 


x)  Bonflls  (S.  641)  meint:  »Das  ist  reine  Theorie.  Was  die  Praxis  angebt,  so  muss 
man  zugeben,  dass  die  Kriegspartei  meistens  weder  die  Mittel  zu  einem  so  regelrechten 
Verfahren  besitzt,  noch  auch,  dass  sie  die  Absicht  hat,  die  Schuld  mit  ihrem  eigenen 
Gelde  zu  tilgen. 

Man  kann  sogar  kühn  behaupten,  dass  eine  sofortige  Zahlung  durch  den  Feind 
niemals  stattfindet." 

*)  Vgl.  das  cit.  Reichsgesetz  §  2.  Über  die  Pflicht  der  Bescheinigung  vgl.  §  4 
Abs.  5,  §  20.  Dass  hier  im  übrigen  die  Vergütungspflicht  viel  weiter  gebt  und  auch 
nach  Möglichkeit  auf  feste  resp.  gerecht  und  leicht  bestimmbare  Sätze  gebracht  ist  (§  7 
bis  19,  23,  24,  25),  ist  begreiflich. 

Hieraus  ergeben  sich  daher  sofort  wirkliche  Entschädigungs-Ansprüche,  für  deren 
Geltendmachung  der  §  34  den  Rechtsweg  ordnet,  während  allerdings  für  aussergewöhn- 
liche  Leistungen  einzelner  Bezirke,  Gemeinden  oder  Personen,  sowie  für  alle  durch  den 
Krieg  verursachten  Beschädigungen  an  beweglichem  oder  unbeweglichem  Eigentum,  ganz 
wie  bei  den  völkerrechtlichen  Requisitionen  die  Entschädigungsfrage  noch  spezialge- 
setzlich zu  regeln  ist. 

*)  Im  deutsch-französischen  Krieg  wurden  Gutsscheine  folgenden  Inhalts  ausgestellt: 
«Zahlbar  durch  die  französische  oder  deutsche  Regierung  je  nach  den  zwischen  den  beiden 
Regierungen  zu  treffenden  Vereinbarungen*.  (Bonfils  650.)  Eingelöst  wurden  diese  Bons 
später  durch  Frankreich  und  dabei  war  die  Summenfixierung  im  Bon  massgebend  für 
die  Höhe  der  Entschädigung. 

An  sich  wird  die  Regierung  des  Staates,  in  dessen  Gebiet  Gutsscheine  ausgestellt 
worden  sind,  durch  solche  Bons  nicht  verpflichtet;  das  wäre  ein  Vertrag  zu  Lasten 
Dritter.  Doch  verlangt  nach  Bonfils  S.  650  die  Billigkeit  einen  Ausgleich.  Man  wird 
indes  weitergehen  und  sagen  müssen:  Das  Völkerrecht  selbst  ebnet  für  die  Geltend- 
machung dieser  Forderung  den  Weg  Demgemäss  verpflichtete  sich  in  ihren  Bons  im 
Krieg  1870/71  die  deutsche  Regierung  den  Leistenden  gegenüber  alternativ  zur  eigenen 
Rückzahlung  oder  zur  Herstellung  eines  bindenden  Abkommens,  nach  welchem  die 
französische  Regierung  die  Deckung  übernimmt.  Übrigens  bemerke  ich,  dass  hier  Staats- 
angehörige und  Fremde  insolange  gleich  zu  achten  sind,  als  keine  Reziprozitätserwägungen 
entgegenstehen. 

4)  Vgl.  oben  S.  291.    Ferner  Lueder  IV.  502  und  507 10. 
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II.  Das  Kontributionsrecht. 

§  63. 
Das  materielle  Kontributionsrecht. 

Über  die  Kontributionen  oder  Kriegsschatzungen,  d.  h.  „Zwangs- 
auflagen" in  Geld,  handeln  die  Art.  49—51  des  KGB.,  und  zwar  beschäfti- 
gen sich  die  Art,  49—50  mit  dem  materiellen  Kontributionsrecht  oder  den 
Arten  und  Zwecken  der  Zwangsauflagen. 

Die  Frage,  welche  Arten  von  Zwangsauflagen  zulässig  und  auf 
welche  Zwecke  sie  beschränkt  sind,  stand  im  Vordergrund  des  Streites. 

Die  Brüsseler  Deklaration  hatte  drei  Arten  unterschieden,1)  die  ich 
kurz  Steuer-,  Ersatz-  und  Strafauflagen  nenne. 

Der  Rolinsche  Antrag  übernahm  das  und  stellte  die  Strafauflagen  an 
die  Spitze.2)  Der  Antrag  Beernaert  dagegen  schwieg  sich  über  Art  und  Zweck 
vollständig  aus,  weil  er  glaubte,  dadurch  an  einem  wirklichen  Kontributions- 
recht vorbei  zu  kommen.8) 

In  Wahrheit  wäre  aber  nur  der  Gewalt  Tür  und  Tor  geöffnet 
worden. 

Umgekehrt  vertrat  van  Karnebeek  den  realpolitischen  Standpunkt.*) 
Er  erkannte  ein  Kontributionsrecht,  das  man  nun  doch  einmal  nicht  aus 
der  Welt  schaffen  kann,  ausdrücklich  an,  benutzte  aber  diese  Gelegenheit, 
die  Ersatzkontributionen  zu  streichen.  Er  meinte:  Die  Truppen  müssten 
freilich  leben  und  man  könne  daher  im  Krieg  Naturalleistungen  nicht  ent- 
behren; aber  Geldzahlungen  zu  diesem  Zweck  seien  unangebracht  und 
würden  sicherlich  nicht  ihrem  Zwecke  dienen. 

Karnebeek  wollte  mit  dem  Grundsatz  vollkommen  gebrochen  sehen : 
Der  Krieg  ernährt  den  Krieg.  Er  übersah  aber,  dass  bei  der  von  ihm 
gewünschten  extremen  Durchführung  dieses  Verlangens  auch  keine  Requi- 
sitionen mehr  zulässig  sein  könnten. 

v.  Karnebeek  erkannte  nur  noch  die  Steuer-  und  Strafauflagen  an, 
welch  letztere  sodann  insbesondere  von  Bourgeois  in  gewisse  Schranken 
gewiesen  wurden,  der  im  übrigen  mit  Beernaert  auf  die  Ordnung  der 
Kontributionsförmlichkeiten  den  Schwerpunkt  legte.5) 

Zu  welchem  System  bekennt  sich  nun  das  Kriegsgesetzbuch? 

Die  Artikel  49  —  50  bestimmen  die  Ausdehnung  der  Zwangs- 
auflagen und  erwähnen  dabei  zwei,  genauer  drei  Arten  resp. Zwecke. 

Im  Art.  49  sind  die  Ersatz-  und  die  Steuerkontributionen  zuzammen- 
gekoppelt  und  im  Art.  50  folgen  dann  die  Strafkontributionen. 

1.  Der  Art.  49  erkennt  als  Kontributionszwecke  an:  „Deckung  der 
Bedürfnisse  des  Heeres  oder  der  Verwaltung  dieses  Gebietes'*: 


l)  Vgl.  oben  S.  275. 
8)  Vgl.  oben  S.  277. 
8)  Vgl.  oben  S.  277  f. 
4)  Vgl.  oben  S.  278. 
6)  Vgl.  oben  S.  283  f. 
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„Wenn  der  Besetzende  ausser  den  im  vorstehenden  Artikel  erwähnten  Ab- 
gaben andere  Auflagen  in  Geld  in  dem  besetzten  Gebiet  erhebt,  so  darf  dies  nur 
zur  Deckung  der  Bedürfnisse  des  Heeres  oder  der  Verwaltung  dieses  Gebiets  ge- 
schehen." 

In  formeller  Beziehung  will  ich  folgendes  bemerken :  Die  Bedingungs- 
form sollte  das  Recht  verschleiern;  doch  konnte  das  nicht  gelingen.1) 

In  materieller  Hinsicht  ist  zu  sagen: 

Die  Geldauflagen  dienen  nicht  wie  die  Zwangslieferungen  von  Natu- 
ralien zur  Befriedigung  eines  augenblicklichen  dringenden  Bedürfnisses, 
sondern  das  Kontributionsrecht  steckt  die  Zwecke  weiter  und  vielfältiger  ab. 

Die  Ersatzkontributionen  sind  „gerechtfertigt,  wenn  sie  an  die 
Stelle  von  Naturallieferungen  treten,  welche  zur  Zeit  und  am  Ort  nicht 
aufzubringen  sind/18) 

Der  Vorschlag  von  Odier,  dass  Zwangsauflagen  nur  im  Fall  unbe- 
dingter Notwendigkeit  (en  cas  de  nöcessite  absolue)  gemacht  werden  dürfen, 
war  abgelehnt  worden,8)  wohl  aber  kehren  im  Art.  49  die  zwei  Ver- 
wendungszwecke des  schweizerischen  und  des  Ausschuss- Antrags  wieder: 
„pour  les  besoins   de  Tarm6e  ou  de  Tadministration  de  ce  territoire".4) 

1.  Der  Art.  49  knüpft  an  die  ordentlichen  Steuern  des  Art.  48  an, 
welche  das  Besetzungsheer  forterhebt  und  im  bisherigen  Umfang  zur 
Deckung  der  Verwaltungskosten  zu  benutzen  hat. 

Die  Brüsseler  Deklaration  kannte  überhaupt  nur  Steuerkon- 
tributionen dieser  Art  „comme  äquivalent  pour  les  impöts  (voir  art  5),6) 
also  nur  als  Ersatz  und  Form  der  ordentlichen  Steuer,  die  nicht  eingeht. 

Aber  das  KGB.  gab  den  Steuerkontributionen  eine  viel  weiter  gehende 
Aufgabe  und  stellte  sie  „en  dehors  des  impöts  vis6s  ä  l'article  pr6cedentu. 

Der  Krieg  zeitigt  eben  schwierigere  und  auch  völlig  neue  Verwaltungs- 
bedürfhisse,  welche  in  logischer  Fortbildung  des  Art.  48  am  zw  eck  massigsten 
durch  ausserordentliche  Steuern  befriedigt  werden.  Und  so  dürfen 
nun  nach  Art.  49  auch  ausserordentliche  Steuern  in  Geld  zur  Deckung 
der  gesteigerten  Bedürfnisse  der  Verwaltung  erhoben  werden.6) 

2.  Weiter  dürfen  nach  dem  Art.  49  Zwangsauflagen  auch  zur 
Deckung  der  Bedürfnisse  des  Heeres  gemacht  werden. 

Die  Brüsseler  Deklaration  hatte  mit  ihren  Ersatzkontributionen 
ausdrücklich  an  die  Requisitionen  angeknüpft  und  die  ersteren  als 
„äquivalent,"  oder  Ersatz  für  Naturalleistungen  („prestations  en  nature") 
zugelassen. 

Die  massgebende  Rolle  im  Notfall  spielen  die  Naturalleistungen  selbst 
und  deshalb  stehen  die  Requisitionen  im  Vordergrund. 

Aber  es  kann  das  im  grösseren  Stil  Benötigte  in  einer  besetzten  Ort- 


*)  Vgl.  oben  S.  215. 

*)  Felix  Dahn  mit  Berufung  auf  Jaequemyns  (Bausteine  V.  1.  S.  65). 
")  Vgl.  oben  S.  288  f. 
4)  Vgl.  oben  S.  288. 
6)  Art.  1.  Vgl.  oben  S.  29. 

6)  Generalstabsheft  S.  66 :  „Eine  durch  den  Krieg  bedingte  Erhöhung  (der  Steuer) 
tritt  in  der  Form  der  Kriegsscbatzung  in  Kraft". 
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schaft  fehlen  oder  nur  dem  einen  oder  anderen  gehören.  Hier  soll  man 
Eontributionen  erheben  können,  um  die  zur  bequemen  und  gleichmässig 
wirkenden  Beschaffung  der  Naturalien  und  mithin  zur  Deckung  des  Einkaufs 
erforderlichen  Mittel  zu  gewinnen.1) 

Die  nähere  juristische  Bestimmtheit  gewinnen  daher  diese  Ersatz- 
kontributionen aus  dem  Requisitionsrecht,  in  das  sie  sich  einfügen,  wenn 
es  bei  der  neuen  Fassung  auch  nicht  mehr  ausdrücklich  betont  ist. 

Der  Kampf  gegen  die  Ersatzkontributionen  hatte  also  keinen  Erfolg 
und  die  dagegen  ausgespielten  Gründe  zeigen  uns  in  der  Tat  die  Sache 
nur  von  einer  Seite. 

Die  Ersatzkontributionen  geben  nämlich  insbesondere  die  Möglichkeit 
an  die  Hand,  die  Auflagen  im  Requisitionsbezirk  selbst  und  sogar  auf 
mehrere  oder  grössere  Bezirke  hinaus  ausgleichend  zu  verteilen  und  über 
die  im  Mittelpunkt  der  Kriegsnot  stehenden  Besitzer  und  Orte  hinaus 
die  Bedürfnisse,  welche  durch  Zufuhr  aus  der  Heimat  im  Augenblick 
keine  Deckung  finden  können,  nicht  bloss  wirklich  zu  befriedigen,  sondern 
dabei  auch  die  Lasten  zu  teilen  und  erträglicher  zu  machen. 

Für  einfache  Bereicherungskontributionen  freilich  lässt  das  Recht  keinen 
Raum  mehr. 

II.  Der  Art.  50  setzt  sich  nach  einer  bestimmten  Richtung  mit  den 
Strafkontributionen  auseinander: 

„Keine  Strafe  in  Geld  oder  anderer  Art  darf  über  eine  ganze  Bevölkerung 
wegen  der  Handlung  Einzelner  verhängt  werden,  für  welche  die  Gesamtheit  nicht 
als  verantwortlich  angesehen  werden  kann.* 

Der  Art.  50  beschäftigt  sich  mit  den  Straf  auflagen,  die  nach 
wie  vor  noch  zulässig  sind,  aber  in  Gemässheit  der  französischen  Anregung2) 
rechtlich  beschränkt  wurden. 

Es  handelt  sich  hier  nicht  so  sehr  um  wirkliche  Strafen  im  Rechts- 
sinne,3) als  vielmehr  um  Kriegsrepressalien  gegen  die  Bevölkerung,  zu 
welchen  um  so  öfter  gegriffen  werden  muss,  als  eine  fanatisch  erregte 
Bevölkerung  die  Schranken  des  Kriegsrechts  geflissentlich  als  Luft  behandelt. 
Klage  man  dann  später  nicht  die  Strenge  des  Feindes,  sondern  die  Unge- 
zügeltheit der  sog.  friedlichen  Bevölkerung  an! 

Der  Art.  50  konnte  und  wollte  sich  nicht  die  Aufgabe  setzen,  die 
allerdings  einmal  gelöst  werden  muss,4)  das  ganze  Repressalienrecht  aus- 
zubauen oder  auch  nur  dessen  Grundlinien  zu  zeichnen,  sondern  begnügte 
sich  damit,  den  Kriegsrepressalien  im  Augenblick  vorerst  nur  die  eine 
Rechtsschranke  zu  setzen,  dass  über  eine  ganze  Bevölkerung  wegen  der 


1)  Vgl.  Lueder  IV.  504.    Generalstabsheft  S.  63. 

2)  Vgl.  oben  S.  283. 

8)  S.  286  f.  Die  Brüsseler  Deklaration  hatte  im  Art.  41  „amende".  Man  wollte 
durch  die  Veränderung  in  „peine"  strafrechtliche  Vorstellungen  abwehren;  aber  dann 
hätte  man  auch  „peine"  vermeiden  müssen.  Merignhac  (La  conf.  intern,  de  la  paiz  p.  228) 
meint  mit  Recht,  man  hätte  amende  schon  beibehalten  können  „qoi  avait  im  sens  tres  net, 
tres  bien  compris  dans  le  langage  du  droit  des  gens  et  dans  les  contumes  de  la  guerre". 

4)  Vgl.  oben  S.  152. 
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Handlungen  einzelner  keine  Strafe  in  Geld  oder  anderer  Art1)  verhängt 
werden  darf,  wenn  die  Gesamtheit  nicht  auch  als  verantwortlich  angesehen 
werden  kann.8) 

Gerade  umgekehrt  hatte  eine  deutsche  Proklamation8)  und  mit  ihr 
die  deutsche  Praxis  im  Krieg  1870/1,  damit  nicht  die  Zeit  mit  schwierigen 
Untersuchungen  verloren  und  ein  um  so  heilvollerer  Schrecken  eingejagt 
würde,  für  die  Kriegsverbrechen  einzelner  ohne  weiteres  die  ganze  Ge- 
meinde verantwortlich  gemacht. 

Desgleichen  verfolgten  viele  Kontributionen  damals,  besonders  in  der 
späteren  Zeit,  auch  den  Zweck,  auf  die  Friedensschliessung  einen  Druck 
auszuüben. 

Von  all  dem  weiss  das  geltende  Recht  nichts  mehr. 

In  dieser  Richtung  vollzog  sich  also  im  Haag  eine  Fortbildung  und 
weitere  Humanisierung  des  Rechts. 

Strafkontributionen  sind  übrigens  keine  einfachen  zivilrechtlichen  Ent- 
schädigungsforderungen. Und  man  braucht  sich  also  nicht  zu  wundern, 
wenn  z.  B.  bei  der  ruchlosen  Zerstörung  einer  Brücke,  Eisenbahnstrecke, 
Telegraphenanlage  u.  s.  w.  nicht  einfach  die  Herstellungskosten  den  Mass- 
stab abgeben.  Käme  es  allein  auf  die  Entschädigung  an,  so  würde  die- 
selbe allerdings  auch  nicht  allein  durch  den  blossen  Umfang  des  an- 
gerichteten Materialschadens  bestimmt  werden. 

§  64. 
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Über  die  Kontributionsförmlichkeiten  bestimmt  der  Art.  51: 

„Zwangsauflagen  können  nur  auf  Grund  eines  schriftlichen  Befehls  und  unter 
Verantwortlichkeit  eines  selbständig  kommandierenden  Generals  erhoben  werden. 

Die  Erhebung  soll  so  viel  wie  möglich  unter  Beobachtung  der  für  die  Fest- 
setzung und  Verteilung  der  Steuern  geltenden  Vorschriften  erfolgen. 

Über  jede  Zwangsleistung  erhalten  die  Beitragspflichtigen  eine  Empfangs- 
bescheinigung. 

I.  Die  Erhebung  von  Zwangsauflagen  ist  rechtlich  nur  zulässig  auf 
Grund  eines  schriftlichen  Befehls  eines  selbständig  komman- 
dierenden Generals,  der  für  diesen  Befehl  auch  die  Verantwortung 
übernimmt. 

Die  Schriftlichkeit  des  Befehls  war  im  Antrag  Beernaert  für  die 
Requisitionen  gewünscht  worden,4)  wurde  aber  schliesslich  für  die  Kon- 
tributionen beschlossen. 

Zuständig  für  den  Befehl  ist  hier  nur  ein  selbständig  kommandie- 
render General. 

Khuepach  wollte  schon  den  Platzkommandanten  für  zuständig  erklärt 
sehen.5)     über  den  Begriff  des  „g6n6ral  en  chef"  vgl.  oben  S.  290. 


l)  Der  Art  50  beschäftigt  sich   nicht  bloss  mit  wirklichen  Kontributionen  oder 
Zwangsauflagen  in  Geld,  sondern  mit  Massregelungen  aller  Art. 
■)  Vgl   oben  S.  286  f. 
8)  Vgl.  oben  S.  271. 
4)  Vgl.  oben  S.  278,  286. 
6)  Vgl.  oben  S.  276. 
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Nach  der  Brüsseler  Deklaration  war  auch  noch  die  Zuständigkeit  der 
höheren  Verwaltungsbehörde  begründet.  Das  fiel,  und  ebenso  fiel  die  Be- 
stimmung, die  sich  freilich  von  selbst  verstand,  dass  die  im  Amt  verblie- 
benen Verwaltungsbehörden  ihre  Unterstützung  zu  leisten  haben. 

Unbefugte  Kriegsschatzungen  werden  bestraft.  Vgl.  das  MStGB.  §  129 
Z.  2  und  meine  Ausfuhrungen  dazu  oben  S.  253  ff. 

II.  Die  Erhebung  soll  möglichst  nach  Massgabe  des  materiellen  und 
formellen  Steuerrechts  erfolgen. 

Im  übrigen  ist  die  Steuererhebung  aber  vielfach  in  Wirklichkeit 
ungeeignet  zur  direkten  Deckung  eines  militärischen  Bedürfnisses,  sondern 
dient  öfter  zur  Abtragung  einer  Anleihe,  die  zur  Deckung  jenes  Bedürf- 
nisses gemacht  werden  musste.  Denn  die  gewöhnliche  Steuererhebung 
würde,  wie  auch  das  Generalstabsheft  betont,  infolge  ihrer  Langsamkeit 
den  Forderungendes  Krieges  nicht  immer  entsprechen.  Gewöhnlich  verschaffen 
sich  daher  die  Verwaltungsbehörden  die  geforderten  Geldmittel  durch  An- 
leihe, deren  Rückzahlung  dann  nachher  aus  den  Steuern  erfolgt. 

III.  Für  jede  Zwangsleistung  ist  dem  Beitragspflichtigen  eine  Em  pf  angs- 
bescheinigung  auszustellen. 

Das  ist  eine  völkerrechtliche  Pflicht  der  Kriegsparteien. 

Die  Entschädigung  jedes  einzelnen  Beitragspflichtigen  ist  aber,  wie 
auf  der  Konferenz  auch  mit  Recht  betont  wurde,  keine  völkerrechtliche, 
sondern  eine  staatsrechtliche  Frage. 

Gewiss  kann  der  Geldempfänger  vertragsmässig  die  Begleichung  der  von 
ihm  ausgestellten  Bons  übernehmen  resp.  einen  entsprechenden  Abzug  an 
der  Kriegsentschädigung  zugestehen1).  Ist  dies  aber  nicht  geschehen,  so 
bleibt  alles  weitere  auf  den  Schultern  des  betroffenen  Staates  selbst  liegen. 

Die  Ausgleichungsregulierung  oder  Durchführung  nach  Innen,  also 
die  Ordnung  des  Rechtspflichtenverhältnisses  zwischen  Staat  und  Untertanen 
gehört  ins  innere  Staatsrecht  und  kann  nur  schwer  Gegenstand  einer 
bereits  im  Frieden  vorgesehenen  Gesetzgebung  sein.2) 


x)  Bonfils  S.  644  sagt :  „Die  deutschen  Diplomaten  Hessen  nicht  zu,  dass  der  Be- 
trag der  in  Frankreich  erhobenen  Kriegskontributionen  (39  Millionen)  von  den  fünf 
Milliarden,  die  Frankreich  auf  Grund  des  Friedensvertrags  von  1871  zu  zahlen  hatte, 
abgezogen  würde". 

a)  Vgl.  die  Ausführungen  von  Karnebeek  oben  S.  291.  Für  Frankreich  erging 
für  den  Krieg  von  1870/1  das  Ges.  v.  6.  Sptbr.  1871  (vgl.  Bonfils  S.  643). 
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Viertes  Kapitel. 
Die  Verfügungsgewalt  über  das  öffentliche  Vermögen. 

Erster  Titel. 
Die  Verfügungsgewalt  Ober  das  bewegliche  öffentliche  Vermögen. 

§  65. 
Die  ersten  Verhandlungen. 

Was  wird  aus  dem  Staatsgut  und  dem  sonstigen  öffentlichen 
Vermögen,  das  im  besetzten  Gebiet  —  besetztes  Gebiet  ist  hier  im  weiteren 
Sirm  zu  verstehen1)  —  in  die  Hand  des  Feindes  fällt? 

Der  Art.  53  und  54  des  KG6.  gibt  die  Antwort  für  das  beweg- 
liche öffentliche  Vermögen.2) 

Der  Artikel  53  geht  auf  den  Art.  6  der  Brüsseler  Deklaration  zurück, 
der  hier  noch  einmal  abgedruckt  werden  soll: 

L'armee  qui  occupe  un  territoire  ne  pourra  saisir  que  le  numeraire,  les 
fonds  et  les  valeurs  exigibles  appartenant  en  propre  ä  l'Etat,  les  depöts  d'armes, 
moyens  de  transport,  magasins  et  approvisionnements  et,  en  general,  toute  propriete 
mobiliere  de  l'Etat  de  nature  ä  servir  aux  Operations  de  la  guerre. 

Le  materiel  des  chemins  de  fer,  les  telegraphes  de  terre,  les  bateaux  ä 
vapeur  et  autres  navires,  en  dehors  des  cas  regis  par  la  loi  maritime  de  meme 
que  les  depöts  d'armes  et,  en  general,  toute  espece  de  munitions  de  guerre, 
quoique  appartenant  ä  des  societes  ou  ä  des  personnes  privees,  sont  egalement  des 
moyens  de  nature  k  servir  aux  Operations  de  la  guerre  et  qui  peuvent  ne  pas  etre 
laisses  par  l'armee  d'occupation  &  la  disposition  de  l'ennemi.  Le  materiel  des 
chemins  de  fers,  les  telegraphes  de  terre,  de  meine  que  les  bateaux  ä  vapeur  et 
autres  navires  susmentionnes  seront,  restitues  et  les  indemnites  reglees  ä  ta  paix. 

Wie  der  belgische  erste  Vertreter  gleich  am  Anfang  der  Ver- 
handlung in  der  10.  Sitzung  der  Unterkommission  am  17.  Juni 
bemerkte,  war  in  diesen  beiden  Absätzen  von  ganz  verschiedenen  Dingen 
die  Rede  und  daher  getrennte  Behandlung  am  Platz.8) 

I.  Der  erste  Absatz  behandelte  das  Recht  des  Besetzenden  auf  das 
bewegliche  Staatsgut,  das  geeignet  erscheint,  dem  Kriegszweck 
zu  dienen. 

Rolin  hatte  hier  von  seinem  Landsmann  Beernaert  im  Hinblick 
auf  dessen  frühere  Ausführungen4)  Widerspruch  erwartet,  dem  er  im 
voraus  durch  eine  Neufassung  des  Art.  6  begegnen  wollte.  Bei  dieser 
war  der  Inhalt  des  Abs.  1  einfach  unterdrückt  und  zum  Teil  in  den  fol- 
genden Absatz  eingearbeitet  worden.  Der  Abs.  2  mit  seinen  zusammen- 
geschweissten    Bestimmungen   über   Verkehrs-  und  Kriegsmittel  gab  den 


*)  Vgl.  oben  S.  221  ff. 

*)  Der  Rolin'sche  Kommissionsbericht  sagt  vom  Art.  53 :  ,11  concerne  la  main-mise 
de  l'occupant  sur  les  biens  mobiliers  de  l'Etat  ennemi  et,  par  extension,  sur  tous  moyens 
de  guerre  et  notammeut  sur  le  materiel  des  chemins  de  fer."    (III.  46). 

8)  III.  146. 

4)  Vgl.  oben  S.  207  ff. 
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einzigen  Inhalt  ab,  wobei  an  Stelle  der  Aneignung  gegenüber  den  Privaten 
überall  nur  die  Sequestration  trat.1) 

Als  aber  Beernaert  von  dieser  Streichung  des  Abs.  1  gar  nichts 
wissen  wollte  und  es  auch  Renault  für  nötig  hielt,  hier  Staats-  und  Privat- 
eigentum zu  unterscheiden,  zog  Rolin  seinen  Antrag,  soweit  er  auf  Auf- 
hebung des  Abs.  1  gerichtet  war,  zurück,  worauf  der  Abs.  1  einstimmig 
angenommen  wurde.2) 

II.  Grosse  Schwierigkeiten  machte  aber  der  Abs.  2,8)  der  auch  Ver- 
mögen, das  nicht  Staatsgut  ist,  aber  öffentlichen  Zwecken  dient,  und  inso- 
fern öffentliches  Vermögen  ist,  der  Wegnahme  unterwarf. 

Hiernach  wurde  mit  der  Wegnahme  bedroht:  das  Eisenbahnmaterial, 
die  Land-Telegraphen  und  Schiffe,  sowie  die  Waffenniederlagen  und  Kriegs- 
munitionen, selbst  für  den  Fall,  dass  Gesellschaften  oder  Privatpersonen 
Eigentümer  sind.  Massgebend  war  hierbei,  dass  die  genannten  Gegen- 
stände Eriegsdiensteigenschaft  haben. 

Man  wollte  es  dem  Sieger  nicht  zumuten,  diese  allerdings  privaten 
Verkehrs-  und  Kriegsmittel  in  den  Händen  des  Gegners  zu  lassen.  Dabei 
war  für  das  Eisenbahnmaterial,  die  Land-Telegraphen,  die  Dampfschiffe 
und  die  anderen  Fahrzeuge  Restitution  und  Entschädigung  beim  Friedens- 
schluss  vorgesehen,  während  die  privaten  Waffenniederlagen  und  Munitionen 
dauernd  und  entschädigungslos  verloren  blieben. 

Beernaert  eröffnete  die  Debatte,  indem  er  dem  Abs.  2  vorwarf,  er 
breche  mit  dem  Plünderungsverbot  und  dem  Prinzip  des  Privateigentums- 
Schutzes.  Die  militärische  Notwendigkeit  könne  hier  nur  die  Wegnahme 
und  Zwangsverwaltung,  aber  nicht  die  Aneignung  rechtfertigen.  Er  dürfe 
dem  Abs.  2  umsoweniger  zustimmen,  als  in  Belgien  das  Eigentum,  ab- 
gesehen von  der  Zwangsenteignung,  unter  dem  Schutz  der  Verfassung 
stehe.  Deshalb  sei  er  hier  für  den  Antrag  Rolin,  welcher  den  Seque- 
strationsstandpunkt vertrete. 

Ausnahmen  von  der  Unverletzlichkeit  des  Eigentums,  so  meinte  er, 
könne  man  in  einem  internationalen  Abkommen  unmöglich  zulassen.4) 

Rolin,  der  im  Geiste  den  Beernaertschen  Ausführungen  schon  vor- 
gebaut hatte,  betonte  hier  übrigens  noch  einmal,  dass  das  Sequestrations- 
recht nicht  von  der  wirklich  durchgeführten  Besetzung  abhängig  sei, 
sondern  jedem  vordringenden  Feind  zustehe.6) 


*)  Der  Antra«  Rolin  lautete  (III.  145f.  165) : 

„Si  Varme'e  qui  envahit  ou  qui  occupe  un  territoire  procede  ä  la  saisie 
d'objets  mobiliers  de  nature  ä  servir  aux  Operations  de  la  guerre,  tels  que  materiel 
des  chemins  de  fer  ou  des  UUgraphes,  bateaux  ä  vapeur  et  autres  navires  (en 
dehors  des  cos  regis  par  la  loi  maritime)  armes  et  munitions  de  guerre,  cette 
saisie  n'aura  jamais  que  le  caractere  d'un  siquestre  en  ce  qui  concerne  ceux  de 
ces  öbjets  appartenant  ä  des  socie'tes  ou  ä  des  personnes  privees. 

Specialem  ent  le  materiel  des  chemins  de  fer  provenant  d? Etats  neutres, 
qu'il  appartienne  ä  ces  Etats  ou  ä  des  societes  ou  personnes  privies,  leur  sera 
renvoye  aussitöt  que  possible  sans  pouvoir  etre  utüise  pour  les  Operations 
militaires". 

2)  III.  146,  46  f. 

3)  Vgl.  die  kurze  Übersicht  im  Rolinschen  Kommissionsbericht  III.  47. 

4)  HI.  164,  47. 
6)  a.  a.  0. 
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Der  deutsche  Oberst  Gross  v.  Schwarz  ho  ff  fragte:  Was  bedeutet 
diese  Sequestration?  Schliesst  sie  ein  Gebrauchsrecht  ein?  Als  er  keine 
Antwort  erhielt,  stellte  er  den  Antrag,  der  dann  auch  angenommen  wurde, 
man  möge  es  dem  Redaktionsausschuss  überlassen,  hier  eine  befriedigende 
Fassung  zu  ßnden.1) 

Es  bestanden  aber  noch  weitere  Wünsche,  die  dann  auch  in  An- 
trägen ihren  Niederschlag  fanden. 

1 .  Der  erste  Wunsch  betraf  die  Frage  des  Kabelschutzes.  Der 
dänische  erste  Vertreter  v.  Bille  stellte  den  Antrag,  hinter  „les  tel£- 
graphes  de  guerre"  (sollte  heissen:  terre)  die  Worte  zu  setzen: 

„y  compris  les  fils  d'atterrissage  eiablis  dans  les  limites  du  territoire 
maritime  de  lEtatV) 

Hiernach  sollten  also  die  Kabel  im  räumlichen  Umfang  der 
Gebietshoheit,  oder  die  „Verbindungskabel  im  Bereich  des  Küsten- 
meeres"8) den  Landtelegraphen  gleichgestellt  werden. 

Der  Antragsteller  führte  folgendes  aus: 

Dänemark  habe  diesen  Antrag  schon  1874  gestellt,  indem  es  dabei  auf 
die  steigende  Bedeutung  der  unterseeischen  Kabel  und  die  Notwendigkeit  ihres 
Schutzes  hingewiesen  habe.  Es  sei  dann  auch  damals  eine  Resolution  zu  Protokoll 
genommen  worden,  dass  sich  die  Regierungen  mit  dieser  Frage  beschäftigen 
sollten.  Dänemark  habe  sich  gesagt,  ob  man  nicht  die  jetzige  Gelegenheit  er- 
greifen solle,  die  Kabelfrage  da  wieder  aufnehmen,  wo  sie  die  Brüsseler  Konferenz 
liegen  gelassen  habe.  Aber  das  russische  Rundschreiben  enthalte  in  dieser  Rich- 
tung nichts  und  so  werde  vielleicht  die  Unzuständigkeit  der  Konferenz  geltend 
gemacht.  Man  könne  ja  wohl  auch  sagen,  dass  die  unterseeischen  Kabel  in  das  Gebiet 
des  Seerechts  gehören  und  deshalb  aus  dem  Projekt  der  Brüsseler  Deklaration 
ausscheiden  müssen.  Weiter  biete  diese  Frage  besondere  Schwierigkeiten,  deren 
Lösung  langwierige  Verhandlungen  der  Bevollmächtigten  mit  ihren  Regierungen 
erfordern  würden. 

Das  seien  die  Gründe,  weshalb  sich  sein  Antrag  nicht  mit  den  unterseeischen 
Kabeln  im  ganzen  Umfang  beschäftige,  sondern  auf  die  Landungskabel  beschränke, 
insoweit  sie  in  den  Territorialgewässern,  d.  h.  3  Seemeilen  von  der  Küste  liegen. 
In  dieser  Ausdehnung  verlange  sein  Antrag  Gleichbehandlung  mit  den  Landtele- 
graphen. Das  fülle  eine  Lücke  aus,  ohne  dass  man  dabei  die  ganze  Kabelfrage 
aufzurollen  brauche.  Billigerweise  sollten  doch  die  unterseeischen  Kabel,  welche 
eine  Kriegspartei  mit  anderen  Ländern  verbinden,  aus  demselben  Grund  inter- 
nationalen Schutz  geniessen,  wie  die  Landtelegraphen  im  Innern  und  es  sollte 
neutrales  Eigentum  wenigstens  dieselben  Vorrechte  geniessen,  wie  feindliches 
Privatgut.  Die  Konferenz  möge  daher  den  unterseeischen  Kabeln,  welche  von  so 
grosser  Bedeutung  seien,  nicht  den  Schutz  gegen  den  Gewaltsmissbrauch  im  Krieg  ver- 
sagen, von  dem  der  Präsident  früher 4)  so  treffend  gesprochen  habe.  Man  möge  nur  zu 
Protokoll  feststellen,  dass  die  Kabelfrage  damit  nicht  gelöst  werden  wolle  und 
dass,  falls  sich  die  jetzige  Konferenz  für  unzuständig  erkläre,  eine  spätere  besser 
vorbereitete  Konferenz  mit  dieser  Frage  sich  beschäftigen  möge.6) 

Der  englische  General  Ardagh  sprach  sich  für  den  dänischen  An- 
trag unter  der  Bedingung  aus,  dass  man  hier  die  Definition  des  Terri- 
torialmeeres fallen  lasse.6) 

Bille  widersprach  dem  aber.  Die  Ausdehnung  des  Schutzes  bleibe 
auf  diese    Weise    für   die    unterseeische   Leitung   unbestimmt.    Er    wolle 


v)  III.  U6. 

8)  III.  147. 

8)  Zorn,  Im  neuen  Reich  S.  355. 

*)  Vgl.  oben  S.  210. 

5)  III.  147. 

6)  III.  149. 
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keineswegs  die  Grenzfrage  für  das  Territorialmeer  aufwerfen.  Nehme 
man  aber  für  seinen  rein  praktischen  Vorschlag  eine  Grenze  von  3  See* 
meilen  an,  so  befinde  man  sich  damit  im  Einklang  mit  den  Ansichten  ge- 
wisser Regierungen.  Es  bestehe  zwar  die  Idee,  die  Grenze  hinauszurücken, 
aber  weniger  wie  3  Seemeilen  sei,  so  viel  er  wisse,  von  keiner  Seite  ge- 
wünscht worden.1)    Das  war  richtig. 

A  r  d  a  g  h  bestimmte  jetzt  seine  Ansicht  näher  dahin,  man  beeinträchtige 
die  Frage  des  Kabelschutzes,  wenn  man  von  einer  ziffermässigen  Grenze  aus- 
gehe. Für  die  Arbeiten  der  Unterkommission  genüge  es,  sich  überhaupt 
mit  der  Kabelfrage  zu  beschäftigen.2) 

Beldiman  regte  an,  auch  diese  Frage  dem  Redaktionsausschuss  zu 
überweisen,  in  den  dann  noch  Bille  eintreten  möge.8) 

Als  der  russische  Oberst  Gilinsky  aber  meinte,  bei  der  Behand- 
lung des  dänischen  Antrags  im  Redaktionsausschuss  solle  man  auch 
einen  Marinebevollmächtigten  zuziehen,  erwiderte  Renault,  die  An- 
regung Gilinsky  habe  doch  wohl  darin  ihren  Grund,  dass  sich  der  Antrag 
Bille  von  der  Brüsseler  Deklaration  entferne.  Von  der  Abgrenzung 
der  Territorialhoheit  müsse  man  aber  abstehen.  Die  Unterkoramission  sei 
hier  nicht  zuständig  und  die  Stellungnahme  zum  Antrag  Bille  erfordere 
kein  Eingehen  auf  die  angeschnittene  Grenzfrage. 

Das  bestätigte  Bille:  es  handle  sich  nur  darum,  den  Laudtelegraphen 
die  Kabel  gleichzustellen.  Diese  Kabel  seien  kostspielig  und  schwer  zu 
legen  und  deshalb  habe  der  Eigentümer  zum  mindesten  einen  Entschädi- 
gungsanspruch. Das  sei  keine  Marinefrage.  Der  Schutz  habe  seinen 
Rechtfertigungsgrund  in  der  Anlage  auf  dem  Festland.  Im  Übrigen  möge 
man  nur  den  Antrag  an  den  Redaktionsausschuss  geben. 

Das  sagte  der  Präsident  zu,  mit  dem  Beifügen,  der  Redaktionsaus- 
schuss müsse  an  erster  Stelle  die  Frage  seiner  Zuständigkeit  entscheiden.*) 

2.  Eine  zweite  Ausstellung  wurde  von  dem  österreichischen  Be- 
vollmächtigten Lammasch  in  der  Richtung  gemacht,  dass  bei  der  Auf- 
zählung der  rückgabepflichtigen  Verkehrsmittel  die  Fernspreehanlagen 
fehlen.  Er  bat,  dass  diese  Bemerkung  im  Redaktionsausschuss  gewürdigt 
werde.5) 

3.  Der  dritte  Wunsch  hing  sich  an  der  Eisenbahnfrage  ein.6) 

Die  Eisenbahnen  sind  mehr  noch  wie  Post  und  Telegraphen  beachtens- 
werte Unterstützungsmittel  für  die  Kriegsführung  und  ihre  militärische 
Bedeutung  ist  in  allen  Kriegen  der  Neuzeit  glänzend  erwiesen  worden. 
Es  ist  daher  nur  zu  natürlich,  dass  das  erste  Bemühen  des  eingedrungenen 
Feindes  darauf  geht,  sich  die  Eisenbahnen  und  ihr  Material  zu  sichern. 

»)  III.  149. 

8)  a.  a.  0. 

8)  a.  a.  0. 

4)  a.  a.  0. 

*)  III.  148  f. 

6)  III.  146.  Vgl.  über  die  Eisenbahnfrage  im  Krieg  Budde,  die  französischen 
Eisenbahnen  im  Kriege  1870/71  und  ihre  seitherige  Entwickelang  in  militärischer  Hin- 
sicht 1877;  die  französischen  Eisenbahnen  im  deutschen  Kriegsbetrieb  1870/71,  1903. 
Bonfils-Grah  Lehrb.  des  VR.  S.  626  ff. 
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Die  völkerrechtliche  Seite  der  Eisenbahnfrage  wurde  durch  das  Ver- 
halten der  Deutschen  im  Krieg  1870/71  aufgerollt,  welche  von  den  Eisen- 
bahnen im  Besetzungsgebiet  Besitz  ergriffen  und  sie  verwalteten.  Aber  auch 
Bonffls  ist  60  gerecht  anzuerkennen:  „Die  Rechtmässigkeit  der  Beschlag- 
nahme entzieht  sich  daher  auch  der  Erörterung,  denn  sie  wird  durch  die 
Kriegsnotwendigkeit  geboten."  *) 

Aber  die  Folgen  dieser  Beschlagnahme  haben  eine  verschiedene 
innere  Berechtigung,  je  nachdem  der  Staat  oder  Private  (Gesellschaften) 
Eigentümer  der  Eisenbahnen  sind  und  neutrales  Material  mitläuft.  Weiter 
ist  die  Frage :  wie  wirkt  die  Beschlagnahme  auf  die  Verwaltung  und  Ein- 
nahmen der  Eisenbahnen  während  des  Krieges?  wie  ist  die  Rechtslage 
beim  Friedensschluss? 

Die  Stellungnahme  der  Brüsseler  Konferenz  zur  Eisenbahnfrage  ergibt 
sich  aus  dem  Art.  6  der  Deklaration.2) 

a)  Das  erste  Bedenken  im  Haag  knüpfte  teilweise  noch  einmal  am 
1.  Absatz  an  und  sah  im  beschränkten  Umfang,  nämlich  für  das  Eisen- 
bahnmaterial, auch  wenn  der  Staat  selbst  Eigentümer  ist,  Rück- 
gabe vor.  In  diesem  Sinn  stellte  der  Schweizer  0  d  i  e  r  den  Antrag,  im 
Art.  6  folgenden  Absatz  3  folgen  zu  lassen: 

„Le  matöriel  des  chemins  de  fer,  appartenant  ä  l'Etat,  sera  ögalement 
restituö  ä  la  conclosion  de  la  paix.* 

Der  Antragsteller  erklärte,  es  sei  von  der  grössten  Wichtigkeit,  das 
rückgabepflichtige  Material  möglichst  bestimmt  im  völkerrechtlichen  Ab- 
kommen zu  bezeichnen.  Nach  einem  unglücklichen  Krieg  erweise  sich  nun 
aber  gerade  die  Wegnahme  des  Eisenbahnmaterials  als  eine  ungeheure 
Störung  des  Handels  und  Behinderung  der  Zufuhr.6) 

b)  Ein  anderes  Bedenken  brachte  der  belgische  erste  Vertreter  Beer- 
naert  durch  die  Erneuerung  des  Antrags  Rolin  (S.  306  *,  Abs.  2)  zum 
Ausdruck,  dem  Art.  6  folgenden  Schlussabsatz  anzureihen : 

.Le  matöriel  de  chemins  de  fer  provenant  d'Etats  neutres,  qu'il  ap- 
partienne  ä  ces  Etats,  ou  ä  des  soctetös,  leur  sera  renvoyö  aussitöt  que  possible, 
sans  pouvoir  elre  ntilisö  pour  les  Operations  militaires."  *) 

Der  Antragsteller  führte  aus,  man  müsse  das  aus  neutralen  Staaten 
stammende  rollende  Eisenbahnmaterial  anders  behandeln,  als  feindliches. 
Das  sei  nicht  bloss  Privat-,  sondern  Fremdengut,  das  selbst  von  seinem 
Eigentümer  ohne  Neutralitätsverletzung  nicht  in  den  Kriegsdienst  gestellt 
werden  könnte.  Eine  Kriegspartei  könne  derartiges  Material  weder  weg- 
nehmen noch  benützen.  Das  Verkehrsmaterial  habe  unbestreitbar  im 
Krieg  eine  grosse  Bedeutung  und  könne  nicht  in  einer  der  Neutralität  zu- 
widerlaufenden Weise  benützt  werden.6) 

Der  luxemburgische  Ministerpräsident  E y s c h e n  unterstützte  diese 
Ausfuhrungen  durch  folgende  praktische  Erwägungen: 


x)  a.  a.  0.  626. 

2)  Vgl.  oben  S.  305  ff. 

8)  III.  146  f. 

*)  III.  147 

öj  III.  147  f. 
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In  den  letzten  Kriegen  hat  man  sich  manchmal  am  neutralen  Eisenbahn- 
material vergriffen  und  sich  mit  der  spateren  Rückgabe  begnügt  Die  Wirkung 
des  belgischen  Antrags  würde  sich  hauptsächlich  in  den  Beziehungen  der  Grenz- 
bahnen und  rücksichtlich  der  grossen  internationalen  Züge  bemerklich  machen. 

Es  bestehen  oft  höchst  wichtige  Beziehungen  zwischen  Industriebezirkeo 
in  angrenzenden  Ländern,  wenn  z.  B.  hier  Kohlen,  dort  Mineralien  gewonnen 
werden.  Es  handelt  sich  dabei  um  einen  Verkehr  von  mehreren  Tausend 
Wagons  die  Woche.  Eine  gewisse  Landstrecke  ist  auch  oft  an  einen  Hafen  auf 
neutralem  Gebiet  gewiesen,  sodass  viel  Material  unterwegs  ist.  Alle  diese  fried- 
lichen und  fruchtbringenden  Beziehungen  muss  man  im  Krieg  aufrecht  erhalten. 
Ihre  Störung  wirkt  nicht  bloss  auf  das  in  der  Industrie  arbeitende  Kapital  und  den 
Handel,  sondern  auch  auf  die  Arbeit  zurück,  indem  zahlreiche  Arbeiter  diesseits 
und  jenseits  der  Grenze  feiern  müssten.  Über  das  grosse  Interesse,  welches  man 
an  den  internationalen  Eisenbahnzügen  hat,  welche  die  Beziehungen  zwischen  den 
Staaten  des  Festlandes  unterhalten,  braucht  man  kein  weiteres  Wort  zu  verlieren. 
Sie  sind  das  Ergebnis  der  volkswirtschaftlichen  Einheit  der  Staaten.  Weiterhin 
steht  mit  der  Neutralität  des  rollenden  Materials  das  wohlverstandene  Interesse  der 
Kriegspartei  nicht  im  Widerspruch.  Denn  verweigert  man  den  Neutralen  jeden 
Schutz  bezüglich  der  Rückgewährung  des  Materials,  so  kann  die  Kriegspartei  vom 
Tag  der  Kriegserklärung  ruhig  behalten,  was  sie  besitzt  Von  diesem  Tage  an 
würden  dann  die  Beziehungen  zwischen  dem  kriegführenden  und  dem  neutralen 
Staat  aufhören ;  Handel,  Industrie  und  Arbeit  in  den  beiden  Staaten  würden  schwer 
getroffen  sein.  Durch  die  Klagen  der  eigenen  Angehörigen  gedrängt,  müsste  der 
kriegführende  Staat  in  den  Industrie-  und  Handelscentren  einen  grossen  Teil  des  eige- 
nen Materials  lassen,  welches  für  den  Fall  der  Not  zur  Verfügung  stehen  würde.1) 

Der  deutsche  Oberst  Gross  v.  Schwarzhoff  meinte  indes,  die 
aufgeworfene  Frage  gehöre  in  das  Gebiet  der  Neutralitätsrechte  und 
-Pflichten ;  im  Augenblick  handle  es  sich  lediglich  um  die  rechtliche  Stellung 
des  Besetzungsheeres.  Die  Frage  berge  auch  grosse  Schwierigkeiten,  deren 
Folgen  im  Augenblick  nicht  gewürdigt  werden  könnten.  Man  möge  sie 
daher  einer  späteren  Konferenz,  von  welcher  ja  schon  die  Rede  gewesen 
sei,  vorbehalten.2) 

Nachdem  man  sich  dafür  entschieden  hatte,  alle  diese  Anregungen 
an  den  Redaktionsausschuss  zu  überweisen,  bat  der  Präsident  die  Bevoll- 
mächtigten, zur  Beschleunigung  der  Arbeiten  dorthin  auch  ihre  etwa  be- 
absichtigten Anträge  zu  den  Artikeln  7  und  8  gelangen  zu  lassen.8) 

Der  Redaktionsausschuss  war  aber,  wie  später  der  Kommissionsbericht4) 
ausführte,  der  Ansicht,  dass  man  mit  dem  Bestreben  nach  grösserer  Be- 
stimmtheit unmöglich  zu  einem  Einvernehmen  gelangen  werde.  Es  handle 
sich  augenblicklich  mehr  um  die  Erhaltung  als  um  die  Schaffung  eines 
Textes.  Aber  nichtsdestoweniger  kam  man,  wie  wir  alsbald  sehen  werden, 
zu  neuen  Fassungen. 

§  66. 
Die  letzten  Verhandlungen. 

I.  In  der  nächsten  (11.)  Sitzung  der  Unterkommission  am  20.  Juni  1899 
lagen  die  unter  dem  Vorsitz  von  Martens  und  unter  der  Mitwirkimg  von 
Bille  und  Odier  einstimmig  zustande  gekommenen  Beschlüsse  des  Redak- 
tionsaus Schusses  zu  Art.  6  Abs.  2  sowie  Art.  7  und  8  vor. 


*)  III.  148. 

*)  III.  148.  Vgl  weiter  unten  §  73. 

8)  III.  149,  47. 

*)  III.  47. 
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1.  Darnach  war  für  Abs.  2  des  Art.  6  folgende  Fassung  beantragt:1) 

„Le  materiel  des  cbemins  de  fer,  les  telegraphes  de  terre  y  compris  les 
cables  d'atterrissage,  les  telephones,  les  bateaux  ä  vapeur  et  autres  na  vires,  en 
dehors  des  cas  regis  par  la  loi  maritime,  de  meme  que  les  depöts  d'armes  et,  en 
general,  toute  espece  de  munitions  de  guerre,  quoique  appartenant  ä  des  societes 
ou  k  des  personnes  privees,  sont  egalement  des  moyens  de  nature  ä  servir  aux 
Operations  de  la  guerre  et  qui  peuvent  ne  pas  6tre  laisses  par  l'armee  d'occupation 
ä  la  disposition  de  l'ennemi.  Le  materiel  des  chemins  de  fer,  les  telegraphes  de 
terre  y  compris  les  cables  d'atterrissage  et  les  telephones,  de  meme  que  les  bateaux 
ä  vapeur  et  autres  navires  susmentionnes  seront  restitues  et  les  indemnites  reglees 
ä  la  paix" 

Der  Antrag  Lammasch,  betr.  die  Fernsprechanlagen,2)  und  der  Antrag 
Bille,  betr.  die  Kabel,  waren  berücksichtigt  worden.  Bei  der  Einstellung 
der  Kabel  hatte  man  sich  jeder  Anspielung  auf  die  Streitfrage  der  Gebiets- 
hoheit enthalten.8) 

Man  wollte  die  schwierige  Frage  nach  der  Natur  und  Ausdehnung 
des  Rechts  der  Uferstaaten  über  das  angrenzende  Meer  nicht  so  nebenher 
entscheiden.4) 

Der  Antrag  Odier  (Abs.  3),  welcher  die  Rückgabe  auch  des  staatlichen 
Bahnmaterials  zur  Pflicht  machen  wollte,  war  mit  der  Begründung  ab- 
gelehnt worden,  dass  das  Gewünschte  in  den  Friedensschluss  gehöre.6) 

Im  Abs.  2  des  Art.  6  beschränkte  man  sich  an  erster  Stelle  auf 
die  Bestimmung,  dass  die  dort  genannten  öffentlichen  Einrichtungen  mit 
Kriegsdiensteigenschaft,  ebenso  wie  Waffen-  und  Munitionsdepots  nicht  in 
der  Verfügungsgewalt  des  Feindes  gelassen  zu  werden  brauchen.  Die 
Rückgabe-  resp.  Ersatzpflicht  wurde  aber  wie  in  der  Brüsseler  Deklaration 
lediglich  für  die  genannten  Verkehrseinrichtungen  ausgesprochen. 

Im  übrigen  verzichtete  der  Redaktionsausschuss  darauf,  die  Pflicht 
der  Empfangsbescheinigung,  wie  sie  im  Requisitionsrecht  besteht,  formell 
festzulegen.  Er  war  aber  der  Ansicht,  dass  auch  hier  irgend  eine  Fest- 
stellung erfolgen  sollte,  damit  der  Eigentümer  später  den  Beweis  für  seine 
Entschädigungsforderung  in  Händen  habe.6) 

Weiter  war  in  Gemässheit  der  Anregung  von  Beernaert  und  Eyschen 
bezüglich  des  neutralen  Eisenbahnmaterials  folgender  neue  Artikel  ein- 
gestellt worden:7) 

„Le  materiel  de  chemins  de  fer  provenant  d'Etats  neutres,  qu'il  appartienne 
ä  ces  Etats  ou  ä  des  societes  ou  personnes  privees,  leur  sera  renvoye  aussitöt  que 
possible." 

Zum  Schutz  des  rollenden  Eisenbahnmaterials  der  Neutralen 
hatte  also  der  Redaktionsausschuss  dem  Antrag  Beernaert-Eyschen  ent- 
sprechend besondere  Bestimmungen  getroffen. 


*)  III.  150.    Das  Sitzungsprotokoll  des  Redaktionsauschusses  III.  168.  Kommissions- 
bericht über  die  Sitzung  des  Redaktionsausschusses  vgl.  III.  47. 
*)  Vgl.  III.  168,  47. 
8)  III.  168,  47. 
4)  III.  47. 
8)  III.  169,  47. 
8)  III.  169. 
*)  Kommissionsbericht  III.  47. 
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Aber  die  Fassung  der  Antragsteller,  soweit  sie  das  Verbot  enthielt, 
das  neutrale  Eisenbahnmaterial  überhaupt  zu  Kriegszwecken  zu  gebrauchen, 
war  abgelehnt  worden.  Man  hielt  es  für  ausreichend,  wenn  nur  der 
Grundsatz  baldiger  Rückgabe  festgelegt  und  klar  werde,  dass  man  von 
dem  neutralen  Eisenbahnmaterial  nicht  einfach  wie  vom  feindlichen  Gut 
Besitz  ergreifen  dürfe.1) 

2.  Die  Sitzung  der  Unterkommission  am  20.  Juni  verlief  jetzt  glatt. 

Der  belgische  Bevollmächtigte  Descamps  konnte  nur  die  Änderung 
des  Antrags  Rolin-Beernaert-Eyschen  nicht  billigen. 

Es  handle  sich  hier  in  Wirklichkeit  gar  nicht  um  die  Beziehungen 
der  Kriegsparteien,  sondern  um  die  Beziehungen  zwischen  Kriegsparteien 
und  Neutralen;  hier  würde  die  unbestimmt  gehaltene  neue  Fassung  eher 
Schwierigkeiten  herbeiführen  als  beseitigen.  Die  militärische  Notwendig- 
keit könne  niemals  den  Massstab  für  die  Beziehungen  zwischen  Kriegs- 
parteien und  Neutralen  abgeben.  Es  vertrage  sich  weder  mit  der  Gerech- 
tigkeit noch  mit  der  Ehre,  den  Feind  durch  das  Herz  des  Freundes  treffen 
zu  wollen.  Das  seien  seine  Bedenken  zu  den  Ausführungen  des  Bericht- 
erstatters über  den  Art.  6.  Die  Kriegsparteien  könnten  sich  der  Hilfsquellen 
neutraler  Staaten  zu  den  Zwecken  des  Krieges  überhaupt  nicht  bedienen.8) 

Diese  Rede  konnte  es  indes  nicht  mehr  hindern,  dass  der  Art.  6  und 
der  neue  von  Beernaert  angeregte  Artikel  in  der  von  dem  Redaktions- 
ausschuss  vorgeschlagenen  Form  einstimmig  angenommen  wurde.8) 

II.  In  der  zweiten  Lesung  der  Unterkommission  am  1.  Juli 
wurde  im  zweiten  Absatz  des  jetzigen  Art.  53  (früher  6)  „quoique"  ver- 
ändert in  „meme". 

Bei  dieser  Gelegenheit  führte  infolge  eines  Meinungsaustausches  von 
Motono,  Veljkovitch  und  Ardagh  der  Berichterstatter  R  o  1  i  n  folgendes  aus : 
In  den  Fällen  des  Art.  53  Abs.  2  gewinnen  die  Kriegsparteien  an  den  Ver- 
mögensstücken der  Privaten  kein  Eigentum.  Es  handelt  sich  hier  ledig- 
lich um  eine  Besitzergreifung,  welche  zur  Rückerstattung,  eventuell  zur 
Schadensersatzleistung  verpflichtet.  Nur  diese  Schadensersatzleistung  bleibt 
bis  zum  Friedensschluss  in  Schwebe.4) 

Unmittelbar  vorher  war  noch  einmal  festgestellt  worden,  dass  für 
den  ganzen  Art.  53  nicht  der  technische  Occupationsbegriff  zugrunde  gelegt 
sei,  sondern  dass  dieser  Artikel  in  gleicher  Weise  für  den  envahisseur  gelte.6) 

III.  In  der  Kommission6)  erfolgte  keine  weitere  Bemerkung.  Das- 
selbe gilt  für  die  Plenarsitzung  am  5.  Juli.7) 

Aber  in  der  Plenarsitzung  am  25.  Juli,  in  welcher  das  Friedens- 
abkommen auf  der  Tagesordnung  stand,   kam  der  englische  erste  Bevoll- 


l)  III.  47. 

%)  III.  150.    Der  Präsident  hielt  diese  Erklärung  zur  Aufnahme  ins  Protokoll  für 
würdig  und  geeignet,  (a.  a.  0.) 
8)  III.  151. 
*)  III.  162. 
b)  III    161  f. 
•)  III.  26  ff. 
7)  I.  42. 
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mächtigte  Pauncefote  noch  einmal  auf  die  bereits  durch  Konferenzbeschluss 
entschiedene  Kabelfrage  zurück :  seine  Regierung  sehe  in  der  Hereinziehung 
dieser  Frage  eine  Überschreitung  der  Zuständigkeit  der  Konferenz,  die  sich 
mit  seekriegsrechtlichen  Fragen  nicht  zu  beschäftigen  habe.  Er  hoffe  daher, 
dass  v.  Bille  unter  Billigung  der  Konferenz  seinen  Antrag  zum  Art.  53 
zurückziehen  werde.1) 

v.  Bille  entsprach  mit  Bedauern  diesem  Wunsch,  um  nicht  noch  in 
letzter  Stunde  das  ganze  Abkommen  in  Frage  zu  stellen.  Seine  Regierung 
aber  sei  nach  wie  vor  überzeugt,  dass  die  unterseeischen  und  besonders 
die  Landungskabel  im  Krieg  denselben  Schutz  finden  müssen,  wie  die 
Binnenlandstelegraphen.  Die  dänische  Regierung  nehme  Kenntnis  von  der 
Unterstützung,  welche  die  Konferenz  durch  ihre  frühere  Abstimmung  dem 
erwähnten  Prinzip  habe  angedeihen  lassen.  Das  Verbot,  Fragen  des  See- 
kriegsrechts heranzuziehen,  habe  zwar  vorläufig  die  Erledigung  der  Kabel- 
frage gehindert.  Er  hoffe  aber,  dass  die  Mächte  sie  bald  in  Angriff  nehmen 
werden.2) 

Sollte  jetzt  noch  der  Art.  53  dementsprechend  umgestaltet  werden? 
v.  Bille  hatte  hierfür  den  Weg  freigemacht,  und  der  Präsident  stellte  die 
entscheidende  Frage.8) 

Beldiman  wollte  aber  erst  wissen,  ob  das  Entgegenkommengegen 
England  dessen  Beitritt  zum  Kriegsrechtsabkommen  verbürge.-  Aber  Paunce- 
fote war  nicht  ermächtigt,  eine  Zusage  dieser  Art  zu  machen.  Seine 
Regierung  habe  bis  jetzt  keine  anderen  Bedenken  geltend  gemacht  und 
es  würden  wohl  solche  auch  nicht  mehr  erhoben  werden ;  aber  eine  Ver- 
pflichtung dieser  Art  könne  er  nicht  übernehmen. 

Der  russische  Bevollmächtigte  v.  Martens  schnitt  hier  mit  diplo- 
matischem Geschick  die  Erörterung  ab :  das  Einvernehmen  zwischen  Paunce- 
fote und  v.  Bille  begründe  die  ernsthafte  Hoffnung,  dass  das  Abkommen 
von  allen  unterzeichnet  werde.4) 

Da  niemand  mehr  ums  Wort  bat,  erklärte  der  Vorsitzende,  die  Streichung 
der  Kabel  im  Art.  53  sei  angenommen.6) 

Ich  will  im  Anschluss  an  die  Ausführungen  des  dänischen  Vertreters 
aber  gleich  hier  bemerken,  dass  die  Frage  des  Schutzes  der  submarinen 
Kabel  im  Krieg  allerdings  eine  der  vordringlichsten  Aufgaben  der  künftigen 
Völkerrechtskodifikation  sein  wird. 

§  67. 

Die  jetzigen  Bestimmungen. 

Ich  schicke  voraus,  dass  die  im  folgenden  dem  Besetzungsheer  zu- 
gewiesene Rechtsstellung  auch  schon  dem  bloss  vorgedrungenen  Feind 
gebührt.6) 


l)  I.  94. 

»)  I.  94f. 

»)  I.  95. 

4)  a.  a.  0. 

•)  a  a.  0. 

•)  Vgl  oben  S.  221  ff.,  306,  312. 
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A.  Der  Art.  53  handelt  im  Abs.  1  vom  gesamten  beweglichen 
Staatsgut,  insoweit  dasselbe  geeignet  erscheint,  den  Kriegsunternehmungen 
zu  dienen.  Der  Abs.  2  sodann  zieht  noch  die  öffentlichen  Verkehrs- 
mittel und  die  Kriegsmittelniederlagen,  auch  wenn  das  alles 
Privaten  gehört,  in  den  Kreis  der  Anordnung. 

I.  Bezüglich  des  beweglichen  Staatsguts  bestimmt  der  Abs.  1: 

„Das  Besetzungsheer  kann  nur  mit  Beschlag  belegen: 
das  Bargeld  und  die  Wertbestände  des  Staates  sowie  die  dem  Staate  zustehenden 
eintreibbaren  Forderungen,  die  Waffenniederlagen,  Beförderungsmittel,  Vorratshäuser 
und  Lebensmittelvorräte  sowie  überhaupt  alles  dem  Staate  gehörende  bewegliche 
Eigentum,  das  geeignet  erscheint,  den  Kriegsunternehmungen  zu  dienen." 

1.  Der  Abs.  1  zählt  nur  wirkliches  Staatsgut  auf:  Und  zwar 
handelt  es  sich  nur  um  dasjenige  bewegliche  Eigentum  des  Staates,  das 
geeignet  erscheint,  den  Kriegsunternehmungen  zu  dienen. 

Dieses  Vermögen  verfällt  dem  Feind,  nicht  als  wenn  dasselbe  durch 
den  Krieg  herrenlos  geworden  wäre,  sondern  weil  es  eben  dem  Feind 
gehört,  der  dadurch  für  seine  Kriegsunternehmungen  gestärkt  würde, 
während  doch  sein  Wille  gebrochen  werden  soll. 

a)  Die  Eigenschaft,  den  Kriegsunternehmungen  zu  dienen,  haben  ohne 
weiteres  die  fiskalischen  Bargelder  und  Wertbestände,  gleich- 
gültig, in  welcher  Staatskasse  man  sie  vorfindet.  Die  Bestände  der  Reichs- 
bank würden  aber  nicht  hierher  gehören,  weil  die  letztere  keine  Staats- 
bank ist,  also  weder  das  Deutsche  Reich  noch  ein  deutscher  Bundesstaat 
der  Eigentümer  ist. 

Dem  Bargeld  sind  die  eintreibbaren  Forderungen  gleichgestellt.1) 
Der  Sieger  kann  also  jede  Erfüllung  oder  Geldleistung  an  den  gegnerischen 
Staat  untersagen2)  und  falls  die  Forderungen  fällig  sind,  verlangen,  dass 
an  ihn  selbst  bezahlt  wird.3) 

b)  An  zweiter  Stelle  stehen  die  staatlichen  Waffenniederlagen 
einschliesslich  der  staatlichen  Munitionsdepots. 

c)  Sodann  kommen  die  Beförderungsmittel  oder  Einrich- 
tungen des  Verkehrswesens,  also  die  Post,  Landtelegraphen,4)  Fern- 
sprechanlagen,6) Eisenbahndampfschiffe  und  sonstigen  Fahrzeuge,  soweit  alle 
diese  Beförderungsmittel  staatlich  sind. 

d)  An  vierter  Stelle  sind  genannt :  Die  staatlichen  Bekleidungs- 
und Proviantämter  oder  die  „Vorratshäuser  und  Lebensmittelvorräte". 

e)  Um  aber  nur  keine  Lücke  zu  lassen  und  die  treibende  Idee  anzu- 
geben, schliesst  dieser  Absatz  mit  den  Worten:  „sowie  überhaupt  alles 
dem  Staat  gehörende  bewegliche  Eigentum,  das  geeignet  erscheint 
den  Kriegsunternehmungen  zu  dienen". 

2.  Das  Schicksal  des  beweglichen  Staatsvermögens,  das 


1)  Das  gilt  insbesondere  für  Kapitalsrückzahlungen,  worüber  früher  gestritten  wurde. 
Vgl.  Lueder  IV.  523 40. 

2)  Bonfils  S.  631. 

8)  Darüber  herrschte  früher  Streit.    Vgl.  Bonfils  a   a.  0. 

4)  Ober  den  Kabelstreit  vgl.  oben  S.  307  f.,  311,  313. 

5)  Diese   waren  auf  den  Antrag  von  Lammasch  eingestellt  worden.     Vgl.  oben 
S.  308,  311. 
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in  die  Hände  des  Feindes  fällt,  ist  Beschlagnahme  oder  Aneignung.1) 
Von  einer  Zurückerstattung  ist  hier  keine  Rede. 

Die  Schweiz  hatte  wenigstens  bezüglich  des  staatlichen  Eisenbahn- 
materials die  Konferenz  zu  einer  anderen  Haltung  bestimmen  wollen :  aber 
erfolglos.8) 

Über  das  vorerwähnte  gesamte  bewegliche  Staatsgut  hat  das  Be- 
setzungsheer volle  freie  Verfügung.  Der  Sieger  kann  es  mitnehmen,  und 
wenn  er  es  nicht  in  Sicherheit  bringen  kann,  auch  zerstören. 

Für  die  Aneignung  im  Krieg  gilt  aber  der  Satz  von  Bynkershoek: 
„bello  parta  cedunt  reipublicae".  Das  Beuterecht  ist  Regal,  d.  h.  Erwerber 
sind  nicht  die  einzelnen  Soldaten,  durch  welche  sich  die  Wegnahme  voll- 
zieht, sondern  der  Kriegsherr  resp.  der  Staat.8) 

II.  Der  Abs.  2  bestimmt : 

„Das  Eisenbahnmaterial,  die  Landtelegraphen,  die  Fernsprechanlagen,  die 
Dampfschiffe  und  andere  Fahrzeuge  —  soweit  hier  nicht  die  Vorschriften  des  See- 
rechts Platz  greifen  —  die  Waffenniederlagen  und  überhaupt  jede  Art  Kriegs- 
munition, auch  dann,  wenn  (möme)  dies  Gesellschaften  oder  Privatpersonen  ge- 
hört, sind  ebenfalls  ihrer  Natur  nach  Mittel,  die  den  Kriegsunternehmungen  dienen ; 
sie  müssen  aber  wieder  zurückerstattet  werden.  Die  Entschädigungsfrage  wird  bei 
Abschluss  des  Friedens  geregelt."  * 

1.  Der  Abs.  2  handelt  von  gewissem  öffentlichen  (d.  h.  öffent- 
lichen Zwecken  dienendem)  Fahrnisvermögen,  das  nicht  Staatsgut  ist. 

a)  Genannt  sind  einmal  die  öffentlichen  Beförderungsmittel:  näm- 
lich das  Eisenbahnmaterial,  die  Landtelegraphen  und  die  Fernsprechanlagen 
sowie  die  Dampfschiffe  und  anderen  Seefahrzeuge  (navires).  Wagen,  Auto- 
mobile, Fahrräder  u.  s.  w.  scheiden  aus. 

Handelt  es  sich  um  Beförderungsmittel  des  Seekriegs,  so  greifen  die 
Bestimmungen  des  Seekriegsrechts  Platz. 

Weiter  sind  genannt:  die  Waffenniederlagen  und  überhaupt 
jede  Art  von  Kriegsmunition.  Nicht  genannt  sind  dagegen  die  im 
Privatbesitz  befindlichen  Lebensmittelvorräte,  Waren-  und  Vorratshäuser. 

Wenn  diese  sowie  die  Landfahrzeuge  aber  auch  beim  Art.  53  aus- 
scheiden, so  können  dieselben  doch  durch  den  Art.  52  beherrscht  sein, 
also  requiriert  werden.  Darauf  beruht  unter  anderem  die  Bestimmung 
der  deutschen  Felddienstordnung  Z.  452  Abs.  3.4) 

b)  Welches  ist  das  Schicksal  der  im  Abs.  2  genannten  Verkehrs- 
und Kriegsmittelbestände  im  Privatbesitz,  welche  dem  Feind  in  die  Hand 
fallen? 

Das  Kriegsgesetzbuch  sagt:  (sie)  „sind  ebenfalls  ihrer  Natur  nach 
Mittel,  die  den  Kriegsunternehmungen  dienen." 

Das  bedeutet  nicht  bloss,  wie  im  Abs.  1  die  massgebende  Charakte- 
ristik von  einzelnen  Vermögensgruppen,  um  deretwillen  eine  besondere 
Rechtsfolge  angedroht  ist,  sondern  enthält  diese  Rechtsfolge  selbst. 


*)  Vgl.  auch  Lueder  IV.  498  und  49910. 

*)  Vgl.  oben  309,  311.  Bonfils  S.  627  steht  hier  im  wesentlichen  auf  dem  schweize- 
rischen Standpunkt. 

a)  Vgl.  oben  S.  255  ff. 
4)  Vgl.  oben  S.  297. 
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Bereits  die  Brüsseler  Deklaration  Art.  6  Abs.  2  hatte  diese  Wendung 
aber  mit  dem  Zusatz: 

„qui  peuvent  ne  pas  6tre  laisses  par  l'armee  d'occupation  a  la  dispositioa 
de  l'ennemi." 

Für  diese  Formulierung  hatte  sich  zunächst  auch  der  Haager  Re- 
daktionsausschuss  entschieden.    Vgl.  oben  S.  311. 

Das  ist  eine  absichtlich  massvolle  Rechtsfolgeandrohung. 

Der  Zusatz  wurde  dann  aber  gestrichen,  weil  die  Wendung  zu  sehr 
nach  Sequestration  klang,1)  die  Beernaert  und  Rolin  hier  angeregt  hatten,2) 
von  der  man  aber  nichts  wissen  wollte.8) 

Die  endlich  beschlossene  Rechtsfolgeformulierung  knüpft  allerdings  an 
die  Rechtssphäre  des  Abs.  1  an,  wo  das  Schicksal  des  Staatsguts  be- 
stimmt wird,  „das  geeignet  erscheint,  den  Kriegsunternehmungen  zu 
dienen.44 

Dort  ist  jedoch  die  Rechtsfolge:  Beschlagnahme  mit  Aneignungs- 
charakter, welch  letzterer  aber  für  die  im  Abs.  2  genannten  Sachen  bei 
den  Haager  Verhandlungen  ebenso  bestimmt  abgelehnt  wurde  wie  die 
Sequestrationsidee.  Die  Rechtswirkung  der  Wegnahme  im  Anwendungs- 
gebiet des  Abs.  2  soll  nach  einer,  als  massgebend  anerkannten  Fest- 
stellung von  Rolin  (oben  S.  312)  lediglich  eine  Besitzergreifung  sein. 

Damit  werden  wir  in  der  Tat  auch  nur  allein  zu  rechnen  haben. 

Aber  welcher  Besitz  ist  gemeint?  Zunächst  scheidet  der  Eigentums- 
besitz aus;  das  gilt  infolge  der  Ablehnung  des  Sequestrationscharakters 
aber  auch  vom  Verwaltungsbesitz.  Selbstverständlich  denkt  ja  der  Feind 
nicht  daran,  die  Sachen  nur  gegen  die  Kriegsnot  sicher  zu  stellen  und  für 
den  Gegner  getreu  zu  hüten. 

Der  Besetzende  erwartet  von  diesen  Gegenständen  vor  allem  eine 
Stärkung  seiner  eigenen  Macht:  die  Besitzergreifung  erfolgt  demgemäss 
zum  Nutzbesitz  oder  eigenen  Gebrauch,  und  der  Nutzbegriff  füllt  sich  nach 
Massgabe  der  Kriegsbedürfnisse. 

Das  Besetzungsheer  stellt  also  die  weggenommenen  Beförderungs- 
und Kriegsmittel  der  Privaten  einfach  in  den  Dienst  der  eigenen  Kriegs- 
führung.4) 

Gerade  das  wollen  anscheinend  auch  die  Worte  nur  sagen :  „sind 
ebenfalls  ihrer  Natur  nach  Mittel,  die  den  Kriegsunternehmungen  dienen.44 
Nachdem  dies  nicht  mehr  wie  im  Abs.  1  eine  blosse  Eigenschaftszeich- 
nung,  sondern  eine  Rechtsfolgeformulierung  ist,  so  wird  man  nur  an  die 
eigenen  Kriegsunternehmungen  des  Besetzungsheeres  zu  denken  haben. 

Eine  darüber  hinausgehende  Benützung,  vor  allem  also  auch  ein 
materielles  Einnahmerecht,  fehlt  hier  im  Gegensatz  zum  Abs.  1  dem  Be- 

*)  Aus  dem  Rolinschen  Kommissionsbericht  III.  47  geht  hervor,  dass  diese  Strei« 
chung  auf  den  Vorschlag  des  Redaktionsausschusses  erfolgte. 

2)  Vgl.  oben  S.  305  f. 

»)  III.  47. 

*)  Das  ist  die  Antwort  auf  die  oben  S.  307  von  Gross  v.  Schwarzhoff  gestellte 
Frage.  —  Ober  die  bisherige  Behandlung  der  Eisenbahnfrage  vgl.  Lueder  IV.  517 
52341-«  und  flg  dorl  Gitterten.    Vgl.  weiter  auch  das  Generalstabsheft  S.  58,  66. 
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setzungsheer  aber  vollständig;   vielmehr  ist  über  die  Einnahmen  Buch  zu 
fuhren  und  beim  Friedensschluss  abzurechnen. 

Der  Hauptunterschied  gegenüber  dem  Staatsgut  liegt  darin,  dass  gegen- 
über den  Privaten  die  Zurückerstattung  resp.  Entschädigung  eine 
völkerrechtliche  Pflicht,  also  eine  Pflicht  von  Staat  zu  Staat  ist. 

Und  zwar  gilt  das  nicht  bloss  wie  noch  in  dem  ursprünglichen  Entwurf 
des  Redaktionsausschusses1)  bei  den  genannten  Verkehrs*,  sondern  auch  bei 
den  Kriegsmitteln,  also  den  Waffenniederlagen  und  jeder  Art  von  Kriegs- 
munition. 

Man  hatte  sich  also  gesagt :  dass  man  dem  Feind  unmöglich  zumuten 
könne,  bei  diesen  Dingen  das  „hand  off4  zu  betätigen.  Derselbe  wird  sie 
einfach  seinen  Beständen  hinzufügen  und  sie  in  den  Dienst  seiner  eigenen 
Truppen  stellen.  Aber  es  ist  nun  doch  einmal  Privatgut  und  damit  treibt 
die  Frage  von  selbst  in  die  Requisitionssphäre  hinein. 

Die  Brüsseler  Deklaration  hatte  für  die  privaten  Verkehrsmittel 
bereits  eine  Restitutions-  und  Entschädigungspflicht  anerkannt: 

„seront  restitues  et  les  indemnites  reglees  ä  la  paix." 

Das  Haager  Kriegsgesetzbuch  hat  das  von  sämtlichen  im  Abs.  2 
genannten  Verkehrs-  und  Kriegsmitteln  im  Privatbesitz  —  und  zwar 
noch  bestimmter  und  schärfer  gesagt : 

„Sie  müssen  aber  zurückerstattet  werden.  Die  Entschädi- 
gungsfrage wird  bei  Abschluss  des  Friedens  geregelt/' 

Das  Völkerrecht  selbst  hat  sich  also  jetzt  auf  diesem  ganzen  Gebiet  für  die 
Rückerstattung  eingesetzt,  und  dem  Friedensschluss  ist  zweifellos  nur  die  noch 
notwendige  nähere  Ausführung  oder  die  Ordnung  der  Entschädigungsfrage 
vorbehalten.    Nur  diese  bleibt  bis  zum  Friedensschluss  in  suspenso.2) 

Wie  bei  den  Requisitionen8)  empfiehlt  sich  daher  auch  hier  irgend 
eine  Feststellung  oder  Empfangsbestätigung,  damit  der  Geschädigte  später 
seinen  Anspruch  erweisen  kann. 

Aber  eine  Pflicht  der  Empfangsbescheinigung  wollte  man  —  man 
sieht  kaum  ein,  warum  —  nicht  förmlich  im  Abkommen  festlegen. 

B.  Der  Art.  54  handelt  über  das  Eisenbahnmaterial,  das  aus 
neutralen  Staaten  kommt: 

„Das  Eisenbahnmaterial,  das  aus  neutralen  Staaten  kommt,  sei  es,  dass  es* 
diesen  selbst  oder  Gesellschaften  oder  Privatpersonen  gehört,  soll  ihnen  sobald 
wie  möglich  zurückgesandt  werden." 

Dieser  Artikel  geht  auf  Rolin-Beernaart  zurück,4)  der  in  besonderer 
Weise  durch  Eyschen  unterstützt  worden  war.6) 

Für  das  hier  genannte  rollende  Eisenbahnmaterial,  das  ja  für  die 
Kriegspartei  nicht  bloss  privat,  sondern  auch  neutral  ist,  wollte  Beernaert 
weiter  ein  Gebrauchsverbot  ausgesprochen  haben.6) 


")  Vgl.  oben  S.  311. 
8)  Vgl.  oben  S.  312. 
8)  Vgl.  oben  S.  299. 
4)  Vgl.  oben  S.  309,  311. 
6)  Vgl.  oben  S.  309  f. 
8)  Vgl.  oben  S.  309. 
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Man  begnügte  sich  aber  schliesslich  damit,  nur  die  alsbaldige 
Rückgabe  zur  Pflicht  zu  machen.  Damit  war  vorausgesetzt  und  anerkannt, 
dass  das  neutrale  Bahnmaterial  nicht  im  Kriege  Dienst  tun  dürfe,1)  ohne 
dass  man  das  Neutralitätsrecht  anzuschneiden  brauchte.8) 

Zweiter  Titel. 

Die  Verfügungsgewalt  über  das  unbewegliche   Staatsvermögen 
sowie  der  Schutz  des  Gemeinde-  und  Anstaltsvermögens. 

§  68. 
Die  Nutzniessung  und  Verwaltung  der  Staatsguter. 

Ist  das  unbewegliche  Vermögen  Privatgut,  so  geniesst  es  wie  jedes 
Privatgut  im  Landkrieg  Schonung  und  Schutz.8) 

Der  Art.  55  handelt  aber  des  besondern  über  das  unbewegliche  Ver- 
mögen des  Staates  und  unterwirft  dieses  der  Nutzniessung  und  Verwaltung 
des  Besetzungsheeres. 

Der  Art.  56  dagegen  spricht  den  Schutz  des  beweglichen  wie  un- 
beweglichen Vermögens  der  Gemeinden  und  öffentlichen  Anstalten  aus. 

Diese  beiden  Artikel  gehen  auf  die  Art.  7  und  8  der  Brüsseler  De- 
klaration zurück.    Vgl.  dieselben  oben  S.  25. 

Der  Art.  55,  welcher  wortwörtlich  der  Art.  7  der  Brüsseler  Deklaration 
ist  und  im  Haag  ohne  Debatte  angenommen  worden  war,4)  lautet: 

„Der  Staat,  von  dem  die  Besetzung  ausgeht,  betrachtet  sich  nur  als  Ver- 
walter und  Nutzniesser  der  öffentlichen  Gebäude,  Liegenschaften,  Wälder 
und  landwirtschaftlichen  Anlagen ,  die  dem  feindliehen  Staate  jrehtfren  und  in 
dem  besetzten  Gebiete  liegen.  Er  ist  verpflichtet,  den  Grundstock  dieser  Güter 
zu  schützen  und  sie  nach  den  Regeln  des  Niessbrauchs  zu  ver- 
walten." 

An  den  Domänen,  (Ackerland,  Wiesen,  Forsten,  Bergwerken  und 
Salinen)  sowie  an  den  Landwirtschaftsanlagen  und  Gebäuden,6)  also  an 
dem  gesamten  liegenschaftlichen  Vermögen  des  besiegten  Staates  hat  das 
Besetzungsheer  die  Stellung  des  Nutzniessers  („usufruitier").6)  Das 
„nur"  will  hier  im  Gegensatz  zum  beweglichen  Staatsgut  (Art.  53)  die 
Aneignung  abwehren. 

Es  besteht  aber  andererseits  auch  ein  wirkliches  Verwaltungs-  und 
Niessbrauchsrecht.  Jede  Raubwirtschaft,  insbesondere  das  Abholzen  der 
Forsten  ist  dagegen  verboten,  und  die  Verwaltung  muss  sich  im  Rahmen 
einer   rationellen  Wirtschaft  bewegen,  wenn,    insbesondere  bei  längerer 


x)  Vgl.  oben  S   312. 

2)  Davor   hatte  Gross  v.  Schwarzhoff  gewarnt.    Vgl.  oben  S.  310.     Die  Bedenken 
von  Descamps  (vgl.  oben  S.  312)  erscheinen  mir  daher  nicht  begründet 
8)  Vgl.  oben  S.  251  f. 

4)  III.  169,  151,  47. 

5)  Vorbehaltlich  der  im  Staatseigentume  stehenden  Öffentlichen  Anstalten  des 
Art.  56. 

6)  Der  Besetzende  kann  die  Güter  auch  verpachten  und  die  Pachtgelder  erheben. 
Dagegen  fehlt  das  Recht  der  Veräusserung  und  der  nicht  durch  die  militärische  Not- 
wendigkeit gerechtfertigten  Zerstörung  oder  Beschädigung. 
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Besetzung,  auch  nicht  sklavisch  die  bisherigen  Wirtschaftsgrundsätze  befolgt 
werden  müssen  und  auch  nicht  gerade  die  alte  Betriebsart  beibehalten 
werden  muss.  Eine  unwirtschaftliche  Abnützung  kann  nur  durch  die 
militärische  Notwendigkeit  gerechtfertigt  werden,  wenn  man  z.  B.  das  Holz 
notwendig  zu  Brücken-Bauten,  Eisenbahnen  und  ähnlichen  Kriegszwecken 
braucht.1) 

§  69. 
Der  Schatz  des  Gemeinde-  und  Anstaltsvermögens. 

Der  heutige  Art.  56  beschäftigt  sich  mit  der  bevorrechtigten  Stellung 
des  Gemeindevermögens  sowie  dem  Eigentum  der  Kirchen  und 
sonstigen  öffentlichen  Anstalten  und  schliesslich  mit  dem  Schutz  der 
geschichtlichen  Denkmäler,  wie  der  Werke  der  Kunst  und 
Wissenschaft. 

1.  Der  Art.  56  geht  auf  Art.  8  der  Brüsseler  Deklaration  zurück. 
Der  Abs.  1    blieb  sich  gleich.    Am  Schluss  des  Abs.  2  brachte  der 

Redaktionsausschuss  nur  eine  kleine  sprachliche  Änderung  an,2)  die  dann 
auch  von  der  Unterkommission  einstimmig  angenommen  wurde.8) 

Auf  Anregung  des  persischen  Generals  Mirza  Riza  Khan  wurde 
schliesslich  die  zu  Brüssel  im  Protokoll  Nr.  18  verewigte  Erklärung  im 
Redaktionsausschuss4)  wie  in  der  Unterkommission6)  wiederholt,  dass 
bezüglich  der  Kultusgebäude  kein  Unterschied  zwischen  den  verschiedenen 
Kulten  gemacht  werden  solle,  also  Kirchen,  Tempel,  Moscheen,  Synagogen 
u.  s.  w.  denselben  Schutz  gemessen. 

2.  Der  Art.  56  des  Kriegsgesetzbuchs  lautet: 

„Das  Eigentum  der  Gemeinden  und  der  dem  Gottesdienste,  der 
Wohltätigkeit,  dem  Unterrichte,  der  Kunst  und  Wissenschaft 
gewidmeten  Anstalten,  auch  wenn  diese  dem  Staate  gehören,  ist  als  Privateigentum 
zu  behandeln.  Jede  absichtliche  Entfernung ,  Zerstörung  oder  Beschädigung  von 
derartigen  Gebäuden,  von  geschichtlichen  Denkmälern  oder 
von  Werken  der  Kunst  und  Wissenschaft  ist  verboten  und  muss 
geahndet  werden." 

a)  Bevorrechtigt  sind  an  erster  Stelle  die  Gemeinden,  wozu  wohl  auch 
die  höheren  Kommunalverbände  gerechnet  werden  müssen. 

Jedes  Eigentum  der  Gemeinden,  das  bewegliche  wie  das  unbeweg- 
liche, ist  als  Privateigentum  zu  behandeln.  Es  darf  daher  seinem  Zweck 
nicht  entzogen  und  es  darf  auch  seine  Verwaltung  nicht  geändert  werden. 
Auch  die  Gemeindeumlagen  sind  hierdurch  gegen  den  Zugriff  des  Be- 
setzungsheeres geschützt.6)  Das  Gemeindevermögen  hat  also  im  Krieg 
eine  grundsätzlich  andere  Stellung  als  das  Staatsgut.7) 

x)  Über  diese  ganze  Frage  und  insbesondere  über  die  gegen  die  Deutschen  im 
Jahre  1870  erhobenen  grundlosen  Angriffe  vgl   Felix  Dann,  Bausteine  VI.  S.  175 f. 

*)  An  Stelle  von  „doit  elre  poursuivie  par  les  autorites  competentes"  wurde  gesagt: 
„est  interdite  et  doit  etre  poursuivie."     (III.  169,  147.) 

8)  III.  151. 

4)  III.  169. 

5)  III.  151.    Vgl.  auch  den  Rolinschen  Kommissionsbericht  III.  48. 
8J  Vgl.  die  Ausführungen  von  oben  S.  233  f. 

7)  Vgl.  auch  das  Generalstabsheft  S.  58. 
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« 

b)  An  zweiter  Stelle  stehen  die  Anstalten ,  die  dem  Gottes- 
dienste, der  Wohltätigkeit,  dem  Unterrichte,  der  Kunst  und 
Wissenschaft  gewidmet  sind. 

Den  dem  Gottesdienst  gewidmeten  Gebäuden1)  reihen  sich  also 
die  Anstalten  für  Wohltätigkeit,  Unterricht,  Kunst  und  Wissenschaft  an. 
Das  bewegliche  wie  unbewegliche  Eigentum  aller  dieser  Anstalten  ist  als 
Privateigentum  zu  behandeln,  selbst  wenn  diese  Anstalten  dem  Staat  ge- 
hören ;  insbesondere  ist  auch  jede  absichtliche  Entfernung,  Zerstörung  oder 
Beschädigung  dieser  Anstaltsgebäude  verboten. 

Der  Art.  56  ergänzt  den  Art.  27.2)  Im  Art.  27  handelt  es  sich  um 
die  Schonung  während  des  Kampfes,  im  Art.  56  um  den  Schutz  in  der 
Occupationszeit. 

c)  Derselbe  Schutz  gegen  absichtliche  Entfernung,  Zerstörung  oder 
Beschädigung  ist  schliesslich  für  die  geschichtlichen  Denkmaler 
sowie  die  Werke  der  Kunst  und  Wissenschaft  ausgesprochen. 
Kunstwerke  und  Bibliotheksbestände  dürfen  also  nicht  verschleppt,  natür- 
lich erst  recht  nicht  ruiniert  oder  zerschlagen  werden. 

Die  Sammlungen  des  siegreichen  Staates  können  sich  also  nicht  mehr, 
wie  noch  in  den  Napoleonischen  Kriegen,8)  mit  geraubten  Kunstschätzen 
und  wissenschaftlichen  Werken  aus  Feindesland  bereichern. 

Das  Generalstabsheft  meint:  wie  empfindlich,  ja  geradezu  senti- 
mental die  heutige  öffentliche  Meinung  inbezug  auf  diese  Frage  geworden 
ist,  beweist  das  Verhalten  der  französischen  und  deutschen  Presse  inbezug 
auf  einige  aus  China  fortgeführte  Kunstgegenstände.4) 

Der  Sieger  kann  unter  Umständen  angesichts  gewisser  Denkmäler, 
die  den  Niederlagen  seines  Landes  aus  früherer  Zeit  geweiht  sind,  leicht 
zur  Zerstörung  geneigt  sein.  Aber  gegen  derartige  nationale  Wallungen 
schützt  jetzt  das  Völkerrecht.  Im  Jahre  1815  hätten  die  Preussen  in  Paris 
noch  gern  die  Vendöme  Säule  und  den  pont  d'J&ia  zerstört  und  wurden 
daran  nur  durch  Wellington  gehindert.6)  Im  Jahre  1871  dachte  niemand 
mehr  an  eine  derartige  Vergeltung. 

Franz  IL  von  Österreich  hatte  sich  übrigens  seinerzeit  auf  geist- 
reiche Art  an  seinem  früheren  Besieger  gerächt,  indem  er  an  dem  Mai- 
länder Triumphbogen  neben  das  Relief,  das  ihn  darstellte,  wie  er  den  von 
Napoleon  aufgezwungenen  Frieden  annahm,  ein  anderes  Relief  anbringen 
liess,  das  die  Abdankung  Napoleons  zu  Fontainebleau  zum  Gegenstand 
hatte.6) 


l)  Vgl.  darüber  oben  S.  319.  Übrigens  haben  nach  Thukidides  (IV.  97)  schon 
die  Hellenen  seinerzeit  die  Heiligtümer  im  Feindesland  geschont,  während  früher  auch 
diese  Objekte  der  Zerstörung  und  der  Beraubung  waren.  Vgl.  Bluntschli,  das  Beate- 
recht im  Krieg  S.  49. 

*)  Vgl   darüber  oben  S.  167  f. 

8)  Vgl.  Bonfils  S.  623f.  mit  dem  Zusatz:  „Im  Jahr  1870  haben  die  Deutschen  die 
Museen  von  Versailles,  von  St.  Germain  und  die  Sammlungen  von  Sevres  vor  Schädi- 
gungen sorgfältig  bewahrt." 


4)  S.  588. 

5)  Merignl 


Merignhac,  La  conf.  intern,  de  la  paix  p.  240.    Bonfils  Völkerrecht  S.  623. 
°)  Bonfils  a.  a.  0. 
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Vierter  Abschnitt. 
Drei  Fragen  des  Neutralitätsrechts. 

§  70. 
Die  Festhaltimg  tibergetretener  Truppen  auf  neutralem  Gebiet. 

Neutral  ist  ein  Staat,  der  an  einem  Krieg  zwischen  anderen  Mächten 
keinen  Anteil  nimmt  und  nichts  tut,  was  eine  der  Parteien  im  Krieg  zu 
stärken  geeignet  ist. 

Will  sich  ein  Staat  dazu  nicht  verstehen  —  und  seine  Souveränität 
gewährleistet  ihm  die  Freiheit  der  Entscheidung  — ,  so  wird  er  eben  selbst 
Kriegspartei. 

Will  er  das  letztere  nicht,  so  wird  die  erwähnte  Teilnahmslosigkeit 
oder  Unparteilichkeit  eine  allgemeine  völkerrechtliche  Pflicht,  welch  letztere 
indes  auch  noch  durch  besondere  vertragsmässige  Bindung  verstärkt 
sein  kann. 

Aus  der  Neutralität  ergeben  sich  für  die  Kriegsparteien  wie  für  die 
Neutralen  wichtige  Pflichten  und  Rechte,  nicht  bloss  in  persönlicher, 
sondern  auch  in  territorialer  Hinsicht.1) 

Das  vornehmste  Recht  des  neutralen  Staates  ist  das  auf  Unverletz- 
lichkeit seines  Gebietes. 

Das  neutrale  Gebiet  darf  hiernach  vor  allem  weder  Kampfplatz  noch 
Stützpunkt  der  militärischen  Operationen,  weder  Sammelpunkt  für  ver- 
sprengte, noch  Werbeplatz  für  neue  Truppen  sein.  Der  neutrale  Staat  darf 
den  Durchzug  der  Truppen  durch  sein  Gebiet  nicht  gestatten,  wenn  auch 
das  Zugeständnis  beiden  Teilen  gegenüber  geschehen  sollte.  Denn  die 
Wirkung  würde  doch  wohl  ausnahmslos  eine  ungleiche  sein. 

Dagegen  steht  einer  Flucht  ins  neutrale  Gebiet  kein  völkerrecht- 
liches Hindernis  im  Weg.  Nur  war  hier  noch  das  Nähere  rechtlich  zu 
ordnen.     Und  da  setzt  das  KGB.  mit  seinen  Art.  57  und  58  ein. 

Die  Humanität  hat  aber  noch  weitere  Zugeständnisse  verlangt, 
auf  die  man  sich  denn  auch  in  Brüssel,  wie  im  Haag  nach  eindringlicher 
Beratung  geeinigt  hat.     Damit  beschäftigt  sich  Art.  59  des  KGB. 

Nur  diese  drei  Fragen  (Übertritt  der  Truppen  sowie  Durchzug  und 
Absetzung  der  Verwundeten  im  neutralen  Gebiet)  wurden  geregelt  und  bilden 
den  Gegenstand  der  folgenden  Darstellung. 

1.  Der  Art.  57  und  58  des  KGB.  behandelt  die  rechtliche  Stel- 
lung der  Truppen,  welche  auf  neutrales  Gebiet  über- 
getreten sind.8) 

Vor  Eintritt  in  die  Beratung  dieser  Artikel  hatte  der  luxemburgische 
Bevollmächtigte  eine  Erklärung  über  die  besondere  völkerrechtliche  Stellung 
von  Luxemburg  abgegeben.0) 


M  Vgl.  Heilborn,  Rechte  und  Pflichten  der  neutralen  Staaten  1887;  Schweizer,  Ge- 
schichte der  schweizerischen  Neutralität   2  Bde.  1895. 

3)  Über   die    Verhandlungen  im  Haag  vgl.  III.  109  und  167.    Der  Kommissions- 
bericht steht  III.  48. 

8)  III.  108. 
Meurer,  Haager  Friedenskonferenz  n.  21 
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Die  Erklärung  war  durch  ein  Vorkommnis  im  deutsch-französischen 
Krieg  veranlasst.1) 

Bismarck  hatte  sich  bei  Luxemburg  darüber  beschwert,  dass  nach 
der  Kapitulation  vqn  Metz  mehr  als  2000  französische  Offiziere  und  Sol- 
daten durch  Luxemburg  geflohen  und  nicht  interniert  worden  seien. 
Luxemburg  antwortete,  dass  die  französischen  Flüchtlinge  nicht  in  ihre 
Heimat,  sondern  nach  Belgien  entflohen  und  dort  interniert  worden  seien.2) 
Für  ihren  Durchzug  aber  könne  die  grossherzogliche  Regierung  nicht  verant- 
wortlich sein,  da  sie  nach  dem  Art.  3  des  Londoner  Vertrags  vom 
1 1 .  Mai  nur  so  viel  Truppen  aufstellen  dürfe,  als  zur  Erhaltung  der  inneren 
Ordnung  erforderlich  sei. 

Dementsprechend  gab  jetzt  im  Haag  Eyschen  die  Erklärung  ab: 
In  Gemässheit  des  Londoner  Vertrags  v.  11.  Mai  1867  könne  Luxem- 
burg die  im  jetzigen  Artikel  57  vorgesehene  Internierungspflicht  seiner- 
seits nicht  übernehmen.8)  Von  dieser  Erklärung  wurde  Kenntnis  genommen.4! 
In  der  Tat  haben  die  Garantiemächte  des  Londoner  Vertrags  die  Verant- 
wortung dafür  zu  tragen,  wenn  Luxemburg  mit  den  ihm  zugestandenen 
Mitteln  nicht  in  der  Lage  ist,  seine  Neutralität  zu  wahren  und  die  Inter- 
nierung durchzuführen.  Aber  es  wird  Sache  des  neutralisierten  Staates 
sein,  wenigstens  gegen  den  Durchzug  Protest  zu  erheben  und  von  den- 
jenigen Staaten  Hilfe  zu  verlangen,  welche  ihm  durch  die  Neutralitätsakte 
die  Beschränkung  auferlegt  haben.5) 

I.  Der  Art.  57  behandelt  die  absichtliche  Grenzüberschrei- 
tung. Liegt  nur  ein  Irrtum  über  die  Grenze  vor,  so  sind  die  Betref- 
fenden einfach  abzustossen  resp.  zurechtzuweisen  und  erst  im  Wider- 
strebensfall  nach  Massgabe  des  Art.  57  zu  behandeln.  Das  wurde  schon 
in  Brüssel  festgestellt. 

Der  Art.  57  ordnet  die  Internierungspflicht  und  hat  folgenden  Wort- 
laut: 

„Der  neutrale  Staat,  auf  dessen  Gebiet  Truppen  der  kriegsführenden  Heere 
übertreten,  muss  sie  möglichst  weit  vom  Kriegsschauplatz  unterbringen. 

Er  kann  sie  in  Lagern  verwahren  und  sie  auch  in  Festungen  oder  in  anderen 
zu  diesem  Zwecke  geeigneten  Orten  einschliessen. 

Es  hängt  von  seiner  Entscheidung  ab,  ob  Offiziere,  die  sich  auf  Ehrenwort 
verpflichten,  das  neutrale  Gebiet  nicht  ohne  Erlaubnis  zu  verlassen,  freigelassen 
werden  können." 

Der  Art.  57  handelt  vom  Übertritt  der  „Truppen  der  kriegfüh- 
renden Staaten",  ohne  zwischen  Kombattanten  und  Nichtkombattanten  zu 
unterscheiden.6)  Die  besondere  Rechtstellung  des  Sanitätspersonals  ergibt 
sich  durch  die  Genfer  Konvention,7)  die  nach  Art.  60  auch  hier  gilt. 


1 )  Vgl.  darüber  Felix  Dahn,  Bausteine  V 1  S.  210  ff.,  Heilborn  S.  75,  Schweizer,  IL  957. 

2)  Diese  Einrede  kann  vor   der  Kritik  nicht  bestehen.    Vgl.  Dahn  S.  213.    Heil- 
born S.  75. 

8)  III.  108. 

4)  III.  109.    Vgl.  auch  den  Rolinschen  Kommissionsbericht  III.  48. 

5)  So  auch  Heilborn  S.  76. 

•)  Auf  der  Brüsseler  Konferenz  hatte  der  preuss.  General  v.  Voigts-Rhetz  beantragt, 
das  auch  zum  Ausdruck  zu  bringen.    Vgl.  Heilborn  S.  43. 
7)  Heilborn  S.  44  ff. 
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Die  Aufnahme  und  Beschützung  der  Übergetretenen  ist  ein  Akt 
der  Humanität,  welcher  gegen  Kriegsgefangenschaft  beim  Gegner  schützt 
und  zu  welchem  der  neutrale  Staat  berechtigt,  aber  nicht  verpflichtet  ist.1) 

Die  Aufnahme  ist  keine  Neutralitätsverletzung,  weil  sie  keine  Schä- 
digung des  Gegners  beabsichtigt.  Deshalb  hat  dann  aber  auch  das  Völker- 
recht die  entsprechenden  Vorkehrungen  getroffen  und  treffen  müssen, 
um  eine  solche  Schädigung   von   vornherein  unmöglich  zu  machen. 

Der  Neutrale  übernimmt  hiernach  durch  die  Aufnahme  gewichtige 
Pflichten,  die  alsbald  zur  Darstellung  kommen  sollen.  Will  oder  kann  der 
Neutrale  dieselben  nicht  erfüllen,  so  muss  er  den  Übertritt  eventuell  mit 
Waffengewalt  hindern.  Will  oder  kann  er  das  nicht,  dann  muss  er  die 
Folgen  ertragen.2) 

Bei  Ausbruch  des  deutsch -französischen  Kriegs  veröffentlichte  der 
schweizerische  Bundesrat  eine  Reihe  von  Bestimmungen  über  die  Auf- 
rechterhaltung der  Neutralität,  welche  sich  insbesondere  auch  mit  der 
Übertrittsfrage  beschäftigten.3) 

Zur  Durchführung  dieser  Bestimmungen  unterhielt  die  Schweiz  eine 
starke  Truppenmacht  an  der  Grenze. 

Im  Verlauf  des  Krieges  wurde  dann  das  Bourbakische  Korps  mit 
über  80  000  Mann  durch  Manteuflfel  und  Werder  von  der  Hauptarmee 
abgeschnitten  und  auf  das  schweizerische  Gebiet  hinübergedrängt.  Die  Über- 
trittsbedingungen wurden  durch  die  beiderseitigen  Befehlshaber,  Herzog 
und  Clinchant  im  Vertrag  vom  1.  Februar  1871  vereinbart. 

Dieser  Vertrag4)  spiegelte  die  Praxis  getreulich  wieder  und  wurde 
für  die  spätere  Kodifikation  geradezu  vorbildlich. 

In  jedem  Fall  scheiden  die  Übergetretenen  als  Kriegspartei  aus  und 
für  die  Neutralen,  welche  das  Asyl-  oder  Gastrecht  gewähren,  erwächst 
Recht  und  Pflicht,  nicht  bloss  die  Fortsetzung  des  Gefechtes  auf  ihrem 
Gebiet,  nötigenfalls  mit  den  Waffen  zu  verhindern,  sondern  auch  Vorkeh- 
rungen zu  treffen,  dass  die  Übergetretenen  dem  Kampfe  dauernd  entzogen 
bleiben.  Die  Notwendigkeit  der  Entwaffnung  ist  im  KGB.  nicht  eigens 
ausgesprochen  worden.  Die  Entwaffnung,  (wenigstens  der  Gemeinen),  hat 
indes  zu  erfolgen,6)  weil  der  Zweck  der  Fernhaltung  vom  Kampf  dies 
erfordert. 

Weiter  hat  der  Neutrale  Vorkehrung  zu  treffen,  dass  die  Über- 
getretenen nicht  mehr  zurückkehren;  denn  das  neutrale  Gebiet  darf  auch 
nicht  dazu  dienen,  dass  sich  die  zersprengten  Truppen  wieder  sammeln, 
ordnen  und  zum  neuen  Angriff  vorgehen.6)  Darauf  geht  jetzt  die  Be- 
stimmung des  KGB.:  Der  neutrale  Staat  muss  sie  möglichst  weit 
vom  Kriegsschauplatz  unterbringen.7) 

J)  Heilborn  S.  13;  Zorn,  Im  neuen  Reich  S.  357. 

•)  Heilborn  S.  71. 

8)  Vgl   darüber  Heilborn  S.  23,  Schweizer,  H.  951  ff. 

*)  Vgl.  Heilborn  S.  24;  Felix  Dahn,  Bausteine  V.  1  S.  88,  Schweizer,  H.  971. 

6)  So  auch  die  Praxis. 

6)  Generalslabsheft  S.  74.     Heilborn  S.  12. 

7)  .Internera*.  Der  bulgarische  Bevollmächtigte  Slancioff  hatte  vorgeschlagen  „eloig- 
nera",  bestand  aber  nach  einer  aufklärenden  Bemerkung  des  Präsidenten  nicht  weiter  auf 
seiner  Anregung.    (III.  109). 
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Die  „Internierung"  begründet  übrigens  keine  Kriegsgefangenschaft, 
sondern  ist  nur  eine  „Festhaltung44.1) 

Diese  Festhaltung  ist  an  der  Landesgrenze  sehr  erschwert.  Und  da 
neutrales  Land  nun  einmal  nicht  als  kriegerische  Operationsbasis  dienen 
darf,  so  ergibt  sich  die  Pflicht,  die  übergetretenen  Truppen  möglichst  weit 
vom  Kriegsschauplatz  unterzubringen. 

Zur  Erfüllung  seiner  völkerrechtlichen  Internierungspflicht2)  gibt  das 
Völkerrecht  dem  neutralen  Staat  gewisse  Rechte  über  die  verschlagenen 
Truppen: 

Er  kann  sie  in  offenen  Lagern  verwahren,  aber  auch  in 
Festungen  und  befestigten  Plätzen  einschliessen. 

Ob  er  von  diesem  Rechte  Gebrauch  macht  oder  ob  es  möglich  ist, 
mit  milderen  Massregeln  die  Übergetretenen  dem  Kampfe  zu  entziehen, 
hängt  vor  allen  von  der  Massenhaftigkeit  des  Übertritts  ab  und  unterliegt 
der  freien  Entschliessung  des  neutralen  Staates. 

Eine  Entlassung  auf  Ehrenwort  in  die  Heimat  kennt  das  KGB.  hier  nicht. 

Wohl  aber  hängt  es  von  der  Entscheidung  des  neutralen  Staates  ab, 
„ob  Offiziere,  die  sich  auf  Ehrenwort  verpflichten,  dasneutraleGebiet 
nicht  ohne  Erlaubnis  zu  verlassen,  freigelassen  werden  können44. 

Im  Fall  Bourbaki  hatte  der  schweizerische  Bundesrat  anfangs  eine 
Verständigung  der  Kriegsparteien  dahin  versucht,  dass  die  übergetretene 
Armee  in  die  Heimat  zurückkehre,  aber  Frankreich  sich  verpflichte ,  sie 
im  Krieg  nicht  mehr  zu  verwenden.  Aber  Deutschland  ging  nicht  darauf 
ein,  weil  die  französische  Regierung  ausserstande  sei,  in  dieser  Richtung 
die  nötige  Garantie  zu  geben.  Darauf  wurde  dann  die  für  die  Schweiz  höchst 
lästige  Intemierung  durchgeführt.  Aber  in  der  Schweiz  wie  in  Belgien 
wurde  damals  den  Offizieren  freie  Bewegung  gestattet,  wenn  sie  sich  schrift- 
lich unter  Ehrenwort  verpflichteten,   die  Grenze  nicht  zu  überschreiten.8) 

Die  Offiziere  haben  grundsätzlich  das  Loos  der  Mannschaften  zu 
teilen  und  müssen  daher  auch  die  durch  die  Internierung  bedingte  Be- 
wegungsunfreiheit über  sich  ergehen  lassen.  Die  auf  Ehrenwort  erteilte 
Bewegungsfreiheit  bildet  die  Ausnahme  von  der  Regel  und  erfordert  be- 
sondere Bewilligung,  auf  die  auch  der  höchste  Offizier  keinen  Rechts- 
anspruch hat.4) 

Für  die  Internierungspflicht  ist  es  gleichgültig,  ob  der  Übertritt  in 


')  Art.  58.  Der  deutsche  Text  hebt  das  scharf  hervor.  Über  Festhaltung  vgl. 
oben  S.  118  ff. 

s)  Früher  hat  man  das  Fortkommen  sogar  über  die  Heimatgrenze  oder  doch  wenig- 
stens über  eine  andere  Grenze  als  die  der  Heimat  mitunter  für  erlaubt  gehalten.  (Vgl. 
Heilborn  S.  16  f.)  Das  war  damals  schon  irrig  und  wird  jetzt  durch  den  Text  des  KGB. 
völlig  unmöglich. 

8)  Heilborn  S.  25,  27  ff.,  Schweizer,  II.  978. 

4)  Daher  heisst  es  im  Art.  57  vom  aufnehmenden  Staat:  „es  hängt  von  seiner 
Entscheidung  ab ..."  Im  Brüsseler  Entwurf  war  die  Bestimmung  bezüglich  der  Offiziere 
vorangestellt,  wodurch  der  Anschein  erweckt  werde,  als  ob  die  Befreiung  der  Offiziere 
von  der  Internierung  die  Regel  sei.    Das  wurde  dann  geändert.    Vgl.  Heilborn  S.  29. 


§  70.    Die  Festhaltung  übergetretener  Truppen  auf  neutralem  Gebiet.         325 


geschlossenen  Verbänden  oder  vereinzelt  oder  gar  ohne  Uniform  und  Waffen 
erfolgt.1) 

Steht  einmal  die  Zugehörigkeit  zur  Armee  fest,  so  ist  die  Festhaltung 
eine  Pflicht.  Freilich  wird  auch  bei  der  grössten  Aufmerksamkeit  mancher 
Übertritt  unbemerkt  bleiben,  und  kann  dann  nicht  als  Verletzung  des 
Völkerrechts  angesehen  werden. 

Auch  entlaufene  Kriegsgefangene,  die  sich  auf  neutrales  Gebiet  ge- 
flüchtet haben,  sind  festzuhalten.  Durch  die  Flucht  sind  sie  frei2)  und 
ihren  Kameraden  wieder  gleich  geworden.8) 

Das  gilt  aber  auch  bezüglich  der  Kriegsgefangenen,  welche  die  über- 
tretenden Truppen  mit  sich  führen. 

Wenn  es  hier  Heilborn4)  den  Neutralen  zur  Pflicht  macht,  die 
Kriegsgefangenen  nach  ihrer  Heimat  zu  entlassen  und  sich  dabei  auf  das 
Verhalten  der  Schweiz  1870/71  beruft,  so  wurde  das  schon  von  Schweizer5) 
als  „Missverständnis44  bezeichnet.  Die  Kriegsgefangenschaft  als  eine  Ein- 
richtung des  Kriegsrechts  hört  unter  neutraler  Herrschaft  auf,  gleichgültig, 
ob  die  Kriegsgefangenen  frei  oder  unfrei  dorthin  gelangen,  und  wandelt 
sich  nach  Art.  57  zur  Festhaltung. 

Es  kann  nur  die  Frage  aufgeworfen  werden,  ob  der  neutrale  Staat 
hier  nicht  wenigstens  ein  Auswechslungsrecht  hat,  aber  auch  diese  Frage 
ist  mit  Schweizer  (II.  1008)  zu  verneinen. 

II-  Der  Art.  58  des  KGB.,  welcher  mit  dem  Art.  54  der  Brüsseler 
Deklaration  wörtlich  übereinstimmt,6)  regelt  die  Pflicht  der  Unter- 
haltsgewährung und  hat  folgenden  Wortlaut: 

„In  Ermangelung  einer  besonderen  Vereinbarung  hat  der  neutrale  Staat  den 
der  Festhaltung  unterliegenden  Personen  Nahrung,  Kleidung  und  die  durch  die 
Menschlichkeit  gebotenen  Hilfsmittel  zu  gewähren. 

Die  durch  die  Internierung  verursachten  Kosten  sind  nach  dem  Friedens- 
schlüsse zu  ersetzen.44 

1.  Die  Übertrittsbedingungen  können  im  Vertrag  geregelt 
werden ;  und  dieser  Vertrag,  welcher  bei  dem  Übertritt  einer  ganzen  Armee 
die  Regel  bildet,  ist  dann  in  erster  Linie  massgebend.  So  hatten  im  Fall 
Bourbaki  der  französische  Kommandierende  Clinchant  und  der  schweizerische 
General  Herzog  vereinbart,  dass  die  Übergetretenen  entwaffnet  und  die 
Unterhaltskosten  später  Frankreich  in  Rechnung  gestellt  werden  sollten.7) 

2.  In  Ermangelung  einer  besonderen  Vereinbarung  setzt  folgende  Be- 
stimmung des  Haager  Abkommens  ein: 

Die  aus  der  Aufnahme  erwachsene  Unterhaltspflicht,  d.  h.  die 

l)  Heilborn  S.  31. 

3)  Das  abersieht  Funk-Brentano  und  Bonfils  S.  742    Vgl.  oben  S.  136. 

8)  Felix  Dahn,  Bausteine  V.  1.  S.  204  ff.  Heilborn  S.  32  f.  Anders  liegt  die  Sache 
bei  Deserteuren.  Heilborn  S.  34,  Schweizer,  II.  1010  ff. 

*)  Heilborn  S.  51  ff.  In  Brüssel  (1874;  war  die  Frage  sehr  umstritten  und  blieb 
unentschieden. 

5)  Schweizer,  II.  1007. 

6)  Über  die  Verhandlung  Tgl.  III.  109,  162,  den  Kommissionsbericht  III.  48. 

/)  Belgien   hatte  für  die  Aufnahme,   welche  im   übrigen  ganz   in   der  Art  der 

schweizerischen  Praxis  betätigt  wurde,  keine  Entschädigung  verlangt.    Freilich  spielte 

diese  hier  auch  keine  besondere  Rolle,  während  die  Schweiz  später  etwa  12  Millionen 

Frcs.  zu  fordern  hatte.  Vgl.  Heilborn  S.  25  f.,  Schweizer,  H.  971 8. 
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Gewährung  der  notwendigen  Nahrung,  Kleidung  und  Hilfsmittel  obliegt 
dem  neutralen  Staat,1)  der  aber  nach  dem  Friedensschluss  seine  Ersatz- 
ansprüche geltend  machen  kann.     Weitere  Bestimmungen  fehlen. 

Hinzufugen  will  ich,  dass  sich  der  neutrale  Staat  durch  Zurückbehalten 
von  Kriegsmaterial,  das  ja  beim  Übertritt  abgeliefert  werden  muss,  vor- 
läufig sichern  kann.2) 

Wenn  auch  die  Aufnahme  der  Flüchtigen  für  den  Gegner  günstig 
wirkt,  da  er  sie  sonst  als  Kriegsgefangene  zu  pflegen  hätte,  so  kann  sich 
der  Neutrale  doch  nur  an  den  Staat  halten,  dessen  Truppen  er  aufge- 
nommen hat.8) 

Auch  die  Unterhaltung  der  Armeepferde  ist  eine  vorläufige  Pflicht 
der  Neutralen.  Übrigens  kann  hier  der  Verkauf  notwendig  werden,  der 
dann  indes  so  durchgeführt  werden  muss,  dass  die  einseitige  Begünstigung 
einer  Kriegspartei  verhindert  ist.4) 

Das  tote  Kriegsmaterial,  welches  mitgeführt  wird,  ist  zu  sequestrieren 
und  nach  dem  Friedensschluss  dem  Eigentümer  zu  erstatten.6)  Das  gilt 
auch  für  die  Feldpost,  die  eine  kriegführende  Partei  durch  neutrales  Ge- 
biet gehen  lässt.6) 

3.  Durch  die  Aufnahme  unter  seine  Herrschaft  erwirbt  der  Staat  die 
Befehlsgewalt  über  die  Internierten.7) 

Nach  dem  Übertritt  der  Bourbakischen  Armee  in  die  Schweiz  wurden 
die  Offiziere  von  den  Mannschaften  getrennt  und  die  Übergetretenen  unter 
kantonales  Kommando,  kantonale  Bewachung  und  kantonale  Verwaltung 
gestellt. 

Die  Mannschaften  hatten  täglich  Appell  und  wurden  teilweise  zu 
Arbeiten  angehalten.8)  Reghtsbestimmungen  gibt  es  in  dieser  Hinsicht 
indes  auch  heute  noch  nicht. 

§  71. 

Die  Durchfahrt  Verwundeter  durch  neutrales  Gebiet. 

I.  Der  Art.  55  der  Brüsseler  Deklaration9)  hatte  in  Erledigung 
einer  im  deutsch-französischen  Krieg  aufgetretenen  Streitfrage  die  Durch- 
fahrt von  Verwundeten  oder  Kranken  beider  Heere  durch  neutrales  Gebiet 
mit  der  Beschränkung  für  statthaft  erklärt,  dass  weder  Kriegspersonal  noch 
Kriegsmaterial  mitgeführt  und  die  nötigen  Sicherheits-  und  Aufsichtsmass- 
regeln ergriffen  werden. 


l)  Vgl.  dazu  Heilborn  S.  17,  Schweizer,  IL  971,  980. 

*)  Generalstabsheft  S.  70. 

8)  Geffcken  in  v.  Holtzendorffs  Hdb.  des  VR.  663.  Die  entgegengesetzte  Meinung 
hatten  die  Times  v.  16.  Febr.  1871  und  im  Anschluss  daran  auch  Hall  geäussert.  Heil- 
born S.  20  f. 

4)  Heilborn  S.  58. 

6)  Die  Schweiz  hatte  sich  beim  Obertritt  der  Bourbakischen  Armee  ein  Retentions- 
recht an  dem  auf  ihren  Boden  mitgebrachten  Kriegsmaterial  zur  Sicherung  ihrer  For- 
derung an  Frankreich  vorbehalten.  Nach  Lentner  und  Heilborn  ist  ein  solches  schon  von 
selbst  gegeben.  (Heilborn  S.  63.)  In  der  Tat  wird  niemand  die  Herausgabe  verlangen 
können,  wenn  er  nicht  gleichzeitig  seine  Verbindlichkeit  erfüllt. 

*)  Heilborn  S.  70  f. 

7)  Vgl.  darüber  Heilborn  S.  17  ff. 

8)  a.  a.  0.  25. 

•)  Vgl.  oben  S.  30  den  Wortlaut. 
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Ein  Jahr  vor  der  Haager  Konferenz  hatte  der  schweizerische  Bundes- 
rat in  einem  „Enonc£u  Richtpunkte  für  die  Revision  der  Genfer  Konvention 
aufgestellt,  und  hier  lautete  Nr.  IV  lit.  b: 

„Declarer  que  les  convois  d'evacuation  peuvent  transiter  par  un  territoire 
neutre,  pourvu  que  les  agenls  qui  les  accoropagnent,  ainsi  que  leur  materiel.  soient 
exclusivement  sanitaires,  et  que  les  evacues  ne  soient  pas  des  prisonniers  de  guerre." 

Moynier1)  führte  zur  Stütze  dieser  Auffassung  folgendes  aus: 

Der  Art.  6  der  Genfer  Konvention  neutralisiert  die  Ausräumungs- 
transporte, ohne  die  Frage  ins  Auge  zu  fassen,  dass  solche  Transporte 
über  neutrales  Gebiet  gehen  müssen.  Das  ist  nachzuholen  im  Geiste  des 
Gesetzgebers  von  1864. 

Dazu  bot  nun  die  Haager  Konferenz  Gelegenheit. 

Bei  der  Beratung  des  Artikels  55  der  Brüsseler  Deklaration  in  der 
6.  Sitzung  der  Unterkommission  am  6.  Juni  kam  der  luxemburgische  Ver- 
treter Eyschen  auf  den  Krieg  von  1870/71  zu  sprechen  und  stellte  folgen- 
des fest2): 

Nach  den  Schlachten  bei  Metz  hatte  Deutschland  bei  Belgien  und 
Luxemburg  die  Erlaubnis  zu  erwirken  versucht,  die  deutschen  und  fran- 
zösischen Verwundeten  über  deren  Gebiet  befördern  zu  dürfen.  Belgien 
schlug,  nachdem  es  sich  mit  England  benommen  hatte,8)  dieses  Ansinnen 
ab;  Luxemburg  aber  gab  ihm  von  Anfang  an  statt.  Deutschland  hatte 
aus  Menschlichkeitserwägungen  seinen  Antrag  gestellt.  Drei  Schlachttage 
unter  brennender  Sonne,  und  dazu  Wassermangel,  hatten  eine  bedenkliche 
Lage  geschaffen.  Es  handelte  sich  um  das  Interesse  der  Verwundeten  und 
nicht  minder  um  die  allgemeinen  Gesundheitsinteressen  der  Gegend. 

Nach  der  Schlacht  bei  Sedan  erneuerte  Deutschland  sein  Verlangen. 
Diesesmal  ging  Belgien  darauf  ein. 

In  den  Anlagen  von  Bazeilles  lagen  3000  Verwundete ;  Tag  und  Nacht 
ging  der  Regen  nieder.  Deutschland  war  auf  die  belgischen  Bahnen  an- 
gewiesen und  Belgien  erfüllte  somit  eine  Pflicht  der  Menschlichkeit. 

Hinzufügen  will  ich  übrigens,  dass  die  Schweiz  von  vornherein  diese 
Haltung  eingenommen  und  im  deutsch-französischen  Krieg  beiden  Teilen 
zwar  für  Truppenbeförderungen  ihre  Eisenbahnlinie  geschlossen,  aber  den 
Transport  von  Kranken  und  Verwundeten  durch  ihr  Gebiet  gestattet  hatte. 

Bei  der  Verhandlung  im  Haag  zeigte  sich  nun  noch  dieselbe  Ver- 
schiedenheit der  Auffassung,  die  im  deutsch-französischen  Krieg  selbst  her- 
vorgetreten, aber  schon  auf  der  Brüsseler  Konferenz  1874  zu  Gunsten 
der  deutschen  Praxis  entschieden  worden  war. 

Den  französischen  Standpunkt4)  vertrat  der  französische  General 
Mounier  in  folgender  Weise: 


!)  La  revision  de  la  Convention  de  Geneve  1898  p.  29. 

f)  III.  109.    Vgl.  über  diese  Frage  auch  Dahn,  Bausteine  V.  1.  S.  85,  203. 

*)  England  hatte  selbst  vorher  beim  französischen  Kriegsminister  sondiert ;  und 
nachdem  dieser  dem  Verwundetentransport  durch  neutrales  Gebiet  widersprochen  hatte, 
weil  dadurch  die  eigenen  Bahnen  des  Feindes  zu  Gunsten  der  Kriegszwecke  entlastet 
würden,  vertrat  jetzt  England  die  Ansicht,  der  Transport  von  Verwundeten  sei  dann  eine 
aeutralitatsverletzung,  wenn  sich  eine  Kriegspartei  widersetze. 

4)  Diesen  billigt  auch  jetzt  noch  Gillot  p.  484,  59,  sowie  Bonfils  S.  742. 
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Durch  den  Art.  55  könne  der  einen  der  Kriegsparteien  ein  beträcht- 
licher Vorteil  erwachsen.  Die  Beförderung  der  Verwundeten  durch  neu- 
trales Gebiet  entlaste  die  Wege  einer  Armee,  und  die  letztere  könne  somit 
ihre  Unternehmungen  leichter  durchführen.  Es  handle  sich  somit  um  die 
Wahrnehmung  eines  besonderen  Interesses  gerade  der  Kriegspartei,  die  in 
der  Lage  sei,  die  Bestimmung  für  sich  auszunützen,  nicht  so  sehr  um  ein 
Interesse  der  Menschlichkeit.1)  Diese  Ausführung  gipfelte  in  dem  Wunsch, 
man  möge  solche  Transporte  durch  neutrale  Staaten  ganz  verbieten. 

Der  belgische  erste  Vertreter  Beernaert  versicherte  aber,  dass 
dieser  Artikel  einzig  und  allein  durch  ein  Menschlichkeitsinteresse  bestimmt 
worden  sei.  Man  habe  nur  an  das  Wohl  der  Verwundeten  auf  dem  Schlacht- 
feld gedacht. 

Mounier  erwiderte:  Der  Neutrale  habe  die  Wahl,  welcher  Kriegs- 
partei er  diesen  Vorteil  gewähren  wolle.  Das  sei  parteiisch.  Es  müsste 
dann  wenigstens  ein  Vorbehalt  aufgenommen  werden  für  den  Fall  der 
höheren  Gewalt  oder  des  unwiderstehlichen  Zwanges,  der  allein  die  Be- 
vorzugung rechtfertigen  könne.2) 

Ey sehen  aber  fasste  seine  Rechtsanschauung  dahin  zusammen:  Der 
neutrale  Staat  muss  den  Durchgang  gewähren  können;  freilich  erfordert 
es  die  allgemeine  Neutralitätspflicht,  dass  dann  beide  Kriegsparteien 
gleichgestellt  sind,  also  beiden  der  Durchzug  bewilligt  wird.8) 

Auch  Beernaert  erwiderte  dem  französischen  Vertreter,  die  be- 
fürchtete Parteilichkeit  sei  schon  durch  den  Wortlaut  ausgeschlossen,  denn 
es  heisse  „aux  arm6es",  nicht  „ä  Parmäe".  Die  einseitige  Bewilligung  des 
Durchzugs  an  eine  Kriegspartei,  ohne  dass  die  andere  dieselbe  Vergün- 
stigung geniesse,  sei  freilich  parteiisch  und  eine  Verletzung  der  Neutralität. 

Mounier  blieb  indes  dabei,  dass  Art.  55  doch  je  nach  den 
Umständen  ein  Parteiergebnis  herbeiführen  könne.  Wenn  die  bei  Sedan 
verwundeten  Deutschen  gut  weggekommen  seien,  so  hätten  sie  das  dem 
Umstand  zu  verdanken  gehabt,  dass  die  belgischen  Bahnen  zu  ihrer  Be- 
förderung bereit  standen.  Weiter  stelle  aber  auch  gerade  das  von  Eyschen 
angeführte  Beispiel  die  behauptete  ungleiche  Wirkung  fest,  und  so  sei  es 
immer.  Die  in  Metz  eingeschlossenen  Verwundeten  hätten  von  der  Er- 
laubnis, über  Luxemburger  Gebiet  befördert  zu  werden,  keinen  Gebrauch 
machen  können.  Man  müsse  eben  die  Frage  von  einem  allgemeineren 
Standpunkt  aus  betrachten.  Wenn  eine  Macht  für  ihre  Verwundeten  die 
Eisenbahn  aus  neutralen  Staaten  benutzen  dürfe,  so  seien  ihre  eigenen 
Heeresstrassen  für  den  Nachschub  frischer  Truppen  in  diesem  Umfang 
entlastet.4) 

Descamps  antwortete:  es  ist  lediglich  die  Frage,  ob  von  Seiten 
des  Neutralen,  der  den  Durchzug  gewährt,  eine  Einmischung  in  die  Feind- 


l)  III.  109,  49. 
*)  a.  a.  0. 

8)  a.  a  0      Das  wiederholte  später  auch  Rolin.     III.  162. 
4)  III.  110.    So  schon  v.  Leer  in  den  Brüsseler  Actes  p.  229.    Vgl.  auch  Zorn,  Im 
neuen  Reich,  S.  357. 
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Seligkeiten  vorliegt.  Es  handelt  sich  nicht  darum,  ob  für  eine  der  Kriegs- 
parteien eine  grössere  oder  geringere  Vergünstigung  tatsächlich  erwächst, 
sondern  nur  darum,  ob  man  eine  der  Kriegsparteien  einseitig  begünstigen 
will.*) 

Jetzt  ergriff  der  deutsche  Oberst  Gross  v.  Schwarzhoff  das  Wort. 
Er  erklärte  mit  soldatischer  Offenheit :  in  rein  technischer  Würdigung  habe 
Mounier  Recht.  Aber  es  gebe  Fälle,  wo  die  Gesetze  der  Menschlichkeit 
höher  eingeschätzt  werden  müssen  als  die  Gesetze  des  Krieges.  Übrigens 
sei  die  Ungleichheit  nur  scheinbar.  Denn  es  handle  sich  um  die  Beför- 
derung der  Verwundeten  beider  Armeen  durch  das  siegreiche  Heer  und 
das  sei  denn  doch  eine  doppelte  Last.2) 

Mounier  erkannte  das  mit  derselben  Ritterlichkeit  an,  wollte  aber 
zur  Steuer  der  Parteilichkeit,  wenn  ein  allgemeines  Durchzugs  verbot  nicht 
zu  erreichen  sei,  lieber  einem  allgemeinen  Durchzugs  recht  und  mithin 
einer  allgemeinen  Bewilligungspflicht  zustimmen. 

Wenn  man  statt  pourra  setze  devra,  sei  er  zufrieden. 

Mounier  dachte,  dass  der  Neutrale  durch  die  Verweigerung  des 
Durchzugs  vielleicht  erst  recht  parteiisch  handeln  könne.  Also  die  Frei- 
heit der  Entscheidung  (le  choix)   war  ihm  vor  allem   ein  Dorn  im  Auge. 

Beernaert  protestierte  aber  sofort  und  führte  aus  :  man  könne  einem 
neutralen  Staat  unmöglich  eine  solche  Beschränkung  seiner  Gebietshoheit 
ansinnen,  wie  sie  darin  liege,  dass  man  ihm  die  Bewilligung  des  Durch- 
zugs zur  Pflicht  mache.     Dann  solle  lieber  der  ganze  Artikel  fallen.8) 

So  war  denn  also  der  Artikel  55  aufs  Höchste  gefährdet,  und 
der  Präsident  v.  Martens  hielt  sich  für  verpflichtet,  die  historische  und 
juristische  Grundlage  des  Artikels  noch  einmal  vor  Augen  zu  rücken.  Im 
Jahre  1874  hätten  die  auf  der  Brüsseller  Konferenz  vertretenen  Staaten  das 
Prinzip  aus  Erwägungen  der  Menschlichkeit  angenommen  und  die  Brüsseler 
Deklaration  habe  es  festgelegt.  Sollte  ein  neutraler  Staat  bei  der  An- 
wendung des  Art.  55  nicht  unparteiisch  vorgehen,  so  würde  der  Protest 
des  Geschädigten  schon  folgen.  Man  solle  es  also  nur  bei  der  blossen 
Befugnis,  einen  Akt  der  Menschlichkeit  zu  üben,  bewenden  und  die  Neu- 
tralen diese  Befugnis  nur  unter  eigener  Verantwortung  betätigen  lassen. 
Aus  diesen  Erwägungen  möge  Mounier  nicht  weiter  auf  einer  Änderung 
des  Artikels  bestehen.4) 

Vergleichsweise  schlug  nunmehr  der  österreichische  Bevollmächtigte 
Lammasch  folgende  Fassung  vor:  „Si  les  interets  de  l'humanite  Texi- 
gent,  le  neutre  autorisera  le  passage  .  .  ."•) 

Beernaert  und  Descamps  waren  aber  gegen  jede  Zwangspflicht. 6) 

Die  Unterkommission  schien  am  toten  Punkt  angekommen  zu  sein, 
und  der  italienische  erste  Vertreter  Graf  v.  Nigra  beantragte  unter  Zu- 


l) 

11] 

:.  i 

110 

■) 

a. 

a. 

0. 

8) 

a. 

a. 

0. 

4) 

a. 

a. 

0. 

5) 

a 

a. 

0 

•) 

a. 

a. 

0. 
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Stimmung  von  Beernaert,  dass  von  den  abgegebenen  Erklärungen  lediglich 
Kenntnis  genommen  werde.  Das  Protokoll  würde  zeigen,  in  welchem  Geist 
der  Artikel  aufgefasst  worden  sei.1) 

Der  Präsident  versuchte  es  noch  einmal  mit  einer  neuen  Formulie- 
rung. Er  beantragte  folgende  Fassung:  „L'Etat  pourra,  sous  sa  responsa- 
bilite  ä  l'egard  des  deux  parties  belligärantes,  autoriser  le  passage  .  .  .  ." 

Er  wollte  durch  die  ausdrückliche  Betonung  der  Verantwortlichkeit 
dem  französischen  Standpunkt  entgegen  kommen. 

Aber  Mounier  war  auch  damit  nicht  zufrieden  gestellt.2) 

Bei  dieser  Sachlage  beschloss  die  Unterkommission  die  Verhandlungen 
abzubrechen  und  die  endgültige  Fassung  einer  späteren  Sitzung  vorzu- 
behalten.8)    Und  mittlerweile  verständigte  man  sich. 

In  der  folgenden  Sitzung  der  Unterkommission  am  8.  Juni  teilte  der 
Präsident  mit,  dass  sich  Beernaert  und  Mounier  dahin  geeinigt  hätten, 
die  beiden  Absätze  des  Art.  55  der  Brüsseler  Deklaration  aufrecht  zu  er- 
halten.4)  Über  einen  Zusatz  und  sein  Schicksal  vgl.  unten  S.  333. 

Im  übrigen  half  man  sich  mit  einem  Auslegungsvorbehalt. 

Es  wurde  nämlich  unter  Zustimmung  Mouniers  eine  als  authentischer 
Kommentar  bezeichnete  Erklärung  Beernaerts  ins  Protokoll  aufgenommen, 
welche  besagt:  Menschheitliche  und  gesundheitliche  Erwägungen  können 
einen  neutralen  Staat  bestimmen,  verwundeten  oder  kranken  Soldaten  den 
Durchzug  durch  sein  Gebiet  zu  gestatten,  ohne  dass  er  dadurch  die  Neu- 
tralitätspflicht verletzt.  Aus  dem  Text  selbst  geht  hervor,  dass  aber 
beiden  kriegführenden  Heeren  gegenüber  dieselbe  Haltung  beobachtet  werden 
muss.6) 

Nachdem  auch  der  italienische  erste  Vertreter  Graf  Nigra  dieser 
Auslegung  zugestimmt  hatte,  wurde  deren  Aufnahme  ins  Protokoll  und 
schliesslich  auch  die  ganze  zwischen  Beernaert  und  Mounier  vereinbarte 
Fassung  von  der  Unterkommission  gebilligt.6) 

Die  beiden  Absätze  des  Art.  55  der  Deklaration  bilden  jetzt  im  KGB. 
zusammen  den  Abs.  1  des  Art.  59. 

II.  Der  Abs.  1  des  Art.  59  lautet: 

„Der  neutrale  Staat  kann  den  Durchzug  von  Verwundeten  oder  Kranken 
der  kriegführenden  Heere  durch  sein  Gebiet  gestatten,  jedoch  unter  dem  Vorbehalte, 
dass  die  zur  Beförderung  benützten  Züge  weder  Kriegspersonal  noch  Kriegsmaterial 
mit  sich  führen.  Der  neutrale  Staat  ist  in  solchen  Fällen  verpflichtet,  die  erforder- 
lichen Sicherheits-  und  Aufsichtsmassregeln  zu  treffen". 

1.  Es  ist  keine  Pflicht,  wohl  aber  ein  im  Interesse  der  Humanität7) 
zugestandenes  Recht  des  neutralen  Staates,  gegen  welches  keine  Kriegs- 
partei mehr  das  Recht  des  Widerspruchs  hat,  den  Durchzug  von  Kranken 
und  Verwundeten  durch  sein  Gebiet  zu  gestatten,  während  der  Durchzug 


1)  a.  a.  0. 

2)  a.  a.  0. 
sj  a.  a.  0 
«)  III.  117. 

ö)  III.  49,  117. 
•)  III.  48,  117. 
7)  „Des  considerations  d'humanite  et  d'hygieneeu  pvent  determiner  un  Etat  neutre.' 
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von  kampfbereiten  Truppen  durch   neutrales   Gebiet   selbst  bei  der  Ge- 
stattung nach  beiden  Seiten  eine  Neutralitätsverletzung  blieb.1) 

Die  völkerrechtliche  Ausnahmestellung  des  Verwundetentransports 
wurde  lediglich  durch  die  Menschlichkeit  diktiert.  Es  muss  sich  dann 
aber  auch  um  eine  Vergünstigung  beider  („der")  kriegführenden  Heere 
handeln;  d.  h.  der  Durchzug  für  Kranke  und  Verwundete  muss,  wenn  er 
überhaupt  erlaubt  wird,  beiden  Kriegsparteien  und  ihren  Verwundeten  ge- 
stattet werden.2) 

Auf  der  Konferenz  wurde  es  wiederholt  betont,  dass  der  neutrale 
Staat,  welcher  aus  Menschlichkeit  seinen  Beistand  leiht,  sich  dabei  durch 
die  Grundsätze  einer  unbedingten  Unparteilichkeit  leiten  lassen  müsse.8) 

Die  Rechtsstellung  der  verwundeten  Kriegsgefangenen  in  einem 
Krankentransport,  der  durch  neutrales  Gebiet  geht,  war  schon  in  Brüssel 
heiss  umstritten.4) 

Der  Kriegsgefangene,  der  sich  auf  neutrales  Gebiet  geflüchtet  hat, 
um  sich  der  Gefangenschaft  zu  entziehen,  wird  frei,  ist  aber  zu  inter- 
nieren. Dasselbe  gilt  für  den  Kriegsgefangenen,  den  die  auf  neutrales  Ge- 
biet versprengten   Truppen   mit   sich   führen.6) 

Kann  diese  Freiheit  aber  auch  für  den  Fall  gefordert  werden,  dass 
eine  Kriegspartei  die  Erlaubnis  erhalten  hat,  einen  Verwundetentransport» 
unter  welchem  sich  kranke  Kriegsgefangene  befinden,  durch  neutrales  Ge- 
biet in  die  Heimat  zu  leiten? 

Lambermont  hatte  in  Brüssel  die  Frage  bejaht,  stiess  aber  auf 
den  Widerspruch  des  deutschen  Vertreters  Voigts-Rhetz.6) 

Bluntschli,  welcher  der  herrschenden  Auffassung  entsprechend 
unter  der  Zwangsvorstellung  stand,  dass  schon  die  neutrale  Luft  frei 
mache,7)  der  aber  andernteils  auch  die  Voigts-Rhetzsche  Forderung  für 
zwingend  hielt,  hatte  in  Brüssel  folgendes  allerdings  von  Lambermont 
wiederum  bekämpfte  Kompromiss  vertreten :  So  lange  sich  die  verwundeten 
Gegner  auf  neutralem  Gebiet  befanden,  hört  die  Kriegsgefangenschaft  auf; 
sie  beginnt  aber  wieder  mit  dem  Eintritt  ins  feindliche  Land. 

Entschieden  wurde  damals  nichts,  und  im  Haag  kam  Beernaert 
erfolglos  auf  die  Anschauung  seines  Landsmannes  Lambermont  zurück.8) 

Meine  Ansicht  ist  folgende  : 

Mangels  eines  Vorbehaltes,  unter  welchem  aber  in  erster  Linie  die 
verwundeten  Kriegsgefangenen  selbst  zu  leiden  hätten,9)  und  der  auch  ohne 

l)  Vgl.  oben  S.  321. 

*)  Vgl   oben  S.  328,  330. 

3)  Vgl.  den  Kommissionsbericht  III.  49.    Vgl.  auch  oben  S.  328  ff. 

4)  Über  diese  Streitfrage  vgl   Heilborn  S.  53  ff. 
ö)  Vgl.  oben  S.  325. 

•j  Actes,  p.  255,  257,  Heilborn  S.  54.  Diese  Freiheit  schloss  auch  die  Internierung 
aus,  welch  letztere  Lambermont  übrigens  auch  für  die  Kriegsgefangenen  übertretender 
Truppen  nicht  zulassen  wollte.    Vgl   oben  S.  325. 

7)  Manuel  Art.  88:  „Wer  neutrales  Gebiet  betritt,  ist  frei'*. 

8)  Vgl.  unten  S   334. 

•)  Heilborn  in  Anlehung  an  Voigts-Rhetz  S.  53. 
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Zustimmung  der  Kriegsparteien  unterbleiben  kann ,  schliesst  die  Erlaubnis 
zum  Verwundetentransport  auch  das  Recht  ein,1)  Verwundete  der  Gegen- 
partei durch  neutrales  Gebiet  in  die  Heimat  des  Siegers  zu  befördern.2) 

Mit  diesem  Recht  ist  das  Freiwerden,  wie  das  Festhalten  solcher 
Verwundeten  auf  neutralem  Boden  absolut  unvereinbar.8) 

Die  Kriegsgefangenschaft  hört  hier  mit  dem  Eintritt  des  Transport- 
zugs ins  neutrale  Gebiet  in  keiner  Weise  auf,  weil  nicht  die  neutrale  Luft, 
sondern  nur  die  neutrale  Herrschaft  frei  macht. 

Hat  aber  ein  Staat  den  Durchzug  fremder  Truppen  durch  sein  Ge- 
biet gestattet,  so  gemessen  diese  eine  beschränkte  Exterritorialität*)  Was 
in  dieser  Richtung  durch  das  Herkommen  für  die  Friedenszeit  entwickelt 
wurde,  muss  in  dem  Umfang,  in  welchem  solche  Durchzüge  jetzt  auch  im 
Krieg  vorkommen  können,  für  diesen  ebenfalls  gelten. 

Die  militärische  Herrschaft  und  Befehlsgewalt,  also  auch  die  Macht 
über  die  mitgeführten  Kriegsgefangenen  wird  in  keiner  Weise  unterbrochen.5) 
Dass  ein  Krankentransportzug  durch  neutrales  Gebiet  geht,  hebt  ebenso- 
wenig die  Herrschaft  des  Nehmers  über  seine  transportierten  Kriegs- 
gefangenen auf,  als  die  Berührung  mit  den  Neutralen  den  eigenen  Ver- 
wundeten später  nach  der  Heilung  im  Wege  steht,  wieder  zur  Truppe 
zurückzukehren.6) 

2.  Die  Durchzugsgestattung  erfolgt  unter  dem  neutralitätsgesetzlichen 
Vorbehalt,  dass  die  zur  Beförderung  benützten  Züge  weder  Kriegs- 
personal, noch  Kriegsmaterial  mit  sich  führen. 

In  Brüssel  hatte  man  ursprünglich  dasjenige,  was  für  die  leichten 
Feldlazarette  nötig  ist,  ausgenommen.7)  Aber  das  ist  in  Wahrheit  eben- 
sowenig Kriegsmaterial,  als  die  erforderlichen  Krankenpfleger  Kriegspersonal 
sind.  Dass  die  Sanitätszüge  die  nötige  Apotheke  mit  sich  führen  dürfen, 
brauchte  in  der  Tat  nicht  erst  gesagt  zu  werden. 

Der  österreichische  Oberstleutnant  vonKhuepach  wollte  indes  im 
Haag  noch  einmal  in  den  Bannkreis  der  früheren  Formel  zurücklenken, 
indem  er  hinter  den  Worten  „ni  personnel  ni  materiel"  den  Zusatz  anregte: 

„qui  depasseraient  les  limites  du  necessaire  pour  soigner  les  blesses  et  les 
malades  du  convoi." 

Aber  der  belgische  Vertreter  Beernaert  erklärte,  dass  das  der  Sinn 


*)  a.  a.  0.  S.  55  f. 
*)  Art.  59  Abs.  2. 

8)  Nur  wenn  solche  Verwundete  mit  Rücksicht  auf  die  Schwere  der  Verwundung 
bei  den  Neutralen  ausgesetzt  werden  müssen.  Dann,  aber  auch  nur  dann  erlischt  die 
Kriegsgefangenschaft  und  wandelt  sich  nach  Art.  59  Abs.  2  zur  Festhaltung.  Von  Frei- 
heit ist  also  auch  hier  keine  Rede.    Im  übrigen  vgl.  unten  S.  333. 

4)  Bonfils-Grah,  Völkerrecht  S.  138. 

6)  Aus  dem  Umstand,  dass  der  neutrale  Staat  die  erforderlichen  Sicherheits-  und 
Aufsichtsmassregeln  zu  treffen  hat  (Art  59  Abs.  2),  folgt  noch  nicht,  dass  von  einer 
militärischen  Begleitung  abgesehen  werden  soll. 

°)  So  in  letzter  Hinsicht  auch  Zorn,  Im  neuen  Reich,  S.  357. 

7)  Vgl.  den  bei  Lentner  „Das  Recht  im  Kriege"  S.  56  abgedruckten  Text:  cela 
qui  serat  indispensable  aux  ambulances". 
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des  Artikels   sei,   worauf  die   Auslegung   des  österreichischen  Vertreters 
durch  Beschluss  im  Protokoll  festgehalten  wurde.1) 

Über  das  hier  vorausgesetzte  Bedürfnis  hinaus  wäre  dagegen  der 
neutrale  Staat  zur  Beschlagnahme  berechtigt  und  verpflichtet.  Von  einer 
Herausgabe  an  den  Gegner  kann  aber  vorerst  noch  keine  Rede  sein  und 
die  Aufhebung  der  Beschlagnahme  erfolgt  erst  mit  dem  Friedensschluss.2) 

3.  Der  Durchzug  selbst  erfolgt  unter  den  nötigen  Sicherheits- 
undAufsichtsmassregeln,  welche  der  Neutrale  zu  treffen  berechtigt 
und  verpflichtet  ist. 

§  72. 

Die  Unterbringung  der  Verwundeten  auf  neutralem  Gebiet. 

Welche  Rechtsstellung  haben  die  Verwundeten  und  Kranken,  wenn 
sie  auf  neutralem  Gebiet  abgesetzt  werden?8) 

In  der  Sitzung  der  Unterkommission  am  8.  Juni  wurde  zu  den  beiden 
Absätzen  des  Art.  55  der  Brüsseler  Deklaration,  über  deren  Beibehaltung 
sich  Beernaert  und  Mounier  gerade  geeinigt  hatten,4)  ein  von  diesen  be- 
antragter dritter  Absatz  mitgeteilt: 

„Une  fois  admis  sur  le  territoire  neutre,  les  malades  ou  blessäs  ne 
peuvent  etre  rendus  qu'ä  leurs  pays  d'origine."6) 

Wie  der  Rolinsche  Kommissionsbericht  ausführt,6)  erhoben  sich  jedoch 
alsbald  Bedenken  über  die  Tragweite  dieses  Zusatzes.  Einige  Mitglieder 
glaubten,  dass  hiermit  der  neutrale  Staat  die  Ermächtigung  erhalte, 
die  Kranken  und  Verwundeten  sofort  in  ihre  Heimat  abzuschieben,  während 
es  sich  doch  nur  um  das  Verbot  handle,  die  Kranken  zum  Gegner 
abzustossen. 

Die  Redaktionskommission  strich  daher  den  von  Beernaert-Mounier 
beantragten  Zusatz  wieder  und  schlug  dafür  zur  Beseitigung  jeder  Unklar* 
heit  folgende  Fassung  vor: 

„Les  blesses  ou  malades  amenes  dans  ces  conditions  sur  le  territoire  neutre 
par  an  des  belligerants,  et  qui  appartiendraient  ä  la  partie  adverse,  devront  6tre 
gardes  par  l'Etat  neutre,  de  maniere  qu'ils  ne  puissent  de  nouveau  prendre  part 
aux  Operations  de  la  guerre."7) 

Nur  der  italienische  General  Zuccari  widersprach,  wie  er  sagte,  aus 
Achtung  vor  der  unbeschränkten  Unparteilichkeit  der  Neutralen.8) 

Der  Zusatz  bestimmte,  dass,  wenn  z.  B.  in  einem  deutsch-französischen 
Krieg  ein  deutsches  Begleitungskommando  verwundete  Franzosen, 
veranlasst  durch  deren  bedenklichen  Zustand,  auf  belgischem  Boden  absetzt, 


*)  III.  109. 

*)  Heilborn  S.  56  ff. 

*)  Vgl.  darüber  Gillot,  la  revision  de  la  Convention  de  Geneve  p.  184  sq. 

*)  Vgl    oben  S.  330. 

8)  III.  117. 

•)  HL  48. 

7)  III.  49.    Es  ist  das  wortwörtlich  der  erste  Satz  des  jetzigen  Abs.  2  (Art    59). 

8)  HL  160,  49. 
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diese  dem  Krieg  entzogen  bleiben   müssen  und  demgemäss  zu  bewachen 
sind. 

Wie  ist  aber  die  Lage,  wenn  das  deutsche  Zugskommando  deutsche 
Schwerverwundete  dort  absetzt? 

Diese  Frage  schnitt  Crozier  in  der  zweiten  Lesung  an,  indem  er 
die  Frage  stellte: 

Welches  ist  die  Rechtslage,  der  auf  neutrales  Gebiet  gebrachten 
und  dort  verbliebenen  Kranken  und  Verwundeten,  wenn  sie  nicht  zur 
Gegenpartei,  sondern  zur  eigenen  Partei  gehören?  Dürfen  diese  nach  er- 
folgter Heilung  wieder  zu  den  Waffen  eilen?1) 

Man  musste  natürlich  diese  Frage  verneinen  und  beide  Fälle  gleich- 
stellen.2) 

Beernaert  unterschied: 

1.  den  Fall,  wo  der  Sieger  für  seine  eigenen  Verwundeten  und 
Kranken  den  einfachen  Durchzug  durch  neutrales  Gebiet  betätigt, 

2.  den  Fall,  wo  er  dabei  auch  verwundete  und  kranke  Kriegs- 
gefangene mitführt, 

3.  den  Fall,  wo  er  die  transportunfahigen ,  eigenen  Verwundeten 
oder  Kranken  im  neutralen  Staat  absetzen  und  dessen  Sorge  über- 
lassen muss. 

Den  letzten  Fall  hatte  Crozier  im  Auge  gehabt. 

Beernaert  führte  nun  weiter  aus:  Im  ersteren  Fall  dürfe  der  neu- 
trale Staat  den  Transport  vorbehaltlos  gestatten.  Aber  schon  im  zweiten 
Fall  müssten  die  Kranken  und  Verwundeten  im  neutralen  Gebiet  zurück- 
behalten werden  (?) 8)  und  ebenso  müssten  im  dritten  Fall  die  Kranken  und 
Verwundeten  durch  die  Neutralen  bewacht  werden. 

Um  diese  doppelte  Bewachungspflicht  auszudrücken,  würde  man 
besser  im  zweiten  Absatz  die  Worte  „appartenant  ä  la  partie  adverse" 
streichen. 

Aber  Rolin  glaubte  dann  zwischen  dem  ersten  und  zweiten  Absatz 
einen  Widerspruch  finden  zu  sollen,  welcher  noch  durch  die  Worte  am 
Anfang  des  2.  Absatzes  gesteigert  würde  „amen&s  dans  ces  conditions." 
In  Wahrheit  wäre  dann,  so  meinte  dieser  mit  Recht,  jede  Möglichkeit 
eines  Durchzuges  beseitigt.4) 

Gross  v.  Schwarzhoff  bemerkte:  der  in  Ziffer  3  genannte  Fall 
wird  sich  nur  höchst  selten  ereignen,  nämlich,  wenn  sich  der  Zustand 
eines  Kranken  oder  Verwundeten  während  der  Fahrt  verschlechtert,  so  dass 
man  ihn  aussetzen  muss.6) 

Nach  einem  weiteren  Meinungsaustausch,  an  dem  sich  Asser  und 
Descamps   beteiligten,   behielt  man  denn  auch  den  von  dem  Redaktions- 


l)  UI.  162,  49. 

*)  III.  49. 

8)  Vgl.  oben  S.  331  f. 

4)  III.  162. 

5)  a.  a.  0. 
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ausschuss   hergestellten   Text  bei,  gab   ihm    aber,    um  den   Fall   Crozier 
(Beernaertschen  Fall  Nr.  3)  zu  treffen,  folgenden  Zusatz: 

„Celuci-ci  (d.  h.  der  neutrale  Staat)  aura  les  m£mes  devoirs  quant 
aux  blessäs  ou  malades  de  Tautre  arm6e  qui  lui  seraient  conftes."1) 

So  entstand  der  jetzige  Abs.  2  des  Artikel  59. 

Crozier  hatte  schliesslich  noch  einen  Widerspruch  dieses  Artikels 
(Abs.  2)  mit  dem  Art.  10  der  Rotekreuzkonvention  erkennen  wollen,  wie 
er  gerade  von  der  ersten  Unterkommission  beschlossen  worden  war.2) 
Auf  den  Antrag  von  Gross  v.  Schwarzhoff  war  dieses  Bedenken  an  die 
Redaktionskommission  hinübergegeben  worden.8)  Der  letztere  erklärte 
indes  diesen  Widerspruch  für  nur  scheinbar ;  auf  jeden  Fall  sei  er  durch 
die  neue  Fassung  beseitigt. 

IL  Der  Abs.  2  des  Art.  59  des  Kriegsgesetzbuchs  lautet: 

Die  der  Gegenpartei  angehörigen  Verwundeten  oder  Kranken,  die  von  einer 
der  Kriegsparteien  auf  neutrales  Gebiet  gebracht  werden,  sind  von  dem  neutralen 
Staate  derart  zu  bewachen,  dass  sie  nicht  von  neuem  an  den  Kriegsunterneh- 
mungen teilnehmen  können.  Der  neutrale  Staat  hat  gegenüber  den  ihm  anver- 
trauten Verwundeten  oder  Kranken  des  anderen  Heeres  die  gleichen  Verpflich- 
tungen." 

Ich  schicke  voraus,  dass  die  Genfer  Konvention  noch  nicht  die 
Krankenzüge  durch  neutrale  Gebiete  ins  Auge  fasst.4) 

Darüber  hat  erst  die  Brüsseler  und  jetzt  die  Haager  Konferenz  Be- 
stimmungen erlassen.     Darnach  gilt  folgendes. 

Im  Bedürfnisfall  ist  die  Absetzung  und  Aufnahme  aus  Ver- 
wundetenzügen ohne  weiteres6)  erlaubt  und  keine  Neutralitätsverletzung, 

Den  so  e)  auf  neutrales  Gebiet  gebrachten  Kranken  und  Verwundeten 
muss  dann  der  Aufenthaltsstaat  die  nötige  Krankenbehandlung  angedeihen 
lassen.7) 

Das  ist  die  logische  Folge  der  Aufnahme,  was  zudem  im  Art.  60 
noch  besonders  formuliert  wird.     Vgl.  alsbald  Z.  III. 

Eine  eigene  Neutralitätspflicht  ist  es,  dass  der  Aufenthaltsstaat  die 
Aufgenommenen  während  ihres  ganzen  Verbleibens  daselbst  derart  be- 
wacht, dass  sie  nicht  von  neuem  an  den  Kriegsunternehmungen  teil- 
nehmen können. 

Das  entspricht  bis  aufs  Wort  der  Bestimmung  des  Art.  10  des  Rote- 
kreuzabkommens,  der  aber  nachträglich  wieder  gestrichen  wurde.8) 


*)  III.  163,  49. 

*)  III.  159.    Vgl.  über  den  Art.  10  unten  §  87. 

8)  a.  a.  0. 

*)  Merignhac,  La  conf.  intern,  de  la  paix  p.  242  f. 

ß)  Die  Verwundetenzüge  selbst  bedürfen  allerdings  der  Genehmigung  der  Neutralen 
(S.  330). 

*)  „dans  ces  conditions",  d.  h.  aus  genehmigten  Durchgangszügen.  Der  amtliche 
deutsche  Text  hat  das  bedauerlicher  Weise  ganz  fallen  lassen. 

7)  Die  Kriegspartei  hat  nicht  das  Recht,  auf  neutralem  Gebiet  für  ihre  Angehörigen 
ein  Spital  zu  bauen. 

8)  Vgl.  darüber  unten  §  87. 
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Es  macht  keinen  Unterschied,  ob  eine  Kriegspartei  ihre  eigenen  Ver- 
wundeten oder  die  Verwundeten  der  Gegenpartei  auf  das  neutrale  Gebiet 
gebracht  hat. 

III.  Der  Art.  60  des  KGB.  stimmt  wörtlich  mit  dem  Art.  56  der 
Brüsseler  Deklaration  überein  und  hat  folgenden  Wortlaut: 

„Die  Genfer  Konvention  gilt  auch  für  die  im  neutralen  Gebiet  untergebrachten 
Kranken  und  Verwundeten." 

Diese  Bestimmung  hat  den  Art.  6  der  Genfer  Konvention  im  Auge. 

Nach  dem  Abs.  1  des  Art  6  sollen  die  Verwundeten  oder  Kranken 
ohne  Unterschied  der  Nationalität  verpflegt  werden.  Das  gilt  also  auch 
für  die  Neutralen. 

Der  Abs.  2  enthält  die  Bestimmung,  dass  die  geheilten  Kriegsgefange- 
nen, wenn  sie  als  dienstuntauglich  befunden  worden  sind,  in  ihre  Heimat 
zurückgeschickt  werden  sollen.  Aber  eine  Kriegspartei  und  ein  Neutraler 
können  in  ihrem  Urteil  über  Kriegstauglichkeit  auseinandergehen.1) 

Noch  weniger  einwandfrei   ist  die  analoge  Anwendung  des  Abs.  3. 

Hiernach  kann  auch  die  bedingte  Entlassung  der  geheiltenDienst- 
fähigen  stattfinden.2) 

Daraus  ergibt  sich  übrigens  aber  auch  eine  Ungleichheit.  Denn  die 
von  vornherein  dienstfähig  gebliebenen  Offiziere,  die  über- 
getreten sind,  können  nach  Massgabe  des  KGB.  Art.  57  Abs.  3  besten 
Falles  Bewegungsfreiheit,  im  neutralen  Staat  erhalten,  dürfen  aber  nicht 
auf  Ehrenwort  entlassen  werden.  Man  sieht  den  Grund  für  eine  derartige 
Unterscheidung  nicht  ein.  Solche  Ungleichheiten  ergeben  sich  jedoch  er- 
fahrungsgemäss  sehr  leicht,  wenn  analoge  Anwendung  auf  einem  im  übrigen 
selbständig  ausgebauten  Rechtsgebiet  beschlossen  wird.  Bei  einer  Revision 
der  Genfer  Konvention  wird  das  ins  Auge  gefasst  werden  müssen.3) 

§  73. 
Der  „Wunsch"  betr.  die  Kodifikation  des  Neutralitatsrechts. 

Die  Brüsseler  wie  die  Haager  Konferenz  hat  nur  zwei  Punkte  des 
Neutralitätsrechts  herausgegriffen  und  geordnet. 

Waren  und  sind  denn  aber  die  anderen  Partien  des  Neutralitätsrechts 
genügend  geklärt  und  festgelegt?  Niemand  wird  die  Frage  bejahen  wollen. 

I.  Noch  bevor  die  Unterkommission  in  die  Beratung  der  Art.  53— 56 
der  Brüsseler  Deklaration  eintrat,  hatte  daher  der  Vertreter  Luxemburgs 
Ey sehen4)  angeregt,  die  völkerrechtliche  Stellung  der  Neutralen  allseitig 
festzulegen,  also  das  ganze  Neutralitätsrecht  zu  kodifizieren. 

Er  meinte:  Man  kenne  sich  gegenwärtig  in  den  Neutralitätsrechten 
und  -Pflichten  nicht  recht  aus.  Die  Feststellung  müsse  aber  möglichst  in 
der  Friedenszeit  erfolgen,  wenn  man  leidenschaftslos  sei. 

*)  Vgl.  unten  §  87.  A.M.  Schweizer,  IL  1009. 

2)  Dieser  Artikel  ist  übrigens  schlecht  redigiert,  und  das  „können"   im  Art.  6  ge- 
winnt im  Rahmen  des  KGB.  (Art.  60)  natürlich  eine  ganz  andere  Bedeutung. 
8j  Vgl.  auch  unten  §  87.  Z.  III. 
*)  III.  104  f. 
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Der  Ausbau  des  Neutralitätsrechts  liege  im  Interesse  der  Kriegs- 
parteien, die  oft  nicht  wissen  könnten,  welche  Haltung  von  den  Neutralen 
zu  erwarten  sei  und  die  deshalb  in  ihren  Unternehmungen  behindert  seien. 

Aber  auch  die  Neutralen  hätten  ein  Interesse  daran,  ihre  Verpflich- 
tungen zu  kennen.  Unsicherheit  und  peinliche  Zweifel  würden  bei  ihnen 
aufhören,  unvorhergesehene  Klagen  und  endlose  Verwicklungen  schwinden 
und  ihre  Friedensmission  werde  erleichtert.  In  dieser  Hinsicht  gehöre  die 
Frage  so  recht  eigentlich  vor  die  Friedenskonferenz.  Gewiss  sei  die  auf- 
geworfene Frage  schwer  zu  lösen,  aber  die  Lösung  bringe  grosse  Vorteile. 
Man  könne  in  ruhiger  Zeit  die  gesetzgeberischen  und  sonstigen  Massnahmen 
ergreifen  und  dann  im  Krieg  auch  die  Beobachtung  der  Neutralitäts- 
pflichten erwarten.  Die  Vereinbarung  internationaler  Rechtssätze  würde 
die  Arbeit  der  Regierungen  und  Parlamente  erleichtern.  Selbst  wenn  man 
nicht  immer  genaue  Rechtssätze  formulieren  könne,  wäre  es  doch  in  jedem 
Fall  schon  höchst  nützlich,  wenn  die  Konferenz  wenigstens  gewisse  Punkte 
für  streitig  erkläre.  Die  Ansprüche  würden  dann  hier  weniger  stark  und 
das  Verhalten  massvoller  sein. 

Man  könne  sich  vielleicht  auch  über  einen  modus  procedendi  ver- 
ständigen für  den  Fall,  dass  eine  Verletzung  der  Neutralitätspflichten  fest- 
gestellt sei,  was  für  schwache  Staaten  von  Wichtigkeit  sei.  Durch  die 
Beschäftigung  mit  all  diesen  Fragen  würde  die  Konferenz  ein  Ergebnis 
herbeiführen,  das  für  alle  Staaten  und  Völker  von  Bedeutung  sei.1) 

Der  Präsident  v.  Martens  dankte  dem  luxemburgischen  Vertreter 
für  seine  interessanten  Ausführungen,  meinte  aber,  dass  die  Unterkommis- 
sion nicht  in  der  Lage  sei,  in  die  Würdigung  dieser  sehr  verwickelten  Frage 
einzutreten,  denn  ihre  Aufgabe  gehe  einzig  und  allein  darauf,  die  Artikel 
der  Brüsseler  Konferenz  zu  prüfen.2) 

Der  belgische  Bevollmächtigte  Descamps  hob  indes  hervor,  dass 
die  aufgeworfene  Frage  aufs  engste  mit  der  Aufgabe  der  Konferenz  ver- 
bunden sei.  Die  Herstellung  eines  Neutralitätscodex  sei  freilich  ein  viel 
zu  umfangreiches  Unternehmen.  Man  könne  sich  darauf  beschränken, 
einige  Fragen  zu  klären,  die  in  einer  näheren  Beziehung  zu  den  Artikeln 
der  Brüsseler  Deklaration  stünden.  Dadurch  würde  die  Kommission  nicht 
die  Grenzen  ihres  Auftrags  überschreiten.  Ihm  erscheine  es  als  das  beste, 
wenn  ein  Ausschuss  von  einigen  Mitgliedern  gebildet  würde,  welcher  zu 
prüfen  hätte,  ob  und  wie  es  möglich  wäre,  über  einige  einschlägige  Punkte 
zu  einem  positiven  Resultat  zu  kommen.8) 

Der  Präsident  bezweifelte  es,  dass  die  Konferenz  in  einigen  Wochen 
erreichen  würde,  was  die  hervorragendsten  Juristen,  wie  diejenigen  des 
Institut  De  Droit  International  in  25  Jahren  nicht  fertig  gebracht  hätten. 
Vielleicht  würde   es  dem  Antragsteller  genügen,  wenn  die  Konferenz  den 


l)  III.  104  f. 
*)  in.  105. 

8)  a.  a.  0. 

Meurer,  Haager  Friedenskonferenz  II.  22 
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Wunsch  ausspreche,   dass   diese  Frage  durch   eine  spätere  Konferenz  ge- 
prüft werde.1) 

Auch  der  schwedisch -norwegische  Vertreter  Bild  t  erkannte  wohl 
den  Wert  der  Anregung  an;  er  zweifelte  aber  an  der  Zuständigkeit  der 
Unterkommission ;  zuständig  sei  bloss  das  Plenum  der  Konferenz ;  nur  dieses 
könne  einen  Prüfungsausschuss  bestellen ;  die  Unterkommission  müsse  sich 
vorerst  auf  die  Prüfung  derjenigen  Neutralitätsfragen  beschränken,  die  mit 
der  Brüsseler  Deklaration  eng  zusammenhängen.8) 

Schliesslich  meinte  aber  der  rumänische  erste  Vertreter  Bei di man, 
der  übrigens  ganz  auf  dem  Boden  der  Ausführungen  von  Ey sehen  stand, 
der  letztere  möge,  bevor  man  sich  endgültig  entscheide,  die  Punkte  genau 
angeben,  welche  von  der  Unterkommission  bearbeitet  werden  sollten  und 
möge  darüber  in  der  nächsten  Sitzung  berichten.8) 

Diesem  von  Descamps  unterstützten  Vorschlag  stimmte  dann  die 
Unterkommission  zu.4) 

Sie  ging  mit  Recht  davon  aus,  dass  nur  im  Rahmen  des  Zusammen- 
hangs mit  Art.  53  ff.  die  Zuständigkeit  gegeben  sei. 

Ey  sehen  erklärte  sich  bereit,  einige  Artikel  über  die  Neutralität, 
soweit  sie  mit  den  Art.  53 — 55  zusammenhängen,  zu  formulieren  und  in 
der  nächsten  Sitzung  vorzulegen.6)  Der  Schweizer  0 die r  und  der  Bulgare 
Stancioff  machten  indes  nochmals  Zuständigkeitsbedenken  geltend  und 
erklärten,  sich  im  weiteren  ablehnend  verhalten  zu  müssen.6) 

Als  dann  aber  Eyschen  an  die  Arbeit  ging,  überzeugte  er  sich  als- 
bald, wie  richtig  der  Präsident  v.  Martens  gesehen  hatte,  als  derselbe  es 
für  unmöglich  erklärt  hatte,  mit  der  Sache  in  einigen  Tagen  fertig  zu 
werden. 

Am  3.  Juni  hatte  die  vorerwähnte  Sitzung  stattgefunden.  Am  5.  Juni 
bereits  richtete  Eyschen  ein  Schreiben  an  den  Präsidenten,  in  welchem 
er  folgendes  ausführte: 

Er  habe  die  Abgrenzung  der  Rechte  und  Pflichten  der  Neutralen 
angeregt.  Die  Unterkommission  habe  das  in  den  Grenzen  der  Brüsseler 
Deklaration  gebilligt  und  ihn  beauftragt,  im  Rahmen  des  Zusammenhangs 
mit  den  Art.  53  ff.  Vorschläge  zu  machen.  In  diesem  Zusammenhang 
könne  man  vielleicht  die  grundsätzlichen  Bestimmungen  über  die  Unver- 
letzlichkeit der  Neutralen  treffen,  man  könne  weiter  die  Verpflichtung  des 
neutralen  Staates  in  Betreff  der  Abstossung  der  Kriegsparteien  von  seinem 
Gebiet  genauer  regeln  und  die  Rechtsfolgen  der  Neutralitätsverletzung  für 
Kriegführende  und  Neutrale  bestimmen.  Bei  der  Prüfung  im  einzelnen 
habe  er  sich  aber  bald  überzeugt,  dass  man  nur  wenig  an  die  Art.  53  ff.  an- 
knüpfen könne ;  in  viel  höherem  Grad  hingen  die  aufgeworfenen  besonderen 


*)  a.  a.  O. 

*)  a.  a.  0.     Über  diese   Frage  sprachen  noch  weiter :  Der  Präsident  v.  Martens, 
Beernaert,  Descamps  und  Graf  von  Selir.  (III.  105.) 

3)  III.  105. 

4)  III.  106. 
6)  a.  a.  0. 
6)  a.  a.  0. 
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Fragen  mit  anderen  allgemeinen  Neutralitätsgrundsätzen  zusammen,  deren 
gleichzeitige  Erörterung  nicht  umgangen  werden  könne.  Er  glaube  daher, 
dass  man  die  Kodifikation  des  Neutralitätsrechts  auf  später  verschieben 
müsse.  Die  Kommission  möge,  damit  im  Augenblick  nur  überhaupt  etwas 
geschehe,  gemäss  dem  Vorschlag  des  Präsidenten  nur  den  Wunsch  aus- 
sprechen, dass  diese  Frage  auf  das  Programm  des  nächsten  Kongresses 
gesetzt  werde.1) 

Dazu  gab  Ey sehen  am  nächsten  Tag  in  der  Sitzung  der  Unter- 
kommission eine  Erklärung  ab,  die  im  wesentlichen  folgenden  Inhalt  hatte : 

„Die  Bestimmungen  in  den  Art  53  ff.  enthalten  eine  Ausnahme  von  dem 
allgemeinen  Grundsatz,  dass  neutrale  Staaten  Truppen  kriegfahrender  Staaten 
weder  aufnehmen  noch  durchziehen  lassen  dürfen.  Man  hätte  diesen  allgemeinen 
Grundsatz  und  ebenso  auch  die  Pflicht  der  Kriegspartei  formulieren  können,  neu- 
trales Gebiet  zu  achten.  Man  hätte  dem  Nachdruck  geben  können  durch  den 
weiteren  Satz,  dass  die  Unverletzlichkeit  neutralen  Gebietes  unter  den  Schutz  der 
militärischen  Ehre  gestellt  sei.  In  diesem  Ideengang  wäre  es  dann  natürlich,  auch 
noch  die  Rechtsfragen  der  Neutralitätsverletzung  festzulegen.  Diese  Materie  ist  ja  schon 
durch  Beschlüsse  des  Institut  De  Droit  International  vom  30.  August  1875  (Haag) 
geklärt  worden.  Hiernach  macht  dolus  und  culpa  eine  Regierung  verantwortlich. 
Die  verletzte  Macht  hat  aber  die  Befugnis,  die  Neutralität  als  beendigt  anzusehen 
und  zu  den  Waffen  zu  greifen  nur  in  den  schwersten  und  dringendsten  Fällen  und 
dabei  nur  während  der  Dauer  des  Krieges.  In  anderen  Fällen  entscheidet  allein 
das  Schiedsgericht  und  zwar  ex  aeepo  et  bono  über  den  Schadensersatz,  welchen 
der  neutrale  Staat  für  sich  resp.  seme  Untertanen  an  den  verletzten  Staat  gemäss 
seiner  Verantwortlichkeit  zu  zahlen  hat.  Man  kann  nicht  leugnen,  dass  bei  einer 
Erörterung  dieser  Fragen  das  ganze  Neutralitätsrecht  aufgerollt  wird.  Das  hat 
eben  die  Unterkommission  vermieden  sehen  wollen,  indem  sie  ihre  Zuständigkeit 
nur  im  Zusammenhang  mit  den  Artikeln  53  ff.  bejaht  hat." 

Schliesslich  meinte  dann  der  luxemburgische  Vertreter: 

„Die  Sachlage  habe  auch  durch  ein  Ereignis  eine  Änderung  erfahren.  Er 
habe  erklärt,  in  dieser  ganzen  Frage  nur  im  Einverständnis  mit  den  Vertretern 
gleichinteressierter  Staaten  handeln  zu  wollen.  Da  der  Vertreter  der  Schweiz, 
Dr.  Roth,  aber  plötzlich  habe  abreisen  müssen,2)  so  habe  es  zu  dem  angestrebten 
Einverständnis  nicht  kommen  können. 

Man  müsse  sich  demgemäss  darauf  beschränken,  der  Zukunft  vorzuarbeiten."8) 

Der  Präsident  brachte  darnach  den  Wunsch  zur  Abstimmung:  Die 
Frage  des  Ausbaues  des  Neutralitätsrechts  möge  einer  späteren  Konferenz 
zur  Prüfung  überwiesen  werden.4) 

Dieser  Wunsch  wurde  von  der  Unterkommission6)  und  dann  ohne 
weitere  Erörterung  von  der  Kommission  angenommen, 6)  vorbehaltlich  der 
Bestätigung  des  Plenums,  die  dann  auch  ohne  Debatte  erfolgte.7) 

II.  Die  Revision  des  Neutralitätsrechts,  wie  sie  im  Haag  in  Aussicht 
genommen  wurde,  wäre  die  erstmalige  Kodifikation  eines  ebenso  bedeut- 
samen als  kontroversenreichen  Rechts. 

Um  was  es  sich  hier  insbesondere  handelt,  hat  Eyschen  ausgeführt. 

Dabei  hat  der  russisch-japanische  Krieg  ganz  neue  Probleme  gestellt. 


? 


III.  107. 

Dessen  Tochter  war  bei  einem  Eisenbahnunglack  ums  Leben  gekommen. 
8)  III.  108. 

4)  a.  a.  0. 

5)  a.  a.  0.     Vgl.  auch  den  Rolinschen  Bericht.  III.  35. 

6)  III.  29. 
*)  I.  42. 
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Man  denke  nur  daran,  dass  dieser  Krieg  auf  neutralem  Boden  ausgefochten 
wurde.     , 

Die  grössten  Schwierigkeiten  macht  das  Neutralitätsrecht  im  Seekrieg 
und  hier  ist  das  Revisions-  und  Kodifikationsbedürfnis  geradezu  schreiend. 

Art  und  Dauer  des  Gastrechts  für  versprengte  Schiffe  ist  noch 
sehr  umstritten  und  die  Gefährdung  der  Kabel  erfordert  ernstliche  Rechts- 
vorkehrung. 

Insbesondere  aber  hat  die  erschreckende  Ausdehnung  der  Minen 
im  russisch-japanischen  Krieg  eine  ganz  neue  Neutralitätsfrage  erstehen 
lassen:  Man  muss  fordern,  dass  die  neutralen  Schiffe,  welche  übrigens 
noch  lange  nach  dem  Friedensschluss  auf  treibende  Minen  auflaufen 
können,  vom  Minenleger  gewarnt  und  entschädigt  werden.  Aber  leider 
wird  sich  nicht  immer  feststellen  lassen,  auf  wessen  Minen  das  Schiff  ge- 
raten ist,  und  da  muss  man  den  Knoten  einfach  durchhauen,  was  aber 
hier  wie  auch  bei  anderen  Schwierigkeiten  auf  dem  Minengebiet  nur 
durch  einen  neuen  Rechtssatz  geschehen  kann. 

Ebenso  machen  die  altbekannten  Streitfragen  des  so  einschneidenden 
Kontrebanderechts  endlich  ein  gesetzgeberisches  Eingreifen  dringend 
nötig.  Dabei  darf  glücklicherweise  erwartet  werden,  dass  durch  die  höchst 
bedeutsamen  Vorarbeiten  des  völkerrechtlichen  Instituts  auf  dem  Gebiet 
des  Kontrebanderechts  die  Revision  erleichtert  wird.  Nichtsdestoweniger 
wird  diese  Revision  voraussichtlich  die  schwierigste  Arbeit  der  Zukunft 
bleiben. 


Zweite  Abteilung. 

Dos  Häuser  Rotekreuzobkomnen 

und 

die  Arbeiten  der  I.  Unterkommission. 


Erster  Abschnitt. 

Die  Vorgeschichte  des  Rotekreuzabkotntnens. 


§  74. 
Die  Marineartikel  der  Genfer  Konferenz  von  1868. 

Die  Genfer  Konvention  vom  22.  August  1864  ist  das  erste  Konferenz- 
abkommen,  welches  sich  mit  der  Pflege  der  verwundeten  Soldaten  be- 
schäftigte und  hier  den  Satz  vertrat,  dass  dieselben  ohne  Unterschied 
der  Nationalität  aufgenommen  und  verpflegt  werden  sollen. 

Über  die  Genfer  Konvention  von  1864  hatte  ich  eine  Studie  vor- 
bereitet, welche  einen  Teil  dieses  Bandes  bilden  und  hier  (§§  74 — 83) 
eingestellt  werden  sollte.1) 

Warum  ich  mich  noch  während  der  Drucklegung  entschloss,,  diese 
Studie  als  besondere  Schrift  erscheinen  zu  lassen,2)  ist  im  Vorwort  der 
letzteren  ausgeführt. 

Im  §  4  dieser  Schrift  ist  auch  über  folgenden  „Wunsch44  der  Haager 
Konferenz  berichtet: 

„La  Conference,  prenant  en  consideration  les  demarches  prelimi- 
naires  faites  par  le  Gouvernement  Federal  Suisse  pour  la  revision  de  la 
Convention  de  Geneve,  emet  le  voeu  qu'il  soit  procede  ä  bref  delai  ä  la 
reunion  d'une  Conference  speciale  ayant  pour  objet  la  revision  de  cette 
Convention."  8) 

Diese  Revisionskonferenz  ist  mittlerweile  auf  den  11.  Juni  1906  nach 
Genf  einberufen  worden. 

I.  Es  bestand  aber  kein  vernünftiger  Grund,  die  Verwirklichung  der 
Rotekreuzidee  auf  den  Landkrieg  zu  beschränken ;  und  doch  war  die  Genfer 
Konvention  von  1864  laut  Überschrift  nur  bestimmt: 


l)  Vgl.  oben  S.  1. 

*)  Die  Genter  Konvention  und  ihre  Reform,  München  1906. 

3)  I.  221. 
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,j?our   V  amelioration  du  sort   des  milüaires  blesses    dans  les 

armSes  en  campagne." 

Das  war  die  bedenklichste  Lacke  der  Genfer  Konvention,1)  welche 
insbesondere  durch  die  Seeschlacht  von  Lassa  1866  grell  beleuchtet  wurde. 

Der  Seekrieg  .hat  freilich  seine  Eigenheiten,  und  diese  fordern  eine 
besondere  Durchfuhrung  der  Rotekreuzidee.2) 

Bereits  der  Art,  11  des  für  die  Genfer  Konferenz  von  1864  ausgearbeiteten 
und  den  Beratungen  zu  Grund  gelegten  Projekts  des  internationalen  Komitees 
hatte  folgende  Bestimmung  vorgesehen: 

„Des  stipulation*  ancdogues  ä  Celles  qui  pricldent,  relatives  aux  guerra 
maritimes,  pourront  faire  Vöbjet  d'une  Convention  tUUrteure  entre  les  puissances 
intireesSes."  •) 

Dass  es  nicht  zu  einem  Beschluss  darüber  kam,  lag  daran,  dass  die 
Bevollmächtigten  mehrerer  Mächte  bezüglich  dieser  übrigens  auch  noch 
nicht  genügend  vorbereiteten  Frage  keine  Instruktionen  hatten.4) 

Die  im  Art.  11  berührte  Aufgabe  wurde  sodann  der  zweiten  Genfer 
Konferenz  von  1868  in  aller  Form  gestellt. 

Diese  Konferenz  war  durch  14  Staaten  beschickt 6)  und  beschloss  in 
der  Tat  ein 

„Projet  d'articles  additionnels  ä  la    Convention  du 

22  aoüt  1864  pour  V amelioration  du  sort  des  militaires  blesses  dans 

les  armSes  en  campagne/4 

Die  Marineartikel,  d.  h.  die  Zusatzartikel  6— 156)  mit  der  besonderen 
Überschrift  „Articles  concernant  la  marine"  beschäftigen  sich  mit 
der  Anwendung  der  Grundsätze  der  Genfer  Konvention  auf  den  Seekrieg. 

Die  Marineartikel  der  zweiten  Genfer  Konferenz  können  als  „die 
wichtigste  wie  zugleich  als  die  umfänglichste4'7)  Ergänzung  der  Genfer 
Konvention  angesehen  werden. 

Die  Zusatzartikel  waren  von  den  Bevollmächtigten  sämtlicher  14 
Staaten,  die  auf  dem  Genfer  Kongress  von  1868  vertreten  waren,  dort 
auch  unterzeichnet  worden. 

Trotzdem  das  Ganze  im  Hinblick  darauf,  dass  nicht  alle  Vertreter 
Vollmacht  zur  Unterzeichnung  eines  förmlichen  Abkommens  hatten,  nur 


')  So  auch  Merignhac,  La  conf.  intern,  de  la  paix,  p   96  f. 

*)  a.  a.  0. 

')  Moynier,  Etüde  sur  la  Convention!  de  Geneve  p.  78 

*)  a.  a.  0.  Merignhac,  La  conf.  intern,  de  la  paix  p.  97. 

*)  Nordd.  Bund,  Österreich,  Baden,  Bayern,  Belgien,  Dänemark,  Frankreich,  Eng- 
land, Italien,  Niederlande,  Schweden,  die  Schweiz,  die  Türkei  und  Württemberg.  Nicht* 
vertreten  waren  im  Jahre  1868:  Die  vereinigten  Staaten  von  Amerika,  Spanien, 
Portugal,  und  wie  im  Jahre  1864:  Griechenland,  der  Kirchenstaat  und  Russland. 
Letzteres  hat  indes  in  demselben  Jahr  (1868)  seiner  menschenfreundlichen  Gesinnung  durch 
die  Einberufung  des  Petersburger  Kongresses  Ausdruck  gegeben,  der  uns  die  sog.  Peters- 
burger Konvention  brachte.  (Vgl.  oben  S.  153  ff.)  Russland  hat  sich  auch  später  zum 
Beitritt  unter  gewissen  Bedingungen  bereit  erklärt. 

°)  Die  Zusatzartikel  1—5  sind  Erläuterungen  und  Fortbildungen  des  Landkriegs- 
Sanitätsrechts  und  bereits  gewürdigt  an  den  einschlägigen  Stellen  meiner  .Genfer  Kon- 
vention". 

7)  Lueder,  Die  Genfer  Konvention  S.  223. 


§  74.    Die  Marineartikel  der  Genfer  Konferenz  von  1868.  343 


als  Projekt  gedacht  war,1)  setzten  alsbald  sehr  nachdrücklich  die  Rati- 
fikation s  bestrebungen  ein,8)  die  insbesondere  beim  schweizerischen  Bundes- 
rat ihre  kräftigste  Stütze  fanden. 

Aber  die  Marineartikel  „boten  in  ihrer  teilweise  sehr  unklaren  Fassung 
alsbald  Anlass  zu  kritischen  Erörterungen  und  diplomatischen  Korres- 
pondenzen".8) 

Frankreich  und  England  regten  zu  den  Art.  9  und  10.  fortbildende 
Auslegungsbestimmungen  an  und  machten  ebenso  wie  alsbald  auch  Bayern 
und  Dänemark   von  der  Annahme   derselben  die  Ratifikation  abhängig.4) 

Die  meisten  Staaten  waren  geneigt,  die  Zusatzartikel  mit  den  englisch- 
französischen  Zusätzen  anzuerkennen.0) 

Andere  Staaten  machten  noch  Vorbehalte;6)  wieder  andere  aber 
hatten  auf  das  Ratifikationsansinnen  des  schweizerischen  Bundesrates  gar 
nicht  geantwortet.7)  Wirklich  ratifiziert  hat  die  Zusatzartikel  keine  einzige 
Signatarmacht.8) 

Preussen  und  Frankreich  haben  im  Krieg  1870  die  Zusatzartikel  als 
für  sich  verbindlich  erklärt  und  im  amerikanisch-spanischen  Krieg  1898 
folgte  man  diesem  Beispiel.9) 

Für  die  Brüsseler  Konferenz  von  1874  hatte  der  russische  Entwurf 
auch  Partien  des  Verwundetenrechts  eingestellt;  doch  der  Plan  einer  teil- 
weisen Revision  wurde  glücklicherweise  wieder  aufgegeben.10)  Dabei 
wurde  dann  aber  auch  bezüglich  der  Zusatzartikel  vom  Jahre  1868  be- 
schlossen, alle  Fragen  des  Seekriegs  auszuschalten,  so  dass  die  in  dieser 
Richtung  von  einer  besonderen  Kommission  vorbereitete  Arbeit  völlig  erfolg- 
los blieb.«) 

Nun  schlug  das  Genfer  internationale  Komitee  unter  der  Führung 
von  Moynier  einen  anderen  Weg  ein.12)  Man  Hess  das  Konferenzprojekt 
fallen  und  strebte  die  Anerkennung  der  Zusatzartikel  auf  der  Grundlage 
der  englisch-französischen  Abänderungsvorschläge  durch  einfachen  Depeschen- 
wechsel der  Kabinette  an.  Man  stützte  sich  darauf,  dass  schon  mehrere 
Staaten,  (darunter  auch  solche,  welche  den  Kongress  gar  nicht  mitgemacht 
hatten),  insbesondere  Italien,  Spanien,  Peru,  die  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika,  Holland  und  Venezuela  die  Zusatzartikel  angenommen  hatten, 


')  Daher  die  Oberschrift  „Proiet".    Vgl.  oben  S.  342. 

*)  Lueder  a.  a.  0.  S.  226  ff.    Merignhac,  La  conf.  intern,  de  la  paix  p.  105. 

*)  Zorn,  Im  neuen  Reich.  S.  329. 

*)  Lueder  a.  a.  0.  S.  232.    Merignhac  a.  a.  0.  p.  105. 

*)  Der  norddeutsche  Bund,  Württemberg,  Baden,  Osterreich,  Belgien,  Holland, 
Norwegen-Schweden,  Italien  und  die  Türkei ;  später  auch  Hessen-Darmstadt  und  Griechen- 
land (Vgl.  Lueder,  Die  Genfer  Konvention  S.  232  und  in  Holtzendorflfe  Hdb.  des  VR. 
IV.  318). 

•)  Bayern,  Frankreich,  England,  Russland  und  Dänemark,  a.  a.  0.  S.  232. 

7)  Spanien  und  der  Kirchenstaat,  (a.  a.  0.  S.  232). 

8)  Vgl.  über  die  ganze  Ratifikationsfrage  Lueder  in  v.  Holtzendorffs  Hdb.  des  VR.. 
IV.  318.    Merignhac,  La  conf.  intern,  de  la  paix  p.  105  ff. 

•)  Merignhac,  La  conf.  intern,  de  la  paix  p.  107  8. 
10)  Vgl.  oben  S.  23. 

")  Merignhac,  La  conf.  intern,  de  la  paix  p.  107. 
")  Vgl.  zum  folgenden  insbesondere  Merignhac  a.  a.  0. 
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die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  und  Holland  einfach  durch  einen  Akt 
ihrer  Gesetzgebung.  Aber  das  bedeutete  nur  eine  einseitige,  staatsrecht- 
liche Normensetzung,  keine  gegenseitig  verpflichtende  völkerrechtliche  Ver- 
einbarung mit  anderen  Staaten. 

Die  Zusatzartikel,  so  wie  sie  in  Genf  beschlossen  worden  waren, 
konnten  nur  durch  die  Ratifikation  der  Signatarmächte  verbindliches  Völker- 
recht werden,  für  das  dann  allerdings  auch  die  Frage  der  Abänderung 
aufgeworfen  werden  konnte.  Aber  zu  dieser  Ratifikation  kam  es  eben 
nicht. 

Die  Konferenzen  der  Rotekreuzgesellschaften  haben  indes  dafür  gesorgt, 
dass  unsere  Frage  nicht  mehr  von  der  Tagesordnung  verschwand. 

Bei  den  Revisionsbestrebungen  bezüglich  der  Genfer  Konvention 
wurde  wiederholt  die  Ausdehnung  der  Genfer  Konvention  auf  den  Seekrieg 
verlangt. *)  Insbesondere  hat  auch  das  Institut  De  Droit  International  diese 
Frage  des  öfteren  erörtert.  Schliesslich  enthielt  das  schweizerische  Enonce 
von  1898 2)  in  Nr.  XV  noch  einmal  folgenden,  auch  von  Moynier8)  ver- 
tetenen  Richtpunkt: 

„Bendre  applicables  aux  guerres  nacales,  d'une  moniere  ou  d'une  autre?  les 
rfyles  humanitaires  du  droit  des  gens  admises  pour  les  guerres  sur  terre." 

Das  Moyniersche  Projet  de  Convention  revisöe  von  18984)  stellte  eine 
Neuredaktion  der  Genfer  Konvention  dar,  in  welcher  die  „militaires  et  les 
marins"  neben  einander  genannt  und  auf  gleichem  Fuss  behandelt  sowie 
die  Genfer  Marineartikel  als  „r^gles  speciales  aux  guerres  sur  mer"  (titre  III) 
eingestellt  waren. 

Aber  bereits  auf  der  Wiener  internationalen  Konferenz  der  Rote- 
kreuzgesellschaften im  Jahre  1897  hatte  Renault6)  die  Forderung  erhoben, 
für  die  Anwendung  der  Grundsätze  der  Genfer  Konvention  auf  den  See- 
krieg ein  besonderes  Abkommen  bereit  zu  stellen;  und  dieser  Weg  wurde 
nun  auch  auf  der  Haager  Friedenskonferenz  eingeschlagen. 

Das  russische  Rundschreiben  vom  30.  Dezbr.  1898  (11.  Januar  1899) 
hatte  folgende  Aufgaben  gestellt: 

Z.  5:  „Adaption  aux  guerres  maritimes  des  stipulations  de  la  Convention 
de  Geneve  de  1864  sur  la  base  des  articles  Additionnels  de  1868". 

Z.  6:  „Neutralisation,  au  meme  titre,  des  navires  ou  chaloupes,  chargSs  du 
sauvetage  des  naufragis  pendant  ou  apres  les  combats  maritimes," 

IL  Bevor  ich  die  Haager  Verhandlungen  schildere,  will  ich  die  Genfer 
Marineartikel,  welche  der  Haager  Konferenz  als  Vorlage  dienten,  zum 
Abdruck  bringen.6) 


1)  Vgl.  meine  „Genfer  Konvention  und  ihre  Reform"  S.  14,  19.  Vgl.  auch  die 
bei  Bonfils-Grah,  Völkerrecht  S.  593  *  Gitterten ;  schliesslich  Merignhac  a.  a.  0.  p.  108. 

2)  Vgl.  meine  „Genfer  Konvention"  S.  19. 
8)  La  re vision  p.  11,  38  f. 

«)  Abgedruckt  a.  a.  O.  S.  47  ff. 

5)  Derselbe  meinte  mit  Recht:  man  könne  leichter  fehlende  Bestimmungen  her- 
stellen als  bestehende  verbessern.  Vgl.  GUlot,  La  revision  de  la  Convention  de  Geneve 
p.  134  ».  oalQ 

•)  Nach  den  Haager  Protokollen  III.  58—61.   Lueder,  Die  Genfer  Konvention  S.  21». 

Der  Text  ist  übrigens  oft  abgedruckt.    Vgl.  a.  a.  0.  222. 
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Art.  6. 

Les  embarcations  qui,  ä  leurs  risques  et  pe'rüs,  pendant  et  apres  le  combat, 
recueiüent  ou  qui,  ayant  recueilli  des  naufragis  ou  des  blessis,  les  portent  ä  bord 
(Fun  navire  sott  neutre,  sott  hospitalier,  jouiront  jusqu'ä  Vaecomplissement  de  leur 
mission  de  la  part  de  neutraliU  que  les  circonstances  du  combat  et  la  Situation 
des  navires  en  conflit  permettront  de  leur  appliquer. 

L'appricia&ion  de  ces  circonstances  est  conftte  ä  Vhumaniti  de  tous  Us 
combattants. 

Les  naufragis  et  les  blessis  ainsi  recueillis  et  sauvis  ne  pourront  servir 
pendant  la  dure'e  de  la  guerre. 

Die  Rettungsbote,  welche  auf  eigene  Verantwortung  und  Gefahr  wahrend 
und  nach  dem  Kampf  Schiffbrüchige  oder  Verwundete  aufnehmen  und  sie  an  Bord 
eines  neutralen  oder  auch  eines  Lazarettschiffes  bringen,  geniessen  bis  zur  Durch- 
führung ihrer  Aufgabe  Neutralität,  soweit  dies  die  Umstände  des  Kampfes  und  die 
Aufstellung  der  Kriegsschiffe  gestatten. 

Die  Würdigung  dieser  Umstände  bleibt  der  Menschlichkeit  aller  Kombattanten 
überlassen. 

Die  so  aufgenommenen  und  geretteten  Schiffbrüchigen  und  Verwundeten 
dürfen  während  der  Dauer  des  Krieges  nicht  mehr  dienen. 

Art  7. 

Le  personnel  religieux,  midical  et  hospitalier  de  tout  bdtiment  capturi  est 
diclart  neutre.  H  empörte,  en  quittant  le  navire,  les  objets  et  les  Instruments  de 
Chirurgie  qui  sont  sa  proprxiU  particuliire. 

Das  geistliche,  ärztliche  und  Lazarettpersonal  weggenommener  Schiffe  wird 
für  neutral  erklärt.  Es  ist  berechtigt,  beim  Verlassen  des  Schiffes  die  Gegenstände 
und  chirurgischen  Instrumente,  die  Privateigentum  sind,  mit  sich  zu  nehmen. 

Art  8. 

Le  personnel,  de'signi  dans  C  article  precedent,  doit  continuer  ä  remplir  ses 
fonctions  sur  le  bdtiment  capturi,  concourir  aux  e'vacuations  de  blessis  faites  par 
le  vainqueur,  puis  il  doit  etre  Obre  de  rejoindre  son  pays,  conforme'ment  au  tecond 
paragraphe  du  premier  article  additionnel  cis-dcssus. 

Les  stipulations  du  deuxieme  article  additionnel  ci-dessus  sont  applicables 
au  traitement  de  ce  personnel. 

Das  im  vorigen  Artikel  erwähnte  Personal  soll  auf  dem  genommenen  Schiff 
seine  Dienste  weiter  leisten  und  bei  den  durch  den  Sieger  bewerkstelligten  Kranken- 
transporten mitwirken,  worauf  es  ihm  freisteht,  in  die  Heimat  zurückzukehren, 
wie  es  der  zweite  Absatz  des  ersten  Zusatzartikels1)  bestimmt. 

Bezüglich  der  Gebührnisse  dieses  Personals  gelten  die  Bestimmungen  des 
zweiten  Zusatzartikels.*) 

Art  9. 

Les  bdtiments  hopitaux  müitaires  restent  soumis  aux  lois  de  la  guerre,  en 
ce  qui  concerne  leur  maUriel;  üs  deviennent  la  propriiU  du  capteur,  mais  celui-ci 
ne  pourra  les  dttourner  de  leur  affection  speciale  pendant  la  dure'e  de  la  guerre. 

Die  militärischen  Lazarettschiffe  bleiben,  was  ihr  Material  betrifft,  den 
Kriegsgesetzen  unterworfen.  Sie  werden  Eigentum  des  Nehmers,  der  sie  jedoch 
während  der  Dauer  des  Krieges  ihrer  besonderen  Bestimmung  nicht  entfremden  darf. 


*)  Dieser  bestimmt  för  das  erwähnte  Personal:  Wenn  es  heimzukehren  wünscht, 
bestimmt  der  Befehlshaber  der  Occupationsarmee  den  Zeitpunkt  der  Abreise,  den  er 
immerhin  nur  kurze  Zeit  im  Falle  militärischer  Notwendigkeit  hinausschieben  darf. 

Lorsqu}il  demandera  ä  se  ritirer,  le  commandant  des  troupes  occupantes 

fixera  le  moment  de  ce  de'part,  qu'il  ne  pourra  toutefois  diffirer  que  pour  une 

courte  durie  en  cos  de  nicessitis  müitaires. 

*)  Dieser  lautet :  Die  Kriegsparteien  sollen  Vorkehrungen  treffen,  um  dem  neutrali- 
sierten Personal,  wenn  es  in  feindliche  Hände  fällt,  den  vollen  Genuss  seiner  Gebührnisse 
zu  sichern. 

Des  dispositions  devront  etre  prises  par  les  Puissances  bellig&rantes  pour 

assurer  au  personnel  neutralise',  tombi   entre  les  mains   de  Varmie  ennemie,  la 

jouissance  integrale  de  son  traitement. 
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Art  10. 

Tout  bdtiment  de  commerce,  ä  quelque  nation  qu'il  apparUenne,  (karge 
exclusivement  de  blessis  et  de  malades  dont  ü  opere  l'tvacuation,  est  couvert  par 
la  neutralüi;  mais  le  fait  seul  de  la  visite,  notifU  sur  le  Journal  du  bord,  par  un 
croiseur  ennemi,  rend  les  blessis  et  les  malades  incapables  de  servir  pendant  la 
durie  de  la  guerre.  Le  croiseur  aura  mime  le  droit  de  mettre  ä  bord  un  com- 
missaire  pour  accompagner  le  convoi  et  verifier  ainsi  la  bonne  foi  de  V Operation. 

Si  le  bdtiment  de  commerce  contenait  en  outre  un  chargement,  la  neuiralite 
le  couvrirait  encore,  pourou  que  ce  chargement  ne  füt  pas  de  nature  ä  itre  confisqui 
par  le  belligerant. 

Les  beUigirants  conservent  le  droit  d'interdire  aux  bdtiments  neutratifis 
toute  communication  et  toute  direction  qu'ils  jugeraient  nuisibles  au  secret  de  leurs 
Operations. 

Dans  les  cas  urgente,  des  Conventions  particuliires  pourront  etre  faites  entre 
les  commandants  en  chef  pour  neutraliser  momentanement  d'une  maniere  speciale 
les  naoires  destinis  ä  livacuation  des  blessis  et  malades. 

Jedes  Handelsschiff,  welcher  Nation  es  auch  gehören  mag,  das  ausschliess- 
lich Verwundete  und  Kranke  zur  Beförderung  mit  sich  führt,  geniesst  Neutralitat; 
aber  schon  die  im  Schiffstagebuch  eingetragene  Durchsuchung  durch  einen  feind- 
lichen Kreuzer  macht  die  Verwundeten  und  Kranken  unfähig,  während  der  Dauer 
des  Krieges  zu  dienen.  Auch  hat  der  Kreuzer  das  Recht,  einen  Kommissar  an 
Bord  zu  geben,  um  den  Transport  zu  begleiten  und  so  die  getreuliche  Durchfuhrung 
zu  überwachen. 

Ist  das  Handelsschiff  ausserdem  mit  Fracht  beladen,  so  geniesst  auch  diese 
Neutralität,  vorausgesetzt,  dass  sie  nicht  ihrer  Natur  nach  der  Wegnahme  durch 
die  Kriegspartei  unterliegt. 

Die  Kriegsparteien  behalten  das  Recht,  den  neutralisierten  Fahrzeugen  jede 
Verbindung  und  jede  Fahrtrichtung  zu  verbieten,  die  nach  ihrer  Ansicht  der  Ge- 
heimhaltung ihrer  Operationen  nachteilig  sein  kann. 

In  dringenden  Fällen  können  zwischen  den  Höchstkommandierenden  eigens 
Verträge  abgeschlossen  werden,  um  zeitweilig  in  besonderer  Art  Fahrzeuge, 
welche  für  den  Transport  der  Verwundeten  und  Kranken  bestimmt  sind,  für  neu- 
tral zu  erklären. 

Art.  11. 

Les  marins  et  les  müitaires  embarquis,  blessis  ou  malades,  ä  quelque  nation 
qui'ils  appartiennent,  seront  protegis  et  soignis  par  les  capteurs. 

Leur  rapatriement  est  soumis  aux  prescriptions  de  Varticle  six  de  Ja  Con- 
vention1) et  de  Varticle  cinq  additionnel.*) 

Die  an  Bord  befindlichen  Marine-  und  Militärpersonen,  die  verwundet  oder 
krank  sind,  sollen  von  der  Partei,  die  das  Schiff  genommen  hat,  ohne  Unterschied 
der  Nationalität  geschützt  und  gepflegt  werden. 


!)  Der  Art.  6  lautet: 

Les  müitaires  blessis  ou  malades  seront  recueülis  et  soignis  ä  quelque  nation 
qu'ils  appartiennent. 

Les  commandants  en  chef  auront  la  faculti  de  remettre  immidiatement 
aux  avanUpostes  ennemis  les  müitaires  ennemis  blesse's  pendant  le  combat  lorsqw 
les  circonstances  le  permettront  et  du  consentement  des  deux  parties. 

Seront  renvoyis  dans  leurs  pays  ceux  qui,  apres  gue'rison,  seront  reconnus 
incapables  de  servir. 

Les  autres  pourront  etre  egalement  renvoyis,  d  la  condition  de  ne  pas  reprendre 
les  armes  pendant  la  dürfe  de  la  guerre. 

Les  evacuations  avec  le  personel  qui  les  dirige  seront  couvertes  par  une 
neutraliti  absolut. 
9)  Der  Zusatzartikel  5  lautet: 

Par  extension  de  Varticle  six  de  la  Convention,  ü  est  stipuli  que,  sous  la 
riserve  des  officiers  dont  la  possession  importerait  au  sort  des  armes,  et  dans  les 
limites  fixies  par  le  deuxieme  paragraphe  de  cet  article,  les  blessis  tombis  entre 
les  mains  de  V  ennemi,  lors  mime  qu'ils  ne  seraient  pas  reconnus  incapables  de 
servir,  devront  itre  renvoyis  dans  leurs  pays  apres  leur  guirison,  ou  plus  tot  si 
faire  se  peut,  ä  la  condition  toutefois  de  ne  pas  reprendre  les  armes  pendant  h 
durie  de  la  guerre. 
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Ihre  Heimsendung  erfolgt  nach  den  Bestimmungen  des  Art.  6  der  (Genfer) 
Konvention  und  des  5.  Zusatzartikels. 

Art.  IS. 

Le  drapeau  distinctif  ä  jaindre  au  paviüon  national  pour  indiquer  un 
navire  ou  une  embarcation  quelconquc  qui  riclame  le  benifice  de  la  neutraliM,  en 
vertu  des  principe*  de  cette  Convention,  est  le  paviüon  blane  ä  croix  rouge. 

Les  belliperants  exercent  ä  cet  igard  toute  veWification  qu'ihjugent  nicessaire. 

Les  baUments  höpitaux  militaires  seroni  ätstinguis  par  une  peiniure  exU- 
rieure  blanche  avec  batterie  verte. 

Die  besondere  Fahne,  welche  neben  der  nationalen  Flagge  zu  hissen  ist,  um 
anzuzeigen,  dass  irgend  ein  Schiff  oder  Fahrzeug  auf  die  Wohltat  der  Neutralität 
Anspruch  erhebt,  ist  die  weisse  Flagge  mit  dem  roten  Kreuz. 

Den  Kriegsparteien  steht  in  dieser  Hinsicht  jede  Prüfungsmassregel  zu,  welche 
sie  für  nötig  halten. 

Die  militärischen  Lazarettschiffe  sind  kenntlich  zu  machen  durch  einen 
äusseren  weissen  Anstrich  mit  grünen  Streifen. 

Art.  13. 

Les  navires  hospitaliers,  iquipis  aux  frais  des  societts  de  secours  reconnues 
par  les  Gouvernements  sianataires  de  cette  Convention  y  pourvus  de  commission 
km/ante  du  Souverain,  gut  aura  donni  Vautorisation  expresse  de  leur  armement, 
et  dfun  document  de  VautoriU  maritime  compttente,  stipulant  qu'üs  ont  4M  soumis 
ä  son  contrdle  pendant  leur  armement  et  ä  leur  dipart  final,  et  qu'üs  itaient 
alors  uniquement  appropriis  au  but  de  leur  mission,  seront  constderis  comme 
neutres  ainsi  que  tout  leur  personnel.  Bs  seront  respecUs  et  proUgis  par  les 
beUige'rants. 

Bs  se  feront  reconnaitre  en  hissant,  avec  leur  paviüon  national,  le  pavülon 
blane  ä  croix  rouge.  La  marque  distinctive  de  leur  personnel  dans  Vexercice  de 
ses  fonctions  sera  un  brassard  aux  memes  couleurs;  leur  peinture  extirieure  sera 
blanche  avec  batterie  rouge. 

Ces  navires  porteront  secours  et  assistance  aux  blessis  et  aux  naufragis 
des  beUige'rants  sans  distinctüm  de  nationaliti. 

Bs  ne  devront  gener  en  aucune  moniere  les  mouvements  des  combattants. 

Pendant  et  apres  le  combat  ils  agiront  ä  leurs  risques  et  pirils. 

Les  bcüiyhants  auront  sur  eux  le  droit  de  contrdle  et  de  visite ;  ils  pour- 
ront  refuser  leur  concours,  leur  enjomdre  de  s'eloigner  et  les  dttenir,  si  la  grämte' 
des  circonstances  Vexigeait. 

Les  blessis  et  les  naufragis  recueülis  par  ces  navires  ne  pourront  etre 
reclames  par  aucun  des  combattants,  et  il  leur  sera  imposi  de  ne  pas  servir 
pendant  la  duree  de  la  guerre. 

Die  Lazarettschiffe,  welche  auf  Kosten  von  anerkannten  Hilfsgesellschaften 
ausgerüstet  wurden,  sind  mit  ihrem  ganzen  Personale  als  neutral  zu  betrachten, 
wenn  sie  den  Auftrag  eines  Souveräns  in  Händen  haben,  der  zu  ihrer  Ausrüstung 
ausdrücklich  die  Erlaubnis  gegeben  hat,  und  wenn  sie  weiter  eine  Urkunde  der 
zuständigen  Seebehörde  besitzen,  welche  feststellt,  dass  sie  während  der  Aus- 
rüstung und  bei  ihrem  schliesslichen  Auslaufen  sich  unter  deren  Aufsicht  befunden 
haben  und  dass  sie  dann  lediglich  ihrer  Bestimmung  übergeben  wurden.  Sie  sind 
von  den  Kriegsparteien  zu  achten  und  zu  schützen. 

Sie  sollen  sich  dadurch  erkennbar  machen,  dass  sie  neben  der  Nationalflagge 
die  weisse  Flagge  mit  rotem  Kreuz  hissen.  Das  Abzeichen  ihres  Personals  während 
der  Ausübung  ihres  Berufes  ist  eine  Armbinde  mit  den  gleichen  Farben.  Ihr 
äusserer  Anstrich  ist  weiss  mit  rotem  Streifen. 

Diese  Schiffe  leisten  den  Verwundeten  und  Schiffbrüchigen  der  Kriegführenden 
ohne  Unterschied  der  Nation  Hilfe  und  Beistand. 

Sie  dürfen  in  keiner  Weise  die  Bewegungen  der  Kriegsschiffe  behindern. 
Während  und  nach  dem  Kampfe  handeln  sie  auf  eigene  Gefahr. 

Die  Kriegsparteien  üben  ein  Aufsichts-  und  Durchsuchungsrecht  über  sie 
aus;  sie  können  ihre  Hilfe  ablehnen,  ihnen  befehlen,  sich  zu  entfernen  und  sie 
auch  zurückhalten,  wenn  besonders  erhebliche  Umstände  es  erfordern. 

Die  Verwundeten  und  Schiffbrüchigen,  welche  von  diesen  Schiffen  auf- 
genommen worden  sind,  können  von  keiner  Kriegspartei  zurückverlangt  werden, 
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und  es  ist  ihnen  zur  Pflicht  gemacht,  während  der  Dauer  des  Kriegs  nicht  mehr 
zu  dienen. 

Art.  14. 

Dans  les  guerres  maritimes  taute  forte  prisompHon,  que  Vun  des  belligerants 
profite  du  tenifice  de  la  neutraliti  dans  un  autre  intiret  que  celui  des  Messe*  et 
des  malades,  permet  ä  Vautre  belligSrant,  jusqu'ä  preuve  du  contraire,  de  suspendre 
la  Convention  ä  son  tgard. 

8%  cette  presomption  dement  une  certitude,  la  Convention  peut  mime  lux  Hre 
de'nonce'e  pour  toute  la  durie  de  la  guerre. 

Jeder  gegründete  Verdacht,  dass  einer  der  Kriegführenden  die  Wohltat  der 
Neutralität  in  einem  andern  Interesse  als  jenem  der  Verwundeten  und  Kranken 
ausnützt,  berechtigt  im  Seekrieg  die  andere  Kriegspartei,  bis  zum  Beweis  des  Gegen- 
teils, die  Konvention  für  sich  nicht  mehr  gelten  zu  lassen. 

Wird  die  Vermutung  zur  Gewissheit,  so  kann  die  Konvention  selbst  für  die 
ganze  Dauer  der  Konvention  gekündigt  werden. 

Art.  15 
enthält  die  Ausfertigung«-  und  Hinterlegungsbestimmungen. 

III.  Längst  hat  Lueder1)  erklärt,  dass  die  Zusatzartikel  in  ihrer 
dermaligen  Gestalt  und  Form  wenigstens  bei  einem  Teil  ihres  Inhalts 
nicht  erwarten  könnten,  zur  praktischen  Geltung  zu  kommen. 

Theoretisch  wurde  inzwischen  mehrfach  in  der  Frage  weiter  gearbeitet 
sowohl  von  Juristen  als  von  Medizinern,  und  die  Haager  Konferenz  hat 
nunmehr,  in,  wie  man  annehmen  darf,  erschöpfender  Weise  die  Materie 
geordnet.2) 

Der  Verlauf  der  Haager  Konferenz  hat  übrigens  die  Richtigkeit  der 
Luederschen  Ansicht  bestätigt.  Es  wird  sich  zeigen,  dass  die  Friedens- 
konferenz auf  Grund  und  unter  zum  Teil  wörtlicher  Benützung  der  Marine- 
Artikel  ein  völlig  neues  Werk  geschaffen  hat. 

„In  einer  Reihe  von  Kommissionssitzungen  wurde  auf  der  Grundlage  der 
Nachtragskonvention  von  1868  eine  gründliche  Beratung  gepflogen,  aus  der  ein 
Konventionsentwurf  hervorging,  der  unter  allen  Umstanden  als  eine  höchst  wert- 
volle Weiterbildung  des  Völkerrechtes  bezeichnet  werden  darf.11 8) 

Trotz  des  starken  Gegensatzes  der  Interessen  der  in  allen  Fragen 
des  Seekriegsrechtes  zwischen  den  grossen  Marinemächten,  Grossbritannien, 
Frankreich,  Deutschland  und  den  übrigen  Staaten  besteht,  gelang  es  in 
verhältnismässig  kurzer  Zeit,  eine  vollkommene  Übereinstimmung  auf  dem 
Boden  der  Humanität  zu  erzielen.4) 

§  75. 
Die  Haager  Verhandlungen. 

A.  I.  Die  Eröffnungssitzung  der  ersten  Unter kommission ,  welche 
in  der  Person  des  holländischen  Bevollmächtigten  A  s  s  e  r  6)  ihren  Vorsitzen- 


l)  In  v.  Hc 
«)  Zorn  ,] 


Holtzendorffs  Hdb.  des  VR.  IV.  316. 
,1m  neuen  Reich"  S.  329. 
»)  Zorn  a.  a.  0.  329 f. 

4)  Lammasch  „Die  Fortbildung  des  Völkerrechts  durch  die  Haager  Konferenz'  in 
Niemeyers  Ztschr.  f.  intern.  Privat-  und  Strafrecht  1902  Bd.  XI  S.  29. 

5)  Zorn  nannte  denselben  später  „einen  der  schärfsten  Köpfe  der  Konferenz*.  (Im 
neuen  Reich  S.  330).    Vgl.  auch  Bd.  I.  S.  2  f. 


§  75.    Die  Haager  Verhandlungen.  349 


den  erhalten   und  den  französischen  Bevollmächtigten  Renault  zum  Be- 
richterstatter gewählt  hatte,  fand  am  25.  Mai  1899  statt.1) 

Hier  erfolgte  die  „discussion  g&iärale  et  provisoire,"2)  oder  die 
erste  Lesung. 

Der  Vorsitzende  bezeichnete  die  Art.  5  und  6 8)  des  russischen  Rund- 
schreibens als  Prüfungsgegenstand  der  Unterkommission,  fügte  aber  hinzu, 
dass  die  letztere  die  grösste  Freiheit  hätte,  ihre  Verhandlung  auf  alle 
Fragen  auszudehnen,  welche  mit  jenen  beiden  Programmpunkten  in  Ver- 
bindung ständen.     Vgl.  darüber  Bd.  I.  11  und  13. 

Der  Vorsitzende  stellte  zwei  Fragen: 

1.  Ist  es  wünschenswert,  die  Bestimmungen   der  Genfer  Konvention 
von  1864  dem  Seekrieg  anzupassen? 

Diese  Frage  wurde  ohne  Erörterung  bejaht. 

2.  Bilden  hierfür  die  Zusatzartikel  von  1868  die  beste  Grundlage? 
Auch  diese  Frage  wurde  bejaht,  und  so  wurden  die  Genfer  Zusatz- 
artikel der  Entwurf  des  geplanten  Rotekreuzabkommens  für  den  Seekrieg. 

Es  handelte  sich  hier,  wie  bereits  erwähnt,  um  die  sog.  Marine- 
artikel 6—15*)  der  Genfer  Beschlüsse  vom  20.  Oktober  1868,  welche  nun 
der  Reihe  nach  die  erste  Lesung  passierten,5)  nur  zu  kürzeren  Bemer- 
kungen Anlass  gaben  und  in  einer  Sitzung  erledigt  wurden. 

Nachdem  die  Generaldebatte  beendigt  war, 6)  fragte  der  schweizerische 
Bevollmächtigte  0  d  i  e  r  an,  ob  nach  der  Ansicht  der  Mitglieder  der  Unter- 
kommission nun  noch  einmal  Artikel  für  Artikel  durchgeprüft  werden 
sollte.  Er  selbst  meinte,  dass  das  wohl  keine  allgemeine  Billigung  finden 
dürfte.*) 

Auch  der  deutsche  Bevollmächtigte  Frh.  v.  Stengel  äusserte  sich 
dahin,  es  empfehle  sich  nicht,  noch  einmal  Artikel  für  Artikel  zu  prüfen; 
man  solle  die  Artikel  einem  besonderen  Ausschuss  behufs  formeller  Fassung 
überweisen.8) 

Soweit  war  man  indes  noch  nicht. 

IL  Die  zweite  Lesung  der  Marine-Unterkommission  begann  am 
30.  Mai.») 

Der  Präsident  Asser  hob  hervor,  es  handle  sich  auch  jetzt  noch  bloss 
um  einen  rein  persönlichen  Meinungsaustausch,  der  die  betreffenden  Re- 
gierungen noch  in  keiner  Weise  verpflichte.  Man  beabsichtige  vorerst  nur 


')  III.  58.    Vorausgegangen  war  die   oben  S.  6  beschriebene  Kommissionssitzung.. 

■)  III.  61. 

»)  Vgl  oben  S.  344. 

*)  Vgl.  oben  S.  345-348. 

*)  III.  58 ff.  Vgl.  dazu  den  spateren  Bericht  Renaults  III.  13.  Hier  heisst  es: 
,Nous  esperons  que  notre  travail  permettra  ä  la  Conference  de  le  faire  (d.  h.  de  con- 
clure)  et  de  se  prononcer  en  connaissance  de  cause,  en  adoptant  un  texte  qui  pourra  6tre 
facilement  transforme  en  Convention  internationale11. 

•)  Die  Generaldebatte  wickelte  sich  in  der  Weise  ab,  dass  die  Art.  6—15  verlesen 
und  nach  Belieben  durch  kurze  Erklärungen  erläutert,  ergänzt  oder  bekämpft  wurden. 

*)  III.  61. 

8)  a.  a.  0. 

•)  III.  62. 
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eine  Prüfung  „d'une  mantere  plus  pröcise  et  plus  systematique".  Er 
schlage  vor,  den  Verhandlungsstoff  nach  Gruppen  abzuteilen  und  über  jede 
besonders  zu  diskutieren.  Und  er  fügte  unter  dem  Beifall  der  Unter- 
kommission hinzu:  seien  einmal  die  einzelnen  Punkte  entschieden,  dann 
könne  die  schliessliche  Feststellimg  einem  besonderen  Redaktionsausschuss 
überlassen  werden. 

Darauf  schlug  er  folgende  Gruppenbildung  vor: 

1.  Bestimmungen  betreffend   die   Fahrzeuge  (Art  6,  9,  10,  12,  13). 

2.  Bestimmungen  betreffend  das  Personal  (Art.  7,  8,  11). 

3.  Bestimmungen  allgemeiner  Art  (Art.  14). 

Auf  den  Vorschlag  des  französischen  Bevollmächtigten  Renault 
rückte  sodann  Ziff.  3  an  4.  Stelle  und  wurde  noch  als  Ziff.  3  eingeschoben : 

Bestimmungen  betreffend  die  Verwundeten  und  Schiffbrüchigen  (Art.  6, 
8,  10,  13).*; 

In  dieser  Systematik  wurde  denn  auch  der  ganze  durch  die  10  Marine- 
artikel vorgezeichnete  Verhandlungsstoff  in  zwei  Sitzungen 2)  von  der  Unter- 
kommission eingehend  erörtert. 

Damit  war  die  zweite  Lesung  der  Unterkommission  beendigt.  Dem 
Redaktionsausschuss  oblag  es  nunmehr,  die  verschiedenen  Anregungen 
zu  formulieren,  und  der  Präsident  sagte  die  sofortige  Drucklegung  der 
neuen  Fassung  mit  Begründung  zu.8) 

In  den  Redaktionsausschuss  wurden  gewählt:  Fisher  (Engländer), 
Scheine  (Russe),  Siegel  (Deutscher)  und  Renault  (Franzose).  Weiter 
nahmen  noch  Teil  als  „membres  adjoints":  K.  zu  Court  (Engländer)  und 
Ovtchinnikow  (Russe).    Berichterstatter  wurde  auch  hier  wieder  Renault4) 

Der  Redaktionsausschuss  hatte  keine  leichte  Aufgabe.  Denn  die 
Zusatzartikel  hatten,  wie  später  der  Renaultsche  Kommissionsbericht  mit 
Recht  sagen  konnte,  zum  Teil  verworrene  Bestimmungen.6)  Eis  war  auch 
nötig,  das  Material  der  Zusatzartikel  gehörig  zu  verschneiden,  inhaltlich 
umzugestalten  und  dann  zweckentsprechend  und  verständlich  zusammen- 
zusetzen. 

III»  Die  dritte  Lesung  der  Unterkommission  fand  am  13.  Juni  statt.6) 
Der  von   dem  Redaktionsausschuss   hergestellte  Text,   welcher  die 
Systematik   der   Zusatzartikel  verliess,  der  in  der  zweiten  Lesung7)  auf- 
gestellten Gruppenteilung  folgte8)  und  damit  im  Wesentlichen  schon  zur 


i)  a,  a#  o. 

*)  am  30.'  Mai  u.  1.  Juni  (III.  62—69). 

8)  III.  69. 

4)  III.  13  Anm.  1.  I.  30  Anm.  1. 

e)  III.  20. 

8)  III.  70.  Hier  wurde  eine  Schrift  von  Fauchille  .Secours  aux  blesses  et 
naufrages  dans  les  guerres  maritimes"  auszugsweise  mitgeteilt  (III.  70,  67).  Zwei  Tage 
später  wurde  auch  eine  einschlägige  Schrift  des  früheren  Ministerresidenten  M.  Ferguson 
vorgelegt.     (III.  78). 

7)  Vgl.  oben  auf  dieser  Seite. 

8)  III.  14.  Nur  Nr.  4  (allgemeine  Bestimmungen)  fiel  weg.  Darnach  behandelte 
Gruppe  1  die  Fahrzeuge,  Gruppe  2  das  Personal,  Gruppe  3  die  Verwundeten,  Kranken 
und  Schiffbrüchigen. 
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heutigen  Fassung  gelangte,  sowie  der  von  Renault  ausgearbeitete  Bericht 
waren  verteilt  worden  und  der  Vorsitzende  dankte  dem  Ausschuss  „pour 
l'exposä  si  coraplet  et  si  lucide".  Die  wärmsten  Glückwünsche,  denen 
sich  der  englische  Vizeadmiral  Fisher  in  besonderer  Weise  anschloss, 
galten  in  erster  Linie  dem  Professor  Renault,  welcher  die  Motive  be- 
arbeitet hatte,1)  für  welche  Asser  bei  einer  anderen  Gelegenheit  mit  Recht 
eine  ähnliche  Bedeutung  in  Anspruch  nahm,  wie  sie  die  Motive  eines 
Gesetzes  hätten. 

Der  Vorsitzende  regte  an,  dass  wiederum  über  jede  Gruppe  erst  eine 
allgemeine  Debatte  stattfinde,  um  dann  in  einer  Spezialdebatte  Artikel  für 
Artikel  zu  behandeln. 

Die  Generaldebatte  war  kurz  und  betraf  nur  zwei  besondere  Punkte.2) 
Die  Spezialdebatte  über  die  10  Artikel  des  Entwurfs  füllte  aber  zwei 
Sitzungen  aus.8) 

Am  Schluss  der  Sitzung  des  15.  Juni  stellte  der  Vorsitzende  noch- 
mals fest,  dass  die  Unterkommission  Resultate  gezeitigt  habe,  die  eine 
„röforme  importante  dans  Tinter§t  de  l'humanite"  bedeuten.  Man  habe  auf 
ein  förmliches  Abkommen  hingearbeitet.  Seit  1868  sei  wiederholt  der  Wunsch 
geäussert  worden,  dass  die  Genfer  Zusatzartikel  geltendes  Recht  würden. 
Dank  dem  guten  Willen  und  dem  Geist  des  Entgegenkommens,  der  in  der 
Unterkommission  geherrscht  habe,  werde  dieser  Wunsch  bald  in  Erfüllung 
gehen  und  man  dürfe  sich  beglückwünschen,  dass  man  über  Fragen,  die 
ein  so  hohes  Menschheitsinteresse  darstellen,  zum  Einvernehmen  gelangt  sei. 

Nach  der  dreifachen  Lesung  in  der  Unterkommission  hatte  man  sich 
über  die  weitere  geschäftliche  Behandlung  schlüssig  zu  machen.  Sollte 
man  ordnungsgemäss  an  die  Vollkommission  behufs  Beschlussfassung  Be- 
richt erstatten  oder,  um  Zeit  zu  gewinnen,  die  Beschlüsse  unmittelbar  der 
Konferenz  unterbreiten?4) 

Der  Vorsitzende  meinte  am  Schluss  der  Sitzung  am  15.  Juni,  dass 
das  letzte  Verfahren  wohl  allgemeine  Billigung  finden  werde  und  bat  um 
den  Auftrag,  dem  Konferenz-  und  Kommissionspräsidenten  den  Text  und 
den  Bericht  unterbreiten  zu  dürfen.6) 

In  einer  Sitzung  der  militärischen  Unterkommission  am  17.  Juni 
wurde  nun  über  dieses  Geschäftsordnungsvorhaben  der  Marine-Unterkommis- 
sion berichtet  und  die  Frage  gestellt,  ob  man  es  gerade  so  halten  wolle.6) 

Bei di man  widersprach  aber:  nachdem  man  sich  früher  über  das 
Verfahren  verständigt  habe,  würde  die  geplante  Neuerung  eine  Über- 
schreitung der  Zuständigkeit  sein. 


l)  III.  70. 
*)  UI.  70. 

3)  Vierte  und  fünfte  Sitzung  der  Unterkommission  am  13.  und  15.  Juni  (III.  70  ff., 
TC  ff.).  Am  Schluss  beglückwünschte  der  Vorsitzende  die  Unterkommission  zu  ihren 
Arbeiten,  die  er  als  „tres-satisfaisant*  bezeichnete  (III.  81).  Über  die  Dankesbezeugungen 
vgl  S.  83  f. 

*)  III.  81. 

5  UI.  81  f. 

6  UI.  104. 
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Bourgeois  jedoch  meinte,  man  könne  den  berechtigten  formalistischen 
Bedenken  dadurch  begegnen,  dass  unmittelbar  vor  der  Plenarsitzung  in 
der  Kommission  der  Bericht  lediglich  verlesen  werde.  Dem  schwedisch- 
norwegischen Vertreter  v.  Bildt  hätte  die  Beschleunigung  an  sich  schon 
gefallen,  aber  er  wies  darauf  hin,  dass  in  der  Marine-Unterkommission 
eine  Bestimmung  nur  mit  einer  Stimme  Mehrheit  angenommen  worden 
sei  *)  und  man  müsse  daher  annehmen,  dass  die  Vertreter  der  überstimmten 
Kleinstaaten  gern  auf  diese  Frage  zurückkommen  möchten.  Das  geschehe 
aber  besser  in  der  Kommission  als  im  Plenum. 

Dieser  Ansicht  schloss  sich  die  militärische  Unterkommission  an 
und  der  Präsident  v.  Martens  sollte  sich  in  dieser  Hinsicht  mit  Asser,  dem 
Vorsitzenden  der  Marine-Kommission  verständigen.2) 

Hiernach  blieb  dann  auch  der  Marine-Unterkommission  nichts  anderes 
übrig,  als  ihre  Beschlüsse  erst  der  Kommission  vorzulegen. 

B.  I.  In  der  Sitzung  am  20.  Juni  18998)  stand  die  Prüfung  des  Berichts 
und  der  Beschlüsse  der  1.  Unterkommission  auf  der  Tagesordnung  der 
Kommission.4) 

Eine  allgemeine  Erörterung  unterblieb.  Art.  1—4  wurden  ohne  weiteres 
angenommen.  Zu  Art.  5  wurden  Erklärungen  über  die  Änderung  der 
Rotekreuzflagge  ausgetauscht5)  und  Art.  6—9  ohne  Erörterung  angenommen. 

Nur  der  heissumstrittene  Art.  10  machte  die  Geister  noch  einmal 
wach.6)  Er  wurde  jetzt  mit  einer  von  A  s  s  e  r  beantragten  Abschwächung 
einstimmig  angenommen.7) 

Auch  regte  der  amerikanische  Kapitän  Mahan  zu  Art.  6  noch  ein- 
mal an,  die  rechtliche  Stellung  der  durch  neutrale  Schiffe  geretteten  Mann- 
schaft eingehender  festzulegen  und  stellte  jetzt  förmliche  Anträge,  welche 
dann  an  den  Redaktionsausschuss  der  ersten  Unterkommission  zur  Prüfung 
und  Berichterstattung  zurückverwiesen  wurden. 

Der  Hauptpunkt  der  Tagesordnung  dieser  Kommissionssitzung  war 
übrigens  die  Stellungnahme  zur  Frage  der  Revision  der  Genfer  Konvention, 
wozu  beide  Unterkommissionen  sich  geäussert  hatten.8) 

Darüber  habe  ich  bereits  gehandelt  in  meiner  Schrift  über  „Die 
Genfer  Konvention  und  ihre  Reform"  §  4. 

II.  Noch  am  Nachmittag  desselben  Tages  (20.  Juni  1899)  trat  das 
P 1  e  n  u  m  der  Konferenz  (zur  4.  Sitzimg)  zusammen.  Gegenstand  der  Tages- 
ordnung war : 

„Prüfung  des  Berichts  der  zweiten  Kommission  betr.  die  Anwendung 
der  Grundsätze  der  Genfer  Konvention  auf  den  Seekrieg."9) 


*)  Es  war  das  der  Art  10  (III.  81). 

*)  140  f. 

8)  In  III.  5  ist  durch  einen  Druckfehler  der  30.  Juni  angegeben. 

*)  III.  5. 

e)  III.  6  f. 

•)  III.  7. 

7)  III.  8. 

8)  111.  10. 

•)  I.  25.    Der  Text  des  Entwurfs  I.  40  ff.    Der  Renaultsche  Bericht  I.  30  ff. 
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Der  Konferenzpräsident  v.  St  aal  hob  rühmend  hervor,  dass  aus  dem 
Arbeitsbereich  der  ersten  Unterkommission  der  zweiten  Kommission  die 
erste  Vorlage  komme. 

Mit  Recht  habe  Renault  —  dem  wiederum  für  seinen  bemerkens- 
werten Bericht  der  wohlverdiente  Dank  abgestattet  wurde  —  betont :  man 
habe  jetzt  einen  Entwurf  vor  sich,  welcher  in  Versöhnung  der  heutigen 
Interessen  dem  längst  geäusserten  Wunsche  begegne,  es  möge  der  See- 
krieg nicht  länger  der  menschlichen  und  wohltuenden  Ordnung  beraubt 
bleiben,  welche  die  Genfer  Konvention  dem  Landkrieg  gebracht  habe.1) 

Der  portugiesische  erste  Vertreter  Graf  M  a  c  e  d  o  erklärte :  die  Abstim- 
mung über  die  10  Artikel  könne  nicht  endgültig  sein,  da  die  Vorlage  in  der 
Morgensitzung  der  Kommission  noch  einmal  an  die  Unterkommission 
zurückgeleitet  worden  sei.  v.  Martens  erwiderte  aber:  Die  Kommission 
habe  die  10  Artikel  endgültig  angenommen.  Was  noch  an  den  Redaktions- 
ausschuss  der  ersten  Unterkommission  zur  Prüfung  gelangen  solle,  seien 
lediglich  von  Mahan  angeregte  Zusatzbestimmungen. 

Jedoch  Graf  M  a  c  e  d  o  entgegnete  :  Die  dort  gefassten  Beschlüsse  können 
immerhin  den  angenommenen  Text  änderrj  und  die  Konferenz  müsste  dann 
ihre  Arbeit  von  neuem  beginnen.2) 

Asser  gab  nun  aber  die  Erklärung  ab:  Die  Anträge  Mahans  seien 
vom  Redaktionsausschuss  bereits  abgelehnt  worden.  Es  sei  wohl  möglich, 
aber  nicht  wahrscheinlich,  dass  die  Rückleitung  zu  Änderungen  des  Textes 
führe.  Tatsächliche  Änderungen  freilich  müssten  in  einer  späteren  Plenar- 
sitzung gewürdigt  werden.  Aber  im  Augenblick  solle  man  nur  die  Kom- 
missionsanträge verabschieden.0) 

Darnach  wurden  die  10  Artikel  hintereinander  vorgelesen4)  und  an- 
genommen.5) 

Am  Schluss  der  Sitzung  wiederholte  der  japanische  Vertreter  Motono 
eine  Erklärung,  die  er  schon  früher6)  über  das  Geltungsverhältnis  der  Genfer 
Konvention  zum  geplanten  Rotekreuzabkommen  abgegeben  hatte.7) 

Weitere  Erklärungen  des  griechischen  und  türkischen  Bevollmächtig- 
ten8) besagten,  dass  sie  von  ihrer  Regierung  noch  keine  Instruktion  er- 
halten hätten  und  deshalb  die  Konferenzakte  noch  nicht  unterzeichnen 
könnten. 

III.  Nun  handelte  es  sich  um  die  Formgebung,  Unterzeichnung 
und  Ratifikation. 

1.  Zur  Frage  der  Formgebung  hatte  Asser  schon  am  15.  Juni  beim 
Schluss  der  Beratungen  der  Unterkommission  über  die  Genfer  Zusatzartikel 
der  Hoffnung  Ausdruck  gegeben,  dass  der  Genehmigungsbeschluss  der 
Konferenz  weniger  platonisch  lauten  und  mehr  als  ein  Wunsch  oder  eine 


1)  I.  25. 

2)  I.  25. 

3)  I.  26.    Mahan  zog  übrigens  später  seine  Anträge  zurück  (I.  82). 
*)  1.  26  f. 

5)  I.  27. 

•)  III.  65,  74. 

7)  I.  27  f. 

8)  I.  28  f. 

M eurer,  Haager  Friedenskonferenz  IL  23 


354  §  75.     Die  Haager  Verhandlangen. 

Resolution  sein  möge.  Es  empfehle  sich,  ein  förmliches  Abkommen  zu 
treffen,  wie  man  auch  1896  im  Haag  eine  Konvention  betr.  das  internatio- 
nale Privatrecht  abgeschlossen  habe.1) 

Renault,  der  Berichterstatter  des  Redaktionsausschusses,  teilte  hier 
mit,  dass  er  eine  Einleitung  dieser  Art  bereits  in's  Auge  gefasst  habe.2) 
Es  war  also  von  vornherein  ein  wirkliches  Abkommen  geplant. 

Der  japanische  Bevollmächtigte  Mo  ton  o  beanstandete  die  Wendung 
„adapter  ä  la  guerre  maritime"  als  zu  eng.  Er  sehlug  vor:  „compteter 
les  principes  de  la  Convention  de  Gen6ve".8)  Aber  Renault  fand  diese 
Fassung  für  zu  weit.4) 

Der  schwedisch-norwegische  erste  Vertreter  v.  Bildt  erinnerte  daran, 
dass  noch  die  Beitritts-  und  Ratifikationsklausel  entworfen  werden  müsse, 
und  der  Präsident  erbat  sich  für  die  Vorbereitung  des  einschlägigen  Textes 
durch  den  Redaktionsausschuss  die  Beihilfe  Bildts,  welche  der  letztere 
zusagte.0) 

Zur  Frage  der  Unterzeichnung  resp.  des  Beitrittes  wiess  Corragioni 
d'Orelli,  der  Bevollmächtigte  von  Siam,  auf  das  Interesse  der  entfernteren 
Staaten  hin.  Man  möge  diesem  Umstand  Rechnung  tragen,  indem  man 
entweder  das  Unterzeichnungs-Protokoll  offen  lasse  oder  zu  einem  anderen 
Aushilfsmittel  greife.6) 

Der  türkische  Bevollmächtigte  Noury  Bey  schlug  die  Unterzeich- 
nung „ad  referendum"  vor,  wodurch  den  beteiligten  Regierungen  jede  Frei- 
heit in  der  Annahme  oder  Ablehnung  gewahrt  sei.7) 

Aber  v.  Bildt,  unterstützt  von  Corragioni  d'Orelli,  wiess  auf  die 
Misslichkeiten  hin,  welche  die  Unterzeichnung  „ad  referendum"  nach  sich 
zieht  und  meinte  im  übrigen,  das  Abkommen  solle  nur  durch  den  ersten  Ver- 
treter eines  Landes  unterzeichnet  werden,  welcher  dazu  die  vorbehaltlose  Voll- 
macht habe.  Die  anderen  Staaten  hätten  das  Recht,  später  beizutreten, 
und  alle  Staaten  müssten  sich  verpflichten,  in  möglichst  kurzer  Zeit  zu 
ratifizieren.  Diese  Zusage  zumal  wäre  unumgänglich,  um  Schwierigkeiten  und 
Verzögerungen  der  Ratifikation  aus  dem  Weg  zu  gehen. 

In  der  8.  Plenarsitzung  am  27.  Juli  wurde  die  vom  Redaktionsaus- 
schuss zur  Abfassung  der  Schlussakte  fertig  gestellte  jetzige  Einleitungs- 
und Schlussfassung  gutgeheissen.8) 

Die  „Convention  pour  l'adaptation  ä  la  guerre  maritime  des  principes 
de  la  Convention  de  Genäve  du  22  aoüt  1864"  ist  abgedruckt  I.  239-249. 


1)  III.  82. 

2)  „Sa  Majestö  l'Empereur  d'AUeinagne  ....  egalement  animes  du  d6sir  d'adoueir 
autant  qu'il  dopend  d'eux  les  maux  inseparables  de  la  guerre  et  voulant  dans  ce  but 
adapter  ä  la  guerre  maritime  les  principes  de  la  Convention  de  Geneve  du  22  aoüt  1864, 
ont  resolu  de  conclure  une  Convention  ä  cet  effet  .  .  .".  (III.  82). 

s)  III.  82. 
*)  a.  a.  0. 

6)  III.  82. 
fl)  a.  a.  O. 

7)  a.  a.  0.    Der  portugiesische  Vertreter  Graf  Macedo  stimmte  vorerst  ad  referen- 
dum ab  III.  8,  I.  25.    Später  widerrief  er  dies  I.  93. 

8)  I.  197. 
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2.  In  der  Morgensitzung  der  Konferenz  am  29.  Juli  erfolgte  die 
Unterzeichnung,  welch  letztere  bis  zum  31.  Dezember  offen  gelassen 
wurde.1)     Das  Abkommen  erhielt  sofort  15  Unterschriften.2) 

Am  31.  Dezember  1899  war  das  Abkommen  von  allen  Konferenz- 
m ächten  unterzeichnet. 

Zu  dem  Artikel  10,  der  bis  zuletzt  heiss  umstritten  worden  war, 
hatten  jedoch  angeblich8)  mit  der  Begründung,  dass  „diese  Bestimmung 
mit  den  geltenden  Rechtsgrundsätzen  in  Widerspruch  stehe",  einen  auch 
bei  der  Ratifikation  aufrechterhaltenen  Vorbehalt  gemacht: 

Deutschland,  die  vereinigten  Staaten  von  Amerika,  England  und  die 
Türkei.*) 

Der  Vorbehalt  der  Türkei  freilich  wurde  dann  durch  die  Verweige- 
rung der  Ratifikation  überholt. 

Infolge  dieses  Widerspruchs  hat  später  das  holländische  Ministerium 
unter  Zustimmung  der  russischen  Regierung  den  Signatarmächten  den  Vor- 
schlag gemacht,  den  Art.  10  aus  der  Konvention  wieder  zu  streichen.6) 

Dem  wurde  entsprochen  und  so  ist  der  Art.  10  heute  nur  noch  von 
rechtsgeschichtlichem  und  rechtspolitischem  Interesse,  dem  zuliebe  er  aber 
später  im  §  87  auch  dargestellt  werden  soll,  umsomehr,  als  schon  im 
folgenden  Jahr  das  völkerrechtliche  Institut  seine  Wiedereinstellung  angeregt 
hat  und  derselbe  voraussichtlich  den  Verhandlungsgegenstand  der  nächsten 
Haager  Völkerrechtskonferenz  bilden  wird. 

So  war  denn  das  Projekt  einer  Kodifikation  des  Sanitätsrechts  für 
den  Seekrieg  endlich  zur  Tat  geworden. 

v.  Martens  hat  später  mit  Recht  gesagt: 

„Ce  seratoujours  im  titre  de  gloire  pour  la  Conference  deLa  Haye  cPcvoir 
Jfait  approuver  par  les  vvngt-six  puissances  ripresentees  ä  la  confe'rence  les  articUs 
additiounels  de  1868  concernant  la  guerre  maritime.  A  prtsent,  la  Cr oix- Rouge 
est  reconuue  zur  mer  comme  sur  terre.    Cest  un  succis  incontestable." 6) 

Zorn  hat  sich  später  (1902)  folgendermassen  geäussert:7) 

„Ohne  Bedenken  wird  man  dieser  Arbeit,  mit  dem  oben  zu  Art.  10  gemachten 
Vorbehalt,  höchste  Anerkennung  zu  zollen  haben;  durch  das  Zusammenwirken 
hervorragender  Juristen  mit  hervorragenden  Marineoffizieren  —  der  englische 
Admiral  Fisher  kommandiert  zur  Zeit  das  grösste  Geschwader  der  Welt,  das  eng- 
lische Mittelmeergeschwader  —  ist  ein  Werk  zustande  gekommen,  das  die  dankbare 
Anerkennung  aller  zivilisierten  Staaten  finden  kann  und  wird." 

3.  Der  Artikel  12  handelt  über  die  Ratifikation,  die  „so  bald  wie 
möglich"  erfolgen  sollte. 

Die  Ratifikation  Chinas  erfolgte  aber  erst  am  21.  Novbr.  1904. 
Verweigert  wurde  die  Ratifikation  des  Rotekreuzabkommens  von  der 

i)  Vgl.  Bd.  I.  45. 

*)  Vgl.  Bd!  L  U.    Schluss  des  I.  Protokollbandes. 

»)  So  Frh.  v.  Stengel,  Archiv  f.  ö.  Recht.  Bd.  XV.  S.  201.     Vgl.  unten  §  87. 

*)  Vgl.  die  Übersicht  am  Schluss  des  I.  Protokollbands. 

5)  Frh.  v.  Stengel,  Archiv  f.  ö.  R.  Bd.  XV.  201. 

•)  La  paix  et  la  guerre  1901,  p.  435. 

*)  Im  neuen  Reich,  S.  336.  „Vom  Standpunkt  des  einfachen  historischen  Bericht- 
erstatters4' stellte  Zorn  bei  dieser  Gelegenheit  auch  fest,  dass  der  deutsche  Marinedelegierte 
Kapitän  zur  See  Siegel  „einen  hervorragenden  Anteil  an  diesem  schönen,  in  seiner 
endgültigen  Gestalt  durch  harmonisches  Zusammenwirken  von  England,  Russland,  Frank- 
reich und  Deutschland  hergestellten  Werken  genommen  hat41. 

23* 
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Türkei,  —  aber  auch  nur  von  der  Türkei,  die  voraussichtlich  auch  bei 
der  bevorstehenden  Revision  der  Genfer  Konvention  wieder  Schwierigkeit 
machen  wird. 

Das  Rotekreuzabkommen  vorbehaltlich  des  Art.  10  ist  deutsch  und 
französisch  abgedruckt  im  RGBl.  1901  S.  455—469.  Vgl.  dasselbe  später 
im  Anhang  Nr.  IL 

IV.  Für  das  Rotekreuzabkommen  brachte  übrigens  eine  nachfolgende 
Diplomatenkonferenz  im  Haag  eine  Ergänzung. 

Ein  am  25.  Dezember  1904  im  Haag  unterzeichnetes  Abkommen 
enthält  nämlich  noch  die  weitere  Bestimmung,  dass  die  Lazarettschiffe, 
welche  den  Art.  1,  2  oder  3  des  Rotekreuzabkommens  entsprechen,  in 
Kriegszeiten  in  den  Häfen  der  Vertragsstaaten  vonallenSteuern  und 
Gebühren  befreit  sein  sollen.1) 


Zweiter  Abschnitt. 

Die  Bestimmungen  des  Rotekreuzabkommens. 

§  76. 
Übersicht  Aber  den  Inhalt  des  Rotekreuzabkommens. 

Im  „Abkommen,  betreffend  die  Anwendung  der  Grundsätze  der  Genfer 
Konvention  vom  22.  August  1864  auf  den  Seekrieg,  vom  29.  Juli  1899" 
—  ich  nenne  es  kurz  Rotekreuzabkommen  —  handelt  es  sich  um 
die  Pflege  der  Schiffbrüchigen,  Kranken  und  Verwundeten  im  Seekrieg. 

a)  Einteilung. 

I.  Einleitung  und  Schluss  ist  das  Werk  des  Redaktionsaus- 
schusses zur  Abfassung  der  Schlussakte.2) 

1.  Die  Einl  eitung  wurde,  wie  der  Berichterstatter  Renault  feststellte,8) 
der  Einleitung  der  Genfer  Konvention  selbst  nachgebildet.  Auch  hier  hatten 
die  Vertragsmächte  erklärt,  dass  sie  gleichermassen  von  dem  Wunsche  be- 
seelt seien,  so  viel  an  ihnen  liege,  die  vom  Kriege  unzertrennlichen 
Leiden  zu  mildern.  Was  seiner  Zeit  als  Zweck  der  Genfer  Konvention 
bezeichnet  worden  war,  erscheint  jetzt  auch  als  Zweck  des  Abkommens, 
welches  die  Ausdehnung  der  damals  vereinbarten  Grundsätze  auf  den  See- 
krieg vorsieht. 

2.  Der  Schluss  des   Rotekreuzabkommens   (Art.   11 — 14)  ist  den 
Art.  2—5  des  landkriegsrechtlichen  Abkommens  vollständig  nachgebildet.4) 

Nur  der  Art.  13  zeigt,  worauf  auch  Renault  aufmerksam  macht,6)  in 
seiner  Regelung  der  Beitrittsfrage  eine  kleine  Veränderung.  Es  ist  klar, 


x)  Fleischmann,  Völkerrechtsquelien  S.  315". 


8)  Vgl.  oben  S.  354. 
»   I. 


197. 

*)  Renault  hob  das  dann  auch  in  seinem  Bericht  hervor  (I.  197).  Über  die  vor- 
bildlichen Artikel  des  Landkriegsabkommens  vgl.  oben  S.  50  ff.  Das  dort  Gesagte  gilt 
also  auch  hier. 

6)  a.  a.  0. 
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dass  für  den  Beitritt  zu  Bestimmungen,  welche  auf  der  Genfer  Konvention 
beruhen,  die  vorherige  Annahme  dieser  Konvention  selbst  erforderlich  ist. 
Deshalb  erschien  es  logisch,  diese  Annahme  als  Vorbedingung  für  den 
Beitritt  zu  setzen.  Daraus  kann  kein  einschränkender  Schluss  gezogen  werden ; 
denn  auch  die  Genfer  Konvention  ist  offen ;  und.  nichts  ist  leichter,  als  ihr 
nach  Massgabe  ihrer  eigenen  Bestimmungen  beizutreten,  um  dann  noch 
den  weiteren  Beitritt  nach  Massgabe  des  Art.  13  des  Haager  Abkommens 
zu  betätigen. 

Der  Schlussartikel  14  der  Genfer  Zusatzartikel  von  1868  hatte  eine 
für  die  Geltung  höchst  bedenkliche  Bestimmung  gehabt.  Hiernach  sollte 
jede  gegründete  Vermutimg,  dass  eine  Kriegspartei  das  Vorrecht  der  Neutra- 
lität in  einem  anderen  Interesse  als  demjenigen  der  Verwundeten  und 
Kranken  benütze,  die  andere  Kriegspartei  bis  zum  Beweis  des  Gegenteils 
berechtigen,  die  Konvention  für  sich  nicht  mehr  gelten  zu  lassen.  Werde 
aber  die  Vermutung  zur  Gewissheit,  so  könne  die  Konvention  für  die  ganze 
Dauer  des  Kriegs  gekündigt  werden. 

Hinzufugen  will  ich,  dass  aus  Anlass  der  Ratifikationsbestrebungen 
Russland  seiner  Zeit  einen  Zusatz  zum  Art.  14  beantragt  hatte,  wodurch 
einem  Missbrauch  des  Neutralitätszeichens  vorgebeugt  werden  sollte.1) 

Schon  bei  der  ersten  Lesung  der  Unterkommission  im  Haag  meinte 
der  französische  Bevollmächtigte  Renault,  der  ganze  Artikel  14  würde 
am  besten  verschwinden.2) 

Bei  der  zweiten  Lesung  erfolgte  dann  auch  auf  den  Antrag  von 
Asser  die  Streichung.  Asser  erklärte  den  Artikel  14  für  unnütz  und  unklug; 
er  laute  wie  eine  Einladung  zur  Verletzung.8) 

In  dem  später  von  dem  Redaktionsausschuss  hergestellten  neuen 
Entwurf  erschien  er  daher  nicht  wieder. 

Der  Renaultsche  Kommissionsbericht4)  hob  mit  Recht6)  hervor,  dass 
man  immer  mit  der  Verletzung  der  Rechtsbestimmungen  rechnen  müsse. 
Aber  die  Verletzung  würde  nur  die  gewöhnlichen  Rechtsfolgen  nach  sich 
ziehen.  Hier  brauche  man  keine  besondere  Androhung,  die  zudem  darauf 
hinauskomme,  dass  die  vorausgehenden  Bestimmungen  an  rechtlichem  und 
moralischem  Wert  verlieren. 

Die  Sanktionsfrage  liegt  für  den  Seekrieg  nicht  anders  wie  für  den 
Landkrieg,  und  kann  ich  mich  deshalb  auf  die  Ausführungen  in  meiner 
„Genfer  Konvention  und  ihre  Reform"  S.  8  ff.  beziehen.6)  Die  grund- 
legende Entscheidung  wird  jetzt  in  Genf  für  den  Landkrieg  erfolgen  müssen; 
die  Anwendung  dieses  Prinzips  für  den  Seekrieg  wird  dann  keine  Schwierig- 
keiten mehr  machen. 


*)  Lueder,  Die  Genfer  Konvention  S.  233,  meine  „Genfer  Konvention",  S.  17 f. 

2)  III.  61. 

"i  III.  68.  Der  italienische  Kapitän  Bianco  konnte  zwar  die  Ansicht  von  Asser 
nicht  teilen,  wollte  aber  auf  der  Aufrechterbaltung  des  Art.  14  nicht  bestehen.  Darnach 
wurde  der  Antrag  Asser  angenommen  (III.  69). 

4)  111.  22. 

*)  Vgl.  auch  Merignhac,  La  conf.  intern,  de  la  paix  p.  147. 

6)  Vgl.  auch  Merignhac  a.  a.  0.  S.  148  ff. 
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Mit  dem  Wegfall  des  Art.  14  war  die  Dreiteilung  des  Stoffes  her- 
gestellt: Schiffe,  Sanitätspersonal,  Kranke. 

IL  Die  Art.  1  —  10  des  Haager  Rotekreuzabkommens  enthalten  das 
materielle  Sanitä tsrecht  des  Seekriegs,  welches  also  im  Unterschied 
zu  den  Landkriegsb  e  s  t  i  m.m  u  n  g  e  n x)  in  das  Abkommen  selbst  eingearbeitet 
und  nicht  etwa  als  „Annexe"  angehängt  ist.2) 

b)  Sachlicher  Geltungsbereich. 

I.  Das  Kriegssanitätsrecht  des  Haager  Rotekreuzabkommens  beschränkt 
sich  laut  Überschrift  auf  den  „Seekrieg",  während  für  den  Landkrieg 
die  Genfer  Konvention  von  1864  „unter  Vorbehalt  der  Abänderungen, 
denen  diese  etwa  unterworfen  wird"  vorerst  in  Geltung  blieb.8) 

Das  Haager  Rotekreuzabkommen  beschäftigt  sich  übrigens  in  keiner 
Weise  mit  dem  Seekriegsrecht  selbst,  sondern  nur  mit  dem  Sani- 
tätsrecht im  Seekrieg. 

Als  deshalb  der  russische  Bevollmächtigte  Scheine  einmal  die  Erörterung 
der  Seeparlamentär  frage  angeregt  hatte,*)  waren  sofort  Zuständig- 
keitsbedenken entstanden. 

Der  Präsident  meinte  damals  zunächst  vorsichtig,  die  zweite  (mili- 
tärische) Unterkommission  sei  hierfür  vielleicht  eher  zuständig.  Immerhin 
könne  man  die  Frage  an  Art.  6  des  russischen  Rundschreibens  anlehnen. 

Mit  Recht  erwiderte  aber  der  französische  Bevollmächtigte  Renault, 
diese  Frage  müsse  durch  das  Seekriegsrecht  geregelt  werden.  Scheine 
wünschte  indes  eine  Entscheidung  der  Unterkommission,  und  der  Präsi- 
dent war  bereit,  die  Frage  dem  Redaktionsausschuss  zuzuleiten.  Dieser 
möge  entscheiden,  ob  er  eine  Sonderbestimmung  im  Rahmen  des  Rote- 
kreuzabkommens für  nützlich  halte. 

Renault  jedoch  erklärte,  wenn  man  allgemeine  Sätze  aufstelle,  die 
weit  genug  seien,  um  auf  alle  Rettungsschiffe  zu  passen,  dann  habe  die 
Unterkommission  den  zwei  Punkten  5  und  6  des  russischen  Programms 
vollständig  entsprochen.6) 

Namens  der  russischen  Vertretung  gab  sich  dann  Scheine  auch  damit 
zufrieden.6)  Und  so  war  die  Frage  der  Parlamentäre  im  Seekrieg  verab- 
schiedet. 

Dass  sich  das  Haager  Rotekreuzabkommen  nicht  mit  dem  Seekrieg 
selbst,  sondern  nur  mit  dem  Sanitätsrecht  im  Seekrieg  beschäftigt,  ist  auch 
für  die  Entscheidung  einer  weiteren  Frage  wichtig,  welche  auf  der  Haager 
Konferenz  durch  den  Vertreter  von  Japan  angeregt  worden  ist. 

IL  Beschränkt  sich  der  Schutz  des  Haager  Rotekreuzabkommens  auf 
die  Opfer  des  Seekriegs,  also  auf  diejenigen,  welche  in  einer  Seeschlacht 


»)  Vgl.  oben  §  9. 

')  Der  Berichterstatter  Renault  hat  das  auch  besonderes   hervorgehoben  (I.  197). 

8)  KGB.  Art  21. 

*)  III.  69. 

•)  a.  a.  0. 

6)  a.  a.  0. 
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verwundet  worden  sind,  oder  gilt  er  auch  für  die  Verwundeten 
den  Landkriegs,  die  aber  auf  Schiffen  transportiert  werden? 
1.  Der  japanische  Bevollmächtigte  Motono  nahm  zunächst  das  erste 
an,  wünschte  aber  das  zweite  und  führte  demgemäss  bei  der  Beratung 
des  Zusatzartikels  1 3  *),  aus  welchem  dann  die  Art.  2  und  3  hervorgingen, 
bei  der  zweiten  Lesung  der  Unterkommission  am  30.  Mai  in  einer  (ersten) 
Erklärung  folgendes  aus2): 

Die  Genfer  Konvention  von  1864  habe  ebenso  wie  die  Zusatzartikel 
von  1868  keinen  Seetransport  der  Kranken  und  Verwundeten  der  Land- 
armee vorgesehen.  In  der  Praxis  sei  dieser  Fall  aber  vorgekommen, 
nämlich  im  Krieg  zwischen  China  taid  Japan  und  er  würde  nunmehr  die 
ernstesten  Erwägungen  verdienen.  Er  behalte  sich  vor,  im  passenden 
Augenblick  einen  diesbezüglichen  Antrag  zu  stellen. 

Der  türkische  Bevollmächtigte  Noury  Bey  stimmte  unter  dem  Hin- 
weis auf  den  letzten  griechisch-türkischen  Krieg  dem  bei.8) 

Der  holländische  Bevollmächtigte  A  s  s  e  r  meinte  indes,  die  im  Art.  10 
(jetzt  Art.  6)  mittlerweilen  vorgenommene  Änderung  von  6vacuation*)  in 
transport  würde  bereits  in  gewissem  Masse  dem  Wunsche  Motonos  Genüge 
leisten.  Dort  handelte  resp.  handelt  es  sich  nämlich  um  die  Schutzstellung 
der  Handelsschiffe  der  Neutralen,  welche  Verwundete  transportieren.  Aber 
da  konnte  sich  die  Frage  des  japanischen  Vertreters  einfach  wiederholen. 
Motono  betonte  daher  die  Notwendigkeit  einer  besonderen  Bestimmung 
(formule  speciale)  und  der  Präsident  behielt  das  für  die  Schlussfassung 
vor. 6) 

In  der  3.  Lesung  der  Unterkommission  am  13.  Juni,  und  zwar  dies- 
mal bei  der  Beratung  des  jetzigen  Art.  8,  kam  Motono  auf  seine  frühere 
Rede  zurück.  Er  sah  in  dem  (jetzigen)  Art.  8  seine  Anregung  verwirklicht. 
Er  dankte  dem  Redaktionsausschuss  für  die  „präcision",  mit  welcher  er 
seine  Idee  im  Abkommensentwurf  festgelegt  habe  und  verlas  des  weiteren 
folgende  (zweite)  Erklärung  zur  Aufnahme  ins  Protokoll. 

In  den  Bestimmungen  (des  Art.  8),  welche  der  Redaktionsausschuss  der 
Unterkommission  unterbreitet,  ist  die  Rede  von  Verwundeten,  Kranken  und  Schiff- 
brüchigen, nicht  von  den  Opfern  des  Seekriegs.  Der  letztere  Ausdruck  würde 
wohl  meistens,  aber  nicht  immer  zutreffen  und  muss  deshalb  beseitigt  werden. 
Die  vorgesehenen  Bestimmungen  kommen  in  Betracht  von  dem 
Augenblick,  wo  Verwundete  und  Kranke  an  Bord  von  Schiffen 
sind,  ohne  Unterschied  ob  die  Wunde  zu  Wasser  oder  zu  Lande 
geschlagen  wurde,  die  Krankheit  zu  Wasser  oder  zu  Lande  aus- 
brach. Wenn  also  ein  Dampfer  bestimmungsgemäss  den  Transport  von  Ver- 
wundeten oder  Kranken  der  Landarmee  übers  Meer  besorgen  will,  so  gelten  für 
dieses  Schiff  sowie  fttr  seine  Verwundeten  und  Kranken  die  Bestimmungen 
dieses  Abkommens.  Umgekehrt  ist  es  augenscheinlich,  dass,  wenn  verwundete  oder 
kranke  Marinepersonen  in  eine  Hafenstadt  befördert  und  in  einem  Feldlazarett  oder 


')  Hier  handelte  es  sich  um  die  Schutzstellung  der  Privatlazarettschiffe,  welche  im 
feindlichen  oder  auch  im  neutralen  Gebiet  von  dortigen  Hilfsgesellschaften  ausgerüstet 
worden  sind. 

*)  III.  65. 

»)  a.  a.  0. 

*)  Vgl.  oben  S.  346. 

ft)  III.  65. 
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Krankenhaus  untergebracht  werden,  hier  lediglich  die  Genfer  Konvention   mass- 
gebend ist. 

Diese  protokollarische  Feststellung  scheint  uns  zur  Wahrung  unseres  in  der 
Unterkommission  vertretenen  Standpunkts  ausreichend  zu  sein,  und  wir  halten  eine 
einschlägige  besondere  Bestimmung  (disposition  speciale)  darnach  nicht 
mehr  für  geboten.1) 

Der  Kommissionsbericht  Renaults  machte  sich  diese  Erklärung  wört- 
lich zu  eigen.2) 

Motono  hielt  übrigens  die  Sache  für  wichtig  genug,  um  sie  auch 
noch  einmal  in  der  Vollsitzung  der  Konferenz  am  20.  Juni  zum  Vortrag 
zu  bringen,  indem  er  folgende  (dritte)  Erklärung  abgab8): 

„Bereits  in  der  Unterkommission  am  30.  Mai  habe  ich  im  Namen  der 
japanischen  Regierung  auf  eine  Lücke  (lacune)  der  Bestimmungen  von  18648  hin- 
gewiesen. Die  Verwundeten  und  Kranken  des  Landheeres  stehen  ganz  wie  stehende 
Kriegslazarette,  bewegliche  Feldlazarette  und  Verbandplätze  unter  dem  Schutz  der 
Genfer  Konvention.  Die  Zusatzartikel  von  1868  wollten  in  gewissem  Mass  die  Lazarett- 
schiffe mit  ihrem  Personal  und  ihren  Verwundeten,  Kranken  und  Schiffbrüchigen 
schützen.  Aber  diese  Bestimmung  schien  nach  ihrer  allgemeinen  Anordnung  (d 'apres 
leur  teneur  generale)  nur  auf  die  Opfer  des  Seekriegs  zu  gehen.  Die  japanische 
Regierung  hält  es  aber  im  Interesse  der  Menschlichkeit  für  geboten,  die  Bestim- 
mungen der  Genfer  Konvention,  welche  zum  Schutz  der  stehenden  Kriegslazarette, 
beweglichen  Feldlazarette  und  Verbandplätze  erlassen  worden  sind,  auch  auf 
diejenigen  Lazarettschiffe  auszudehnen,  welche  Verwundete 
und  Kranke  des  Landheeres  Übers  Meer  führen  Ich  habe  daher  auf- 
tragsgemäß in  der  Unterkommission  am  30.  Mai  die  Aufnahme  einer  entsprechenden 
Bestimmung  in  unser  Abkommen  angeregt. 

Die  Unterkommission  beschloss  in  eben  jener  Sitzung,  unserem  Wunsche 
Rechnung  zu  tragen  und  Renault  hat  in  seinem  bemerkenswerten  Bericht  die  Be- 
deutung der  „innovation  introduite  dans  le  präsent  projet"  mit  folgenden  Worten 
anerkannt." 

Nun  folgte  die  oben  S.  359  mitgeteilte  zweite  Erklärung  Motonos 
vom  13.  Juni,  welche  sich  der  Renaultsche  Bericht  wörtlich  angeeignet 
hatte.  *) 

Dann  fuhr  Motono  fort: 

„Demgemäss  und  um  für  die  Zukunft  jedem  Missverständnis  in  der  Aus- 
legung aus  dem  Weg  zu  gehen,  habe  ich  die  Ehre,  Sie  im  Namen  der  japanischen 
Abordnung  zu  bitten,  dass  die  eben  angeführte  Stelle  des  Berichtes  dem  Protokoll 
der  Friedenskonferenz  einverleibt  werde". 

Der  Präsident  v.  St  aal  nahm  Kenntnis  von  dieser  Erklärung  und 
sagte,  dass  mit  der  Prüfung  der  letzteren  der  Ausschuss  zur  Abfassung 
der  Schlussakte  betraut  werden  solle.5) 

2.  Eine  Würdigung  dieser  Verhandlungen  ergibt  folgendes. 

Motono  nahm  ursprünglich  eine  Gesetzeslücke  an  und  wünschte  die 
Ausfüllung  derselben  durch  eine  besondere  Bestimmung. 

Zur  Annahme  einer  Lücke  kam  er  durch  die  Meinung,  dass  sich  die 
Genfer  Konvention  lediglich  mit  dem  Schutz  der  Verwundeten  der  Land- 
armee im  Land,  die  Zusatzartikel  aber  nur  mit  dem  Schutz  der  Opfer  des 
Seekriegs  oder  der  Verwundeten  der  Marine  auf  den  Schiffen  beschäftigen. 
Bei  dieser  Unterstellung  des  japanischen  Vertreters  wären  in  der  Tat  ohne 

l)  IN.  74. 

f)  III.  20. 

8)  27  f. 

4)  Vgl.  oben  auf  dieser  Seite. 

8)  I.  28. 
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die  gewünschte  neue  Bestimmung  die  verwundeten  Soldaten,  welche  auf 
ein  Transportschiff  und  die  verwundeten  Matrosen,  welche  ins  Land  ge- 
bracht würden,  leer  ausgegangen. 

Nach  der  Anknüpfung  an  den  Zusatzartikel  13  *)  hatte  man  sich  die 
von  Japan  gewünschte  formule  speciale  wohl  als  einen  Schutzbrief  für  die 
Transportschiffe  im  Dienste  der  Verwundeten  des  Landheeres  zu 
denken. 

Der  japanische  Vertreter  meinte  dann  später,  seiner  Anregung  sei 
durch  die  Formulierung  des  jetzigen  Art.  8  entsprochen.  Da  ist  aber  eine 
Bestimmung,  die  sich  gar  nicht  mehr  beschäftigt  mit  dem  Schutz  der  Ver- 
wundetenschiffe  gegen  Wegnahme,  sondern  mit  dem  Schutz  der 
Verwundeten  und  zwar  gerade  auf  Schiffen,  die  als  der  Wegnahme 
unterworfen  genommen  worden  sind.  Wenn  man  nun  gar  weiter  be- 
denkt, dass  die  Wendung  „Opfer  des  Seekriegs44  in  den  Zusatzartikeln 
überhaupt  nicht  gefallen,  also  auch  nicht  zu  beseitigen  war,  und  der 
ganze  Artikel  8  keine  „innovation" ,  sondern  nur  die  wörtliche  Wieder- 
gabe des  Zusatzartikels  11  Abs.  I2)  ist,  so  begreift  man,  dass  sich  der 
japanische  Vertreter  trotz  der  angeblichen  ,,pr£cision"  des  Art.  8  doch 
immt-r  noch  unter  den  Schutz  einer  förmlichen  Protokollerklärung  flüchtete. 

Musste  man  durch  die  Anlehnung  der  Protokollerklärung  an  den  Art.  8 
annehmen,  dass  es  sich  lediglich  um  eine  Ausdehnung  dieses  Artikels  auf 
die  Pflege  der  Verwundeten  der  Landheere  auf  weggenommenen  Schiffen 
und  mithin  nur  um  die  Schutzstellung  eben  dieser  Verwundeten  selbst 
handle,  so  ergibt  übrigens  der  weitere  Inhalt  der  zweitenund  dritten  Erklärung, 
dass  in  Wahrheit  gleichmässig  der  Schutz  von  Schiff  und  Kranken  in 
Frage  steht.  Man  hätte  aber  auch  das  Sanitätspersonal  noch  erwähnen 
können  und  sollen.  Man  muss  nämlich  anerkennen,  dass  das  ganze 
Haager  Rotekreuzabkommen  Anwendung  findet,  gleichgültig  ob  die 
Verwundeten  und  Kranken  an  Bord  eines  Schiffes  im  Land- 
heeroder in  der  Marine  gekämpft  haben. 

Damit  erst  ist  der  richtige  und  umfassende  Standpunkt  gewonnen. 

Es  handelt  sich  nicht  um  die  analoge  Anwendung  dieser  oder  jener 
Bestimmung  der  Genfer  Konvention  resp.  des  Haager  Rotekreuzabkommens, 
sondern  um  die  Frage  des  wirklichen  Geltungsbereichs  der  beiden  Ab- 
kommen ganz  allgemein.  Indem  sich  die  Konferenz  die  Erklärung  der 
japanischen  Abordnung  aneignete,  ohne  eine  Änderung  des  Gesetzestextes 
vorzunehmen,  gab  sie  deutlich  zu  erkennen,  dass  der  Inhalt  jener  Erklärung 
durch  das  Abkommen  selbst  bereits  verwirklicht  ist. 

In  der  Tat  ist  diese  Auslegung,  welche  also  nicht  bloss  auf  die 
Stellung  der  Verwundeten  beschränkt  ist,  sondern  in  gleicher  Weise  auch 
über  die  Stellung  des  Sanitätspersonals  wie  der  Schiffe  selbst  entscheidet, 
die  natürliche  Folge  des  Satzes,  dass  das  Haager  Rotekreuzabkommen  das 
ganze  Sanitätsrecht  im  Seekrieg  regelt.    Mit  dem  Augenblick,  wo  die  Ver- 


? 


Vgl.  diesen  Artikel  oben  S.  347. 
Vgl.  diesen  Artikel  oben  S.  346. 


362  §  76.    Übersicht  über  den  Inhalt  des  Rotekreuzabkommens. 

wundeten  des  Landkriegs  Schiffen  anvertraut  sind,  beginnen  die  Geföhr- 
nisse  des  Seekriegs,  und  regelt  sich  das  Kriegssanitätsrecht  nach  den 
Grundsätzen,  welche  in  besonderer  Berücksichtigung  der  Eigentümlichkeiten 
des  Seekriegs  entwickelt  sind.1) 

Zu  bedauern  ist  nur,  dass  das  Transportwesen  im  Rahmen  des  See- 
kriegssanitätsrechts nur  einseitig  für  die  neutralen  Schiffe  unter  Schutz 
genommen  wurde.2) 


Indem  ich  dem  System  des  Rotekreuzabkommens  und  innerhalb  des- 
selben dem  Gang  der  Debatte  folge,  behandelt  : 
Das  1.  Kapitel: 

Die  Schiffe  im  Dienst  der  Kranken  (Art.  1 — 6). 
Das  2.  Kapitel: 
Das  Sanitätspersonal  und  die  Kranken  (Art.  7—10). 


A.  Schiffe  im  Dienst  der  Kranken  (1.  Kapitel)  sind: 
I.  Die  Hospital-  oder  Lazarettschiffe  (bätiments-höpitaux,  bätiments 
hospitaliers),    die  dazu  bestimmt  sind,   den  Verwundeten,  Kranken  und 
Schiffbrüchigen  Hilfe  zu  bringen. 

Die  Bestimmung  der  Lazarettschiffe  geht,  um  mit  dem  Art.  6  der 
Genfer  Konvention  zu  sprechen,  auf  ein  recueillir  et  soigner  und  zeigt  sich 
in  der  inneren  Einrichtung.  Einfache  Transportschiffe,  die  lediglich  der 
Beförderung  der  Kranken  und  Verwundeten  dienen,  sind  keine  Lazarett- 
schiffe. 

Im  Titel  1  handle  ich  über  die  Arten  (1)  und  Rechtsstellung  (2) 
der  Lazarettschiffe. 

1.  Es  gibt  3  Arten: 

a)  Militärische  Lazarettschiffe,  die  vom  kriegführenden  Staat 
erbaut  oder  eingerichtet  werden  (Art.  1),  also  Staatsschiffe  sind. 

b)  Privatlazarettschiffe  unter  feindlicher  Flagge  (Art  2). 

c)  Neutrale  Lazarettschiffe  (Art.  3). 

2.  Die  Rechtsstellung  der  Lazarettschiffe  wird 

a)  durch  ihre  Aufgabe  und  Unterordnung  begründet  (Art  4)  und 

b)  durch  äussere  Abzeichen  kenntlich  und  geltend  gemacht  (Art. 5). 
IL  Im  Titel  2  handelt  es  sich  um  die  neutralen  Schiffe  im  Trans- 

portdienst  der  Kranken  (Art.  6). 

l)  Zorn  (,1m  neuen  Reich11  S.  331):  „Gleichgültig  ist  es,  ob  die  Verwundung  oder 
Krankheit  im  See-  oder  Landkrieg  erfolgt  ist;  Schiffe  mit  Verwundeten  aus  dem  Land- 
krieg werden  nach  dieser  (Haager)  Konvention  behandelt,  Verwundete  aus  dem  Seekrieg 
in  Feldlazaretten  dagegen  nach  der  Genfer  Konvention". 

*)  Vgl.  unten  S.  367. 
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B.  Das  zweite  Kapitel  beschäftigt  sich  mit  der   rechtlichen  Stellung 

1.  des  Sanitätspersonals  (Art.  7), 

2.  der  Kranken  (Art.  8—10). 

Die  Erörterungen  über  die  Kranken  nehmen  den  grösseren  Raum  in 
Anspruch.  Die  Kranken  sind  zu  behandeln,  einmal  als  Pflegebedürftige 
und  dann  als  Kriegsgefangene.  Schliesslich  fragt  es  sich  noch,  welches 
ihre  Rechtsstellung  in  neutralem  Gebiete  ist. 

Den  Geist  (les  id6es  g6n6rales)  des  Rotekreuzabkommens  hat  der 
Berichterstatter  Renault  folgendermassen  beschrieben  *) : 

Man  beschränkte  sich  auf  die  Festlegung  der  Grundgedanken  und  hielt  sich 
von  Einzelheiten  der  ,  Organisation  *  und  der  ,  Reglemention a  frei,  welche  jedem 
Staat  nach  seinen  Interessen  und  seinem  Herkommen  zusteht  Das  Abkommen 
bestimmt,  welches  im  internationalen  Leben  die  Rechtslage  der  Lazarettschiffe 
ist.  Aber  wie  sollen  diese  Schiffe  organisiert  werden?  Welches  wird  die  be- 
sondere Aufgabe  der  militärischen  und  der  Lazarettschiffe  der  Rotekreuzgesell- 
schaften  sein  ?  Soll  man  auch  Schiffe  zulassen,  welche  Private  in  den  Kriegs- 
sanitätsdienst stellen  möchten.  Das  sind  Fragen,  welche  jeder  Staat  entscheiden 
muss  und  die  wegen  der  Verschiedenheit  der  Verhältnisse  keiner  einheitlichen 
LOsnng  fähig  sind.  Je  nach  der  Verschiedenheit  der  Länder  wird  die  Mitwirkung 
der  Privatwohltätigkeit  mehr  oder  weniger  vordringlich  werden. 

Man  hatte  seinerzeit  den  Zusatzartikeln  den  Vorwurf  gemacht,  dass 
sie  nicht  praktisch  genug  seien  und  auf  die  militärische  Notwendigkeit8) 
keine  Rücksicht  nehmen.8)  Die  Marineoffiziere  in  der  Unterkommission 
sorgten  aber  jetzt  dafür,  dass  man  nicht  grauen  Theorien  nachjagte,  und 
der  Renaultsche  Kommissionsbericht  widmet  „goldene  Worte,  die  allge- 
meiner und  lebhafter  Zustimmung  sicher  sind", 4)  vor  allem  der  Bedeutung 
der  militärischen  Notwendigkeit  auch  für  das  Seekriegssanitatsrecht : 

So  sehr  man  auch  von  den  Forderungen  der  Humanität  durchdrungen  ist, 
man  darf  nicht  die  militärische  Notwendigkeit  vergessen;  man  muss  vermeiden, 
Forderungen  zu  stellen,  die  ohne  Zweifel  aus  edlen  Gefühlen  hervorgehen,  die 
aber  Gefahr  laufen,  häufig  von  den  Kriegführenden  verletzt  zu  werden,  weil  sie 
die  Freiheit  ihre  Bewegung  hemmen.  Die  Humanität  gewinnt  nicht  viel  durch  die 
Aufstellung  von  Regeln,  die  toter  Buchstabe  bleiben  müssen,  und  der  Wert  der 
getroffenen  Vereinbarung  wird  dadurch  nur  geschwächt.  Man  darf  demgemäss  nur 
Verpflichtungen  aufstellen,  die  auch  in  jedem  Fall  erfüllt  werden  können,  und 
muss  im  übrigen  den  Kriegführenden  diejenige  Freiheit  der  Bewegung  lassen,  deren 
sie  unbedingt  bedürfen.  Es  besteht  die  sichere  Hoffnung,  dass  man  diese  Freiheit 
nicht  dazu  benutzen  wird,  nutzloser  Weise  die  Liebestätigkeit  zu  hemmen. 

Bei  der  folgenden  Darstellung  wird  Renaults  „ganz  vortrefflicher"6) 
Kommissionsbericht6)  gute  Dienste  tun.  Derselbe  ist  eine  glänzende  Leistung 
der  französischen  Jurisprudenz  und  lässt  an  schlagender  Kürze  und  juris- 
tischer Bestimmtheit  nichts  zu  wünschen  übrig. 

Der  Renaultsche  Bericht  ist,  wie  der  Präsident  v.  Staal  ohne  Über- 
treibung betonte:  „le  commentaire  raisonnä  et  durable"  des  Rotekreuz- 
abkommens.7) 


*)  Kommissionsbericht  III.  13. 

*)  Vgl.  über  diese  oben  S.  8  ff. 

*)  Merignhac,  La  conf.  intern,  de  la  paix  p.  110. 

4)  Zorn,  Im  neuen  Reich,  S.  336. 

5)  Zorn,  Im  neuen  Reich,  S.  330,  336.    Vgl.   auch  Merignhac,  La  conf.  intern,  de 
la  paix  p.  109:  „expose  magistral." 

•)  III.  13  ff.  I.  30  ff. 

7)  I.  26.  Frh   v.  Stengel  rühmte  später  von  dem  Renaultschen  Bericht :  „er  zeichnet 
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Das  Rotekreuzabkommen  bleibt  aber  trotzdem  die  schwierigste  und 
verwickeltste  Materie,  welche  die  Haager  Konferenz  der  Rechtswissenschaft 
überantwortet  hat.  Theorie  und  Praxis  werden  hier  noch  manche  harte 
Nuss  zu  knacken  haben. 

Der  Kommissionsbericht  und  die  Protokolle  versagen  hier  mehr  wie 
sonst.  Nach  zweimaliger  Lesung  der  Zusatzartikel  wurde  eine  völlig  neue 
Vorlage  zur  Erörterung  gestellt  und  alsbald  angenommen.  Die  Protokolle 
der  zwei  ersten  Lesungen  haben  infolgedessen  eine  geminderte  Bedeutung. 
Der  neue  Text  war  nicht  ausreichend  nachgeprüft  und  es  machen  sich 
jetzt  Lücken  bemerklich,1)  welche  durch  wissenschaftliche  Auslegung  aus- 
zufüllen sind.2) 


Erstes  Kapitel. 
Die  Schiffe  im  Dienst  der  Kranken. 

Erster  Titel. 
Die  Lazarettschiffe  im  Sanitätsdienst. 

i.  Die  Arten  der  Lazarettschiffe. 

§  77. 
Die  militärischen  Lazarettschiffe. 

Im  Haager  Rotekreuzabkommen  stehen  die  militärischen  Lazarett- 
schiffe (bätiments-höpitaux  militaires)  an  erster  Stelle  (Art.  1). 

A.  Der  GenferZusatzartikel9,  welcher  sich  mit  den  militärischen 
Lazarettschiffen  beschäftigte,  war  denselben  noch  wenig  entgegenkommend. 
Ihr  Material  sollte  den  Kriegsgesetzen  unterworfen  sein  und  sie  selbst 
Eigentum  des  Nehmers  werden,  der  sie  nur  während  der  Dauer  des 
Kriegs  ihrer  Lazarettbestimmung  nicht  entfremden  durfte. 

Das  war  die  buchstabenmässige  Anwendung  der  Grundsätze  des  Art.  4 
der  Genfer  Konvention  über  das  Material  der  stehenden  Kriegslazarette,8) 
wobei  dann  aber  auch  das  Lazarettschiff  selbst  in  dieses  rechtliche  Schick- 
sal hineingezogen  wurde  und  nur  seiner  Sanitätsbestimmung  erhalten  blieb, 
während  doch  der  Art.  1  der  Genfer  Konvention  die  Lazarette  für  neu- 
tral und  demgemäss  als  „protegGs  et  respectes"  erklärt  hatte. 

Diese  drakonische  Bestimmung,  welche  die  militärischen  Lazarett- 
schiffe der  Wegnahme  unterwarf,  hatte  schon   1868  missfallen  und  war 


sich  durch  Gründlichkeit,  Klarheit  und  Unparteilichkeit,  sowie  durch  das  Verständnis  aas, 
das  der  Verfasser  den  von  den  in  der  Kommission  vertretenen  Marineoffizieren  hervor- 
gehobenen marinetechnischen  Gesichtspunkten  entgegenbrachte".  (Archiv  f.  ö.  R.  1900 
Bd.  XV.  S.  154  10) 

*)  Vgl.  auch  Merignhac,  La  conf.  intern,  de  la  paix  p.  142. 

2)  Ein  vielgerühmtes  Werk  schrieb  M.  Cauwes  aber :  „L'extension  des  principe?  de 
la  Convention  de  Geneve  aux  guerres  maritimes)'. 

8)  Vgl.  darüber  meine  , Genfer  Konvention",  S.  54 ff. 
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mit  ein  Hindernis  für  die  allgemeine  Anerkennung  gewesen.1)  Ins- 
besondere hatte  in  den  Verhandlungen,  welche  der  schweizerische  Bundes- 
rat mit  den  Mächten  über  die  Ratifikation  der  Zusatzartikel  im  Jahre  1868 
führte,  Frankreich  das  Verlangen  gestellt,  den  Art.  9  zu  ändern.8) 

Frankreich  hatte  damals  gewünscht,  dass  der  Art.  9  durch  folgende 
Zusatz-Bestimmung  ergänzt  werde: 

„auf  jeden  Fall  geniessen  die  kampfuntauglichen  Schiffe,  welche  in  Friedens- 
zeit von  ihrer  Regierung  mittelst  amtlicher  Erklärung  für  den  Seelazarettdienst 
bestimmt  worden  sind,  während  des  Krieges  vollständige  Neutralität  des  Materials 
und  Personals  unter  der  Voraussetzung ,  dass  sie  lediglich  im  Hinblick  auf  ihre 
besondere  Bestimmung  ausgerüstet  sind.4'3) 

Frankreich  war  der  Ansicht,  dass  der  Zusatzartikel  9  dem  Geist  der 
Genfer  Konvention  nicht  entspräche,  indem  er  unter  allen  Umständen  die 
Kriegsschiffe  der  Möglichkeit  beraube,  sich  von  Lazarettschiffen  begleiten 
zu  lassen.  Die  letzteren  seien  zu  dieser  Begleitung  nur  dann  in  der  Lage, 
wenn  sie  des  Schutzes  der  Neutralität  teilhaftig  würden.4) 

Frankreich  hatte  damals  von  der  Annahme  dieses  Antrags  durch  die 
sämtlichen  anderen  Regierungen  seine  Annahme  des  Zusatzartikels,  zu  der 
es  übrigens  bereit  war,  abhängig  gemacht.  Der  schweizerische  Bundesrat 
hatte  dann  wohl  auch  in  seiner  Note  vom  16.  Dezember  1868 6)  den 
französischen  Antrag  empfohlen,  aber  keinen  Erfolg  erzielt. 

England,  Bayern  und  Dänemark  hatten  freilich  alsbald  die  franzö- 
sische Auslegung  resp.  Änderung  gutgeheissen.6) 

Bei  den  Verhandlungen  im  Haag  erklärte  nun  Renault  auf  Anfrage 
des  russischen  Bevollmächtigten  Scheine,  die  französische  Vertretung  halte 
den  seinerzeit  von  Frankreich  gemachten  Vorschlag  aufrecht,  dass  auch 
die  staatlichen  Lazarettschiffe  von  der  Wegnahme  verschont  bleiben 
sollen,  unter  der  Bedingung,  dass  sie  weder  Waffen  noch  Munition,  noch 
Kriegsmaterial  an  Bord  haben.  Man  könne  übrigens  noch  die  Bestimmung 
anfügen,  dass  die  militärischen  Lazarettschiffe  von  Kriegspartei  zu  Kriegs- 
partei amtlich  angezeigt  werden  müssen.7)  Eine  derartige  Zusatz-Bestim- 
mung hatte  auch  gerade  der  deutsche  Vertreter  angeregt,  und  der  Präsident 
erklärte,  dass  er  den  französischen  Vorschlag  gemeinsam  mit  dem  deutschen 
Amendement  zur  Abstimmung  stellen  wolle. 


*)  Das  stellte  Renault  im  Haag  bei  der  ersten  Lesung  der  Unterkommission 
fest  und  beantragte  deshalb  vorerst  Zurückstellung  des  Artikels  für  die  zweite  Lesung- 
(III.  59). 

*)  Vgl.  das  Schreiben  des  französischen  Ministers  des  Äussern  Moustier  an  den 
französischen  Ministerresidenten  in  Bern  vom  7.  Dezbr.  1868.  Abgedruckt  bei  Cazenove, 
Guerre  et  Humanite  p.  300  f. 

*)  „Toutefois,  les  navires  impropres  ou  combat  que,  pendant  la  paix,  les  gouver- 
nements  auront  officiellement  declare0  etre  destines  d  servir  d'höpitaux  maritimes  fiottants, 
jouiront,  pendant  la  guerre,  de  la  neutralite  complete,  au  materiel  comme  au  personnel, 
pourvu  que  leur  armement  soit  uniquement  approprie  ä  leur  deatination  speciale." 

*)  Lueder  a.  a.  0. 

6)  Abgedruckt  im  „Bulletin  international"  vom  Januar  1871  Nr.  6. 

6)  Lueder,  a.  a.  0.  S.  232.  Vgl  auch  Merignhac,  La  conf.  intern,  de  la  paix 
p.  113. 

*)  III.  63. 
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Der  russische  Bevollmächtigte  Ovtchinnikow  fragte  an,  ob  im  Sinne 
des  französischen  Antrages  die  militärischen  Lazarettschiffe  absolut  kein 
Kriegsmaterial  führen  und  auch  nicht  den  Kundschafter-  oder 
Beobachtungsdienst  übernehmen  dürften.1) 

P 6p hau  meinte,  das  beantworte  der  Artikel  selbst.  Denn  hier  heisse 
es:  Die  Ausrüstung  muss  der  besonderen  Bestimmung  dieser  Fahrzeuge 
angepasst  sein.  Übrigens  könne  man  in  der  Schlussfassung  noch  mehr 
auf  dem  ausschliesslichen  Lazarettcharakter  dieser  Schiffe  bestehen.2) 

Darauf  wurde  der  französische  Antrag  mit  14  gegen  2  Stimmen  an- 
genommen : 8) 

Dafür  stimmten:  Deutschland,  Österreich  -  Ungarn ,  Dänemark, 
Spanien,  Frankreich,  Italien,  Japan,  Holland,  Rumänien,  Russland,  Siam, 
Schweden  und  Norwegen,  Schweiz  und  die  Türkei. 

Dagegen  stimmten : 

Die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  und  England. 

Wie  der  Renault'sche  Kommissionsbericht  hervorhob,4)  wurde  hier- 
nach das  französische  System  angenommen,  doch  lehnte  man  es  später  aus 
gesetzestechnischen  Gründen  ab,  den  alten  Artikel  9  beizubehalten  und 
nur  durch  den  französischen  Nachtrag  zu  ergänzen,  sondern  formulierte 
eine  selbständige  Bestimmung. 

In  dem  dann  für  die  dritte  Lesung  fertiggestellten  Entwurf 6)  erscheint 
die  Bestimmung  über  die  militärischen  Lazarettschiffe  als  Art.  1  und  hatte 
folgenden  Wortlaut:6) 

„Les  bätiments -höpitaux  militaires,  c'est-ä-dire  les  bätiments  construits  ou 
amenages  par  les  Etats  specialement  et  uniquement  en  vue  de  porter  secours  am 
blesses,  malades  et  naufrages,  et  dont  les  noms  auront  6t6  communiques,7)  avant 
toute  mise  en  usage,  aux  Puissances  belligerantes,  sont  respectes  et  ne  peuvent 
ötre  captures  pendant  la  duree  des  hostilites. 

Ces  bätiments  ne  sont  pas  non  plus  assimiles  aux  navires  de  guerre  au 
point  de  vue  de  leur  sejour  dans  un  port  neutre." 

Das  ist  mit  dem  unten  (Anm.  7)  erwähnten  Zusatz  der  heutige 
Artikel  1. 

B.  Es  handelt  sich  nunmehr  darum,  das  geltende  Recht  darzu- 
stellen. 

Der  Art.  1  beschäftigt  sich  mit  den  militärischen  Lazarettschiffen, 
die  wohl  auch  die  Mehrzahl  der  Lazarettschiffe  darstellen.8) 

Lazarettschiffe  sind  solche  Schiffe,  die  einzig  und  allein  dazu 
erbaut  oder  doch  wenigstens  eingerichtet  (ausgerüstet)  worden  sind,  um 
den  Verwundeten,  Kranken  und  Schiffbrüchigen  Hilfe  zu  bringen.9) 


l)  III.  64. 

8)  a.  a.  0. 

8)  a  a.  0. 

4)  III.  14.    Vgl.  auch  Merignhac,  La  conf.  intern,  de  la  paix  p.  113. 

ö)  Vgl.  oben  S.  350. 

6)  in.  71. 

7)  Hier  wurde,  wie  wir  alsbald  sehen  werden,  auf  den  Antrag  von  Asser  (III.  71) 
später  noch  eingefügt:  „ä  l'ou vertu re  ou  au  cours  des  hostilites  et.  en  tout  cas  .  .  ■" 

8i  Merignhac,  La  conf.  intern,  de  la  paix,  p.  122. 
»)  Vgl.  oben  S.  362. 


§  77.    Die  militärischen  Lazarettschiffe.  367 


Ist  der  Ausrüstende  eine  Kriegspartei,  also  der  feindliche  Staat 
selbst,  der  solche  Schiffe  seiner  Marine  ein-  oder  angliedert,  so  haben  wir 
die  militärischen  Lazarettschiffe  des  Art.  1  oder 

„les  bätiments  construits  ou  aminagte  pnr  les  Etats  sptei'üement  et  unique- 
ment  en  vue  de  porter  secours  aux  blesses,  malades  et  tutu fragte." 

In  dieser  Definition  ist  der  Anregung  von  P6phau  entsprechend1) 
der  ausschliessliche  Lazarettcharakter  dieser  Schiffe  scharf  betont. 

Wie  die  Staaten  ihre  Lazarettschiffe  bauen,  einrichten  und  an- 
gliedern, ist  ihre  Sache.2) 

Notwendig  ist  nur,  dass  diese  Schiffe  eine  ausschliessliche  Lazarett- 
bestimmung haben  und  demgemäss  nicht  zu  Feindseligkeiten  benützt 
werden  können.8) 

Da  die  Lazarettbestimmung  der  Lazarettschiffe  in  der  Hilfeleistung 
oder  in  der  Aufnahme  und  Pflege  der  Kranken  und  Verwundeten  besteht,4) 
so  können  die  einfachen  Transportschiffe  der  kriegführenden  Staaten 
noch  nicht  als  militärische  Lazarettschiffe  gelten  und  nehmen  daher  auch 
an  den  alsbald  zu  erwähnenden  Vorrechten  keinen  Anteil.6) 

Das  kann  leicht  zu  Streit  führen,  wenn,  was  anzunehmen  ist  der 
Staat  seinen  Transportschiffen  auch  Lazarett  -  Material  und  -Personal 
mitgibt. 

Aber  auch  abgesehen  davon  hätte  es  die  Rotekreuzidee  meines  Er- 
achtens  für  wünschenswert  erscheinen  lassen,  hier  eine  weitere  Fassung 
in  Anlehnung  an  Art.  6  zu  wählen  und  auch  den  Transportschiffen  die 
Rechtsstellung  der  Lazarettschiffe  einzuräumen. 

I.  Damit  die  Garantie  gegeben  ist,  dass  die  Lazarettschiffe  in  Wirk- 
lichkeit auch  nur  dem  Lazarettzweck  dienen  und  erhalten  bleiben,  hat 
das  Abkommen  zur  leichteren  Betätigung  der  gegnerischen  Aufsicht  die 
Anmeldepflicht  festgelegt. 

Die  militärischen  Lazarettschiffe  müssen  angemeldet  werden. 
1.  An  wen  hat  diese  Anmeldung  zu  erfolgen?  Der  Entwurf  hatte 
gesagt:  „aux  Puissances  belligärantes." 

Der  holländische  Kapitän  T  a  d  e  m  a  fragte  in  der  dritten  Lesung 
der  Unterkommission,  ob  es  nicht  nötig  sei,  auch  den  neutralen 
Staaten  durch  unmittelbare  Zustellung  oder  durch  amtliche  Verkündigung 
Kenntnis  zu  geben.6) 

Der  französische  Bevollmächtigte  Renault  jedoch  meinte,  es  genüge 
die  Veröffentlichung  im  Staatsanzeiger  der  Kriegsparteien.  Die  Neutralen 
hätten  zwar  ein  Interesse  daran,  von  der  Existenz  der  militärischen  La- 
zarettschiffe Kenntnis  zu  erhalten;  aber  diese  Frage  gewinne  für  sie  erst 
Bedeutung,   wenn  das  Fahrzeug  in  einen  neutralen  Hafen  komme.     Dann 


l)  Vgl.  oben  S.  366. 

*)  Vgl.  den  Renaultschen  Kommissionsbericht  III.  13  (oben  S.  363),  Merignhac,  La 
conf.  intern,  de  la  paix,  p.  115. 
8)  Merignhac  a.  a.  0. 
*)  Vgl.  oben  S.  362. 

fi)  Vgl.  oben  S.  362  und  Zorn,  Im  neuen  Reich,  S.  334. 
•)  III.  71. 
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könne  dieses  seine  Ankunft  melden  und  so  werde  der  neutrale  Staat 
unterrichtet.  Übrigens  könne  der  Bericht  der  Unterkommission  im  Sinne 
Tademas  hervorheben,  dass  wünschenswerter  Weise  den  Neutralen  amt- 
liche Mitteilung  über  die   militärischen  Lazarettschiffe   gemacht    werde.1) 

Der  deutsche  Bevollmächtigte  Siegel  aber  bemerkte:  die  militä- 
rischen und  anderen  Lazarettschiffe,  die  mit  ihrer  heimatlichen  Flagge, 
der  Flagge  des  roten  Kreuzes  und  ihrer  amtlichen  Bescheinigung  in  einem 
neutralen  Hafen  erscheinen,  werden  es  leicht  haben,  ihren  Lazarett- 
charakter zu  erweisen.  Er  leugnete  deshalb  ein  praktisches  Interesse  für 
eine  einschlägige  besondere  Bestimmung,  wollte  aber  dem  Vorschlag  Re- 
naults  nicht  entgegenwirken.2) 

Darauf  sagte  der  Präsident  zu,  dass  der  Bericht  an  die  Kommission 
der  Anregung  Tademas  gedenken  werde. 

Die  in  der  5.  Sitzimg  am  15.  Juni  vorgelesene  Ergänzung  des  Berichts 
entsprach  dann  der  Anregung  von  Tadema,  indem  hier  hervorgehoben 
wurde,  es  sei  bei  der  besonderen  Rechtsstellung  der  militärischen  Lazarett- 
schiffe in  neutralen  Häfen  zu  wünschen,  dass  die  Kriegsparteien  die  Namen 
dieser  Schiffe  den  Neutralen,  wenn  auch  nur  durch  den  Staatsanzeiger» 
zur  Kenntnis  bringen.8) 

2.  Was  soll  gemeldet  werden? 

Der  Entwurf  sagte:  Die  Namen  der  Lazarettschiffe. 

Auf  eine  Anfrage  des  holländischen  Bevollmächtigten  Asser,  ob 
man  wirklich  bloss  die  Namen  oder  auch  noch  anderes  mitzuteilen  habe, 
erwiderte  der  französische  Admiral  P6phau,  es  genüge,  Namen  und 
Nationalität  der  Schiffe  anzugeben.4) 

Darnach  blieb  es  bei  der  vorgeschlagenen  Fassung. 

3.  Wann  hat  die  Anmeldung  zu  erfolgen? 

Im  Entwurf  des  Redaktionsausschusses  hiess  es  —  und  zwar  über- 
einstimmend im  Art.  1,  2  und  3 : 

„avant  toute  mise  en  usage." 

Der  holländische  Bevollmächtigte  Asser  meinte,  das  klinge  so,  als 
ob  eine  längst  vorher,  z.  B.  bei  einem  früheren  Krieg  abgegebene  Erklä- 
rung genüge.  Das  sei  nicht  die  Absicht  des  Gesetzgebers.  Er  schlage 
daher  vor,  zu  sagen :  „ä  Touverture  ou  au  cours  des  hostilites  et,  en  tout 
cas,  avant  la  mise  en  usage." 

Der  französische  Bevollmächtigte  Renault  erklärte  sich  damit  ein- 
verstanden.5) 


*)  a.  a.  0. 

a)  a.  a.  0. 

8)  „La  notification  des  norm  des  bätiments  hopitaux  militaires  interesse  tout  tfabord 
les  belliaerants ;  eile  peut  interesser  aussi  les  neutres ,  puisque ,  ainsi  qu'il  va  itre  ex- 
plique",  wie  condition  particuliere  est  faxte  d  ces  bätiments  dans  les  ports  neutres. 

II  est  donc  ä  disirer  que  les  belligirants  portent  les  noms  de 
ces  bätiments  ä  la  connaissan  ce  des  Etats  neutres,  quand  ee  ne 
serait  que  par  une  Insertion  dans  leur  Journal  ou  recueil  officiel,( 
(III.  78    Vgl.  den  Bericht  selbst  III.  14  f.) 

*)  III.  71. 

6)  III.  71. 
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Das  wurde  dann  geltendes  Recht.  Hiernach  hat  die  Anmeldung  zu 
erfolgen 

„bei  Beginn  oder  im  Verlaufe  der  Feindseligkeiten,  jedenfalls  aber  vor  der 
Verwendung." 

Der  Renaultsche  Kommissionsbericht1)  hob  sodann  den  Verhand- 
lungen entsprechend  noch  folgendes  hervor: 

Eine  Partei  kann  durch  den  Krieg  überrascht  worden  sein  oder  der 
Krieg  nimmt  eine  ungemessene  Ausdehnung  an.  Da  muss  es  zulässig 
sein,  noch  Lazarettschiffe  resp.  neue  Lazarettschiffe  zu  bauen.  Das  will 
das  Abkommen  durch  die  neue  Fassung  zulassen.  Sollen  Missbräuche 
verhindert  werden,  so  darf  aber  auch  die  dem  Gegner  mitgeteilte  Lazarett- 
bestimmung eines  Schiffes  während  des  Krieges  nicht  mehr  geändert 
werden.  Man  würde  sonst  einem  Schiff,  um  es  sicher  an  einen  be- 
stimmten Platz  zu  bringen,  den  Charakter  als  Lazarettschiff  geben  und 
es  dann  dort  zum  Kriegsschiff  umbilden. 

Der  Art.  4  Abs.  2  bestimmt  weiter  für  die  drei  Schiffsgruppen: 

«Die  Regierungen  verpflichten  sich,  diese  Schiffe  zu  keinerlei  militärischen 
Zwecken  zu  benutzen.11 

II.  Welches  ist  die  Schutzstellung  der  militärischen  Lazarett- 
schiffe?») 

1.  In  Anlehnung  an  die  Bestimmung  des  Zusatzartikels  13  über  die 
hilfsgesellschaftlichen  Schiffe  („seront  respectGs  et  proteg&s")  heisst  es 
jetzt  im  Art.  1  auch  von  den  militärischen  Lazarettschiffen: 

„Diese  Schiffe   sind  zu  achten  und  dürfen  während  der  Dauer  der  Feind- 
seligkeiten nicht  weggenommen  werden." 

Wie  der  Renault'sche  Kommissionsbericht8)  mit  Recht  be- 
tont, war  die  Wendung  der  Zusatzartikel  „neutres"  und  „neutralite"  zu 
vermeiden.  Diese  war  ungenau  und  ist  übereinstimmend  mit  der  Lite- 
ratur in  der  Unterkommission  wiederholt  beanstandet  worden.4)  Mit  der 
jetzigen  Fassung  sind  konkret  und  bestimmt  die  zwei  hauptsächlichen 
Folgerungen  aus  der  Neutralität  gezogen.  Die  Lazarettschiffe  dürfen  zunächst 
„weder  beschossen  noch  sonst  angegriffen  werden".6)    Überhaupt  ist 

l)  III.  14. 

')  Vgl.  auch  Merignhac,  La  conf.  intern,  de  la  paix  p.  115. 

8)  III.  15. 

4)  Bei  der  Beratung  des  7.  Zusatzartikels  in  der  ersten  Sitzung  der  Unterkommission 
am  25.  Mai  hatte  der  rumänische  Gesandte  Papiniu  zwischen  Neutralität  und  Unverletz- 
lichkeit unterschieden  sehen  wollen;  aber  der  Vorsitzende  hatte  geantwortet,  die  Neu- 
tralität schliesse  die  Unverletzlichkeit  ein  (III.  59).  Ebenso  hatte  es  dann  noch  einmal 
in  der  zweiten  Sitzung  der  Unterkommission  am  30.  Mai  bei  der  zweiten  Lesung  des 
10.  Zusatzartikels  der  deutsche  Bevollmächtigte  Frh.  v.  Stengel  getadelt,  dass  „neutral" 
oft  im  Sinne  von  unverletzlich  gebraucht  werde.  Man  solle  aber  die  beiden  Begriffe 
unterscheiden.  Die  Neutralität  schliesse  nicht  notwendig  die  Unverletzlichkeit  ein  (III.  64). 
Später  heisst  es  dann  aber  auch  bei  v.  Stengel  (Archiv  f.  ö.  R.  1900  (XV.)  S.  152:  „neu- 
tral d.  h.  unverletzlich".  Übrigens  will  ich  bemerken,  dass  schon  der  deutsche  Bevoll- 
mächtigte Voigts-Rhetz  auf  der  Brüsseler  Konferenz  1874  für  neu  traute  wiederholt  gesetzt 
sehen  wollte:  inviolabilite".  Vgl.  auch  Merignhac,  La  conf.  intern,  de  la  paix,  p.  116. 
Man  muss  nur  nicht  glauben,  dass  diese  Unverletzlichkeit  Schutz  gegen  Gefahren  be- 
deute. Dass  die  Neutralitätsbezeichnung  hier  völlig  verkehrt  war,  habe  ich  bereits  in 
meiner  „Genfer  Konvention"  S.  36  f.  hervorgehoben.  Es  ist  ein  Verdienst  der  Haager 
Konferenz,  dass  sie  mit  dieser  Bezeichnung  gebrochen  hat. 

*)  Lammasch  in  Niemeyers  Zeitschrift  für  intern.  Privat-  und  Strafrecht  XL  29. 

Meurer,  Hanger  Friedenskonferenz  IT.  24 
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„die  Anwendung  der  Kriegsmittel  gegen  sie  ausgeschlossen".1)  Nur  das  will  die 
Wendung  besagen :  sie  sind  unverletzlich.2)  In  diesem  Sinn  hiess  es  schon 
in  der  Genfer  Konvention  von  1864  Art.  1  von  den  Feldlazaretten  und 
stehenden  Kriegslazaretten:  „sont  respectes44.  Allerdings  schliesst  dieser 
„respect"  nicht  die  Vorsichtsmassregeln  aus,  die  hier  etwa  notwendig 
werden  und  worüber  Art.  4  handelt.  Mit  dieser  Schutzstellung  verbindet 
sich  die  Achtung  vor  der  Berufsaufgabe,  welcher  das  Lazarett- 
schiff nicht  entzogen  werden  darf. 

Die  Lazarettschiffe  dürfen  deshalb  aber  auch  nicht  weggenommen 
und  als  gute  Prise  erklärt  werden,  wie  das  sonst  bei  den  feindlichen 
Schiffen  zulässig  ist.  Im  Interesse  der  Menschlichkeit  verzichten  hier  beide 
Kriegsparteien  auf  die  Übung  eines  sonst  unbestreitbaren  Rechtes. 

Gerade  in  diesem  Schutz  gegen  die  Wegnahme  lag  der  Fortschritt 
gegenüber  dem  Zusatzartikel  9 ,  welch  letzterer  ein  Eigentumsrecht  des 
Nehmers  anerkannte  und  sich  damit  begnügte,  die  militärischen  Lazarett- 
schiffe nur  ihrer  Bestimmung  zu  erhalten.8) 

Dabei  erweitert  sich  der  Schutz  des  Lazarettschiffes  zu  einem  solchen 
des  Lazarettmaterials,4)  und  insoweit  geht  das  Haager  Rotekreuzabkomm&n 
auch  über  die  Genfer  Konvention  Art.  4  Abs.  1  hinaus.6) 

2.  Weiter  heisst  es  im  Art.  1   von  den  staatlichen  Lazarettschiffen: 

„Auch  dürfen  sie   bei  einem  Aufenthalt  in  neutralen  Häfen  nicht 
nach  den  für  Kriegsschiffe  geltenden  Regeln  bebandelt  werden." 

Demgemäss  haben  sie  „freien  Zugang  und  Aufenthalt",  und  ihre 
Mannschaft  darf  nicht  festgehalten  werden. 

Der  französische  Admiral  P6phau  hatte  hier  in  der  3.  Lesung  der 
Unterkommission  eine  genauere  Fassung  gewünscht.6) 

Aber  einer  Erörterung  der  Streitfrage  bezüglich  des  Gastrechts  der 
Kriegsschiffe  ging  man  aus  dem  Weg. 

Der  Abs.  2  will  sagen:  Mag  man  den  Umfang  der  Gastrechts- 
beschränkungen der  Kriegsschiffe  je  nach  der  Staatenpraxis  enger  oder  weiter 
fassen,  die  staatlichen  Lazarettschiffe  sind  weder  den  einen  noch  den  anderen 
unterworfen.  Die  staatlichen  Lazarettschiffe  geniessen  wohl  die  Vorrechte, 
aber  unterliegen  nicht  den  Rechtsschranken  der  Staatsschiffe,  jedoch  unter 
Vorbehalt  aller  derjenigen  Vorsichtsmassregeln,  die  gegen  Missbrauch  not- 
wendig sind.7) 

Das  stellte  denn  auch  auf  die  Bedenken  von  P6phau  alsbald  dessen 
Landsmann  Renault  fest,  indem  er  folgendes  ausführte: 

Obschon  die  militärischen  Lazarettschiffe  Staatsschiffe  sind  (und  des- 
halb z.  B.  ja   auch  Exterritorialität  geniessen),  so  müssen  sie  doch  hin- 


1)  Zorn,  Im  neuen  Reich  S.  331. 

2)  Frh.  v.  Stengel,  Archiv  f.  öffentl.  Recht  Bd.  XV.  S.  154. 

3)  Merignhac,  La  conf.  intern,  de  la  paix  p.  1 14  ff. 

4)  Vgl.   auch  Frh.  v.  Stengel  a.  a.  0.  S.  157.     Über  den  Art.  4  der  Genfer  Kon- 
vention vgl.  meine  „Genfer  Konvention"  S.  54 ff. 

5)  Zorn,  Im  neuen  Reich  S.  331.  Lammasch  a.  a.  0.  S.  29.  Mörignhac  a.  a.  0.  p.  116. 
•)  III.  71. 

7)  Zorn,  Im  neuen  Reich,  S.  332. 
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sichtlich  ihres  Aufenthalts,  ihrer  Verproviantierung  u.  s.  w.  besser  behandelt 
werden  als  Kriegsschiffe.  Der  Bericht  kann,  wenn  man  es  wünscht,  hier 
noch  eine  weitere  Erklärung  geben,  obschon  er  eigentlich  schon  genügt.1) 
Nach  dem  Bescbluss  der  nachfolgenden  Haager  Diplomatenkonferenz 
vom  Jahre  1904  geniessen  die  militärischen  wie  die  übrigen  Lazarettschiffe 
(Art.  1 — 3)  jetzt  in  den  neutralen  Häten  übrigens  auch  Steuer-  und  Ge- 
bührenfreiheit. 2) 

§  78. 

Die  feindliehen  Privatlazarettechiffe. 

Der  Artikel  2  hat  folgenden  Wortlaut: 

Lazarettschiffe,  die  ganz  oder  zum  Teil  auf  Kosten  von  Privat- 
personen oder  von  amtlich  anerkannten  Hilfsgesellschaften 
ausgerüstet  worden  sind,  sind  ebenfalls  zu  achten  und  von  der  Wegnahme 
ausgeschlossen,  sofern  die  kriegführende  Macht,  der  sie  angehören,  eine  amtliche 
Bescheinigung  für  sie  ausgestellt  und  ihre  Namen  dem  Gegner  bei  Beginn  oder  im 
Verlaufe  der  Feindseligkeiten,  jedenfalls  aber  vor  der  Verwendung,  bekannt  ge- 
macht hat 

Diese  Schiffe  müssen  eine  von  der  zuständigen  Behörde  auszustellende  Be- 
scheinigung darüber  bei  sich  führen,  dass  sie  sich  während  der  Ausrüstung  und 
beim  Auslaufen  unter  ihrer  Aufsicht  befunden  haben. 

Dieser  Artikel  behandelt  die  zweite  Gruppe  der  Lazarettschiffe: 

„Lazarettschiffe,  die  ganz  oder  zum  Teil  auf  Kosten  von  Privatpersonen 
oder  von  amtlich  anerkannten  Hilfsgesellschaften  ausgerüstet  worden 
sind" 

und 
„einer  kriegführenden  Macht  angehören", 

also  Lazarettschiffe,  welche  die  Nationalität  einer  Kriegspartei  haben, 
und  doch  keine  Staatsschiffe  sind. 

In  dem  Zusatzartikel  13  war  diese  Gruppe  mit  den  jetzt  im  Art.  3 
genannten  neutralen  Privatlazarettschiffen  in  eine  Gruppe  zusammenge- 
worfen. Auch  war  nur  an  die  Lazarettschiffe  der  Hilfsgesellschaften,  nicht 
auch  der  Privaten,  gedacht  worden. 

Im  Zusatzartikel  13  waren  nicht  bloss  die  dort  genannten  hilfs- 
gesellschaftlichen Lazarettschiffe,  falls  sie  Auftrag  und  Urkunde  hatten, 
„als  neutral  erklärt",8)  sondern  es  waren  hier  zugleich  die  Abzeichen  der 
Lazarettschiffe  und  des  Lazarettpersonals,  sowie  die  Pflichtenstellung  des 
letzteren  beschrieben,  die  Abhängigkeit  der  Lazarettschiffe  von  den  Kriegs- 
parteien geregelt  und  die  Wiederverwendung  der  Geretteten  untersagt. 

Das  waren  aber  alles  Fragen,  die  auch  bezüglich  der  übrigen  Lazarett- 
schiffe ganz  ebenso  zu  ordnen  waren. 

Mit  Recht  bemerkte  daher  der  französische  Vertreter  Renault 
gleich  bei  der  ersten  Lesung  der  Unterkommission,  es  handle  sich  hier  um 
Anordnungen,  welche  verallgemeinert  werden  müssten.*) 


l)  III.  71  f.  Darauf  kam  der  Zusatz  III.  78:  „En  dehors  de  Tordre  d'idees,  qui 
vient  d'etre  indique,  ces  bätiments-höpitaux  militaires  seront  naturellement  traites  comme 
des  bätiments  de  guerre,  notamment  en  ce  qui  concerne  le  benefice  d'exterritorialite". 
Vgl.  weiter  den  Bericht.  III.  15. 

*)  Vgl.  oben  S.  356. 

3)  Mit  dem  Zusatz:  „und  sollen  durch  die  Kxiegsparteien  geachtet  und  ge- 
schützt werden". 

4)  III.  60. 

24* 
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Bei  der  Gruppendiskussion  der  zweiten  Lesung  war  die  Durchführung 
dfcses  Gedankens  noch  nicht  möglich. 

Aber  der  hiernach  fertiggestellte  Entwurf,  der  dann  die  zwei  Gruppen 
der  Privatlazarettschiffe  auseinander  hielt  (Artikel  2  u.  3),  schied  die  Be- 
stimmungen über  die  Rechtsstellung  der  Lazarettschiffe  zur  gemeinsamen 
Behandlung  der  drei  Gruppen  für  den  Art  4  aus. 

Die  heutige  Fassimg  des  Art.  2  des  Abkommens  war  mit  geringen 
Abweichungen,  die  alsbald  hervorgehoben  werden  sollen,  schon  die  Fassung 
des  Entwurfs  des  Redaktionsausschusses.1) 

Auch  bezüglich  des  Art.  2  ist  wiederum  daran  zu  erinnern,  dass 
einfache  Transportschiffe  noch  keine  Lazarettschiffe  sind.2) 

Es  wird  sich  aber  voraussichtlich  zeigen,  dass  hier  wie  überhaupt  auf 
dem  Gebiet  des  Sanitätsrechts  im  Seekrieg  der  Unterschied  von  Lazarett* 
und  Transportschiffen  nicht  scharf  bestimmt  ist  und  schliesslich  auch  der 
inneren  Berechtigung  entbehrt.8) 

.  I.  Im  Art.  2  handelte  es  sich  von  Anfang  an  vor  allem  um  den  Fall, 
dass  amtlich  anerkannte  Hilfsgesellschaften  eines  kriegführenden 
Staates  Lazarettschiffe  ganz  oder  zum  Teil  ausgerüstet  haben. 

Nicht  selten  stellen  sich  aber  auch  die  Eigentümer  von  Ver- 
gnügungsdampfern u.  s.  w.  im  Kriegsfall  ihrer  Regierung  patriotisch 
für  den  Lazarettdienst  zur  Verfügung.  Der  Art.  2  setzt  daher  die  von 
Privaten  eines  kriegführenden  Staates  ausgerüsteten  Lazarettschiffeden 
Lazarettschiffen  der  Hilfsgesellschaften  gleich. 

In  jedem  Fall  handelt  es  sich  aber  im  Art.  2  nur  um  Privatunter- 
nehmungen im  kriegführenden  Staat: 

„bdtiments  hospitaliers  des  belligSrants  autres  que  les  bäUmenU  de  VEtat"*) 

Bei  der  dritten  Lesung  der  Unterkommission  hatte  der  japanische 
Bevollmächtigte  Motono  gefragt,  ob  nach  dieser  Bestimmung  für  den 
Rettungsdienst  neben  den  Gesellschaften  des  roten  Kreuzes  auch  noch 
andere  Hilfsgesellschaften  in  Betracht  kommen  könnten.  In  Japan  erkenne 
man  Privatschiffen  das  Recht  zur  Hilfeleistung  nur  insoweit  zu,  als  sie 
einer  Gesellschaft  des  roten  Kreuzes  angehören.6) 

Der  französische  Bevollmächtigte  Renault  erwiderte :  der  Redaktions- 
ausschuss  habe  absichtlich  die  Schiffe  der  Rotekreuzgesellschaften  und  die 
selbständigen  Schiffe  nebeneinander  genannt:  Wenn  jemand  seine  Jacht 
dem  Lazarettdienst  widmen  wolle,  so  liege  kein  Grund  vor,  ihm  vom 
Augenblick,  wo  er  den  amtlichen  Auftrag  erhalten  habe,  die  Vorzüge 
der  Lazarettschiffe  vorzuenthalten.  Andernteils  stehe  es  aber  natürlich  der 
Regierung  frei,  die  Jacht  anzunehmen  oder  abzulehnen.  Das  sei  eine  innere 
Sache  des  betreffenden  Landes.6) 


l)  Dieser  Entwurf  ist  abgedruckt  III.  72. 
*)  Vgl.  oben  S.  362,  367. 

8)  Vgl.  das  Gesuch  des  französischen  Frauenbundes  vom  Dezbr.  1899  bei  M6rignhac> 
La  conf.  intern,  de  la  paiz  p.  120  l.    Vgl  auch  oben  S.  362,  367. 

4)  Renaultscher  Bericht  III.  15  f. 

5)  III.  70. 

6)  Das  heisst  also  für  Japan,  dass  es  bei  seiner  bisherigen  Praxis  bleiben  kann. 
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Motono  gab  sich  damit  zufrieden.1) 

Schon  durch  sein  alsbald  zu  erwähnendes  Bescheinigungsrecht  ist  in  der 
Tat  jeder  kriegführende  Staat  in  der  Lage,  sich  über  die  Zulassung  von  Privat- 
lazarettschiffen seiner  Nationalität  frei  zu  entscheiden,  wie  er  auch  in  An- 
betracht dessen,  dass  solche  Schiffe  ihm  „angehören44,  die  Art  der  An- 
oder Eingliederung  frei  bestimmt. 

II.  Die  im  Art.  2  genannten  Lazarettschiffe  „sind  ebenfalls2)  zu 
achten  und  von  der  Wegnahme  ausgeschlossen44.1) 

Lapradelle  meinte,  dieser  Bestimmung  hätte  es  gar  nicht  erst  be- 
durft, wenn  man  das  Prinzip  der  Unverletzlichkeit  des  Privateigentums  im 
Seekrieg  angenommen  hätte.  Aber  Märignhac  hat  bereits  darauf  hingewiesen, 
dass  man  dann  wenigstens  für  die  militärischen  Lazarettschiffe  diese  Sonder- 
bestimmung nötig  gehabt  hätte,  und  dass  man  auch  für  die  hier  in  Frage 
stehenden  Privatlazarettschiffe  immer  noch  eine  Teilnahme  an  den  Kriegs- 
unternehmungen hätte  behaupten  können,  was  dann  die  Anwendung  des 
Prisenrechts  hätte  zur  Folge  haben  müssen. 

Aber  davon  sollte  nun  unter  keinen  Umständen  mehr  die  Rede  sein ; 
und  darin  liegt  die  Bedeutung  der  Schutzbestimmung. 

III.  Die  Schutzstellung  der  feindlichen  Privatlazarettschiffe  ist  davon 
abhängig,  dass 

1.  die  kriegführende  Partei,  der  sie  angehören,  eine  commission 
officielle  oder  wie  die  deutsche  Übersetzung  hier4)  sagt:  eine  amt- 
liche Bescheinigung  für  sie  ausgestellt  hat. 

Während  also  die  militärischen  oder  staatlichen  Lazarettschiffe  von 
Haus  aus  dem  Sanitätsdienst  des  betreffenden  Staates  ein-  oder  ange- 
gliedert sind,  bedarf  es  hierzu  für  die  Lazarettschiffe  von  der  Nationalität 
einer  kriegführenden  Partei  erst  noch  eines  Auftrags  der  letzteren.  Das  ist 
hier  der  notwendige  Rechtstitel  für  die  Mitwirkung  auf  dem  Gebiet  des 
Kriegssanitätsdienstes,6)  während  das  Völkerrecht  auf  dem  Gebiet  der  Kriegs- 
führung selbst  die  Autorisations-  durch  die  Organisationstheorie  ersetzt 
und  die  letztere  auch  noch  möglichst  weitherzig  ausgebaut  hat.6) 

Die  Art  der  Ein-  oder  Angliederung  und  der  damit  gegebenen  Unter- 
ordnung ist  übrigens  hier  wie  auch  bei  den  militärischen  Lazarettschiffen 
eine  Frage  des  inneren  Staatsrechts.7) 

2.  Eine  weitere,  im  Zusatzartikel  13  noch  nicht  vorgesehene  Voraus- 
setzung ist  die,  dass  die  kriegführende  Macht,  der  solche  Lazarettschiffe 
angehören,  ganz  wie  bei  den  militärischen  Lazarettschiffen8) 


l)  III.  70.    Vgl.   zu  unserer  Frage  auch  die  Ausführungen  in  meiner  „Genfer 
Konvention"  S.  44  ff. 

')  Wie  die  militärischen  Lazarettschiffe  des  Art.  1. 

8j  Über  den  Inhalt  dieser  Schutzstellung  vgl.  oben  S.  369. 

*)  Warum  die  deutsche  Übersetzung  im  Art.  2  nicht  „amtlichen  Auftrag"  sagt  wie 
im  Art.  3  bei  den  neutralen  Lazarettschiffen,  ist  nicht  recht  einzusehen. 

5)  Vgl.  meine  „Genfer  Konvention",  S. 44 ff. 

•)  Vgl.  oben  S.  83  f.  97. 

Vgl.  den  Renaultschen  Kommissionsbericht  III.  13.    Vgl.  oben  S.  363. 
Vgl.  oben  S.  367  ff. 


? 
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„ihre  Namen  dem  Gegner  bei  Beginn  oder  im  Verlaufe  der  Feindselig- 
keiten, jedenfalls  aber  vor  der  Verwendung,  bekannt  gemacht  hat"1) 

3.   Die  Schiffe  müssen  Legitimationspapiere   bei  sich   fuhren. 
Wer  stellt  dieselben  aus  und  was  sollen  sie  bescheinigen? 

Der  Entwurf  des  Redaktionsausschusses  hatte  in  Anlehnung  an  den 
Zusatzartikel  13  folgendes  bestimmt: 

„Ges  navires  doivent  etre  porteurs  d'un  document  de  l'autorite  maritime 
competente  declarant  qu'ils  ont  ete  soumis  ä  son  contröle  pendant  leur  armement 
et  ä  leur  depart  final.**) 

Darnach  war  also  die  marinebehördliche  Aufsicht  bei  der  Aus- 
rüstung und  beim  Auslaufen  notwendig  und  nachzuweisen. 

Der  japanische  Bevollmächtigte  Motono  meinte  aber,  dass  hier  die 
Militär-  wie  die  Marinebehörde  zuständig  sei.  Man  solle  deshalb  statt 
„autoritö  maritime  competente*  nur  sagen:  »autoritö  competente* . 

Die  Unterkommission  stimmte  diesem  Antrage  zu,  *)  und  damit  haben 
wir  die  jetzige  Fassung  des  Art.  2  Abs.  2. 

Ich  will  übrigens  bemerken,  dass  die  Legitimationsbestimmung  schon 
seinerzeit  bei  der  Frage  der  Ratifikation  der  Zusatzartikel  von  Russland 
angeregt  worden  war.*) 

Die  Idee  der  ganzen  Bestimmung  ist: 

Von  dem  Augenblick,  wo  die  angebotenen  heimatlichen  Privatschiffe 
feststellungsgemäss  die  Garantien  bieten  wie  die  militärischen  Lazarettschiffe, 
sollen  sie  mit  diesen  auch  dieselben  Vorrechte  gemessen.6) 

§  79. 
Die  neutralen  Privatlazarettschiffe. 

Der  Zusatzartikel  13  hatte,  wie  gesagt,6)  noch  nicht  zwischen  den 
Lazarettschiffen  der  Hilfsgesellschaften  einer  Kriegspartei  und  den  hilfs- 
gesellschaftlichen Lazarettschiffen  der  Neutralen  unterschieden. 

Diese  Unterscheidung  brachte  erst  der  für  die  3.  Lesung  der  Unter- 
kommission hergestellte  Entwurf  des  Redaktionsausschusses  in  seinem  Art.  2 
und  3,  der  dabei  für  jeden  Fall  den  Lazarettschiffen  der  anerkannten  Hilfs- 
gesellschaften diejenigen  der  Privatpersonen  gleichstellte. 

Der  Art.  3  des  Abkommens  beschäftigt  sich  mit  den 

«Lazarettschiffen ,  die  ganz  oder  zum  Teil  auf  Kosten  von  Privatpersonen 
oder  von  amtlich  anerkannten  Hilfsgesellschaften  neutraler  Staaten  ausgerüstet 
worden  sind." 

Auch  diese 

»sind  zu  achten  und  von  der  Wegnahme  ausgeschlossen,  sofern  der  neutrale 
Staat,  dem  sie  angehören,  einen  amtlichen  Auftrag  für  sie  ausgestellt  hat  und  den 
kriegführenden  Mächten  ihre  Namen  zu  Beginn  oder  im  Verlaufe  der  Feindselig- 
keiten, jedenfalls  aber  vor  ihrer  Verwendung,  bekannt  gemacht  hat*'. 


')  Vgl.  dazu  den  Renaultschen  Bericht    III   16. 

2)  III.  72. 

»)  III.  72. 

*)  Lueder,  Die  Genfer  Konvention,  S.  232. 

6)  Kommissionsbericht  III.  16. 

6)  Vgl.  oben  S.  371. 
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Durch  den  Art.  2  und  3  erscheint,  wie  Frh.  v.  Stengel  später  mit  Recht 
betonte,  „die  freiwillige  Krankenpflege  als  organischer  Bestandteil  des 
Kriegssanitätswesens,  während  die  Genfer  Konvention  die  freiwillige  Kran- 
kenpflege überhaupt  nicht  erwähnt."1) 

Nach  den  bisherigen  Erfahrungen  darf  man  annehmen,  dass  auf  eine 
Sanitätshilfe  der  Neutralen  gerechnet  werden  darf;  und  das  Völkerrecht 
hat  die  nötigen  Garantien  in  dieser  Hinsicht  vorgesehen.  Die  neutralen 
Schiffe  müssen  nach  Art.  3  einen  amtlichen  Auftrag  von  ihrer  heimatlichen 
Regierung  vorweisen  können  und  dieser  soll  nur  erteilt  werden,  wenn  der 
ausschliessliche  Lazarettcharakter  des  Schiffes  feststeht.  Weiter  ist  der 
Name  des  Schiffes  beiden  Kriegsparteien  mitzuteilen.8) 

Der  Art.  2  und  3  ist  vollständig  dem  Art.  2  nachgebildet.  Dabei  hebt 
die  amtliche  deutsche  Übersetzung  schärfer  als  im  Art.  2  hervor,  dass  der 
Staat  —  hier  der  neutrale  Staat  —  einen  „ amtlichen  Auftrag11  ausge- 
stellt haben  muss,8)  damit  diese  Schiffe  des  im  Art.  1  und  2  erwähnten 
kriegsrechtlichen  Vorrechts  teilhaftig  werden.4) 

Schwierigkeit  hatte  allerdings  am  Anfang  die  Neutralitätsfrage  selbst 
gemacht,  und  der  Vorsitzende  der  Unterkommission,  Asser,  hielt  es  für 
nötig,  das  in  der  Sitzung  am  13.  Juni  bei  der  Generaldebatte  über  den 
neuen  Entwurf  besonders  hervorzuheben.6) 

Im  Redaktionsausschuss  war  nämlich  die  Ansicht  geäussert  worden, 
dass  die  Tatsache  der  Eingliederung  von  neutralen  Schiffen  in  die  Marine 
einer  Kriegspartei  „pourrait  entrainer  une  violation  de  la  neutralite".6) 

Aber  Asser  meinte,  mit  dem  Augenblick,  wo  diese  Tatsache  durch 
eine  Parteieinigung  gestützt  werde,7)  könne  von  einer  Neutralitätsverletzung 
nicht  mehr  die  Rede  sein.  Übrigens  würden  die  anderen  vom  Ausschuss 
angegebenen  Gründe  zur  Annahme  des  Art.  3  genügen.8) 

Die  Sache  liegt  hier  wie  beim  Art.  59  der  landkriegsrechtlichen  Be- 
stimmungen. 

War  es  früher  eine  Streitfrage,  ob  dem  neutralen  Staat,  der  den 
Durchzug  von  Verwundeten  der  kriegführenden  Heere  durch  sein  Gebiet 
gestattet,  Neutralitätsverletzung  vorgeworfen  werden  könne,  so  hat  der 
Art.  59  diese  Kontroverse  jetzt  im  verneinenden  Sinn  entschieden.9) 

Ganz  ebenso  hat  der  Art.  3  des  Rotekreuzabkommens  die  Mitwirkung 


M  Archiv  f.  öff.  Recht  Bd.  XV  157.  Ober  die  freiwillige  Krankenpflege  im  Krieg 
Tgl.  meine  „Genfer  Konvention"  S.  44  ff. 

a)  III.  16. 

*)  Dieser  ist  es  auch,  der  die  Bekanntmachung  an  die  kriegführenden  Mächte  ge- 
langen lassen  muss,  dagegen  ist  abweichend  vom  Zusatzartikel  13  nicht  auch  die  im  Art.  2 
Abs.  2  erwähnte  Bescheinigung  erforderlich. 

*)  III.  16.  Die  Anmeldepflicht  wurde  übereinstimmend  mit  dem  für  die  Militär- 
lazarettschiffe erlassenen  „regime  de  la  communication"  für  die  Lazarettschiffe  der  Hilfs- 
gesellschaften auf  den  Antrag  von  Renault  ausgesprochen  (III.  65).  Vgl.  darüber  oben  S.  367  ff. 

6)  III.  70. 
•)  a.  a.  O. 

7)  „Du  moment  que  cette  incorporation  resulte  d'une  entente  conventioneile  for- 
mellement  acceptee  par  les  parties." 

«)  III.  71. 

*)  Vgl.  oben  S.  326  ff. 
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von  neutralen  Lazarettschiffen  gegen  den  sonst  möglichen  Vorwurf  der 
Neutralitätsverletzung  nunmehr  ein  für  allemal  geschätzt. 

Im  übrigen  wird  es  sich  zeigen,  dass  die  neutralen  Lazarettschiffe 
keineswegs  in  eine  der  beiden  Kriegsmarinen  eintreten,  sondern  ihre  eigene 
Flagge  fuhren  und  unter  der  Aufsicht  beider  Kriegsparteien  stehen.1) 

Auch  gegenüber  dem  Art.  3  ist  daran  zu  erinnern,  dass  einfache 
Transportschiffe  keine  Lazarettschiffe  sind.2)  Doch  verliert  hier  der 
Gegensatz  seine  Bedeutung,  weil  nach  Art.  6  auch  neutrale  Schiffe,  welche 
dem  Verwundetentransport  dienen  (die  „Verwundete,  Kranke  oder 
Schiffbrüchige  der  Kriegsparteien  an  Bord  genommen  haben14)  gegen 
Wegnahme  „pour  le  fait  de  ce  transport"  geschützt  sind.  Insoweit  ist  jetzt 
der  Schlussabsatz  des  Zusatzartikels  10  überholt. 

Dagegen  sind  neutrale  Transportschiffe  mit  Rotekreuzexpeditionen, 
welche  den  Seeweg  antreten,  um  einem  Landheer  freiwilliges  Sanitäts- 
personal zuzuführen,8)  weder  Lazarettschiffe  im  Sinne  des  Art.  3  noch 
auch  Transportschiffe  im  Sinne  des  Art.  6. 

Nichtsdestoweniger  ist  hier  ein  Schutz  sicherlich  zu  wünschen  und 
man  sollte  noch  die  nachträgliche  Einstellung  solcher  Expeditions- 
schiffe in  den  Art.  3  anstreben.4) 


Es  ist  schliesslich  noch  einer  Anregung  zu  gedenken,  welche  auf  die 
Internationalisierung  der  Lazarettschiffe  gerichtet  ist. 

Das  Abkommen  kennt  nur  Lazarettschiffe  mit  feindlicher  und  mit 
neutraler  Flagge,  also  von  ausschliesslich  nationaler  Art.5) 

M6rignhac6)  wirft  nun  in  Fortbildung  einer  Fauchilleschen  Idee  die 
Frage  auf,  ob  nicht  eher  eine  internationale  Sanitätsflottille  am  Platz  sei, 
die  von  allen  Vertragsmächten  des  Haager  Abkommens  unter  der  Aufsicht 
des  roten  Kreuzes  gemeinsam  unterhalten  würde. 

Aber  M6rignhac  selbst  kann  sich  schliesslich  für  dieses  System  nicht 
erwärmen.  Mit  der  Schutzstellung  der  nationalen  Lazarettschiffe  ist  dem 
internationalen  Bedürfnis  in  der  Tat  vollauf  gedient,  und  die  Staaten  werden 
nicht  geneigt  sein,  einem  kosmopolitischen  Sanitätspersonal  den  Vorzug  zu 
geben,  bei  dem  patriotische  Tugenden  nicht  vorausgesetzt  werden  können, 
und  über  das  man  keine  Autorität  besitzt. 


l)  Vgl.  unten  S.  379  und  383  ff. 

»)  Vgl.  oben  S.  367,  372. 

*)  Vgl.  den  Fall  Hertzog  in  meiner  „Genfer  Konvention"  S.  46. 

*)  a.  a.  0. 

ö)  Merignhac,  La  conf.  intern,  de  la  paix,  p  119,  sagt  daher  mit  Recht:  „La 
Conference  de  La  Haye  s'est  ezclusivement  rattachee  au  syteme  de  l'organisation 
nationale  de  la  Croix-Rouge  maritime". 

6)  a.  a.  O.  117—119. 
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Es  könnte  sich  nur  darum  handeln,  ob  neben  den  nationalen  nicht 
auch  noch  internationale  Lazarettschiffe  zugelassen  werden  sollen,  welche 
überhaupt  keine  Nationalflagge,  sondern  nur  die  Rotekreuzflagge  führen. 

Aber  die  Garantie  gegen  Missbrauch  kann  schliesslich  doch  nur  der 
Staat  geben,  dem  die  Rotekreuzgesellschaft  angehört,  welche  das  Schiff 
ausrüstet. 

Und  auf  diese  Garantie,  welche  der  neutrale  Staat  durch  seine  Auf- 
tragserteilung übernimmt,  und  auf  die  Verantwortung,  die  er  bezüglich 
der  Schiffe,  die  seine  Flagge  führen,  fortdauernd  trägt,  kann  man  nicht 
wohl  verzichten. 

2.  Die  Rechtsstellung  der  Lazarettschilfe. 

§  80. 
Die  Aufgabe  und  Unterordnung  der  Lazarettschiffe. 

Art.  4  des  Abkommens1)  behandelt  die  rechtliche  Stellung  der  Lazarett- 
schiffe aller  drei  Ordnungen. 

Dieser  Artikel  ist  aus  dem  Zusatzartikel  13  hervorgegangen,  der 
übrigens  nur  die  rechtliche  Stellung  der  von  den  Hilfsgesellschaften  — 
allerdings  jeglicher  Nationalität  —  ausgerüsteten  Lazarettschiffe  geregelt  hatte. 

Weiter  waren  im  Zusatzartikel  10  allerdings  auch  für  die  Handels- 
schiffe jeder  Nation  ähnliche  Bestimmungen  vorgesehen. 

Der  Art.  4  gilt  nur  für  die  Lazarettschiffe,  aber  auch  für  alle  Lazarett- 
schiffe, selbst  die  militärischen. 

L   Über  die  Aufgabe  der  Lazarettschiffe  jeder   Gattung  bestimmt 

1.  Der  Abs.  1  und  2: 

„(Sie)  sollen  den  Verwundeten,  Kranken  und  Schiffbrüchigen  der  Kriegs- 
parteien ohne  Unterschied  der  Nationalität  Hilfe  und  Beistand  gewähren.2) 

Die  Regierungen  verpflichten  sich,  diese  Schiffe  zu  keinerlei  militärischen 
Zwecken  zu  benutzen."8) 

Wie  der  Renaultsche  Kommissionsbericht*)  besonders  hervorhebt, 
gemessen  die  Lazarettschiffe  sämtlicher  drei  Klassen  beiden  Kriegsparteien 
gegenüber  ihr  Vorrecht  nicht  im  eigenen  Interesse,  sondern  nur  den  Schiff- 
brüchigen und  Verwundeten  zu  Liebe,  welchen  sie  Hilfe  bringen  wollen. 

Ihre  Aufgabe  ist  ja  auch  keineswegs  „exclusivement  6goisteB. 

Die  Lazarettschiffe  müssen  nämlich  ihre  Hilfe  beiden  Kriegsparteien 
zuteil  werden  lassen  (Abs.  1).  Das  gilt  auch  für  die  militärischen  Lazarett- 
schiffe, deren  Privileg  sonst  ja  unbegreiflich  wäre. 

Andernteils  dürfen  aber  die  Lazarettschiffe  unter  keinerlei  Vorwand 
zu  einem  militärischen  Zweck  verwandt  werden.  Sie  dürfen  also  beispiels- 
weise auch  nicht  dazu   benützt  werden,  um  Erkundigungen  einzuziehen, 


l)  Mit  einer  sprachlichen  Abweichung  im  Abs.  6  „Journal  de  bord",  statt  „livre 
de  bord",  die  auf  Pephau  zurückgeht  (Hl.  71),  hatte  diese  Fassung  schon  der  vom 
Redaküonsausschuss  fertiggestellte  Entwurf  (III.  71). 

*)  Diese  Bestimmung  stammt  aus  dem  Abs.  3  des  Zusatzartikels  13.  Vgl.  oben 
S.  347. 

*)  Die  Zusatzartikel  hatten  die  übrigens  selbstverständliche  Bestimmung  noch  nicht. 

*)  III.  16  f. 
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Nachrichten  zu  überbringen,  Soldaten,  Waffen  oder  Munition  zuzuführen. 
Die  bezeichnete  Rechtspflicht  lässt  sich  zwar  nicht  erzwingen,  aber  sie  ist 
eine  Ehrenpflicht:  „il  y  aurait  perfidie  ä  le  mäconnaitre". x) 

Der  russische  Bevollmächtigte  Scheine  hatte  bei  der  ersten  Lesung 
der  Unterkommission  für  die  Lazarettschiffe  einen  Typus  gewünscht,  der 
eine  Umbildung  für  Kriegsschiffzwecke  ausschliesse.  Aber  der  französische 
Admiral  P6phau  hielt  diese  Forderung  für  übertrieben:  das  Fehlen  von 
Waffen  und  Kriegsmaterial  an  Bord  dieser  Fahrzeuge  gebe  eine  genügende 
Garantie.  Sonst  müsste  man  auch  die  Postschiffe  verbieten,  weil  sie 
leicht  als  Kriegsschiffe  eingerichtet  werden  könnten.  Sein  Landsmann 
Renault  fügte  noch  bei,  dass  die  an  die  Kriegsparteien  zu  betätigende 
Anzeige  ja  jeden  Betrug  ausschliesse.  Scheine  bestand  darnach  nicht  mehr 
auf  seiner  Anregung,   bat  aber,  davon  wenigstens  Kenntnis  zu  nehmen.2/ 

Übrigens  möchte  ich  bei  dieser  Gelegenheit  bemerken,  dass  man 
gerade  so  gut  auch  Handelsschiffe  zu  Kriegsschiffen  umbilden  kann. 

Es  bleibt  vielleicht  der  Zukunft  vorbehalten,  in  dieser  Richtung  Be- 
stimmungen vorzusehen,  welche  dem  Missbrauch  steuern. 

2.  Die  Erfüllung  ihrer  Aufgabe  führt  die  Lazarettschiffe  in  den  Be- 
reich des  Feuers,  und  da  bestimmt  nun  der  Abs.  4: 

«Während  und  nach  dem  Kampfe  handeln  sie  auf  ihre  eigene  Gefahr"3) 

II.  Die  Lazarettschiffe  stehen  in  Unterordnung  unter  den 
Kriegsschiffen. 

1.  Zunächst  stellt  das  Abkommen  selbst  eine  allgemeine 
Schranke  für  die  Lazarettschiffe  auf: 

„(Sie)  dürfen  in  keiner  Weise  die  Bewegung  der  Kriegsschiffe  be- 
hindern." 

2.  Die  besonderen  Schranken  sind  das  Ergebnis  aufsichts- 
rechtlicher Anordnungen,  welche  die  Kriegsparteien  sämtlichen 
Lazarettschiffen  gegenüber  nach  Massgabe  der  Abs.  5  u.  6  treffen  dürfen.4) 

„Die  Kriegsparteien  üben  ein  Aufsichts-  und  Durchsuchungsrecht 
über  sie  aus.    Sie  können  ihre  Hilfe  ablehnen,  ihnen  befehlen,  sich  zu  entfernen, 


l)  Renaultscher  Kommissionsbericht  III.  17.    Zorn  „Im  neuen  Reich"  S.  332. 
')  III.  60.    Der  Renaultsche  Kommissionsbericht  IIL  14  führt  demgemäss  folgendes 


aus 


„on  ne  saurait  lui  imposer  aueun  type  dÜerminL  Videe  essentielle  est 
que  les  bdtiments  auront  un  car acter e  exclusivement  hospitalier,  par  suite  ne  pour- 
ront  ritn  porter  qui  ne  soü  pas  destink  aux  blosses  ou  malades  et  ä  ceux  qui  les 
soignent,  qui  puisse  etre  utiltse  pour  des  actes  hostiles." 

8)  Diese  Fassung  ist  wörtlich  dem  Zusatzartikel  13  entnommen.  Vgl.  auch  den 
Zusatzartikel  6.  Mahan  hatte  diesen  Antrag  in  besonderer  Beziehung  auf  die  Lazarett- 
schiffe und  andere  Schiffe  der  Neutralen  wiederholt  (III.  11  f.).  Er  gilt  natürlich  auch 
für  die  neutralen  Schiffe  des  heutigen  Art.  6  Auf  eigene  Gefahr  handelt  eben  jeder, 
für  den  die  Gefahr  nicht  durch  das  Gesetz  auf  andere  abgewälzt  ist 

4)  In  der  Unterkommission  hatte  Scheine  zum  Zusatzartikel  9,  also  bezüglich  der  mili- 
tärischen Lazarettschiffe,  folgenden  Antrag  gestellt :  „Les  combattants  ont  le  droit  de  defendre 
ä  ces  navires  toute  communication  et  toute  direction,  et  merae  de  les  arreter,  s'ils  le  jugent 
necessaire,  pour  garder  le  secret  de  leurs  Operations  de  guerre."  (111.  63  f ).  Die  Franzosen 
(Renault  und  Pephau)  betonten  aber,  dass  es  sich  hier  um  allgemeine  Beschränkungen 
für  alle  Arten  von  Lazarettschiffen  handle  und  dass  deshalb  eine  allgemeine  Fassung 
nötig  sei  (III.  64).  Die  darauf  erfolgte  Annahme  des  Antrags  Scheine  (ÜI.  64)  bedeutete 
zunächst  nur  eine  Billigung  der  Grundidee,  die  jetzt  für  alle  Lazarettschiffe  verwirklicht  ist 


§  80.    Die  Aufgabe  und  Unterordnung  der  Lazarettschiffe.  379 


ihnen  eine  bestimmte  Fahrtrichtung  vorschreiben,  einen  Kommissar  an  Bord  geben 
und  sie  auch  zurückhalten,  wenn  besonders  erhebliche  Umstände  es  erfordern. 

Die  Kriegsparteien  sollen  die  den  Lazarettschiffen  gegebenen  Befehle,  soweit 
wie  möglich,  in  deren  Schiffstagebuch  eintragen." 

Das  im  Abs.  5  erwähnte  Aufsichts-  und  Durchsuchungsrecht  kennen 
schon  die  Zusatzartikel  10  und  13  für  die  Handelsschiffe  und  die  hilfs- 
gesellschaftlichen Lazarettschiffe  jeder  Nation. 

Auch  die  Bestimmung  war  dort  schon  vorgesehen,  dass  die  Kriegs- 
parteien eine  bestimmte  Fahrtrichtung  vorschreiben,  ihre  bei  der  Durch- 
suchung erlassenen  Befehle  eintragen  und  einen  Kommissar  an  Bord  geben 
dürfen,  welcher  die  Ausführung  der  gegebenen  Befehle  überwacht. 

Die  Besonderheit  des  Art.  4  des  Abkommens  gegenüber  den  Zusatz- 
artikeln liegt  in  der  gleichmässigen  Geltung  des  Aufsichts-  und  Durch- 
suchun&srechts  für  alle  Arten  der  Lazarettschiffe,  „sur  tous  les  bätiments 
hospitaliers  sans  exception "  *),  insbesondere  also  auch  für  die  militärischen 
Lazarettschiffe,  wo  das  Aufsichtsrecht  des  Gegners  die  natürliche  Folge 
davon  ist,  dass  die  militärischen  Lazarettschiffe  jetzt  auch  Unverletzlichkeit 
geniessen. 2) 

Über  die  Handelsschiffe  wird  später  (§  83)  besonders  zu  handeln  sein. 
Andernteils  spricht  das  Abkommen  aber  auch  nur  vom  Aufsichts- 
und Durchsuchungsrechte.  Da  nun  ein  solches  den  Schiffen  der  eigenen 
Flagge  gegenüber  nicht  erst  das  Völkerrecht  zu  wahren  brauchte  und 
diese  der  heimatlichen  Kriegsflotte  unmittelbar  untergeordnet  sind,3)  so 
hat  die  völkerrechtliche  Festlegung  des  Aufsichts-  und  Durchsuchungs- 
rechts eine  wirkliche  Bedeutung  nur  gegenüber  den  militärischen  und 
Privatlazarettschiffen  des  Gegners,*)  sowie  gegenüber  den  neutralen  Lazarett- 
schiffen. 

Gegenüber  den  letzteren  ist  aber  die  Anerkennung  eines  doppelten 
Aufsichtsrechts  zugleich  der  Verzicht  auf  ein  Mehr,  nämlich  der  Verzicht 
auf  die  Notwendigkeit  der  Eingliederung  in  eine  der  beiden  Kriegsflotten. 

„Der  Gedanke,  von  den  neutralen  Hospitalschiffen  zu  fordern,  dass  sie  sich 
einem  der  Kriegführenden  direkt  unterordnen  und  gewissermassen  ein  integrierender 
Bestandteil  seiner  Schlachtschiffe  werden,  wurde  als  zu  weitgehend  und  zu  Schwierig- 
keiten Anlass  gebend  abgelehnt/  6) 

Leicht  wurde  freilich  der  Konferenz  die  Entscheidung  nicht.  Es  bestand 
vielmehr,  wie  wir  noch  sehen  werden  (S.  383ff.),  eine  starke  Strömung  dafür, 
dass  nach  dem  Vorbild  der  Rotekreuzexpeditionen  im  Landkrieg6)  alle  Lazarett- 
schiffe Posten  bei  einer  bestimmten  Kriegspartei  zu  fassen  und  deren  Flagge 
zu  führen  haben.  Aber  nach  längeren  Verhandlungen  Hess  man  unter  Aner- 
kennung des  eigenen  Flaggenrechts  der  neutralen  Lazarettschiffe  die  Not- 
wendigkeit einer  einseitigen  Eingliederung  fallen  und  begnügte  sich  mit 
der  doppelseitigen  Aufsicht. 


x)  Renaultscher  Kommissonsbericht  III.  17. 
2)  a.  a.  0. 

*)  Nach  Massgabe  des  inneren  Staatsrechts.    Vgl.  Renault  III.  13.    Vgl.  auch  oben 
S.  373. 

4)  Kommissionsbericht  III.  17. 

8]  Zorn,  Im  neuen  Reich,  S.  332 f. 

•)  Vgl.  über  diese  ganze  Frage  meine  „Genfer  Konvention"  S.  44  ff. 
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a)  Das  droit  de  contröle  oder  Aufsichtsrecht1)  wird  ira 
Abs.  5  und  6  in  gewisser  Richtung  ausdrücklich  sichergestellt. 

Zunächst  ist  betont,  dass  die  Kriegsparteien  die  Hilfe  der  Lazarett- 
schiffe ablehnen  dürfen.  Eine  solche  Ablehnung  kann  allgemein  oder 
auch  nur  im  Hinblick  auf  die  augenblickliche  Kriegslage  erfolgen. 

Die  Aufsichtskundgebungen  kleiden  sich  in  Befehlsform,  und  zwar 
kann  der  Befehl  vor  allem  einfach  dahin  gehen,  »sich  zu  entfernen*, 
—  wobei  das  Schiff  seinen  Weg  frei  wählt  —  oder  eine  „bestimmte 
Fahrtrichtung  einzuschlagen.  Das  ist  schärfer  und  weitgehender 
als  im  Zusatzartikel  10.8) 

Es  wird  sich  zeigen, 8)  dass  hier  aber  auch  der  Nagel  geschlagen  ist, 
an  welchem  sich  die  Ausschiffungsbefehle  einhängen  können,  durch  welche 
der  Gegner  seinen  Einfluss  auf  die  Fahrtrichtung  des  mit  Verwundeten 
beladenen  Lazarettschiffes  oder  die  Landung  der  Aufgenommenen  ausübt. 

Ist  die  Fahrtrichtung  vorgeschrieben,4)  so  können  die  Kriegsparteien 
weiterhin  den  Lazarettschiffen  auch  einen  «Kommissar  an  Bord  geben*. 

Der  Zusatzartikel  10,  welcher  diese  Bestimmung  für  die  Handels- 
schiffe jeder  Nationalität  vorgesehen  hatte,  bezeichnete  als  Zweck  dieser 
Aufsichtsbetätigung : 

„pour  accotnpagner  le   convoi  et  vSrifier  ainsi   la  bonne  foi  de 
Voperation".0) 

Übereinstimmend  hiermit  gibt  der  Renaultsche  Kommissionsbericht6) 
als  Zweck  der  entsprechenden  Bestimmung  im  Haager  Abkommen  an: 

„afin  d'assurer  la  parfaite  extcution  des  ordres  donnts" 

Die  schärfste  Aufsichtsmassregel,  die  deshalb  aber  auch  nur  bei  be- 
sonders schweren  Umständen  zulässig  ist,  besteht  in  der  Zurückbehal- 
tung eines  Lazarettschiffes  z.  B.  zur  Wahrung  des  Operationsgeheimnisses.7) 
Es  liegt  in  der  Natur  der  Sache,  dass  diese  Zurückbehaltung  nur  vorüber- 
gehend ist. 

Um  spätere  Streitigkeiten  über  die  Existenz  oder  den  Inhalt  eines 
erteilten  Befehles  zu  verhindern,  resp.  den  Beweis  zu  führen,  ist  es  im 
Abs.  6  für  wünschenswert  erklärt,  dass  die  Kriegspartei  ihren  Befehl  im 
Schiffstagebuch  einträgt.8)  Immer  wird  das  freilich  nicht  möglich  sein. 
Die  Unruhe  des  Meeres  und  eigene  Not  können  entgegenstehen.  Deshalb 
der  Zusatz  „wo  möglich*.9) 


*)  droit  de  contröle  ist  amtlich  übersetzt  mit  Aufsichtsrecht  Die  Konferenz  von 
Algeciras  unterschied  aber  zwischen  contröle  =  Überwachung  und  surveillance  =  Auf- 
sicht, wobei  die  contröle  als  das  Weitergehende  erklärt  wurde. 

*)  Nach  dem  Zusatzartikel  10  sollte  man  den  Handelsschiffen  Verbindungen  und 
Fahrtrichtungen  verbieten  können,  die  nach  Ansicht  der  Kriegspartei  der  Geheimhaltung 
ihrer  Operationen  nachteilig  sein  könnten. 

8)  Vgl.  unten  §  86. 

*)  „Dans  ce  dernier  cas* :  Renaultscher  Kommissionsbericht  III.  17. 

*)  Ich  habe  das  oben  S.  346  übersetzt :  »um  die  getreuliche  Durchführung  zu  über- 
wachen/ 

•)  III.  17. 

7)  Renaultscher  Kommissionsbericht  III.  17. 

8)  Die  Beweisführung  ist  übrigens  nicht  eingeengt,  also  nicht  auf  das  Tagebuch 
beschränkt  (a.  a.  0.). 

ö)  a.  a.  O. 
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b)  Das  droit  de  visite  oder  das  Anhalte- und  Durchsuchungs- 
recht soll  vor  allem  die  Möglickeit  verschaffen,  zu  jeder  Zeit  festzustellen» 
ob  die  Lazarettschiffe  ihrem  Berufe  treu  geblieben  sind;  und  deshalb  be- 
steht das  Durchsuchungsrecht  ganz  wie  das  Aufsichtsrecht  ja  auch  den 
militärischen  Lazarettschiffen  des  Gegners  gegenüber,  die  unter  der  Herr- 
schaft der  früheren  Rechtsanschauung  sogar  einfach  weggenommen  werden 
durften,1)  also  immerhin  jetzt  besser  gestellt  sind.2) 

„Le  droit  de  visite  est  ici  Ja  contrepartie  ne*cessaire  de  Yimmunite',  et  il  n'y 
a  pa8  lieu  de  s'itonner  de  le  voir  appliquS  meme  ä  des  bdtiments  de  YEtat."*) 

Dass  die  „visite"  schliesslich  aber  auch  über  die  Kriegsgefangenschaft 
der  Verwundeten  an  Bord  entscheidet,*)  wird  später  klar  werden.5) 

Fügen  sich  die  Lazarettschiffe  der  Anhaltung  oder  den  Aufsichts- 
oder Durchsuchungsanordnungen  nicht,  so  verlieren  sie  den  Anspruch  auf 
ihre  bevorrechtigte  Stellung,  und  können  somit  weggenommen  werden. 

Dabei  ist  freilich  zu  bemerken,  dass  sich  das  Aufsichts-  und  Durch- 
suchungsrecht aber  auch  in  den  Grenzen  der  rechtlichen  Zulässigkeit  ge- 
halten haben  muss. 

Über  die  Berechtigung  der  Wegnahme  entscheidet  auch  hier  das 
Prisengericht.    Es  gilt  des  Weiteren  also  gemeines  Seekriegsrecht. 

Gegen  den  Art.  4  hat  später  Lapradelle  Bedenken  erhoben e) :  Die 
zahlreichen  Aufsichtsbestimmungen  würden  einer  schnellen  Sanitätsorgani- 
sation und  Hilfeleistung  im  Wege  stehen  und  das  Anhalterecht  könne  miss- 
braucht werden. 

Aber  darauf  hat  schon  Gillot7)  mit  Recht  geantwortet :  Die  Kriegs- 
parteien müssen  das  Recht  haben,  sich  für  die  Zulassung  von  Schiffen 
auf  dem  Kriegsschauplatz  alle  Garantien  zu  verschaffen;  das  Anhalterecht 
ist  notwendig  zur  Abwehr  gegen  Betrug,  gegen  welchen  die  Kriegsschiffe 
insbesondere  auch  mit  der  Aberkennung  des  Lazarettcharakters  müssen 
antworten  können. 

§  81. 

Die  Abzeichen  der  Lazarettschiffe. 

Die  Rotekreuzidee  verlangt,  dass  zur  leichteren  Durchführung  der 
Vorrechte  die  im  Dienste  der  Kranken  stehenden  Einrichtungen  und  Per- 
sonen durch   das  sog.  Neutralitätsabzeichen   erkennbar  gemacht  werden» 


l)  Vgl.  oben  S.  370. 

s)  Das  hebt  auch  der  Renaultsche  Kommissionsbericht  hervor.  IU.  17. 
8j  Kenaultscher  Kommissionsbericht  III  17.    Merignhac,  La  conf.  intern,  de  la  paix,. 
p.  127. 

*)  Renaultscher  Kommissionsbericht  (III.  17): 

„11  convient  de  remarquer  que  la  visite  des  bätiments  hospitaliers  est  impor- 
tante,  non  seulement  pour  constater  que  ces  bätiments  ne  sortent  pas  de  leur 
röle,  mais  aussi  pour  determiner  la  Situation  des  blesses,  malades  ou 
naufrages  qui  se  trouvent  &  bord,  ainsi  qu'il  sera  ezplique  plus  loin  ä  propos 
de  l'article  9.* 
5)  Vgl.  unten  §  86. 

*)  „La  Conference  de  la  Haye"  in  der  Revue  generale  de  droit  international  public" 
VI.  (1899)  p.  65t  sqq. 

*)  La  revision  de  la  Convention  de  Geneve  1901  p.  134  sq. 
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Durch  dieses  Schutzzeichen  wird,  wie  der  Zusatzartikel  IS  sagte,  der  völker- 
rechtliche Anspruch  auf  Unverletzlichkeit  erhoben;  ich  füge  hinzu:  wenn 
auch  nicht  erst  begründet. ')  Eine  solche  Ansprucherhebung  bedeutet  dann 
aber  auch  die  Erklärung,  sich  in  keiner  Weise  und  zu  keiner  Zeit  am 
Kampfe  zu  beteiligen. 

Dieser  Grundgedanke  der  Genfer  Konvention  hatte  in  den  Zusatz- 
artikeln 12  und  13  Abs.  2  Eingang  gefunden8)  und  tritt  uns  jetzt  im 
Art.  5  des  Abkommens  entgegen.  Nur  brauchte  der  Zusatzartikel  13 
lediglich  für  die  Lazarettschiffe  der  Hilfsgesellschaften  Bestimmungen  zu 
treffen  —  bezüglich  der  ja  noch  der  Wegnahme  unterworfenen  militä- 
rischen Lazarettschiffe  begnügte  sich  der  Zusatzartikel  12  Abs.  3  noch  mit 
dem  besonderen  Anstrich  —  während  das  Abkommen  mit  seiner  erwei- 
terten Grundlage  sämtliche  im  Lazarettdienst  stehenden  Fahrzeuge  berück- 
sichtigt. 

Der  Renault  sehe  Kommissionsbericht  betont  mit  Recht:  Alle  Lazarett- 
schiffe müssen  sich  als  solche  deutlich  von  anderen  Schiffen  abheben.  Und 
für  die  zu  wählenden  Abzeichen  konnten  dann  einfach  die  Zusatzartikel 
12  und  13  als  Vorbild  dienen.8)  Es  handelte  und  handelt  sich  darum, 
nicht  bloss  den  Charakter  als  Lazarettschiff  anzuzeigen,  sondern  auch 
darüber  aufzuklären,  zu  welcher  Klasse  ein  Lazarettschiff  gehört. 

Es  mussten  hier  also  Abzeichen  angebracht  werden,  welche  einesteils 
den  gemeinsamen  Lazarettcharakter  und  and  erat  ei  ls  die  unterschiedsvolle 
staatliche  oder  private  Eigentumsqualität  sofort  erkennen  lassen. 

Wie  schon  im  Zusatzartikel  12  und  13,  so  handelt  es  sich  auch  im 
Art.  5  des  Abkommens  um  Abzeichen  doppelter  Art:  um  äusseren  An- 
strich und  Flagge. 

A.  Was  den  äusseren  Anstrich  betrifft,  so  muss  dieser  bei  sämt- 
lichen Lazarettschiffen  weiss  sein.4) 

Ausserdem  ist  an  jedem  Lazarettschiff  aussen  ein  wagrecht  laufender 
etwa  l1/!  Meter  breiter  Streifen  anzubringen,  der  bei  den  militärischen 
Lazarettschiffen  grün5)  bei  den  beiden  anderen  Gruppen8)  aber  rot7)  ist: 

Das  gilt  nach  dem  Grundsatz  accessorischer  Behandlung  auch  für 
die  zugehörigen  Boote  und  die  kleinen  zum  Lazarettdienst  verwendeten 
Fahrzeuge.8)    Hier  sind  dann  die  Masse  des  Streifens  nur  kleiner.9) 

Motono  bemerkte  hierzu:  die  besondere  Zeichnung  der  Rettungs- 
boote, welche  vor  der  Indienststellung  erfolgen  müsse,  wolle  doch  wohl 
besagen,  dass  auch  diese  Boote  in  keinem  Fall  und  zu  keiner  Zeit  eine 


n  Vgl.  meine  „Genfer  Konvention"  S.  31  ff. 
*)  Vgl.  oben  S.  347. 
8)  111.  18. 

4)  Art.  5  Abs.  1  und  2.    So  schon  die  Zusatzartikel  Art.  12  Abs.  3  u.  13  Abs.  1 

5)  Art.  5  Abs.  1.    So  schon  nach  dem  Zusatzartikel  12. 

•)  Die  sprachliche  Änderung  „les  bätiments  mentionnes  dans  l'article  2  und  3" 
statt  der  Fassung  des  Entwurfs  „les  aulres  bätiments"  geht  auf  Motono  zurück  (III.  75). 

7)  Art.  5  Abs.  2.    Rote   Batterie   war  auch   schon   im   Zusatzartikel  13  für  die 
Lazarettschiffe  der  Hilfsgesellschaften  vorgesehen  gewesen. 

8)  Art   5  Abs.  3. 

•)  Renaultscher  Kommissionsbericht  III.  18 
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andere  Bestimmung  haben  dürfen.1)    Der  französische  Bevollmächtigte  und 
Berichterstatter  Renault  stimmte  dieser  Auffassung  bei.2) 

Die  Sache  liegt  in  der  Tat  hier  nicht  anders  wie  bei  den  Lazarettschiffen 
selbst. 

B.  Jn    Ordnung  der  Flaggenfrage  bestimmt  der  Art.  5  Abs.  4: 

^  »Alle  Lazarettschiffe8)  sollen  sich  dadurch  erkennbar  machen,  dass  sie  neben 
der  Nationalflagge  die  in  der  Genfer  Konvention  vorgesehene  weisse 
Flagge  mit  dem  roten  Kreuze  hissen."4) 

I.  Die  Frage  der  Nationalflagge  spielte  zunächst  bei  den  Rettungs- 
booten (embarcations)  des  Zusatzartikels  6,  unter  welchen  übrigens  ganz 
verschiedene  Schiffsgruppen  zusammengefasst  werden  konnten,  eine  mass- 
gebende Rolle,  und  verband  sich  hier  mit  der  Frage  der  militärischen 
Unterordnung,  die  erst  nach  und  nach  in  dem  S.  379  beschriebenen  Sinn 
geklärt  wurde.    Darauf  ist  jetzt  näher  einzugehen. 

Die  Frage  war,  ob  auch  die  Rettungsboote  im  Dienste  der  neutralen 
Lazarettschiffe  eine  Flagge  und  zwar  die  Flagge  einer  Kriegspartei  führen 
müssen.  Diese  Frage  wiederholte  sich  dann  bezüglich  der  Lazarettschiffe 
der  Neutralen  selbst. 

Anfangs  bestand  eine  allgemeine  Neigung,  diese  Frage  zu  bejahen. 
Man  bekundete  eine  entschiedene  Lust,  sich  im  Zusatzartikel  6  von  dem 
Aufsichtsdualismus  los  zu  machen,  der  doch  auch  die  Zusatzartikel  10  und  13 
beherrschte. 

Der  russische  Bevollmächtigte  Fregattenkapitän  Scheine  war  es, 
der  sofort  bei  der  ersten  Lesung  der  Unterkommission  am  25.  Mai  der 
Frage  der  militärischen  Eingliederung  der  Rettungsboote  des  Art.  6  zu- 
stimmte. Die  Rettungsboote  müssten  unter  dem  Kommando  einer  Kriegs- 
partei stehen,  sonst  würden  auch  Boote  mit  rein  privatem  Charakter  den 
Kampfplatz  umschwirren.5) 

Der  französische  Bevollmächtigte  Renault  stimmte  dem  bei.  Die 
durch  Hilfsgesellschaften  organisierten  Rettungsboote  hätten  sich  offiziell 
an  eine  Kriegspartei  zu  halten ;  nur  unter  der  Voraussetzung,  dass  die  mit 
dem  roten  Kreuz  gezeichneten  Schiffe  unter  dem  unmittelbaren  Befehl 
eines  der  kriegführenden  Staaten  stünden,  dürften  sie  eine  Ausnahme- 
stellung erhalten.  Es  könnten  gegenseitige  Mitteilungen  gemacht  werden, 
um  diesen  Charakter  festzustellen.6) 

Auch  der  Bevollmächtigte  der  vereinigten  Staaten  von  Amerika  Kapitän 
Mahan  erklärte,  die  erste  Bedingung  für  die  Zulassung  auf  dem  Kampf- 
platz müsste  sein,  dass  das  Schiff  die  Flagge  einer  Kriegspartei  führe7); 
und  der  französische  Admiral  P  6  p  h  a  u  fügte  hinzu,  man  könne  daneben  ja 
auch  noch  eine  äussere  Unterscheidung  im  Anstrich  herstellen.8) 

l)  III.  73. 

»)  a.  a.  O. 

8)  Aber  auch  nur  die  Lazarettschiffe  („bätiments  hospitaliers").  Ebenso  der  Renaultsche 
Kommissionsbericht  II I.  18. 

4)  Dieses  Prinzip  enthalten  schon   die  Zusatzartikel.    Vgl.  Art.  12  und  13  Abs.  2. 
6)  III.  58. 

6)  III.  58  f. 

7)  III.  59.    Renault  verwies  in  dieser  Richtung  auf  Zusatzartikel  12. 

8)  a  a.  O. 
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Renault  seh  los  s  diese  Debatte  mit  der  Erklärung,  die  Flaggenfrage 
sei  beim  Zusatzartikel  12  auszutragen.1) 

Auch  bei  der  zweiten  Lesung  der  Unterkommission  am  30.  Mai  hing 
sich  die  Debatte  sofort  wiederum  bei  den  Rettungsbooten  des  Art-  6  ein, 
mit  welchen  man  ihrer  Proteusnatur  wegen  nichts  rechtes  anfangen  konnte. 
Jetzt  nahmen  aber  die  Verhandlungen  durch  das  Eingreifen  des  deutschen 
Vertreters  eine  andere  Richtung. 

Man  stand  indes  immer  noch  erst  am  Anfang  der  Verhandlung  und 
die  Schiffsgruppen  und  Schiffsbezeichnungen  waren  noch  nicht  in  der 
jetzigen  Schärfe  herausgebildet.  Das  ist  zu  beachten,  wenn  man  das 
Folgende  verstehen  will. 

Der  deutsche  Bevollmächtigte  Kapitän  zur  See  Siegel  bezeichnete 
in  der  vorerwähnten  Sitzung  am  30.  Mai  die  Rettungsboote  (embarcations) 
als  unmittelbare  Zubehör  der  Schiffe,  welchen  sie  zugeteilt  seien  und  wollte 
daraus  nur  einfach  die  nötigen  Folgerungen  gezogen  sehen.  Dabei  nahm 
er  an,  dass  der  Art.  6  in  gleicher  Weise  auch  die  abkommandierten  Boote 
der  Kriegsschiffe  ins  Auge  fasse.2) 

Es  wird  später  klar  werden,  dass  sich  die  Konferenz  in  der  Tat  auch 
schliesslich  auf  diesen  Standpunkt  des  deutschen  Vertreters  stellte  und  im 
Hinblick  auf  den  accessorischen  Charakter  der  Rettungsboote  (embarcations), 
welche  einfach  das  Schicksal  des  Hauptschiffes  teilen,  von  einer  besonderen 
Bestimmung  für  dieselben  gänzlich  absah. 

Asser  brachte  indes  zunächst  die  in  der  vorangegangenen  Sitzung 
gebilligte  Ansicht  in  Erinnerung,  dass  die  Rettungsboote,  um  der  Vorrechte 
des  Zusatzartikel  6  teilhaftig  zu  werden,  sich  notwendig  unter  die  Flagge  der 
einen  oder  anderen  Kriegspartei  stellen  müssen.8) 

Siegel  erklärte  jedoch,  man  habe  mit  dieser  Bestimmung  dem  Ober- 
kommando die  Aufsicht  über  die  auf  dem  Schlachtfeld  zugelassenen  Schiffe 
erleichtern  wollen.  Aber  für  die  Flaggen  frage  bestünden  Schwierig- 
keiten. 

Im  übrigen  unterschied  Siegel  zwei  Schiffsgruppen  und  erweiterte 
damit  dann  aber  den  Begriff  der  Rettungsboote  zu  dem  der  neutralen 
Lazarett-  und  Handelsschiffe.      Er  unterschied: 

1.  die  (neutralen)  Lazarettschiffe,  welche  auf  Kosten  der  Hilfsgesellschaften 
ausgerüstet,  durch  ihre  Regierungen  anerkannt  und  mit  einer  Bestellung  versehen 
seien, 

2.  die  (neutralen)  Handelsschiffe,  Vergnügungsdampfer,  Fischerboote,  welche 
zufällig  auf  dem  Schlachtfeld  seien. 

Dieersteren  könnten  den  Staatsschiffen  gleichgestellt  werden.  Sie  zwingen, 
eine  fremde  Flagge  zu  hissen,  wäre  unverträglich  mit  der  Souveränität  des  Staates, 
dem  sie  angehören,  ein  unfreundlicher  Akt  ,pour  la  Puissance  non  favorisee",  der 
vielleicht  sogar  als  eine  im  einseitigen  Interesse  begangene  Verletzung  strenger 
Neutralität  gedeutet  werden  könnte 

Was  sodann  die  neutralen  Handelsschiffe  betreffe,  so  bleibe  auch  hier 
selbst,  wenn  man  die  Freiheit  anerkenne,  nach  Gutdünken  eine  fremde  Flagge  neben 
der  eigenen  zu  führen,  immer  noch  die  Tatsache  einer  unfreundlichen  Handle 
welche  wahrscheinlich  die  Gefahr  der  Wegnahme  vermehre. 


l)  a.  a.  O. 
*)  III   62. 
B)  a.  a.  O. 


§  81.    Die  Abzeichen  der  Lazarettschiffe.  385 

Unter  diesen  Verhaltnissen  erscheine  es  ihm  angezeigt,  den  Lazarettschiffen 
das  Recht  zu  lassen,  mit  der  Rotekreuz-Flagge  nur  die  heimatliche  Flagge 
zu  führen,  wobei  man  nötigenfalls  ein  noch  zu  bestimmendes  Unterscheidungs- 
zeichen {jnarque  distinctive)  hinzufügen  könnte.1) 

Das  war  allerdings  eine  ganz  neue  Rechtsanschauung,  welche 
noch  eine  eingehende  Prüfung  erforderte,  ein  entscheidender  Punkt  im 
Plane  des  Rotekreuzabkommens. 

Auf  die  Anregung  des  französischen  Bevollmächtigten  Renault  wurde 
daher  unier  der  Zustimmung  von  Siegel  diese  Frage  vorerst  zurückgestellt.2) 

Aber  schon  sehr  bald,  noch  am  Schluss  eben  dieser  Sitzung,  nach- 
dem Ovtchinnikow  „explications  sur  la  signification  exacte  du  terme 
embarcations"  gewünscht  hatte,8)  kam  man  wieder  auf  die  Flaggen  frage 
zurück,  indem  der  Vorsitzende  folgendes  ausführte*): 

Die  Unterkommission  habe  sich  dahin  ausgesprochen,  dass  alle  Schiffe,  welche 
auf  die  Vorrechte  der  Zusatzartikel  Anspruch  erheben,  sich  unter  die  Flagge  der 
einen  oder  andern  Kriegspartei  stellen  müssen.  Siegel  aber  habe  darin  einen  An- 
griff auf  die  Souveränität  der  Staaten  gesehen,  zu  welchen  jene  Schiffe  gehören 
und  habe  sogar  von  einer  Neutralitätsverletzung  gesprochen.  Siegel  verlange,  dass 
stets  die  Nationalflagge  gehisst  werde  mit  oder  ohne  signe  distinctif. 
Würde  daneben  dann  aber  auch  noch  die  Flagge  der  gewählten  Kriegspartei  und 
die  Rotekreuzfahne  aufgezogen,  so  müssten  drei  verschiedene  Flaggen  gleichzeitig 
gehisst  werden. 

Er  fragte  daher  an,  ob  Deutschland  auf  seinem  Antrag  bestehe,  was 
dann  aber  von  Siegel  bejaht  wurde. 

Siegel  hatte  übrigens  von  Anfang  an  gewünscht,  dass  die  Lazarett- 
schiffe neben  der  Rotekreuzflagge  „exclusivement  leur  pavillon  national" 
und  nicht  auch  noch  die  Flagge  einer  Kriegspartei  führen,  wie  es  denn 
schliesslich  ja  auch  beschlossen  worden  ist. 

Nach  einem  Meinungsaustausch  zwischen  Scheine,  Motono, 
Mahan,  P6phau,  Fischer  und  Soltyk  wurde  die  weitere  Verhand- 
lung auf  eine  spätere  Sitzung  verschoben 6)  und  der  Redaktionsausschuss 
mit  einer  annehmbaren  Fassung  betraut.8) 

Nun  hatte  aber  schon  der  Zusatzartikel  13  für  die  Lazarettschiffe 
der  Hilfsgesellschaften,  ähnlich  wie  der  Art.  10  für  die  Handelsschiffe, 
beidemal  ohne  Rücksicht  auf  die  Nationalität,  also  auch  bezüglich  der 
neutralen  Schiffe,  ein  Aufsichtsrecht  beider  Kriegsparteien  vor- 
gesehen und  dieser  Grundsatz  war  von  der  Unterkommission  gerade  an- 
nommen  worden. 

Hiermit  war  aber  in  Wirklichkeit  für  eine  Entscheidung  der  Flaggen- 
frage im  Sinn  des  deutschen  Antrags  die  Brücke  geschlagen. 

Da  schien  doch  die  Logik  folgendes  zu  verlangen:  Entweder  führt 
das  neutrale  Schiff  die  Flaggen  beider  Kriegsparteien  oder  keine  derselben, 
und  mithin  neben  der  Rotekreuzflagge  nur  seine  eigene  Nationalfahne. 


')  HL  63.  Mit  der  .marque  distinctive*  (vgl.  Zusatzartikel  13  Abs.  3)  war  der 
Schiffsanstrich  gemeint. 

')  a.  a.  0.  Renault  führte  dabei  mit  Recht  aus,  man  müsse  sich  erst  über  die 
Behandlung  einer  jeden  Lazarettschiffgruppe  einigen. 

8)  Mit  dem  Zusatz:  „que  les  embarcations  sont  de  plusieurs  sortes"  (III.  66).  • 

*)  III.  66. 

*)  a.  a.  0.    Vgl.  die  Bemerkung  des  Vorsitzenden  Asser  III.  67. 

•)  111.  64  f. 

Meurer.  Haager  Friedenskonferenz  II.  25 


386  §  81.    Die  Abzeichen  der  Lazarettschiffe. 

Da  aber  das  erstere  nicht  in  Frage  kommen  konnte,  und  die  Aufsicht 
ja  auch  noch  keine  Zugehörigkeitsfolge  zu  sein  braucht,  so  war  damit  der 
Entscheidung  die  Richtung  gewiesen. 

Von  dieser  Unterlage  aus  hatte  ja  bereits  der  Zusatzartikel  13  Abs.  2 
für  alle  hilfsgesellschaftlichen  Lazarettschiffe,  also  auch  die  neutralen,  den 
Satz  aufgestellt: 

„Ils  se  feront  reconnaitre  en  hissant,   avec   leur  pavillon 

national,  le  pavillon  blanc  ä  croix  rouge." 

Das  brauchte  man  jetzt  nur  erweiternd  für  alle  Lazarettschiffe  aus- 
zusprechen. Der  Redaktionsausschuss  fühlte  diese  Logik  heraus  und  ent- 
sprach gleichzeitig  der  deutschen  Anregung,  indem  er  deshalb  nunmehr 
den  Abs.  2  des  Art.  13  einfach  für  „tous  les  bätiments  hospitaliers"  gelten 
liess.1) 

Damit  entstand  der  oben  S.  383  abgedruckte  Abs.  4  des  Art.  5  des 
Haager  Rotekreuzabkommens. 

Alle  Lazarettschiffe  hissen  neben  der  Rotekreuzfahne  nur  ihre  National- 
flagge, die  neutralen  Lazarettschiffe  also  nur  die  Flagge  ihres  Landes. 
Man  hatte  hier  auf  die  Notwendigkeit  der  Eingliederung  in  eine  der 
beiden  Kriegsmarinen  verzichtet  und  sich  damit  von  dem  Landkriegsrecht2j 
entfernt. 

Eben  wegen  der  fehlenden  Eingliederung  blieb  den  neutralen  Lazarett- 
schiffen ihr  Flaggenrecht  gewahrt,  während  dasselbe  den  neutralen  Rote- 
kreuzexpeditionen  im  Landheer  immer  noch  fehlt.8)  Zwischen  der  Flaggen- 
und  der  Organisationsfrage  besteht  voller  Parallelismus. 

Der  Renanltsche  Rommissionsbericht4)  führt  im  wesentlichen  folgendes 
aus:  Es  war  die  Bestimmung  angeregt  worden,  die  neutralen  Lazarettschiffe  der 
Kommandogewalt  („autorite  directe")  einer  der  Kriegsparteien  zu  unterstellen.  Eine 
aufmerksame  Prüfung  hat  aber  gezeigt,  dass  eine  solche  Lösung  Verwickelungen 
mit  sich  bringen  müsste.  Welche  Flagge  sollten  derartige  Schiffe  führen.  Würde 
ein  derartiges  Aufgehen  in  der  Marine  einer  der  Kriegsparteien  tatsächlich  mit  der 
Neutralitätsidee  verträglich  sein?  Es  schien  daher  genügend,  dass  die  Aktion 
solcher  Schiffe,  welche  allerdings  zunächst  ihrer  Regierung  verantwortlich  sind, 
die  den  Auftrag  erteilt,  der  Aufsicht  (autorite)  der  beiden  Kriegsparteien 
untersteht. 

Für  die  „embarcations"  oder  Boote  der  Lazarettschiffe,  welche  doch 
die  ganze  Debatte  veranlasst  hatten,  begnügte  man  sich  schliesslich  mit 
dem  unterscheidenden  Anstrich 6)  und  sah  überhaupt  von  dem  Hissen  einer 
Flagge  ab6);  im  übrigen  liess  man  hier,  wie  sich  noch  zeigen  wird,  für 
die  rechtliche  Stellung  einfach  den  accessorischen  Charakter  entscheiden. 

II.  Die  Wahl  der  Rotekreuz flagge  erfolgte  in  Übereinstimmung 
mit  dem  Schutzzeichen  der  Genfer  Konvention.7)  Die  Annahme  des 
roten  Kreuzes  im  weissen  Felde  im  Jahre  1864  war  lediglich  ein  Höflich- 


*)  Vgl.  dar 
B)  a.  a.  O. 


>)  III.  72  f. 

darüber  meine  .Genfer  Konvention*  S.  44 ff. 
31 8. 

*")  in.  16. 

6)  Art.  5  Abs.  3. 

*)  Art.  5  Abs.  3  in  Verb,  mit  Abs.  4. 

7)  Der  Art.  5  Abs.  4  hebt  daß  jetzt  auch  ausdrücklich  hervor :  „pr6vu  par  la  Con- 
vention de  Geneve". 
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keitsakt  gegen  die  schweizerische  Regierung,  welche  den  Genfer  Kongress 
vorbereitet  und  beherbergt  hatte.  Zum  Unterschied  von  dem  schwei- 
zerische Nationalzeichen  wurde  nur  eine  Umstellung  der  Farben  vorge- 
nommen.1) 

Nachdem  dann  aber  später  die  Türkei  gegen  das  Kreuz  Widerspruch 
erhoben  hatte,8)  war  auf  der  Friedenskonferenz  eine  Erörterung  der  Rote- 
kreuzfrage  zu  erwarten,  wenn  auch  im  übrigen  die  Zuständigkeit  der  Haager 
Konferenz  zur  Änderung  der  Genfer  Konvention  selbst  bestritten  werden 
musste.  Es  kam  indes  lediglich  zu  Protokollerklärungen,  die  zudem  auf 
das  Haager  Abkommen  und  mithin  den  Seekrieg  beschränkt  blieben. 

1.  In  der  Unter kommission,  am  Schluss  der  zweiten  Lesung, 
erklärte 

a)  der  türkische  Bevollmächtigte  Noury  Bey,  dass  überall  da,  wo 
es  sich  um  türkische  Hilfsschiffe  handele,  das  Zeichen  des  roten  Kreuzes 
an  ihrer  Flagge  ersetzt  werde  durch  den  roten  Halbmond.8) 

Die  Unterkommission  nahm  einfach  Kenntnis  von  dieser  Erklärung.4) 
Bei  der  3.  Lesung  der  Unterkommission  führte  der  Präsident  aus, 

dass  die  Unterkommission  (?)  für  die  türkischen  Hilfsschiffe  dem  roten  Kreuz 

den  roten  Halbmond  gleichgestellt  habe.5) 

Auf  den  Einwand  Renaults,  dass  die  Entscheidung  hierüber  gar  nicht 
der  Unterkommission  zustehe,  gab  sodann  der  türkische  Bevollmächtigte 
folgende  kurze  Erklärung  ab: 

Die  türkischen  Kriegsschiffe  haben  stets  das  rote  Kreuz  als  Zeichen 
der  Genfer  Konvention  geachtet6)  Möge  daher  nach  den  Grundsätzen  der 
Reziprozität  der  rote  Halbmond  dieselbe  Achtung  finden.7) 

b)  Nach  den  alsdann  folgenden  Ausfuhrungen  von  Rolin,  dem  Be- 
vollmächtigten Siams,  führt  Siam  an  der  Flagge  der  Genfer  Konvention 
neben  dem  roten  Kreuz  ein  Abzeichen  des  buddhistischen  Kultus, 
ebenfalls  in  rot,  welches  man  die  Flamme  heisst.  Dadurch,  so  be- 
merkte Rolin  weiter,  solle  der  heilige  Charakter  der  Genfer  Flagge  erhöht 
werden.  Die  Regierung  von  Siam  sei  der  Ansicht,  dass  der  Art.  7  der 
Genfer  Konvention,  welcher  das  rote  Kreuz  im  weissen  Feld  vorsieht, 
diesen  Zusatz  nicht  verbiete  und  wünsche,  dass  dieselbe  Haltung  an- 
gesichts des  Schlussabsatzes  des  Art.  5  beobachtet  werde.8) 

Der  Präsident  sagte  zu,  dass  die  Erklärungen  der  Vertreter  von  Siam 
und  der  Türkei  im  Protokoll  aufgenommen  würden.9) 

Die  Kreuzfrage  schien  eine  merkwürdige  Wendung  und  unerwartete 
Verschärfung  anzunehmen,  als  jetzt  der  amerikanische  Vertreter  Mahan 


*)  Vgl.  meine  „Genfer  Konvention"  S.  32. 

2)  a.  a.  0.  S.  17,  32. 

3)  III.  66. 
*)  a.  a.  0. 
ft)  III.  73. 

•)  Die  Darstellung  von  v.  Martens  „La  paix  et  la  guerre"  p.  236  ff.  lautet  anders. 

7)  III.  73. 

8)  III.  73. 
»)  a.  a.  O. 
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„auffallender  Weise44  x)  sogar  dem  Wunsch  Ausdruck  gab,  das  Kreuz  als 
religiöses  Zeichen  aus  dem  Neutralitätsemblem  überhaupt  zu  entfernen. 

Mahan  meinte,  das  Kreuz  habe  nur  für  die  christlichen  Staaten  eine 
Bedeutung  und  empfahl  ein  anderes  Abzeichen  von  allgemeiner  Geltung 
zu  wählen.2) 

Der  Präsident  erklärte  aber,  die  Unterkommission  sei  nicht  zuständig 
zur  Revision  der  Genfer  Konvention.8) 

2.  Auch  in  der  Kommission  kam  man  nochmals  auf  die  Kreuz- 
frage zurück. 

In  der  Sitzung  am  30.  Juni  gab  der  persische  erste  Vertreter  Mirza 
Riza  Khan  folgende  Erklärung  ab: 

Bei  der  Beratung  der  Flaggenfrage  in  der  Unterkommission,  wo  der 
türkische  und  amerikanische  Vertreter  ihre  Erklärungen  abgegeben  hätten, 
sei  er  nicht  anwesend  gewesen.     Deshalb  könne  er  sich  erst  jetzt  äussern: 

Er  bringe  in  Gemässheit  seiner  Instruktionen  aus  Teheran  zur  Kenntnis 
der  Kommission,  dass  die  persische  Regierung  als  Sanitätsflagge  die  weisse 
Flagge  mit  der  roten  Sonne  wünsche. 

Dann  heisst  es  weiter:  Die  Annahme  des  roten  Kreuzes  war  ein 
„acte  de  courtoisie"  gegen  die  schweizerische  Bundesregierung.  Wir  würden  der 
schweizerischen  Regierung  dieselbe  Höflichkeit  entgegen  bringen,  wenn  es  bei  der 
Gärung  in  der  muselmännischen  Armee  noch  möglich  wäre.4) 

Der  schweizerische  Bevollmächtigte  0  d  i  e  r  betonte  aber  später  zu 
den  Anregungen  der  genannten  Staaten  die  Unzuständigkeit  der  Kommission. 
Bei  der  Revision  der  Genfer  Konvention  könne  die  Flaggenfrage  geprüft 
werden.6)  Der  persische  Vertreter  stimmte  dem  zu  und  begnügte  sich 
damit,  dass  im  Protokoll  von  seiner  Erklärung  Kenntnis  genommen  werde.6} 
Auch  Rolin,  der  Bevollmächtigte  von  Siam,  erneuerte  seine  Erklärung  in 
diesem  Sinn.7) 

Also  die  Türkei,  Persien  und  Siam  erkannten  das  Genfer  Neutralitäts- 
zeichen wohl  bei  den  anderen  Armeen  an,  aber  die  beiden  ersten  wünschten 
für  das  eigene  Heer  eine  Sanitätsflagge  ohne  das  Genfer  Kreuz,  während 
Siam  neben  dem  Kreuz  noch  ein  Abzeichen  der  buddhistischen  Religion 
führen  wollte. 

Das  waren  aber  alles  nur  einfache  Protokollerklärungen,  welche  an 
der  durch  die  Genfer  Konvention  geschaffenen  Rechtslage  selbst  nichts 
ändern  konnten.8) 

Das  massgebende  Wort  darüber  wird  vielmehr  erst  die  bevorstehende 
Genfer  Konferenz  zu  sprechen  haben.9) 


*)  Zorn,  „Im  neuen  Reich'4  S.  333. 

*)  III.  73.    Über  frühere  Bestrebungen  dieser  Art  habe  ich  berichtet  in  meiner 
„Genfer  Konvention"  S.  32. 

3)  a.  a.  0. 

4)  III.  6,  8. 

ö)  in.  8. 

•)  III.  8.  Ebenso  der  Präsident  a.  a.  0. 

7)  III.  8. 

8)  Anscheinend  anderer  Meinung  Lammasch  in  Niemeyers  Ztschr.  f.  intern.  Privat- 
und  Strafrecht  XL  29. 

•)  So  auch  Zorn  „Im  neuen  Reich"  S.  333. 
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Wie  ich  zur  Frage  der  Änderung  des  Schutzzeichens  stehe,  habe  ich 
in  meiner  „Genfer  Konvention"  S.  33  f.  ausgeführt. 

Zum  Schluss  sei  noch  bemerkt,  dass  man  wohl  besondere  Abzeichen 
aber  keine  besonderen  Signale  für  die  Lazarettschiffe  für  nötig  erachtete. 
Es  wurden  solche  zwar  verschiedene  Mal  angeregt,  teils  für  die  Kriegsschiffe, 
welche  um  Hilfe  bitten,  teils  für  die  Lazarettschiffe,  welche  die  Hilfe  an- 
bieten ;  aber  die  Kommission  hielt  das  internationale  Signalbuch,  das  in 
allen  Marinen  angenommen  ist,  auch  hier  für  ausreichend.1) 

Zweiter  Titel. 
Die  neutralen  Schiffe  im  Transportdienst  der  Kranken. 

§  82. 
Die  Verhandlungen  Aber  den  Art.  6. 

Der  Art.  6  des  Haager  Rotekreuzabkommens  handelt  von 

„Handelsschiffen,  Yachten  oder  neutralen  Fahrzeugen,  die 
Verwundete,  Kranke  oder  Schiffbrüchige  der  Kriegsparteien  an  Bord  genommen 
haben." 

I.  Der  Ausgangspunkt  hierfür  war  der  Zusatzartikel  102)  mit 
seinen  eingehenden  aber  „unklaren"8)  Bestimmungen  über  die  „Handels- 
schiffe44, welche  ausschliesslich  Verwundete  und  Kranke 
transportieren. 

Der  Zusatzartikel  10  handelte  also  über  Verwundeten-Transport- 
schiffe, und  jedes  Handelsschiff  dieser  Art,  „a  quelque  nation  qyüil  appar- 
tienne",  wurde  für  neutral  erklärt. 

Die  weiteren  Bestimmungen  des  Zusatzartikels  10  gingen  auf  folgendes : 

Die  Handelsschiffe  der  genannten  Art  unterstehen  der  Aufsicht  der 
Kriegsparteien,  und  die  im  Schiffstagebuch  vermerkte  Durchsuchung  durch 
einen  feindlichen  Kreuzer  macht  die  Kranken  unfähig,  im  Krieg  weiter  zu 
dienen.  In  der  Not  sollen  zwischen  den  Kommandos  noch  besondere 
Transportverträge  mit  Neutrali täts Wirkung  abgeschlossen  werden  können. 

Wie  der  Zusatzartikel  9  4)  so  war  auch  der  Zusatzartikel  10  schon  im 
Jahre  1869  der  Gegenstand  von  Auslegungsverhandlungen  und  Inhalt 
einer  französisch-englischen  Kollektivnote  gewesen,5)  auf  deren  Boden  sich 
dann  insbesondere  auch  Bayern  und  Dänemark  stellten.6) 

Diese  Auslegung  des  Art.  10  besagte  im  wesentlichen  zweierlei: 
A.  Da  die  Genfer   Konvention  absolut  nichts    an   den  Rechten   der 
Kriegfuhrenden  ändern  wollte,   so  kann  ein  Schiff  mit  Kranken  sein  Vor- 
recht nicht  geniessen,  wenn  es  Kontrebande  mit  sich  führt. 


*)  Renaultscbe  Komraissionsbericht  III.  17.    Zorn  a.  a.  0. 

a)  Vgl.  den  Text   oben  S.  346. 

»)  Zorn,  „Im  neuen  Reich"  S.  333. 

*)  Vgl.  oben  S.  346. 

•)  Brief  des  Grf.  v.  Clarendon  y.  21.  Januar  1869  und  die  Antwort  des  Prinzen  von  Tour 
d'Auvergne  v.  26.  Febr.  1869.  Vgl.  III.  18.  Ferner  Lueder,  Die  Genfer  Konvention» 
S.  229,  290  ff. 

•)  a.  a.  O.  232. 
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B.  Für  das  Auslaufen  eines  Schiffes  mit  Kranken  aus  einem  belagerten 
oder  blockierten  Hafen  ist  die  ausdrückliche  Zustimmung  des  Belagerungs- 
oder Blockadegeschwaders  erforderlich. 

1.  In  den  Verhandlungen  der  Haager  Konferenz  über  den  Zusatz- 
artikel 10  bei  der  ersten  Lesung  der  Unterkommission  am  25.  Mai,  als 
die  heutige  Gruppierung  der  Schiffsgattungen  allerdings  noch  nicht  so  scharf 
herausgearbeitet  war,  meinte  der  Vorsitzende  Asser,  dass  die  Bezeich- 
nung „Handelsschiff"  im  Zusatzartikel  10  augenscheinlich  zu  eng  sei. 
Asser  verstand  darunter  alle  Schiffe,  die  nicht  Kriegsschiffe  sind,1)  also 
selbst  noch  die  militärischen  Lazarettschiffe  einer  Kriegspartei,  der  fran- 
zösische Admiral  P6phau  aber  alle  Schiffe,  die  nicht  Staatsschiffe  sind,2)  also 
nicht  mehr  die  militärischen,  wohl  aber  alle  anderen  Lazarettschiffe  wie 
Handelsschiffe. 

Dem  kann  nun  freilich  an  sich  nicht  beigetreten  werden;  denn  der 
Zusatzartikel  10  steht  nicht  bloss  im  Gegensatz  zu  den  militärischen  Lazarett- 
schiffen des  Zusatzartikels  9,  sondern  auch  zu  den  Privatlazarettschiffen 
der  Hilfsgesellschaften  des  Art.  13.  Aber  die  willkürliche  Terminologie 
der  Redner  stand  im  notwendigen  Zusammenhang  mit  der  Ausdehnung 
des  im  Art.  10  geregelten  Durchsuchungsrechts,8)  das  in  keiner 
Weise  auf  die  Handelsschiffe  beschränkt  werden  sollte. 

2.  In  der  zweiten  Lesung  der  Unterkommission  am  30.  Mai  kam 
der  Vorsitzende  zunächst  darauf  zu  sprechen,  dass  die  englische  Regierung 
bezüglich  der  Ladung  (chargement)  Auslegungsschwierigkeiten  gefunden 
habe,  welche  bei  der  Schlussfassung  Berücksichtigung  finden  sollten.4) 

Renault  bemerkte,  die  Unklarheit  des  Art.  10  komme  daher,  dass 
man  durch  eine  Bestimmung  zwei  ganz  verschiedene  Fälle  regeln  wolle: 
nämlich  den  Fall,  dass  der  Räumungsdienst  (service  de  Tövacuation),  also 
der  Krankentransport  durch  ein  Handelsschiff  der  Kriegspartei  und  den 
Fall,  dass  derselbe  durch  ein  Handelsschiff  der  Neutralen  besorgt  werde. 
Die  Verhandlung  würde  an  Klarheit  gewinnen,  wenn  man  diese  beiden 
Fälle  auseinander  halte.5) 

Es  diente  aber  kaum  der  Klarheit,  dass  hier,  wo  nur  zwischen  feind- 
lichen und  neutralen  Handelsschiffen  unterschieden  werden  wollte, 
Frh.  v.  Stengel  erst  feststellen  zu  müssen  glaubte,  dass  neutral  oft  im 
Sinn  von  unverletzlich  gebraucht  werde ;  es  müsse  aber  zwischen  Neutralität 
und  Unverletzlichkeit  unterschieden  werden,  und  die  erstere  schliesse  nicht 
notwendig  die  zweite  ein.6) 

Nach  dieser  Bemerkung  führte  dann  der  japanische  Vertreter  Motono 
die  Debatte  wieder  auf  den  verlassenen  Punkt  zurück  und  unterstützte 
die  Anregung  von  Renault,  indem  er  hinzufügte,  diese  Unterscheidung 
werde  besonders  praktisch  für  den  Fall,  dass  ein  feindliches  Handelsschiff 
etwa  nur  zwei    oder  drei  Verwundete  an  Bord   habe.     Hier  dürfe  das 


l)  III.  59. 

s\  III.  59  f. 

3)  Vgl.  darüber  unten  §  86. 

')  III.  64.    Vgl.  darüber  oben  S.  389. 

ö)  a.  a.  O. 

6)  a.  a.  0.    Vgl.  oben  S.  369*. 
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feindliche  Schiff  der  Wegnahme  nicht  entgehen.  Dabei  brachte  er  in  be- 
sonderer Beschränkung  auf  die  feindlichen  Handelsschiffe  die  Bestim- 
mung des  Art.  10  in  Erinnerung,  dass  der  Schutz  gegen  Wegnahme  nur 
den  ausschliesslich  dem  Verwundetentransport  dienenden  Handels- 
schiffen zu  teil  werde. 

a)  Der  Präsident  Ass  er  schlug  darauf  vor,  die  Renaultsche  Zweiteilung 
zu  Grund  zu  legen,  und  an  erster  Stelle  den  Fall  zu  prüfen,  dass  es  sich 
um  ein  feindliches  Handelsschiff  handle. 

Renault  gedachte  hier  der  gerade  eben  von  Motono  betonten  Unter- 
scheidung des  Zusatzartikels  10  und  sprach  sich  mit  jenem  dahin  aus,  dass 
nur  diejenigen  feindlichen  Handelsschiffe  vor  der  prise  geschützt  seien,  die 
ausschliesslich  dem  Verwundetentransport  dienen;  alle  anderen  müssten 
dem  gemeinen  Recht  (über  verbotene  Transporte)  und  mithin  der  Weg- 
nahme unterliegen.1) 

Als  die  Unterkommission  dazu  schwieg  und  infolgedessen  der  Vor- 
sitzende zu  den  neutralen  Handelsschiffen  übergehen  wollte,  ergriff  aber 
der  schwedische  Bevollmächtigte  Thaulow  das  Wort :  man  müsse  es  nur  aber 
auch  klar  zum  Ausdruck  bringen,  dass  die  „bätiments  qui  ne  serontpas  ex  du- 
sivement  affectes  au  transpart  des  blesses  et  malades*',  keinen  Schutz  gegen 
Wegnahme  finden  könnten.2)  Der  Vorsitzende  stellte  fest,  dass  das  ganz 
genau  der  Grundgedanke  der  bereits  angeregten  „sous-diction"  sei.8) 

Übrigens  wurde  im  Anschluss  an  diese  Bemerkung  von  Thaulow  auf 
die  Anregung  von  Siegel  und  Soltyk  statt  „dont  il  opfere  l'övacuation" 
gesagt:  „dont  il  opere  Je  transport14.4) 

Damit  war  der  reine  Transportcharakter  der  Handelsschiffe  schärfer 
hervorgehoben. 

Die  Anschauung  der  Unterkommission  ging  also  damals  wenigstens 
noch  dahin,  dass  auch  Handelsschiffe  mit  feindlicher  Flagge, 
wenn  sie  nur  ausschliesslich  Verwundetentransporte  ausführen,  geschützt 
sein  müssten. 

Ich  will  aber  gleich  hier  bemerken,  dass  dieses  Wohlwollen  gegen 
die  feindlichen  Handelsschiffe  nicht  anhielt  und  dass  nach  geltendem 
Recht  (Art.  6)  auch  die  glänzendsten  Samariterdienste  derselben  nicht  die 
Kraft  haben,  sie  vor  dem  durch  dass  gemeine  Seekriegsrecht  bestimmten 
Schicksale  der  prise  zu  bewahren.5) 

Über  die  Gründe  dieses  Ansichtenwechsels  der  sich  im  Redaktions- 
ausschuss  vollzog,6)  findet  sich  in  dem  Kommissionsbericht  eine  Bemerkung, 
auf  welche  ich  unten  S.  397  zurückkomme. 

b)  Die  Unterkommission  wandte  sich  nunmehr  den  neutralen 
Handelsschiffen  zu. 


? 


l)  a.  a.  0. 
III.  65. 

a.  a.  0. 

4)  a.  a.  0. 

5)  Vgl.  unten  §  83. 

•)  Dieser  legte  für  die  dritte  Lesung  bereits  die  jetzige  Fassung  des  Art.  6  vor 
(III.  73). 
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Man  war  sich  klar  darüber,  dass  auch  diese  geschätzt  werden  mäss- 
ten,  wenn  sie  einen  Verwundetentransport  ausführen.  Aber  über  die  Be- 
gründung war  man  nicht  gleich  ganz  einig. 

A  s  s  e  r  folgerte  die  Schutzstellung  schon  aus  dem  gemeinen  Seekriegs- 
recht. 

Die  Verwundeten  und  Kranken  an  Bord  der  neutralen  Schiffe  müssten 
den  Waren  gleichgeachtet  und  folgeweise  durch  die  Neutralität  des  Fahr- 
zeugs gedeckt  werden.1) 

Man  dachte  also  an  den  Satz  der  Pariser  Seerechtsdeklaration:  die 
Flagge  deckt  das  Gut. 

Renault  betonte  aber  die  Notwendigkeit  einer  ausdrücklichen  Be- 
stimmung für  den  Fall,  dass  ein  neutrales  Schiff  Verwundete  oder  Kranke 
nur  einer  Kriegspartei  aufgenommen  habe.8)  Genau  genommen  könnte  die 
andere  Kriegspartei  dem  neutralen  Schiff  hier  den  Vorwurf  machen,  den 
Gegner  unterstützt  und  so  die  Neutralität  verletzt  zu  haben.  Wir  hier, 
so  erklärte  der  französische  Bevollmächtigte,  sind  der  Meinung,  dass  dies 
nicht  so  beurteilt  werden  soll;  aber  dann  müssen  wir  es  sagen  und  in- 
soweit das  gemeine  Recht  beseitigen. 

Der  Vorsitzende  stellte  fest,  dass  bezüglich  dieser  Auffassung  Ein- 
helligkeit bestand.8) 

Der  russische  Bevollmächtigte  Scheine  wollte  in  Anlehnung  an  die 
englisch- französche  Kollektivnote  von  1869  nur  noch  hervorgehoben  sehen, 
dass  aber  die  neutralen  Handelsschiffe,  wenn  sie  Schutz  gegen  Wegnahme 
finden  wollen,  die  Neutralitätspflichten  nicht  verletzt  haben  dürfen,  weder 
durch  Führung  von  Kontrebande  noch  durch  Blockadebruch.4) 

Hiervon  wurde  Kenntnis  genommen. 

Darnach  stellte  der  Präsident  fest,  dass  bezüglich  aller  Anregungen 
zur  Frage  der  Handelsschiffe  Einmütigkeit  bestehe.5) 

3.  Für  die  dritte  Lesung  stellte  der  Redaktionsausschuss  folgenden 
neuen  Entwurf  her: 

„Les  batiments  de  commerce,  yachts  ou  embarcations  neutres,  portant  des 
blesses,  des  malades  ou  des  naufrages  des  belligerants ,  ne  peuvent  etre  captures 
pour  le  fait  de  ce  transport,  mais  ils  restent  exposes  ä  la  capture  pour  les  violations 
de  neutralites  qu'ils  auraient  commises."6) 

Das  ist  mit  zwei  kleinen  Abweichungen,  die  sofort  erwähnt  werden 
sollen,  bereits  der  Art.  6  des  heutigen  Abkommens,7)  der  sich  indes,  wie 
wir  im  nächsten  Paragraphen  sehen  werden,  mit  den  Beschlüssen  zweiter 
Lesung  nicht  völlig  deckt. 

In   der   dritten  Lesung    machte  der   amerikanische   Bevollmächtigte 


M  a.  a.  0. 
*)  a.  a.  0. 

3)  a.  a.  0. 

4)  a.  a.  0. 
Ä)  a.  a.  0. 
•)  III.  73. 

7)  Am  Schluss  wurden  später  die  Worte  „qu'ils  auraient  commises'  ersetzt  durch 
qu'ils  pourraient  avoir  commises"  (III-  73). 
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Mahan  noch  eine  Ausstellung, *)  die  den  Redaktionsausschuss  veranlasste, 
hinter  „portant*  die  Worte  einzufügen  „ou  recueillant".2) 

Damit  haben  wir  vollständig  die  heutige  Fassung. 

Mahan  war  dadurch  aber  nicht  befriedigt,  und  er  stellte  weitere  An- 
träge, welche  jedoch  in  Wahrheit  auf  eine  Ergänzung  des  Art.  9  gerichtet 
waren  und  daher  unten  im  §  86  erwähnt  und  gewürdigt  werden  sollen. 

II.  Durch  die  Fassung  des  Art.  6  des  Abkommens  war  nicht  bloss 
Zusatzartikel  10,  sondern  gleichzeitig  auch  Zusatzartikel  68)  verbraucht 
sowie  Z.  6  des  russischen  Rundschreibens*)  erledigt  worden.5) 

Im  Zusatzartikel  6  war  den  Rettungsbooten  (embarcations),  welche 
Schiffbrüchige  auflesen  und  an  Bord  eines  neutralen  Schiffes  oder  eines 
Lazarettschiffes  bringen,  bis  zur  Durchfuhrung  ihrer  Aufgabe  Neutralität 
zugebilligt  worden. 

Nach  Z.  6  des  russischen  Rundschreibens  war  noch  einmal  besonders 
die  .Neutralisation*  in  Aussicht  genommen  für  die  „navires  ou  chaloupes, 
charg6s  du  sauvetage  des  naufragäs  pendant  ou  apr&s  les  combats  mari- 
times^ 

Im  Anfang  der  Haager  Verhandlungen  standen  diese  Rettungsboote, 
durch  welche  die  Genfer  Marineartikel  ja  auch  eingeleitet  waren,  sehr  im 
Vordergrund.  An  ihnen  hatte  sich  insbesondere  der  Flaggenstreit  und  die 
Frage  der  militärischen  Eingliederung  eingehängt.6) 

In  diesem  Zusammenhang,  also  als  embarcations,  erwähnte  dann 
auch  —  allerdings  noch  im  Anfang  der  Verhandlungen  —  der  deutsche 
Bevollmächtigte  Siegel  die  jetzt  im  Art.  6  geborgenen  »Handelsschiffe, 
Vergnügungsdampfer  und  Fischerboote,  welche  zufällig  auf  dem  Schlacht- 
feld sind.* 

Diese  Vieldeutigkeit  von  „ embarcations"  hat  die  Verhandlungen  im 
Haag  sehr  erschwert. 

In  der  zweiten  Lesung  der  Unterkommission  wünschte  daher  der 
russische  Bevollmächtigte  Ovtchinnikow  Aufklärung  über  die  genaue 
Bedeutung  des  Ausdruckes  „  embarcations Ä.  Er  wies  darauf  hin,  dass  es 
verschiedene  Arten  von  Rettungsboten  gebe.  Einige  könnten  derart  aus- 
gerüstet sein,  das  sie  unter  das  Kriegsrecht  fallen.  Man  möge  daher  eine 
andere  Bezeichnung  wählen.7) 

Das  war  nur  zu  sehr  berechtigt,  und  Asser  versprach,  dass  der 
Redaktionsausschuss  von  der  Bemerkimg  Ovtchinnikows  Kenntnis  nehmen 
werde. 8) 

In  dem  von  dem  Redaktionsausschuss  hergestellten  Entwurf  und 
so  auch  im  Abkommen  selbst  finden  dann  die  Rettungsboote  erfreu- 
licher Weise  überhaupt  keine  eigene  Erwähnung  und  Behandlung  mehr. 


? 


III.  74. 

HL  78. 
*)  Vgl.  oben  S.  345. 
«)  Vgl.  oben  S.  344. 
*)  Das  stellte  auch  der  Renaul tsche  Kommissionsbericht  fest.    III.  19. 

6)  Vgl.  oben  S.  383  f. 

7)  III.  66. 

8)  a.  a.  0. 
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In  Wahrheit  sind  sie  ja  auch  entweder  selbständig  und  fallen  dann  unter 
den  Art.  6  des  Abkommens,  oder  sie  erscheinen  als  Zubehör  grösserer 
Schiffe  und  teilen  dann  deren  rechtliches  Schicksal. 

In  letzter  Beziehung  führt  der  Renaultsche  Kommissionsbericht  — 
und  zwar  ganz  im  Geiste  von  Siegel1)  —  mit  Recht  folgendes  aus:2) 

Es  handelt  sich  im  Artikel  6  der  Zusatzartikel  um  Rettungsboote,  welche 
auf  eigene  Gefahr,  bei  oder  nach  der  Schlacht,  Schiffbrüchige  und  Verwundete  auf- 
nehmen und  sie  an  Bord  eines  neutralen  oder  eines  Lazarettschiffes  bringen. 

Wenn  diese  Rettungsboote  zu  einem  neutralen  oder  einem  Lazarettschiff 
gehören,8)  so  teilen  sie  dessen  Charakter:  sie  können  also  nicht  weggenommen 
werden.  Handelt  es  sich  aber  um  feindliche  Rettungsboote,  welche  zu  einem 
Kriegsschiff  oder  einem  feindlichen  Handelsschiff  gehören,  so  unterliegen  sie  der 
Wegnahme.     Es  besteht  also  hier  nichts  Besonderes. 

Die  Schutzlosigkeit  im  letzteren  Fall  ist  ein  Abgehen  von  dem  Grund- 
satz des  Zusatzartikels  6  und  wurde  später  von  Lapradelle  als  zu  hart 
bekämpft,  von  M6rignhac  aber  als  Folge  des  Satzes  von  der  Schutzlosigkeit 
des  feindlichen  Privateigentums,  von  dem  man  eben  keine  Ausnahme  ge- 
wagt habe,  verteidigt.4) 

Dabei  hat  aber  M6rignhac  übersehen,  dass  doch  auch  schon  die 
Art.  1  u.  2  des  Rotekreuzabkommens  solche  Ausnahmen  enthalten. 

§  83. 

Die  Bestimmungen  des  Art.  6. 

Nachdem  durch  den  Zusatzartikel  9  die  militärischen  Lazarettschiffe 
und  im  Art.  13  die  Lazarettschiffe  der  Hilfsgesellschaften,  also  die  von 
vornherein  einzig  und  allein  für  den  Krankendienst  erbauten  und  einge- 
richteten sog.  Lazarettschiffe  ausscheiden,  waren  in  Wirklichkeit  nur  noch 
solche  Schiffe  übrig  geblieben,  die  erst  durch  besondere  Umstände  resp. 
zufällig  dazukommen,  Kranke,  Verwundete  oder  Schiffbrüchige  an  Bord 
zu  nehmen.  Für  eine  planmässige  Pflege  fehlen  hier  natürlich  die  erforder- 
lichen Lazaretteinrichtungen,  und  so  konnte  es  sich  denn  hier  von  vorn- 
herein nur  noch  um  den  Verwundetentransport  handeln. 

In  erster  Linie  hatte  man  an  Handelsschiffe  zu  denken,  welche 
der  Art.  10  auch  allein  erwähnte.  Ob  er  sie  auch  nur  allein  meinte,  kann 
dahin  gestellt  bleiben.  Denken  könnte  man  noch  weiter  an  Vergnügungs- 
dampfer oder  Yachten,  Forschungsschiffe,  Fischerbote  u.  s.  w. 

Als  nun  der  Redakt ionsausschuss  in  den  Art.  1—3  den  Begriff  der 
Lazarettschiffe  in  ihren  verschiedenen  Arten  scharf  herausgehoben  und  im 
Art  4  die  rechtliche  Stellung  derselben  zum  Teil  gerade  mit  dem  Material 
des  Zusatzartikels  10  ausgebaut  hatte,  konnte  es  viel  schärfer  hervortreten, 
was  nun  noch  übrig  blieb  und  was  somit  im  Art.  6  zu  bergen  war. 


l)  Vgl.  oben  S.  384. 

*)  III.  19.  Es  geht  folgender  Satz  voraus:  ,La  commission  ne  propose  pas  non 
plus  le  texte  correspondant  au  6e  article  additionnel.  11  lui  assembl  que  le  cas  prevu  par 
cet  article  n'avait  pas  ä  6tre  regio  special ement,  mais  qu'il  rentrait  dans  les  cas  vises 
precedemment." 

8)  Wenn  die  Rettungsboote  ein  Lazarettschiff  begleiten  oder  zu  Lazarettdienst 
eigens  bestimmt  sind,  müssen  sie  vorschriftsmassigen  Anstrich  haben  (Art.  5  Abs.  3). 

4)  Vgl.  Merignhac,  La  conf.  intern,  de  la  pabc,  p.  135  f. 
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Der  französische  Text  des  Art.  6  des  Haager  Rotekreuzabkommens 
lautet  : 

Les  bätiments  de  commerce ,  yachts  ou  embarcations  neutres, 

portant  ou  recueillant  des  bless&s,  des  malades  ou  des  naufrage's  des 
belligerants,  ne  peuvent  etre  captures  pour  le  faxt  de  ce  transport,  mais  Us 
restent  exposes  ä  la  capture  pour  les  violations  de  neutralite  qu  ils  pourraient 
avoir  commises. 

Welche  Schiffe  sind  im  Art.  6  gemeint? 

1.  Sicherlich  andere  Schiffe  als  die  im  Art.  1—3  genannten  Lazarett- 
schiffe, welche  hier  unter  allen  Umständen  als  bereits  erledigt  und 
geschützt  vorweg  ausscheiden. 

Es  kann  sich  also  nur  um  Schiffe  handeln,  die  nicht  von  Haus 
aus  gerade  für  den  Lazarettdienst  erbaut,  ausgerüstet  und 
angemeldet  worden  sind,  sondern  um  Schiffe,  die  von  Haus  aus  eine 
andere  Aufgabe  haben  und  später  mehr  oder  weniger  zufällig  dazu  kommen, 
Schiffbrüchige  und  Kranke  aufzunehmen. 

Auch  der  Renaultsche  Kommissionsbericht  (III.  1 8)  hebt  ausdrücklich 
hervor,  dass  die  Schiffe  des  Art.  6  nur  gelegentlich  (occasionnellement) 
zum  Krankentransport  kommen.  Trotzdem  können  die  Schiffe  auch  zu 
diesem  Zweck  gemietet  sein.  Man  denke,  dass  ein  Handelsschiff,  das  in 
einem  Hafen  liegt  zu  einem  ganz  bestimmten  Krankentransport  gechartert 
wird.  Es  ist  hier  übrigens  auch  schon  die  Frage  des  Requisitionsrechts 
resp.  des  jus  angariae  aufgeworfen  worden.  Vgl.  M6rignhac,  La  conf.  intern, 
de  la  paix  p.  133  f.  und  die  dort  Citierten). 

Dieser  Gelegenheitscharakter  macht  es  begreiflich,  dass  auch  von  einem 
äusseren  Abzeichen  Abstand  genommen  ist.  Die  im  Art.  6  genannten  Schiffe 
haben  weder  einen  eigenen  Anstrich,  noch  fuhren  sie  die  Genfer  Schutz- 
flagge; und  das  gilt  auch  für  den  Fall,  dass  solche  Schiffe  überhaupt  nur 
Kranke  und  Verwundete  führen. 

Schon  der  Zusatzartikel  10  sah  die  charakteristische  Eigentümlichkeit 
des  dort  genannten  „bätiment  de  commerce Ä,  in  dem 

„chargä   exclusivement   de  blesses  et  de  malades,    dont  11 

opfere  l'ävacuation." 

Daraus  machte  man  dann  „dont  il  op6re  le  transport".1) 

Schon  hiernach  war  klar,  dass  es  sich  lediglich  um  Transport- 
schiffe handelte,  und  das  geht  auch  aus  der  Fassung  des  jetzigen  Art.  6 
hervor:  „portant  ou  recueillant2)  des  bless&s  .  .  ." 

Die  amtliche  Übersetzung  gibt  das  wieder  mit:  ffan  Bord  genom- 
men haben";  und  aus  dem  „pour  le  fait  de  cet  transport",  das  in  der 
amtlichen  Übersetzung  allerdings  zu  einem  „aus  diesem  Anlassu  abgeblasst 
ist,  ersieht  man,  dass  das  Anbordnehmen  lediglich  zum  Zweck  des  Trans- 
portes erfolgt. 

Die  Schiffe  des  Artikel  6  dienen  nicht  der  Pflege  und  Heilung  und 
entbehren  deshalb  ja  auch  der  Einrichtung  als  Lazarett;  sie  kommen 
nur  als  Transportschiffe  in  Betracht,  indem  sie  entweder  auf  ihrer  Tour 

M  Vgl.  oben  S.  391. 

*)  Die  spätere  Hinzufügung  von  „recueillant"  beruhte  auf  einem  Hissverständnis 
und  wollte  einer  Anregung  von  Mahan  entgegenkommen  (vgl.  oben  S.  392 f.),  die  aber 
missverstanden  worden  war.    Vgl.  unten  §  86. 
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gelegentlich  Verwundete  aufgelesen  resp.  übernommen  haben  oder   auch 
gar  als  Verwunde tentransportschiff  gechartert  worden  sind. 

Nachdem  Schiffe  mit  feindlicher  Flagge  beim  Verwundetentransport 
der  Wegnahme  unterliegen,1)  wird  das  letztere  besonders  häufig  vorkommen. 

2.  Während  der  Zusatzartikel  10  nur  die  Handelsschiffe  (bätiments 
de  commerce)  erwähnte,  heisst  es  jetzt  im  Art.  6  des  Haager  Rotekreuz- 
abkommens : 

„bätiments  de  commerce,  yachts  ou  embarcations 
neutres." 

Ganz  Recht:  Wie  Handelsschiffe,  so  können  auch  Vergnügungsdampfer, 
Fischerboote  u.  s.  w.  gelegentlich  zum  Verwundetentransport  kommen. 

3.  Macht  es  für  die  im  Art.  6  genannten  Schiffe  einen  Unterschied, 
ob  sie  die  feindliche  oder  eine  neutrale  Flagge  führen? 

Der  Zusatzartikel  10  privilegierte  das  Handelsschiff 

„ä  quelque  nation  qu'il  appartienne," 
also  das  Handelsschiff  mit  neutraler  wie  feindlicher  Flagge,  wie  denn  auch 
die  ersten  Verhandlungen  sich  noch  ganz  auf  diesem  Boden  bewegten.2) 

Die  feindlichen  Handelsschiffe  standen  hier  sogar  an  erster  Stelle, 
und  dann  erst  folgten  die  neutralen  Kauffahrteischiffe. 

Das  Abkommen  aber  steht  im  Art.  6  auf  einem  anderen  Standpunkt. 

Das  „neutres14  im  Art.  6  ist  eine  Voraussetzung,  die  auf  alle  dort 
genannten  Schiffsgattungen  gleichmässig  zutrifft.  Die  amtliche  deutsche 
Übersetzung  „Handelsschiffe,  Yachten  oder  neutrale  Fahrzeuge44  ist  irre- 
führend, um  nicht  zu  sagen  irrig.8) 

Mit  Recht  hebt  der  Renaultsche  Kommissionsbericht  zum  Art.  6, 
welch  letzterem  er  die  Überschrift  gibt,  „Bätiments  de  commerce 
neutres"  folgendes  hervor: 

„U  s'agit  de  bätiments  neutres,  affectes  occasionnellement  au  transport  de 
blesses,  malades  ou  naufrages."  *) 

Der  Art.  6  beschränkt  sich  also  auf  neutrale  Schiffe.  Eine  Schutz- 
bestimmung erschien  hier  insbesondere  unter  der  Voraussetzung  als  not- 
wendig, dass  ein  solches  Schiff  nur  Schiffbrüchige  einer  Partei  auf- 
genommen hat  und  deshalb  in  den  Verdacht  der  „Neutralitätsverletzung44 
kommen  kann.6) 

Der  Art.  6  privilegiert  also  in  Wahrheit  lediglich  die  neutralen  Schiffe, 
welche  Kranke  oder  Schiffbrüchige  der  Kriegsparteien  an  Bord  genommen 
haben. 

Nur  deshalb,  weil  es  sich  im  Art.  6  ausschliesslich  um  neutrale 
Schiffe  handelt,  kann  dort  dann  auch  im  weiteren  die  Frage  der  „Neutra- 
litätsverletzung44 aufgeworfen  werden. 

l)  Vgl.  oben  S.  367,  372. 

8)  Vgl.  oben  S.  390  f. 

s)  Ähnlich  Fleischmann,  Völkerrechtsquellen  317". 

4)  III.  18 

5)  Vgl.  oben  S.  392  und  den  Renaultschen  Kommissionsbericht  III.  18  mit  dem 
Zusatz :  „Tout  le  monde  est  d'accord  pour  ecarter  cette  consequence  extreme  et  ponr 
decider  que  ces  bätiments  ne  doivent  pas  etre  punis  pour  leur  assistance  charitable,  mais 
elre  laisses  libres". 
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Die  Handelsschiffe,  Yachten  und  privaten  anderen  Fahrzeuge  mit 
feindlicher  Flagge  erwähnt  das  ganze  Abkommen  überhaupt  nicht, 
obschon  man  nach  den  oben  S.  390  f.  beschriebenen  Verhandlungen  eine 
besondere  und  zwar  begünstigende  Fassung  erwarten  durfte. 

In  dieser  Hinsicht  bemerkt  jetzt  der  Renaultsche  Kommissionsbericht: 

„On  remarquera  que  nous  ne  proposons  aucun  article  visant  le  cas  d'un 
bätiment  de  commerce  d'un  belliger ant  portant  des  blessis  ou  des  malades. 
La  consequence  de  ce  silence  est  que  le  bätiment  teste  sous  l'empire 
du  droit  commun  et,  par  suite,  est  expose*  ä  la  priseu.1) 

Diese  Härte  ist  zu  bedauern.  Der  Eommissionsbericht  lässt  erkennen^ 
dass  man  vor  allem  Folgerichtigkeit  anstrebte.2)  Aber  wenn  man  auch 
die  seekriegsrechtliche  Behandlung  des  feindlichen  Privateigentums  nicht  von 
Grund  aus  reformieren  konnte,  so  hätte  man  doch  wenigstens  einmal  beim 
Samariterdienst  eine  Probe  machen  können  und  sollen.8) 

Die  von  Renault  im  Interesse  der  Klarheit  angeregte  Unterscheidung 
der  Handelsschiffe  in  feindliche  und  neutrale4)  hat  also  schliesslich  nur 
dazu  geführt,  dass  die  1868  projektierte  Schutzstellung  der  feindlichen 
Verwundetentransportscbiffe  wieder  verloren  ging. 

In  der  Humanitätsbewegung  machte  man  hier  einen  Schritt  rückwärts. 

4.  Die  Schutzzusicherung  war  im  Zusatzartikel  10  nur  zu  teil  ge- 
worden dem 

„bätiment  de  commerce  ä  quelque  nation  qu'ü  appartienne,  chargi  exclu- 
sivement  de  blessts  et  de  malades,  dont  il  opere  Vivacuation.*' 

Der  Renaultsche  Kommissionsbericht  bemerkt  dazu: 

„il  n'en  serait  donc  pas  de  meme  au  cas  ou  il  y  aurait,  inde'pendamment  des 
blessis  et  des  malades,  cPautres  passagers,  des  marchandises*'.  *) 

Bei  der  Debatte  über  die  feindlichen  Handelschiffe  war  dieser 
Gesichtspunkt  scharf  betont  und  hervorgehoben  worden,  dass  ein  feind- 
liches Handelsschiff  den  Schutzcharakter  nicht  habe,  wenn  es  nicht  ein 
reines  Verwundetentransportschiff  sei.6) 

Der  Redaktionsausschuss  hat  dann  aber  diesen  Weg  verlassen.7)  Und 
demgemäss  privilegiert  der  Art.  6  die  dort  genannten  Schiffe  schon  dann, 
wenn  sie  überhaupt  „Verwundete  .  .  .   an  Bord  genommen  haben." 

Die  Unterscheidung  der  Zusatzartikel  von  ausschliesslichem  und 
teilweisem  Verwundetentransport  ist  also  jetzt  aufgegeben,  ohne  dass  Kom- 
missionsbericht und  Protokolle  über  den  Grund  dieser  Änderung  ein  Wort 
verlieren. 

Der  Renaultsche  Kommissionsbericht  enthält  nur  folgende  Wendung: 

„La  distinction  peuUelle  se  justiüer  ?   Nous  ne  Vavons  pas  pensi."  8) 

In  der  Sache  kann  man  zustimmen. 


*)  Renaultscher  Kommissonsbericht  III.  19.  Me>ignhac,  La  conf.  intern,  de  la  paix 
p.  135. 

*)  „Cette  consequence  rigoureuse  nous  a  paru  seule  logique  et  conforme  aux  prin- 
cipes"  (a.  a.  0.).  Vgl.  auch  Zorn,  „Im  neuen  Reich"  S.  333.  v.  Stengel,  Archiv  f.  ö. 
Recht  Bd.  XV.  155". 

3)  Vgl.  dagegen  Merignhac,  La  conf.  intern,  de  la  paix  p.  135  f. 

*)  Vgl.  oben  g.  390. 

ö)  III.  19. 

6)  Vgl.  oben  S.  391. 

7)  Vgl.  den  Entwurf  III.  73. 

8)  a.  a.  0. 
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Die  „Distinction"  hatte  allenfalls  einen  Sinn  bei  feindlichen,  aber  in 
keiner  Weise  auch  bei  neutralen  Handelsschiffen,  bezüglich  deren  man 
sich  in  der  Haager  Verhandlung  in  dieser  Richtung  denn  ja  auch  aus- 
schwieg. 

In  Wahrheit  hat  auf  die  letzteren  von  Anfang  an  die  ganze  Unter- 
scheidung gar  nicht  gepasst. 

Nach  der  Strenge  des  gemeinen  Rechts  mit  seiner  Schutzlosigkeit  des 
feindlichen  Privateigentums  im  Seekrieg  waren  Handelsschiffe  mit  feind- 
licher Flagge  dem  Gegner  verfallen;  und  indem  hier  nun  1868  ein  Zu- 
geständnis an  die  Menschlichkeit  gemacht  werden  sollte,  hatte  es  einen 
Sinn,  dieses  darauf  zu  beschränken,  dass  das  feindliche  Handelsschiff  aber 
auch  ausschliesslich  dem  Verwundetentransport  dient  und  nicht  etwa  nur 
zur  Deckung  von  Schiff  und  Ware  den  einen  oder  anderen  Verwundeten 
aufgenommen  hat. 

Nun  hatte  man  aber  die  Schutzstellung  der  selbst  ausschliesslich 
dem  Verwundetentransport  dienenden  Handelsschiffe  mit  feindlicher  Flagge 
im  Haag  wieder  fallen  lassen. 

Die  neutralen  Handelsschiffe  dagegen  waren  und  sind  natürlich  schon 
durch  das  gemeine  Völkerrecht  geschützt ;  diese  Schutzstellung  geht  indes  ver- 
loren durch  die  sog.  Neutralitätsverletzungen,  also  z.  B.  durch  verbotene 
Transporte.  Indem  man  nun  aber  hier  den  Transport  von  Verwundeten 
ausnahm  und  für  diesen  Fall  die  Schutzlosigkeit  wieder  aufhob,  hätte  die 
Beschränkung  der  letzten  Bestimmung  auf  die  ausschliesslich  dem  Verwundeten- 
transport dienenden  neutralen  Handelsschiffe  die  unsinnige  Wirkung  gehabt, 
dass  neutrale  Handelsschiffe,  welche  nur  einen  Kranken  mitaufgenommen 
hätten,  deshalb  der  prise  unterlegen  wären,  während  diejenigen  Kauffahrtei- 
schiffe der  Neutralen,  welche  sich  ganz  in  den  Dienst  der  Krankenbefor- 
derung  gestellt  hätten,  frei  geblieben  wären. 

So  konnte  denn  natürlich  die  ganze  Unterscheidung  in  dem  Abkom- 
men keine  Stelle  mehr  finden. 

5.  Der  Zusatzartikel  10  hatte  bestimmt: 

„Si  U  bätiment  de  commerce  contenait  en  outre  un  charpement,  Ja  neu- 
tralite  le  couvrirait  encore,  pourvu  que  ce  chargement  ne  füt  pas  de  nature  ä  etre 
confisque  par  le  bellige'rant" 

Das  klang  so,  als  wenn  die  erwünschte  Abhängigkeit  der  Schutz- 
stellung der  Handelsschiffe  von  der  Exklusivität  des  Verwundetentransportes 
wieder  aufgehoben  werden  sollte. 

In  Wahrheit  aber  wollte  die  Bestimmung,  wie  auch  der  Kommissions- 
bericht betont,1)  nur  sagen :  Die  charitativen  Leistungen  der  genannten 
Schiffe  entbinden  dieselben  nicht  von  der  Beobachtung  der  völkerrechtlichen 
Verbotsgesetze  (z.  B.  betreffend  Kontrebande  und  Blockade),  und  die  Ver- 
wundetentransportschiflfe  haben  die  Folgen  ihrer  verbotswidrigen  Handlungen 
zu  tragen. 

Mit  einem  Wort :  Der  Verwundetentransport  bedeutet  für  das  neutrale 
Schiff  „ni  aggravation  ni  am61ioration  de  sa  condition  de  neutre".2) 

1)  III.  18. 

2)  a.  a.  0. 
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Das  wollte,  so  fährt  der  Kommissionsbericht  fort,1)  der  Art.  10  im 
Abs.  2  wahrscheinlich  nur  sagen ;  aber  die  Fassung  war  dunkel  und  man 
begreift,  dass  die  englische  Regierung  eine  Klarstellung  wünschte.  Der 
englisch-französischen  Auslegung,  die  lange  vor  der  Haager  Konferenz 
bereits  durch  mehrere  Mächte  ausdrücklich  gebilligt  worden  war,2)  trägt 
die  jetzige  Fassung  Rechnung.8) 

Dieselbe  lautet: 

«aber  sie  bleiben  der  Wegnahme  ausgesetzt,  im  Falle  der  Neutrali- 
tätsverletzungen, deren  sie  sich  etwa  schuldig  gemacht  haben.  * 

Wirkliche  Neutralitätsverletzungen  im  technischen  Sinne  sind  nun 
freilich  Blockadebruch  und  die  Kontrebandelieferungen  an  sich  noch  nicht. 
Wohl  aber  liegt  die  Verletzung  eines  Verbotes  vor. 

Wie  ich  schon  an  anderer  Stelle  ausgeführt  habe,4)  eignet  Neutra- 
lität nur  dem  Staat;  bloss  Staaten  können  daher  die  Neutralität  verletzen. 
Die  Konterbandelieferanten,  falls  das  nicht  die  Staaten  selbst  sind, 
begehen  daher  keine  Neutralitätsverletzung  und  deshalb  darf  eine  solche 
auch  in  keiner  Weise  den  Untergrund  für  den  weiteren  rechtlichen  Aus- 
bau des  Kontrebanderechts  abgeben. 

In  der  Theorie  wird  das  indes  noch  nicht  genügend  auseinander- 
gehalten, wie  es  ja  auch  noch  üblich  ist,  die  Bestimmungen  über  Kontre- 
bande  und  verbotene  Waren  im  Neutralitätsrecht  zu  behandeln.  Das 
war  dann  für  die  Fassung  des  Abkommens  massgebend. 

Kommt  es  zur  Wegnahme  wegen  „Neutralitätsverletzung",  so  muss 
nach  gemeinem  Seekriegsrecht  prisengerichtliches  Urteil  ergehen. 

6.  Abgesehen  von    dem  gerade    erwähnten   Fall  der  „Neutralitäts- 
verletzung"  sind  die  Schiffe  des  Art.  6  gegen  Wegnahme  geschützt. 
Das  ist  der  Inhalt  ihrer  besonderen  Stellung. 

Nach  dem  Zusatzartikel  10  war  jedes  Schiff,  welches  den  dort  ge- 
regelten Voraussetzungen  entsprach, 

„couvert  par  la  neutralite". 
Aber  abgesehen  davon,  dass  der  Neutralitätsbegriff  hier  überhaupt 
nicht  passt,6)  kann  man,  wie  auch  der  Kommissionsbericht  betont,  nicht 
wohl  sagen6):  Die  neutralen  Schiffe  .  .  .  sind  neutral.  Hier  ist  jetzt  die 
Rechtsfolge  dieser  sog.  Neutralität  ganz  richtig  dahin  zusammengefasst, 
dass  die  Schiffe  der  genannten  Art,  welche  Verwundete  u.  s.  w.  an  Bord 
genommen  haben, 

„aus  diesem  Anlasse  (pour  le  faxt  de  cet  transpart)  nicht 
weggenommen  werden  (dürfen)." 

Selbst  wenn  die  Schiffe  nur  Verwundete  einer  Kriegspartei  auf- 
genommen haben,  so  ist  das  kein  verbotener  Transport,  keine  Völkerrechts- 
verletzung, welche  mit  Wegnahme  bestraft  werden  könnte.7) 

l)  a.  a.  0. 

l)  Lueder,  Genfer  Konvention,  S.  231  ff. 

*)  Zorn,  „Im  neuen  Reich",  S.  333.    Merignhac,  La  conf.  intern,  de  la  paix,  p.  129 

*)  Juristisches  Literaturblatt  1904  Nr.  159  (15.  Septbr.) 

6)  Vgl.  meine  „Genfer  Konvention"  S.  36 ff.    Vgl.  oben  S.  369 f. 
•)  III.  18:  „ce  qui  serait  assez  etrange  en  la  forme". 

7)  Vgl.  oben  S.  392. 
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Die  Lazarettschiffe  des  Art.  1—3  sind  ausserdem  auch  zu  „achten". 
Sie  dürfen  also  nicht  angegriffen  und  beschossen  werden *)  und  führen  des- 
halb besondere  Abzeichen  zur  Sicherung  ihrer  Schutzstellung.  Das  ist  nun 
wohl  bei  den  Schiffen  des  Art.  6  anders;  aber  gegen  Wegnahme  sind 
auch  sie  gesichert,  wenn  sie  sich  nicht  einer  „Neutralitätsverletzung* 
schuldig  gemacht  haben. 

Der  Renaultsche  Kommissionsbericht ■)  führt  zu  der  Schutxbestimmung 
des  Art.  6  ganz  richtig  folgendes  aus: 

Nach  strengem  Recht  würden  neutrale  Schiffe  mit  den  Kranken  einer  Kriegs- 
partei bei  ihrer  Begegnung  mit  Kriegsschiffen  der  anderen  Partei  im  Hinblick 
darauf,  dass  sie  Truppen  des  Gegners  (also  verbotene  Transporte)  führen,  der 
Wegnahme  ausgesetzt  sein.  Das  soll  aber  durch  den  Art.  6  abgeschnitten  werden. 
Man  hielt  es  eben  für  ungehörig,  neutrale  Schiffe  für  diese  ihre  Liebesleistungen 
zu  bestrafen. 

7.  Der  Art.  6  hat,  indem  er  die  genannten  Schiffe  unter  der  ge- 
gebenen Voraussetzung  gegen  Wegnahme  sicherstellte,  nur  ein  Privileg 
eben  dieser  Schiffe  ins  Leben  gerufen.  Bestimmungen  über  das  Schick- 
sal der  an  Bord  befindlichen  Kranken,  Verwundeten  und 
Schiffbrüchigen  enthält  der  Art.  6  trotz  der  Anregungen  von  Mahan3- 
ebensowenig  für  die  neutralen  Handelsschiffe,  wie  der  Art.  1  —  3  für  die 
Lazarettschiffe. 

Über  die  Stellung  des  Sanitätspersonals  sowie  der  Kranken  ist  nun- 
mehr eigens  zu  handeln. 


Zweites  Kapitel. 
Das  Sanitätspersonal  und  die  Kranken. 

I.  Das  Sanitätspersonal. 

§  84. 
Der  Artikel  7. 

Der  Art.  7  des  Abkommens  trifft  Schutzbestimmungen  für 

„das   geistliche,    ärztliche   und   Lazarettpersonal 
weggenommener  Schiffe.4' 

I.  Der  Art.  7  des  Abkommens  geht  auf  die  Zusatzartikel  7  und  84) 
zurück,6)  welch  letzterer  dabei  noch  auf  die  Zusatzartikel  1  und  2  verweist6; 

Der  Zusatzartikel  7  hatte  die  Neutralität  und  das  Eigentum  des  ge- 
samten Sanitätspersonals  sicher  gestellt.  Der  Art.  8  hatte  unter  Zusicherung 
der  Gehaltszahlung  die  weiteren  Dienstleistungen  desselben  auf  dem  genom- 
menen Schiff  einstweilen  gefordert  und  insbesondere  seine  Mitwirkung  bei 
den  Krankentransporten  verlangt,  worauf  es  ihm  dann  freistehen  sollte,  an 


»)  Vgl.  oben  S.  369  f.,  373,  374  f. 

8)  III.  18. 

3)  Vgl.  oben  S.  393. 

«1  Vgl.  diese  Artikel  oben  S.  345. 

ö)  Vgl.  Renaultscher  Kommissionsbericht.  III,.  20. 

*)  Über  die  Zusatzartikel  1  und  2  vgl.  meine  .Genfer  Konvention*  S.  52,  53. 
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einem  durch  den  Befehlshaber  bestimmten  Zeitpunkt  die  Heimreise  anzu- 
treten. 

Diese  Fragen  haben  schon  lange  vor  der  Haager  Konferenz  die  Literatur 
eingehend  beschäftigt.1) 

Bei  der  ersten  Lesung  des  Zusatzartikels  7  in  der  Unterkommission 
im  Haag8)  sah  der  österr.  Korvettenkapitän  Grf.  Soltyk  in  der  Freiheit 
des  Sanitätspersonals  grosse  Unzuträglichkeiten.  Der  Schiffskommandant 
müsse  das  Recht  haben,  dieses  Personal  unter  seiner  Aufsicht  zu  be- 
halten.8) 

Der  russische  Fregattenkapitän  Scheine  sprach  sich  sogar  für  eine 
völlige  Dispositionsfreiheit  des  Kommandanten  aus : 4)  man  möge  daher  eine 
Bestimmung  einfugen,  wonach  es  Sache  des  Kommandanten  sei,  die  in 
dieser  Beziehung  erforderlichen  Massnahmen  zu  ergreifen. 

Der  amerik.  Schiffskapitän  Mahan  wollte  dagegen  eine  Frist  gesetzt 
sehen,  nach  welcher  das  Personal  freigelassen  werden  müsse.5) 

Das  waren  noch  grundsätzlich  verschiedene  Anschauungen,  die 
übrigens  schon  in  der  bisherigen  Reformbewegung  hervorgetreten  waren6), 
und  von  welchen  die  Unterkonimission  in  der  ersten  Lesung  zunächst  nur 
Kenntnis  nahm. 

Zum  Zusatzartikel  8  wurde  dann  keine  Bemerkung  mehr  gemacht. 
In  der  zweiten  Lesung  verlangte  zum  Art.  7  niemand  mehr  das 
Wort;7)  und  der  russische  Bevollmächtigte  Scheine  wiederholte  bei  Art.  8  in 
Anlehnung  an  seine  frühere  Bemerkung,8)  er  halte  es  für  selbstverständlich, 
dass  das  genommene  Personal  dem  Nehmer  zur  Verfügung  stehe  (restera 
ä  la  disposition  du  capteur),  und  nicht  eher  in  Freiheit  gesetzt  werde, 
als  bis  der  letztere  dies  für  zulässig  erkläre. 

Renault  stellte  dann  auch  in  dieser  Richtung  das  Einverständnis  der 
Unterkommission  fest  und  regte  eine  dementsprechende  Neufassung  an.9) 
Der  vom  Redaktionsausschuss  für  die  3.  Lesung  der  Unterkommission 
besorgte  neue  Entwurf  zeigt  die  Art.  7  und  8  in  einem  Artikel  (7)  ver- 
einigt,10) der  fast  wortwörtlich  die  heutige  Fassung  hat. 

II.  Der  Art.  7  des  Abkommens  bestimmt: 

„Das  geistliche,  ärztliche  und  Lazarett-Personal  weggenommener  Schiffe  ist 
unverletzlich  und  kann  nicht  kriegsgefangen  gemacht  werden.  Es  ist  berechtigt,  beim 
Verlassen  des  Schiffes  die  Gegenstände  und  chirurgischen  Instrumente,  die  Privat- 
eigentum sind,  mit  sich  zu  nehmen. 

Es  soll  jedoch  seine  Dienste  solange  weiter  leisten,  als  es  notwendig  er- 
scheint, und  kann  sich  erst  dann  zurückziehen,  wenn  der  Befehlshaber  der  Schiffe 
es  für  zulässig  erklärt. 

Die  Kriegsparteien  sind  verpflichtet,  diesem  Personale,  wenn  es  in  ihre 
Hände  fällt,  den  vollen  Genuas  der  Gebührnisse  zu  sichern.4' 


*)  Vgl.  meine  „Genfer  Konvention"  S.  50  ff. 

»)  III.  59. 

8)  a.  a.  0. 

*)  a.  a.  0. 

ft)  a.  a.  0. 

•)  Vgl.  meine  „Genfer  Konvention"  S.  50 ff. 

7)  III.  67. 

8)  Vgl.  oben  Anm.  4. 
»)  III.  65. 

l0)  III.  74. 
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1.  Geschütztes  Sanitätspersonal  ist  hiernach  das  geistliche, 
ärztliche  und  Lazarett-Personal. 

Über  die  Versuche,  das  Sanitätspersonal  für  den  Landkrieg  abzu- 
grenzen, vgl.  meine  „Genfer  Konvention44  S.  40  ff. 

2.  Um  welche  Schiffe  handelt  es  sich  im  Art.  7? 
Antwort:  Nur  um  „weggenommene  Schiffe44. 

Wie  auch  der  Renaultsche  Kommissionsbericht  klar  stellt, x)  beschäf- 
tigt sich  der  Art.  7  gar  nicht  erst  mit  dem  Sanitätspersonal  auf  Lazarett- 
schiffen. Alle  Lazarettschiffe  (Art.  1 — 3)  sind  gegen  Wegnahme  geschützt, 
und  ähnliches  gilt  ja  auch  für  die  neutralen  Schiffe  des  Art.  6,  insoweit 
sie  sich  keiner  Neutralitätsverletzung  schuldig  gemacht  haben.  Da  erleidet 
dann  das  Sanitätspersonal  keine  Störung,  ohne  dass  dies  des  besondern 
betont  ist.2) 

Die  Rotekreuzidee  fordert,  dass  das  Sanitätspersonal  im  Dienste  der 
Verwundeten  unverletzlich  ist,  gleichgültig  auf  welchem  Schiff  die  Ver- 
wundeten geborgen  sind.8) 

Die  ausdrückliche  Festlegung  der  Unverletzlichkeit  hielt  man  indes 
nur  für  nötig,  insoweit  Schiffe  in  Frage  kommen,  welche  der  Wegnahme 
unterliegen. 

Auf  diese  Schiffe  beschränkt  sich  daher  der  Art.  7  des  Abkommens, 
wie  das  ja  auch  schon  in  den  Zusatzartikeln  7  und  8  geschehen  war. 

Aber  es  kann  sich  hier  leicht  eine  Lücke  ergeben. 

Die  Schutzstellung  eines  Schiffes  wirkt,  wie  sich  später  zeigen 
wird,  *)  in  keiner  Weise  auf  die  dort  untergebrachten  Verwundeten  zurück, 
die  vielmehr  durch  einen  vorbeifahrenden  feindlichen  Kreuzer  zu  Kriegs- 
gefangenen gemacht  werden  können. 

Wenn  auch  nicht  die  Lazarettschiffe,  so  können  doch  die  dort  ge- 
borgenen Kranken  „weggenommen44  werden. 

Was  wird  jetzt  aus  dem  Sanitätspersonal?  Hier  versagt  die  Fassung 
des  Art.  7  und  die  Praxis  wird  nur  durch  ausdehnende  Auslegung  des 
Art.  9  zu  einem  der  Rotekreuzidee  entsprechenden  Resultat  gelangen 
können. 

Sieht  man  von  den  Schiffen  ab,  die  lediglich  wegen  einer  sog. 
Neutralitätsverletzung5)  weggenommen  worden  sind,  so  handelt  es  sich 
also  im  Art.  7  einmal  um  Kriegsschiffe6)  und  Transportschiffe7) 
mit  feindlicher  Flagge,  die  in  die  Gewalt  des  Feindes  geraten  und  Sanitäts- 
personal an  Bord  haben,  sodann  aber  auch  um  feindliche  Handels- 
schiffe, welche  Verwundete  und  Kranke  mit  dem  entsprechenden  Sanitäts- 
personal führen. 


J)  III.  19. 

■)  Ich  sehe  übrigens  nicht  ein,   weshalb  man  es  nicht  doch  noch  ausdrücklich 
hervorhob. 

*)  Merignhac,  La  conf.  intern,  de  la  paix,  p.  138. 

4)  Vgl.  unten  §  86. 

B)  Führung  von  Konterbande,  Blockadebruch. 

6)  Zorn,  „Im  neuen  Reich"  S.  334. 

7)  a.  a.  0.    Vgl.  auch  oben  S.  362,  366,  372. 


§  84.    Der  Artikel  7.  403 


3.  In  Anlehnung  an  das  Landkriegsrecht1)  wurde  entschieden,  dass 
bei  jeder  Wegnahme  des  Schiffes  das  Sanitätspersonal  auf  dem  genom- 
menen Schiff  unverletzlich  ist  und  nicht  kriegsgefangen 
wird.») 

Auch  ist  es  berechtigt,  die  chirurgischen  Instrumente  und  sonstigen 
Gegenstände,  die  sein  Privateigentum  sind,  mitzunehmen.  Alle  Lazarett- 
mittel aber  verfallen  dem  Feind,  der  sich  allerdings  auch  jetzt  der  ge- 
steigerten Aufgabe  des  Art.  8  gegenübergestellt  sieht.9) 

4.  Das  Sanitatspersonal  bleibt  seinem  Beruf  erhalten,  und  in 
Anbetracht  der  ihm  bewilligten  Unverletzlichkeit4)  muss  es  sogar  weiter 
tätig  sein,  insoweit  man  auf  seine  Dienste  angewiesen  ist.  Es  ist  ja 
möglich,  dass  der  Sieger  kein  ausreichendes  ärztliches  und  Pflegepersonal 
zur  Verfügung  hat,  um  auch  für  die  kranke  Mannschaft  des  in  seine  Ge- 
walt geratenen  Feindes  zu  sorgen.6)  Das  Sanitätspersonal  des  genom- 
menen Schiffes  untersteht  natürlich  der  dienstlichen  Aufsicht  des  Feindes.6) 

5.  Wann  das  Sanitätspersonal  das  Recht  hat  zu  gehen,  lässt  sich 
nicht  im  voraus  durch  eine  bestimmte  Formel  ausdrücken ;  es  kommt  hier 
auf  die  Umstände  an,  und  deshalb  wurde  die  massgebende  Entscheidung 
in  die  Hände  des  Befehlshabers  des  siegreichen  Schiffes  gelegt.  Dieser 
muss  sich  dabei  bloss  klar  sein,  dass  er  es  nicht  mit  Kriegsgefangenen 
zu  tun  hat  und  er  nur  das  Recht  hat,  das  Personal  nach  Massgabe  der 
Unentbehrlichkeit  oder  Notwendigkeit  zurückzubehalten.7) 

6.  Schliesslich  sind  die  Kriegsparteien  verpflichtet,  diesem  Personal 
für  die  Zeit  der  Zurückbehaltung  die  Gebührnisse  zu  entrichten.8)  Ob 
dabei  nunmehr  das  Gebührnisregulativ  der  feindlichen  oder  immer  noch 
des  eigenen  Heeres  massgebend  ist,  war  eine  Streitfrage9),  welche  in  den 
Haager  Verhandlungen  kurz  gestreift  wurde. 

Die  jetzige,  übrigens  schon  im  Zusatzartikel  2  (vgl.  auch  Art.  8)  ge- 
wählte Fassung  „jouissance  integrale  de  son  traitement"  —  was  im  amt- 
lichen deutschen  Text  richtiger  wiedergegeben  worden  wäre  mit  der  Wen- 
dung: vollen  Genuss  ihrer  (statt:  der)  Gebührnisse  —  sieht  die  Fort- 
entrichtung der  bisherigen  Gebührnisse  vor. 

Der  japanische  Bevollmächtigte  Motono  stellte  zwar  bei  den  Verhand- 
lungen im  Haag  darauf  noch  einmal  die  Frage,  und  meinte,  man  solle 


l)  Vgl.  meine  „Genfer  Konvention"  S.  49,  36 ff. 

■)  Vgl.  dazu  den  Renanltschen  Kommissionsbericht  III.  19.  Aach  für  das  Personal, 
nicht  bloss  für  die  Schiffe  (vgl.  oben  S.  369)  wurde  der  Ausdruck  „neutre",  „neutralite" 
vermieden  (a.  a.  0.). 

8)  Über  die  einschlägigen  Fragen  des  Landkriegs  vgl.  meine  „Genfer  Konvention" 
S.  54  ff. 

*)  Merignhac,  La  conf.  intern,  de  la  paix,  p.  138:  „en  reconnaissance  de  rinviolabilitö 
qui  lui  est  acordee". 

5)  a.  a.  0.    Vgl.  auch  meine  „Genfer  Konvention"  S.  50,  52. 

•)  a.  a.  0.  S.  52  f. 

7)  Vgl.  den  Renaultschen  Kommissionsbericht  III.  19.  Vgl.  auch  meine  „Genfer 
Konvention"  S.  51. 

8)  Vgl   den  Renaultschen  Kommissionsbericht  III.  19. 
•)  Vgl.  meine  „Genfer  Konvention"  S.  53  f. 
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die  Sätze  zu  Grunde  legen,  welche  in  der  Armee  und  Marine  der  Kriegs- 
partei üblich  seien,  welche  das  Schiff  genommen  habe.1) 

Niemand  teilte  aber  diese  Auffassung  und  der  franzosische  Bevoll- 
mächtigte Renault  befürchtete,  die  Folge  würde  sein,  dass  das  Personal 
dann  in  vielen  Fällen  überhaupt  nichts  erhalte.8) 

Die  Genfer  Konferenz  wird  indes  diese  Entscheidung  nachzuprüfen 
haben. 

Im  Renaultschen  Kominissionsbericht  heisst  es:  Man  mag  darüber 
streiten,  was  an  und  für  sich  das  richtige  ist  Es  erschien  aber  der  Unterkom- 
mission einfacher  und  billiger,  den  vollen  Genuss  des  bisher  gezahlten  Gehaltes  zu 
gewähren  und  von  einer  Yergleichung  mit  den  Gehaltsverhaltnissen  in  der  sieg- 
reichen Armee  vollständig  abzusehen.8) 

n.  Die  Kranken. 

§  85. 

Die  Kranken  als  Hilfebedürftige. 

Wie  auch  der  Renaultsche  Kommissionsbericht4)  mit  Recht  hervor- 
hebt, ist  es  das  Fundamentalprinzip  der  Genfer  Konvention  für  den  Land- 
krieg, das  nun  auch  das  Rotekreuzabkommen  für  den  Seekrieg  aufstellt, 
dass  man  gegenüber  den  Opfern  der  Kriegsoperationen  ohne  Unter- 
schied der  Nationalität  die  Rechtspflicht  der  Hilfeleistung  hat 

I.  Eine  Anwendung  dieses  Grundgedankens  findet  sich  zunächst  im 
Art.  4  Abs.  1  unseres  Abkommens,  wo  für  alle  Lazarettschiffe  (Art. 
1 — 3),  die  ja  samt  und  sonders  für  den  Krankendienst  auch  eingerichtet 
sind,5)  die  Rechtspflicht  ausgesprochen  ist, 

„den  Verwundeten,  Kranken  und  Schiffbrüchigen  der  Kriegsparteien  ohne 
Unterschied  der  Nationalität  Hilfe  und  Beistand  zu  gewahren." 

Für  die  neutralen  Handelschiffe  u.  s.  w.  des  Art.  6,  welche  anderen 
Zwecken  dienen,  konnten  und  brauchten  Vorschriften  natürlich  nicht  ge- 
geben werden.  Aber  auch  hier  wird  mit  der  für  Neutrale  allerdings  auch 
leichteren  Geneigtheit  gerechnet,  dass  Verwundete,  Kranke  oder  Schiff- 
brüchige „der  Kriegsparteien44  an  Bord  genommen  werden. 

Überall  handelt  es  sich  im  Anwendungsbereich  der  Art.  4  und  6  u  m 
Schiffe,  die  gegen  die  Wegnahme  geschützt  sind. 

II.  Wie  steht  es  aber  mit  der  Krankenpflege  auf  einem  Schiff, 
das  genommen  worden  ist? 

Der  Wegnahme  unterliegen  einmal  die  Kriegs-  und  Staatsschiffe  des 
Gegners,  dann  aber  auch  alle  Handelsschiffe  unter  feindlicher  Flagge6) 
und  schliesslich  die  neutralen  Schiffe,  die  Konterbande  führen  oder  die 
Blockade  gebrochen  haben. 

Hier,  wo  eine  „Partei  das  Schiff  genommen  hat44,  setzt 
der  Art.  8  des  Abkommens  ein. 


l)  III.  74. 

*)  a.  a.  0. 

*)  III.  19.    Vgl.  über  unsere  Frage  auch  meine  „Genfer  Konvention"  S.  54. 

*)  III.  20 

»)  Vgl.  oben  S.  362,  366. 

•)  Vgl.  oben  S.  402. 


§  86.    Die  Kranken  als  Kriegsgefangene.  405 

In  der  Hauptsache  wird  es  sich  um  die  Kriegsschiffe  handeln,  doch 
können  nach  Umständen  auch  die  anderen  Fälle  praktisch  werden. 

Der  Art.  8  des  Abkommens  entspricht  wörtlich  dem  11.  Zusatzartikel 
Abs.  I.1)  Hiernach  ist  den  an  Bord  befindlichen  Marine-  und  Militärpersonen, 
die  verwundet  oder  krank  sind,  ohne  Unterschied  der  Nationalität  Schutz 
und  Pflege  der  Partei  zugesichert,  die  das  Schiff  genommen  hat. 

Der  Abs.  2  dieses  Zusatzartikels  hatte  sodann  noch  die  Frage  der 
Heimsendung  („rapatrieraent")  auf  den  Boden  der  Genfer  Konvention 
(Art.  6)  und  des  Zusatzartikels  5  gestellt.8) 

Das  Verbot,  im  Krieg  wieder  zu  dienen,  war  für  den  Seekrieg  übrigens 
auch  noch  ausgesprochen  im  Zusatzartikel  6  Abs.  3,  10  Abs.  1  und  13 
Abs.  7. 

Bei  der  1 .  Beratung  in  der  Unterkommission  im  Haag  meinte  indes  der 
französische  Bevollmächtigte  Renault,  der  Zusatzartikel  1 1  sei  „criticable 
dans  le  fond  et  dans  la  forme44.  Derselbe  müsse  von  der  Unterkommission 
einer  eindringlichen  Prüfung  unterstellt  werden.8)  Das  betraf  aber  nur 
die  zuletzt  erwähnte  Frage  des  „rapatriement",  die  allerdings  bis  dahin 
schon  arg  umstritten  worden  war.4) 

In  dieser  Richtung  machte  dann  auch  später  der  Renaultsche  Kom- 
missionsbericht den  genannten  Artikeln  den  Vorwurf  des  Verworrenen.5) 

Darauf  ist  indes  erst  im  nächsten  Paragraphen  zurückzukommen. 

An  der  Bestimmung,  dass  die  Kranken  ohne  Unterschied  der  Natio- 
nalität, also  auch  die  verwundeten  Gegner  Schutz  und  Pflege  finden,  wollte 
und  konnte  absolut  nicht  gerüttelt  werden. 

Das  ist  der  unveränderliche  Hauptinhalt  der  Genfer  Konvention.6) 

Und  so  begegnet  uns  der  Abs.  1  des  11.  Zusatzartikels  denn  auch 
zunächst  wortwörtlich  im  Art.  8  des  neuen  Entwurfs  und  ebenso  schliess- 
lich im  Art.  8  des  Abkommens: 

„Die  an  Bord  befindlichen  Marine-  und  Militärpersonen,  die  verwundet  oder 
krank  sind,  sollen  von  der  Partei,  die  das  Schiff  genommen  hat,  ohne  Unterschied 
der  Nationalität  geschützt  und  gepflegt  werden." 

Dass  sich  an  diesen  Artikel  die  japanische  Erklärung  vom  Geltungs- 
verhältnis der  Genfer  und  der  Haager  Konvention  einhing,  ist  oben  S.  358  ff. 
ausgeführt  worden.7) 

§  86. 

Die  Kranken  als  Kriegsgefangene. 

Der  Art.  9  des  Haager  Abkommens,  welcher  bei  der  ungeheuren 
Wichtigkeit  und  Schwierigkeit  der  Materie  nur  viel  zu  kurz  ausgefallen  ist, 
handelt  über  die  Kranken  als  Kriegsgefangene. 


*)  Vgl.  den  Art.  11  oben  S.  346. 

')  Vgl.  über  diese  beiden  Artikel  meine  „Genfer  Konvention"  S.  60  ff.,  67. 

•)  III.  60. 

*)  Vgl.  meine  „Genfer  Konvention"  a.  a.  0. 

•)  III.  20. 

•)  Vgl.  meine  „Genfer  Konvention"  S.  63. 

7)  Vgl.  auch  Merignhac,  La  conf.  intern,  de  la  paix,  p.  140. 
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Die  Zusatzartikel  6  Abs.  3,  10  Abs.  1,  11  Abs.  2  und  13  Abs.  7 
über  die  rechtliche  Stellung  der  Verwundeten,  Kranken  und  Schiffbrüchigem 
waren  nach  der  berechtigten  Auffassung  der  Konferenz  noch  strittig  und 
verworren. x) 

Zorn  hat  später  mit  Recht  gesagt: 

„Schiffbrüchige ,  Verwundete  und  Kranke  des  einen  Kriegsteiles ,  die  in  die 
Hände  des  anderen  fallen,  sind  Kriegsgefangene.  Dies  ist  du  Prinzip,  in 
dem  man  festhalten  muss,  um  die  Konfusion  zu  vermeiden,  in  welche  die  Genfer 
Additionalakte  bei  Behandlung  dieser  Frage  geraten  ist.1) 

Zur  besseren  Orientierung  will  ich  folgende  Ausführungen  des  Re- 
naultschen  Berichtes  vorausschicken: 

Nach  der  Ansicht  der  Unterkommission  kam  die  Schwierigkeit  hauptsachlich 
daher,  dass  man  den  höchst  einfachen  allgemeinen  Grundsatz,  der  nur  auf 
die  verschiedenen  Fälle  anzuwenden  war,  aus  dem  Auge  verlor.  Dieser  Grundsatz 
lautet:  die  Kriegspartei  hat  feindliche  Kombattanten  in  ihrer  Gewalt;  dieselben 
werden  dadurch  kriegsgefangen.  Es  kommt  nicht  darauf  an,  ob  sie  verwundet, 
krank  oder  schiffbrüchig  sind,  ob  sie  von  diesem  oder  jenem  Fahrzeug  aufgenommen 
worden  sind.    Diese  Tatumstände  haben  keinen  Einfluss  auf  die  Rechtslage. 

Man  muss  daher  diesen  Grundsatz  an  die  Spitze  stellen.  Die  Anwendung 
freilich  widerspricht  zum  Teil  den  Bestimmungen  der  Zusatzartikel. 

Man  denke  an  folgende  Fälle :  Das  Lazarettschiff  einer  Kriegspartei  (un  na- 
vire  hospitalier  d'un  beüigerant)  nimmt  deren  eigene  Verwundete  auf  und  verbringt 
sie  in  die  Heimat. 

Warum  sollen  diese  nicht  frei  sein  wie  die  Kranken,  die  in  einem  Feld- 
lazarett Aufnahme  fanden?  Und  doch  sagt  der  letzte  Absatz  des  Zusatzartikel  13, 
dass  die  von  einem  Lazarettschiff  geretteten  Verwundeten  und  Schiffbrüchigen 
während  der  Dauer  des  Krieges  keine  Dienste  mehr  tun  dürfen! 

Weiter:  Dasselbe  Lazarettschiff,  welches  also  Verwundete  seiner  Nationalität 
führt,  begegnet  einem  feindlichen  Kreuzer.  Warum  soll  dieser  die  jetzt  in  seine 
Gewalt  geratenen  Kombattanten  nicht  als  Kriegsgefangene  behandeln  dürfen?  Unter 
den  Kombattanten  befinden  sich  auch  die  Verwundeten  und  Kranken,  welche  An- 
spruch auf  besondere  Behandlung  haben,  gegen  welche  der  Sieger  Pflichten  hat. 
Aber  nichtsdestoweniger  sind  und  bleiben  sie  doch  wirkliche  Kriegsgefangene. 
Die  Zusatzartikel  beschränken  sich  indes  auf  die  Erklärung,  dass  diese  Kom- 
battanten nicht  mehr  dienen  dürfen  (Art.  10  Abs.  1 ,  Art.  13  Schlussabs.).  Das 
gibt  keine  genügende  Sicherheit. 

Dem  Kreuzer  bleibt  frei,  den  Umständen  gemäss  zu  handeln:  Er  kann  die 
Kriegsgefangenen  festhalten;  er  kann  sie  auch  nach  einem  seiner  Häfen  oder 
nach  einem  neutralen  Hafen  oder  gar  —  wenn  z.  B.  andere  Häfen  zu  weit  sind 
oder  nur  Schwerverwundete  auf  dem  Schiffe  sind  —  nach  einem  Hafen  des  Gegners 
befördern.  Der  Kreuzer  hat  kein  Interesse  sich  oder  sein  Land  nutzlos  mit  feind- 
lichen Verwundeten  zu  belasten. 

Meistens  wollen  auch  die  mit  Verwundeten  angefüllten  Lazarett-  und  anderen 
Schiffe  wieder  von  neuem  ihren  Dienst  aufnehmen.  Die  Menschlichkeit  und  das 
Interesse  der  Kriegspartei  fordern  gleichmassig  diese  Entscheidung.  Aber  das  Recht 
des  Siegers  darf  nicht  verkannt  werden.  Die  so  ihrem  Vaterland  zurückgegebenen 
Verwundeten  dürfen  während  des  Krieges  nicht  mehr  dienen.  Werden  sie  aus- 
gewechselt, so  gewinnen  sie  natürlich  ihre  Handlungsfreiheit  zurück.8) 

A.  Der  Absatz  1  des  Art.  9  stellt  daher  folgenden  allgemeinen 
Grundsatz  an  die  Spitze: 

„ Schiffbrüchige,  Verwundete  oder  Kranke  einer  Kriegspartei,  die  in  die 
Hände  der  anderen  fallen,  sind  Kriegsgefangene. 


')  Kommissionsbericbt  III.  20.    Vgl.  oben  S.  405. 

')  Im  neuen  Reich  S.  334.    Vgl.  auch  Merignhac,  La  conf.  intern,  de  la  paix  p.  Hl. 
8)  III.  20  f.    Die  beiden  letzten  Sätze  des  Berichtes  waren  auf  den  Antrag  des 
amerikanischen  Bevollmächtigten  Mahan  aufgenommen  worden  iIII.  78  f.). 
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Während  die  Zusatzartikel  6,  10  und  13  von  vornherein  alles  auf 
das  Institut  der  Dienstunfähigkeit  abluden,  ist  also  an  dessen  Stelle  jetzt 
die  Kriegsgefangenschaft  getreten,  die  sich  erst  in  dem  freigestellten  Fall, 
dass  diese  Kriegsgefangenen  nach  ihrer  eigenen  Heimat  befördert  werden, 
zur  Kriegsdienstuntauglichkeit  mildert. 

Über  die  Kriegsgefangenschaft  der  Schiffbrüchigen,  Verwundeten  und 
Kranken  im  Seekrieg  gilt  nun  folgendes: 

I.  Ebensowenig  wie  die  gesundeten  werden  auch  die  verwundeten 
Soldaten  Kriegsgefangene,  wenn  sie  nicht  in  die  Gewalt  des 
Gegners  fallen. 

Der  Zusatzart.  13  hatte  allerdings  im  Schlussabsatz,  mangels  weiterer 
Unterscheidung,1)  auch  den  Verwundeten,  welche  durch  ein  Lazarettschiff 
der  eigenen  Nationalität  aufgenommen  würden,  insofern  das  Schicksal  der 
Kriegsgefangenen  zudiktiert,  als  diejenigen,  welche  überhaupt  einmal  in  einem 
Lazarettschiff  geborgen  worden  seien,  infolgedessen  während  der  Dauer 
des  Krieges  keine  Dienste  mehr  tun  dürften. 

Auch  dem  Zusatzart.  6  lag,  wie  der  Präsident  Asser  in  der  Unter- 
kommission fesstellte,  das  „principe  primordial44  zugrunde,  dass  die  durch 
Hilfsschifife  aufgenommenen  Schiffbrüchigen,  Kranken  und  Verwundeten 
während  der  Dauer  des  Krieges  nicht  mehr  dienen  dürfen.2) 

Man  hat  jedoch  schliesslich  an  Stelle  der  Dienstuntauglichkeit  die  Kriegs- 
gefangenschaft treten  lassen,  wodurch  dann  aber  auch  gefordert  werden 
musste,  dass  die  Schiffbrüchigen  wirklich  in  die  Hände  der  anderen  Kriegs- 
partei fallen. 

Der  Art.  9  des  Haager  Abkommens  hat  also  den  früheren  Weg  ver- 
lassen und  der  Kommissionsbericht  hebt  das  auch  gebührend  hervor.8) 

n.  Die  Schiffbrüchigen,  Verwundeten  und  Kranken  einer  Kriegs- 
partei werden  heute  in  jedem  Fall  Kriegsgefangene,  wenn  sie  in 
die  Hände  der  anderen  fallen. 

Dadurch  ist  jetzt  völlige  Übereinstimmung  mit  der  Genfer  Konvention 
hergestellt. 

Allerdings  wurde  auf  der  Haager  Konferenz  auch  schon  eine  andere 
Auffassung  vertreten.  • 

In  der  5.  Sitzung  der  Unterkommission  am  15.  Juni  gab  der  japanische 
Bevollmächtigte  Motono  folgende  Erklärung  zu  Protokoll4): 

Die  Bestimmungen  des  Art.  9  stehen  im  Widerspruch  zum  letzten  Absatz 
des  Art.  6  der  Genfer  Konvention.0)  Nach  der  letzteren  werden  die  Kranken  und 
Verwundeten  durch  die  Neutralität  gedeckt,  während  sie  nach  Art.  9  der  Rote- 
kreuzvorlage  als  kriegsgefangen  behandelt  werden  sollen. 

Letztere  Bestimmung  entspricht  dem  Kriegsrecht  besser  und  deshalb 
empfiehlt  sich  eine  Änderung  der  Genfer  Konvention  im  Sinne  des  Art.  9,  um  die 
beiden   Bestimmungen  in  Übereinstimmung   zu  bringen.      Andernfalls   wären  die 


l)  Vgl.  oben  S.  406. 
■)  III.  67. 

3)  Vgl.  oben  S.  406. 

4)  III.  79. 

°)  Derselbe  lautet:  „Les  6vacuations  avec  le  personel,  qui  les  dirige,  seront  couvertes 
par  une  neutralite  absolue". 
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Inselreiche,  wie  Japan,  den  Festlandstaaten  gegenüber  im  offenkundigen  Nachteil. 
Hält  sich  die  Unterkommission  zur  Änderung  der  Genfer  Konvention  für  zuständig, 
so  wird  von  uns  in  der  bezeichneten  Richtung  Antrag  gestellt  werden.  Andern- 
falls behalten  wir  uns  dies  für  die  erste  passende  Gelegenheit  vor.1) 

Zu  dieser  Frage  möchte  ich  indes  gleich  hier  folgendes  bemerken: 
Die  in  der  Genfer  Konvention  erwähnte  Neutralität  der  6vacuations 

und    des   zugehörigen   Sanitätspersonals   bedeutet   absolut   keine  Freiheit, 

sondern  nur  die  Unverletzlichkeit  der  Verwundeten.8) 

Der  Art.  6  der  Genfer  Konvention  sagt  zwar  nicht,  dass  die  Lazarett- 
kranken Kriegsgefangene  sind,  aber  er  zieht  doch  die  für  ihre  Unfreiheit 
charakteristische  Folgerung:  die  Geheilten  können  nämlich  nur  unter  der 
Bedingung  in  die  Heimat  entlassen  werden,  dass  sie  während  der  Dauer 
des  Krieges  nicht  wieder  die  Waffen  ergreifen.8) 

Also  das  Prinzip,  welches  schon  der  Genfer  Konvention  zugrunde 
lag  und  jetzt  nur  scharf  hervorgehoben  ist,  lautet  übereinstimmend  für  den 
Land-4)  wie  den  Seekrieg5): 

Kriegsgefangene  werden  auch  die  Schiffbrüchigen,  Kranken  und  Verwun- 
deten mit  dem  Augenblick,  wo  sie  i  n  die  Hände  des  Gegners  fallen.6) 

Die  Artikel  1 — 3  und  6  des  Rotekreuzabkommens  sprechen  nicht 
dagegen. 

Für  die  Lazarettschiffe  der  Art.  1—3  handelt  es  sich  um  die  Aus- 
legung von  „sont  respect6s". 

Gibt  das  Privileg  der  dort  genannten  Schiffe  auch  Schutz  gegen  ein 
Kriegsschiff,  welches  die  Herai^sgabe  der  Geretteten  fordert?7) 

Nach  den  alsbald  zu  erwähnenden  Verhandlungen  über  die  Anhaltung 
der  Schiffe  muss  man  die  Frage  verneinen. 

Vor  der  feindlichen  Flagge  zumal  machen  Kriegsschiffe  keine  Ver- 
beugung, und  die  Ausnahmen  der  Art.  1 — 2  sind  strictissime  zu  inter- 
pretieren. Die  Art.  1—3  gehen  lediglich  auf  den  Schutz  der  Schiffe  und 
ihrer  Aufgabe.  Durch  die  Abnahme  der  Schiffbrüchigen  werden  die  Lazarett- 
schiffe aber  für  neue  Samariterdienste  sogar  wieder  völlig  frei. 

Für  die  neutralen  Handelsschiffe  (Art.  6)  fehlt  aber  sogar  das  „sont 
respectäs"  und*  stünde  also  auch  nicht  einmal  nach  dieser  Seite  ein  Be- 
denken entgegen. 

In  den  Art.  1 — 3  ist  nur  übereinstimmend  erklärt,  dass  die  Lazarett- 
schiffe selbst  weder  angegriffen  oder  beschossen,  noch  auch  —  und  hier 
schliesst  sich  Art.  6  an  —  weggenommen  oder  angeeignet  werden  dürfen.8) 

Die  Lazarettschiffe  haben  diesen  Schutz  übrigens  ja  auch  schon  zur 
Zeit,  wo  sie  noch  gar  keinen  Verwundeten  an  Bord  haben. 


l)  III.  79. 

')  Vgl.  meine  „Genfer  Konvention"  S.  36 ff.,  49. 
s)  Art.  6  Abs.  4  und  dazu  meine  „Genfer  Konvention"  S.  66*. 
4)  Vgl.  a.  a.  0.  S.  60,  66. 
*)  Art.  9  des  Haager  Rotekreuzabkommens. 
•)  Vgl.  oben  S.  120  sowie  meine  „Genfer  Konvention"  S.  60,  66. 
7)  Ein  Kriegsschiff  wird  sich  unter  Umstanden  darauf  beschränken,  nur  die  Aas- 
lieferung einzelner  bedeutender  Marine-  oder  Militärpersonen  zu  verlangen. 
•)  Vgl.  oben  S.  369  f.,  373,  376,  399. 
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Über  das  rechtliche  Schicksal  der  Schiffbrüchigen,  Verwundeten  und 
Kranken  an  Bord  der  Lazarettschiffe  der  verschiedenen  Art  sagen  die 
genannten  Artikel  noch  gar  nichts. 

Darüber  handelt  eben  erst  der  Art.  9. 
III.  Die  Frage  ist  hier  nur: 

Wann  sind  Schiffbrüchige,  Verwundete  oder  Kranke  einer  Kriegs- 
partei in  die  Hände  der  andern  gefallen  (tombts  au  pauvoir  de 
Vautre),  und  mithin  kriegsgefangen? 

Für  das  Kriegsgefangenenrecht  im  Landkrieg  ist  unsere  Frage  leichter 
zu  beantworten  l)  al?  für  das  Sanitätsrecht  im  Seekrieg.  Leider  lassen 
hier  die  Verhandlungen  und  Beschlüsse  der  Haager  Konferenz  noch  viel 
zu  wünschen  übrig. 

1.  Die  Kriegsschiffe  mit  Verwundeten  machen  keine  Schwierigkeit. 

Wenn  ein  Kriegsschiff  im  Kampf  genommen  wird  oder  sich 
ergibt,  so  ist  es  in  die  Hände  der  feindlichen  Flotte  gefallen  und  die 
ganze  Mannschaft  einschliesslich  der  zugehörigen  Kranken  und  Verwun- 
deten auf  dem  unterlegenen  Kriegsschiff,  wie  die  aufgenommenen  Schiff- 
brüchigen desselben,  werden  kriegsgefangen. 

Ähnlich  liegt  die  Sache  bei  den  mit  Verwundeten  beladenen Schiffen, 
welche  der  Wegnahme  unterliegen,  also  den  Handelsschiffen  mit 
feindlicher  Flagge2)  und  den  neutralen  Schiffen,  welche  sich  einer  Neu- 
tralitätsverletzung schuldig  gemacht  haben.8) 

Auch  hier  geraten  die  aufgenommenen  Verwundeten  einer  Kriegs- 
partei mit  der  Wegnahme  des  Schiffes  durch  die  andere  Partei 
in  deren  Hände  und  werden  dadurch  Kriegsgefangene  derselben,  während 
in  beiden  Fällen  die  dadurch  etwa  zurückgewonnenen  Verwundeten  der 
eigenen  Partei  wieder  eingestellt  werden  können. 

•     2.  Wie  steht  aber  die  Sache,  wenn  sich  die  Verwundeten  auf  einem 
Schiff  befinden,  welches  geachtet  werden  muss? 

Können  die  Verwundeten  der  Schiffe  der  Art.  1 — 3  und  weiterhin 
auch  des  Art.  6  —  hier  natürlich,  wenn  keine  „Neutralitätsverletzung44 
vorliegt  —  überhaupt  in  die  feindliche  Gewalt  geraten? 

Eventuell  wann  und  wodurch  vollzieht  sich  hier  die  Gefangennahme  ? 

Darüber  lässt  uns  der  Text  nun  leider  vollständig  im  Stich. 

a)  An  der  Anregung  zur  Ausfüllung  dieser  Lücke  hat 
es  freilich  nicht  gefehlt,  wenn  man  dabei  in  der  Hauptsache  auch 
nur  die  neutralen  Schiffe  des  Art.  6  und  weiterhin  noch  des  Art.  3  im 
Auge  hatte  und  noch  mit  der  alten  Vorstellung  rang,  dass  die  blosse  Auf- 
nahme in  ein  neutrales  Lazarettschiff  schon  dem  Kampf  dauernd  entziehe, 
also  nur  insoweit  die  Rechtsstellung  der  Kriegsgefangenen  begründe. 

Bei  der  3.  Lesung  der  Unterkommission,  als  der  jetzige  Art.  6  zur 
Beratung  stand,  erklärte  nämlich  der  amerikanische  Vertreter  Kapitän  zur 
SeeMahan,  es  fehle  eine  Bestimmung  über  die  Aufnahme  von  schiffbrüchigen 

x)  Vgl.  darüber  oben  S.  121. 
*)  Vgl.  oben  S.  397. 
*)  Vgl.  oben  S.  398  f. 
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Kombattanten  nach  der  Schlacht  durch  ein  neutrales  Schiff,  das  nicht 
als  Lazarettschiff  eingerichtet  sei  (Art.  6);  er  behalte  sich  deshalb  Antrag- 
stellung vor.1)  Der  russische  Bevollmächtigte  Scheine  stellte  fest,  dass 
in  der  Unterkommission  über  diese  Frage  kein  Meinungsaustausch  statt- 
gefunden habe.  Der  Redaktionsausschuss  würde  deshalb  nach  dieser 
Richtung  keine  leichte  Aufgabe  haben.8) 

Der  Redaktionsausschuss,  welcher  offenbar  meinte,  dass  Mahan  hier 
das  Auflesen  (recueillir)  und  das  Befördern  (porter)  schärfer  hervorgehoben 
haben  wolle,  fügte  nun  nach  portant  die  Worte  „ou  recueillant"  ein,  was 
bereits  in  der  nächsten  Sitzung  der  Unterkommission  am  15.  Juni  mit- 
geteilt werden  konnte.8) 

Aber  Mahan  erklärte  sich  dadurch  nicht  für  befriedigt.  Er  habe  den 
Fall  im  Auge  gehabt,  dass  ein  neutrales  Schiff  ohne  Lazarettcharakter 
gelegentlich  (accidentellement)  schiffbrüchige  Kombattanten  aufgenommen 
habe.  Dafür  hätte  er  eine  besondere  Bestimmung  gewünscht;  dem  aber 
sei  nicht  entsprochen  worden. 

Er  glaube  aber  auf  seiner  Anregung  nicht  weiter  bestehen  zu  sollen 
und  sei  bereit,  seiner  Regierung  die  Annahme  des  vorgelegten  Textes  zu 
empfehlen,  wenn  auch  die  Ausfüllung  der  Lücke  am  Platz  gewesen  wäre. 

Klar  war  das  indes  immer  noch  nicht. 

Auf  den  Einwand  Renaul ts  und  des  Präsidenten,  gerade  deshalb 
sei  ja  der  Zusatz  gemacht  worden,  hob  dann  endlich  Mahan  das  Ent- 
scheidende bestimmter  hervor: 

Der  Art.  6  beschäftige  sich  nur  mit  der  Stellung  der  neutralen  Schiffe, 
aber  nicht  mit  der  Stellung  der  aufgenommenen  Schiff- 
brüchigen. 

Im  übrigen  aber  wiederholte  Mahan  die  Erklärung,  dass  er  nicht  auf 
seiner  Anregung  bestehen  wolle.4) 

In  der  Kommissionssitzung  am  20.  Juni  kam  indes  Mahän 
noch  einmal  auf  diese  Lücke  zurück  und  stellte  folgende  Frage:  Wenn 
ein  neutrales  Handelsschiff  (Art.  6)  oder,  wie  er  alsbald  hinzufügte,  — 
auch  ein  neutrales  Lazarettschiff  (Art.  3)  gelegentlich  oder  auch  planmässig 
Schiffbrüchige  am  Kampfplatz  aufnimmt,  welches  ist  da  das  Los  der 
letzteren? 

Er  führte  dabei  etwa  folgendes  aus:  In  der  Seeschlacht  sind  die 
Schiffe  in  ständiger  Bewegung.  Nun  denke  man  sich ,  dass  dabei  ein  Schiff  leck 
wird:  Seine  Mannschaft  erleidet  Schiffbruch ;  das  Schiff  hat  sich  mittlerweilen  weit 
vom  Kampfplatz  entfernt;  leichte  Kreuzer  seiner  Nationalität  kommen  zu  Hilfe;  aber 
ihre  Zahl  ist  ungenügend ;  neutrale  Lazarett-  und  neutrale  andere  Schiffe  kommen 
ebenfalls  zu  Hilfe  und  nehmen  eine  Anzahl  schiffbrüchiger  Soldaten  an  Bord. 
Zu  welcher  Kriegspartei  sind  die  letzteren  jetzt  zu  rechnen?  Es  kann  sein,  das 
das  neutrale  Lazarett-  oder  auch  andere  Schiff  bei  dem  Gegner  des  schiffbrüchigen 
Fahrzeuges  stand.  Nach  Erfüllung  seiner  Liebespflicht  sucht  es  denselben  natür- 
lich wieder  auf.  Die  schiffbrüchigen  Soldaten  fallen  in  die  Gewalt  des  Feindes, 
obgleich  die  zugehörige  Flotte  siegreich  bleibt.  Wenn  zur  Beseitigung  dieser 
Schwierigkeit  keine  Bestimmungen  getroffen  werden,  wird  man  sich  auf  zahlreiche 


*)  III.  74. 

2)  a.  a.  0. 

8)  III.  78.'   Vgl   auch  oben  392  f. 

4j  III.  79. 
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Beschwerden  gefasst  machen  müssen.  Es  kann  sich  dabei  um  das  Schicksal  von 
hochgestellten  und  einflussreichen  Offizieren  handeln,  und  dann  würde  vielleicht 
die  ganze  in  Aussicht  genommene  Rechtsordnung  in  Verruf  kommen.  Weiterhin: 
Die  regelmässig  mit  Auftrag  versehenen  Lazarettschiffe  mögen  unparteiisch  vor- 
gehen; aber  bei  den  Schiffen  des  Art.  6  darf  man  das  nicht  annehmen.  Die  Rechts- 
lage dieser  schiffbrüchigen  Soldaten  ist  daher  genau  zu  bestimmen.  Alle  einzelnen 
Fälle  kann  man  nicht  vorsehen.    Aber  man  muss  ein  Prinzip  festlegen. 

Mahan  war  für  die  Verwirklichung  folgenden  Prinzips: 
Die  schiffbrüchigen  Soldaten,  welche  in  der  erwähnten 
Weise  aufgenommen  worden  sind,  werden  ipso  facto  ausser 
Kampf  gesetzt  (combattants  hors  de  combat)  und  dürfen, 
falls  sie  nicht  wiedergenommen  ode-r  ordnungsgemäss  aus- 
getauscht werden,  während  der  Dauer  des  Kriegs  nicht  mehr 
dienen. 

Mahan  regte  daher  folgende  drei  Zusatzartikel  an: 

I.  Die  Lazarett-  oder  andern  Scldffe  der  Neutralen,  welche  sich  auf  dem 
Kampfplatz  befinden  und  au*  Menschlichkeit  Soldaten  nach  dem  Kampf  aus  der 
Gefahr  d*s  Ertrinkens  erretten,  haben  dadurch  noch  nicht  die  Neutralität  verletzt, 
Sie  handeln  aber  auf  eigene  Gefahr. 

IL  Fordert  ein  Kriegsschiff  die  Herausgabe  der  Geretteten, 
so  ftind  die  letzteren  nicht  durch  die  neutrale  Flagge  gedeckt,  sondern  sie  können 
gefangen  resp.  wiedergefangen  genommen  werden.  Wird  die  Forderung  gestellt, 
so  können  d*e  betreffenden  Soldaten  ausgeliefert  werden  und  sie  befinden  sicli  als- 
dann in  derselben  Rechtslage,  wie  wenn  sie  nicht  unter  neutraler  Flagge  geborgen 
gewesen  wären. 

IIL  Werden  die  Soldaten,  welche  auf  diese  Weise  durch  die 
Hilfe  eines  neutralen  Schiffes  den  Folgen  des  Kampfes  entrannen 
sind,  nicht  durch  ein  Kriegsschiff  zurückgefordert,  so  sind  sie  immer- 
hin als  kampfunfähig  zu  behandeln  und  dürfen,  falls  >ie  nicht  ausgewechselt  werden, 
in  diesem  Krieg  nicht  mehr  dienen.  Die  Kriegführenden  sind  durch  dieses  Ab- 
kommen verpflichtet,  solchen  Soldaten,  die  nicht  ausgewecliselt  werden,  das  Weiter- 
dienen zu  verbieten.1) 

Auf  den  Wunsch  von  Asser  und  Renault  wurde  dieser  Antrag  zur 
Prüfung  und  Berichterstattung  an  den  Redaktionsausschuss  der  ersten  Unter- 
Kbmmission  zurückverwiesen.2) 

Es  blieb  aber  bei  der  bisherigen  Fassung. 

Am  Schluss  der  Plenarsitzung  der  Konferenz  am  21.  Juli  legte  der 
Präsident  des  Redaktionsausschusses  der  Unterkommission  einen  Brief  des 
englischen  Admirals  Fisher  an  v.  Martens  vor,  laut  welchem  der  englische 
Bevollmächtigte  mitteilte,  dass  die  amerikanische  Abordnung  die  drei  Zusatz- 
arükel  wieder  zurückgezogen  habe.8) 

Dazu  gab  jetzt  Mahan  folgende  Erklärung  ab: 

Die  amerikanische  Delegation  hat  von  den  drei  Zusatzartikeln  wieder  abge- 
sehen, nicht  etwa  weil  sie  ihre  Meinung  Aber  die  Zweckmässigkeit  geändert  hätte, 
die  dort  behandelten  und  gewiss  möglichen  Fälle  ins  Auge  zu  fassen,  sondern  in 
dem  Wunsch,  den  Schluss  der  Konferenzarbeiten  zu  erleichtern.  Die  amerikanische 
Abordnung  nimmt  die  10  Artikel  vorläufig  an,  obschon  sie  dieselben  um  deswillen 
für  inhaltlich  unvollständig  ansieht,  weil  sie  die  genannten  Fälle  nicht  berück- 
sichtigen. Unsere  Annahme  erfolgt  weiterhin  unter  dem  Vorbehalt  der  späteren 
Genehmigung  unserer  Regierung,  welcher  wir  volle  Handlungsfreiheit  vorbehalten. 


*)  III.  8  ff. 
*)  III.  10. 

8]  I.  82.    Merignhac  meinte:   „sans  que,  des  lors,   les  delegues  aient  eu  le  temps 
de  se  prononcer  sur  le  bienfonde  de  la  motion."    (La  conf.  intern,  de  la  paii,  p.  131.) 
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Weiter  versteht  es  sich  von  selbst,  dass  wir  der  amerikanischen  Regierung 
ohne  irgend  eine  Einschränkung  unsere  Zweifel  mit  entsprechender  Begründung 
unterbreiten  müssen.1) 

Wie  Mahan  auf  der  Konferenz  nicht  recht  verstanden  worden  war,  so 
hat  man  auch  später  mit  seinen  Anträgen  nichts  rechtes  anzufangen  gewusst, 
und  jeder  sieht  das  Unterscheidende  mehr  oder  weniger  in  einem  anderen 
Punkt.») 

Es  wird  sich  alsbald  zeigen,  dass  Z.  I  des  amerikanischen  Antrags 
im  Abkommen  ausdrücklich  verwirklicht  ist,  Z.  II  sich  daraus  deducieren 
lässt  und  Z.  III  wohl  dem  Schlussabsatz  des  Zusatzartikels  13  entsprach, 
aber  fallen  gelassen  wurde,  um  dann  im  Rahmen  des  Artikel  10  Verwirk- 
lichung zu  finden. 

b)  Was  ist  geltendes  Recht? 

Es  handelt  sich  nur  um  die  Frage: 

Können  die  auf  einem  Schiff  der  in  Art,  1—3  sowie  6  erwähnten  Art 
aufgenommenen  Schiffbrüchigen,  Kranken  und  Verwundeten,  nachdem  jene 
Schiffe  zu  achten  sind,  überhaupt  noch  in  die  Hände  einer  Kriegspartei 
fallen  und  dadurch  Kriegsgefangene  werden? 

Nachdem  die  Konferenz  einer  Erörterung  der  amerikanischen  Anträge 
ausgewichen  ist,  ist  diese  Frage  nicht  gerade  leicht  zu  entscheiden,  und 
es  wird  die  Kriegsrechtswissenschaft,  trotzdem  der  Renaultsche  Kom- 
missionsbericht gerade  hier  besonders  wertvolle  Dienste  leistet,  vermutlich 
noch  ein  dornenreiches  Arbeitsfeld  finden. 

Auf  jeden  Fall  müssen  wir  hier  streng  unterscheiden. 

a)  Wenn  die  militärischen  Lazarettschiffe  (Art.  1)  schiffbrüchige, 
kranke  oder  verwundete  Feinde3)  aufgenommen  haben,  so  sind  diese  in 
die  Hände  der  anderen  Kriegspartei  gefallen  und  mithin  Kriegsgefangene.4) 
Hier  zeigt  es  sich,  das  die  militärischen  Lazarettschiffe  mit  ihrer  Aufnahme 
der  Gegner  auch  noch  eigene  Interessen  wahrnehmen.     Vgl.  S.  377. 

ß)  Dasselbe  gilt  von  den  Privatlazarettschiffen  mit  der  Flagge 
einer  Kriegspartei  (Art.  2),  welche  Schiffbrüchige,  Kranke  und  Ver- 
wundete des  Gegners  aufgenommen  haben. 

Der  Kommissionsbericht5)  hatte  es  im  Gegensatz  zum  Schlussabsatz 
des  Zusatzartikels  13  nur  für  sinnlos  erklärt,  dass  im  neuen  Abkommen 
auch  die  Geretteten  der  eigenen  Nationatität  dienstuntauglich  werden  sollten. 

Dass  die  aufgenommenen  Feinde  kriegsgefangen  würden,  war  voraus- 
gesetzt. 


*)  I.  8* 

')  Vgl.  z.  B.  Merignhac,  La  conf.  intern,  de  la  paix  p.  130 ff.,  der  sich  hier  mit 
LapradeDe  auseinandersetzt,  sowie  Zorn,  Im  neuen  Reich  S.  335  f. 

*)  Dass  die  eigenen  Verwundeten  durch  die  Aufnahme  in  ein  eigenes  militärisches 
Lazarettschiff  nicht  kriegsgefangen  werden,  versteht  sich  heute  von  selbst.  Vgl.  oben  S.  406. 
Daran  würde  auch  der  Umstand  nichts  ändern,  dass  der  Gegner  zugegen  ist  und  die  Ge- 
retteten zu  Kriegsgefangenen  machen  könnte.  (Vgl.  den  Cauwes'schen  Fall  bei  Merignhac, 
La  conf.  intern,  de  la  paix,  p.  142.)  Entscheidend  ist  einzig  und  allein,  ob  er  sie  zu 
Kriegsgefangenen  gemacht  hat. 

4)  Der  Genfer  Zusatzartikel  9  hatte  sogar  das  ganze  militärische  Lazarettschiff  mit 
samt  seinem  Material  den  Kriegsgesetzen  unterworfen.    Vgl.  oben  S.  364. 

*)  III.  20.    Vgl.  oben  S.  406.    Ebenso  Zorn,  Im  neuen  Reich  S.  335. 


§  86.    Die  Kranken  als  Kriegsgefangene.  413 

Militärische  und  Privatlazarettschiffe  einer  Kriegspartei  gehören  eben  zur 
Marine,  deren  Flagge  sie  führen,  wenn  sie  im  übrigen  auch  noch  der  Auf- 
sicht der  anderen  Kriegspartei  mitunterstehen.1)  Die  Schiffe  der  genannten 
Art  sind  schwimmende  Teile  des  Heimatlandes,  das  für  die  feindlichen 
Kombattanten  nur  eine  Form  der  Aufnahme  kennt:  die  Kriegsgefangen- 
schaft. 

Deshalb  drohte  ja  auch  Deutschland  im  Jahre  1870  den  in  der  Schweiz 
internierten  Franzosen,  welche  nach  Deutschland  oder  Elsass  entfliehen 
würden,  die  Behandlung  als  Kriegsgefangene  an.8) 

y)  Wenn  Lazarett-  und  andere  Schiffe  der  Neutralen  (Art.  3  u.  6) 
Schiffbrüchige,  Verwundete  oder  Kranke  einer  oder  auch  beider  Kriegs- 
parteien aufgenommen  haben,8)  so  sind  die  Aufgenommenen  noch  nicht  in 
die  Hände  einer  Kriegspartei  gefallen  und  mithin  auch  nicht  Kriegsgefangene. 

Der  Antrag  Mahan  (Z.  III),4)  welcher  im  wesentlichen  nur  den 
Schlussabsatz  des  Zusatzartikels  13  wiedergab,  hat  somit  im  Abkommen 
keine  Verwirklichung  gefunden.6)  Das  Haager  Abkommen  kennt  hier  über- 
haupt keine  blosse  Dienstunfähigkeit  mehr,  sondern  nur  eine  Kriegs- 
gefangenschaft, welche  aber  nach  Art.  9  zur  Voraussetzung  hat,  dass  man 
in  die  Hände  des  Gegners  gefallen  ist. 

3.  Kann  sich  die  Rechtsstellung  der  Geretteten  auf 
einem  Schiff  durch  nachfolgende  Ereignisse  wieder  ändern 
und  können  mithin  die  Freigebliebenen  nachträglich  noch 
Kriegsgefangene  werden? 

Zorn  meinte  später :  „Wenn  ein  mit  Verwundeten,  Kranken,  Schiff- 
brüchigen eigener  Nationalität  angefülltes  Spitalschiff  beim  Rückzug  vom 
Feind  weggenommen  wird,   werden  die  Verwundeten  Kriegsgefangene.44 e)> 

Aber  Spitalschiffe  dürfen  ja  gar  nicht  weggenommen  werden. 

Ebenso  sicher  ist  freilich,  dass  sich  dieser  Schutz  gegen  Wegnahme 
auf  die  Schiffe  beschränkt  und  sich  nicht  auch  auf  die  aufgenommenen 
Verwundeten  erstreckt. 

Die  Verwundeten  können  vielmehr  „ weggenommen",  d.  h.  durch 
den  Kreuzer  von  dem  Lazarettschiff  abgefordert  und  im  Kreuzer  oder 
sonstigen  eigenen  Schiff  geborgen  und  damit  Kriegsgefangene  werden. 
Verweigert  das  neutrale  Handels-  oder  Lazarettschiff  die  Herausgabe,  so 
ist  das  eine  „Neutralitätsverletzung44,  welche  mit  der  Wegnahme  des 
Schiffes  beantwortet  werden  kann.7)  Das  gilt  aber  schliesslich  sämtlichen 
Lazarettschiffen  gegenüber,   welche  sich   den  nach  Völkerrecht  zulässigen 


l)  Vgl.  oben  S.  378  ff. 

9)  Schweizer,  Gesch.  der  Schweiz.  Neutralität  IL  979. 

8)  Dass  dies  keine  Neutralitätsverletzung  ist,  ergibt  sich  aus  Art.  3  und  6  sowie 
aus  meiner  Darstellung  oben  S.  375  und  396.  Insoweit  ist  Z.  I  des  amerikanischen  An- 
trags (oben  S.  411)  verwirklicht.  Im  übrigen  vgl.  zu  Z.  I  noch  das  Rotekreuzabkommen 
Art  4  Abs.  4. 

*)  Vgl.  oben  S.  411. 

5)  Vgl.  oben  S.  407. 

•)  Im  neuen  Reich  S.  335. 

7)  Mörignhac,  La  conf.  intern,  de  la  paix,  p.  132  f. 


414  §86.    Die  Kranken  als  Kriegsgefangene. 

Aufforderungen  der  Kriegsschiffe  widersetzen.  Hier  hat  indes  überall  noch 
eine  prisengerichtliche  Entscheidung  zu  erfolgen. 

Es  bedarf  aber,  um  das  Schicksal  der  verladenen  Kranken  zu  wenden, 
nicht  einmal  einer  wirklichen  Ausladung. 

Der  Kommissionsbericht  hat  sich  dahin  ausgesprochen,  dass  sich  die 
Rechtsstellung  der  auf  einem  Lazarettschiff  der  eigenen  Flagge  Geborgenen 
durch  nachfolgende  Ereignisse  ändern  kann  und  hat  dabei  eine  Wendung 
gebraucht,  welche  uns  erkennen  lässt,  ob  und  wodurch  auch  die  auf  einem 
neutralen  Schiff  geborgenen  Schiffbrüchigen,  Kranken  und  Verwundeten 
einer  Kriegspartei  in  die  Hände  der  anderen  fallen. 

Der  Kommissionsbericht  spricht  nämlich  zunächst  davon,  dass  die 
auf  einem  „navire  hospitalier  d'un  belligärant"  geborgenen  eigenen  Ver- 
wundeten,  welche  nach  der  Heimat  befördert  werden  sollen,  frei  bleiben. 

Dann  heisst  es  weiter:1) 

„Si  vous  supposons  que  le  mime  navire  hospitalier,  cJiarge  de  ble&ses,  de 
malades  ou  de  nau/ragi*  de  sa  naüoiudiU ,  rencontre  un  croiseur  ennemi, 
pourquoi  celui-ci  tie  serait-ü  pas  autorise  ä  considerer  comme  prisonniers  de 
guerre  ces  combattants  qui  tombent  en  son  pouvoir." 

Diese  ganze  Auffassung  wurzelt  in  den  gemeinrechtlichen  Bestim- 
mungen über  Konterbande  und  verbotene  Transporte,  an  welche  nur  an- 
geknüpft wird. 

„Dans  la  rigueur  du  droit,  ces  bdtiments  portant  des  blessSs,  malades  au  na*- 
f  vages  de  Vun  des  belligirants  et  rencontrant  un  bätiment  de  guerre  de  Vautrt, 
pourraient  etre  conside're's  comme  s'e'tant  rendus  les  auxiliaires  du  beüige'rant  dont 
ils  transportent  les  nationaux  et  comme  Staut,  par  suite,  passables  de  la  prise."*) 

Von  einer  Neutralitätsverletzung  mit  der  Wirkung,  dass  das  Schiff 
verfallt,  kann  nun  freilich  Kraft  positiven  Rechtssatzes  des  Haager  Ab- 
kommens keine  Rede  mehr  sein. 

Aber  die  Wirkung  der  Begegnung  für  die  verladenen  Verwundeten 
der  feindlichen  Marine  ist  geblieben. 

Daraus  ergibt  sich  folgendes: 

Die  Schiffbrüchigen,  Verwundeten  und  Kranken  eines  Schiffes,  das  in 
Gemässheit  der  Art.  1  —  3  zu  achten  und  —  hierzu  gehören  dann  auch 
noch  die  Schiffe  des  Art.  6  —  von  der  Wegnahme  ausgeschlossen  ist, 
fallen  in  die  Hände  einer  Kriegspartei,  wenn  das  Schiff  einem  Kriegs- 
schiff der  letzteren  begegnet. 

Der  amerikanische  Antrag  war  noch  nicht  soweit  gegangen,  denn 
die  Forderung  der  Z.  III  (oben  S.  411)  besagte  nur: 

Fordert  das  Kriegsschiff  vom  Kapitän  des  Lazarett- 
schiffes die  Herausgabe  der  aufgenommenen  Feinde,  so  wer- 
den diese  durch  die  Auslieferung  Kriegsgefangene. 

Darin  hat  also  der  amerikanische  Vertreter  Recht  bekommen,  und  — 
noch  mehr  erreicht. 

4.  Die  Begegnung  zwischen  einem  Kriegsschiff  und  einem  Lazarett- 
resp.  neutralen  Schiff,  welche  über  das  Schicksal  der  auf  den  letzteren 


*)  III.  20. 

*)  Renaultscher  Kommissionsbericht  III.  18. 
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geborgenen  Schiffbrüchigen  und  Verwundeten  entscheidet,  muss  die  Form 
der  Anhaltung  und  Durchsuchung  annehmen.  Andernteils  ist 
eine  solche  aus  dem  Konterbanderecht  herübergenommene  „visite"  aber 
auch  genügend. 

Bereits  der  Zusatzartikel  10  hatte  nach  Anerkennung  der  Neutralität 
der  Handelsschiffe,  welche  Schiffbrüchige  aufnehmen,  weiter  angeordnet, 
dass  aber  nichtsdestoweniger  schon  die  durch  das  Schiffstagebuch  bestä- 
tigte Durchsuchung  durch  einen  feindlichen  Kreuzer  die  Kranken  und  Ver- 
wundeten eines  solchen  Handelsschiffes  unfähig  mache,  während  der  Dauer 
des  Krieges  zu  dienen. 

„Bätiments  de  commerce'4  im  Sinne  dieser  Bestimmung,  so  erklärte 
dann  der  Präsident' Asser  gleich  in  der  ersten  Lesung,  sind  alle  Schiffe, 
die  nicht  Kriegsschiffe  sind.1)  Damit  sollten  also  selbst  die  militärischen 
Lazarettschiffe  einer  Kriegspartei  getroffen  werden.2) 

Die  Wirkung  der  „visite"  sollte  damals  freilich  noch  auf  die  Dienst- 
unfähigkeit beschränkt  sein,  welche  ja  von  vornherein  nach  Art.  6  alle 
durch   „embarcations"   Geretteten   über  sich  ergehen  lassen  mussten.8) 

Bei  der  1.  Lesung  dieses  Artikels  in  der  Unterkommission  meinte 
dann  der  russische  Bevollmächtigte  Scheine,  man  möge  nur  klar  heraus- 
sagen : 

,#ue  le  fait  de  Ja  visite  d'un  bätiment  de  cette  nature  par  un  crot- 
8eur  enuemi  equivaut  ä  la  capture  des  malades  et  Messt*  comme  prisonniers 
de  ffuerre.*) 

Dass  aber  Scheine  mit  dem  „bätiment  de  cette  natureu  ganz  an  die 
Auffassung  von  Asser  anknüpfte,  also  selbst  die  militärischen  Lazarettschiffe 
der  „visiteu  unterworfen  sehen  wollte,  hat  er  später  ausdrücklich  betont. 

In  der  zweiten  Lesung  der  Unterkommission  kam  er  nämlich  auf 
unsere  Frage  zurück  und  meinte:  Es  verstehe  sich  von  selbst,  dass  die 
Verwundeten,  Kranken  und  Schiffbrüchigen,  die  in  einem  „bätiment44  Auf- 
nahme gefunden  hätten,  durch  die  blosse  „visite44  von  seiten  eines  Kriegs- 
schiffes kriegsgefangen  werden.  Es  empfehle  sich,  in  dieser  Hinsicht  einen 
allgemeinen  Satz  auszusprechen:  „qui  s'appliqus  ä  tous  les  bäti- 
ments,  qu'ils  soient  militaires  ou  de  commerce".*) 

Der  deutsche  Bevollmächtigte  Siegel  bemerkte  nun  freilich,  dass  der 
Art.  10  nur  von  Handelsschiffen  („bätiments  de  commerce44)  spreche,  für 
welche  er  dann  auch  die  Ausführung  von  Scheine  billigte.6)  Und  der 
Präsident  Asser  trat  darin  dem  deutschen  Bevollmächtigten  bei:  Der  Art.  10 


*)  III.  59. 

2)  Pephau  (III.  60)  verstand  aber  unter  den  Handelsschiffen  des  Art.  10  alle  Schiffe, 
die  nicht  Staatsschiffe  sind.  Bei  dieser  Auffassung  wären  dann  die  militärischen  Lazarett- 
schiffe ausgeschlossen  gewesen,  während  nach  der  Auffassung  von  Asser  auch  diese  der 
erwähnten  Rechtswirkung  der  „visite"  unterliegen  sollten. 

8)  Vgl.  oben  S.  405. 

4)  III.  60. 

B)  III.  67. 

6)  a.  a.  0. 
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handle  in  der  Tat  nicht  von  den  militärischen  Lazarettschiffen  (bätiments 
höpitaux  de  l'Etat),  ja  nicht  einmal  von  den  Lazarettschiffen  der  Hilfs- 
gesellschaften, für  welch  letztere  der  Art.  13  Abs.  6  vielmehr  „dispositions 
plus  g6n6ralesu  bereit  stelle.1) 

Zu  diesem  Streit  möchte  ich  indes  gleich   hier  folgendes  bemerken: 

Der  Zusatzartikel  10  regelte  in  Wirklichkeit  nur  die  Rechtsstellung 
der  Handelsschiffe,  während  der  Zusatzartikel  9  von  den  militärischen  und  der 
Zusatzartikel  1 3  von  den  hilfsgesellschaftlichen  Lazarettschiffen  handelte.  In- 
sofern hatte  Siegel  und  auch  der  Präsident  mit  seiner  letzten  Bemerkung 
sicher  recht. 

Aber  die  von  Scheine  gegebene  Anregung  ging  in  Wirklichkeit  dahin, 
dass  die  im  Zusatzartikel  10  bezuglich  der  Handelsschiffe  ausgesprochene 
Zulässigkeit  und  Wirkung  der  „visitek4  auch  für  alle  anderen  Schiffe,  welche 
zu  achten  sind,  gelten  solle. 

Für  den  Art.  9,  welcher  die  militärischen  Lazarettschiffe  einfach  dem 
Gegner  verfallen  Hess,  hatte  es  freilich  nicht  der  Anerkennung  eines  Durch- 
suchungsrechts bedurft;  aber  der  Art.  1  des  Haager  Abkommens  hat  ja 
mit  dem  Wegnahmeprinzip  gebrochen. 

Im  Zusatzartikel  13  sodann  war  schon  für  alle  hilfsgesellschaftlichen 
Lazarettschiffe  ein  Durchsuchungsrecht  der  Kriegsparteien  anerkannt,  ohne 
freilich  die  Wirkung  desselben  zu  bestimmen. 

Da  war  die  Frage  am  Platz,  ob  man  einmal  nicht  die  Dienstunfähig- 
keit durch  die  Kriegsgefangenschaft  ersetzen,  aber  die  letztere  natürlich 
auch  auf  die  entsprechenden  Voraussetzungen  stellen  und  ob  man  weiter- 
hin nicht  auch  die  Rechtswirkung  der  Visite  auf  alle  Schiffe  ausdehnen 
solle,  welche  im  Hinblick  auf  ihre  Sanitätsleistung  zu  achten  sind. 

Hier  haben  wir  den  eigentlichen  Kern  der  Anregung  des  russischen 
Bevollmächtigten  Scheine,  die  in  der  Tat  Erfolg  hatte. 

Das  Protokoll  meldet2): 

„Apres  un  echange  de  vues  entre  M.  M.  Scheine,  Mahan  et  Renault  le 
President  declare  adoptee  la  motion  de  M.  Scheine  relative  ä  la  capture  des  blesses 
et  naufrages  par  ie  fait  de  la  rlslte  d'nn  des  navires  belligeranta". 

Nachdem  in  Abwendung  von  dem  Grundgedanken  des  Zusatzartikels  9 
auch  die  militärischen  Lazarettschiffe  mit  den  übrigen  Lazarettschiffen  auf 
eine  Stufe  gestellt,  also  zu  achten 8)  sind,  ist  die  Zulässigkeit  und  Wirkung 
der  Visite  für  diese  Schiffe  denn  auch  eine  Notwendigkeit  geworden. 

So  unterwirft  denn  nun  der  Art.  4  Abs.  5  alle  Lazarettschiffe  des 
Art.  1  —  3,  also  auch  die  militärischen  Lazarettschiffe,4)  dem  Durchsuchungs- 
recht der  Kriegsparteien.6) 

Dass  eine  Durchsuchung  die  Wirkung  hat,  hier  überall  die  geborgenen 
kranken  Feinde  zu  Kriegsgefangenen  zu  machen,  ist  im  Abkommen  zwar 
nirgends  mehr  gesagt,  aber  vorausgesetzt  und  auch  im  Kommissionsbericht 

x)  a.  a.  0. 

a)  III.  67. 

8)  Art.  1  in  Verbindung  mit  Art.  2  und  3. 

*)  Vgl.  oben  S.  379. 

5)  Vgl.  darüber  oben  S.  381. 
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hervorgehoben.1)  Auf  dieser  Unterlage  wird  also  die  anhaltende  Kriegs- 
partei ihre  Ausladungs-„Befehleu  erlassen,  für  die  Eintragung  der  letzteren 
ins  Schiffstagebuch2)  Sorge  tragen  und  die  Zuwiderhandlung  gegen  diesen 
Befehl  durch  Wegnahme  strafen.8) 

Bezüglich  der  Handelsschiffe,  für  welche  allein  die  Wirkung  des 
droit  de  visite  im  Zusatzartikel  10  entwickelt  war,  ist  jetzt  im  Abkommen 
auffallenderweise  gar  nichts  melir  gesagt. 

Nach  den  Verhandlungen  wollten  sie  aber  —  und  zwar  in  erster 
Linie  —  mitgetroffen  werden,  und  zweifellos  unterliegen  diese  erst  recht  dem 
Anhalterecht.  Nur  bei  den  Lazarettschiffen  der  Art.  1 — 3  hielt  man  es  im 
Hinblick  darauf,  dass  dieselben  zu  achten  sind,  für  notwendig,  das  Anhalte- 
und  Durchsuchungsrecht  ausdrücklich  vorzusehen  und  anzuerkennen.  Aber 
bezüglich  der  neutralen  Handelsschiffe  und  anderen  neutralen  Fahrzeuge, 
die  durch  kein  „sont  respectös"  privilegiert  sind,  bedurfte  es  nicht  erst 
einer  ausdrücklichen  Festlegung  des  droit  de  visite,  das  sich  hier  viel- 
mehr nach  gemeinem  Seekriegsrecht  von  selbst  versteht.4) 

Nach  gemeinem  Völkerrecht  ist  der  Transport  von  Personen  der  be- 
waffneten Macht  einer  Kriegspartei  durch  neutrale  Schiffe  verboten.5)  Dem- 
gemäss  verfielen  bis  jetzt  solche  Schiffe  dem  anhaltenden  Gegner  und  die 
Militärpersonen  des  genommenen  Schiffes  wurden  Kriegsgefangene.6) 

Wenn  hier  in  der  Wissenschaft  Ausnahmen  für  Schiffbrüchige,  Ver- 
wundete und  Kranke  gemacht  wurden,7)  so  dachte  man  dabei  wohl  an 
die  Genfer  Zusatzartikel.  Aber  mit  Unrecht.  Denn  abgesehen  davon,  dass 
die  Zusatzartikel  nur  Projekt  waren  und  blieben,  sind  hier  die  neutralen 
Transportschiffe  nur  unter  gewissen  Voraussetzungen  gegen  Wegnahme, 
aber  die  Transportierten  in  keiner  Weise  vor  der  Kriegsdienstunfähigkeit 
geschützt. 

Massgebend  ist  übrigens  heute  für  eine  Ausnahmestellung  einzig  und 
allein  das  Haager  Rotekreuzabkommen.  Und  da  sind  nach  Art.  6  die  neu- 
tralen Handels-  und  anderen  Schiffe,  welche  (vielleicht  einseitigen)  Samariter- 
dienst üben,  ebenso  wie  die  neutralen  Lazarettschiffe  des  Art.  3  wohl 
gegen  Wegnahme  geschützt,8)  aber  im  übrigen  gilt  hier,  wie  überall,  der 
Art.  9  Abs.  1,  dass  die  Schiffbrüchigen,  Verwundeten  oder  Kranken  einer 
Kriegspartei,   welche  in   die  Hände   der  anderen  fallen,   Kriegsgefangene 

*)  Vgl.  oben  S.  406. 

2)  Art.  4  Abs.  6.    Vgl.  oben  S.  380. 

')  Vgl.  oben  S.  381. 

4)  Für  den  Suezkanal -Vertrag  von  1888  hatte  seinerzeit  die  Unterkommission  im 
Art  1  Abs.  3  hinzugefügt  „noch  irgend  einem  anderen  Kriegs  rechte".  Damit  wollte 
man  einem  österreichischen  Antrag  entsprechend  das  Recht  der  Durchsuchung 
im  Suezkanal  zur  Kriegszeit  ausschliessen.  Dies  ist  jetzt  im  Art.  4  zum  genügenden  Aus- 
druck gekommen.  Darnach  darf  im  Suezkanal  kein  Kriegsrecht,  d.  h.  auch  kein  Durch- 
suchungsrecht ausgeübt  werden,  welch  letzteres  eine  Einrichtung  des  gemeinen  Seekriegs- 
rechts ist. 

s)  Ob  mit  der  herrschenden  Meinung  auch  eine  Neutralitätsverletzung  anzunehmen 
ist  (vgl.  Hirsch,  „Kriegskonterbande  und  verbotene  Transporte  in  Kriegszeiten"  S.  46 
und  die  dort  Citierten),  kann  dahingestellt  bleiben. 

•)  a.  a.  0. 

7)  a.  a.  0 

8)  Vgl.  oben  S.  375,  394ff. 

M eurer,  Haager  Friedenskonferenz  II.  27 
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werden.  Demgemäss  besteht  hier  auch  ein  Anhalte-  und  Durchsuchungs- 
recht,  und  dieses  ist  wiederum  die  Form,  in  der  die  Angehörigen  einer 
Kriegspartei  in  die  Gewalt  der  anderen  Kriegspartei  geraten,  welch  letzlere 
nunmehr  über  dieselben  als  über  Kriegsgefangene  verfügt. 

Auch  die  neutralen  Handelsschiffe  haben  daher  den  Ausladedirektiven 
der  anhaltenden  Kriegspartei  Folge  zu  leisten  oder  falls  sie  das  nicht 
wollen  oder  nicht  können,  die  Kriegsgefangenen  sofort  auszuliefern.  Andern- 
falls haben  sie  wegen  „Neutralitätsverletzung"  Wegnahme  und  prisen- 
gerichtliche Verurteilung  zu  gewärtigen. 

B.  Wenn  die  neutralen  Handels-  und  auch  Lazarettschiffe  (Art.  3,  6) 
keine  Landungsordre  erhalten  haben,  wo  dürfen  oder  müssen  sie 
da  die  aufgenommenen  Schiffbrüchigen  und  Kranken  aus- 
schiffen? 

I.  Ich  will  zunächst  die  Frage  erörtern,  was  eine  Kriegspartei 
mit  den  schiffbrüchigen,  verwundeten  oder  kranken  Fein- 
den machen  darf,  welche  auf  hoher  See  in  ihre  Hände  ge- 
fallen und  dadurch  ihre  Kriegsgefangenen   geworden    sind. 

Der  Abs.  2  des  Art.  9  sagt: 

Der  Partei,  die  sie  gefangen  genommen  hat,1)  bleibt  es  Überlassen, 

1.  sie  nach  Umstanden  festzuhalten, 

2.  oder  nach  einem  ihrer  Häfen, 

3.  nach  einem  neutralen  Hafen,  oder  selbst 

4.  nach  einem  Hafen  des  Gegners  zu  befördern. 

Das  Abkommen  unterscheidet  nicht  mehr  weiter,  ob  das  Kriegsschiff 
selbst  die  Festhaltung  oder  Beförderung  der  Abgeforderten  bewerkstelligt 
resp.  auf  eigenen  Schiffen  anordnet,  oder  ob  es  auf  Grund  seines  Auf- 
sichtsrechts resp.  des  droit  de  visite  den  Ort  der  Landung  vorschreibt 

Die  Kriegsparteien  haben  das  Recht  freier  Wahl. 

Die  Regel  wird  es  wohl  sein,  dass  die  Kriegsparteien  die  Verwunde- 
tentransporte nach  einem  eigenen  Hafen  dirigieren,  wie  es  auch  das  nächst- 
liegende ist,  dass  man  dem  Lazarettschiff  „den  Weg  nach  einem  Hafen 
seines  Staates  freilässt".2) 

Dort  angekommen,  unterstehen  sie  dann  den  Bestimmungen  der  Genfer 
Konvention.8) 

Schreibt  ein  Kriegsschiff  Lazarettschiffen  mit  feindlicher  Flagge  die 
Ausschiffung  in  seinem  eigenen  Hafen  vor,  so  muss  es  freilich  nach  Lage 
des  Falles  auch  mit  der  Möglichkeit  rechnen,  dass  die  Lazarettschiffe  dem 


l)  Der  französische  Text  hat:  „II  appartient  ä  celui-ci  de  decider  .  .  .".  Die 
ursprüngliche  Fassung  hatte  hier  „vainqueur",  das  aber  ebenso  wenig  passte,  wie  capteur. 
Die  jetzige  Fassung  erfolgte  auf  den  Vorschlag  des  Vorsitzenden  Asser  (III.  75).  Nach 
dem  Kommissionsbericbt  (111.  21)  könnte  man  annehmen,  dass  die  gefangennehmende 
Partei  immer  nur  durch  einen  Kreuzer  repräsentiert  werde.  Aber  ich  habe  S.  412  f.  be- 
tont, dass  man  auch  auf  einem  militärischen  wie  auf  einem  Lazarettschiff  mit  feindlicher 
Flagge  Kriegsgefangener  der  Partei  wird,  unter  deren  Flagge  das  Schiff  segelt.  Auch  für 
diese  Gruppe  von  Kriegsgefangenen  trifft  daher  Abs.  2  des  Art.  9  zu. 

a)  Zorn,  „Im  neuen  Reich"  S.  335. 

8)  Vgl.  oben  S.  360  f. 
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Befehl  zuwiderhandeln,1)  oder  dass  infolge  der  Anhaltung  von  Seiten  eines 
Kriegsschiffes  der  eigenen  Nationalität  der  Befehl  wieder  aufgehoben  wird. 

Aus  den  Bestimmungen  des  Art.  9  Abs.  2  über  die  Wahlfreiheit  der 
Kriegsparteien  interessiert  nur  die  Ausschiffung  der  Kriegsgefangenen  in 
einem  neutralen  sowie  in  einem  Hafen  des  Gegners. 

In  erster  Beziehung  ordnet  der  Art.  10  das  Weitere.  Vgl.  alsbald 
§87. 

Mit  der  Abladung  beim  Gegner,  mit  welcher  man  insbesondere  bei 
Schwerverwundeten  rechnen  wird,2)  kam  man  in  den  Ideenkreis  des  Art.  6 
Abs.  4  der  Genfer  Konvention,  wo  für  den  Landkrieg  bestimmt  ist,  dass 
die  geheilten  und  noch  als  dienstfähig  8)  befundenen  Feinde  ebenfalls  zurück- 
geschickt werden  können,  unter  der  Bedingung,  während  der  Dauer  des 
Krieges  die  Waffen  nicht  wieder  zu  ergreifen  (de  ne  reprendre  les  armes 
pendant  la  duree  de  la  gnerre).4) 

Hiernach  kann  sich  im  Landkrieg  die  Kriegsgefangenschaft  beim  Feind 
in  eine  Dienstunfähigkeit  in  der  Heimat  verwandeln.  Das  hat  das  Haager 
Abkommen  für  den  Seekrieg  übernommen.  Die  Fassung  ist  aber  besser 
als  diejenige  der  Genfer  Konvention. 

Die  Fassung  des  Haager  Abkommens  lautet  nämlich: 

„Im  letzteren  Falle  dürfen  die  so  in  ihre  Heimat  entlassenen  Kriegsgefange- 
nen während  der  Dauer  des  Krieges  nicht  mehr  dienen." 

Zunächst  ist  hier  schärfer  als  in  der  Genfer  Konvention  betont,  dass 
es  sich  um  eine  Zwangsfolge  handelt.6) 

Sodann  halte  ich  die  Wendung  „we  pourront  servir"  des  Haager  Ab- 
kommens für  schärfer  und  bestimmter  als  das  „we  reprendre  les  armes"  der 
Genfer  Konvention. 

Es  genügt  darnach  nicht,  dass  sie  nicht  mehr  kämpfen,  sondern  sie 
dürfen  überhaupt  keinerlei  Dienste  mehr  tun,  die  in  irgend  einer  Beziehung 
zum  Krieg  stehen.6) 

übrigens  führte  gerade  Wahl  und  Inhalt  des  „ne  pourront  servir" 
zq  einer  kurzen  Debatte. 

Der  japanische  Bevollmächtigte  Motono  fragte  an,  ob  das  „servir" 
nur  auf  den  Kriegsdienst  gehe  und  somit  Bureau-,  Lazarett-  und  andere 
Dienste  gestattet  bleiben  sollten.7) 

Renault  antwortete,  nach  der  landläufigen  Bedeutung  könne  nur 
an  den  Kriegsdienst  („Service  de  combattantu)  gedacht  werden. 

Motono  aber  meinte,  man  müsse  auch  andere  Dienste  verbieten. 

Rolin  stimmte  dem  bei  und  meinte,  dass  Art.  6  Abs.  3  der  Genfer 
Konvention   hier  die  bestimmtere  Fassung  habe:   „reprendre  les  armes**. 

*)  Das  Kriegsschiff  kann  nach  Art  4  Abs.  5  einen  Kommissar  mitgeben.  Über 
die  Polgen  der  Zuwiderhandlung  vgl.  oben  S.  380. 

*)  Merignhac,  La  conf.  intern,  de  la  paix,  p.  141. 

*)  Dieses  brauchte  im  Art.  9  nicht  betont  zu  werden,  weil  hier  die  gefangen- 
nehmende Partei  ja  überhaupt  noch  die  Wahl  hat. 

*)  Vgl.  darüber  meine  „Genfer  Konvention"  S.  65  ff. 

ö)  a.  a.  O.  S.  66. 

8)  So  auch  Zorn,  „Im  neuen  Reich"  S.  334.  Vgl.  über  diese  Frage  übrigens- 
oben  S.  143  f. 

7)  III.  75. 
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Übrigens  habe  der  ganze  Satz  keine  praktische  Bedeutung,   und  er  bean- 
trage daher  die  Streichung. 

Motono  stimmte  dem  bei,  beantragte  aber  für  den  Fall  der  Ab- 
lehnung die  Änderung:  „reprendre  les  armes".1) 

Nach  einem  Meinungsaustausch  von  Rolin,  Renault  und  Mahan  über 
die  Vorteile  und  Nachteile  der  vollständigen  Streichung  kam  der  Antrag 
Rolin  zur  Abstimmung. 

Für  die  Streichung  waren:  Belgien,  China,  Japan,  Siam. 
Gegen  die  Streichung  waren:  Deutschland,  die  vereinigten  Staaten 
von  Amerika,  Österreich-Ungarn,  Dänemark,  Spanien,  Frankreich,  England, 
Italien,  Niederlande,  Portugal,  Rumänien,  Russland,  Serbien,   Schweden- 
Norwegen  und  die  Türkei. 

Der  Stimme  enthielt  sich:  Die  Schweiz. 

Mit  15  gegen  4  Stimmen  und  1  Stimmenthaltung  war  somit  die 
Streichung  abgelehnt.2) 

Nachdem  sich  der  deutsche  Bevollmächtigte  Siegel  sodann  auch  gegen 
jede  sprachliche  Änderung  ausgesprochen  hatte,  wurde  über  den  Antrag 
Motono  abgestimmt. 

Für  die  Aufrechterhaltung  der  bisherigen  Fassung,  also  gegen  den 
Antrag  Motono  stimmten:  Deutschland,  Österreich-Ungarn,  China, 
Dänemark,  Spanien,  England,  Italien,  Holland,  Portugal,  Russland,  Schweden- 
Norwegen. 

Für  den  Antrag  Motono  stimmten:  Die  vereinigten  Staaten  von 
Amerika,  Belgien,  Frankreich,  Japan,  Rumänien,  Serbien,  Siam,  die  Türkei. 
Die  Schweiz  enthielt  sich  der  Stimme.8) 

Somit  war  mit  11  gegen  8  Stimmen  und  1  Stimmenthaltung  die 
Fassung  des  Entwurfs  gutgeheissen,  und  der  Präsident  meinte,  bei  der 
Revision  der  Genfer  Konvention  würde  man  dem  hoffentlich  Rechnung 
tragen,  also  auch  dort  das  reprendre  les  armes  ersetzen  durch  servir. 

Aber  es  genügt  vollkommen  der  Satz,  dass  die  Folgerungen  des  Kriegs- 
gefangenenrechts zu  ziehen  sind.4) 

Bei  Art.  9  schnitt  der  amerikanische  Kapitän  Mahan  schliesslich  noch 
die  Auswechslungs frage  an,  aber  Asser  meinte,  es  würde  genügen, 
wenn  der  Bericht  von  dieser  Anregung  Kenntnis  gebe.5) 

Darauf  erfolgte  eine  Berichtsergänzung,  in  welcher  hervorgehoben 
wurde,  dass  die  ausgewechselten  Verwundeten  und  Kranken  selbst- 
verständlich ihre  Handlungsfreiheit  zurückgewinnen.6) 


*)  a.  a.  0. 

*)  a.  a.  0. 

8)  in.  76. 

*)  Vgl.  meine  .Genfer  Konvention"  S.  66,  und  weiter  oben  S.  143 f. 

5)  III.  76.    Über  die  Auswechlung  vgl.  oben  S.  136. 

•)  III.  78  f. :  Les  blesses  ou  malades  qui  sont  ainsi  rendus  ä  leur  pays  ne  pourront 
servir  pendant  la  duree  de  la  gnerre. 

II  va  sans  dire  que  s'ils  viennent  ä  6tre  echanges  leur  situ* 
tion   de  prisonniers  de  guer  re  en  üb erte  sur  parole  cesse  et  q&  lls 
reprennent  leur  liberte  d'action. 
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Zum  Schluss  will  ich  noch  bemerken,  dass  im  Gegensatz  zum  Art.  9t 
welcher  die  Verwundeten  als  Kriegsgefangene  behandelt,  sich  übrigens  auch 
schon  Bestrebungen  geltend  gemacht  haben,  welche  darauf  hinauslaufen, 
den  Kriegsgefangenencharakter  der  in  die  Hfinde  des  Gegners  gefallenen 
Verwundeten  vergessen  zu  machen.1)  Ich  bin  aber  mit  Mörignhac2)  der 
Meinung,  dass  solche  Bemühungen  ungerechtfertigt  sind  und  keinen  Erfolg 
zu  erwarten  haben. 

II.  Ich  komme  jetzt  auf  die  S.  418  gestellte  Frage  zurück: 
Was    machen   die   Lazarettschiffe    und   Handelsschiffe 
der  Neutralen   (Art.  3,  6)  mit   den  aufgenommenen  Schiff- 
brüchigen, Verwundeten  undKranken,  die  sowohl  einer  wie 
beiden  Kriegsparteien  angehören  können? 

Darüber  schweigt  sich  das  Abkommen  vollständig  aus. 
Dieses  Schweigen  lässt  sich  nur  dahin  deuten,   dass  die  neutralen 
Schiffe,  welche  ja  allerdings  Ausschiffungsdirektiven  erhalten  haben  können,8) 
ohne  solche  eben  keinen  Schranken  unterliegen. 

Infolge  dessen  können  auch  die  neutralen  Schiffe  die  Aufgenommenen 
absetzen,  wo  sie  wollen:  in  der  Heimat  des  Schiffes,  in  einem  anderen 
neutralen  Land  oder  bei  einer  Kriegspartei. 

Manches  neutrale  Schiff  kommt  nur  zufällig  aus  Gnade  und  Barm- 
herzigkeit dazu,  Schiffbrüchige  aufzunehmen. 

Wie  dürfte  man  ihm  da  zumuten,  keinen  Umweg  zu  scheuen  und 
jeden  Teil  in  seiner  Heimat  abzusetzen?  Opfer  hat  das  neutrale  Schiff 
möglicherweise  ohnehin  schon  genug  gebracht. 

Nachdem  der  Art  3  und  6  selbst  die  einseitige  Aufnahme  der  Ver- 
wundeten nur  einer  Kriegspartei  auf  einem  neutralen  Schiff  nicht  mehr 
dem  Verbotsgesetz  unterwirft  oder  wie  man  sagt,  nicht  mehr  als  Neutralitäts- 
verletzung ansieht  und  daher  das  neutrale  Schiff  gegen  Wegnahme  schützt, 
ist  für  alles  weitere  freie  Gasse  geschaffen. 

Das  neutrale  Schiff  hat  ganz  dieselbe  Freiheit,  die  im  Art.  9  Abs.  2 
der  Partei  zugebilligt  wurde,  welche  die  Schiffbrüchigen  gefangen  genom- 
men hat. 

Die  Freiheit  findet  nur  —  und  zwar  hier  wie  dort  —  ihre  Korrektur 
in  dem  Anhalterecht  der  Kriegsparteien. 

Auf  Grund  dieser  Handlungsfreiheit  kann  also  das  neutrale  Schiff 

alle  Aufgenommenen  auch  nach  dem  Hafen  einer  Kriegspartei  befördern. 

Für  den  letzteren  Fall  gilt  dann  der  Schlusssatz  des  Art.  9  Abs.  2. 

Denn  die  Ausführung  des  Kommissionsberichts  hat  allgemeine  Bedeutung: 

„Les  blesses  ou  malades  qui  sont  ainri  rendus  ä  leur  pays  ne  pourront 
servir  pendant  la  durie  de  la  guerre."  *) 

Stilgerechter  wäre  es  freilich  gewesen,  wenn  man  im  Art.  9  eine 
Fassung  gewählt  hätte,  welche  auch  die  neutralen  Schiffe  ausdrücklich  mit- 
berücksichtigt. 


l)  Vgl.  meine  „Genfer  Konvention"  S.  65—67. 
')  La  conf.  intern,  de  la  paix,  p    142. 

8)  Vgl   oben  S.  418.    Ein  solcher  Fall  liegt  auch  vor  allem  bei  Transportvertragen 
mit  einer  Kriegspartei  vor. 
*)  III.  21. 
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§  87. 

Die  Kranken  im  neutralen  Gebiet. 

Schiffbrüchige,  Verwundete  oder  Kranke  einer  Kriegspartei  können 
nach  Art.  9  von  der  Partei,  die  sie  gefangen  genommen  hat,  auch 
nach  einem  neutralen  Hafen  befördert  werden.1) 

Ebenso  steht  es  den  neutralen  Lazarett-  und  Handelsschiffen  frei 
die  aufgenommenen  Schiffbrüchigen  im  eigenen  oder  einem  anderen  neutralen 
Lande  abzusetzen.2) 

Das  geltende  Völkerrecht  wenigstens  setzt  hier  überall  den  Schiffen 
kein  Hindernis  entgegen. 

Es  ist  dagegen  eine  Frage  des  inneren  Staats-  und  Verwaltungsrechts, 
ob  der  neutrale  Staat  die  Ausgeschifften  aufnimmt.  Und  es  ist  eine  nunmehr 
zu  erörternde  völkerrechtliche  Frage,  welche  Pflichten  er  damit  über- 
nimmt. 

Hier  setzt  nämlich  der  Art.  10  ein,  der  erst  nach  einer  „discussion 
trös  vive"8)  beschlossen  wurde  und  dann  aber  doch  kein  geltendes  Recht 
geworden  ist. 

I.  Der  Art.  10,  bei  welchem  übrigens,  wie  wir  sehen  werden,  auch 
noch  einmal  die  Frage  der  Neutralitätsverletzung  aufgeworfen  und  ver- 
neinend entschieden  worden  ist,  war,  wie  auch  der  Renaultsche  Kom- 
missionsbericht *)  betont,  in  den  Zusatzartikeln  von  1868  noch  nicht  vor- 
gesehen, sondern  ist  völlig  neu.  Er  geht  auf  eine  Anregung  von 
Renault  zurück,  welcher  in  der  zweiten  Lesung  der  Unterkommission 
am  Schluss  der  Beratung  über  die  rechtliche  Stellung  der  Kranken  an  den 
Fall  anknüpfte,  dass  ein  mit  Verwundeten  beladenes  Lazarettschiff  einen 
neutralen  Hafen  anläuft.  Renault  meinte:  Man  könne  sich  zunächst  fragen, 
ob  das  Lazarettschiff  überhaupt  das  Recht  habe,  diese  Kranken  dort  aus- 
zuschiffen, sodann  ob  der  neutrale  Staat  sie  ohne  Neutralitätsverletzung 
annehmen  könne  und  schliesslich  welches  in  diesem  Fall  die  Pflichten  des 
neutralen  Staates  seien. 

Die  Unterkommission  möge  sich  nur  über  die  Frage  selbst  schlüssig 
machen;  die  Fassung  könne  dann  dem  Redaktionsausschuss  überlassen 
werden. 

Übrigens  hatte  bereits  vor  einigen  Jahren  der  Fregattenkapitän 
Houette  die  Aufmerksamkeit  auf  diesen  Punkt  gelenkt  und  folgenden 
Vorschlag  gemacht: 

Die  Kriegsschiffe  können  jederzeit  ihre  Verwundeten  und  Kranken  jeder 
Nationalität  in  einem  neutralen  Hafen  ausladen,  wenn  sich  hier  genügende  Lazarette 
befinden.  Durch  die  Ausladung  werden  diese  Kranken  und  Verwundeten  für  die 
Dauer  des  Krieges  unfähig  zum  Kriegsdienst  und  die  Verpflegungskosten  fallen  der 
Nation  des  Schiffes  zu,  welches  die  Ausladung  vollzog. 


*)  Vgl.  oben  S.  418. 

2)  Vgl.  oben  S.  421. 

3)  Merignhac,  La  conf.  intern,  de  la  paix,  p.  144. 

4)  III.  21.    Ebenso  Zorn,  Im  neuen  Reich  S.  335,    Merignhac,  La  conf.  intern,  de 
la  paix,  p.  143. 
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Renault  meinte  nun,  man  solle  bei  dieser  Bestimmung  nur  den 
Zusatz  machen,  dass  der  neutrale  Staat  mit  der  Aufnahme  die  Internierungs- 
pflicht  (l'obligation  d'interner)  übernehme.1)  Übrigens  hatte  auch  schon 
Fauchille,  wie  der  Präsident  feststellte,  ganz  ähnliches  angeregt.2) 

Nachdem  der  deutsche  Bevollmächtigte  Frh.  v.  Stengel  den  Aus- 
führungen Renaults  zugestimmt  und  dabei  insbesondere  auch  noch  einmal 
die  Notwendigkeit  der  Internierung  betont  hatte,  meinte  Renault  noch: 
mit  der  rechtlichen  Stellung  des  Schiffes,  das  die  Verwundeten  ausladet, 
brauche  man  sich  nicht  zu  beschäftigen.  Diese  Frage  sei  durch  das  ge- 
meine Recht  (nunmehr  Art.  1  —  6)  geregelt.  Aber  im  übrigen  gelte  es, 
klare  und  einfache  Grundsätze  aufzustellen,  welche  die  Praxis  weiter 
entwickeln  werde.8) 

Der  japanische  Bevollmächtigte  Mo  ton  o  fragte  an,  ob  ein  neutraler 
Staat  die  Pflicht  habe,  die  auf  seinem  Gebiet  gelandeten  Verwundeten 
aufzunehmen. 4) 

Renault  verneinte  das  und  meinte,  die  seinen  Vorschlag  beherrschende 
Rechtsidee  sei  folgende:  Der  neutrale  Staat  verletzt  die  Neutralität 
nicht  mit  der  Aufnahme.  Aber  eine  Aufnahmepflicht  hat  er  nicht; 
das  liegt  auf  dem  Gebiete  der  Humanität.  Die  Verpflegungs- 
und andere  Kosten  trägt  natürlich  der  Staat,  dem  die  Kran- 
ken und  Verwundeten  angehören.  Im  übrigen,  so  wiederholte  er, 
möge  man  nur  dem  Redaktionsausschuss  die  Fassung  überlassen. 

Darauf  stellte  der  Präsident  fest,  dass  das  Prinzip  des  Renaultschen 
Antrags  vorbehaltlich  der  Schlussfassung  angenommen  sei.5) 

Der  Redaktionsausschuss  legte  dann  den  jetzigen  Art.  10  vor,  in 
welchem  nur  der  Möglichkeit  entgegenstehenden  Vertrages  der  Kriegs- 
parteien und  des  neutralen  Staates  noch  nicht  gedacht  war,  also  noch  die 
Wendung  fehlte 

„d  moins  d'un  arrangement  contraire  de  VEtat  neutre  avec  les  Etats  belli- 
gtrants". 

Darnach  hatte  der  Art.  10  folgende  Fassung:6) 

„Les  nauf ragte,  blessts  ou  malades,  gut  sont  debarques  dans  un  port  neutre, 
du  consentement  de  Vautorite  locale,  devront  y  etre  gardis  par  celh-ci  de  manüre 
quHls  ne  puissent,  pas  de  nauveau  prendre  part  aux  Operations  de  la  guerre. 

Les  frais  d'hospitalisation  et  d'internement  seront  support&s  par  VEtat, 
dont  reUvent  les  nauf rage's,  blesses  ou  malades.11 

In  der  dritten  Lesung  der  Unterkommission  am  13.  Juni  kam  es 
dann  aber  über  den  neuen  Art.  10  zu  einer  ernsten  Debatte;  und  zwar 
war  vor  allem  die  fehlende  Übereinstimmung  mit  dem  Landkriegsrecht 
sowie  die  unbedingte  Bewachungspflicht  der  Neutralen  Gegenstand  eindring- 
licher Behandlung  und  wiederholter  Anfechtung. 


')  III.  68. 

f)  111.  68. 

8)  III.  68. 

*)  a.  a.  0. 

b)  a.  a.  0. 

*)  Vgl.  111.  76. 
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Devront  y  6tre  gardäs! 

Diese  durch  keine  weitere  Bestimmung  eingeschränkte,  also  ständige 
Bewachungspflicht  bedeutete  die  Leugnung  eines  Rechts  der  Heim- 
sendung schlechthin  und  ausnahmslos. 

Das  passte  vor  allem  Belgien  und  der  Schweiz  in  keiner  Weise, 
wie  auch  die  Vertreter  von  Schweden -Norwegen,  Japan  und  Siam  Ein- 
wendungen erhoben. 

Um  diesen  Punkt  drehte  sich  daher  hauptsächlich  die  folgende 
Debatte. 

Belgien  war  es,  das  am  13.  Juni  den  Kampf  gegen  den  Art.  10 
eröffnete,  indem  Graf  Grelle  Rogier  den  Widerspruch  dieser  Bestim- 
mung mit  der  in  der  zweiten  Unterkommission  angenommenen  Fassung 
des  Art.  55  der  Brüsseler  Deklaration1)  behauptete  und  bekämpfte.  Nach 
der  letzteren  Bestimmung  könnten  die  Verwundeten  freigelassen,  nach 
Art.  10  aber  müssten  sie  als  Kriegsgefangene  zurückgehalten  werden. 

Er  finde  es  übrigens  auch  übertrieben,  wenn  ein  neutraler  Staat  die 
Verwundeten  und  Kranken,  welche  eine  Kriegspartei  dort  abzusetzen  be- 
liebe, nun  aufnehmen,  verpflegen  und  internieren  müsse. 

Der  belgische  Vertreter  schlug  daher  folgende  Fassung  des  Art.  10 
vor,  welche  sich  inhaltlich  mit  der  auf  den  Vorschlag  von  Beernaert  und 
Mounier  am  8.  Juni  beschlossenen  Zusatzbestimmung8)  des  Art.  55  der 
Brüsseler  Deklaration  —  die  alsbald  freilich  selbst  wieder  einer  anderen 
Bestimmung  weichen  musste  —  deckte: 

„Les  nauf ragte,  blesses  ou  malades,  qui  sont  dibarques  dans  un  port 
neutre,  du  consentement  de  Vautorite  locale,  ne  pourront  etre  rendus  qu'ä 
leur  pays  d' origine.  Les  frais  d'hospitalisation  seront  Supportes  par  fEtat 
dnnt  relevent  ces  naufragSs,  blessis  ou  malades"*) 

Der  französische  Bevollmächtigte  Renault  stellte  fest,  dass  man  bei 
der  Fassung  des  Art.  10  allerdings  selbständig  vorgegangen  sei  und  keine 
Fühlung  mit  der  zweiten  Unterkommission  gesucht  habe. 

Gewiss  seien  die  angezogenen  beiden  Bestimmungen  verschieden,  aber 
das  entspreche  möglicherweise  der  Sachlage.  Es  gebe,  so  führte  er  aus, 
Fälle,  wo  man  die  Landung  von  Verwundeten  und  Kranken  müsse  erlauben 
können,  und  diese  Fälle  seien  im  allgemeinen  im  Seekrieg  dringender  als  im 
Landkrieg.  Man  habe  es  besonders  mit  Schiffbrüchigen  zu  tun,  welche 
die  Brüsseler  Deklaration  nichts  angehen.    Diese  müssten  dann  aber  be- 


l)  Der  Art.  55  (aus  dem  dann  Art.  59  des  Landkriegsabkommens  hervorging) 
lautete : 

„L'Etat  neutre  pourra  autoriser  le  passage  sur  son  terrüoire  des  bhssii 
ou  malades  appartenant  aux  arntfes  belligerants  sous  la  riseroe  que  Us  trainf 
qui  les  ameneront  ne  transporteront  ni  personnel  ni  mat&riel  de  guerre.  En  pareä 
cas,  fEtat  neutre  est  tenu  de  prendre  les  mesures  de  sureti  et  de  contröle  necti- 
saires  ä  cet  effet. 
Dann  kam  der  kurz  vorher  beschlossene  Zusatz  Beernaert- Mounier : 

„Une  fois  admis  sur  le  territoire  neutre,  les  malades  ou  blessis  ne  peuvent 
etre  rendus  qu' ä  leurs  pays  d' origine."    (III.  76.) 

*)  Vgl.  vorhin  Anm.  1  und  oben  S.  333. 
8J  III.  76. 
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wacht  werden.1)  Also  der  Art.  55  der  Landkriegsdeklaration  passe  nicht 
auf  alle  Lagen  des  Seekriegs. 

Rolin  beschrieb  nun  die  im  Art.  55  ins  Auge  gefasste  Durchzugs- 
frage und  suchte  für  den  belgischen  Antrag  dadurch  eine  Brücke  zu 
schlagen,  dass  er  an  Stelle  der  Fassung  von  Grelle  Rogier  einfach  den 
Wortlaut  des  kurz  vorher  beschlossenen  Absatzes  2  des  Art.  55  übernahm. 

Im  Art.  55,  so  führte  er  aus,  handle  es  sich  um  den  einfachen  Fall, 
dass  Verwundete  und  Kranke  durch  neutrales  Gebiet  nur  ihren  Weg 
nehmen.  Ein  neutraler  Staat  könne  erlaubter  Weise  sein  Territorium  dafür 
hergeben,  um  die  verwundeten  und  kranken  Soldaten  in  ihr  Land  zu  be- 
fördern, aber  er  würde  die  Neutralitätspflicht  verletzen,  wenn  er  zusehen 
wurde,  wie  sie  durch  sein  Gebiet  in  ein  anderes  Land  geführt  werden, 
um  dort  Kriegsgefangene  zu  werden. 

Um  zwischen  Art.  55  der  Brüsseler  Deklaration  und  Art.  10  des 
Entwurfs  Einklang  herzustellen,  schlug  Rolin  deshalb  vor,  den  Zusatz 
Beernaert-Mounier  aus  dem  Art.  55  der  Deklaration  —  unter  Hinzufügung 
von  „naufraggs"  —  einfach  zu  übernehmen: 

i,  Une  faü  admis  sur  le  territoire  neutre,  les  nauf ragte,  malade*  et  blessh  ne 
peuvent  etre  rendus  qu'  ä  leur  pays  tforigine."*) 

So  hatte  man  denn  jetzt  drei  Redaktionsvorschläge,  und  der  Präsident 
regte  daher  die  Rückleitung  an  den  Redaktionsausschuss  an,  um  die  Über- 
einstimmung des  Art.  10  mit  den  Art.  53  und  55  der  Brüsseler  Akte 
möglichst  herzustellen . 8) 

Der  Redaktionsausschuss  billigte  aber  die  ursprüngliche  Fassung  und 
konnte  sich  nur  zu  einer  belanglosen  sprachlichen  Änderung  verstehen.4) 

Über  die  Verhandlungen  des  Redaktionsausschusses  berichtete  Re- 
nault am  15.  Juni  in  der  Unterkommission  folgendes: 

Der  Redaktionsausschuss  habe  die  zu  Art.  10  gemachten  Vorschlage  lange 
und  gewissenhaft  geprüft,  aber  den  bisherigen  Text  einmütig  aufrecht  erhalten.  Die 
Unterkommission  gehe  die  Beziehung  des  Entwurfs  zur  Landkriegsdeklaration  nichts 
an.5)  Diese  beiden  hätten  zwei  verschiedene  Lagen  im  Auge,  die  getrennt  gewürdigt 
und  entschieden  werden  müssten.  Man  könne  den  Seekrieg  nicht  mit  Bestimmungen 
des  Landkriegsrechts  messen  und  für  die  Landung  (acces)  in  einem  neutralen  Hafen 
müssten  andere  Erwägungen  massgebend  werden  als  für  den  Eintritt  (acces)  in 
ein  neutrales  Land.  Um  die  Rolle  der  Neutralen  möglichst  klarzustellen  und 
völkerrechtlichen  Schwierigkeiten  vorzubeugen,  müsse  die  Pflicht  ausgesprochen 
werden,  die  gelandeten  Verwundeten,  Kranken  und  Schiffbrüchigen  zu  bewachen 
(garder).  Man  könne  die  Zulassung  verweigern;  habe  man  sie  aber  aufgenommen 
(admis),  so  müsse  man  sie  auch  bewachen.  Diese  Last  sei  nicht  so  gross,  dass 
man  sie  den  Neutralen  nicht  zumuten  dürfte,  und  der  Transport  von  Verwun- 
deten nach  einer  Seeschlacht  könne  nicht  auf  eine  Stufe  gestellt  werden  mit 
dem  Andrang  von  Verwundeten  auf  einem  neutralen  Nachbargebiet  nach  einer 
Feldschlacht.  Auf  jeden  Fall  müsse  aber  der  neutrale  Staat,  welcher  ein  mit 
Verwundeten  beladenes  Schiff  zulasse,  von  dem  zugehörigen  Staat  für  alle  Inter- 
nierungs-  und  Verpflegungskosten  (tous  les  frais  occasionnes  par  leur  internement 
et  leur  hospitalisation)  schadlos  gehalten  werden.6) 


? 


Hier  ist  nur  von  garder  nicht,  interner  die  Rede. 
III.  77.    Vgl.  oben  S.  333. 
8)  HI.  77. 

*)  In  „devront  y  Ätre  gardes"  strich  er  das  y.   (III.  78,  79.) 
6)  Übrigens  wurde  ja  auch  der  Zusatz  Beernaert-Mounier  im  Entwurf  des  Land- 
kriegsabkommens alsbald   wieder   gestrichen   und   durch  den  jetzigen  Abs.  2  im  Art.  59 
ersetzt.    Vgl.  oben  S.  333  ff. 
•)  III.  80. 
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Der  belgische  Bevollmächtigte  Graf  von  Grelle  Rogier  konnte  es 
aber  nicht  begreifen,  warum  der  Redaktionsausschuss  so  nachdrücklich  auf 
der  unveränderten  Beibehaltung  des  Art.  10  bestehe.  Vor  allem  wandte 
er  sich  jetzt  gegen  die  dauernde  Festhaltung  auf  dem  neutralen  Gebiet. 
Der  Art.  9  sehe  eine  viel  vorteilhaftere  Ordnung  vor.  Der  Redaktions- 
ausschuss wünsche  doch  nur,  dass  die  Verwundeten,  Kranken  und  Schiff- 
brüchigen für  dienstunfähig  erklärt  würden.  Da  brauche  man  sie  aber 
doch  nicht  für  immer  auf  dem  neutralen  Gebiet  zurückzuhalten.  Deshalb 
stelle  er  jetzt  folgenden  Antrag: 

„Les  nauf ragte,  Wessis  ou  malades  qui  sont  deT>arquis  dans  un  port  neutre, 
du  consentement  de  Vautorite  locale,  ne  pourront  etre  renvoyes  qu'ä  leur  pays 
d'oriqine  et  seront,  dans  ce  cas,  de'clares  incapables  de  servir 
pendant  toute  la  duree  des  Operation s  de  guerre. 

Les  frais  d'hospitalüation  seront  supporUs  par  VEtat  dont  ils  relevent." l) 

Renault  vertrat  aber  den  Standpunkt  des  Redaktionsausschusses 
und  verwahrte  sich  dagegen,  dass  Art.  9  und  10  gegen  einander  ausgespielt 
würden. 

Im  Art.  9  handle  es  sich  um  die  Kriegspartei  selbst,  welche  die  Verwundeten 
u.  s.  w.  unter  der  Bedingung,  nicht  mehr  zu  dienen,  heimschicke. 

im  Art.  10  aber  gehe  man  davon  aus,  wie  es  auch  1868  geschehen  sei, 
dass  nur  gegen  genügende  Garantie  die  Freilassung  erfolgen  dürfe. 

Man  hätte  vielleicht  besser  sagen  können:  der  Art.  9  handelt  über 
die  Freilassung  durch  die  Kriegsparteien,  der  Art.  10  über  die  Freilassung 
durch  die  Neutralen. 

Der  russische  Kapitän  Scheine  brachte  denn  auch  bald  den  Gegen- 
satz von  Art.  9  und  10  auf  diese  Formel. 

Als  nämlich  der  schwedische  Bevollmächtigte  Bildt  später  noch  ein- 
mal den  Art.  10  durch  Art.  9  zu  stützen  suchte,  erklärte  Scheine:  im 
Fall  des  Art.  9  gibt  die  Kriegspartei  die  Gefangenen  frei;  im  Fall  des 
Art.  10  aber  haben  die  Neutralen  zu  gebieten,  und  diese  sind  zu  einer 
solchen  Entscheidung  weniger  berufen  als  die  Kriegspartei.2) 

Schon  vorher  hatte  Bildt  den  Antrag  Grelle  Rogier  noch  durch 
andere  Erwägungen  befürwortet:  Man  lade  den  Neutralen  mit  dem  „obliger 
ä  garder  pendant  toute  la  duree  de  la  guerreli  eine  zu  schwere  Last  auf; 
man  müsse  ausreichende  Garantien  finden,  ohne  von  den  Neutralen  ein 
solches  Opfer  zu  fordern.3) 

Auch  der  Bevollmächtigte  von  Siam,  Corragioni  d'Orelli,  hielt 
die  Forderung  des  Art.  10  für  überspannt.  Man  möge  nur  an  eine  Epidemie 
denken  und  daher  dem  neutralen  Staat  im  Gesundheitsinteresse  die  Mög- 
lichkeit lassen,  die  Kranken  heimzuschicken.4) 

Renault  aber  bemerkte  auf  den  Einwand  von  Bildt,  in  einem  Land- 
krieg bestehe,  wenn  eine  geschlagene  Abteilung  auf  neutrales  Gebiet  ver- 
sprengt werde,  doch  auch  die  Internierungspflicht. 6)     v.  Grelle  Rogier 


1)  a.  a.  O. 

2)  III.  81. 

3;  III.  80. 

4)  III.  81. 

*)  a.  a.  O. 
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indes  antwortete:  Hier  handelt  es  sich  auch  um  gesunde  Kombattanten.1) 
Der  Präsident  wies  aber  anderenteils  auch  darauf  hin,  dass  die  Landung 
ja  stets  von  der  Einwilligung  der  Hafenbehörde  abhänge.2) 

Vor  allem  aber  stand  die  Schweiz  auf  dem  belgischen  Standpunkte. 

Odier  kam  denn  auch  jetzt  dem  Grafen  v.  Grelle  Rogier  zu  Hilfe, 
indem  er,  von  Motono  unterstützt,  den  Antrag  stellte,  dass  wenigstens  die 
kriegsuntauglich  gewordenen  Kranken,  Verwundeten  und  Schiff- 
brüchigen nach  ihrer  Heilung  heimgeschickt  werden  können. 

Der  deutsche  Kapitän  Siegel  aber  vermisste  die  festen  Kriterien 
der  Heilung,  welche  dann  über  Heimschicken  und  Internieren  entscheide, 
und  war  deshalb,  wie  auch  der  englische  Admiral  Fisher,8)  für  Auf- 
rechterhaltung der  bisherigen  Fassung.4) 

Auch  der  russische  Kapitän  Scheine  betonte  die  Schwierigkeit  des 
Begriifes  der  Kriegsdienstuntauglichkeit.  Man  könne  hier  nicht  einzig  und 
allein  nur  den  Kombattantendienst  ins  Auge  fassen.  Die  Unversehrtheit 
der  Glieder  z.  B.  sei  nicht  nötig  zur  Bedienung  des  Küstentelegraphen,  Her- 
richtung von  Torpedos  u.  s.  w.6) 

Hier  meinte  indes  der  Präsident,  dass  man  ja  die  Ärzte  des  neu- 
tralen Internierungsgebiets  hinzuziehen  könne.  Man  brauche  nur  einen 
derartigen  Zusatz  zu  machen.6) 

Odier  fügte  später  hinzu,  dass  ja  auch  der  Art.  6  der  Genfer  Kon- 
vention und  die  Praxis  auf  dieser  Idee  beruhe.7)  Aber  Scheine  be- 
merkte, Land-  und  Seekrieg  seien  eben  verschieden.8) 

Endlich  kam  es  zur  Abstimmung: 

Für  die  Aufrechterhaltung  der  alten  Fassung  des  Redaktionsaus- 
schusses stimmten  10  Staaten :  Deutschland,  Österreich-Ungarn,  Frankreich, 
England,  Italien,  Holland,  Portugal,  Rumänien,   Russland  und  die  Türkei. 

Gegen  diese  Fassung  stimmten  9  Staaten:  Die  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika,  Belgien,  China,  Dänemark,  Spanien,  Japan,  Siam,  Schweden- 
Norwegen  und  die  Schweiz.9) 

So  war  also  die  alte  Fassung10)  per  majora  gutgeheissen. 

In  der  Kommissionssitzung  am  20.  Juni  gab  der  Präsident  der  Unter- 
kommission Asser  folgende  Erklärung  ab: 

9Der  jetzige  Text  wurde  angefochten.  Man  meinte,  dass  der  Art.  10  den 
Neutralen  eine  zu  schwere  Last  auflade;  andernteils  vermisste  man  den  Einklang 
mit  dem  Landkriegsrecht  Darauf  gingen  zwei  Abänderungsanträge  von  Belgien 
und  der  Schweiz  ein.  Obschon  es  der  parlamentarischen  Gepflogenheit  nicht  ent- 
spricht, wurde  aber  doch,  um  möglichst  unparteiisch  vorzugehen,  zunächst  der 
unveränderte  Text  zur  Abstimmung  gebracht  und  mit  1  Stimme  Majorität  an- 
genommen. 

')  III.  81. 
2)  a.  a.  0. 
3;  a.  a.  0. 

4)  a.  a.  0. 

5)  III.  81. 

6)  „reconnus  incapables  de  servir  par  les  autorites  medicales  neutres."  a.  a.  0 

7)  a.  a   0.    Vgl.  darüber  meine  „Genfer  Konvention"  S.  65 ff. 

8)  a.  a.  0. 
•)  a.  a.  0. 

10)  Nur  y  ist  gestrichen.     Vgl.  oben  S.  425 4. 
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Nun  würden  aber  auch  anter  den  Gegnern  einige  zustimmen,  wenn  man 
im  Text  den  Fall  eines  gegenteiligen  Einvernehmens  zwischen  den  Neutralen  und 
den  Kriegsparteien  vorsehen  würde.  Diese  Änderung  würde  jeden  befriedigen. 
Der  Art.  10  lässt  dem  neutralen  Staat  volle  Freiheit  in  der  Aufnahme  der  Kranken 
und  Verwundeten,  die  in  seinen  Häfen  landen.  Der  neutrale  Staat  wird  sich  dieser 
Humanitätspflicht  gewiss  nicht  entziehen;  doch  ist  es  gut,  ihm  die  Möglichkeit  zu 
geben,  sich  darüber  zu  Beginn  des  Kriegs  mit  den  Kriegsparteien  auseinanderzu- 
setzen. Zur  Herstellung  einer  vollen  Obereinstimmung  empfiehlt  sich  daher  folgende 
Fassung  des  ersten  Absatzes  des  Art.  10: 

„Les  naufragis  .  .  .  devront,  ätnoins  d'un  arrangement  contraire 
de  V  Etat  neutre  avec  les  Etats  bell  ig  tränt  8,  etre  gardis  etc.1) 

Der  belgische  Bevollmächtigte  Descamps  hielt  dem  gegenüber  die 
Wendung  für  genügend:  „ä  moins  de  d&rtaration  contraire".2)  Darnach 
wäre  eine  einseitige  Erklärung  ausreichend  und  kein  Einvernehmen  er- 
forderlich, um  an  der  Internierungspflicht  vorbeizukommen. 

Aber  Asser  meinte  ganz  richtig:  Damit  würde  der  von  der  Mehr- 
heit angenommene  Grundsatz  wieder  gefährdet.  Nur  in  einem  „arrange- 
ment" mit  dem  „caractfere  bilateral"  seien  alle  Interessen  geborgen;  nur 
aus  diesem  Geiste  heraus  habe  man  den  Zusatz  formuliert.8) 

Graf  v.  Grelle  Rogier  zog  darauf  zu  Gunsten  des  Asserschen 
Vermittlungsantrags  seinen  Antrag  zurück.4) 

Der  schweizerische  Bevollmächtigte  Odier  erklärte  nunmehr,  sein 
Antrag  habe  nur  die  Annahme  des  Vorschlags  von  v.  Grelle  Rogier  er- 
leichtern wollen.  Nachdem  dieser  Vorschlag  aber  zurückgezogen  sei,  be- 
stehe er  nicht  mehr  auf  seinem  Antrag.  Der  Vermittlungsantrag  Asser 
passe  ihm  zwar  nicht  ganz :  denn  die  Verpflichtungen  der  Neutralen  seien 
—  einmal  übernommen  —  zu  lang  und  schwer,  und  selbst  wirkliche  Krüppel 
müssten  noch  ins  Endlose  festgehalten  werden.  Aber  er  wolle  nicht  weiter 
widersprechen. 

Nachdem  sich  jetzt  auch  Corragioni  d'Orelli,  der  früher  die  ablehnende 
Haltung  von  Siam  begründet  hatte,6)  für  den  Antrag  Asser  ausgesprochen 
hatte,  wurde  der  Art.  10  in  der  Asserschen  Fassung  angenommen.6) 

In  der  Plenarsitzung  am  Nachmittag  des  20.  Juni  kam  Graf  v.  Grelle 
Rogier.  aber  noch  einmal  bei  der  Kostenfrage  auf  unseren  Streitpunkt 
zurück. 

Der  Abs.  2  hatte  die  Wendung:  „Les  frais  d'hospitalisation  et  ä"in- 
ternement". 

Der  belgische  Vertreter  setzte  hier  noch  einmal  ein,  um  eine  Inter- 
nierungs-  genauer  Bewachungspflicht  wenigstens  vom  Bedürfnis  abhängig 
zu  machen,  und  er  beantragte  daher,  vor  „d'internement"  einzufügen:  „fe 
cas  echeant".7)  Aber  auf  den  Widerspruch  von  Renault  blieb  es  bei  der 
alten  Fassung.8) 


1 


l)  III.  7. 

*)  III.  7. 

8j  a.  a.  O. 

4)  a   a.  0. 

ö)  Vgl.' oben  S.  426. 

6)  III.  8. 

7)  1.  27. 

8J  a.  a.  0. 
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Damit  hatte  man  dann  endgültig  die  jetzige  Fassung. 

Nachdem  so  mit  Mühe  und  Not  die  Einmütigkeit  hergestellt  war, 
kamen  dann  aber  die  eigentlichen  Schwierigkeiten  in  den  Kabinetten. 

Belgien  und  die  Schweiz  erhoben  zwar  keine  Einwendungen  mehr, 
wohl  aber  machten  einige  Grossmächte  jetzt  förmliche  Vorbehalte. 

Die  Zustimmung  zum  Art  10  verweigerten  und  nur  unter  diesem  Vor- 
behalt unterschrieben  schliesslich  das  Rotekreuzabkommen :  nicht  bloss 
die  Vereinigten  Staaten,  welche  ja  ursprünglich  gegen  den  Art.  10  ge- 
stimmt hatten,  sondern  auch  Deutschland,  England  und  die  Türkei. 

Die  Türkei  hat  dann  schliesslich  für  das  ganze  Rotekreuzabkommen 
wie  überhaupt  für  alle  Haager  Abkommen  und  Erklärungen  die  Ratifikation 
verweigert,  während  die  drei  anderen  Staaten  ihren  Vorbehalt  zum  Art.  10 
bei  der  Ratifikation  aufrecht  erhielten. 

Man  hat  sich  in  den  genannten  Kabinetten  eben  doch  noch  davon 
überzeugt,  dass  der  Art.  10  in  der  Tat  im  hohen  Grade  bedenklich  sei. 

Für  die  genannten  Grossmächte,  also  auch  für  Deutschland,  wurde 
somit  der  Art.  10  kein  geltendes  Recht. 

Dieser  Umstand  führte  nach  der  Konferenz  noch  einmal  zu  Ver- 
handlungen, und  es  wurde  dann  der  ganze  Art.  10  im  gegen- 
seitigen Einverständnis  der  Haager  Mächte  wieder  ge- 
strichen1); freilich  hat  das  völkerrechtliche  Institut  bereits  im  folgenden 
Jahr  auf  seiner  Jahresversammlung  zu  Neuchätel  den  Wunsch  nach  Wieder- 
einstellung des  Art.  10  ausgesprochen,2)  und  so  ist  der  Kampf  um  den 
Art.  10  noch  nicht  abgeschlossen. 

IL  Welches  ist  der  Inhalt  des  Art.  10? 
Der  Art.  10  lautet: 

„Les  nauf ragte,  blessis  ou  malades,  qui  sont  dibarque's  dam  un  port  neutre, 
du  consentement  de  l'autorite  locale,  dcvrunt  d  moins  d'un  arrangement  contraire 
de  VEtat  neutre  avec  les  Etats  belligerants,  etre  gardes  par  VEtat  neutre  de  moniere 
qu'ils  ne  puissent  pas  de  nouveau  prendre  pari  aux  Operations  de  la  guerre. 

Les  frais  (Fhospitalisation  et  d'internement  seront  supportts  par  VEtat 
dont  relevent  les  naufrages,  blessis  ou  malades".9) 

1.  Es  handelt  sich  hier  um  „Schiffbrüchige,  Verwundete 
oder  Kranke,  welche  nach  einem  neutralen  Hafen  befordert  worden 
sind. 

Auf  welchen  Schiffen  sie  dorthin  kamen,4)  ist  gleichgültig. 

Der  Art.  10  baut  sich  übrigens  nicht  schon  von  der  Unterlage  auf, 
dass  ein  mit  Verwundeten  beladenes  Schiff  in  einen  neutralen  Hafen  ein- 
läuft, sondern  setzt  voraus,  dass  die  Verwundeten  hier  ausgeschifft  (d6- 
barquäs)  werden  sollen.6) 

2.  Es  war  die  Frage,  ob  die  Aufnahme  erlaubt  werden  solle,  oder  ob 


r)  Vgl.  oben  S.  355. 

')  Revue  de  droit  international  VII.  p    758.  Bonfils-Fauchille-Grah ,   Völkerrecht 
S.  593. 

8)  I.  237. 

*)  Vgl.  die  möglichen  Falle  im  vorangehenden  Paragraphen  oben  S.  418,  421. 

5)  Frhr   v.  Stengel  im  Archiv  f.  öff.  Recht.  Bd.  XV.  157. 
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eine  Neutralitätsverletzung  vorliege.    Der  Art.  10  hat  den  Charakter 
der  Neutralitätsverletzung  verneint. 

Es  ist  freilich,  wie  auch  der  Renaultsche  Kommissionsbericht  aus- 
führt,1) vielfach  nur  ein  einseitiges  Interesse  einer  Kriegspartei,  dass  sie 
sich  ihrer  Verwundeten,  welche  sie  in  ihren  Operationen  belasten,  auf 
diese  Weise  entledigt.  Aber  bei  Erlass  des  Art.  10  überwog  der  Gesichts- 
punkt der  Menschlichkeit.  Man  würde  sonst  die  Leiden  der  Verwundeten 
unnötig  vermehren.  Übrigens  können  die  Verwundeten  in  Wirklichkeit  aber 
auch  beiden  Kriegsparteien  angehören. 

3.  Es  ist  nach  Art.  10  keine  Neutralitätsverletzung,  wenn  ein  neu- 
traler Staat  Verwundete  aufnimmt;  nur  muss  er,  wie  auch  Zorn*)  später 
besonders  betonte,  nach  den  Grundsätzen  des  Neutralitätsrechts  beide 
Parteien  gleich  behandeln,  also  die  Lazarettschiffe  beider  Parteien 
landen  lassen.  Für  den  Landkrieg  gilt  ja  dasselbe  für  den  Durchzug.8)  Glaube 
man  aber  ja  nicht,  dass  damit  auch  volle  Gleichheit  besteht.  Besonders 
im  Seekrieg  wird  das  je  nach  der  Entfernung  des  Landes  vom  Kriegs- 
schauplatz höchst  ungleich  wirken.  Und  darin  liegt  das  Bedenkliche  des 
Art.  10,*)  das  man  aber  im  Hinblick  auf  die  Humanität  in  ähnlicher 
Weise  wie  beim  Art.  59  des  KGB.  überwand,5)  welch  letzterer  indes  mit 
seiner  auf  blosse  Durchfahrt  gehenden  Bewilligungsfreiheit  weniger  die 
Neutralitätsbedenken  weckt,  als  der  Art.  10  mit  der  Freiheit  der  Neu- 
tralen, die  Landung  und  die  Aufnahme  in  ihren  Hospitälern  zu  be- 
willigen. 

4.  Die  Aufnahme  ist  erlaubt,  aber  keine  Pflicht8)  Die  Neu- 
tralen haben  in  der  Aufnahme  von  Kranken  volle  Freiheit,  und  die  Aus- 
ladung ist  daher  nur  zulässig  unter  Zustimmung  der  Ortsbehörde 
des  neutralen  Staates,  also  wenn  die  Hafenbehörde  einverstanden  ist. 

Man  kann  somit  die  Schiffbrüchigen  und  Kranken  hier  einem  neutralen 
Staat  ebensowenig  aufnötigen,  als  nach  Art.  59  des  KGB.  der  Durchzug 
der  verwundeten  Soldaten  durch  neutrales  Land  gefordert  werden  kann,7) 
wahrend  allerdings  die  ausnahmsweise  Ausladung  der  Transportunfähigen 
aus  den  gestatteten  Durchgangszügen  keiner  besonderen  Genehmigung  mehr 
bedarf.8) 

Die  Notwendigkeit  der  Zustimmung  der  Ortsbehörde  bedeutet  eine 
Verneigung  vor  der  Souveränität  der  neutralen  Staaten,  bei  welchen  man 
wohl  das  Verständnis  für  ihre  moralische  oder  Humanitätspflicht  voraus- 
setzte,9) die  man  aber  in  keine  Rechtspflicht  umwandeln  wollte. 

*)  III.  21.  Vgl.  auch  Frh.  v.  Stengel  im  Archiv  f.  öff.  Recht,  Bd.  XV.  157«,  Merign- 
hac,  La  conf.  intern,  de  la  paix,  p.  143. 
■)  Im  neuen  Reich,  S.  335. 
3)  Vgl.  oben  S.  331. 
*)  Vgl.  darüber  alsbald  weiteres. 

6)  Vgl.  darüber  oben  S.  327  ff. 

•)  Vgl.  die  Antwort  auf  die  vom  japanischen  Vertreter  Motono  gestellte  Frage 
oben  S.  423.  Ferner  Frhr.  v.  Stengel  im  Archiv  f.  öff.  Recht  Bd.  XV.  157#  Merignhac, 
La  conf.  intern,  de  la  paix,  p.  143. 

7)  Vgl.  oben  S.  330.  Bezüglich  des  Übertritts  der  Kombattanten  (Art.  58)  vgl.  S.  323. 

8)  Vgl.  oben  S.  335. 

ej  Vgl.  Asser  in  der  Kommissionssitzung  oben  S.  428. 
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5.  Der  neutrale  Staat,  welcher  der  Landung  zustimmt,  muss  die 
nötigen  Vorkehrungen  treffen,  dass  sein  Gebiet  lediglich  eine  Zu- 
fluchtsstätte bleibt  und  die  Aufgenommenen  nicht  von  neuem  zum 
Kampf  zurückkehren.1) 

Das  bedeutet  keine  Internierungspflicht  nach  Art  des  Artikels  57, 
sondern  nur  eine  Bewachungspflicht2)  nach  Art  des  Artikels  59  des  KGB., 
über  deren  Zulässigkeit  resp.  Angemessenheit  nicht  wohl  gestritten  werden 
kann. 

Der  neutrale  Staat  kann  die  Zulassung  verweigern ;  hat  er  aber  die 
Ausladung  zugestanden,  so  muss  er  die  Schiffbrüchigen  auch  derart  be- 
wachen, dass  sie  nicht  von  neuem  an  den  Kriegsunternehmungen  teil 
nehmen  können. 

6.  Zur  Kostenfrage  fordert  der  Art.  10  in  Übereinstimmung  mit 
dem  Landkriegsabkommen  Art.  58  Deckung  durch  die  Staaten,  welchen 
die  Kranken  angehören.  Der  Renaultsche  Kommissionsbericht  bemerkt 
mit  Recht: 

Es  ist  selbstverständlich,  dass  die  durch  diese  Verwundelen  u.  s.  w.  ver- 
anlassten Kosten  nicht  zu  Lasten  des  neutralen  Staates  stehen  dürfen.  Sie  müssen 
ihm  vielmehr  durch  den  Staat,  dem  die  Aufgenommenen  angehören,  ersetzt  werden. 

7.  Für  die  Landung  der  Kranken  einer  Kriegspartei  in  einem  neu- 
tralen Hafen  sind  auch  „arrangements  contraires"  der  Neutralen  mit 
den  Kriegsparteien  zulässig. 

Der  Inhalt  solcher  Verträge  kann  dahin  gehen,  dass  ein  neutraler 
Staat  überhaupt  jede  Aufnahme  von  Schiffbrüchigen  ablehnt,8)  oder  um- 
gekehrt sich  zur  vielleicht  sogar  kostenlosen  Aufnahme  verpflichtet.  Ihre 
besondere  Bedeutung  hat  die  Vertragsklausel  des  Art.  10  aber  für  die 
Vorbehaltung  des  Rechts  der  Heimsendung. 

Die  gesetzliche  Bewachungspflicht  nämlich  kann  ein  neutraler  Staat 
nur  durch  Vertrag  mit  den  Kriegsparteien  von  sich  abwälzen.  Eine 
einseitige  Erklärung  genügt  nicht.4) 

Für  ein  abänderndes  Übereinkommen  aller  Beteiligten  wäre 
meines  Erachtens  zwar  auch  ohne  den  Asserschen  Zusatz  die  Möglichkeit 
geblieben.  Der  letztere  hat  aber  ausgleichend  gewirkt,0)  und  darin  liegt 
sein  Wert. 

8.  Die  Bewachungspflicht  ist  nach  Art.  10  unbeschränkt  und  geht 
daher,  wenn  nicht  Verträge  mit  den  Kriegsparteien  korrigierend  eingreifen, 
während  der  ganzen  Dauer  des  Krieges  überhaupt  nicht  mehr  zu  Ende. 

Dieser  Punkt  war  es  hauptsächlich,  wo  auf  der  Haager  Konferenz 
die  Parteien  zusammenprallten. 

III.  Da  in  den  Verhandlungen  immer  Vergleiche  mit  den  Be- 
stimmungen   der  Brüsseler   Deklaration  resp.   des  Haager 


')  Renaultsche  Kommissionsbericht  III.  21. 

2)  Internement  im  Abs.  2  bedeutet  nur  so  viel  wie  garde.    Auch   in  den  Ver- 
handlungen wurden  die  beiden  Ausdrücke  oft  promiscue  gebraucht. 
8j  Vgl.  Asser  III.  7. 
4)  Vgl.  oben  S.  428. 
6)  VgL  oben  S.  428.    Diese  Bedeutung  hebt  auch  Merignhac  p.  146  hervor. 
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Landkriegsabkommens1)   gezogen    wurden,    soll   auch  hier   darauf 
eingegangen  werden. 

Der  Art.  57  des  K6B.  behandelt  den  Fall,  dass  kampffähige  Truppen 
auf  neutrales  Gebiet  hinübergedrängt  werden.  Ereignisse  dieser  Art  können 
sich  mit  unwiderstehlicher  Macht  abwickeln  und  ein  solcher  Übertritt  ge- 
sunder Kombattanten  bedeutet  Rettung  vor  dem  Feind,  welcher  deshalb 
auch  eine  strenge  und  ausnahmslose  Internierungspflicht  gegenübersteht.3) 
Der  Art.  10  des  Rotekreuzabkommens  jedoch  regelt  die  Landung  in 
einem  neutralen  Hafen,  die  vielleicht  gerade  so  gut  wo  anders  erfolgen 
könnte  und  es  handelt  sich  lediglich  um  die  Ausschiffung  von  Kranken, 
von  welchen  zunächst  überhaupt  keine  Aktion  mehr  zu  erwarten  ist.  Eine 
Internierungspflicht,  wie  sie  jetzt  im  Art.  57  vorgesehen  ist,  erscheint  daher 
auch  hier  noch  nicht  veranlasst,  und  insoweit  hatten  die  Gegner  des  Art  10 
wohl  recht. 

Aber  der  Art.  10  des  Rotekreuzabkommens  knüpft  auch  gar  nicht 
an  den  Ideenkreis  des  Art.  57  des  KGB.  an. 

Will  man  den  Art.  10  des  Rotekreuzabkommens  an  einer  Bestimmung 
des  KGB.  messen,  so  eignet  sich  dazu,  wie  man  auch  in  den  Verhand- 
lungen zugab,  nur  der  Art.  59,  welcher  seine  jetzige  Fassung  im  Abs.  2 
gerade  im  Hinblick  auf  den  Art.  10  des  Rotekreuzabkommens  erhielt. 

Im  Abs.  1  des  Art.  59  handelt  es  sich  allerdings  noch  um  den 
blossen  Durchzug  von  Verwundeten  oder  Kranken  der  kriegführenden  Heere 
durch  neutrales  Gebiet.3)  Das  Ziel  der  Fahrt  ist  hier  die  eigene  Heimat 
Der  neutrale  Staat  „kann"  einen  solchen  Durchzug  „gestatten".  Damit 
ist  einmal  der  Charakter  einer  Neutralitätsverletzung  abgewehrt  und  andern- 
teils  aus  Achtung  vor  der  Souveränität  das  Zustimmungsrecht  der  Neu- 
tralen gewahrt. 

Indem  Art.  10  gleichfalls  den  „consentement  de  l'autorite  locale" 
vorsieht,  besteht  insoweit  zwischen  den  beiden  Anordnungen  Überein- 
stimmung. 

Aber  im  Art.  10  handelt  es  sich  nicht  um  eine  blosse  Durchfahrt, 
sondern  um  eine  wirkliche  Unterbringung  bei  den  Neutralen.  Und  das 
ist  etwas  wesentlich  anderes. 

v.  Grelle  Rogier  hatte  daher  seinerzeit  betont,  dass  es  sich  bei  dem 
Artikel  10  nur  um  Anlehnung  an  den  von  Beernaert-Mounier  zum  Art  55 
der  Deklaration  gerade  beantragten  Zusatz  *)  handeln  könne,  den  dann  auch 
Rolin  einfach  übernehmen  wollte.6) 

In  dieser  Richtung  sei  indes  nebenher  und  vorweg  folgendes  be- 
merkt : 

In  dem  Zusatz  von  Beernaert-Mounier  handelte  es  sich,  wie  auch 
Rolin  von  Haus  aus  zugab,   lediglich  um   die  Gestattung   des  Durchzugs 


1)  Vgl.  die  einschlägigen  Bestimmungen  oben  S.  321  ff. 

2)  Vgl.  oben  S.  322  ff. 

8)  „passage  sur  son  territoire"  =  „Durchzug". 
*)  Vgl.  oben  S.  333 
5)  Vgl.  oben  S.  425. 
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von  Verwundeten  durch  neutrales  Gebiet,  um  sie  schneller  und 
sicherer  in  die  Heimat  zu  bringen.  Dawar  der  ganze  Zusatz,  dass 
hier  aber  auch  nur  eine  Verbringung  in  die  Heimat  in  Frage  kommen 
könne,  durchaus  selbstverständlich.  Deshalb  wurde  er  ja  auch  schliess- 
lich wieder  gestrichen. 

Aber  nach  dem  Art.  10  wollen  die  Schiffe  doch  von  vornherein  ihre 
Verwundeten  nur  im  neutralen  Gebiet  dauernd  absetzen  und  eben  nicht 
nach  deren  Heimat  bringen. 

Die  Herübernahme  des  für  den  ersten  Fall  so  selbstverständlichen 
Zusatzes  hätte  daher  hier  eine  ganz  andere  Bedeutung  gewonnen. 

Will  man  gleiche  Sachlagen  schaffen,  so  muss  man  im  Art.  55  der 
Brüsseler  Deklaration  den  Fall  abzweigen,  dass  Durchgangszüge  Schwer- 
verwundete  im  neutralen  Gebiet  aussetzen  müssen.  Das  sah  man  ein  und 
hat  daher  schliesslich  im  jetzigen  Art.  59  Abs.  2  diesen  Fall  ausgebaut. 

Also  handelt  es  sich  nur  noch  darum,  ob  Abs.  2  des  Art.  59  des 
Landkriegsabkommens  und  Art.  10  des  Rotekreuzabkommens  durch  den- 
selben Grundgedanken  beherrscht  sind. 

Diese  Frage  war  immer  und  immer  wieder  aufgeworfen  worden  und 
Crozier  hatte  bis  zuletzt  daran  festgehalten,  dass  es  sich  an  beiden 
Stellen  tun  ganz  Verschiedenes  handle.1) 

Äusserlich  und  formell  stimmen  die  beiden  Artikel  ja  wohl  überein. 

Nach  Art.  59  Abs.  2  sind  die  Kranken  und  Verwundeten,  welche 
bei  einem  solchen  von  den  Neutralen  gestatteten  Durchzug,  infolge  ihres 
bedenklichen  Zustandes,  auf  neutralem  Gebiet  abgesetzt  werden  —  wozu 
es  dann  nach  der  vorausgegangenen  allgemeinen  Gestattung  einer  beson- 
deren Genehmigung  nicht  mehr  bedarf  — 

„von  dem  neutralen  Staat  derart  zu  bewachen,  dass  sie  nicht  von  neuem 
an  den  Kriegsunternehmungen  teilnehmen  können." 

Anlass  zur  Bewachung  wird  hier  indes  meistens  erst  später  ge- 
geben sein. 

Der  Art.  10  des  Rotekreuzabkommens  hat  ganz  dieselbe  Bestimmung. 
In  beiden  Fällen  ist  von  der  Strenge  des  Internierungsrechts  abgesehen, 
wie  sie  Kranken  gegenüber  gewiss  auch  nicht  veranlasst  wäre,  und  man 
beschränkt  sich  auf  eine  Bewachung,  welche  nur  soweit  reicht,  dass 
der  Wiedereintritt  in  die  eigene  Armee  gehindert  werden  kann. 

Aber  die  materielle  Übereinstimmung  der  Bestimmungen  im  Rote- 
kreuzabkommen  Art.  10  und  im  EGB.  Art.  59  Abs.  2  fehlt  in  doppelter 
Hinsicht: 

1.  Der  Art.  10  gibt  den  Neutralen  eine  Entscheidungsmacht, 
welche  weit  über  den  Art.  59  hinausgeht  und  eine  viel  ungleichere  Wirkung 
herbeizuführen  geeignet  ist. 

Vor  allem  handelt  es  sich  im  Art.  59  Abs.  2  um  ganz  ausnahms- 
weise und  erst  nachträglich  notwendig  werdende,   im  Art.  10  aber  um 


*)  Vgl.  oben  S.  335.    Aber  wie  die  Majorität,  jetzt  auch  Merignhac,  La  conf.  intern, 
de  la  paix  p.  145. 

Heurer,  Haager  Friedenskonferenz  II.  28 
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von  vornherein  gewollte  und  möglicherweise  massenhafte  Ausladungen  bei 
den  Neutralen. 

Zorn  hat  später  folgendes  ausgeführt: 

.Diese  Bestimmungen  des  Art.  10  haben  zu  lebhaften  Erörterungen  geführt 
und  sind  in  der  Tat  nicht  ohne  Bedenken,  die  man  damit  überwand,  dass  man 
feststellte:  Die  Gesichtspunkte  der  Humanität  sind  hier  überwiegend.  Fernerhin 
mag  es  fraglich  sein,  ob  hier  eine  richtige  Lösung  der  Frage  gefunden  ist.*  l) 

Es  ist  eben  etwas  anderes,  ob  nach  Art.  59  des  KGB.  nur  die  Durch- 
fahrt der  Verwundetenzüge  durch  neutrales  Gebiet  in  die  Heimat  erfolgt 
und  dabei  lediglich  und  ausnahmsweise  die  transportunfähigen  Schwer- 
verwundeten  abgesetzt  werden, a)  oder  ob  nach  Art.  10  des  Rotekreuz- 
abkoramens  eine  Kriegspartei  nach  einer  Seeschlacht  vielleicht  alle  ihre  Ver- 
wundeten einfach  nach  einem  benachbarten  neutralen  Staat  in  Sicherheit 
bringt  und  den  dortigen  Hospitälern  zuführt. 

„Man  denke  sich  einen  Seekrieg  zwischen  Russland  und  Frankreich  einer- 
seits, Deutschland  andererseits ;  die  Ostsee  ist  Kriegsschauplatz ;  Dänemark  ist  neu- 
tral und  nimmt  Verwundete  auf:  Darin  könnte  für  Russland-Frankreich  ein  enormer, 
vielleicht  geradezu  entscheidender  Vorteil  liegen.*5) 

In  einem  Seekrieg  kann  der  eine  der  Kriegführenden  soweit  vom 
Kriegsschauplatz  entfernt  sein,  dass  die  Aussetzung  seiner  Verwundeten 
auf  nahem   neutralen  Boden  für  ihn  von  der  allergrössten  Bedeutung  ist. 

Damit  tritt  die  Frage  der  Neutralitätsverletzung  umsomehr  in  den 
Vordergrund,  als  die  Entscheidung  in  dieser  Richtung  sogar  beim  KGB. 
Art.  59  Schwierigkeiten  gemacht  hatte,  obschon  man  dort  in  keiner  Weise 
daran  dachte,  alle  neutralen  Hospitäler  einfach  zur  Aufnahme  der  Verwun- 
deten zu  öffnen,  sondern  nur  den  Durchzug  in  die  eigene  Heimat  freizugeben,4) 
wobei5)  dann  nur  die  Transportunfähigen6)  sollen  ausgesetzt  werden  können. 

Gewiss  kann  das  Bedürfnis  im  Seekrieg  dringender  als  im  Landkrieg 
sein.7)  Aber  der  Art.  10  gibt  den  Neutralen  eine  unter  Umständen  geradezu 
ausschlaggebende  Macht,  welche  Bedenken  zu  erregen  geeignet  ist. 

Hier  steckt  meines  Erachtens  die  Hauptschwierigkeit,  welche  es 
schliesslich  denn  wohl  auch  war,  die  zur  Wiederaufhebung  des  Art  10 
führte.  Man  wurde  bei  den  Verhandlungen  nicht  müde,  zu  versichern: 
Der  Seekrieg  erfordert  eine  vom  Landkrieg  unabhängige  Beurteilung.8) 
Es  ist  in  der  Tat  die  Frage,  ob  man  in  einer  Angelegenheit,  welche 
eine  derart  einschneidende  Verschiedenheit  der  Wirkimg  auf  die  Krieg- 
führenden äussern  kann  und  unter  Umständen  sogar  äussern  muss,  den 
Neutralen  völlige  Entscheidungsfreiheit  lassen  kann  und  soll. 


*)  „Im  neuen  Reich"  S.  335. 

■)  Vgl.  oben  S.  333  ff. 

8)  Zorn  a.  a.  0. 

*)  Vgl.  oben  S.  326  ff. 

8)  Vgl.  oben  S.  333  ff.  Völlig  klar  und  einwandfrei  ist  freilich  weder  der  fran- 
zösische noch  der  deutsche  Text  des  Art.  59  Abs.  2.  Aber  die  Verhandlungen  lassen  nur 
dieses  Ergebnis  gewinnen,  das  freilich  textlich  nur  durch  die  Worte  „dans  ces  condicions" 
gestützt  erscheint,  welche  dann  aber  merkwürdigerweise  im  deutschen  Text  sogar  ganz 
weggefallen  sind.    Vgl.  oben  S.  335. 

e)  Das  wurde  nicht  im  Text,  sondern  nur  in  den  Verhandlungen  hervorgehoben. 
Vgl.  oben  S.  334. 

7)  Renault  oben  S.  424, 

8)  Vgl.  oben  S.  424,  425,  427. 
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Die  französischen  Bedenken  zum  Art.  59  Abs.  1  des  KGB.1)  erlangen 
bei  dem  Art.  10  des  Rotekreuzabkommens  eine  Bedeutung,  welche  in  der 
Tat  den  ganzen  Artikel  wieder  in  Frage  stellen  konnte. 

2.  Das  KGB.  zieht  im  Art.  60  für  die  Kranken  im  neutralen  Gebiet 
ergänzend  auch  noch  die  Genfer  Konvention  heran,  während  der  Art.  10 
des  Haager  Rotekreuzabkommens  abschliessend  entscheidet. 

Die  ergänzende  Geltung  der  Genfer  Konvention  in  erster  Beziehung 
führt  zu  folgendem  Ergebnis: 

Der  neutrale  Staat,  in  dessen  Gebiet  Kranke  übergetreten  resp.  auf 
dessen  Gebiet  Übergetretene  krank  geworden  oder  Schwerkranke  aus  Ver- 
wundetenzügen ausgeladen  worden  sind,  muss  später  nach  erfolgter  Heilung 
die  kriegsuntauglich  gewordenen  in  ihre  Heimat  senden,  während 
er  die  kriegstauglich  gebliebenen  heimschicken  kann,  unter  der  ge- 
setzlichen Bedingung,  während  der  Dauer  des  Kriegs  nicht  mehr  die  Waffen 
zu  ergreifen.2) 

Der  Zusatzartikel  5  hatte  sogar  versucht,  auch  aus  diesem  „können4' 
eine  Pflicht  zu  prägen,  aber  der  Widerspruch  blieb  nicht  aus.8) 

Hier  fehlt  nun  aber  im  Haager  Rotekreuzabkommen  überhaupt  eine 
entsprechende  Norm,  und  die  Anregung  der  Schweiz,  den  Art.  10  wenig- 
stens durch  die  Aufnahme  einer  dem  Art.  60  entsprechenden  Bestimmung 
zu  ergänzen,  blieb  erfolglos. 

Wie  der  Art.  10  vorliegt,  will  er  enthalten  und  enthält  er  für 
die  Neutralen  eine  durch  keine  weitere  Bestimmung  eingeschränkte 
und  mithin  dauernde  Bewachungspflicht,  so  dass  hier  auch  die 
augenscheinlichsten  Krüppel  nicht  entlassen  werden  dürfen. 

Diese  dauernde  Bewachungspflicht  der  Neutralen  war  vor  allem 
Gegenstand  des  Streites. 

Bezüglich  der  dienstunfähig  gewordenen  könnte  vom  Standpunkt 
der  Gegner  des  Art.  10  vielleicht  folgendes  eingewandt  werden: 

Die  Bewachung  muss  nach  Art.  10  von  einer  bestimmten  Art 
(mantere)  sein,  nämlich  in  der  Richtung  verlaufen,  dass  die  erneute  Teil- 
nahme an  den  Kriegsunternehmungen  unmöglich  wird. 

Ist  eine  solche  Teilnahme  ohnehin  nicht  mehr  möglich,  so  ist  die 
Bewachung  körperlos  geworden  und  mithin  die  Bewachungspflicht  er- 
loschen. 

Aber  dem  muss  folgendes  entgegengesetzt  werden: 

Eine  Entlassungsfreiheit4)  bei  feststehender  Kriegsdienstuntauglichkeit 
wäre  immer  noch  keine  Entlassungspflicht,  wie  sie  die  Genfer  Konvention  den 
gefangenhaltenden  Kriegsparteien  für  den  Fall  der  Dienstunfähigkeit  auf- 
erlegt hat.6) 


*)  Vgl.  oben  S.  327  ff. 

*)  Vgl.  meine  „Genfer  Konvention"  S.  65 ff.  und  oben  S.  336. 
8)  Vgl.  a.  a.  O.  S.  67. 

4)  ,. Entlassen  werden  dürfen"  sagt  Schweizer  (Gesch.  der  Schweizerischen   Neu- 
tralität II.  1009). 

•)  Art.  6,  und  dazu  meine  „Genfer  Konvention"  S.  65. 
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Sodann  gehen  möglicherweise  die  Auffassungen  über  die  Kriegsdienst- 
untauglichkeit  zwischen  den  interessierten  Staaten  und  den  Neutralen  aus- 
einander und  man  kann  die  Armee  stärken,  ohne  in  ihr  zu  kämpfen. 

Auch  Schweizer,  welcher  der  Anwendung  der  Genfer  Konvention 
hier  das  Wort  redet,  erkennt  doch  die  Schwierigkeiten  derselben  an. 

Er  meint  freilich,  es  komme  nur  noch  darauf  an,  die  Konstatierung 
der  Kampfunfähigkeit  zu  sichern1)  und  fährt  dann  fort: 

„Wenn  dies  durch  Ärzte  des  neutralen  Landes  geschieht,  welches  ein 
Interesse  an  der  Verminderung  der  Zahl  der  Internierten  hat,  könnte  die  Gegen- 
partei Hisstrauen  gegen  die  Ehrlichkeit  der  Entscheidung  hegen;  diesem  Bedenken 
Hesse  sich  durch  Berufung  von  Ärzten  der  Gegenpartei  selbst  oder  noch  besser 
aus  andern  neutralen  Staaten  begegnen.  Die  Frage  könnte  vom  Institut  für  Völker- 
recht oder  in  der  Genfer  Konvention  behandelt  werden,  die  sich  ohnehin  schon 
mit  ihrer  Lösung,  freilich  in  unbefriedigender  Weise,  beschäftigt  hat"  *) 

Was  aber  gar  die  Geheilten  betrifft,  die  unzweifelhaft  dienstfähig 
geblieben  sind,  so  wäre  hier  die  einfache  Herübernahme  des  Satzes 
der  Genfer  Konvention  „pourront  Stre  egalement  renvoyäs"  doppelt  be- 
denklich. 

Auf  die  Kriegsparteien  angewandt,  ist  die  Wendung  nichtssagend, 
während  sie  für  die  Neutralen  das  neutralitätswidrige  Recht  begründen 
würde,  die  Aufgenommenen  —  natürlich  jeder  Nationalität  — ,  welche 
der  Fürsorge  nicht  mehr  bedürfen,  ohne  weiteres  Benehmen  mit  den 
Kriegsparteien  in  ihre  Heimat  zu  entlassen.8) 

Gewiss  würde  eine  solche  Entlassung  hier  wie  dort  auf  der  gesetz- 
lichen Bedingung  stehen,  dass  die  Heimgekehrten  während  der  Dauer  des 
Krieges  nicht  mehr  die  Waffen  ergreifen.  Aber,  wie  gesagt,  man  kann 
dem  Heer  dienen,  ohne  in  ihm  zu  kämpfen,  und  man  wird  immer  auch 
zu  prüfen  haben,  ob  genügende  Sicherheit  für  Erfüllung  der  gesetzlichen 
Bedingung  gegeben  ist. 

Zu  einer  solchen  Prüfimg  werden  aber  die  Neutralen  weniger  ge- 
eignet und  veranlasst  sein,  wie  sie  denn  auch  der  Verletzung  der  Bedingung 
interessenlos  gegenüberstehen. 

Es  ist  eben  ein  Unterschied,  den  auch  Renault  und  Scheine  scharf 
betont  haben,4)  ob  eine  Kriegspartei  selbst,  oder  der  neutrale  Aufnahme- 
Staat  die  Entlassung  verfügt. 

Auch  Schweizer6)  meint: 

„Allerdings  steht  eine  Kriegspartei  insofern  günstiger  da,  als  sie  ihre  Ge- 
fangenen auf  eigene  Verantwortung  entlässt  und  nicht  einer  dritten  Partei  Rechen- 
schaft schuldig  ist,  wie  der  Neutrale.4' 


*)  Vgl.  in  dieser  Richtung  auch  die  Ausführungen  von  Asser  und  Odier  oben  S.  427. 

»)  IL  S.  1009.  Der  Verfasser  hatte  den  Zusatzartikel  5  im  Auge.  Vgl.  darüber 
meine  „Genfer  Konvention"  S.  67. 

*)  Der  Neutrale  wird  von  dieser  Erlaubnis  einfach  Gebrauch  machen,  während 
möglicherweise  eine  Kriegspartei  selbst  im  Hinblick  auf  die  fehlende  Garantie  keine  Ent- 
lassung vornimmt. 

«)  Vgl.  oben  S.  426 

6)  Schweizer  (S.  1010)  erkennt  an,  dass  man  auch  indirekt  der  Kriegführung 
dienen  kann  z.  B.  durch  Ankauf  und  Lieferung  von  Waffen.  Dabei  knüpft  er  an  den 
Genfer  Zusatzartikel  5  an,  dass  einzelne  bedeutende  Offiziere  einfach  durch  ihre  strate- 
gischen Ideen  auf  die  Kriegführung  Einfluss  haben  können.    Aber  er  meint,  dass  hier  die 
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Er  tröstet  sich  indes  schliesslich  damit: 

„Aber  wenn  dieser  die  bloss  Internierten  strenger  bebandeln  wollte,  als  eine 
Kriegspartei  ihre  Gefangenen,  hiesse  dies  doch  päpstlicher  sein  als  der  Papst."1) 

Aber  schon  in  der  Stellung  der  Neutralen  für  sich  allein  steckt  ein 
innerer  Widerspruch. 

Man  versteht  es  nicht,  dass  die  Neutralen  ihre  Kriegsgefangenen, 
welche  geheilt  und  wieder  dienstfähig  geworden  sind,  anders  behandeln 
dürfen,  als  solche  Kriegsgefangene,  welche  überhaupt  nicht  krank  oder  ver- 
wundet waren.  Und  doch  findet  sich  dieser  Widerspruch  nicht  nur  in 
den  neuesten  Reformbestrebungen,2)  sondern  auch  im  Haager  Landkriegs- 
abkommen selbst,  indem  nach  dessen  Art.  57  die  übergetretenen  Truppen, 
soweit  sie  kampffähig  geblieben  sind,  schlechterdings  nicht  entlassen  werden 
dürfen,  während  für  die  Verwundeten  und  später  krank  gewordenen  die 
Genfer  Konvention  gilt,  wonach  die  Geheilten,  je  nach  ihrer  Kriegsdienst- 
tauglichkeit entlassen  werden  dürfen  oder  gar  müssen. 

Es  ist  die  höchste  Zeit,  dass  endlich  eine  umfassende  Revision  und 
einheitliche  Lösung  ins  Auge  gefasst  wird,  in  welcher  gleichzeitig  und 
systematisch  die  Stellung  der  Kriegsparteien  wie  der  Neutralen,  und  zwar 
für  das  Sanitätsrecht  des  Land«  wie  des  Seekriegs  gewürdigt  ist. 

Es  müssen  aber  vor  allem  und  zunächst  die  Bestimmungen  der 
Genfer  Konvention  selbst,  welche  über  die  Entlassungsfrage  handeln,  noch 
einmal  nachgeprüft  werden. 

Das  wird  sogar  einen  der  wichtigsten  Punkte  auf  der  Tagesordnung 
der  bevorstehenden  Genfer  Konferenz  bilden. 

Das  beste  ist,  man  zieht  hier  einfach  die  Folgerung 
des  Kriegsgefangenenrechts. 

Von  hier  aus  kommt  man  dann  auf  der  nächsten  Haager  Konferenz 
hoffentlich  auch  noch  einmal  zu  einer  Revision  des  Landkriegsrechts 
und  des  Seekriegs-Sanitätsrechts,  insbesondere  zu  einer  wiederholten  Wür- 
digung des  Art.  10  des  Haager  Rotekreuzabkommens  und  damit  zu  einer 
umfassenden  und  endgültigen  Ordnung  der  vielumstrittenen  Entlassungs- 
frage auf  allen  Gebieten  des  Kriegsrechts.8) 

Vorerst  wird  man  aber  folgendes  sagen  können: 
Die  einfache  Anwendung  der  Entlassungsbestimmungen  der  Genfer 
Konvention,  welche  schliesslich  doch  nur  die  Stellung  der  Kriegspar- 
teien zur  Kriegsgefangenenfrage  zeichnen,  auf  die  Kranken,  welche  und 
vielleicht  sogar  en  masse  bei  Neutralen  ausgeschifft  worden  sind,  geht 
nicht  wohl  an  und  wird  insolange  nicht  vertreten  werden  können,  als  die 


ehrenwörtliche  Entlassung  helfe  und  der  Bedingungsinhalt  entsprechend  formuliert  werden 
könne.  Vgl.  darüber  oben  S.  144-  Aber  die  Hauptsache  ist  und  bleibt,  ob  man  aus- 
reichende Garantie  für  die  Haltung  des  Ehrenwortes  hat,  und  da  wird  der  Neutrale 
möglicherweise  leichtgläubig,  die  Kriegspartei  aber  ungläubig  sein. 

*)  II.  1009  f.  Hiernach  hat  auch  im  deutsch-französischen  Krieg  die  deutsche 
Südarmee  die  Abschiebung  Kranker  und  Verwundeter  der  in  der  Schweiz  internierten 
Bourbakischen  Armee  mitten  durch  ihre  eigene  Linie  gestattet,  ebenso  wie  sie  die  in 
den  französischen  Spitälern  liegenden  Truppen  unangefochten  liess.    (S.  1010.) 

*)  a.  a.  0. 

8)  Vgl.  oben  S.  336  und  weiterhin  auch  meine  „Genfer  Konvention"  S.  27. 
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einschlägigen  Bestimmungen  der  Genfer  Konvention  sogar  in  ihrer  Be- 
schränkung auf  die  Kriegsparteien  noch  Bedenken  unterliegen.  Andernteiis 
geht  es  aber  auch  zu  weit,  den  Neutralen  für  ihre  Menschenfreundlichkeit 
unsinnige  und  unerträgliche  Pflichten  aufzunötigen  und  ihnen  beispiels- 
weise zuzumuten,  dass  sie  auf  vielleicht  lange  Zeit  noch  Leute  verpflegen 
und  bewachen,  sowie  ihrer  Familie  vorenthalten,  welche  für  Dienst- 
leistungen auf  dem  Gebiet  der  militärischen  Interessen  schlechterdings 
nicht  mehr  in  Betracht  kommen  können,  wie  schliesslich  denn  auch  Epi- 
demien und  ähnliche  Zwangslagen  ein  Entlassungsrecht  der  Neutralen  be- 
gründen müssen.1) 

*)  So  auch  Corragioni  d'Oreili  oben  S.  426. 


Zweites  Buch. 


Die  drei  Erklärungen 


sowie 


die  Wünsche 

betreffend  die  Beschränkung  der  Kriegsmittel  und  Kriegsrüstungen 


und 


die  Arbeiten  der  I.  Kommission. 


Übersicht  über  die  Verhandlungen. 


§  88. 
Die  Arbeitsverteilung, 

Das  Arbeitsgebiet  der  ersten  Kommission  war  bestimmt  durch  Ziffer 
1 — 4?  des  russischen  Rundschreibens  von  1899  *): 

Ziff.  1 :  Entente  stipulant  la  non-augmentation,  pour  un  terme  k 
fixer,  des  effectifs  actuels  des  f  orces  armees  deterre  et  deiner, 
ainsi  que  des  budgets  de  guerre  y  afferente;  etude  prealable  des  voies  dans 
lesqueUes  pourrait  meme  se  realiser  dans  l'avenir  une  reduction  des 
effectifs  et  des  budgets  ci-dessus  mentionnes. 

Ziff.  2 :  Interdiction  de  la  mise  en  usage  dans  les  armees  et  les  flottes, 
de  nouvelles  armes  ä  feu  quelconques  et  de  nouveauz  ezplosifs 
aussi  bien  que  de  po'udres  plus  puissantes  que  Celles  adoptees  actuelle- 
ment  tant  pour  les  fuisils  que  pour  les  canons. 

Ziff.  3:  Limitation  de  l'emploi  dans  leg  guerres  de  campagne  des 
ezplosifs  d'une  puissance  formidable,  deja  existants,  et  prohibition  du 
lan  cement  d  eproj  e  etiles  ou  d'explosi  fs  quelconques,  du  haut  des 
ballons,  ou  par  des  moyens  analogues. 

Ziff.  4:  Defense  de  l'emploi  dans  les  guerres  narales  de  bateaui- 
torpilleurs  sousmarins  ou  plongeurs,  ou  d'au  t  res  engins  de 
destruetion  de  la  meme  nature;  engagement  de  ne  pas  construire  ä  l'avenir 
denavires  de  guerre  ä  Operon. 

Ziff.  1   betraf  also  die  Frage   des  Rüstungsstillstandes,   Ziff. 
2 — 4  die  Frage  der  Kriegsmittelbeschränkung.2) 

Zorn  hat  später  die  Arbeiten  der  I.  Kommission  treffend  folgendermassen 
charakterisiert: 

„Von  den  drei  für  die  Arbeiten  der  Haager  Konferenz  niedergesetzten  Kom- 
missionen haben  die  Verhandlungen  der  ersten  Kommission  ein  zwar  nicht  genug 
zu  achtendes,  immerhin  das  verhältnismässig  geringste  Resultat  ergeben."3) 

Die  Verhandlungen  der  I.  Kommission  und  ihrer  beiden  Unter- 
kommissionen waren  technischer  Art,  bei  welchen  die  Vertreter  von  Heer 
und  Marine  das  entscheidende  Wort  hatten.  Die  Juristen  werden  auch, 
wenn  man  vielleicht  von  den  drei  Erklärungen  absieht,  den  rein  tech- 
nischen Verhandlungen  kaum  ein  besonderes  Interesse  entgegenbringen. 
Umsomehr  wird  man  es  hoffentlich  in  militärischen  und  politischen  Kreisen 
begrüssen,  dass  der  Jurist,  der  Vollständigkeit  seines  Werkes  zulieb,  auch 
die  für  ihn  zudem  keineswegs  bequem  liegenden  Verhandlungen  aus  dem 
Aktenstaub  zu  neuem  Leben  erweckt. 


*)  Vgl.  Bd.  I.  10,  36  f. 

*)  Vgl.  Bd.  I.  36. 

*)  aIm  neuen  Reich-  S.  326. 
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Zorn  hat  recht:  „Diese  Verhandlungen,  so  hochinteressant  sie  tech- 
nisch waren,  sind  ohne  juristische  Ausbeute." *) 

Aber  die  politische  Nutzanwendung  aus  den  Haager  Reden  und  An- 
trägen über  die  Verbote  der  Kriegsmittelverbesserung  und  den  Rüstungs- 
stillstand möchte  ich  doch  etwas  näher  rücken. 

Am  23.  Mai  fand  die  erste  Sitzung  der  ersten  Kommission  statt,2) 
unter  dem  Vorsitz  ihres  Präsidenten,  des  belgischen  ersten  Bevollmächtigten 
Beernaert. 

Man  begann  auch8)  hier  damit,  zwei  Unterkommissionen,  eine 
militärische  und  eine  Marine-Unterkommission,  zu  bilden.  Die  Kommis- 
sionsmitglieder konnten  sich  erklären,  welcher  Unterkommission  sie  an- 
gehören wollten. 

Den  technischen  Mitgliedern  (membres  militaires  und  membres  navales) 
war  von  vornherein  ihre  Unterkommission  angewiesen,  während  die  übrigen 
Vertreter  beiden  Unterkommissionen  angehören  konnten.4) 

Auf  die  Bemerkung  von  Rolin,  dass  für  einige  Artikel  des  Pro- 
gramms beide  Unterkommissionen  zuständig  seien  und  dass  sich  deshalb 
insoweit  die  „subdivision"  nicht  empfehle,  bemerkte  der  Präsident,  dass 
die  „questions  de  principe"  —  vorher  hatte  er  von  „questions  d'ordre 
g&iöral"  gesprochen  —  im  Plenum  der  Kommission  erörtert  werden  sollten. 

Die  zweite  Kommissionssitzung  am  26.  Mai  leitete  der  Präsident 
Beernaert  durch  eine  Rede  ein,6)  in  welcher  die  Aufgabe  der  I.  Kom- 
mission umschrieben  und  die  völkerrechtlichen  Verdienste  der  russischen 
Kaiser  um  die  Förderung  der  Menschlichkeit  hervorgehoben  wurden. 

Diese  Rede  wurde  später  in  Gemässheit  eines  Beschlusses,  den  die 
Kommission  auf  den  Antrag  von  Raffalovich  fasste,  gedruckt  und  verteilt6) 

Der  ersten  Kommission  —  so  etwa  führte  der  Präsident  in  dieser  Rede  aus  — 
ist  vielleicht  die  heiligste  Aufgabe  zugefallen.  Sie  hat  die  der  Konferenz  gestellte 
Hauptaufgabe  zu  studieren,  zu  erörtern  und  der  praktischen  Losung  zuzuführen; 
nämlich  die  Aufgabe,  den  Völkern  einen  dauerndenFriedenzu  sichern, 
sowie  der  fortschreitenden  und  zerstörenden  Entwicklung 
der  militärischenRüstungen  eine  Grenze  zu  setzen.  Die  öffent- 
liche Meinung  hat  das  sofort  erfasst  und  der  Konferenz,  im  Hinblick  auf  diese 
Aufgabe,  den  schönen  Namen  „ Friedenskonferenz*  beigelegt. 

Die  Anregung  des  Zaren  Nicolaus  IL  bedeutet  für  Russland  nichts  Neues. 
Seit  dem  Anfang  des  19.  Jahrhunderts  stehen  die  russischen  Kaiser  im  Dienste 
dieser  Gedanken. 

Als  zum  erstenmal  im  Jahre  1816  der  Wiener  Kongress,  ganz  wie  es  heute 
geschieht,  den  Plan  fasste,  durch  vertragsmassige  Beschränkung  der  Normalstärke 
der  Truppen  einer  jeden  Macht  in  Friedenszeit  die  Abrüstung  Europas  einzuleiten, 
da  trat  die  russische  Regierung  diesem  Vorschlag  mit  Begeisterung  bei.  Das  war 
der  Inhalt  des  berühmten  Briefes  Alexander  I.  an  den  Lord  Gastlereach. 

Im  Jahr  1868  trat  eine  internationale  Militärkommission  in  St.  Petersburg 
zusammen  und  einigte  sich  auf  das  vollständige  Verbot  des  Gebrauchs  gewisser 


J)  ,1m  neuen  Reich*,  S.  325. 

*i  IL  1.  Vgl.  Bd.  I.  36  f. 

8)  Wie  bei  der  zweiten  Kommission.    Vgl.  oben  S.  5. 

4)  Das  wurde  auf  die  Anfragen  von  Bihourd  und  Raffalovich  festgestellt  (II.  1)- 
Später  lud  der  Präsident  die  Kommissionsmitglieder  ein,  sie  möchten  angeben,  welcher 
Unterkommission  sie  angehören  wollten  (IL  4). 

5)  IL  2. 

6)  IL  5. 


§  88.    Die  Arbeitsverteilung.  443 

Sprengstoffe.  Zorn  erstenmal  wurden  in  einem  öffentlichen  Akt  feierlich  die 
Ideen  verkündet,  die  heute  ganz  natürlich  erscheinen,  dass  die  gesitteten  Staaten 
die  Pflicht  haben,  den  Jammer  des  Kriegs  möglichst  zu  mindern. 

Im  Jahre  1874  ergriff  aus  nicht  weniger  edlen  Erwägungen  Alezander  II. 
die  Initiative  zur  Einberufung  der  Brüsseler  Konferenz.  Damals  handelte  es  sich 
darum,  durch  die  Kodifikation  des  Kriegsrechts  alle  nutzlosen  Grausamkeiten  ab- 
zuschneiden. 

Aber  um  viel  weiter  geht  die  jetzige  Anregung!  Ich  weiss,  dass  die  zu 
überwindenden  Schwierigkeiten  bedeutend  sind;  aber  schon  der  Zusammentritt 
dieser  Konferenz  ist  ein  grosses  Ereignis. 

In  der  Weltgeschichte  ist  es  das  erstemal,  dass  Vertreter  fast  der  ganzen 
gesitteten  Welt  in  vollem  Frieden  zusammenkommen,  nicht  um  einen  Streit  bei- 
zulegen, nicht  um  eine  Beschwerde  zu  entscheiden,  nicht  um  sich  persönliche 
Vorteile  zu  sichern,  sondern  in  der  edelmütigen  Doppelabsicht,  das  Friedensein  - 
vernehmen  zu  sichern  und  für  den  Fall,  dass  es  doch  zum  Krieg  kommt,  die  Übel 
desselben  zu  mildem. 

Auch  beim  Kaiser  Nikolaus  II.  handelt  es  sich  nicht  etwa  um  erstmalige 
Kundgebungen. 

Vor  einigen  Jahren  machte  er  einer  Stadt  in  Frankreich  (Chateäudun)  eine 
Glocke  zum  Geschenk  und  da  liess  er  folgende  Worte  eingravieren:  Möge  sie  nur 
Eintracht  und  Friede  einläuten! 

Dieser  schöne  Wahlspruch  soll  unsere  Arbeiten  bestimmen. 

Wir  sind  mit  der  Verwirklichung  eines  Gedankens  betraut,  welcher  seit 
Jahrhunderten  die  Philosophen  wie  Staatsmänner  beschäftigt. 

Nachdem  man  sich  sodann  die  Beschlüsse  der  II.  Kommission  hin- 
sichtlich der  Protokollführung  und  der  Heimlichkeit  der  Verhandlung  ange- 
eignet hatte,  musste  man  sich  darüber  verständigen,  wie  der  Stoff  unter 
das  Plenum  und  die  Unterkommissionen  verteilt  werden  solle. 

In  dieser  Richtung  führte  der  Präsident  folgendes  aus: 

Die  vier  Aufgaben  des  Rundschreibens  von  1899,  für  welche  die  erste 
Kommission  zuständig  ist,  betreffen  teils  das  Prinzip,  teils  die  Anwendung. 

Da  kommt  zunächst  in  Nr.  1  die  „question  capitale".  Hier  handelt  es  sich 
um  die  vertragsmässige  Beschränkung  des  Landheers  und  der  Marine  resp.  der 
einschlägigen  Budgets,  sei  es,  dass  man  sich  auf  die  gegenwärtigen  Ziffern  einigt, 
oder  eine  andere  feste  Grenze  verbindlich  festlegt. 

Eine  weitere  Prinzipienfrage  ergibt  sich  aus  Nr.  2—4  und  kann  folgender- 
maßen formuliert  werden: 

Soll  man  jede  Neuerung  in  der  Herstellung  von  Kriegsmaschinen  des  Land- 
oder Seekriegs,  von  Waffen,  Pulver  und  Sprengstoffen  vertragsmässig  verbieten? 
Sollen  dieselben  also  trotz  aller  Erfindungen  so  bleiben,  wie  sie  sind?  Wenn  es 
auch  im  Rundschreiben  nicht  ausdrücklich  steht,  so  liegt  es  doch  zweifellos  im 
Ideenkreis  der  russischen  Regierung,  dass  an  Stelle  der  jetzigen  Feuerwaffen  keine 
anderen  Zerstörungsmaschinen  treten  dürfen,  die  auf  einer  neuen  Idee,  z.  B.  auf 
Elektrizität,  beruhen. 

Von  diesen  zwei  Prinzipienfragen  kann  die  erste  (Z.  1)  offenbar  im  Plenum 
erörtert  werden. 

In  zweiter  Hinsicht  werden  wir  alsbald  Beschluss  zu  fassen  haben. 

Weiter  begegnen  uns  aber  auch  Fragen  von  einer  mehr  speziellen  Natur, 
deren  Grundgedanke  darauf  geht,  die  Kriegsübel  in  Gemässheit  der  Petersburger 
Konvention  von  1868 ')  zu  mindern  und  zu  mildern.  Soll  man  aus  dieser  Menschlichkeits- 
erwägung den  Gebrauch  neuer  Sprengstoffe  und  stärkerer  Pulver  verbieten?  (Z.  2) 
Soll  man  den  Gebrauch  der  bisherigen  beschränken?  Soll  man  das  Werfen  von 
Geschossen  und  Sprengstoffen  aus  Luftschiffen  verbieten?  (Z.  3).  Und  was  die 
Marine  betrifft:  Soll  man  die  Sporen-  oder  Rammschiffe  sowie  die  unterseeischen 
Torpedoboote  und  ähnliche  Zerstörungsmaschinen  verbieten?  (Z.  4). 

Diese  Fragen  sind  technischer  Art,  die  wir  daher  wohl  an  unsere  beiden 
Unterkommissionen  verweisen  müssen. 

So  bleibt  also  nur  noch  zu  beschliessen,  ob  die  vorerwähnte  zweite  Prin- 
zipienfrage im  Plenum  oder  in  jeder  Unterkommission  verhandelt  werden  soll. 


l)  Der  Text  (II.  3)  hat  hier  einen  Druckfehler  (1858). 


444  §  89.    Die  Verhandlungen  der  militärischen  Unterkommission, 

Schliesslich  haben  wir  uns  über  die  Reihenfolge  zu  einigen.  Beim  ersten 
Blick  möchte  es  ganz  natürlich  erscheinen,  mit  dem  Anfang  anzufangen  und  zu- 
erst die  Hauptfrage  in  Angriff  zu  nehmen.  Aber  nach  einer  Anregung  des  Präsi- 
denten v.  Staal  machen  wir  es  wohl  besser  wie  die  zweite  Kommission,  welche 
mit  den  letzten  Kapiteln  begann  und  die  schwierigen  Fragen  ans  Ende  stellte. 

Wenn  Sie  zustimmen,  werde  ich  zunächst  die  Generaldebatte  eröffnen  über 
die  Gesamheit  unserer  Beratungsgegenstände.  Dann  werden  wir  über  die  zweite 
Prinzipienfrage  Beschluss  fassen  und  das  Weitere  an  die  Unterkommission  ver- 
weisen. 

Diese  Vorschläge  wurden  von  der  Kommission  gutgeheissen.1) 
Als  dann  aber  die  Generaldebatte  eröffnet  war,  meldete  sich  niemand 
zum  Wort.2) 

Der  Präsident  Beemaert  fragte  jetzt  an,  ob  man  die  auf  das  Ver- 
bot der  Kriegsmittelverbesserungen  bezügliche  Prinzipienfrage  dem  Plenum 
der  Kommission  vorbehalten  wolle. 

Der  russische  Oberst  Gilinsky  und  der  holländische  General  Den 
Beer  Poortugael  waren  aber  für  die  Überweisung  an  die  Unterkom- 
missionen, und  bei  der  Abstimmung  trat  die  Kommission  dieser  Auffassung 
in  grosser  Mehrheit  bei. 

Der  Präsident  erklärte,  dann  müssten  sich  also  beide  Unterkommis- 
sionen mit  dieser  Prinzipienfrage  beschäftigen. 

Nach  der  weiteren  von  der  Kommission  gebilligten  Feststellung  des 
Präsidenten  lagen  folgende  4  Spezialfragen  vor:8) 

1.  Das  Verbot  neuer  Feuerwaffen,   neuer  Sprengstoffe  und  brisante- 
rer Pulver. 

2.  Die  Beschränkung  der  bisherigen  Sprenggranaten  im  Landkrieg. 

3.  Das  Verbot,  Geschosse  und  Sprengstoffe    aus  Luftschiffen  u.  dgl. 
zu  werfen. 

4.  Das  Verbot  der  unterseeischen  Torpedoboote  und  ähnlicher  Zer- 
störungsmaschinen sowie  der  Sporen-  oder  Rammschiffe  im  Seekrieg. 

Für  die  beiden  ersten  Fragen  waren,  wie  der  Präsident  feststellte, 
beide  Unterkommissionen  zuständig.  Diese  Fragen  mussten  also  doppelt 
verhandelt  werden,  während  die  dritte  Frage  nur  vor  die  I.  oder  mili- 
tärischen Unterkommission  und  die  vierte  Frage  ausschliesslich  vor  die  II. 
oder  Marine-Unterkommission  gehörte.4) 

Damit  war  die  Arbeit  aufgeteilt. 

I.  Die  Verhandlungen  der  Unterkommissionen. 

§  89. 
Die  Verhandlungen  der  militärischen  Unterkommission. 

Die  erste  oder  militärische  Unterkomraission  hielt  6  Sitzungen  ab,6) 
die  samt  und  sonders  von  dem  Kommissionspräsidenten  Beernaert  ge- 
leitet wurden. 


l)  II.  4. 
f)  a.  a.  0. 

3)  Die  Vier-zahl  kommt  daher,  dass  Z.  3  des  Rundschreibens  geteilt  wurde. 

4)  IL  4. 

6)  Am  26.,  29.  und  31.  Mai  sowie  am  7.,  22.  und  26.  Juni  (II.  56-79). 
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In  der  3.  Sitzung  wurde  der  frühere  holländische  Kriegsminister 
General  Den  Beer  Poortugael  zum  Berichterstatter  ernannt.1) 

Für  die  Vorberatung  der  Z.  1  des  russischen  Rundschreibens  oder 
des  Rüstungsstillstandes  bestellte  die  Unterkommission  in  ihrer  Schluss- 
sitzung einen  eigenen  Prüfungsausschüsse) 

Somit  hatte  die  Unterkommission  selbst  nur  die  Z.  2  und  3  und  auch 
diese  nur  in  Beschränkung  auf  die  Fragen  des  Landheeres  und  Landkriegs 
zu  verhandeln. 

Die  Fragen  lauteten  hier: 

Z.  2:  Sollen  für  das  Landheer  neue  Feuerwaffen  und  Sprengstoffe 
sowie  brisantere  Pulver  verboten  werden? 

Z.  3:  a)  Sollen  die  bereits  vorhandenen  Sprenggranaten  der  Belagerungs- 
artillerie (exphsifs  d'une  puissance  formidable)  beschränkt 
und 

b)  soll    das  Werfen   von  Geschossen  und  Explosivstoffen  aus 
Luftschiffen  und  auf  ähnlichen  Wegen  untersagt  werden? 

Die  Beratungen  nahmen  folgenden  Verlauf: 

I-  In  der  1.  Sitzung  am  26.  Mai8)  stand  Z.  2  oder  die  Frage  zur 
Beratung,  ob  man  auf  Verbesserung  der  Feuerwaffen,  Sprengstoffe  und 
Pulver  verzichten  wolle.  Beabsichtigt  war  zunächst  nur  eine  General- 
debatte. 

Russland  stellte  zur  Gewehr  frage  den  Antrag,  man  solle 
auf  bestimmte  Zeit  den  jetzigen  Typus  („le  type  actuel")  festlegen,  ohne 
jedoch  Verbesserungen  innerhalb  dieses  Typus  auszuschliessen.  Als  die 
Frage  des  Kalibers  angeschnitten  wurde,  das  bei  dem  damaligen  Dienst- 
gewehr zwischen  6,  7  und  8  wechselte,  stellte  Holland  dementsprechend 
den  Antrag,  dass  unter  Festlegung  des  Gewehrtypus  das  Kaliber  6,  7  und 
8  die  Grenze  bilde.4) 

Dann  sprach  ein  Amerikaner  zur  Pulverfrage  und  zeigte  sich 
dem  Verbesserungsverbot  wenig  geneigt.6) 

Bei  der  sich  anschliessenden  Erörterung  über  das  Verbot  neuer  Spreng- 
stoffe trat  sofort  die  Frage  der  Dum-  Dum-G  eschosse  in  den  Vordergrund, 
die  man  gegen  den  Widerspruch  von  England  zu  verbieten  geneigt  war.6) 

Sodann  wurden  die  Erklärungen  der  Vertreter  zum  russischen  Ge- 
wehrantrag entgegengenommen,7)  und  der  Präsident  forderte  zu  be- 
stimmt formulierten  Anträgen  auf.8) 

II.  In  der  2.  Sitzung  am  29.  Mai9)  lagen  zur  Gewehrfrage 
zwei  neue  Anträge  von  Russland  und  Holland  vor,  die  beide  in  be- 
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70. 

■)H. 

79. 

*)  IL 

56. 
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57. 

6)  III 

.  57. 
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57. 

7)H. 

57  ff. 

8)  II. 

60. 

•)  II. 
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jahender  Stellungnahme  zu  Ziff.  2  des  russischen  Rundschreibens  und  bei 
grundsätzlicher  Obereinstimmung  den  Neuerungen  eine  Grenze  setzen  wollten, 
indem  sie  den  Umfang  der  Zulässigkeit  der  Gewehrverbesserungen  in  ver- 
schiedener Weise  zu  bestimmen  suchten,  was  indes  grosse  technische 
Schwierigkeiten  machte. 

Das  Bestreben  ging  darauf,  den  sog.  rückständigen  Staaten  (auf  der 
Konferenz  sprach  man  in  bemerkenswerter  Beständigkeit  von  „pays  arri6res"j 
den  Weg  zum  Waffensystem  der  Militärmächte  frei  zu  halten,  die  letzteren 
aber  zum  Stillstand  zu  zwingen. 

Weiter  brachte  Russland  einen  Antrag  ein,  nach  welchem  die 
Halbmantelgeschosse  verboten  werden  sollten,  wobei  aber  der  Name 
Dum-Dum  vermieden  wurde.1)  Auch  die  Schwei  z  hatte  einen  einschlägigen 
Antrag  gestellt,  der  aber  später  zurückgezogen  wurde.  Die  Franzosen 
regten  dabei  eine  Änderung  an  und  es  war  noch  eine  weitere  Verständi- 
gung erforderlich.2) 

Darnach  ging  man  zur  Kanonen  frage  über:8)  Sollte  man  sich 
auch  hier  auf  den  jetzigen  Typus  festlegen  und  durch  ein  Abkommen 
Verbesserungen  untersagen  ? 

Russland  vertrat  wieder  den  zur  Gewehrfrage  eingenommenen 
Standpunkt,  der  in  Anwendung  auf  die  Kanone  lautete:  Die  rückständigen 
Staaten  sind  berechtigt,  es  den  ersten  Militärmächten  gleichzutun  und 
noch  die  beste  Kanone,  also  die  Schnellfeuerkanone  einzuführen  ;  aber  dieses 
System  bleibt  festgelegt  und  somit  haben  die  Militärmächte  bei  demselben 
zu  bleiben. 

Man  stimmte  zunächst  über  die  Ausnahmestellung  der  zurückgebliebe- 
nen Staaten  ab,  indem  man  die  Frage  stellte:  Bedeutet  ein  Kanonen- 
verbesserungsverbot nichtsdestoweniger  noch  die  Erlaubnis,  die  besten 
gegenwärtigen  Typen  anzunehmen? 

Nachdem  sich  aber  für  die  Bejahung  dieser  Frage  keine  Mehrheit 
fand,  war  das  Interesse  am  ganzen  Verbesserungsverbot  dahin,  und  es 
erhob  sich  für  dasselbe  keine  Stimme  mehr.4) 

Auch  in  der  Pulverfrage  entschied  man  sich  gegen  ein  Ver- 
besserungsverbot.6) 

Nun  kam  man  zur  Verhandlung  über  Ziff.  3  des  russischen  Rund- 
schreibens. 

An  erster  Stelle  handelte  es  sich  hier  um  eine  Beschränkung  der 
bereits  vorhandenen  Sprenggranaten  der  Belagerungsartillerie. 

Zwei,  russische  Anträge,  die  in  dieser  Richtung  gestellt  wurden, 
konnten  aber  die  Mehrheit  nicht  finden.6) 

An  zweiter  Stelle  handelte  es  sich  um  die  Benützung  der  Luftschiffe 


E)  II- 
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zum  Werfen   von  Geschossen   und  Sprengstoffen,    die  man   zu  verbieten 
beschloss.1) 

III.  In  der  3.  Sitzung  am  31.  Mai2)  wurde  die  mittlerweilen  verein- 
barte Fassung  des  Verbots  der  Dum-Dum-Geschosse  vorgelegt,  und 
angenommen.3) 

Darnach  ging  man  zur  Gewehrfrage  über  und  Holland  ver- 
suchte es,  durch  eine  neue  Fassung  die  russische  Forderung  durchzusetzen,4) 
die  freilich  rücksichtlich  der  Kanonen  bereits  endgültig  abgelehnt  war. 
Aber  die  neue  Fassung  gefiel  ebensowenig  und  auch  fiir  den  russischen 
Antrag  selbst  trat  niemand  mehr  ein.6) 

Jetzt  wurde  die  Frage  aufgeworfen,  ob  nicht  wenigstens  das  System 
der  Selbstlader  verboten  werden  solle.  9  Staaten  waren  für,  6  gegen  ein 
solches  Verbot,  während  sich  6  der  Stimme  enhielten.6)  Die  Sache  blieb 
also  unentschieden. 

Die  Frage,  ob  man  schon  Stellung  gegen  Kriegsmittel  nehmen  solle, 
auf  welche  in  Zukunft  vielleicht  die  Wissenschaft  der  Chemie  und  Elek- 
trizität führen  würde,  wurde  der  Entscheidung  der  gesamten  Konferenz 
vorbehalten.7) 

IV.  Die  Gewehrfrage  war  aber  mit  dem  letzten  ablehnenden  Be- 
schluss  noch  nicht  zur  Ruhe  gekommen:  Holland  versuchte  es  abermals 
mit  einer  neuen  Fassung,  über  welche  in  der  4.  Sitzung  verhandelt 
wurde.8) 

Nachdem  insbesondere  der  holländische  General  Den  Beer  Poortu- 
gael  in  längerer  Rede9)  für  und  der  deutsche  Oberst  Gross  v.  Schwarz- 
hoff, sowie  der  englische  General  Ardagh10)  gegen  diesen  Antrag  ge- 
sprochen und  Vertreter  der  Balkanstaaten  für  die  zurückgebliebenen  Staaten 
Weiteres  herauszuschlagen  versucht  hatten,11)  wurde  abgestimmt;  und  nun- 
mehr entschieden  sich  8  Staaten  für  den  Antrag,  2  Staaten  dagegen, 
während  sich  freilich  noch  9  Staaten  der  Stimme  enthielten.12) 

Die  Amerikaner  kamen  jetzt  noch  einmal  auf  die  Luftschiffe  zurück, 
deren  Lenkbarkeit  in  Sicht  sei. 

Dieselben  meinten,  man  solle  die  jetzige  Entscheidung  in  den  Grenzen 
unserer  heutigen  Erkenntnis  halten  und  deshalb  mit  einem  vorläufigen 
Verbot  für  die  Zeit  von  5  Jahren  zufrieden  sein.  Sie  stellten  einen  dies- 
bezüglichen Antrag,  dessen  Erledigung  aber,  nachdem  bereits  ein  fertiger 
Beschluss  vorlag,  dem  Plenum  der  Kommission  vorbehalten  wurde.18) 


l)  IL  65. 
8)  II.  66. 
8)  II.  67,  70. 
*)  a.  a.  0. 
5)  II.  68-70. 

7)  a.  a.  0. 

8)  IL  71. 

•)  II   71-73. 
l0)  III.  73  f. 
")  IL  74. 
")  IL  75. 
l»)  IL  75  f. 
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Damit  war  das  Pensum  der  ersten  Unterkommission  erschöpft. 

In  der  5.  Sitzung  stand  der  Bericht  von  Den  Beer  Poortugael  zur 
Prüfung. 

Derselbe  ist  abgedruckt  IL  13  —  19  und  spricht  am  Schluss  insbe- 
sondere dem  Präsidenten  den  Dank  aus  für  seine  vorzügliche  Geschäfts- 
leitung und  die  lichtvolle  Art,  mit  welcher  er  die  verwickelten  technischen 
Fragen  zu  klären  gewusst  habe. 

Anlässlich  der  Verhandlungen  über  die  Protokollgenehmigung  kam 
der  russische  Vertreter  noch  einmal  auf  die  Kanonenfrage  zurück,  um 
darzulegen,  warum  Russland  sich  schliesslich  hier  der  Stimme  enthalten 
habe.1)  Der  Bericht  wurde  angenommen  und  dem  Berichterstatter  „für 
seine  ausgezeichnete  Arbeit"  der  Dank  der  Unterkommission  ausgesprochen.2] 

In  der  6.  (Schluss-)Sitzung  am  26.  Juni  wurde  der  besondere  Aus- 
schuss  zur  Prüfung  der  Ziff.  I  betreffend  den  Rüstungsstillstand  gewählt.3) 

Damit  war  die  Tätigkeit  der  militärischen  Unterkommission  zu  Ende. 

§  90. 
Die  Verhandlungen  der  Marine-Unterkommission. 

Die  zweite  oder  Marine-Unterkommission  hielt  7  Sitzungen  ab,4)  die 
samt  und  sonders  von  dem  holländischen  Bevollmächtigten,  dem 
früheren  Minister  des  Äussern  van  Karnebeek  geleitet  wurden. 

Der  Berichterstatter  wurde  im  Gegensatz  zu  der  ersten  Unterkom- 
mission6) gleich  in  der  1.  Sitzung  gewählt,  damit  er  sich  von  Anfang  an 
seine  Aufzeichnungen  machen  könne,6)  und  auf  den  Vorschlag  des  Vor- 
sitzenden ward  der  österreichische  Korvettenkapitän  Graf  Soltyk 
für  dieses  Amt  bestellt.7) 

Der  zweiten  Unterkommission  oblag  die  Prüfung  der  Marinefragen 
in  Ziff.  1 — 4  des  russischen  Rundschreibens.8) 

Ziff.  1  oder  die  Frage  des  Flottenrüstungsstillstands  war  allerdings 
vorerst  zurückgestellt  worden. 

Die  Frage  in  Gemässheit  der  Ziff.  2  lautete: 

Sollen  für  die  Marine  neue  Feuerwaffen  und  Sprengstoffe  sowie 
brisantere  Pulver  verboten  werden? 

In  Ziff.  3  handelt  es  sich  um  die  Frage  der  Beschränkung  schon 
existierender  Sprenggranaten,  aber  nur  für  die  BelagerangsartiJlerie 
im  Landkrieg.  Indes  nahm  man  das  im  Anfang  nicht  so  genau  und  be- 
handelte diese  Frage  eine  Zeitlang  auch  für  die  Marine. 

l)  IL  77  f. 

3)  IL  79!    Vgl.  oben  S.  445. 

*)  Am  26.,  29.  und  31.  Mai  sowie  5.,  16.,  26.  und  30.  Juni  (IL  80—101). 

5)  Vgl.  oben  S.  44ö. 

*)  Was  ihn  nicht  hindern  sollte,  an  der  Debatte  teil  zu  nehmen.  (IL  80).  In  der 
Tat  griff  Graf  Soltyk  wiederholt  in  die  Debatte  ein. 

7)  IL  80.  Es  wurde  noch  ausdrücklich  betont,  dass  auch  in  dieser  Unterkommission 
die  Staaten  durch  die  Abstimmung  ihrer  Bevollmächtigten  noch  nicht  verpflichtet  würden. 
(IL  86). 

')  Vgl.  oben  S.  444. 


§  90.    Die  Verhandlungen  der  Marine-Unterkommission.  449 

Zu  Ziff.  4  wurden  die  Fragen  gestellt: 

a)  Soll  für  den  Seekrieg  die  Verwendung  der  Unterseeboote  und  der 
anderen  Zerstörungsmaschinen  dieser  Art  verboten  werden  ? 

b)  Soll  der  Bau  von  Rammschiffen  für  die  Zukunft  untersagt 
werden  ? 

I.  In  der  1.  Sitzung  der  Unterkommission  am  26.  Mai1)  stand  Ziff.  2 
oder  das  Verbot  neuer  Feuerwaffen  als  erster  Punkt  auf  der  Tages- 
ordnung. 

Zunächst  handelte  es  sich  um  das  Verbot  neuer  Kanonentypen. 
Russland  beantragte  ein  solches  Verbot  zunächst  einmal  für  4  oder  5 
Jahre.2) 

Es  ergaben  sich  indes  grosse  Schwierigkeiten,  und  der  russische 
Antragsteller  wurde  ersucht,  seinem  Antrag  für  die  nächste  Sitzung  eine 
bestimmtere  Fassung  zu  geben.8) 

Bei  der  Erörterung  über  das  Verbot  neuer  Sprengstoffe  wieder- 
holte sich  dieses  Bild.4)  Auch  die  der  Ziff.  3  entlehnte  Frage  der  Be- 
schränkung von  schon  existierenden  Sprengstoffen  wurde  alsbald  vertagt.5) 

II.  In  der  2.  Sit  zun  g  am  29.  Mai  liess  sich  der  russische  Vertreter 
über  Einzelheiten  aus,  welche  seinem  Antrag  eine  bestimmtere  Form  zu 
geben  geeignet  schienen,  während  der  französische  Vertreter  Pgphau  einen 
Antrag  einbrachte,  der  sich  darauf  beschränkte,  nur  das  prinzipielle  Verbot 
der  Einführung  neuer,  d.  h.  überhaupt  noch  nicht  vertretener  Kanonentypen 
aufzustellen  und  eine  Erhöhung  des  Kalibers  zu  untersagen.  Es  sollten 
indes  damit  die  zurückgebliebenen  Staaten  nicht  behindert  werden,  die 
beste  Kanone  der  Militärmächte  anzunehmen. 

Die  Verhandlungen  brachten  Einwendungen  der  verschiedensten  Art 
zutage  und  schlössen  mit  der  Aufforderung  des  Präsidenten,  die  Bevoll- 
mächtigten möchten  zunächst  über  den  ersten,  mehr  grundlegenden  Teil  des 
Antrags  P6phau,  also  mit  Ausschluss  der  Kaliberfrage,  Instruktionen  er- 
bitten.«) 

III.  In  der  3.  Sitzung  am  31.  Mai  überzeugte  man  sich  indes,  dass 
der  Antrag  Pgphau  nicht  zu  trennen  sei  und  beschloss,  dass  die  Bevoll- 
mächtigten die  Ansichten  ihrer  Regierung  über  den  ganzen  Antrag  ein- 
holen sollten.7) 

Alsdann  ging  man  zur  Frage  der  Sprengstoffe  über.8)  Rassland 
beantragte,  die  Verwendung  von  (freilich  noch  nicht  erfundenen)  Geschossen 
zu  untersagen,  deren  ausgesprochener  Zweck  es  sei,  erstickende  oder  giftige 
Gase  zu  verbreiten.  Der  Antrag  wurde  gegen  die  Stimme  der  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  und  unter  Stimmenthaltung  von  Siam  angenommen.9) 

l)  II.  80. 
*)  IL  8t. 

8)  a.  a.  O. 

4)  IL  81  f. 

•)  IL  82. 

•)  II.  85. 

7)  IL  86. 

8)  IL  86  ff. 

•)  IL  87  f.    Eine  Anzahl  Staaten  hatte  den  Vorbehalt  der  Einmütigkeit  gemacht 

M eurer,  Haager  Friedenskonferenz  IL  29 
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Dann  kam  Ziff.  4  des  russischen  Rundschreibens  zur  Verhandlung. 
Hier  handelte  es  sich  um  ein  Verbot  der  Unterseeboote  und  der  Ramm- 
schiffe.   Aber  nach  keiner  Richtung  konnte  eine  Einigung  erzielt  werden.1) 

Auch  die  Frage  der  Zulassung  von  Marinebevollmächtigten  im  See- 
krieg wurde  vertagt.8) 

IV.  In  der  4.  Sitzung  am  5.  Juni8)  stand  die  Frage  über  die  Ramm- 
schiffe wieder  auf  der  Tagesordnung;  indes  zog  Scheine,  nachdem  ausser 
Österreich-Ungarn  und  Schweden-Norwegen  nun  auch  Dänemark  dagegen 
stimmte,  seinen  Antrag  alsbald  zurück.4) 

Sodann  wandte  sich  die  Verhandlung  dem  Antrag  P6phau  zu.5) 

Der  erste  Teil  wurde  als  zu  allgemein  abgelehnt.6) 

Für  den  zweiten  Teil,  betreffend  die  Kaliberfrage,  legte  nun  aber 
Scheine  eine  genauere  Fassung  vor,  die  indes  in  technischer  Hinsicht  sehr 
kompliziert  erschien  und  zunächst  von  jedem  Staat  auf  ihre  Möglichkeit 
geprüft  werden  sollte.7) 

Als  man  dann  zur  Frage  der  Beschränkung  bereits  existierender 
Sprenggranaten  für  den  Seekrieg  übergehen  wollte,  machte  Russland  aus 
der  Fassung  der  Ziff.  3  des  Rundschreibens  Zuständigkeitsbedenken  geltend 
und  die  Frage  wurde  verlassen.8) 

Auch  auf  die  allerdings  ganz  anders  geartete  Frage  der  Zulassung 
von  Marinebevollmächtigten  auf  dem  Seekriegsschauplatz  wollte  die  Unter- 
kommission nicht  eingehen.9) 

Ein  russischer  Antrag,  es  müssten  die  Rammvorrichtungen  zur  Friedens- 
zeit umkleidet  werden,  hatte  dasselbe  Schicksal.10) 

Damit  war  das  Programm  der  Marine-Unterkommission  erschöpft. 

V.  In  der  5.  Sitzung  verlas  der  Korvettenkapitän  Graf  Soltyk  den 
an  die  Kommission  zu  erstattenden  Bericht  der  Unterkommission.11)  Der 
Bericht  ist  abgedruckt  IL  20—25.  Graf  Soltyk  hatte,  wie  der  Präsident 
unter  herzlichen  Dankesbezeugungen  hervorhob,  seine  höchst  schwierige 
Aufgabe  hervorragend  gelöst.12) 

Der  englische  Admiral  Fisher  beglückwünschte  unter  der  ausdrück- 
lichen Zustimmung  des  deutschen  Bevollmächtigten  Siegel  und  dem  ein- 
mütigen Beifall  der  Versammlung  den  Präsidenten  van  Karnebeek  zu  seiner 
umsichtigen  Leitung  der  schwierigen  Verhandlungen  wie  zu  der  Ausdauer, 


l)  IL  88,  89. 
9)  II.  89  f. 
8)  IL  91. 
*)  a.  a.  O. 

5)  a.  a.  O. 

6)  IL  92. 

7)  IL  94. 

8)  IL  94. 
•)  a.  a.  O. 

10)  IL  95. 

")  IL  96. 

")  a.  a.  0.  Es  worden  noch  einige  Änderungen  angeregt  (IL  96)  und  die  Wieder- 
eröffnung der  Verhandlungen  über  den  Antrag  Scheine  betr.  das  Verbot  neuer  Kanonen 
nach  dem  Prüfungsergebnis  der  Regierungen  in  Aussicht  gestellt  (II.  97.) 
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mit  welcher  er  sich  bemüht  habe,  zu  positiven  Ergebnissen  vorzu- 
dringen.1) 

Auch  der  Schluss  des  Soltykschen  Berichts  erwähnte  dankend  die 
unparteiische  und  sachgemftsse  Leitung  des  Präsidenten.8) 

Nachträglich  wurden  dann  noch  zwei  Sitzungen  nötig,9)  die  sich  mit 
dem  Stillstand  der  Flotte  und  des  Marinebudgets  beschäftigten. 

Die  Frage  des  Rüstungsstillstands  hatte  sich  allerdings  das  Plenum 
der  Kommission  selbst  vorbehalten.  Aber  es  erwies  sich  dann  doch  die 
Notwendigkeit  der  Vorberatung,  und  so  hatte  sich  die  Marine-Unterkom- 
mission kraft  nachträglichen  Auftrags  über  den  russischen  Antrag  betref- 
fend den  Rüstungsstillstand  bei  der  Flotte  schlüssig  zu  machen,  kam  aber 
gleichfalls  in  der  Sache  selbst  zu  keinem  endgültigen  Resultat. 

Damit  hatten  dann  die  Verhandlungen  der  Marine-Unterkommission 
ihr  Ende  erreicht,  und  ein  eigens  bestellter  Berichterstattungsausschuss 4) 
erhielt  den  Auftrag,  der  Kommission  über  diese  letzte  Beratung  der 
Unterkommission  gesonderte  Mitteilung  zu  machen.5) 

II.  Die  Verhandlungen  der  Kommission  und  der  Konferenz. 

§  91. 
Die  Komniissionsverhandlungen. 

Die  Vollkommission  hielt  zur  Beschlussfassung  über  das  durch  die 
beiden  Unterkommissionen  vorbereitete  Material  6  Sitzungen  ab:  am  22., 
23.,  26.  und  30.  Juni  sowie  17.  und  20.  Juli.6) 

A.  Zunächst  stand  Ziff.  II — IV  des  russischen  Rundschreibens 
auf  der  Tagesordnung. 

I.  Die  erste  Sitzung  am  23.  Juni,7)  die  dritte  in  der  Gesamtreihen- 
folge, wurde  vom  Präsidenten  Beernaert  durch  die  Bemerkung  ein- 
geleitet, dass  die  Beschlüsse  der  beiden  Unterkommissionen  leider  wenig 
zahlreich  seien. 

Der  erste  Punkt  der  Tagesordnung  war  der  durch  Den  Beer  Poortu- 
gael  erstattete  Bericht  der  militärischen  Unterkommission. 

Zunächst  handelte  es  sich  hier  um  die  beschlussmässig  erledigten 
Fragen  der  Dum-Dum-Geschosse*)  und  der  Luftschiffe.9)  Das  Verbot  der 
ersten  wurde   mit  20  gegen  2  Stimmen,10)  bei  einer  Stimmenthaltung11) 


l)  II.  97. 
8)  II.  *5. 
s)  Am  26.  und  30.  Juni,  IL  98  ff.  101. 

4)  In  diesen  wurden  auf  den  Vorschlag  des  Präsidenten  gewählt:   v.  Bille,  Graf 
Soltyk,  Scheine  und  Corragioni  d'Orelli.  (II.  100). 

5)  Der  Bericht  wurde   in  der  Schlusssitzung  am  30.  Juni  vorgelesen  und  geneh- 
migt IL  101  und  ist  abgedruckt  IL  46  f. 

•)  IL  5—55. 

7)  IL  5ff. 

")  IL  5-8. 

»)  IL  8—9. 

10)  England  und  die  Vereinigten  Staaten. 

")  Portugal. 

«9* 
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angenommen,  während  das  Verbot,  aus  Luftschiffen  Geschosse  und  Spreng- 
stoffe zu  werfen,  einstimmig  gutgeheissen  wurde. 

Auf  die  weiteren  negativen  Beratungsergebnisse  der  Unterkommission 
wollte  niemand  mehr  zurückgreifen,  und  die  Gewehrfrage  wurde  ausdrück- 
lich der  Entscheidung  einer  späteren  Konferenz  vorbehalten.1) 

Dann  kam  der  durch  Graf  Soltyk  erstattete  Bericht  der  Marine- 
Unterkommission  zur  Besprechung.8) 

Die  Kanonen-Frage  wurde  wie  vorher  die  Gewehrfrage  den  Re- 
gierungen zur  Prüfung  empfohlen  und  das  Verbot  von  Geschossen  mit  er- 
stickenden oder  giftigen  Gasen  gegen  die  Stimme  der  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika  gutgeheissen.8)  Die  Vertreter  von  6  Staaten  erklärten  so- 
dann, sie  würden  das  Verbot  nur  annehmen,  wenn  es  einstimmig  zustande 
komme.4) 

II.  In  der  zweiten  Kommissionssitzung  am  23.  Juni 6)  wurde  der  Marine- 
bericht zu  Ende  beraten.  Es  handelte  sich  noch  um  das  Verbot  der 
Unterseeboote  und  Rammschiffe,  zu  dem  sich  aber  auch  die  Kommission 
nicht  entschliessen  konnte.6) 

Mit  dem  Danke  an  die  beiden  Berichterstatter,  welche  in  der  Tat 
mit  grosser  Energie  ihre  heikle  und  komplizierte  Aufgabe  gelöst  hatten, 
endigte  diese  Verhandlung. 

B.  Man  ging  jetzt  zur  Prüfung  der  Ziffer  I  des  russischen  Rund- 
schreibens über.7) 

Die  Frage  des  Rüstungsstillstandes  hatte  sich  die  Kommission  zur 
eigenen  unmittelbaren  Behandlung  vorbehalten. 

Die  einleitenden  Reden  zur  Empfehlung  des  Rüstungsstillstandes 
hielten  der  Kommissionspräsident  Beernaert,8)  der  Konferenzpräsident  Staal 9) 
und  Den  Beer  Portugael.10) 

Dann  brachte  Gilinsky  den  russischen  Antrag  betr.  den  Rüstungs- 
stillstand des  Landheeres  in  Vorlage11)  und  begründete  denselben  durch 
eine  längere  Rede.18) 

Am  Schluss  der  Sitzung  legte  Scheine  den  russischen  Antrag  betr. 
den  Rüstungsstillstand  der  Marine  auf  den  Tisch  des  Hauses.18) 

III.  In  der  Kommissionssitzung  am  26.  Juni14)  gab  Gilinsky  noch 
weitere  Erläuterungen  zu  seinem  Antrag,   den  der  deutsche  Oberst  Gross 


l)  II.  9-10. 
*)  II.  11  ff. 

3)  II.  12. 

4)  Diese  Staaten  waren:  Deutschland,  Österreich-Ungarn,  England,  Italien,  Japan 
und  Portugal,    (a.  a.  0.) 

»)  II.  26  ff. 
•)  II.  26-27. 

7)  II.  27. 

8)  IL  27  f. 
•)  II.  28  f. 

10)  IL  29  f. 
")  IL  33. 
»)  IL  30-34. 
,8)  IL  34. 
u)  IL  35  ff. 
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v.  Schwarzhoff  bekämpfte,1)  während  er  von  russischer  und  holländischer 
Seite  verteidigt  wurde.8) 

Damit  schloss  die  Generaldebatte  über  den  Antrag  Gilinsky  und 
dieser  mitsamt  dem  Antrag  Scheine  wurde  nun  noch  nachträglich  zur 
Vorberatung  an  die  betreffenden  Unterkommissionen  hinübergegeben.8) 

IV.  In  der  Kommissionssitzung  am  30.  Juni4)  stand  der  Bericht  der 
militärischen  Unterkommission  resp.  des  dafür  eigens  bestellten  Prüfungs- 
ausschusses, sowie  der  Bericht  der  Marine-Unterkommission  auf  der  Tages- 
ordnung.5) 

Der  Antrag  Gilinsky  war  vom  Prüfungsausschuss  abgelehnt  und 
eine  weitere  Prüfung  der  Frage  durch  die  auf  der  Konferenz  vertretenen 
Regierungen  gewünscht  worden. 

Die  Kommission  trat  diesem  Beschluss  bei  und  nahm  weiterhin  eine 
Ton  Bourgeois  beantragte  Resolution  des  Inhalts  an,  dass  die  Einschränkung 
der  Militärlasten  für  das  Wachstum  des  materiellen  und  sittlichen  Wohles 
der  Menschheit  höchst  wünschenswert  sei.6) 

Der  Antrag  Scheine  hatte  dasselbe  Schicksal.  Nach  einer  kritischen 
Besprechung  des  Berichts  der  Unterkommission  7)  wurde  mit  dem  Wunsch, 
dass  sich  die  Regierungen  zu  einer  neuen  gründlicheren  Prüfung  der  Frage  ent- 
schliessen  möchten,  die  Verhandlung  über  den  Rüstungsstillstand  geschlossen. 

van  Karnebeek  wurde  zum  Berichterstatter  der  ersten  Kommission 
bestellt  und  auf  die  Anregung  von  Raffalovich  die  Drucklegung  der  Kom- 
missionsprotokolle vom  26.  und  30.  Juni  beschlossen.8) 

§  92. 

Der  Kommissionsbericht. 

A.  Auf  der  Tagesordnung  der  nächsten  Kommissionssitzung  am 
17.  Juli9)  stand  die  Genehmigung  des  von  Karnebeek  erstatteten  Kom- 
missionsberichts, der  in  mancher  Hinsicht  angegriffen  und  berichtigt  wurde. 
Da  der  Kommissionspräsident  Beernaert  in  Staatsgeschäften  nach  Brüssel 
abgereist  war,  musste  van  Karnebeek  das  Amt  des  Berichterstatters  und 
des  Vorsitzenden  zugleich  übernehmen. 

Der  zur  Verhandlung  gestellte  Berichtsentwurf  hatte  4  Abteilungen : 

I.  Die  erste  Abteilung  enthielt  die  drei  endgültigen  Beschlüsse 

1.  betr.  die  Luftschiffe. 

Dieser  Beschluss  war  in  der  Kommission  —  aber  nur  für  5  Jahre 
—  einstimmig  angenommen  worden.10) 

1  IL  36—38. 
2)  IL  38-40. 
')  IL  40. 

4)  II  41  ff. 

5)  IL  42-46,  46-48. 
e)  IL  46. 

7)  IL  46  ff. 

8)  IL  48. 

B)  IL  49  ff.  Die  Sitzung  begann  mit  einer  Trauerkundgebung  aus  Anlass  des  Ab- 
lebens des  russischen  Thronfolgers.  Die  dankende  Rflckäusserung  des  Zaren  wurde  in 
<*"  Plenarsitzung  der  Konferenz  am  21.  Juli  zur  Kenntnis  genommen.  (I.  74). 

10)  Vgl.  oben  S.  452. 
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2.  betr.  die  Geschosse,  deren  einziger  Zweck  es  ist,  erstickende  and 
giftige  Gase  zu  erzeugen. 

Dieser  Beschluss  war  in  der  Kommission  gegen  1  Stimme  ein- 
stimmig angenommen  worden,  wobei  aber  6  Staaten  den  Vorbehalt  voller 
Einmütigkeit  gemacht  hatten.1) 

3.  betr.  die  Geschosse,  die  sich  ausdehnen  oder  plattdrücken. 
Dieser  Beschluss  war  gegen  2  Stimmen  und  1  Stimmenthaltung  gefasst 

worden.8) 

Den  Beschlüssen  unter  Ziff.  1  u.  2  legte  der  Berichterstatter  keine 
sehr  grosse  Bedeutung  bei,  und  bei  Ziff.  2  u.  3  störte  ihn  der  Mangel  der 
Einmütigkeit ;  aber  das  sei  für  die  Kommission  kein  Grund  gewesen,  diese 
Beschlüsse  unberücksichtigt  zu  lassen.9) 

Der  Berichterstatter  hatte  an  diesen  drei  Beschlüssen  behufs  besserer 
Fassung  kleine  Veränderungen  angebracht,  die  indes  abgelehnt  wurden.4) 

Bei  Ziff.  2  war  sodann  nicht  erwähnt,  dass  hier  eine  Anzahl  nur 
unter  der  Bedingung  der  Einstimmigkeit  dafür  gestimmt  hatte.  Das  wurde 
beanstandet.5) 

Es  entspann  sich  auch  eine  Debatte  darüber,  ob  die  Contra-Stimmen 
und  die  Stimmenthaltungen  sowie  die  Gründe  für  die  letzteren  und  die 
Abstimmungsdaten  im  Bericht  angegeben  werden  sollten.6) 

Die  weitere  Verhandlung  drehte  sich  um  die  Form,  welche  diesen 
drei  Beschlüssen  schliesslich  zu  geben  sei  und  in  Verbindung  damit  um 
die  Frage,  ob  die  zeitliche  Beschränkung  auf  5  Jahre  nicht  für  alle  3  Be- 
schlüsse gemeinsam  ausgesprochen  werden  solle. 

Der  Berichterstatter  schlug  vor,  einfach  die  Ausdehnung  der  Peters- 
burger Deklaration  von  1868  in  der  Richtung  der  drei  Beschlüsse  für 
5  Jahre  auszusprechen.  Einige  Konferenzmächte  hätten  1868  nicht  mit- 
gemacht Somit  würde  die  Annahme  seines  Vorschlags  zugleich  auch  ein 
Beitritt  zur  Petersburger  Deklaration  sein,  und  mit  der  Beschränkung  der 
Geltungsdauer  bei  sämtlichen  drei  Beschlüssen  käme  man  im  gewissen 
Mass  auch  den  beiden  Contra-Staaten  entgegen.7) 

Das  war  aber  eine  eigenmächtige  Neuerung  und  stiess  daher  auf 
den  vereinten  Widerspruch  von  Mahan,  Gilinsky,  v.  Martens,  Beldiman, 
Scheine  und  Bourgeois,  welche  ausführten,  dass  die  Einfuhrung  der  zeit- 

*)  Vgl.  oben  S  452. 
oben  S.  451  f. 


*)  Vgl.  ol 
')  II.  50. 


4)  IL  49.  An  dem  Meinungsaustausch  beteiligten  sich  Gross  v.  Schwarzhoff, 
Gilinsky,  Graf  Macedo,  Den  Beer  Poortugael  und  van  Karnebeek.  Insbesondere  betonte 
Gross  v.  Schwarzhon",  dass  die  erste  Fassung  besser  die  technische  Bedeutung  wiedergebe. 
(II.  49  f) 

s)  von  Siegel  und  Pauncefote  (IL  51).  Pauncefote  hatte  (II  51)  von  14  Staaten 
gesprochen.  Er  hatte  aber  dabei,  wie  auch  alsbald  vom  Präsidenten  festgestellt  wurde, 
(IL  51)  die  Abstimmung  in  der  Unterkommission  im  Auge  gehabt.  Vgl.  IL  24  und  dazu 
oben  S.  449  •,  452. 

•)  IL  50  An  diesem  Meinungsaustausch  beteiligten  sich  Beldiman,  Graf  Macedo, 
Mahan,  van  Karnebeek  und  Raffalovich. 

7)  IL  50. 
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liehen   Beschränkung  auch  bei  Ziff.  2  u,  3  ein  novum  sei,  über  das  ab- 
gestimmt und  wozu  Instruktion  eingeholt  werden  müsste.1) 

Gilinsky  insbesondere  verlangte  für  das  Verbot  der  „balles  expansives 
ou  dilatables"  gemäss  der  wiederholten  Beschlussfassung  eine  unbeschränkte 
Geltungsdauer. 

Weiter  wurde  auch  bemerkt,  dass  durch  die  Annahme  des  Antrags 
van  Karneb eek  der  Charakter  der  Petersburger  Deklaration  geändert  würde, 
die  für  immer  abgeschlossen  worden  sei.  Auch  erscheine  es  in  juristischer 
Hinsicht  bedenklich,  einen  Beitritt  zur  Petersburger  Deklaration  nur  folge- 
weise und  nebenher  zu  verfügen,  nachdem  die  letztere  kein  Gegenstand 
der  Haager  Verhandlung  gewesen  sei.2) 

Die  Unterscheidung  bezüglich  der  Geltungsdauer  in  den  drei  Be- 
schlüssen sei  bewusst  und  durch  den  Unterschied  von  Bekanntem  und 
Unbekanntem  nötig  geworden.8) 

Der  Berichterstatter  antwortete:  Es  empfehle  sich  für  die  drei  Be- 
schlüsse die  Form  des  Abkommens.  Wolle  man  auf  seinen  Vorschlag 
nicht  eingehen,  und  sich  genau  an  die  Beschlüsse  halten,  so  bleibe  nichts 
übrig,  als  drei  verschiedene  Abkommen  zu  treffen.  Aber  damit  würden 
sich  die  Aussichten,  zu  einem  befriedigenden  Endergebnis  zu  kommen, 
mindern.  An  der  Bedeutung  und  unbeschränkten  Geltung  der  Petersburger 
Deklaration  selbst  wolle  er  nichts  ändern.  Die  vorgeschlagene  Geltungs- 
beschränkung treffe  nur  die  von  ihm  angeregten  Zusätze. 

Bringe  man  die  drei  Beschlüsse  mit  der  Petersburger  Deklaration  in 
Verbindung,  so  stünden  sie  unter  deren  Herrschaft,  was  für  die  Nicht- 
signatarmächte der  Petersburger  Deklaration  Folgen  habe. 

Der  letzte  Gesichtspunkt  fand  Beachtung,  v.  Martens  schlug  demgemäss 
vor,  es  möge  eine  derartige  Bezugnahme  in  der  Einleitung  erfolgen  und 
er  beantragte  folgende  Fassung: 

„Die  Signatarmächte,  animees  des  meines  sentirnents,  welche  in 
der  Petersburger  Deklaratien  ihren  Ausdruck  gefunden  haben,  ver- 
pflichten sich  für  eine  Zeit  von  .  .  .  .  zu  ...  ."*) 

Doch  der  amerikanischen  Nüchternheit  widersprach  diese  Berufung 
auf  „sentirnents",  die  indes  in  den  Einleitungen  internationaler  Abkommen 
längst  Heimatsrecht  besitzt. 

Es  wird  sich  denn  auch  zeigen,  dass  die  Bezugnahme  auf  die  „sen- 
tirnents" beibehalten  wurde; 

Man  einigte  sich  schliesslich  dahin,  der  Konferenz  einfach  die  Texte 
der  drei  Beschlüsse  vorzulegen  und  dem  Ausschuss  zur  Abfassung  der 
Schlussakte  das  Weitere  zu  überlassen.5) 


*)  IL  50. 

2)  So  Gilinsky,  v.  Martens  und  Beldünan  (II.  50). 

*)  So  Bourgeois  IL  50. 

4)  III.  51. 

5)  Das  hatte  Bourgeois  angeregt,  der  von  Raffalovich  und  van  Karnebeek  unter- 
stützt  wurde  (IL  51). 
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II.  Die  zweite  Abteilung  des  Konimissionsberichts  enthielt  die  er- 
folglosen Bemühungen  um  ein  Verbot  neuer  Waffen,  insbesondere  neuer 
Gewehre  und  Schiffskanonen:  Das  Beratungsergebnis  sei  das  gewesen, 
dass  erst  noch  in  den  meisten  Ländern  eine  genaue  technische  Prüfung 
vorgenommen  werden  müsse  und  der  Konferenz  werde  vorgeschlagen,  dies 
zu  ihrem  Wunsch  („voeu")  zu  erheben.  So  könne  vielleicht  eine  spätere 
Konferenz  zu  einer  einmütig  als  wünschenswert  erkannten  Entscheidung 
gelangen,  und  möglicherweise  („peut-Stre")  könne  bei  dieser  Prüfung  der 
in  den  beiden  Unterkommissionen  erfolgte  und  protokollierte  Meinungs- 
austausch gute  Dienste  tun. 

Dieses  einschränkende  „peut-6tre"  passte  anfangs  dem  holländischen 
General  Den  Beer  Poortugael  nicht;  aber  es  wurde  auf  das  Drängen  des 
deutschen  Bevollmächtigten  Gross  v.  Schwarzhoff  und  schliesslich  unter 
der  Zustimmung  von  Den  Beer  Poortugael  selbst  beibehalten.1) 

III.  In  der  dritten  Abteilung  wurde  über  die  Bemühungen  um  die 
Frage  des  Rüstungsstillstandes  und  zwar  zunächst  über  das  Schicksal  des 
Antrags  Gilinsky  berichtet  und  die  „rösolution"  Bourgeois  zur  Annahme 
empfohlen. 

Durch  nachträgliche  Feststellung  wurde  die  Einstimmigkeit  der  Be- 
schlussfassung erwiesen  und  das  Mitgliederverzeichnis  des  Prüfungsaus- 
schusses beigefügt.2) 

Sodann  gab  der  Bevollmächtigte  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
Mahan  auch8)  hier  eine  Erklärung  im  Sinn  der  Monroe-Doctrin  ab.4) 

IV.  Die  vierte  Abteilung  des  Kommissionsberichts  beschäftigte  sich 
mit  dem  Antrag  Scheine,  und  dieser  Teil  wurde  ohne  jede  Erinnerung 
gutgeheissen.5) 

Die  Sitzung  schloss  mit  der  von  Staal  beantragten  Dankbezeugung 
an  den  Berichterstatter.6) 

B.  In  der  folgenden  Kommissionssitzung  am  20.  Juli,7)  in  welcher 
van  Karnebeek  wiederum  den  Vorsitz  führte,  wurden  die  Erörterungen  über 
die  Abteilung  I  und  III  wieder  aufgenommen. 

Zunächst  handelte  es  sich  um  die  Zahl  derjenigen,  welche  dem  Ver- 
bot von  Geschossen  mit  erstickender  und  vergiftender  Gaswirkung  nur 
unter  der  Bedingung  der  Einstimmigkeit  zugestimmt  hatten  und  es  wurde 
dem  Sachverhalt  entsprechend  hervorgehoben,  dass  in  der  Kommission  diese 
Bedingung  von  6  Staaten  gestellt  worden  sei.  Dem  an  die  Vereinigten 
Staaten  gerichteten  Verlangen,  ihren  Widerspruch  aufzugeben  und  damit 
die  Einmütigkeit  herbeizuführen,  wurde  nicht  entsprochen.8) 


l)  II.  51  f. 

']  IL  52.    Darauf  beruht  jetzt  die  Fassung  des  Kommissionsberichts  I.  84. 

8)  Vgl.  Bd.  I.  94. 

4)  Abgedruckt  II.  52  f. 

5)  IL  53 

ö)  a.  a.  0. 

7)  IL  54.  Bericht  I  83. 

*)  IL  54. 
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Zur  Formfrage  der  drei  Vereinbarungen  wurde  jetzt  bestimmt,  der 
Konferenz  für  jeden  der  drei  Beschlüsse  die  Form  der  Deklaration  oder 
des  Abkommens  zu  empfehlen.1) 

Bei  der  nochmaligen  Verhandlung  über  die  Streitfrage,  ob  die  Vota 
bei  den  drei  Beschlüssen  genauer  anzugeben  seien,  wurde  die  jetzige  Fassung 
des  Berichts  I.  83  beschlossen,8)  wonach  sämtliche  Stimmen  pro  und  contra 
sowie  die  Stimmenthaltungen  genau  angegeben  sind. 

Schliesslich  verkündigte  der  Präsident  die  Genehmigung  des  Kom- 
missionsberichts, wie  er  jetzt  I.  83 — 85  abgedruckt  ist.8) 

§  93. 

Das  Endergebnis. 

I.  In  der  6.  Vollsitzung  der  Konferenz4)  am  21.  Juli  standen  die 
Beschlüsse  der  1.  Kommission  auf  der  Tagesordnung.  Der  Präsident 
v.  St  aal  begann  mit  einer  Kundgebung  des  Dankes  für  den  Berichterstatter 
van  Karnebeek.5) 

Zunächst  handelte  es  sich  um  die  drei  endgültigen  Beschlüsse.  Der 
Berichterstatter  schlug  namens  der  Kommission  die  Form  der  Erklärung 
(döclaration)  vor,  was  das  Plenum  guthiess. 

1.  Das  Verbot,  für  die  Dauer  von  5  Jahren,  aus  Luftschiffen 
oder  auf  anderen  ähnlichen  neuen  Wegen  Geschosse  undSprengstoffe 
zu  werfen,  wurde  ohne  Debatte  einstimmig  angenommen. 

2.  Das  Verbot  von  Geschossen,  deren  einziger  Zweck  ist,  erstickende 
oder  giftige  Gase  zu  verbreiten,  wurde  gegen  die  2  Stimmen 
Englands  und  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  ohne  Debatte  an- 
genommen. 

3.  Beim  dritten  Verbot,  Geschosse  zu  verwenden,  die  sich  leicht 
im  menschlichen  Körper  ausdehnen  oder  plattdrücken,  ent- 
spann sich  noch  einmal  eine  lebhafte  Debatte,8)  die  indes  mit  der  Annahme 
des  Kommissionsantrags  endigte:  England  und  die  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika  stimmten  wiederum  dagegen,  Portugal  enthielt  sich  der 
Stimme.7) 

Die  Abteilung  II — IV  des  Berichts,  mithin  auch  die  dort  wieder- 
gegebene Resolution  mitsamt  den  Wünschen  wurden  ohne  Debatte  ein- 
stimmig gutgeheissen.8) 

Diese  Plenarsitzung  schloss  mit  einer  nachträglichen  Erklärung  der 
amerikanischen  Delegation  zum  Entwurf  des  Rotekreuzabkommens.9) 

')  IL  54.  An  der  Debatte  darüber  beteiligten  sich :  Mahan,  Gilinsky,  Beldiman, 
Scheine,  Coanda,  van  Karnebeek,  Graf  Nigra,  Raffalovich,  Motono,  Graf  Macedo  und 
Miyatoyitch. 

*)  IL  54. 

«j  IL  55. 

4)  I.  74  ff. 

5)  I.  74. 

•)  I.  74—82. 

7)  I.  82. 

8)  a.  a.  0. 

9)  a.  a.  0.  Vgl.  darüber  oben  S.  411. 
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II.  Der  Ausschuss  zur  Abfassung  der  Schlussakte  hatte  jetzt  die 
Formgebung  *)  zu  besorgen  und  Renault  legte  im  Namen  desselben  jede  der 
drei  Erklärungen  als  selbständiges  Ganzes  mit  einer  Einleitung  vor,  welche 
auf  die  Petersburger  Deklaration  von  1868  Bezug  nahm.8) 

Diese  Einleitung  ist,  wie  auch  Renault  hervorhob,  übereinstim- 
mend und  einfach. 

Renault9)  betonte  in  seinem  Bericht  weiter,  dass  diese  Berufung  auf 
die  Petersburger  Deklaration  keinen  Beitritt  der  Signatarmächte  zur  Peters- 
burger Konvention  bedeuten  solle.  Sie  besage  nur,  dass  diese  Mächte, 
selbst  wenn  sie  die  Petersburger  Konvention  nicht  unterzeichnet  haben, 
es  doch  für  gut  halten,  sich  von  dem  Gedanken  leiten  zu  lassen,  welcher 
in  jener  Konvention  Ausdruck  gefunden  habe.  Dabei  stehe  es  denselben 
natürlich  frei,  später  diese  Kundgebung  durch  den  förmlichen  Beitritt  zur 
Petersburger  Konvention  zu  vervollständigen. 

Auch  der  Schluss  der  drei  Erklärungen,  welcher  Geltung,  Ratifi- 
kation, Hinterlegung,  Beitritt  und  Kündigung  regelt,  ist  gleichlautend  und 
stimmt  mit  den  einschlägigen  Bestimmungen  der  Landkriegs-  und  der 
Rotekreuzkonvention  überein.4)    Vgl.  daher  das  Weitere  oben  S.  50 ff.,  356. 

Die  Form  für  die  drei  Erklärungen  wurde  in  der  Plenarsitzung  am 
27.  Juli6)  debattelos  beschlossen.  Nur  der  griechische  Bevollmächtigte 
Delyannis  machte  zu  der  3.  Deklaration  den  Vorbehalt,  dass  Griechenland 
zu  den  hier  verbotenen  Kugeln  die  in  der  griechischen  Armee  eingeführten 
Geschosse  des  Gras-Gewehrs  nicht  rechne.6) 

Der  unmittelbar  vorher  gemachte  Vorbehalt  des  belgischen  Ver- 
treters7) betraf  das  friedensrechtliche  Abkommen8)  und  die  Wahrung  der 
belgischen  Neutralität,  in  welcher  Hinsicht  sich  dann  Eyschen  mit 
einer  ähnlichen  Erklärung  für  Luxemburg  anschloss.9) 

Die  Schlussakte  zählt  die  drei  Erklärungen10)  nach  den  drei 
grossen  Abkommen  unter  Ziffer  IV  auf. 

Was  die  Unterzeichnung11)  betrifft,  so  verweigerte  England  seine 
Unterschrift  für  sämtliche  drei  Erklärungen,  Amerika  für  die  zweite  und 
dritte,  Portugal  für  die  dritte  Erklärung. 

England  setzte  nur  seine  Politik  von  1868  fort.  „Es  fürchtete,  dass 
dadurch  die  Erfindung  und  Technik  allzusehr  eingeengt  werde,  worauf  es 


l)  Vgl.  Bd.  I.  42  ff. 

8)  I.  198. 

8)  I.  198f. 

*)  Auch  das  hob  schon  der  Berichterstatter  Renault  hervor  I.  199. 

ö)  I.  200. 

6)  a.  a.  O 

7)  a.  a.  O. 

8)  Vgl.  auch  Bd.  I.  93*. 
*\  i#  200. 

l0)  L  22l!    Der  Abdruck  250—255. 

Die  Erklärungen  selbst  enthalten  am  Schluss  einen  Hinweis  auf  die  Unterzeich- 
nung und  Siegelung  mit  dem  Zusatz,  dass  diese  einzige  Ausfertigung  im  Archiv  der 
Regierung  der  Niederlande  hinterlegt  bleiben  solle,  und  den  Vertragsmächten  auf  diplo- 
matischem Wege  beglaubigte  Abschriften  gegeben  wurden. 

")  Vgl.  den  Anbang  zum  Protokoll-Bd.  I  und  den  Abdruck  im  RGBl.  1901  S.  470 ff. 
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im  Gefühl    der   numerischen  Schwäche  seines  Heeres  vorzüglich  zu  rech- 
nen hatte".*) 

Die  Ratifikation,  welche  im  Schluss  der  drei  Erklärungen  als 
notwendig  erklärt  ist  und  deren  Formalitäten  daselbst  geordnet  sind,  er- 
folgte vorbehaltlos  —  und  zwar  natürlich  wieder  für  jede  Deklaration  be- 
sonders —  von  allen  Staaten,  deren  Vertreter  sie  unterzeichnet  hatten, 
mit  alleiniger  Ausnahme  von  der  Türkei,  welche  wohl  alles  unterzeichnet, 
aber  nichts  ratifiziert  hat.2) 

Sie  sind  französisch  und  deutsch  abgedruckt  im  RGBl.  1901  S.  470 
bis  481. 

(Abdruck  später  im  Anhang  Nr.  III). 


Die  drei  Erklärungen  werden  im  folgenden  an  erster  Stelle  zu 
behandeln  sein  (1.  Abteilung). 

Die  Schlussakte  enthält  auch  die  von  Bourgeois8)  beantragte  Re- 
solution, sowie  die  bei  der  Beratung  der  drei  Kommissionen  hervor- 
getretenen 6  Wünsche,  worunter  Ziffer  3  und  4  die  Wünsche  der 
ersten  Kommission  wiedergeben: 

Ziff.  3  betr.  die  Vorprüfung  der  Gewehr-  und  Kanonenfrage, 

Ziff.  4  betr.  die  Vorprüfung  der  Frage  des  Rüstungsstillstandes  durch 
die  Regierungen.4) 

Eine  Ratifikation  von  Resolutionen  und  Wünschen  gibt  es  nicht. 
Sie  sind  nichts  Rechtsverbindliches  und  können  mit  den  Erklärungen  und 
Abkommen  nicht  auf  eine  Stufe  gestellt,  sollen  indes  wegen  ihrer  rechts- 
politischen Bedeutung  an  zweiter  Stelle  behandelt  werden    (2.  Abteilung). 


Erste  Abteilung« 

Die  drei  Erklärungen. 

§94. 

Die  Form  der  Erklärung. 

A.  Warum  schliesslich  nicht  die  Form  des  Abkommens  son- 
dern der  Erklärung  (däclaration)  gewählt  wurde,  ist  aus  den  Ver- 
handlungen selbst  nicht  zu  ersehen.6) 


3 


Bonfils-Grah,  VR.  572. 

Vgl.  die  Bekanntmachung  des  Reichskanzlers  vom  10.  Septbr.  1901  RGBl.  1901 
S.  482.  China  ratifizierte  die  Erklärungen  allerdings  erst  am  21.  Novbr.  1904.  Vgl. 
Bd.  I   51  *. 

'  »)  Vgl.  oben  S.  453,  466f. 
*)  I.  221.    Vgl.  oben  S.  453. 
5)  Vgl.  oben  S.  465,  457. 
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Es  scheint  im  Hinblick  auf  die  Petersburger  Deklaration  geschehen  zu 
sein,  an  deren  Ideenkreis  die  übereinstimmende  Einleitung  der  drei  Er- 
klärungen ausdrücklich  anknüpft. 

Die  Erklärungs-Form  tritt  uns  z.  B.  auch  entgegen  in  der  russischen 
Deklaration  der  bewaffneten  Neutralität  von  1780,1)  der  Aachener  Deklaration 
von  1818,2)  der  englisch-französischen  Deklaration  von  1854,8)  der  Pariser 
Seerechtsdeklaration  von  1856,*)  der  Brüsseler  Deklaration  von  1874 5) 
und  der  russischen  Deklaration  von  1877.6) 

Die  Form  der  Deklaration  wurde  stets  dann  gewählt,  wenn  nur  eine 
gemeinsame  Übereinstimmung  über  ganz  bestimmte  einzelne  aber  prinzipielle 
Punkte  angestrebt  und  erzielt  worden  war,  oder  auch  eine  einseitige  Kundgebung 
dieser  Art  abgegeben  werden  sollte,  also  auf  eine  grosse  systematische  und 
erschöpfende  Festlegung  von  vornherein  verzichtet  wurde. 

Die  rechtliche  Verpflichtung,  welche  dem  einseitigen  Versprechen  wie 
der  gegenseitigen  Vereinbarung  innewohnt,  erleidet  aber  durch  die  Er- 
klärungsform keine  Minderung  und  deshalb  haben  die  drei  Erklärungen 
der  Haager  Konferenz  ganz  die  rechtliche  Natur  der  Abkommen.7) 

B.  In  den  drei  Erklärungen  stimmt  die  Einleitung  und  der 
Schluss  wörtlich  überein. 

Zwischen  beide  schiebt  sich  dann  der  besondere  Inhalt  jeder  Er- 
klärung ein. 

I.  Die  Einleitung  hat  folgenden  Wortlaut: 

Die  unterzeichneten  Bevollmächtigten  der  auf  der  internationalen  Friedenskonferenz 
im  Haag  vertretenen  Mächte, 

von   dem  Gedanken  geleitet,8)  der  in  der  Deklaration  von  St.  Petersburg 
29.  November  _OÖO    .      _      .       .     ,      ,    . 

vom  71 — n k~~  * ******  Ausdruck  gefunden  hat, 

ii«  uezemDer 

erklären: 

Der  Gesetzestenor  der  Petersburger  Deklaration,9)  der  sich  darauf 
beschränkt,  für  Gewehre  Sprenggeschosse  zu  verbieten,  die  im  Körper 
zu  platzen  bestimmt  sind,  und  dadurch  die  Schmerzen  steigern,  hat  an- 
erkanntermassen  keine  rechte  Bedeutung  erlangt  und  kann  heute  als  gegen- 
standslos gelten.10) 

Die  Sprenggeschosse  spielen  nämlich  erst  bei  der  Kanone  eine  mass- 


*)  Diese  Erklärung,  welche  dem  Bündnis  der  bewaffneten  Neutralität  vorausging, 
stellte  neue  seekriegsrechtliche  Grundsätze  gegen  England  auf,  welchen  dann  die  übrigen 
Staaten  beitraten. 

*)  Diese  Erklärung  verkündete  der  Welt,  dass  die  5  Souveräne  es  für  ihre  unbe- 
dingte Pflicht  erachteten,  sich  im  Verkehr  untereinander  und  mit  andern  Staaten  stets 
von  den  Prinzipien  des  Völkerrechts  leiten  zu  lassen. 

3)  Diese  betraf  die  Rechtsstellung  der  Neutralen  im  Krimkrieg. 

*)  Dieselbe  enthielt  Prinzipien  des  Seekriegsrechts. 

*)  Diese  enthielt  die  Vereinbarung  über  die  landkriegsrechtlichen  Grundsätze. 

•)  In  dieser  Deklaration  gab  Russland  zu  Beginn  des  russisch-türkischen  Kriegs  die 
Zusicherung,  dass  es  sich  nach  den  Grundsätzen  der  Brüsseler  Deklaration  von  1874 
richten  werde. 

7)  „Vertragscharakter"  sagt  Zorn  „Im  neuen  Reich'  S.  325. 

8)  So  der  deutsche  amtliche  Text  in  Wiedergabe  des  „s'inspirant  des  sentiments*. 
Vgl.  darüber  oben  S.  455. 

9)  Vgl.  darüber  oben  S.  153  ff. 

")  Albert  Zorn,   Kriegsmittel  S.  13  ff.  und  die  dort  Citierten.    Vgl.  auch  Bonfils- 
Grah  VR.  571  Anm.  *. 
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gebende  Rolle.  Die  Artilleriegescho3se  allein  sind  Sprenggeschosse,  aber 
freilich  von  ganz  anderer  Art  und  deshalb  auch  nicht  verboten.  Zum 
beabsichtigten  Zeitpunkt  entzündet  sich  ihre  Sprengladung  durch  Zünder  und 
es  wird  möglicherweise  eine  ganze  Abteilung  mit  Kugeln  und  Sprengstoffen 
überschüttet. 

Das  Verbot  der  Sprenggeschosse  aus  Handfeuerwaffen  wurde  nicht 
praktisch,  wohl  weil  das  Kleinkaliber  alle  berechtigten  Wünsche  befriedigte. 

Aber  die  Idee  der  Petersburger  Deklaration  begegnet,  was  insbe- 
sondere die  Haager  Konferenz  wieder  aufs  neue  bestätigt  hat,  nach  wie 
vor  einer  allgemeinen  Hochschätzung. 

Es  handelt  sich  da  um  einen  Ausgleich  der  militärischen  Notwendig- 
keit und  der  Humanität;  und  die  Idee  geht  dahin,  dass  für  den  Kriegs- 
zweck die  Aussergefechtssetzung  genügt,  und  dass  es  eine  Überschreitung 
dieses  Zieles  darstellt,  wenn  man  auch  noch  die  Schmerzen  steigern  oder 
wenn  man  gar  töten  will.1) 

Dass  in  Ausnützung  dieser  Idee  im  Jahre  1868  schliesslich  doch  nur  die 
Sprenggeschosse  bei  Handfeuerwaffen  gesetzlich  verboten  wurden,  geht 
hauptsächlich  auf  die  Engländer  zurück,  welche  den  weitergehenden  An- 
trägen von  Frankreich  und  Preussen  Widerstand  entgegensetzten.8) 

Wohl  aber  einigte  man  sich  damals  auf  folgende  Schlussbestimmung : 

„Les  parties  contractantes  ou  accödantes  se  reservent  de  s'entendre  ulterieu- 
sement  toutes  les  fois  qu'une  proposition  precise  serait  formulee  en  vue  des  per- 
fecüonnements  ä  venir  que  la  science  pourrait  apporter  dans  l'armement  des  troupes, 
afin  de  maintenir  les  principes  qu'elles  ont  posö  et  de  concilier  les  necessites  de 
la  guerre  avec  les  lois  de  1  huraanite.* 

Die  Haager  Konferenz  stand  nun  vor  der  Frage,  ob  jetzt  weitere 
Kriegsmittel  verböte  im  Interesse  der  Humanität  ergehen  sollen. 

Die  drei  Erklärungen  der  Haager  Konferenz  mit  der  Petersburger 
Deklaration  ersichtlich  in  Verbindung  zu  setzen,  war  daher  wohl  veranlasst, 
und  war  von  dem  Berichterstatter  der  I.  Kommission  van  Karnebeek  an- 
geregt sowie  durch  v.  Martens,  dessen  Fassung  auch  im  wesentlichen  bei- 
behalten wurde,8)  unterstützt  worden. 

v.  Karnebeek  hatte  ursprünglich  beabsichtigt,  mit  einer  derartigen 
Fassung  für  die  Haager  Konferenzmächte,  welche  die  Petersburger  Dekla- 
ration nicht  unterzeichnet  hatten,  so  nebenher  den  Beitritt  zu  der  letzteren 
zu  bewerkstelligen,4)  was  aber,  nachdem  die  Petersburger  Deklaration  im 
Haag  kein  Gegenstand  der  Erörterung  war,  als  untunlich  zurückgewiesen 
wurde.  Bezüglich  der  Genfer  Konvention  hatte  man  im  Haag  allerdings 
diesen  Weg  beschritten.6) 


»)  Vgl.  oben  S.  154 

*)  Merignhac,  La  conf.  intern,  de  la  paix  p.  77.    Bonfils-Grah,  Völkerrecht  S.  572. 

8)  Vgl.  oben  S.  455. 

4)  Vgl.  oben  S.  455.  „An  der  Petersburger  Konvention  sind  von  den  Haager  Kon- 
ferenzmächten nur  15  beteiligt;  es  fehlen:  Rumänien,  Serbien,  Montenegro,  Bulgarien, 
Nordamerikanische  Union,  Mexiko,  China,  Japan,  Siam,  Luxemburg  und  Spanien/  (Zorn, 
Im  neuen  Reich,  S.  327.)  Vgl  auch  oben  S.  153.  Es  ist  daher  ein  Irrtum,  wenn  man,  wie 
z.  B.  auch  Merignhac,  p.  77,  alle  europäischen  Mächte  als  Vertragsmächte  und  die  Peters- 
burger Konvention  demgemäss  als  gemeines  Recht  bezeichnet 

•)  Vgl.  meine  „Genfer  Konvention"  S.  5. 


462  §  94.    Die  Form  der  Erklärung. 

Aber  immerhin  sollte  diese  Fassung  für  die  Nichtsignatarmächte  der 
Petersburger  Deklaration  Folgen  haben.1)  Diese  haben,  wie  der  Renaultsche 
Bericht  hervorhebt,  damit  wenigstens  nachträglich  noch  Zeugnis  für  die 
Grundidee  der  Petersburger  Deklaration  abgelegt.8) 

Zorn  hat  im  Anschluss  daran  später  der  Hoffnung  Ausdruck  gegeben, 
dass  die  Haager  Konferenzmächte  mit  der  Ratifikation  der  Erklärungen 
sich  auch  über  den  Beitritt  zur  Petersburger  Deklaration  schlössig  machen 
mögen  „und  dass  dann  eine  einheitliche  Redaktion  der  Akte  über  das 
Verbot  barbarischer  Kriegsmittel  erfolgt". 

Dann  fahrt  er  aber  fort:  „Getrübt  freilich  wird  diese  Hoffnung  einigennassen 
durch  die  Haltung,  welche  England  und  die  Nordamerikanische  Union  hinsichtlich 
der  sogenannten  Dum-Dum-Geschosse  und  ebenso  der  Stinkgase  eingenommen 
haben,  —  eine  um  so  befremdlichere  Erscheinung,  als  gerade  in  diesen  Landern 
die  Humanitätsschwärmerei  zeit-  und  stellenweise  das  vernünftige  Mass  über- 
schreitet und  in  Humanit&tsduselei  ausartet*.8)  — 

Von  einem  Beitritt  zur  Petersburger  Konvention  seit  1899  ist  noch 
nichts  bekannt  geworden.4) 

II.  Der  Schi us s  behandelt,  abgesehen  von  der  Ratifikationsfrage: 

1.  Den  Umfang  der  persönlichen  Geltung:  Die  Erklärungen 
gelten  nur  für  Kriege  zwischen  den  Vertragsmächten.  Schliesst  sich  eine 
Nichtvertragsmacht  einem  solchen  Krieg  an,  so  hört  die  Verbindlichkeit 
auch  für  die  übrigen  auf. 

Diese  Beschränkung  der  Geltungskraft  wird  insbesondere  auch  im 
Kriege  mit  Halbwilden  ihre  Rolle  spielen. 

2.  Die  Erklärungen  sind  nicht  geschlossen,  sondern  offen,6)  das  heisst : 
den  Nichtsignatarmächten  wurde  der  Beitritt  (adhösion)  vorbehalten. 
Die  Beitrittserklärung  ist  lediglich  eine  empfangsbedürftige. Willenserklärung, 
und  zwar  die  schriftliche  Benachrichtigung  an  die  Vertragsmächte  zu  Händen 
der  Regierung  der  Niederlande,  welche  darüber  allen  anderen  Vertrags- 
mächten Mitteilung  zu  machen  hat. 

3.  Die  Kündigung  steht  jeder  Vertragsmacht  frei  und  wirkt  nur 
für  diese.  Sie  erfolgt  schriftlich  an  die  Regierung  der  Niederlande,  welche 
alle  anderen  Vertragsmächte  darüber  unverzüglich  in  Kenntnis  setzen  muss. 
Für  die  Wirksamkeit  der  Kündigung  ist  eine  Frist  von  1  Jahr  vorgesehen. 

Das  alles  war  nicht  neu  und  ist  bereits  besprochen.6) 


J)  Vgl.  oben  S.  455. 

*)  Vgl.  oben  S.  155,  458.  Zorn  (Im  neuen  Reich!  S.  326)  nannte  später  die  drei  Er- 
klärungen „in  die  äussere  Form  von  selbständigen  Deklarationen  gekleidete  Zusatzartikel 
zur  Petersburger  Konvention". 

8)  a.  a.  0.  Vgl.  auch  Merignhac  p.  81. 

*)  Vgl.  Fleischmann,  Völkerrechtsquellen,  S.  88. 

*)  Zorn,  Im  neuen  Reich,  S.  328.    Vgl.  darüber  auch  Bd.  I.  95  ff. 

•)  Vgl.  oben  S.  50  ff. 
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Erster  Abschnitt. 

Die  erste  Erklärung 

betreffend 

das  Werfen  von  Geschossen  und  Sprengstoffen  aus  Luftschiffen. 

§  95. 
Die  Verhandlungen  der  Unterkommission. 

Die  erste  Erklärung  ging  aus  den  Beschlüssen  der  militärischen  Unter- 
kommission  hervor  und  knüpfte  an  Ziff.  3  des  russischen  Rundschreibens 
von  1899  an. 

Der  zweite  Teil  der  Ziff.  3  wollte  nämlich  das  Werfen  von  Geschossen 
und  Sprengstoffen  aus  Luftschiffen  oder  auf  ähnlichen  Wegen  verboten  sehen.1) 

In  der  zweiten  Sitzung  der  militärischen  Unterkommission  am  29.  Mai 
stand  dieser  Punkt  auf  der  Tagesordnung. 

Der  holländische  Bevollmächtigte  General  Den  Beer  Poortugael 
erhob  sich  als  erster  Redner  und  verlas  folgende  Erklärung2): 

Die  holländische  Regierung  hat  mich  ermächtigt,  für  diesen  Antrag  ein- 
zutreten« 

Ist  es  nicht  übertrieben,  den  Gebrauch  von  Höllenmaschinen  zu  gestatten, 
die  vom  Himmel  zu  fallen  scheinen? 

Ich  weiss  wohl,  dass,  wenn  man  gezwungen  ist,  Krieg  zu  führen,  man  ihn 
möglichst  energisch  zu  führen  hat;  aber  das  bedingt  nicht,  dass  nun  auch  alle 
Mittel  erlaubt  sind. 

Schon  auf  der  Brüsseler  Konferenz  im  Jahre  1874  hat  man  im  Art.  12,  der  etwa 
dem  Art  11  des  russischen  Entwurfs  entsprach,  bestimmt,  dass  die  Kriegsgesetze 
den  Kriegsparteien  keine  unbeschränkte  Macht  in  der  Auswahl  der  Kriegsmittel 
zuerkennen;  und  im  Art.  13  des  Schlussprotokolls  jener  Konferenz  war  in  Gemäss- 
heit  dieses  Prinzips  ausser  anderem  namentlich  untersagt8): 

a)  Die  Verwendung  von  Gift  oder  vergifteten  Waffen, 

b)  Die   meuchlerische  Tötung   von   Angehörigen   des   feindlichen 
Staates  oder  des  feindlichen  Heeres. 

Nun  sind  aber  die  Fortschritte  der  Wissenschaft,  insbesondere  der  Chemie 
derart,  dass  heute  noch  Sachen  zutage  treten,  die  gestern  noch  ganz  unglaublich 
waren.  Man  kann  an  den  Gebrauch  von  Geschossen  oder  anderen  mit  tödlichen 
oder  einschläfernden  Gasen  gefüllten  Gegenständen  denken,  die  aus  Luftschiffen 
mitten  in  die  Truppen  geschleudert  werden  und  sie  mit  einem  Schlag  kampf- 
unfähig machen  würden/' 

Der  Redner  erklärte  schliesslich,  jedes  Kriegsmittel,  welches  der  Treu- 
losigkeit gleiche,  peinlichst  ausmerzen  zu  wollen  und  bekannte  sich  zu 
dem  russischen  Antrag. 

Der  deutsche  Oberst  Gross  v.  Schwarzhoff  meinte,  es  müsse 
aber  bei  der  Abstimmung  zum  Ausdruck  gebracht  werden,  dass  man 
damit  nicht  die  Mörser  oder  anderen  Steilfeuergeschütze  (mortiers  ou 
d'autres  canons  ä  tir  6lev6  =  „Kanonen  für  hohen  Bogenschuss"4)  treffen 
wolle,  sondern  dass  die  Worte  „moyens  analogues"  in  Ziff.  3  sich  nur  auf 

l)  Vgl.  oben  S.441. 

*)  II.  64.    Vgl.  auch  den  Bericht  der  Unterkommission  II.  16. 
')  Das  Verbot  ist  jetzt  im  Haager  KGB.  Art.  22  und  23  übernommen.    Vgl.  oben 
S.  150,  155ff. 

4)  So  übersetzt  Alb.  Zorn,  Kriegsmittel,  S.  20. 
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neue  noch  nicht  erfundene  und  den  Luftschiffen  ähnliche  Mittel  beziehe. 
Sodann  sei  eine  Erklärung  darüber  nötig,  ob  das  einmal  angenommene 
Verbot  für  immer  oder  nur  für  eine  beschränkte,  noch  näher  zu  bestim- 
mende Zeit,  z.  B.  nur  für  5  Jahre,  wie  man  es  für  die  Gewehre  vorge- 
schlagen habe,  gelten  solle.1) 

Die  Unterkommission  erklärte  sich  damit  einverstanden  und  fugte, 
um  jedes  Missverständnis  auszuschliessen,  sofort  zwischen  „moyens"  und 
„analogues44  das  Wort  „nouveaux"  ein.2) 

G  i  1  i  n  s  k  y  meinte  schliesslich  noch,  dass  nach  der  Ansicht  der  russi- 
schen Regierung  die  gegenwärtigen  Kriegsmittel  überhaupt  ausreichen. 

Über  diese  ganze  Frage  kam  die  Unterkommission  alsbald  zum 
positiven  Ergebnis. 

Nur  der  englische  Vertreter  stand  abseits,  und  der  rumänische 
Bevollmächtigte  machte  den  ausdrücklichen  Vorbehalt  der  Geltungsbe- 
schränkung  auf  5  Jahre.8) 

In  der  4.  Sitzung  der  militärischen  Unterkommission  am  7.  Juni,  nach- 
dem man  sich  mittlerweile  entschlossen  hatte,  in  Abkehr  von  Ziff.  2—4 
des  russischen  Rundschreibens,  der  Kriegsmittelentwicklung  im  allgemeinen 
kein  Hindernis  in  den  Weg  zu  legen,  und  sich  auf  die  3  Erklärungen  zu 
beschränken,  kam  der  amerikanische  Artilleriekapitän  C  r  o  z  i  e  r  auf  unsere 
Frage  zurück.4) 

Grozier  hatte  dafür  gestimmt,  dass  das  Werfen  von  Geschossen  und 
Sprengstoffen  aus  Luftschiffen  oder  auf  ähnlichen  Wegen  verboten  werde, 
hielt  aber,  trotz  einer  fast  einmütigen  Beschlussfassung,  jetzt  eine  noch- 
malige Prüfung  für  angezeigt.5)  Es  kam  nach  seiner  Meinung  darauf  an, 
welche  Entwicklung  die  Luftschiffahrt  nehme.  Im  Augenblick  freilich 
eigne  sich  das  Luftschiff  noch  nicht  als  Kriegsmittel  und  deshalb  möge 
man  es  immerhin  verbieten,  aber  zunächst  nur  auf  die  Zeit  von  5  Jahren. 

Die  Rede  führte  folgendes  aus: 

Der  allgemeine  Geist  der  bereits  angenommenen  Anträge  ist  ein  Geist  der 
nachsichtigen  Duldung,  soweit  es  sich  um  die  Mittel  und  Wege  handelt,  die  Wirk- 
samkeit der  Waffen  zu  erhöhen,  und  ein  Geist  der  Verbotsstrenge,  soweit  es  sich 
um  Kriegsmittel  handelt,  die  unnütz  grausam  erscheinen,  ohne  die  Wirksamkeit 
zu  verbürgen.  Den  Fortschritten  der  Artillerie,  der  Schiesspulver,  der  Sprengstoffe 
und  der  Gewehre  sollen  keine  Schranken  gesetzt  werden.  Man  will  nur  verbieten: 
einmal  die  Verwendung  gewisser  Geschosse9)  und  sodann  das  Werfen  von  Geschossen 
und  Sprengstoffen  aus  Luftschiffen  oder  auf  anderen  Ähnlichen  neuen  Wegen.7) 

Prüft  man  diese  Beschlüsse,  so  scheint  es,  dass  man  von  Verboten  inso- 
weit absah,  als  dies  die  Rücksicht  auf  die  Wirksamkeit  der  Geschosse  forderte, 
selbst  wenn  man  dabei  eine  unvermeidliche  Schmerzsteigerung  mit  in  den  Kauf 
nehmen  musste. 

In  unseren  beiden  Verbotsfallen  gründet  sich  der  erste,  d.  h.  das  Verbot 
gewisser  Geschosse,  ausschliesslich  auf  eine  menschenfreundliche  Erwägung;  und  so 
darf  man  annehmen,  dass  auch  das  zweite  Verbot  auf  einen  ähnlichen  Beweggrand 


*)  IL  65.    Vgl.  auch  den  Bericht  IL  16. 
*\  a.  a.  0. 
3)  a.  a.  0. 
*)  IL  75. 
8)  IL  75  f. 

6)  Erklärung  2  u.  3. 

7)  Erklärung  1. 
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• 

zurückgeht  Nun  halte  ich  es  aber  für  schwierig,  das  Luftschiffverbot  durch  eine 
menschheitliche  Erwägung  zu  stützen.  Wir  wollen  etwas  für  immer  verbieten,  wo 
wir  keine  Erfahrung  haben.  Wenn  man  annimmt,  dass  es  gelingt,  eine  Erfindung 
zur  Lenkung  der  Luftschiffe  zu  machen,  wer  kann  da  sagen,  ob  diese  Erfindung 
nicht  geeignet  erscheint,  dass  das  Luftschiff  im  kritischen  Augenblick  der  Schlacht 
einsetzt,  unter  solchen  Bedingungen,  dass  damit  der  Sieg  entschieden  wird,  besonders 
wenn  dasselbe  auch  noch  die  Eigenschaft  hat,  welche  alle  vollendeten  Waffen  be- 
sitzen, nämlich  die  Vernichtung  des  Lebens  und  der  Güter  örtlich  abzugrenzen  und 
nicht  über  den  Kampfplatz  hinaus  zu  wirken.  Die  Indienststellung  der  Luftschiffe 
wirkt  dann  in  der  Richtung,  dass  sich  die  Kriegsübel  mindern  und  dass  die  Mensch- 
lichkeitserwägungen, die  wir  im  Auge  haben,  gefördert  werden. 

Ist  es  im  Hinblick  darauf,  dass  sich  die  Luftschiffahrt  noch  im  Anfangsstadium 
befindet,  gerechtfertigt,  sich  der  möglichen  Einstellung  derselben  unter  die  zu- 
gelassenen Waffen  zu  widersetzen  ?  Würden  wir  da  nicht  im  Dunkeln  tappen  und 
uns  der  Gefahr  des  Irrtums  aussetzen?  Allerdings  das  Luftschiff,  wie  wir  es  kennen, 
ist  noch  nicht  lenkbar;  es  kann  noch  wenig  befördern,  es  kann  nur  erst  auf 
ungenau  bestimmte  Punkte,  über  die  hinaus  der  Zufall  entscheidet,  eine  noch 
nicht  ausschlaggebende  Menge  von  Sprengstoffen  werfen,  die  wie  unnützer  Hagel 
gleichmässig  auf  Kombattanten  und  Nicht-Kombattanten  niederfallen  wird.  Unter 
diesen  Verhältnissen  ist  es  vollständig  angezeigt,  die  Verwendung  zu  untersagen; 
aber  das  darf  nur  auf  Zeit,  nicht  für  immer  geschehen.  Wenn  man  nach  einer 
Prüfungszeit  sieht,  dass  die  schlechten  Eigenschaften  noch  vorherrschen,  kann  man 
ja  das  Verbot  verlängern.  Im  Augenblick  aber  können  wir  uns  darauf  beschränken, 
unsere  Entscheidung  innerhalb  der  Grenzen  unserer  Erkenntnis  zu  treffen. 

Deshalb  beantrage  ich,  an  Stelle  des  beschlossenen  Textes  folgende  Fassung 
zu  wählen: 

„Pendant  cinqans,ädater  de  lasignature  de  cet  acte,  il  est 
interdit  d'employer  les  ballons  ou  d'autres  moyens  similaires 
non  encore  connus  pour  lancer  des  projectiles  ou  des  expl  osifs." 

Der  Präsident  machte  aber  Geschäftsordnungsbedenken  geltend: 
Es  liege  eine  fertige  Abstimmung  der  Unterkommission  vor.  Crozier  könne 
daher  die  Frage  erst  wieder  im  Plenum  der  Kommission  von  neuem  auf- 
rollen.1) 

Crozier  erklärte  darauf,  man  möge  dann  wenigstens  jetzt  schon 
im  Protokoll  von  seinem  Antrag  Kenntnis  nehmen,  was  dann  auch  zu- 
gesagt wurde.2) 

§  96. 
Die  Verhandlungen  der  Kommission  und  des  Plenums. 

I.  Nunmehr  hatte  die  Kommission  Beschluss  zu  fassen,  bei  welcher 
unsere  Frage  am  22.  Juni  auf  der  Tagesordnung  stand.8) 

Erster  Redner  war  der  amerikanische  Kapitän  Crozier,  welcher 
zwar  seine  frühere  Rede 4)  nicht  wiederholen,  aber  doch  daraus  einen  Aus- 
zug geben  wollte: 

Die  jetzigen  Luftschiffe  seien  für  den  Krieg  noch  nicht  geeignet.  Weiter 
genüge  ihre  Verwendung  nicht  der  Menschlichkeit  und  dem  Geist,  der  die  Ver- 
sammlung beseele,  da  man  nicht  den  Ort  ins  Auge  fassen  könne,  wo  die  Geschosse 
niedergehen  sollten  und  da  sie  daher  ebensogut  die  unbeteiligte  Bevölkerung  wie  die 
Kombattanten  treffen,  ebensogut  eine  Kirche  wie  eine  Batterie  zerstören  könnten. 
Wenn  es  aber  gelingen  würde,  die  Luftschiffahrt  derart  zu  vervollkommnen,  dass 
diese  Fehler  verschwinden,  könnte  die  Verwendung  von  Luftschiffen  auf  die  Dauer 
der  Kämpfe  und  folgeweise  auf  die  Kriegsübel  und  Kosten  einen  wohltätigen  Einfluss 


l)  II.  76. 

*)  a.  a.  0. 

8)  IL  8. 

*)  Vgl.  oben  S.  464  f. 

Meurer,  Haager  Friedenskonferenz  II.  30 


466  §  96.    Die  Verhandlungen  der  Kommission  und  des  Plenums. 

üben.  Weiter  müsse  man  darnach  streben,  in  dieser  Frage  Einmütigkeit  zu  er- 
zielen ;  drei  Mächte  seien  aber  nur  für  den  Antrag  unter  der  Bedingung,  dass  die 
Geltungsdauer  des  Verbotes  auf  5  Jahre  beschränkt  würde. 

Er  nehme  diese  zeitliche  Beschränkung  mit  den  Vertretern  von  England, 
Frankreich  und  Rumänien  an  und  hoffe  so  für  die  heissersehnte  Einmütigkeit  die 
Brücke  zu  schlagen.1) 

Auch  der  französische  General  Mounier  erklärte  es  für  gefährlich, 
Beschränkungen  auf  unbestimmte  Zeit  zu  beschliessen.  Man  könne  nicht 
wissen,  was  die  Zukunft  bringe.  Die  Ausführungen  von  Grozier  verdienten 
die  ernsteste  Beachtung.  Heute  freilich  könnten  die  aus  Luftschiffen  ge- 
schleuderten Geschosse  auch  unter  den  Nicht-Kombattanten  ihre  Opfer 
fordern.  Aber  die  Verwendung  verbesserter  Luftschiffe  könnte  ein  prak- 
tisches und  erlaubtes  Kriegsmittel  werden.  Es  empfehle  sich  daher  eine 
Beschränkung  auf  Zeit,  auf  5  oder  auch  mehr  Jahre.8) 

Im  Anschluss  daran  schlug  jetzt  Gilinsky  10  Jahre  vort  aber 
Ardagh  trat  für  den  Antrag  Grozier  ein. 

Der  Präsident  brachte  alsdann  folgende  Fassung  zur  Abstimmung : 

„Für  die  Dauer  von  5  Jahren,  gerechnet  vom  Tag  der  Ratifikation  der 
Schlussakte  der  Konferenz,  ist  das  Werfen  von  Geschossen  und  Sprengstoffen 
aus  Luftschiffen,  Drachen  (cerfs-volants)  und  überhaupt  auf  Wegen,  welche  von  den 
heute  üblichen  verschieden  sind,  untersagt"9) 

Der  österreichische  Oberstleutnant  v.  Khuepach  fand  die  Schluss- 
wendung zu  allgemein  und  erklärte  die  namentliche  Erwähnung  der  Drachen 
für  überflüssig. 

Doch  Gilinsky  bemerkte,  es  seien  schon  Versuche  angestellt  worden, 
die  Drachen  der  Kriegsführung  dienstbar  zu  machen.4) 

Was  aber  die  Schlusswendung  betraf,  so  tadelte  nun  auch  der  Präsi- 
dent Beernaert  die  zu  vage  Fassung,  und  Gilinsky  erklärte,  Verbesse- 
rungen nicht  entgegentreten  zu  wollen. 

Da  schlug  Den  Beer  Poortugael  unter  dem  Beifall  von  Gilinsky  die 
Wendung  vor:  „par  des  modes  aeriens"  (auf  Luftwegen). 

Goanda  wollte  wissen,  ob  man  unter  den  Luftwegen  beispielsweise 
auch  das  indirekte  Schiessen  aus  Mörsern  verstehe,  wobei  die  Geschosse  in 
der  Luft  platzen  und  dann  Dynamit  oder  andere  Sprengstoffe  niedergehen. 

Der  Präsident  verneinte  das:  Denn  die  Geschosse  des  Mörsers 
nähmen  ihren  Ausgangspunkt  vom  Boden,  nicht  aus  der  Höhe. 

Beldiman  fand  aber  trotzdem  das  „aörien"  nicht  klar  genug  und 
Raffalovich  erwiderte,  mit  „mode  aörien"  wolle  man  nur  den  Aus- 
gangspunkt des  Geschosses  bezeichnen  und  verlas  aus  dem  Protokoll  die 
Stelle,  wonach  schon  Gross  v.  Schwarzhoff  die  Verwendung  von  Mörsern 
ausdrücklich  vorbehalten  hatte.6) 

Aber  auch  dem  französischen  Bevollmächtigten  Bihourd  sagte  das 
„aörien"  nicht  recht  zu;   derselbe  empfahl  „d'analogues",  und  Gross  v. 


l)  II.  8  f. 
a)  II.  9. 

3)  Der  französische  Text  lautet  am  Schluss :  „et  en  general  par  des  modes  differents 
de  ceux  usites  aujourd'hui." 
*)  II.  9. 
5)  Vgl.  oben  S.  463. 
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Schwarzhoff  machte  darauf  aufmerksam,  dass  es  sich  bei  dieser  Änderung 
dann  wieder1)  empfehle,  noch  „nouveaux"  hinzuzufügen. 

So  kam  man  zur  folgenden  Fassung,  die  dann  einmütig  angenommen 
wurde : 8) 

„II  est  interdit  pendant  cinq  ans,  a  partir  de  la  date  de  la  ratification  de 
l'Acte  de  la  Conference  de  la  Haye,  de  lancer  des  projectiles  et  des  explosifs  du 
haut  de  ballons  ou  par  d'autres  modes  analognes  nouveaux.* 

IL  Das  Plenum  der  Konferenz  trat  am  21.  Juli  demBeschluss 
der  Kommission  ohne  Debatte  einstimmig  bei.8) 

In  der  endgültigen  Fassung  ist  der  dies  a  quo  nicht  mehr  bezeichnet. 

III.  England  hat  die  Unterzeichnung  dieser  Erklärung  abgelehnt, 
während  die  Türkei  alsbald  unterzeichnet,  aber  dann  nicht  ratifiziert  hat.4) 

England  und  die  Türkei  scheiden  hier  also  aus. 

§  97. 
Der  Inhalt  der  Erklärung. 

Die  erste  Erklärung  lautet: 

Die  vertragscbliessenden  Mächte  sind  dahin  übereingekommen,  dass  das 
Werfen  von  Geschossen  und  Sprengstoffen  aus  Luftschiffen  oder  auf  anderen  ähn- 
lichen neuen  Wegen  für  die  Dauer  von  5  Jahren  verboten  ist. 

I.  Die  Verpflichtung  geht  dahin,  dass  Luftschiffe  nicht  zum 
Werfen  von  Geschossen  und  Sprengstoffen  benützt  werden 
sollen. 

Diese  Benützungsart  ist  wesentlich.  Luftschiffe,  welche  anderen 
Zwecken  dienen,  sind  durch  die  Erklärung  nicht  getroffen. 

Es  handelt  sich  hier  um  ein  weiteres  verbotenes  Kriegsmittel  und 
somit  bewusstermassen  um  eine  Ergänzung  des  Art.  23  des  Haager  Land- 
kriegsabkommens.6) 

Warum  wollte  man  dieses  Kriegsmittel  verbieten? 

Die  auch  von  anderen  wiederholte  Begründung  der  russischen  Regierung, 
die  jetzigen  Kriegsmittel  reichten  aus,6)  kann  ein  völkerrechtliches  Verbot 
noch  nicht  rechtfertigen.   Darüber  wird  indes  noch  später  zu  handeln  sein. 

Auch  die  Begründung  des  holländischen  Generals  Den  Beer  Poortugael 7) 
wurde  nicht  übernommen,  dass  hier  Höllenmaschinen  vom  Himmel  fallen 
und  dass  es  sich  möglicherweise  um  furchtbare  Wirkungen  handle,  indem  mit 
einem  Schlag  und  auf  Grund  eines  Vorgehens,  das  der  Treulosigkeit  gleiche, 
ganze  Truppenkörper  kampfunfähig  gemacht  werden  könnten. 

Das  wirksamste  Mittel  ist  das  beste;  für  die  Treulosigkeit  aber  fehlt 
schon  die  Hinterlist. 


>)  Vgl.  oben  S.  464. 

f)  II.  9. 

»)  I.  74. 

«)  Vgl.  oben  S.  458  f. 

5)  Über   den  Art.  23  vgl.   oben  S.  155  ff.     Vgl.  die  Ausführungen  von  Den  Beer 
Poortugael  oben  S   463. 

6)  Vgl.  oben  S.  464. 

*)  Vgl.  oben  S.  463.     Darauf  offenbar  beruht  die  Darstellung  bei  Merignhac,  La 
*onf.  intern,  de  la  paix  p.  80  f. 
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Die  Erklärung  knüpft  ausgesprochenermassen  an  die  Idee  der  Peters- 
burger Konvention  an.1) 

Der  amerikanische  Bevollmächtigte a)  hat  daher  die  ratio  legis  richtig 
angegeben,  indem  er  Menschlichkeitserwägungen  ins  Feld  führte,  die  zur 
Zeit  noch  massgebend  seien.  Insbesondere  mangels  der  Lenkbarkeit  seien 
die  Luftschiffe  noch  keine  geeigneten  Kriegsmittel  und  die  örtliche  Ab- 
grenzung noch  nicht  sicher  genug ;  die  Geschosse  träfen  noch  ohne  Wahl 
die  Kombattanten  wie  die  friedliche  Bevölkerung,  eine  Batterie  so  gut 
wie  eine  Kirche.  Würden  weitere  Erfindungen  diese  Mängel  beheben, 
so  würde  das  Luftschiff  vielleicht  noch  ein  brauchbares  und  sogar  ent- 
scheidendes Kriegsmittel  und  dann  falle  der  Verbotsgrund  hinweg.  Des- 
halb hauptsächlich  entschloss  man  sich  ja  dann  auch,  das  Verbot  zunächst 
nur  auf  5  Jahre  zu  erlassen. 

Das  Verbot  war  nicht  dadurch  veranlasst,  dass  das  Luftschiff  schon 
die  von  Russland  befürchtete  Kriegsmittel-Funktion  übernommen  hätte,  war 
aber  andernteils  auch  kein  blosser  Schlag  gegen  die  Theorie. 

Wie  vielmehr  Gilinsky  bei  einer  anderen  Gelegenheit  später  in  der 
Vollsitzung  hervorhob,  wurde  das  Werfen  von  Geschossen  aus  Luftschiffen 
bereits  in  England  sowie  in  anderen  Staaten  erprobt,  wie  denn  auch 
England  hier  schliesslich  seine  Unterschrift  verweigerte. 

II.  Den  Luftschiffen  stehen  „andere  ähnliche  neue  Wege"  gleich. 
Vorübergehend  sind  hier  eigens  die  Drachen  (Drachenfliegen,  Flug- 
drachen) hervorgehoben  worden.8)  Unter  allen  Umständen  aber  scheiden 
Mörser  und  andere  Steilfeuergeschütze  aus.  Notwendig  ist  vielmehr,  dass 
die  Geschosse  ihren  Ausgang  von  der  Höhe,  nicht  vom  Boden  nehmen.4) 

III.  Das  Verbot  wurde  nur  für  5  Jahre  ausgesprochen.6) 

Der  Dies  a  quo  ist  der  Tag  der  Unterzeichnung,6)  wie  das  auch  der 
holländische  General  Den  Beer  Poortugael  bei  seinem  Antrag  auf  Nichtein- 
führung  neuer  Gewehre  zum  Ausdruck  gebracht  hatte.7) 

Die  Geltungsdauer  der  ersten  Erklärung  ist  also  bereits 
abgelaufen.    Was  nun? 

Man  hat  die  Verlängerung  für  den  Fall  ins  Auge  gefasst,  dass  nach 


*)  Vgl.  oben  S.  153  ff,  460  ff. 

2)  Vgl.  oben  S.  464  f. 

s)  Vgl.  oben  S.  466.  Die  Flug  d rächen  wurden  zunächst  zu  wissenschaftlichen 
(meteorologischen)  Zwecken,  z  B.  von  dem  Amerikaner  Hargrave  konstruiert  und  waren 
ein  grosser  Kasten  ohne  Boden.  Dann  wurden  sie  auch  militärischen  Zwecken  dienstbar 
gemacht  nnd  zwar  zum  militärischen  Aufklärungsdienst  als  Photographenapparat  benutzt. 
Hier  hat  man  schon  verschiedene  Modelle.  Mit  automatischem  Moment  verschluss  ver- 
sehen, erfolgt  in  gewisser  Höhe  ohne  weiteres  die  Aufnahme  eines  weiten  Umkreises. 
Diese  Aufgabe  war  bis  jetzt  dem  Fesselballon  gesetzt,  der  aber  unter  dem  Wind  stark 
zu  leiden  hatte.  Im  Mai  1904  forderte,  wie  die  Zeitungen  berichteten,  ein  russischer 
Ukas  auf,  lenkbare  Ballons  und  Kastendrachen  gegen  gute  Entschädigung  an  die  russische 
Heeresverwaltung  zu  liefern.  Einer  Benützung  zu  photographischen  Zwecken  stand  die 
erste  Erklärung  von  Anfang  an  nicht  entgegen.    Vgl.  oben  S.  467. 

*)  Vgl.  oben  S.  466. 

8)  Dafür  traten  besonders  die  vereinigten  Staaten  ein.    Vgl.  S.  464,  465. 

6)  Vgl.  Bd.  I.  51. 

7)  IL  61.  Vgl.  auch  Grozier  oben  S.  465,  aber  freilich  andernteils  auch  S.  466, 467. 
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Ablauf  von   5  Jahren    die    erhofften  Verbesserungen  noch    nicht   erfolgt 
seien. 

Es  scheint  aber,  dass  das  Problem  der  Lenkbarkeit  des  Luftballons 
gelöst  oder  doch  der  Lösung  nahe  gebracht  ist. 

Schon  deshalb *)  wird  ein  Anlass  zur  Verlängerung  der  ersten  Erklärung 
wohl  kaum  mehr  gegeben  sein. 


Zweiter  Abschnitt. 

Die  zweite  Erklärung 

betreffend 

das  Verbot  von  Geschossen,  deren  einziger  Zweck  ist,  erstickende 

oder  giftige  Gase  zu  verbreiten. 

§  98. 
Die  Verhandlungen  der  Unterkommissionen. 

Die  zweite  Erklärung  ging  aus  den  Beratungen  der  Marine- Unter- 
kommission über  die  Frage  der  Sprengstoffe  hervor  und  lehnt  sich  an 
Ziff.  2  des  russischen  Rundschreibens  mit  dem  Verbot  neuer  Spreng- 
stoffe an. 

Der  Vollständigkeit  halber  bemerke  ich  indes  noch  folgendes: 
Auch  Ziff.  3  beschäftigte  sich  mit  den  Sprengstoffen,  aber  mit  den 
bereits  existierenden  und  regte  deren  Einschränkung  für  den  Landkrieg  an. 
Indes  sah  die  Marine -Unterkommission,  wie  sich  später  ergeben  wird,  an- 
fangs über  diese  Einschränkung  hinweg  und  verhandelte  eine  Zeitlang 
auch  über  Ziff.  3. 

Nicht  minder  arbeitete  die  militärische  Unterkommission  an 
der  Frage  der  Sprengstoffe  und  zwar  sowohl  an  dem  Verbot  neuer  wie 
der  Einschränkung  bekannter  Sprengstoffe  im  Landkrieg,  aber  beidemale 
mit  negativem  Erfolg. 

I.  Über  diese  Verhandlungen  der  militärischen  Unterkommission 
soll  vorerst  berichtet  werden. 

In  der  2.  Sitzung  der  militärischen  Unterkommission  am  27.  Mai, 
nachdem  das  Verbot  von  Kanonenverbesserungen  mit  starker  Mehrheit 
niedergestimmt  war,  warf  der  russische  Vertreter  Oberst  Gilinsky  die 
Frage  der  Sprengstoffe  auf,  indem  er  den  Antrag  einbrachte: 

Die  Feld-Artillerie  soll  keine  Sprenggranaten  und  auch  keine  Flatterminen 
(onus  brisants  ou  a  fougasses)  gebrauchen  und  sich  auf  die  bestehenden  Spreng- 
stoffe beschränken,  ohne  auf  die  furchtbaren  Sprengstoffe  zu  greifen,  welche  bei 
den  Belagerungen  in  Anwendung  kommen.8) 


l)  Eine  eigentliche  Bedeutung   hatte  unsere  Erklärung  von  Anfang  an  nicht.    So 
auch  der  Berichterstatter  oben  S.  454. 

*)  IL  64.    Vgl.  auch  den  Bericht  IL  13. 


470  §  98-    Die  Verhandlungen  der  Unterkommissionen. 


Terminologisch  sei  vorweg  bemerkt,  dass  die  Geschosse  der  Belage- 
rungsartillerie einfach  „explosifs  formidables"  genannt  wurden.1) 

Die  Fassung  des  russischen  Antrags  war  höchst  unbestimmt8)  und 
der  deutsche  Oberst  Gross  v.  Schwarzhoff  fragte  an,  ob  damit  die 
durchschlagenden  Sprengstoffe  mit  ganz  besonders  vernichtender 
Wirkung8)  verboten  werden  sollen,  wie  sie  bereits  in  einigen  Armeen 
eingeführt  seien. 

Der  Präsident  bejahte  es.4) 

Darnach  war  man  sich  also  darüber  klar,  dass  der  Antrag  lediglich 
eine  Beschränkung  existierender  Sprengstoffe  ins  Auge  fasste. 

Für  den  russischen  Antrag  stimmten  zehn  Staaten:  Belgien,  Däne- 
mark, Holland,  Persien,  Portugal,  Serbien,  Russland,  Siam,  die  Schweiz 
und  Bulgarien. 

Russland  hatte  also  keine  einzige  Grossmacht  hinter  sich. 

Gegen  den  russischen  Antrag  stimmten  elf  Staaten:  Deutschland, 
die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  Österreich-Ungarn,  Frankreich, 
Spanien,  England,  Italien,  Japan,  Rumänien,  Schweden  und  Norwegen  und 
die  Türkei.6) 

Der  Antrag  war  also  gefallen. 

Sodann  wurde  die  Frage  aufgeworfen,  ob  nicht  wenigstens  ein  Ver- 
bot neuer  noch  nicht  in  Gebrauch  gestellter  Sprengstoffe 
ins  Auge  gefasst  werden  solle.6) 

Für  ein  solches  Verbot  stimmten  neun  Staaten:  Belgien,  Holland, 
Persien,  Portugal,  Russland,  Serbien,  Siam,  die  Schweiz  und  Bulgarien. 

Gegen  ein  solches  Verbot  stimmten  zwölf  Staaten:  Deutschland, 
die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  Österreich-Ungarn,  Dänemark,  Spanien, 
Frankreich,  England,  Italien,  Japan,  Rumänien,  Schweden  und  Norwegen 
und  die  Türkei.7) 

Also  dasselbe  Bild  wie  vorher ;  auch  Dänemark  trat  hier  auf  die  Seite 
der  Grossmächte. 

Auch  dieser  Antrag  war  somit  gefallen. 

Damit  schliessen  die  Versuche  der  militärischen  Unterkommission 
auf  dem  Gebiet  der  Sprengstoffe,  auf  welche  im  Bericht  der  Marine-Unter- 
kommission Bezug  genommen  wurde.8) 

II.  Besseren  Erfolg  hatte  die  Marine- Unterkommission  selbst. 

A.  Nach  dem,  wie  ich  im  §  117  zeigen  werde,  wenig  günstigen  Ver- 
lauf der  Schiffskanonenfrage,  bei  der  ersten  Verhandlung  der  Marine-Unter- 
kommission in   der  ersten  Sitzung  am  26.  Mai,  leitete  der  Präsident  van 


l)  Vgl.  auch  Albert  Zorn,  Kriegsmittel,  S.  19. 
*)  So  auch  Albert  Zorn,  Kriegsmittel,  S.  19. 

8)  So  übersetzt  auch  Albert  Zorn  —  (Kriegsmittel,  S    19)  —   das   „Explosifs  tr& 
puissants"  (II.  64;. 
*)  a.  a.  0. 

ö)  II.  65.    Vgl.  auch  den  Bericht  IL  13. 
•)  a.  a.  0. 

7)  a.  a.  0. 

8)  II.  24. 
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Karnebeek    zum  Thema  der  Sprengstoffe   mit  der  Bemerkung  über, 
hier  werde  sich  viel  leichter  ein  Einvernehmen  herstellen  lassen.1) 

Aber  die  Admirale  Fisher  (Engländer)  und  P6phau  (Franzose)  waren 
anderer  Meinung:  Es  lägen  hier  dieselben  Schwierigkeiten  wie  in  der 
Kanonenfrage  vor,  denn  der  Ausgangspunkt  sei  verfehlt.  Die  neuen 
Sprengstoffe,  die  man  verbieten  wolle,  seien  nur  Verbesserungen  der  schon 
bestehenden  Arten.  Übrigens  würde  kein  Staat  einwilligen,  die  Zusammen- 
setzung der  von  ihm  verwendeten  Sprengstoffe  bekannt  zu  geben.2) 

Der  Präsident  bemerkte  indes,  man  müsse  sich  nur  darüber  klar 
werden,  welche  Sprengstoffe  man  einem  Verbesserungsverbot  unterwerfen 
wolle :  Die  Sprengstoffe,  welche  bei  den  Flotten  bereits  wirklich  einge- 
führt oder  die  Sprengstoffe,  welche  nur  überhaupt  erst  vorhanden  und  be- 
kannt seien.8) 

Der  Vertreter  von  Siam,  der  Belgier  Rolin  meinte,  es  sei  von  Wert, 
dass  man  vor  allem  einmal  die  gebräuchlichen  Sprengstoffe  kenne.  Im 
übrigen  sei  die  Verwendung  von  Sprengstoffen  besonders  bei  den  Klein- 
staaten ein  ganz  besonderes  Verteidigungsmittel.  Durch  ein  Verbot  würde 
man  diese  Staaten  eines  ihrer  bedeutsamsten  Verteidigungsmittel  berauben.4) 

Aber  der  russische  Fregattenkapitän  Scheine  liess  sich  nicht  ab- 
schrecken und  regte  wie  gerade  vorher  bei  der  Kanonenfrage  ö)  ein  Abkom- 
men an,  welches  für  eine  bestimmte  Zeit  die  Einführung  neuer  Spreng- 
stoffe verbot.6) 

Doch  der  Präsident  liess  die  bei  der  Kanonenfrage  gemachten 
Erfahrungen  mitreden  und  ersuchte  den  russischen  Bevollmächtigten,  seinen 
Ideen  eine  bestimmte  Fassung  zu  geben,  die  dann  in  der  nächsten  Sitzung 
durch  die  Unterkommission  geprüft  werden  könnte.7) 

Scheine  erklärte  sich  dazu  bereit.8) 

In  derselben  Sitzung  wurde  übrigens  in  Anlehnung  an  Ziff.  3  des 
russischen  Rundschreibens  auch  noch  die  Frage  der  Beschränkung  der 
bereits  existierenden  Sprengstoffe  der  Belagerungsartillerie  aufge- 
worfen.9) 

Die  Frage  war:  in  welchen  Fällen  soll  die  Verwendung  derselben 
erlaubt  sein?10) 

Der  russische  Fregattenkapitän  meinte,  es  genüge,  wenn  man  sich 
verpflichte,  nicht  über  die  jetzigen  Fälle  und  Methoden  hinauszugehen.11) 


l)  IL  81. 
*)  a.  a.  0. 
8)  a.  a.  0. 

*)  Vgl.  unten  S.  117. 
•)  IL  82. 

7)  IL  82. 

8)  a.  a.  0. 

*)  IL  82 :  „La  question  de  l'imitation  de  l'emploi  des  explosifs  d'une  force  formi- 
dable  dejä  existants". 

10)  So  der  französische  Admiral  Pephau,  der  holländische  Kapitän  zur  See  Tadema 
und  der  österreichische  erste  Bevollmächtigte  Grf.  Welsersheimb  (II.  82). 

")  a.  a.  0. 
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Damit  war,  nach  der  Auffassung  des  Präsidenten,  die  Frage  klar 
umschrieben.1) 

Aber  P6phau  glaubte  jetzt  schon  zur  Sache  bemerken  zu  sollen, 
er  müsse  die  Möglichkeit  bezweifeln,  dass  ein  Abkommen  dieser  Art  zu- 
stande komme. 

Nachdem  noch  Tadema  betont  hatte,  dass  die  Frage  eine  ernst- 
hafte Prüfung  erfordere,  wurde  die  Verhandlung  vertagt.2) 

Mittlerweile  hatte  man  aber  gemerkt,  dass  die  Marine-Unterkom- 
mission ihre  Zuständigkeit  überschritten  hatte,  und  als  Scheine  in  der 
4.  Sitzung  der  Marine-Unterkommission  am  5.  Juni  darauf  hinwies,  dass 
Ziff.  3  des  Rundschreibens  nur  (plutöt?)  den  Landkrieg  ins  Auge  fasse, 
verlies  man  dieses  Thema.8) 

Von  jetzt  an  handelte  es  sich  in  der  Marine-Unterkommission  nur 
noch  um  das  Verbot  neuer  Sprengstoffe  für  die  Flotte  in  Gemäss- 
heit  der  Ziff.  2  des  russischen  Rundschreibens. 

B.  Bereits  in  der  3.  Sitzung  der  Marine-Unterkommission  am  31.  Mai4) 
war  der  russische  Vertreter  gefragt  worden,  ob  er  zur  Ziff.  2  des  Rund- 
schreibens eine  neue  Fassung  vorlegen  könne.  Der  Fregattenkapitän  Scheine 
verneinte  die  Frage;  wohl  aber  sei  er  beauftragt,  das  Verbot  einer  neuen 
Art  von  Sprengstoffen,  deren  Erfindung  möglich  erscheine,  an- 
zuregen. Es  handle  sich  nämlich  darum,  die  Verwendung  von  Geschossen 
zu  untersagen,  die  mit  Sprengstoffen  geladen  seien,  welche  er- 
stickende oder  giftige  Gase  verbreiten. 

Diese  Anregung  stiess  indes  auf  sofortigen  Widerspruch. 

Der  österreichische  Korvettenkapitän  Graf  Solty  k  und  der  französische 
Admiral  Päphau  meinten,  dann  müsste  man  alle  Geschosse  verbieten, 
die  mit  Sprengstoffen  geladen  seien,  denn  alle  enthielten  mehr  oder  weniger 
schädliche  Gase  6) 

Unter  Zustimmung  von  Scheine  erläuterte  dann  aber  der  Präsident  van 
Karnebeek  den  Antrag  dahin,  dass  nur  solche  Geschosse  gemeint  seien, 
deren  Zweck  (but)  es  sei,  giftige  Gase  zu  verbreiten,  nicht  auch  solche 
Geschosse,  deren  Platzen  zufällig  Gase  freimache.6) 

Aber  auch  jetzt  fand  der  Antrag  noch  Widerspruch.  Der  ameri- 
kanische Kapitän  zur  See  Mahan,  der  allerdings  erklärte,  in  der  Frage 
der  Sprenggeschosse  keine  besonderen  Studien  gemacht  zu  haben,  meinte, 
man  könne  den  angeregten  Fall  nicht  wohl  mit  der  Brunnenvergiftung  auf 
eine  Stufe  stellen.  Die  erwähnten  Geschosse  könnten  menschlicher  wirken, 
als  andere,  welche  den  Körper  mit  Metallstücken  zerfetzen.  Nehme  man 
an,  dass  solche  Geschosse  schon  erfunden  seien,  so  könnte  ihre  Verwendung 
entscheidende  Ergebnisse  herbeiführen.     Eine  nutzlose  Grausamkeit  oder 


*)  a 

a.  0. 

2)  a. 

a.  0. 

*)  II. 

94. 

4)  11. 

86. 

Vgl. 

auch  den 

Soltykschen 

Bericht  II. 

23  f. 

*)  II. 

86  f. 

6)  IL 

87. 
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mala  fides  wie   bei  der  Brunnenvergiftung  liege  hier  nicht  vor,  und  man 
könne  nicht  wohl  von  einem  verbotenen  Kriegsmittel  reden.1) 

Mittlerweile  machte  der  dänische  erste  Bevollmächtigte  von  Bille 
Zuständigkeitsbedenken  geltend:  Die  Frage  gehöre  überhaupt  nicht  vor 
die  erste  Kommission  und  deren  Unterkommissionen,  sondern  vor  die 
zweite  Kommission  resp.  deren  militärische  Unterkommission,  welche 
die  Brüsseler  Deklaration  zu  beraten  habe.8)  Aber  Rolin,  der  Bericht- 
erstatter der  militärischen  Unterkommission  der  zweiten  Kommission  er- 
widerte, man  würde  dort  zu  der  aufgeworfenen  Frage  erst  Stellung  nehmen, 
wenn  man  Ergebnis  aus  dem  Verhandlungsbereich  der  1.  Kommission  vor 
sich  hätte.8) 

So  wandte  man  sich  also  wieder  dem  russischen  Antrag  zu,  und 
Scheine  meinte  zur  Unterstützung  desselben,  nachdem  die  Konferenz 
die  Aufgabe  habe,  die  Zerstörungsmittel  zu  beschränken,  sei  es  logisch, 
die  neuen  Mittel  zu  verbieten,  besonders  wenn  sie  wie  im  vorliegenden 
Fall  einen  barbarischen  Charakter  hätten  und  mit  der  Flussvergiftung  auf 
einer  Stufe  ständen.4) 

Aber  das  hatte  schon  Mahan  zurückgewiesen  und  ging  denn  auch 
dem  Präsidenten  zu  weit :  Die  Brunnenvergiftung,  so  erklärte  dieser,  habe 
den  Charakter  von  Verrat,  während  die  erstickenden  Geschosse  diesen  Charak- 
ter in  keinem  höheren  Grade  besässen  wie  die  gewöhnlichen  Geschosse.6) 

Aber  in  Bille  erstand  jetzt  ein  Verteidiger  des  russischen  Stand- 
punkts :  Wenn  man  keinen  genügenden  Grund  habe,  die  Verwendung  dieser 
Geschosse  ausdrücklich  zu  erlauben,  so  liege  es  im  Geiste  der  Konferenz- 
aufgabe, den  Gebrauch  zu  verbieten.  Auch  meinte  er:  gegen  eine  be- 
lagerte Stadt  geschleudert,  würden  sie  vielleicht  leichter  als  die  gewöhn- 
lichen Geschosse  Nichtkombattanten  treffen. 

Die  Frage  lautete  mittlerweile  folgendermassen : 

Soll  die  Verwendung  von  Geschossen  verboten  werden, 
welche  mit  Sprengstoffen  geladen  sind,  deren  ausdrück- 
licher Zweck  (but  expr&s)  ist,  erstickende  Gase  zu  ver- 
breiten? 

Unter  der  Voraussetzung,  dass  hier  Einmütigkeit  erzielt  würde,  er- 
klärten sich  sofort  folgende  10  Staaten  für  das  Verbot6): 

Frankreich,  Österreich-Ungarn,7)  Schweden  und  Nor- 
wegen, Japan,  Holland,  Dänemark,  die  Türkei,  Italien, 
Deutschland  und  England.8) 


l)  IL  87. 
*)  a.  a.  0. 
8)  a.  a.  0. 

4)  a.  a.  0. 

5)  IL  87.    Vgl.  auch  den  Soltykschen  Bericht  II,  24. 

6)  IL  87. 

1)  Der  Vertreter  von  Österreich-Ungarn  sprach  dabei  die  Ansicht  aus,  dass  der 
Tod  durch  Vergiftung  grausamer  als  der  durch  Erschiessen  sei  (IL  87). 

8)  Der  englische  Vertreter  hielt  allerdings  eine  Erfindung  der  befürchteten  Art  für 
wenig  wahrscheinlich  und  legte  Wert  darauf,  dass  das  Verbot  wirklich  nur  solche  Geschosse 
treffe,  deren  ausdrücklicher  Zweck  sei,  vergiftende  Gase  zu  verbreiten.  (IL  88.) 


474  §  99.    Die  Verhandlungen  der  Kommission  und  des  Plenums. 

Wie  der  Soltyksche  Kommissionsbericht  feststellte,  waren  schliesslich 
aber  sogar  14  Stimmen  für  den  Antrag.1) 

Der  Bevollmächtigte  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
stimmte  mit  Nein  und  gab  zur  Begründung  seines  Votums  folgende  Er- 
klärung zu  Protokoll:2) 

1.  Den  Einwand,  dass  eine  Kriegsmaschine  barbarisch  sei,  hat  man  immer 
gegen  die  neuen  Waffen  erhoben,  die  nichtsdestoweniger  schliesslich  angenommen 
worden  sind. 

Im  Mittelalter  sind  es  die  Feuerwaffen  gewesen,  welchen  man  den  Vorwurf 
der  Grausamkeit  gemacht  hat.  Später  sind  die  Granaten  und  vor  kurzem  die 
Torpedos  an  die  Reihe  gekommen. 

Es  scheint  mir  nicht  bewiesen  zu  sein,  dass  Geschosse  mit  erstickenden 
Gasen  unmenschliche  oder  unnütz  grausame  Kriegsmaschinen  sind  und  kein  ent- 
scheidendes Ergebnis  herbeiführen  werden. 

2  Ich  bin  der  Vertreter  eines  Volkes,  das  von  dem  lebhaften  Wunsche  be- 
seelt ist,  den  Krieg  humaner  zu  gestalten,  das  sich  aber  gezwungen  sehen  kann, 
Krieg  zu  führen.  Deshalb  handelt  es  sich  darum,  sich  nicht  durch  hastig  gefasste 
Beschlüsse  der  Mittel  zu  berauben,  deren  man  sich  später  mit  Erfolg  wird  be- 
dienen können. 

Der  Vertreter  von  Siam  hatte  zwar  die  allgemeine  Instruktion  er- 
halten, möglichst  jeder  menschenfreundlichen  Massregel  zuzustimmen,  aber 
er  fragte  sich,  ob  die  in  Frage  stehenden  Geschosse  nicht  gerade  hierher 
zu  rechnen  seien.   Infolgedessen  enthielt  er  sich  vorläufig  der  Abstimmung.8) 

§  99. 

Die  Verhandlungen  der  Kommission  und  des  Plenums. 

I.  Am  22.  Juni  stand  der  russische  Antrag  in  der  Kommission 
zur  Verhandlung. 

Der  Kommissionspräsident  Beernaert  hob  noch  schärfer  als  früher 
hervor,  es  sollten  nur  solche  Geschosse  verboten  werden,  deren  einziger 
Zweck  (but  unique)  sei,  erstickende  oder  giftige  Gase  zu  verbreiten.4) 

Der  amerikanische  Marinebevollmächtigte  Mahan,  welcher  diesem 
Antrag  in  der  Unterkommission  allein  entgegengetreten  war,6)  hielt,  ob- 
sdhon  er  noch  keine  Instruktion  erhalten  hatte,  sein  Nein  aufrecht,  indem 
er  folgendes  ausführte:  Die  ganze  Frage  sei  überhaupt  noch  indiskutabel 
(„encore  intangible") ;  denn  Geschosse  dieser  Art  gebe  es  in  Wirklichkeit 
nicht.  Unter  dem  Gesichtspunkt  der  Menschlichkeit  sei  aber  auch  der 
Erstickungstod  durch  Gas  keineswegs  grausamer  als  der  durch  Wasser  oder 
durch  Ertrinken,  wenn  ein  Fahrzeug  durch  einen  Torpedo  in  den  Grund 
gebohrt  werde. 

Aus  diesen  beiden  Erwägungen  stimme  er  gegen  den  Antrag. 

van  Karnebeek  meinte  indes,  dass  Mahan  zu  sehr  vom  Stand- 
punkt des  Seekriegs  aus  gesprochen  habe;  die  Frage  müsse  aber  auch 
unter  dem  Gesichtswinkel  des  Landkriegs  gewürdigt  werden  und  da  könne 
man  nicht  von  zwei  Formen  des  Erstickungstodes  sprechen. 

1)  IL  24. 

2)  IL  87  f.  dazu  IL  96.    Vgl.  auch  den  Soltykschen  Bericht  IL  24. 

3)  IL  88. 
*)  IL  11. 

*)  Vgl.  oben  S.  474. 
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In  der  Unterkommission  sei  weiter  mit  Recht  betont  worden,  dass 
durch  die  Verwendung  der  fraglichen  Geschosse,  wie  z.  B.  im  Falle  einer 
Belagerung,  auch  viele  Nichtkombattanten  gefährdet  würden.  Schliesslich 
spreche  auch  folgendes  für  den  Antrag:  Gegen  die  Anregung  des  Bevoll- 
mächtigten Beernaert,  neue  Zerstörungsmethoden  zu  verbieten,  habe  man 
den  Vorwurf  der  Unbestimmtheit  erhoben.  Hier  aber  handle  es  sich  um 
ein  genau  beschriebenes  Tötungsverfahren.  Es  sei  zwar  noch  nicht  er- 
funden, aber  man  könne  sich  davon  eine  bestimmte  Vorstellung  machen. 

van  Karnebeek  schloss  mit  der  Aufforderung,  man  möge  deshalb  den 
fast  einstimmig  angenommenen  Antrag  der  Unterkommission  übernehmen.1) 

Scheine  wandte  sich  noch  gegen  die  ganze  Vergleichung  von  Torpe- 
dos und  erstickenden  Gasen.  Die  Vergleichung  der  letzteren  mit  der  Wasser- 
vergiftung liege  näher,  und  die  letztere  wolle  doch  auch  Mahan  verboten 
sehen.  Wenn  ein  Schiff  durch  einen  Torpedo  zum  Sinken  gebracht  worden 
sei,  könnten  noch  viele,  selbst  Verwundete  und  Kampfunfähige  gerettet 
werden.  Aber  durch  erstickende  Gase  würde  die  ganze  Besatzung  getötet. 
Das  widerspreche  der  Menschlichkeit,  welche  nach  Mitteln  verlangen  müsse, 
kampfunfähig  zu  machen,  ohne  zu  töten.2) 

Mahan  blieb  indes  bei  seiner  Meinung,8)  worauf  auch  der  portu- 
giesische erste  Bevollmächtigte  Graf  Macedo  noch  einmal  auf  die  Ver- 
schiedenheit der  Rettungsmöglichkeit  hinwies,  welche  in  der  Tat  eine  Ver- 
gleichung von  Torpedos  und  erstickenden  Gasen  ausschliesse.  Aber  Mahan 
entgegnete,  ein  kleiner  Torpedo  könne  nicht  viele  retten. 

Der  dänische  erste  Bevollmächtigte  v.  Bille  meinte  schliesslich  noch: 
es  sei  allerdings  kein  rechter  Anlass  gegeben,  über  die  Indienststellung 
eines  noch  gar  nicht  existierenden  Geschosses  zu  verhandeln,  andernteils 
freilich  hätten  die  Bevollmächtigten  von  Grossmächten  wie  Russland  und 
Deutschland  festgestellt,  dass  die  gegenwärtigen  Kriegsmittel  mehr  als  aus- 
reichend seien.4) 

Nun  kam  es  zur  Abstimmung,  und  der  Antrag  der  Unterkom- 
mission wurde  gegen  die  Stimme  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
einstimmig  angenommen.6) 

Sechs  Staaten :  Deutschland,  Österreich-Ugarn,  England,  Italien,  Japan 
und  Portugal  hatten  allerdings,  wie  das  Protokoll  hervorhob,6)  ausdrück- 
lich erklärt,  dass  sie  dem  Verbot  nur  unter  der  Bedingung  einmütiger  An- 
nahme zustimmen.     Einstimmigkeit  war  aber  noch  nicht  erzielt. 


? 


l)  II.  11. 

*)  IL  12. 

s)  a.  a.  0. 

a.  a.  0.     Vgl.  darüber  oben  S.  464  und  unten  §  120  Z.  I.  2. 
a.  a.  0. 

•)  In  der  Unterkommission  (II.  24)  hatten  sogar  die  10  (später  14)  mit  Ja  stimmenden 
Bevollmächtigten  die  Bedingung  der  Einstimmigkeit  gestellt.  Bei  der  Verlesung  des 
Kommissionsberichts,  der  anfangs  den  Vorbehalt  überhaupt  weggelassen  hatte,  führte  das 
noch  einmal  zur  Erörterung  (IL  51)  und  es  erfolgte  darauf  hin  und  zwar  erst  nach 
wiederholter  Verhandlung  (IL  54)  im  endgültigen  Kommissionsbericht  (I.  83)  die  Richtig- 
stellung. In  der  Kommission  hatten  in  der  Tat  noch  6  Staaten  die  genannte  Bedingung 
aufrecht  erhalten. 
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Bei  der  endgültigen  Feststellung  des  Kommissionsberichts  in  der 
letzten  Kommissionssitzung  am  20.  Juli  richtete  daher  van  Karnebeek  an 
den  amerikanischen  Bevollmächtigten  die  dringende  Aufforderung,  doch 
im  Hinblick  auf  diese  Bedingung  sein  Votum  zu  korrigieren.1) 

Aber  Mahan  antwortete:  es  handle  sich  hier  für  Amerika  um  eine 
Prinzipienfrage.  Es  sei  nicht  folgerichtig,  Untersee-  und  Tauchboote  zu 
gestatten2)  und  Granaten  mit  erstickender  Gaswirkung  zu  verbieten. 

Im  Kommissionsbericht8)  war,  wie  dies  auch  schon  im  Bericht  der 
Unterkommission  geschehen  war,4)  vom  „but  unique"  die  Rede,  was 
bei  der  ersten  Berichtsberatung  gegen  den  Widerspruch  des  Grafen 
Macedo  aufrecht  erhalten  worden  war.5) 

In  der  nächsten  Sitzung  am  20.  Juli  kam  der  portugiesische  Bevoll- 
mächtigte darauf  zurück 6) :  es  sei  ein  Irrtum  gewesen,  als  er  meinte,  das 
Wort  „unique"  gehe  auf  ein  Versehen  des  Berichterstatters  zurück.  Aber 
er  sei  überzeugt,  dass  damit  die  ganze  Bestimmung  inhaltlos  werde.  Er 
habe  nichts  destoweniger  mit  ja  gestimmt,  um  in  einer  sehr  untergeord- 
neten Frage  nicht   wieder  die  Einmütigkeit  in  Frage  zu  stellen. 

IL  In  der  Plenarsitzung  der  Konferenz  am  21.  Juli  wurde  der 
Beschluss  der  Kommission  gegen  die  beiden  Stimmen  von  England  und 
den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  ohne  Debatte  gutge- 
heissen.7)  Diese  beiden  Staaten  haben  dann  auch  die  Unterzeichnung 
und  die  Türkei  die  Ratifikation  abgelehnt,8)  so  dass  die  zweite  Erklärung 
für  diese  3  Staaten  keine  Geltung  hat. 

§  100. 

Der  Inhalt  der  zweiten  Erklärung. 

Die  zweite  Erklärung  lautet: 

„Die  vertragschliessenden  Mächte  unterwerfen  sich  gegenseitig  dem  Verbote, 
solche  Geschosse  zu  verwenden,  deren  einziger  Zweck  ist,  erstickende  oder  giftige 
Gase  zu  verbreiten.* 

1.  Geschosse  der  in  Frage  stehenden  Art  gibt  es  nach  den  im  Haag9) 
erfolgten  wiederholten  Feststellungen  noch  nicht:  Doch  könne  man  sich, 
so  hiess  es  weiter,  eine  Vorstellung  von  denselben  machen 10)  und  die  Er- 
findung sei  möglich.11) 

Aber  der  Berichterstatter  der  Kommission  Graf  Soltyk  und  der  portu- 
giesische Bevollmächtigte  Graf  Macedo  hatten  wohl  recht,  als  sie  deshalb 


v)  II.  51. 

2)  Das  war  mittlerweile  geschehen.     Vgl.  unten  §  125. 

3)  II.  83. 
*)  IL  24. 
b)  IL  51. 
•)  IL  54. 
7)  IL  74. 

*)  Vgl   oben  S.  458  f. 

H)  Vgl.  insbesondere  Mahan  oben  S.  474. 

,0)  Vgl.  v.  Karnebeek  oben  S.  475. 

")  Vgl.  Scheine  oben  S.  472. 
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die  Bedeutung  unserer  Bestimmung  nicht  sehr  hoch  einschätzten.1)  Die 
Meinung  lässt  sich  hören,2)  dass  es  keinen  rechten  Sinn  hat,  die  Indienst- 
stellung eines  noch  gar  nicht  existierenden  Geschosses  zu  verbieten.8)  Die 
Einwendungen  der  Amerikaner  hätten  meines  Erachtens  eine  bessere  Be- 
achtung verdient.  Die  Konferenz  hätte  sicherlich  dringendere  Arbeiten 
auf  dem  Gebiet  der  Gegenwart  finden  können. 

IL  Die  Eigentümlichkeit  der  hier  verbotenen  Geschosse  ist,  dass  sie 
erstickende  oder  giftige  Gase  verbreiten. 

Man  sagte:  Das  tun  mehr  oder  weniger  alle  Sprenggranaten.4)  In- 
folgedessen verbesserte  man  but  in  but  expr6s  und  später  in  but  unique. 
Darnach  muss  diese  Gasverbreitung  der  einzige  Zweck  der  Granate 
sein:  Man  will  Kampfunfähigkeit  durch  Erstickung  oder  Vergiftung  herbei- 
fuhren. 

Mir  will  es  da  aber  mit  dem  portugiesischen  Vertreter  Graf  v.  Macedo 
scheinen,6)  dass  dies  geeignet  ist,  die  ganze  Erklärung  so  nebenher  wieder 
gegenstandslos  zu  machen. 

Granaten  werden  immer  und  ausnahmslos  die  Hauptbestimmung 
haben,  den  Gegner  einfach  einem  Hagel  von  Sprengstücken  auszusetzen, 
und  man  wird  also  stets  die  Einrede  machen  können,  dass  das  gesetzliche 
but  unique  der  Vergiftung  oder  Erstickung  nicht  gegeben  sei. 

Die  Erklärung  spricht  von  erstickenden  oder  giftigen  also  „Stick- 
gasen".6) 

Wie  bereits  auf  der  Konferenz  festgestellt  wurde,  entwickeln  alle 
Granaten  mehr  oder  weniger  Gase,  welche  das  Atmen  erschweren  oder 
auf  die  Dauer  unmöglich  machen. 

Für  die  Beurteilung  der  Völkerrechtswidrigkeit  gilt  das,  was  Albert 
Zorn  ausgeführt  hat: 

„Hier  muss  naturgemäss  die  als  mehr  oder  weniger  unvermeidliche  Be- 

l)  Vgl.  oben  S.  454,  476. 

*)  Vgl.  Mahan    oben  S.  474,  v.  Bille  S.  475. 

8)  Gilinsky  hat  es  ja  auch  bei  anderer  Gelegenheit  zu  rühmen  gewusst,  dass  man 
sich  nur  mit  den  existierenden  Waffen  beschäftige.  (I.  80 )  Da  konnte  aber  Mahan  unseren 
Fall  vorhalten,  ohne  von  Gilinsky  Widerspruch  zu  erfahren,  (a.  a   0.) 

4)  Vgl.  oben  S.  472. 

*)  Vgl.  oben  S.  476. 

•j  So  Frh.  v.  Stengel,  Archiv  f.  öff.  Recht  XV.  147.  Andere  übersetzten  weniger 
gut  .Stinkgase  V  So  Ph.  Zorn,  „Im  neuen  Reich  %  S.  328  und  Alb.  Zorn,  Kriegsmittel, 
S.  20.  Nicht  um  stinkende,  sondern  um  erstickende  Gase  handelt  es  sich.  Küttner,  kriegs- 
chirurgische Erfahrungen,  aus  dem  südafrikanischen  Krieg  1899/1900  S.  107,  (vgl.  auch 
seinen  Vortrag  in  der  „Arztlichen  Kriegswissenschaft"  S.  146)  berichtet,  dass  damals  die 
Lydditgranaten  keine  Erstickung  oder  Vergiftung  hervorgerufen  hätten,  wohl  aber  seien 
Geier,  welche  von  den  durch  Lydditbomben  getöteten  Pferden  frassen,  gestorben.  Die 
Lyddite  hätten  nur  einen  abscheulichen,  atembenehmenden  Geruch  gehabt.  Übrigens 
haben  die  Engländer  die  zweite  Erklärung  auch  gar  nicht  angenommen.  Aber  auch 
abgesehen  davon  bemerkt  Alb.  Zorn  (S.  22)  mit  Recht:  „Auch  in  dieser  Beziehung  haben 
die  Buren  die  englischen  Lydditgranaten  mit  Unrecht  als  unzulässig,  weil  völkerrechts- 
widrig, bezeichnet*1.  Dann  heisst  es  weiter:  „Die  zur  Zeit  im  Gebrauch  befindlichen 
Granaten  der  deutschen  Artillerie  entwickeln  übrigens  bei  der  Detonation  ebenfalls  Gase, 
in  deren  Bereich  ein  Verweilen  auf  die  Dauer  kaum  möglich  sein  kann".  Vgl.  auch 
Bonfils-Grah,  VR.  S.  572.  Auch  von  der  im  russisch-japanischen  Krieg  benutzten  Brisanz- 
granate (meist  Lyddit)  wurde  berichtet,  dass  sie  wohl  mit  furchtbarem  Getöse  angeflogen 
komme  und  mit  einem  rasenden  Knall  und  Gestank  platze,  aber  doch  nur  stark  auf  die 
Nasenschleimhaut  gehe  (vgl.  Guttmann  in  „Fortschritte  der  Medizin"  1904  Bd.  22  S.  1217). 
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gleiterscheinung  auftretende  Gasentwickelung  für  die  Beurteilung  der  Sachlage 
hinter  dem  Umstände  zurücktreten,  dass  es  sich  in  erster  Linie  darum  handelt  und 
handeln  muss,  durch  Anwendung  eines  Sprengmittels  von  möglichst  starker 
Brisanz  die  Wirkung  des  Geschosses  möglichst  zu  steigern:  Der  Zweck  ist  die 
Geschosswirkung,  die  Gasentwickelung  eben  nur  eine  nicht  zu  vermeidende  Neben- 
erscheinung " J) 

Aus  dem  Gesagten  ergibt  sich  die  Wahrscheinlichkeit,  dass  die  zweite 
Deklaration  uns  in  der  Sache  nicht  vorwärts  bringen,  dass  sie  wohl  aber 
leicht  einen  Zankapfel  abgeben  wird. 

in.  Welches  ist  die  ratio  unseres  Verbotes? 

Die  Begründung,  dass  die  bisherigen  Kriegsmittel  ausreichen  und  dass 
es  beim  Fehlen  eines  zwingenden  Grundes,  die  Verwendung  solcher  Ge- 
schosse ausdrücklich  zu  erlauben,  im  Geiste  der  Konferenz  liege,  sie  zu 
verbieten,2)  kann  ein  Verbot  unmöglich  rechtfertigen.8) 

Die  Verwendung  von  Sprenggranaten  der  beschriebenen  Art  soll 
«inen  barbarischen  Charakter  haben  und  mit  der  Fluss-  und  Brunnen- 
vergiftung auf  einer  Stufe  stehen,  also  eine  Betätigung  der  mala  fides  sein.4) 
Aber  van  Karnebeek  hatte  recht,  dass  hier  das  für  die  mala  fides  erforder- 
liche meuchlerische  oder  hinterlistige  Moment  völlig  fehlt.  Auch  ist  der 
Erstickungstod  gewiss  nicht  ohne  weiteres  grausamer  als  ein  anderer.  Wer 
mit  zerschmetterten  Armen  und  Beinen  langsam  seine  Seele  aushaucht, 
hat  nichts  voraus. 

Das  auf  der  Idee  der  Petersburger  Deklaration  weiterbauende  Haager 
Rechtsverbot  ist  vielmehr  nur  darin  begründet,  dass  die  erwähnten  Granaten 
notwendig  töten,  und  nicht  bloss  kampfunfähig  machen,  dass  sie  also  ihren 
Zweck  überschreiten.  Der  Erstickungstod  der  Ertrinkenden  beweist  nichts 
dagegen.  Denn  einmal  beschränkt  sich  das  auf  den  Seekrieg,  während 
unser  Verbot,  wenn  auch  aus  der  Beratung  der  Marine-Unterkommission 
hervorgegangen,  ganz  allgemein  Geltung  hat.5)  Und  dann  besteht  hier 
die  Möglichkeit  der  Rettung,  die  insbesondere  durch  das  Rotekreuzabkommen 
jetzt  förmlich  organisiert  erscheint,  während  die  Zuführung  von  ersticken- 
den oder  giftigen  Gasen,  wenn  anders  dieselbe  gelungen  und  ausreichend 
erfolgt  ist,  immer  töten  würde.6) 

In  Betracht  kommt  weiter  auch,  dass  insbesondere  bei  Belagerungen 
und  Beschiessungen  die  friedliche  Bevölkerung  durch  solche  Granaten 
ungleich  mehr  gefährdet  erscheint.7) 

Das  sind  allerdings  Erwägungen  im  Geiste  der  Petersburger  Dekla- 
ration. Hier  wie  bei  der  ersten  Erklärung  handelt  es  sich  um  eine  „Er- 
weiterung" des  Prinzips  der  Petersburger  Deklaration  ins  Gebiet  des  Artillerie- 
wesens.8) 


*)  Kriegsmittel,  S.  22. 

*)  So  v.  Bille  oben  S.  473,  475. 

8)  Vgl.  oben  S.  467. 

4)  So  Scheine,  oben  S.  473.    Bestritten  von  Mahan,  oben  S.  472. 

5)  Das  hat  auch  van  Karnebeek  mit  Recht  hervorgehoben.  Vgl.  oben  S.  474.  Vgl 
auch  Albert  Zorn,  Kriegsmittel,  S.  20  f. 

^  Das  betonte  auch  insbesondere  Scheine.    Vgl.  oben  S.  475. 
7;  Das  haben  v.  Bille  and  van  Karnebeek  hervorgehoben.    Vgl.  oben  S.  473,  475. 
8)  Albert  Zorn,  Kriegsmittel  22  mit  dem  Zusatz:  „Ob  die  hier  (1.  u.  2.  Deklaration) 
angeführten  Kampfmittel  erhebliche  Bedeutung  werden  gewinnen  können,  lässt  sich  vor- 
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Ob  diese  Erwägungen  indes  die  Kraft  haben,  ein  eigenes  Konferenz- 
abkommen zu  rechtfertigen,  ist  eine  andere  Frage. 


.  Dritter  Abschritt. 

Die  dritte  Erklärung 

betreffend 

das  Verbot  von  Geschossen,  die  sich  leicht  ausdehnen  oder  plattdrücken. 

Erstes  Kapitel. 
Die  Verhandlungen  über  die  Dum~Dum<*Gesohosse. 

I.  Die  Verhandlungen  der  Unterkommission, 

§  101. 

Der  russische  Antrag. 

Die  dritte  Erklärung  ging  aus  der  Vorberatung  der  militärischen  Unter- 
kommission über  Ziff.  2  des  russischen  Rundschreibens  hervor.1) 

Der  Kampf  um  die  dritte  Erklärung  wurde  mit  einer  seltenen  Heftig- 
keit und  Ausdauer  geführt. 

In  der  ersten  Sitzung  am  26.  Mai 2)  wurde  die  Prinzipienfrage  gestellt : 

Soll  man  durch  ein  Abkommen  auf  neue  Verbesserungen  in  der 
Kriegskunst  verzichten  und  für  Heer  wie  Flotte  neue  Waffen  und  Spreng- 
stoffe sowie  brisantere  Pulver  verbieten? 

Nachdem  man  kurz  die  Gewehr-  und  Pulverfrage  gestreift  hatte, 
wandte  sich  die  Erörterung  sofort  im  besonderen  der  Frage  der  Dum- 
Dum-Geschosse  zu. 

Und  zwar  war  es  der  schweizerische  Oberst  Künzli,  welcher  die 
Geschosse  verboten  sehen  wollte,  welche  die  Wunden  verschlimmern  und 
die  Schmerzen  steigern.  Er  habe,  so  fügte  er  hinzu,  dabei  besonders  die 
sog.  Dum-Dum-Gescho88e  im  Auge  und  wolle  in  der  nächsten  Sitzung 
mit  einer  bestimmten  Formulierung  hervortreten.8) 

Auch  der  holländische  General  Den  Beer  Poortugael  sprach  sich 
fär  ein  Verbot  der  unmenschlichen  Geschosse  aus,  welche  unheilbare 
Wunden  machen.  Die  Dum-Dum-Geschosse ,  deren  Spitze  sehr  weich, 
deren  Mantel  aber  sehr  hart  sei  und  deren  Inneres  aus  einer  weichen 
Masse  bestehe,  würden  im  Körper  eine  wahre  Verwüstung  anrichten.  Der 
Eingang  sei  schmal,  die  Austrittsöflfnung  weit.    Solche  Verheerungen  seien 


läufig  nicht  übersehen ;  zur  Zeit  haben  sie  eine  solche  für  die  gegenwärtige  Kriegspraxis 
jedenfalls  nicht". 

x)  Vgl.  diese  Ziffer  oben  S.  441. 

8)  II.  56  ff. 

3)  IL  57.    Bericht  der  Unterkommission  II.  14. 
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nicht  nötig.  Es  genüge,  den  Soldaten  kampfunfähig  zu  machen ;  dagegen 
sei  es  unnütz,  ihn  zu  verstümmeln.  Die  holländische  Regierung  habe  ihn 
daher  ermächtigt,  ein  Verbot  der  Dum-Dum-  und  ähnlichen  Geschosse  an- 
zuregen.1) 

Das  bedeutete,  wie  der  Präsident  Beernaert  sofort  feststellte,  eine 
weitere  Ausdehnung  des  Prinzips  der  Petersburger  Konvention  von  1868.2) 

Die  Angriffe  gegen  die  Dum-Dum-Geschosse  richteten  sich  gegen 
England  und  der  englische  General  Sir  John  Ardagh  bat  daher  sofort  ums 
Wort :  Es  müsse  da  ein  Missverständnis  vorliegen.  Die  Dum-Dum-Geschosse 
hätten  nicht  die  geschilderten  Wirkungen ;  sie  seien  Kugeln  wie  die  andern, 
nur  ganz  gewöhnliche  Geschosse.3) 

Der  Präsident  schnitt  indes  vorläufig  die  weiteren  Bemerkungen  mit 
der  Erklärung  ab:  man  müsse  bestimmt  formulierte  Anträge  einbringen.4) 

In  der  zweiten  Sitzimg  der  Unterkommission  am  29.  Mai  legte  nun 
der  Oberst  Gilinsky  namens  der  russischen  Regierung  und  weiter  auch  der 
schweizerische  Oberst  Künzli  je  einen  formulierten  Antrag  vor,  in  welchem 
aber  die  Bezeichnung  Dum-Dum-Geschosse  vermieden  war. 

I.  Der  russische  Antrag  lautete B) : 

Die  Verwendung  von  Geschossen»  deren  Mantel  den  Kern  nicht  ganz  umhüllt 
oder  mit  Einschnitten  versehen  ist,  und  Oberhaupt  (et  en  general)  die  Verwendung 
von  Geschossen,  die  sich  leicht  im  menschlichen  Körper  ausdehnen  oder  platt- 
drücken, soll  als  mit  dem  Geist  der  Petersburger  Konvention  von  1868  im  Wider- 
spruch stehend  verboten  werden. 

Ich  will  übrigens  gleich  hier  zur  Terminologie  folgendes  bemerken: 

Im  Gegensatz  zu  den  üblichen  Vollmantelgeschossen,  bei  welchen 
der  Mantel  den  ganzen  Kern  umschliesst,  kann  man  diese  Geschosse  Halb- 
mantelgeschosse nennen.  Sie  sind  übrigens  aber  auch  unter  dem 
Namen  Bleispitzengeschosse  bekannt. 

Gilinsky  erklärte  nun  nach  Verlesung  seines  Antrags  weiterhin:  Es 
gebe  aber  auch  ein  neues  Geschoss,  dessen  vorderer  Teil  hohl  sei,  der  Art, 
dass  zwischen  dem  Kern  und  dem  Mantel  ein  leerer  Raum  bestehe6) 

Gilinsky  hatte  dabei  die  sog.  Hohlspitzengeschosse7)  im  Auge. 

Im  Anschluss  an  die  letzte  Bemerkung  Gilinskys  legte  Künzli  seinen 
Antrag  vor.8) 

II.  Der  schweizerische  Antrag  enthielt  ein 

Verbot  der   Infanteriegeschosse,  deren   Mantelspitze  durchlöchert   (trouee) 
oder  abgefeilt  (limee)  ist 

und  weiterhin  ein 

Verbot  solcher  Geschosse,  deren  Durchgang  durch  den  Körper  durch  ein 
leeres  oder  mit  weichem  Blei  gefülltes  Innere  behindert  wird. 


*)  a.  a.  0. 

8)  a.  a.  O. 

8)  IL  57.  Bericht  IL  15. 

4)  a.  a.  0. 

6)  II.  62,  15. 

e)  a.  a.  0. 

Vgl.  v.  Bruns,  Beiträge  z.  klin.  Chirurgie  Bd.  XXIII  S.  3. 

"   62. 


7)  Vg 

8)  II. 
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Der  schweizerische  Bevollmächtigte  wollte  also  ausser  einigen  Formen 
der  Bleispitzengeschosse  auch  die  Höh  1  spitzen geschosse  treffen,  die,  wie 
sich  später  zeigen  wird,  gerade  erst  aufgekommen  waren,  während  die 
Halbmantelgeschosse  schon  etwas  länger  bekannt  waren. 

Als  Zweck  seines  Antrags  gab  Künzli  an:  Die  Schmerzen  der  Ver- 
wundeten zu  mindern,  da  der  Zweck  des  Krieges  doch  nur  der  sei,  für  be- 
stimmte Zeit  kampfunfähig  zu  machen  und  nicht  zu  verstümmeln. 

Also:  Der  russische  Antrag  wandte  sich  gegen  die  Halb- 
mantel- oder  Bleispitzengeschosse,  der  schweizerische  Antrag 
beschränkte  sich  hieraufzweiFormen  und  traf  im  übrigen 
d  i  e  Hohlspitzengeschosse. 

Der  Präsident  wünschte  über  diese  Anträge  alsbald  die  Ansichten 
der  anwesenden  Bevollmächtigten  zu  hören  und  dabei  ergab  sich  folgendes : 

Der  deutsche  Bevollmächtigte  Oberst  Gross  v.  Schwarzhoff  hielt 
die  russische  Fassung  für  bestimmter.  Die  deutsche  Regierung  würde 
zweifellos  keine  Schwierigkeit  machen.  Abstimmung :  der  Vertreter  nahm  die 
Frage  nur  ad  referendum.  Ebenso  stimmte  der  englische  Bevollmächtige  Sir 
John  Ardagh  und  der  serbische  Bevollmächtigte  Oberst  Maschin.  Auch 
der  Bevollmächtigte  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  Kapitän  Gro- 
zier,  glaubte,  dass  seine  Regierung  für  den  Antrag  Gilinsky  sei. 

Der  Bevollmächtigte  von  Österreich-Ungarn,  Oberstleutnant  v.  Khue- 
p  ach  nahm  den  russischen  Antrag  glatt  an.  Ebenso  der  japanische  Bevoll- 
mächtigte M.  Motono.,  der  persische  Bevollmächtigte  General  Mirza 
Riza  Khan,  der  siamesische  Bevollmächtigte  Phya  Suriya,  der  tür- 
kische Bevollmächtigte  Abdullah  Pascha,  der  belgische  Bevollmäch- 
tigte Graf  v.  Grelle  Rogier,  der  dänische  Bevollmächtigte  Oberst 
v.  Schnack  und  der  spanische  Bevollmächtigte  Graf  von  Serrallo. 

Der  französische  Bevollmächtigte  Mounier  war  zwar  für  den 
russischen  Antrag,  wünschte  aber  jedenfalls  eine  Änderung  in  der  Fassimg 
zur  Vermeidung  von  Schwierigkeiten,  die  sich  aus  einer  zu  bestimmten 
Definition  ergeben,  welch  letztere  im  Hinblick  auf  weitere  Erfindungen 
eine  Wandlung  durchmachen  könnte. 

Auch  der  italienische  Bevollmächtigte  General  Zuccari  nahm 
den  russischen  Antrag  im  Prinzip  an,  schloss  sich  aber  den  Ausführungen 
von  Mounier  an;  ebenso  der  holländische  Bevollmächtigte  General  Den 
Beer  Poortugael,  der  portugiesische  Bevollmächtigte  Kapitän  A y r e s 
d'Ornellas,  der  rumänische  Bevollmächtigte  M.  Beldiman,  der 
schwedisch-norwegische  Bevollmächtigte  Oberst  Brändström  und  der 
bulgarische  Bevollmächtigte  Major  Hessaptchieff. 

Nachdem  daraufhin  der  schweizerische  Bevollmächtigte  Künzli 
seinen  Antrag  zurückgezogen  hatte  und  ebenfalls  dem  Antrag  Gilinsky- 
Mounier  beigetreten  war,1)  hatte  sich  die  Lage  vereinfacht. 

Es   handelte  sich  jetzt  nur  noch  darum,   ob  der  russische  Antrag 


')  IL  63. 
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einfach  in  der   Fassung   Gilinsky    angenommen   oder  im  Geiste  Mouniers 
umredigiert  werden  solle. 

III.  Mounier  regte  zunächst  folgende  Fassung  an: 

„II  est  interdit  d'employer  des  balles  expansives  ou  dila- 

tables«*) 

Man  sollte  sich  also  mit  einem  Prinzip  begnügen,  nämlich  dem  ein- 
fachen Verbot  der  Geschosse,  die  sich  ausdehnen. 

Der  rumänische  Oberst  Coanda  äusserte  dabei  einen  Wunsch,  der 
nach  dem  ursprünglichen  Wortlaut  der  Protokolle  (II.  63)  nicht  verstanden 
werden  konnte  und  dessen  Fassung  auch  auf  einer  irrtümlichen  Wieder- 
gabe beruhte. 

Nach  der  Protokollberichtigung,  die  Coanda  in  der  5.  Sitzung  der 
Unterkommission  am  22.  Juni  vornahm,2)  wollte  er  in  Unterstützimg  des 
Mounierschen  Verbotes  der  „balles  expansives"  nur  noch  eigens  hervor- 
gehoben sehen,  dass  die  Geschosse  einen  harten  Mantel  haben  müssten, 
der  den  ganzen  Kern  umhüllt.  Coanda  hielt  also  doch  auch  noch  eine 
namentliche  Erwähnung  und  Ausschliessung  der  Halbmantelgeschosse  für 
nötig. 

Auf  die  Anregung  von  ßarantzew  erteilte  die  Unterkommission  den 
russischen,  französischen  und  rumänischen  Vertretern,  welche  besonders  her- 
vorgetreten waren,  den  Auftrag,  für  die  nächste  Sitzung  eine  endgültige 
Fassung  herzustellen.8) 

§  102. 
Nene  Fassungen. 

In  der  3.  Sitzung  der  Unterkommission  am  31.  Mai  wurde  die  von 
den  vorgenannten  drei  Bevollmächtigten  vereinbarte  Fassung  des  Antrags 
Gilinsky-Mounier  vorgelegt  *) : 

„L'emploi  des  balles  qui  8*epanouissent  ou  s'aplatissent  facüement  en  penetrant 
dana  le  Corps  humain,  telles  que  les  balles  ä  enveloppe  dure  dont  V  enveloppe  ne 
couvrirait  pas  entürement  le  noyau  ou  serait  pourvue  drtncisions,  doü  etre 
interdit1* 

Die  Verwendung  von  Geschossen,  die  sich  beim  Eindringen  in  den  mensch- 
lichen Körper  leicht  ausdehnen  oder  plattdrücken,  derart,  wie  die  Geschosse  mit 
hartem  Mantel,  der  den  Kern  nicht  ganz  umhüllt  oder  mit  Einschnitten  versehen 
ist,  ist  zu  verbieten. 

Das  war  —  um  das  gleich  zu  sagen  —  mit  nur  kleinen  sprachlichen 
Verschiedenheiten  bereits  die  heutige  Erklärung  Nr.  III. 

Der  österreichische  Oberstleutnant  v.  Khuepach  meinte,  man  solle 
einfach  nur  eine  Bestimmung  gegen  die  Verwendung  von  Geschossen  treffen, 
welche  Wunden  machen,  die  unnütz  grausam  sind.  Man  solle  sich  nicht 
auf  Einzelheiten  einlassen,  zumal  man  die  Verstümmelungen  nicht  voll- 
ständig hintanhalten   könne.     Denn   jedes  Geschoss    werde  solche   Ver- 


l)  II. 

63. 

*)  IL 

77. 

•)H. 

63. 

4)H. 

66. 
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stümmelungen  herbeiführen,  wenn  es  durch  den  Anprall  auf  einen  Stein 
oder  einen  anderen  festen  Gegenstand  umgeformt  würde,  bevor  es  den 
menschlichen  Körper  treffe.1) 

Dieser  Anschauung  stimmte  der  englische  General  Sir  John  Ardagh 
sofort  zu.8)  Im  übrigen  aber  lenkte  er  die  Frage  auf  die  Eigentümlichkeit 
der  Kriege  mit  wilden  Volksstämmen,  für  welche  man  weniger  humane 
Geschosse  nötig  habe. 

Hier  stak  ja  auch  das  Motiv  zur  Herstellung  der  Dum-Dum-Geschosse, 
und  es  wurde  sofort  klar,  dass  die  Dum-Dum-Geschosse  doch  keine  ge- 
wöhnlichen Geschosse  waren,  wie  Ardagh  am  Anfang  erklärt  hatte.8) 

Der  englische  Bevollmächtigte  führte  temperamentvoll  folgendes  aus : 

In  Kriegen  der  gesitteten  Nationen  sei  der  von  einem  kleinkalibrigen  Ge- 
schoss  getroffene  Soldat  verwundet ;  derselbe  würde  sich  zum  Verbandplatz  zurück- 
ziehen und  nicht  mehr  vorrücken.  Der  Wilde  aber  sei  unempfänglich.  Zwei-  und 
dreimal  durchbohrt  gehe  er  unaufhaltsam  vor ;  er  rufe  nicht  nach  Krankenpflegern 
und  baue  einem  den  Kopf  ab,  bevor  man  Zeit  gehabt  habe,  ihm  zu  sagen, 
dass  er  sich  im  schreienden  Widerspruch  mit  den  Beschlüssen  der  Haager  Kon- 
ferenz befinde. 

Aus  dieser  Erwägung  forderte  Ardagh  die  Freiheit,  gegen  wilde  Völker 
Geschosse  von  zureichender  Wirkung  zu  verwenden  und  schloss  sich  im 
übrigen  der  österreichischen  Fassung  an. 

Der  russische  Bevollmächtigte  Raffalovich  widersprach  aber  diesen 

Ausführungen : 

Sie  seien  dem  menschenfreundlichen  Geist,  welcher  das  ausgehende  19.  Jahr- 
hundert beherrsche,  entgegengesetzt.  Man  dürfe  zwischen  gesitteten  und  wilden 
Gegnern  keinen  Unterschied  machen.  Beide  seien  Menschen,  welche  die  gleiche 
Behandlung  verdienten.  Man  könne  auch  schon  deshalb  nicht  zwei  Arten  von 
Geschossen  führen  (die  einen  gegen  die  Wilden  und  die  anderen  gegen  die  Gesitteten», 
weil  das  die  Rüstungsfrage  verwickle  und  zwei  Patronentaschen  notwendig  mache.4) 

Auch  der  russische  Oberst  Gilinsky  wandte  sich  gegen  den  eng- 
lischen Kameraden: 

Auf  den  Charakter  der  Wilden  käme  es  hier  nicht  an.  Wenn  diese  das  klein- 
kalibrige  Geschoss  nicht  im  Stürmen  aufhalte,  so  sei  das  Weiterkämpfen  der  zivili- 
sierten Truppen  durch  das  kleine  Kaliber  noch  weniger  behindert  Es  handle 
sich  da  nur  um  die  Wirkung  des  Kleinkalibers.  In  Wirklichkeit  könne  hier  ein 
Schwerverwundeter  noch  eine  Zeitlang  vorrücken  und  kämpfen.  Das  spreche  aber 
lediglich  zu  Gunsten  der  gröberen  Kaliber.  Das  russische  Kaliher  von  71/»  mm, 
wie  das  Mausergewehr,  würden  das  Weiterkämpfen  schon  verleiden.  Indem  man 
fortwährend  das  Kaliber  herabsetze,  werde  es  schliesslich  zu  klein  und  damit  sehe 
man  sich  genötigt,  Dum-Dum-Geschosse  zu  verwenden.  Was  die  Wilden  betreffe, 
so  seien  dieselben  bis  jetzt  nicht  einmal  gegen  Sprenggeschosse  aus  Handfeuer- 
waffen geschützt.  Denn  die  Petersburger  Konvention  gelte  nur  für  Kriege  der 
Vertragsmächte  untereinander.  Das  sei  freilich  eine  Lücke  in  der  Petersburger  De- 
klaration.8) 

Der  Präsident  fasste  darauf  die  Meinung  der  Versammlung  dahin 
zusammen,  dass  in  der  Geschossfrage  nach  der  Kulturstellung  der  Kom- 
battanten kein  Unterschied  gemacht  werden  dürfe.8) 


*)  IL  66.  Bericht  IL  15. 
•)  a.  a.  0.,  Bericht  IL  15. 
8)  Vgl.  oben  S.  480. 
4)  II.  66. 

»)  IL  66f.,  Bericht  IL  15. 
•)  Bericht  IL  15. 
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Der  türkische  Bevollmächtigte  Abdullah  Pascha  äusserte  sich 
dann  gleichfalls  noch  zur  Kaliberfrage,  aber  im  entgegengesetzten  Sinn: 
Experimente  bei  allen  möglichen  Tiergattungen,  denen  er  beigewohnt  habe, 
hätten  für  grosse  und  kleine  Kaliber  dasselbe  Resultat  ergeben.1) 

Man  kehrte  jetzt  zum  Antrag  zurück  und  der  Bevollmächtigte  v.  Khue- 
pach  gab  auf  die  Einladung  des  Präsidenten  seiner  Anregung  folgende 
Fassung 2) : 

„L'emploi  de  Halles  causant  des  blessures  inutilement  cruelles  sera  conven- 
tionnellement  interdit." 

Diese  Fassung  bedeutete  hier  aber  noch  keine  eigentliche  Gegner- 
schaft gegen  den  Antrag  des  Redaktionsausschusses,  weshalb  sich  Khuepach 
später  bei  der  Abstimmung  über  letzteren  auch  der  Stimme  enthielt. 

Raffalovich  forderte  für  den  Antrag  des  Redaktionsausschusses 
die  Priorität.8) 

Das  Abstimmungsergebnis  war  folgendes: 

Für  die  Fassung  des  Redaktionsausschusses  stimmten  19  Staaten: 

Deutschland,  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  Belgien,  Dänemark, 
Spanien,  Frankreich,  Italien,  Japan,  Holland,  Persien,  Portugal,  Rumänien,  Russ- 
land, Serbien,  Siam,  Schweden  und  Norwegen,  die  Schweiz,  die  Türkei  und 
Bulgarien. 

E  i  n  Staat  stimmte  dagegen :  England,  während  sich  Österreich-Ungarn, 
wie  bereits  erwähnt,  der  Stimme  enthielt.4) 

Der  Antrag  des  Redaktionsausschusses  war  damit  angenommen.5) 

Über  den  Gegenantrag  v.  Khuepach  wurde  angesichts  dieses  Ergeb- 
nisses nicht  mehr  eigens  abgestimmt. 


")  II.  67. 
*)  a.  a.  0. 

3)    a#    ft.    0. 

4)  ii.  67.  Bericht  IL  16. 

*)  Vorübergehend  hat  man  dann  in  der  Unterkommission  an  dem  Text  noch  ein- 
mal zu  ändern  gesucht  Barantzew  hatte,  wie  im  §  112  noch  ausgeführt  werden 
soll,  in  seinem  Antrag  über  das  Waffen&nderungsverbot  in  Ziff.  6  unter  dem  Hinweis 
auf  die  Petersburger  Konvention  auch  ein  Verbot  von  Sprenggeschossen  der  Handfeuer- 
waffen sowie  ein  Verbot  der  Selbstlader  für  selbstverständlich  erklärt 

Der  Präsident  Beernaert  bemerkte  bei  der  Verhandlung  über  diese  Frage,  nach 
einem  Meinungsaustausch  und  unter  dem  Beifall  der  Versammlung:  Das  Verbot  der  Peters- 
burger Konvention  sei  besonderer  Natur  (d  h.  gehe  nur  auf  das  Verbot  der  Spreng- 
geschosse unter  400  g),  aber   die  Versammlung  werde  es  sicher  gern   verallgemeinern. 

Nach  kurzer  Erörterung  einigte  man  sich  sodann  in  der  Fassung  des  Antrags 
Mounier  hinter  „balles"  noch  „explosibles"  einzufügen. 

Das  Protokoll  leitet  daraus  folgende  Neufassung  her:  „L'emploi  des  balles  explo- 
sibles et  de  Celles  qui  s'epanouissent  ou  s'aplatisent  facilement  .  .  .  telles  que  les  baJles 
ä  enveloppe  dure  .  .  ."  (IL  70). 

Im  Bericht  steht  aber  das  „explosibles"  hinter  „telles",  so  dass  es  hiernach  heisst : 
„telles  que  les  balles  explosibles,  les  balles  ä  enveloppe  dure  .  ."  (II.  15,5.)  Vgl.  auch 
unten  S.  487 4. 

Später,  als  in  der  Einleitung  selbst  auf  die  Petersburger  Deklaration  Bezug  ge- 
nommen wurde,  erschien  die  besondere  Hervorhebung  der  Sprenggeschosse  bei  Hand- 
feuerwaffen nicht  mehr  nötig  und  so  wurde  der  Zusatz  schliesslich  wieder  gestrichen, 
was  schon  hier  vorgreifend  bemerkt  werden  möge. 
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§  103. 

Die  englische  Gegnerschaft. 

Das  Dum-Dum- Verbot  hatte  mittlerweilen  folgende  Fassung  erhalten  x) : 

„L'emploi  des  balles  gut  s'e'panouissent  ou  sfaplatüsent  facücment  dans  le 
eorps  humain,  telles  que  les  balles  explosibles,  les  balles  ä  enveloppe  dure  dont 
V  enveloppe  ne  couvrirait  pa%  entiirement  le  noyeau  ou  serait  pourvue  (Fincisions, 
doit  etre  inier  dit. 

Darüber  hatte  nun  die  Kommission  am  22.  Juni  zu  beraten.8) 
Der  englische  Bevollmächtigte  Sir  John  Ardagh  hatte  seine  Ein- 
wendungen8) schriftlich  niedergelegt  und  verlas  folgende  Erklärung,4)  deren 
Druck   in   der  nächsten  Sitzung   am  23.  Juni  auf  den  Antrag  des  Bevoll- 
mächtigen von  Siam  beschlossen  wurde5): 

„In  der  Sitzung  der  Unterkommission  am  31.  Mai  wurde  mit  beträchtlicher 
Majorität  ein  Artikel  angenommen  gegen  die  Verwendung  von  Geschossen  mit 
hartem  Mantel,  welcher  den  Kern  nicht  ganz  umhallt  oder  mit  Einschnitten  ver- 
sehen ist. 

Diese  Fassung  mit  ihren  technischen  Einzelheiten  scheint  nun  aber  die 
Wirkung  zu  haben,  dass  das  Verbot  etwas  zu  allgemein  und  unbeschränkt  wird 
(un  peu  trop  generale  et  absolue). 

Sie  würde  für  jetzt  und  künftig  auch  verbieten,  was  ich  noch  zugelassen 
sehen  möchte :  Die  Konstruktion  von  Geschossen,  deren  Stoss  (choc)  genügen  würde» 
den  getroffenen  Gegner  festzuhalten  (arreter)  und  sofort  kampfunfähig  zu  machen 
und  die  so  den  unerläßlichen  Kriegset  fordernissen  entsprechen  würden,  ohne  jedes- 
mal unnütze  Schmerzen  zu  verursachen. 

Das  Geschoss  mit  vollständigem  Mantel,  welches  bei  unserem  Lee-Metford- 
Gewehr  Verwendung  findet,  ist  in  dieser  Hinsicht  mangelhaft.  So  wurde  in  einem 
unserer  Kleinkriege  mit  den  Indern  festgestellt,  dass  ein  Mann,  den  eine  solche 
Kugel  5  mal  durchbohrt  hatte,  noch  einen  beträchtlichen  Weg  zum  englischen 
Spital  machen  konnte,  um  sich  dort  verbinden  zu  lassen. 

Ganz  kürzlich  noch  in  der  Schlacht  bei  Om-Durman,  wurde  festgestellt,  dass 
die  meisten  verwundeten  Derwische,  welche  sich  durch  die  Flucht  retten  konnten, 
von  den  kleinen  englischen  Geschossen  getroffen  waren,  während  das  Remmington- 
und  das  Martini  Geschoss  des  ägyptischen  Heeres  genügte,  den  Mann  kampfunfähig 
zu  machen. 

Man  hat  nun  zufällig  wirksamere  und  für  den  Krieg  mit  den  Indern  brauch* 
barere  Mittel  erfunden,  nämlich  ein  Geschoss,  das  unter  dem  Namen  Dum-Dum 
in  einer  Fabrik  dieses  Namens  bei  Calcutta  berge*tellt  wird« 

Im  Dum -Dum -Geschoss  schneidet  der  Mantel  ab  und  lässt  einen  ganz 
kleinen  Teil  des  Kerns  frei. 

Der  Erfolg  dieser  Änderung  ist  eine  gewisse  Ausdehnung  (dilatation)  oder 
Schweifung  (bom Dement)  der  Spitze,  um  einen  kräftigeren  Stoss  (choc)  zu  erzielen, 
als  ihn  eine  vollständig  umhüllte  Kugel  gibt,  der  indes  doch  noch  weniger  stark  ist, 
als  beim  Geschoss  des  Enfield-  oder  Snider-  oder  Martini-  Gewehrs,  dessen  Kaliber  viel 
grösser  ist  Die  durch  dieses  Dum-Dum-Geschoss  verursachten  Wunden  genügen 
in  der  Regel,  um  einen  „Choc"  hervorzurufen,  der  einen  Mann  aufhält  und  kampf- 
unfähig macht  Aber  die  Wirkung  ist  in  keiner  Weise  auf  unnütze  Schmerz- 
bereitung gestellt. 


l)  II.  5,  15. 

»;  IL  5. 

8)  Vgl.  oben  S.  4S0,  483. 

4)  II.  5  ff. 

*)  IL  26.  Raffalovich  wünschte  dann  aber  aus  Erwägungen  der  Unparteilichkeit, 
dass  auch  die  Gegenreden  gedruckt  würden  und  auf  den  Antrag  von  Gilinsky  wurde 
in  der  Tat  beschlossen,  dass  das  ganze  Protokoll  über  die  Geschossverhandlungen  vom 
22.  Juni  vollständig  gedruckt  werde. 
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Ich  will  ausführen,  wie  es  kam,  dass  das  Dum-Dum-Geschoss  jetzt  in  Europa 
einen  schlechten  Ruf  hat.  Es  kam  dies  auf  Grund  gewisser  Versuche,  welche  an 
Geschossn  mit  unvollständigem  und  verkürztem  Mantel  angestellt  worden  sind,  die 
aber  den  Dum- Dum- Geschossen  gar  nicht  gleichen,  weder  nach  Konstruktion  noch 
Wirkung. 

Es  handelt  sich  um  Versuche  des  Professors  Bruns  in  Tübingen,  über  welche 
derselbe  in  seinen  „Beitragen  zur  klinischen  Chirurgie",  Tübingen  1898,  berichtete. 

Das  hier  versuchte  Geschoss  hatte  eine  Bleispitze,  die  etwa  um  den  Durch- 
messer langer  war,  als  der  harte  Mantel.  Deshalb  entstand  beim  Eindringen  in 
den  Körper  eine  beträchtliche  Abplattung  und  Ausdehnung  und  die  Wunden  waren 
aussergewöhnlich  schwer,  ja  entsetzlich.  Diese  Versuche  beweisen ,  dass  ein  Ge- 
schoss, dessen  weiche  Bleispitze  vom  Mantel  stark  entblösst  ist,  fast  wie  ein  Spreng- 
geschoss  wirkt  und  eine  furchtbare  Wirkung  erzielt.  Aber  die  Tübinger  Ver- 
suche können  nicht  als  Zeugnis  oder  Beweis  gegen  die  Dum-Dum-Geschosse  gelten, 
die  von  ganz  anderer  Konstruktion  und  Wirkung  sind.  Man  muss  indes  annehmen, 
dass  die  irrtümliche  Meinung  über  den  Charakter  der  letzteren  hauptsächlich  in 
der  falschen  Vorstellung  von  einer  fast  gleichen  Konstruktion  der  beiden  ihren 
Grund  bat. 

Im  englischen  Parlament  wurden  bezüglich  des  Dum-Dum-Geschosses  mehrere 
Interpellationen  eingebracht  und  am  5.  Juni  erklärte  der  Staatssekretär  für  Indien 
in  Beantwortung  einer  solchen  Anfrage:  man  sehe  keinen  Grund,  über  die  Ent- 
schliessungen  der  indischen  Regierung  in  Sachen  der  Dum-Dum-Geschosse  eine 
Untersuchung  zu  veranlassen;  man  werde  die  Berichte  über  die  mit  diesen  Ge- 
schossen gemachten  Erfahrungen  dem  Unterbaus  vorlegen 

Es  scheint  mir  kaum  nötig  zu  sein  zu  versichern,  dass  die  öffentliche  Meinung 
in  England  niemals  den  Gebrauch  eines  Geschosses  billigen  würde,  welches  unnütze 
Schmerzen  bereitet,  und  dass  jedes  derartige  Geschoss  im  voraus  verurteilt  wäre. 
Aber  wir  beanspruchen  das  Recht  und  halten  es  für  eine  Pflicht,  unsere  Soldaten 
mit  Gewehren  auszurüsten,  auf  deren  Wirkung  sie  vertrauen  können,  ihnen  ein 
Geschoss  zu  geben,  das  durch  seinen  „choc"  den  Angriff  des  Feindes  aufhält  und 
ihn  sofort  kampfunfähig  macht. 

Früher  wurde  das  erreicht  durch  die  sphärischen  Kugeln  des  alten  Gewehres, 
die  einen  Durchmesser  von  90  mm  hatten,  weiter  durch  die  Geschosse  des  Enfield- 
Gewehrs  von  14  mm  sowie  durch  die  Geschosse  des  Martini-Gewehrs  von  12  mm. 
Niemals  aber  wurden  im  Namen  der  Menschlichkeit  Einwendungen  gegen  diese 
Gewehrgeschosse  erhoben-  Unser  jetziges  Gewehr,  das  Lee-Metford-Gewehr,  hat  nur 
ein  Kaliber  von  8  mm.  Der  Querschnitt  des  Geschosses  (eben  jenes  Lee-Metford- 
Gewehres),  das  ein  vollständiger  Mantel  umhüllt,  ist  nur  die  Hälfte  des  Quer- 
schnittes des  Martini-Gewehrs  und  der  6.  Teil  der  sphärischen  Kugel. 

Es  hat  daher  nichts  Oberraschendes,  dass  dieses  Geschoss  nur  einen  leichteren 
Stoss  (un  choc  plus  leger)  verursacht.  Es  ist  klar  erwiesen,  dass  unser  Geschoss 
mit  vollständigem  Mantel,  wie  es  augenblicklich  im  englischen  Heer  eingeführt  ist, 
unsere  Soldaten  nicht  genügend  gegen  einen  entschlossenen  Feind  schützt;  und  wir 
müssen  uns  die  vollständige  Freiheit  vorbehalten,  Konstruktionsänderungen,  sei  es 
am  Mantel,  sei  es  am  Kern,  vorzunehmen,  um  einen  Stoss  zu  erzielen,  der  nötig 
ist,  um  kampfunfähig  zu  machen,  ohne  nutzlose  Schmerzsteigerung  zu  verursachen. 

Das  ist  unser  Gesichtspunkt,  und  deshalb  können  wir  nicht  dem  Verbot  zu- 
stimmen, das  durch  Mehrheitsbeschluss  in  der  ersten  Lesung  zustande  kam  und 
das  für  die  Konstruktionseinzelheiten  nun  Schranken  setzen  will. 

Auf  jeden  Fall  will  ich  aber  wiederholen,  dass  wir  mit  den  Menschlichkeits- 
grundsätzen der  Petersburger  Konvention  völlig  einverstanden  sind  und  dass  wir 
bei  unserer  Suche  nach  einem  neuen  Geschossmodell  bestrebt  sein  werden,  nicht 
nur  den  Buchstaben,  sondern  auch  den  Geist  derselben  zu  befolgen.  Es  würde 
nur,  wie  ich  der  hohen  Versammlung  versichern  kann,  höchst  peinlich  sein,  wenn 
ich  gezwungen  wäre  nach  Massgabe  der  Gründe,  die  ich  entwickelt  habe,  gegen  eine 
Fassung  zu  stimmen,  die  doch  durch  Prinzipien  getragen  wird,  welche  ich  vollkommen 
billige;  und  ich  hoffe  immer  noch,  dass  man  ein  einstimmiges  Abstimmungsergebnis 
erzielen  wird  auf  Grund  einer  Fassung,  welche  von  den  technischen  Konstruk- 
tionseinzelheiten absieht  und  sich  auf  die  Grundsätze  zurückzieht,  bezüglich  deren 
wir  einig  sind :  die  Grundsätze  der  Petersburger  Konvention. 

Verbieten  wir  also  nur  die  Verwendung  von  Geschossen, 
welche  die  Schmerzen  der  kampfunfähig  gemachten  Soldaten 
unnütz  steigern  oder  ihren  Tod  unvermeidlich  herbeiführen." 
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Bei  der  Fassung  hatte  man  kluger  Weise  das  Wort  Dum-Dum  ver- 
mieden, und  der  Präsident  Beernaert  versuchte  jetzt,  mit  diesem  Hin- 
weis dem  englischen  Bevollmächtigten  eine  Brücke  zu  bauen.  Die  Fassung, 
so  bemerkte  er,  nähere  sich  vielmehr  derjenigen  der  Petersburger  Kon- 
vention, welch  letzterer  England  ja  beigetreten  sei.1) 

Aber  Ardagh  bemerkte,  seine  Regierung  stosse  sich  an  der  Begriffs- 
bestimmung  der  verbotenen  Geschosse:  „Geschosse  mit  hartem  Mantel» 
der  den  Kern  nicht  ganz  umhüllt  oder  mit  Einschnitten  versehen  ist." 
Nur  wenn  man  das  streiche,  könne  er  zustimmen. 

Ardagh  befürwortete  also  in  Wahrheit  nur  das  erneute  Bekenntnis 
zu  den  Grundsätzen  der  Petersburger  Konvention.  Den  Beer  Poortugael 
und  Gilinsky  betonten  indes  die  Bedeutungslosigkeit  eines  solchen  Be- 
schlusses und  wünschten  die  Beibehaltung  des  beschlossenen  Textes.2) 

Aber  Ardagh,  dem  mit  der  blossen  Unterdrückung  des  Wortes  Dum- 
Dum  nicht  gedient  war,  hielt  sein  „vote  nägatif 4  so  lange  aufrecht,  als 
durch  die  Fassung  die  Dum-Dum-Geschosse  getroffen  werden  sollten. 

Er  wäre  freilich  auch  zufrieden  gewesen,  wenn  man  nur  zu  Protokoll 
erklärt  hätte,  dass  das  nicht  beabsichtigt  sei. 

Aber  das  erlösende  Wort  fiel  nicht. 

§  104. 
Der  amerikanische  Gegenantrag. 

Nun  erstand  dem  englischen  Vertreter  in  der  Person  des  ameri- 
kanischen Kapitäns  Grozier  ein  Bundesgenosse,  indem  auch  dieser  sich 
für  die  Streichung  der  Konstruktionsdetails  aussprach,  mit  der  Begründung, 
es  könnten  Geschosse  erfunden  werden,  welche,  ohne  zu  platzen ,  die  Form 
eines  grösseren  Kalibers  annehmen;  und  es  wäre  ungerecht,  die  Mächte 
des  daraus  hervorgehenden  Vorteils  zu  berauben,  wenn  diese  Geschosse 
keine  unnütz  grausamen  Wunden  verursachen.8) 

Als  der  Präsident  geltend  machte,  dass  mit  einer  solchen  Streichung 
von  dem  Artikel  nichts  mehr  übrig  bleibe,  gabCrozier  seiner  Anregung 
folgende  Antragsform: 

f,Die  Verwendung  von  Geschossen,  welche  unnütz  grausame  Wunden  ver- 
ursachen, derart,  wie  die  Sprenggeschosse  und  überhaupt  jede  Art  von  Geschossen, 
welche  die  Grenze  überschreiten,  die  erreicht  werden  muss,  um  die  sofortige 
Kampfunfähigkeit  herbeizuführen,  ist  untersagt"4) 

Das  kam  nach  der  Ansicht  des  italienischen  Generals  Z  u  c  c  a  r  i  auf 
den  Antrag  Khuepach  hinaus  und  würde  den  Vorzug  haben,  dass  der 
von  der  Unterkommission  anerkannten  Erfindungsbefugnis  nicht  vorgegriffen 
würde. '  Er  sei,  so  fuhr  der  italienische  Bevollmächtigte  fort,  ein  Anhänger 


";  IL  7. 

»j  a.  a   0. 

»j  II.  7. 

*;  a.  a.  0.     Der  französische  Text  lautet: 

,  L'emptoi  des  balles  qui  infligent  des  blessures  inutilement  cruelles,  telles 
que  les  balles  explosibles  et  en  genital  tout  esp&ce  de  balles  qui  dtpassent  la  limite 
necessaire  pour  mettre  un  komme  immtdiatement  hors  de  combat,  est  interdit." 
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des  Verbotes  unnütz  grausamer  Geschosse;  doch  würde  er  (dem  russischen 
Antrag)  noch  beitreten,  obgleich  er  eine  weniger  ins  einzelne  gehende 
Fassung  vorgezogen  hätte.1) 

Auch  der  russische  Oberst  Gilinsky  hob  die  Schwierigkeit  einer 
neuen  Fassung  hervor  und  betonte,  dass  gerade  die  Geschosse,  deren 
Mantel  mit  Einschnitten  versehen  sei,  zu  grausame  Wunden  verursachen. 
Selten  nehme  ein  Geschoss,  dessen  Kern  nicht  umhüllt  sei,  eine  birnen- 
förmige Form  an,  sondern  meistens  die  Form  eines  Pilzes.  Das  Ziel  des 
Krieges  gehe  aber  doch  darauf,  lediglich  kampfunfähig  zu  machen  und  hierzu 
reichten  die  gewöhnlichen  Geschosse  aus.2) 

Ardagh  legte  indes  für  die  Dum-Dum-Geschosse  nochmals  eine 
Lanze  ein:  Es  sei  nicht  bewiesen,  dass  dieselben  unnütz  grausam  seien. 
Man  verwechsle  sie  mit  den  Tübinger  Geschossen,  die  allerdings  furcht- 
bare Wunden  verursachten. 

Doch  Gilinsky  erwiderte:  Die  Tübinger  Geschosse  haben  noch  in 
keinem  Krieg  Verwendung  gefunden,  wohl  aber  haben  die  beiden  Kriege, 
in  welchen  Dum-Dum-Geschosse  verwandt  wurden,  gezeigt,  dass  die  durch 
sie  verursachten  Wunden  schrecklich  sind. 

Ardagh  aber  berief  sich  zur  Widerlegung  dieser  Ansicht  auf  die 
Verhandlungen  im  englischen  Parlament. 

Bei  dieser  widerspruchsvollen  Beurteilung  glaubte  der  portugiesische 
Bevollmächtigte  Graf  v.  Macedo  sich  der  Stimme  enthalten  zu  sollen. 

Der  deutsche  Bevollmächtigte  v.  Schwarzhoff  aber  erhob  sich  jetzt 
zu  einer  Erklärung  ad  vocem  „Tübinger  Geschosse",  von  denen  fort- 
während in  dieser  Versammlung  wie  auch  schon  in  den  Zeitungen  ge- 
sprochen worden  sei.  Hier  müsse  der  Legendenbildung  vorgebaut  werden. 
In  Tübingen  gebe  es  keine  Waffenfabrik,  wohl  aber  eine  berühmte  Uni- 
versität, an  welcher  einer  der  namhaftesten  Professoren,  der  Chirurg  Bruns, 
sich  viel  mit  den  Wirkungen  der  kleinkalibrigen  Geschosse  beschäftigt 
habe.  Er  selbst  kenne  nicht  das  dort  untersuchte  Geschoss.  Auf  jeden 
Fall  sei  es  kein  Geschoss  der  deutschen  Armee.  Und  niemals  sei  in 
Deutschland  die  Einführung  eines  Geschosses  in  Frage  gekommen,  dessen 
Kern  nicht  vollständig  vom  Mantel  umhüllt  war.8) 

Die  Anhänger  des  russischen  Antrags  hoben  nunmehr  zum  letzten 
Vorstoss  aus:  Den  Beer  Poortugael,  Gilinsky  und  Beer- 
naert  führten  noch  einmal  übereinstimmend  aus,  dass  die  Fassung  im 
Antrag  Crozier  zu  allgemein  gehalten  sei,  und  der  Präsident  wies  auf  den 
viel  bestimmteren  Charakter  selbst  der  Petersburger  Deklaration  hin,  welcher 

")  II.  7. 

*>  IL  7f 

3)  In  der  nächsten  Kommissionssitzung  am  23.  Juni  kam  Ardagh  auf  diese  Ver- 
wahrung des  deutschen  Bevollmächtigten  zurück,  indem  er  erklärte,  er  habe  nicht  be- 
hauptet, dass  es  in  Tübingen  eine  Gewehrfabrik  gebe.  (II.  26.)  Das  räumte  denn  auch 
Gross  v.  Schwarzhoff  ohne  weiteres  ein:  seine  Bemerkung  richte  sich  auch  gar  nicht 
gegen  Ardagh.  Aber  in  der  Sitzung  wie  in  der  Tagespresse  seien  Ausdrücke  gefallen, 
wie  „ Deutsche  Geschosse*,  «Deutsche  Dum-Dum"  und  deshalb  habe  er  sich  für  verpflichtet 
gehalten,  gegen  eine  Legendenbildung,  die  schon  im  Gange  sei,  von  vornherein  Ver- 
wahrung einzulegen  (IL  &v. 
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doch  England  beigetreten  sei.  Denn  diese  untersage  die  Verwendung  von 
Geschossen  unter  400  g,  wenn  dieselben  entweder  explosiv  oder  mit  Zünd- 
stoffen geladen  seien.1) 

Endlich  kam  es  zur  Abstimmung,  und  Raffalovich  forderte  die 
Priorität  für  den  ursprünglichen,  also  den  russischen  Antrag. 

Dieser  wurde  mit  20  gegen  2  Stimmen,  bei  einer  Stimm- 
enthaltung angenommen.2) 

Mit  J a  stimmten:  Deutschland,  Österreich-Ungarn,  Belgien,  Dänemark,  Spanien, 
Frankreich,  Griechenland,  Italien,  Japan,  Montenegro,  Holland,  Persien,  Rumänien, 
Russland,  Serbien,  Siara,  Schweden  und  Norwegen,  die  Schweiz,  die  Türkei  und 
Bulgarien. 

Mit  Nein  stimmten:  England  und  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika. 

Der  Stimme  enthielt  sich:  Portugal. 

Wie  in  der  Unterkommission  über  den  Gegenantrag  Khuepach,  so 
wurde  jetzt  auch  in  der  Kommission  über  den  an  dessen  Stelle  getretenen 
Gegenantrag  Crozier  nicht  mehr  eigens  abgestimmt,  was  dann  für  Crozier 
wie  wir  sehen  werden,  mit  ein  Grund  dafür  war,  im  Plenum  seinen  An- 
zu  erneuern.8) 

III.  Die  Verhandlungen  der  Konferenz. 


8  105. 

Die  Bede  Croziers. 

Am  21.  Juli  halte  sich  das  Plenum  der  Konferenz  zu  entscheiden; 
und  hier,  wo  sonst  im  allgemeinen  die  Gegensätze  ausgeglichen  erschienen, 
platzten  dieselben  noch  einmal  lebhaft  aufeinander. 

Die  nordamerikanischen  Vertreter  hatten  den  Engländern  mittlerweile 
den  Rang  abgelaufen,  und  der  amerikanische  Kapitän  Crozier  legte  noch 
einmal  seinen  Gegenantrag4)  vor  und  begründete  denselben  durch  eine 
längere  Rede,  während  sich  der  englische  stimmführende  Bevollmächtigte 
Sir  Julian  Pauncefote  darauf  beschränkte,  den  amerikanischen  An- 
trag und  die  Ausführungen  Croziers  einfach  zu  unterstützen.6) 

Die  Rede  Croziers  führte  etwa   folgendes  aus6): 

Der  Grundgedanke  unserer  Frage  ist  im  Jahre  1868  in  St  Petersburg  auf- 
gestellt worden:  dass  es  ein  Oberschreiten  der  gerechten  Grenzen  ist,  wenn  man 
Waffen  gebraucht,  welche  die  Schmerzen  der  bereits  kampfunfähig  gewordenen 
Soldaten  nutzlos  steigern  oder  ihren  Tod  unvermeidlich  machen.  Die  Petersburger 
Konvention  verbot  die  Verletzung  dieses  Grundsatzes,  welche  man  in  der  damaligen 
Zeit  allein  ins  Auge  fassen  konnte:  nämlich  die  Verwendung  von  Sprenggeschossen. 

Jetzt  will  man  das  Verbot  auch  auf  andere  Geschosse  als  Sprenggeschosse 
ausdehnen.  Man  hat  da  Erfindungen  im  Auge,  welche  es  ermöglichen,  den  „choc" 
zu  erhöhen,  der  durch  die  gegenwärtig  eingeführten  kleinkalibrigen  und  möglicher- 
weise noch  kleineren  Geschosse  verursacht  wird. 

Was  wollen  wir  mit  einem  Verbot  dieser  Art  erreichen? 


M  II.  8. 

*)  a.  a  O. 

')  Vgl   §  105  und  insbesondere  106. 

4)  Vgl   oben  S.  4S7. 

5)  I.  76.  Der  englische  Bevollmächtigte  kündigte  in  der  Plenarsitzung  auch  eine 
wichtige  Erklärung  seiner  Regierung  ober  die  Dum-Dum-Geschosse  an  (I.  77),  zog  diese 
Ankündigung  aber  später  im  Hinblick  auf  die  Haltung  des  Plenums  (vgl.  unten  S.  496) 
durch  Schreiben  vom  27.  Juli  wieder  zurück   (L  77  Anm.  1). 

•)  I.  74—77. 
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Offenbar  gebt  die  Absicht  dahin,  alles  zu  verbieten,  was  an  Grausamkeit 
die  Grenzen  des  Notwendigen  überschreitet.  Und  was  ist  notwendig?  Die  Peters- 
burger Erklärung  sagt:  es  genügt,  die  möglichst  grosse  Zahl  von  Soldaten  kampf- 
unfähig zu  machen. 

Mein  verehrter  Kamerad,  der  russische  Bevollmächtigte,  hat  hier  erklärt 
dass  das  Ziel  des  Krieges  darauf  gerichtet  sei,  kampfunfähig  zu  machen.  Für  die 
Militärs  gibt  es  in  der  Tat  nur  eine  Antwort  auf  die  gestellte  Frage,  nämlich,  dass 
der  von  einer  Kugel  getroffene  Soldat  kampfunfähig  sein  muss  Da  ich  dieses 
Ziel  erreichen  und  alles  darüber  hinaus  verbieten  möchte,  wiederhole  ich  meinen 
von  der  Kommission  abgelehnten  Gegenantrag. 

Diese  Fassung  bezeichnet  klar  das,  was  alle  Welt  gelten  lässt  und  was 
gelten  kann. 

Man  hat  auch  gesagt,  dass  die  gewöhnlichen  Geschosse  genügen,  um  kampf- 
unfähig zu  machen. 

Die  Meinungen  gehen  freilich  darin  auseinander,  ob  das  für  alle  Fälle  gilt 
ich  kann  darüber  frei  sprechen,  weil  die  Vereinigten  Staaten  mit  ihrem  Ge- 
schoss zufrieden  sind  und  keinen  Grund  zur  Änderung  haben.  Aber  wie  es  auch 
mit  den  jetzigen  Geschossen  stehen  mag,  niemand  vermag  zu  sagen,  was  dann 
geschieht,  wenn  die  Verkleinerung  des  Kalibers,  welcher  diese  Konferenz  ja  keine 
Grenze  gezogen  hat1),  anhält.  Das  ist  der  schwache  Punkt  des  Hauptantrags: 
Dieser  beschränkt  das  Verbot  auf  eine  einzige  Gruppe,  nämlich  auf  Geschosse, 
welche  sich  ausdehnen  oder  plattdrücken  und  gibt  zur  Erläuterung  Konstruktions- 
einzelheiten der  Geschosse. 

Die  Vorzüge  des  kleinen  Kalibers  sind  wohl  bekannt :  eine  gestrecktere  Flug- 
bahn, grössere  bestrichene  Räume,  weniger  Rückstoss  und  überhaupt  geringeres 
Munitionsgewicht.  Wenn  nun  irgend  eine  Nation  diese  Vorzüge  als  bedeutend 
genug  ansieht,  um  die  Annahme  eines  kleineren  Kalibers  wünschenswert  erscheinen 
zu  lassen  —  was  als  sehr  möglich  angesehen  werden  darf  —  so  werden  seine 
militärischen  Sachverständigen  sofort  nach  einer  Methode  suchen,  den  Hauptnach- 
teil eines  kleineren  Kalibers,  nämlich  die  „insuffisance  du  choc*  zu  vermeiden. 
Wenn  sie  nun  nach  Mitteln  suchen,  die  Stosskraft  zu  erhöhen,  werden  sie  natür- 
lich die  Verbote  prüfen,  die  man  sich  auferlegt  hat  und  sie  werden  finden,  dass 
abgesehen  von  den  Sprenggeschossen  und  den  Geschossen  die  sich  ausdehnen,  oder 
plattdrücken,  die  Bahn  völlig  frei  ist.  Sie  werden  sehen,  dass  sie  den  Konstruk- 
tionseinzelheiten aus  dem  Weg  gehen  können,  indem  sie  ein  Geschoss  herstellen, 
bei  dem  ein  grosser  Teil  des  Mantels  so  dünn  sein  wird,  dass  er  ohne  Wider- 
standskraft ist  und  dass  sie  an  den  verbotenen  Gruppen  vorbeikommen,  indem  sie 

1.  ein  Geschoss  herstellen,  dessen  Spitze  sich  beim  Eintritt  in  den  mensch- 
lichen Körper  leicht  so  dreht,  dass  eine  höchst  kurze  Rotationsbewegung  um  die 
Geschossaxe  hervorgerufen  wird,2) 

2.  indem  man  ein  Geschoss  erfindet  von  der  Art,  dass  es  eine  Zerfetzung 
verursacht,  ohne  eine  andere  Form  annehmen  zu  müssen.8) 

Es  ist  unnötig,  noch  mehr  Beispiele  anzuführen. 

Ein  in  der  Technik  bewanderter  Offizier  könnte  eine  unendliche  Zeit  damit 
zubringen,  Geschosse  von  furchtbar  grausamer  Wirkung  zu  erfinden,  welche  durch 
meinen  Antrag  verboten  wären  und  nach  der  Kommissionsfassung  erlaubt  bleiben 
würden. 

Aber  sie  wären  nicht  bloss  erlaubt,  sondern  man  könnte,  in  dem  Bestreben, 
an  der  im  Kommissionsantrag  verbotenen  Gruppe  vorbeizukommen,  auch  noch  dazu 
kommen,  ganz  andere,  weniger  menschenfreundliche  Geschossarten  anzunehmen. 
YVenn  es  sich  darum  handelt,  den  „choc"  eines  Geschosses  zu  erhöhen  —  und 
wir  können  sicher  sein,  dass  es  auf  die  eine  oder  andere  Weise  gelingen  wird,  wenn 


')  Die  Anträge  auf  Festlegung  des  Kalibers   waren  samt   und   sonders   abgelehnt 
worden.     Vgl.  unten  §§  110-114,  120. 

*)  „Die  Ausbreitung  der  Kugeln  wird   durch  die  Geschossdrehung  und   die 
Sprengladung  bewirkt"  (Berlin,  Hdb.  der  Waflenlehre,  S.  400). 

3)  Der  französische  Text  lautet: 

1°.  en  fabriquant  une  balle  dont  la  pointe  ä  son  entree  dans  le  corps  humain 

se  tournerait  facilement  d'un  cöte  de  maniere  ä  produire  un  mouvement  de  rota- 

tion  autour  de  son  axe  le  plus  court  (c'est  un  fait  tres  connu  qu'il  est  facile  de 

douner  ce  mouvement  ä  une  balle  d'arme  rayee), 

2°.  en   fabriquant   une  balle  d'une   forme  originale   teile   qu'elle  infligerait 

une  blessure  dechirante  sans  subir  de  changement." 
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man  es  fQr  nötig  erachtet  —  welche  Methode  kann  da  menschenfreundlicher  sein 
als  ein  Geschoss  von  solcher  Form  herzustellen,  dass  es  sich  regelrecht  (d.  h.  ohne 
Deformation)  ausdehnt?  („de  teile  facon,  qu'elle  s 'elende  regulierement")  Nun  ist 
das  aber  untersagt,  und  infolge  dessen  besteht  die  grosse  Gefahr,  dass  eine  grau- 
samere Methode  Annahme  findet,  in  dem  Augenblick,  wo  die  Konferenz  kein  Ver- 
bot dagegen  aussprechen  wird.  Der  Versuch,  einen  Grundsatz  durch  Einzelheiten 
auszudrücken,  ist  immer  gefahrlich;  denn  man  kann  im  allgemeinen  an  den  letz- 
teren vorbeikommen  und  so  den  Grundsatz  verletzen. 

Man  hat  in  der  Kommission  gesagt,  dass  die  Fassung  meines  Antrags  zu 
allgemein  gehalten  sei  und  dass  von  dem  Kommissionsbeschluss  nicht  mehr  viel 
übrig  bleibe,  wenn  er  nach  meinem  Vorschlag  abgeändert  würde.  Aber  in  Wahr- 
heit hat  mein  Vorschlag  eine  viel  eingeschränktere  Tendenz  als  der  Kommissions- 
beschluss.  Denn  dieser  hangt  sich,  statt  das  Prinzip  zu  packen,  nur  an  einem 
einzelnen  Punkt  ein. 

Indem  er  sich  bemüht,  eine  Konstruktionseinzelheit  auszuschliessen,  hat  er 
die  Tür  offen  gelassen  für  alle  anderen  Erfindungen,  die  man  noch  machen  kann. 

Man  hat  klar  herausgesagt,  dass  es  das  Dum-Dum-Geschoss  ist,  welches 
man  treffen  will. 

Ich  bin  nicht  berechtigt,  das  Dum-Dum-Geschoss,  von  dem  ich  nur  das 
kenne,  was  ich  hier  soeben  vernommen  habe,  zu  verteidigen.  Aber  man  verlangt 
von  uns  im  Augenblick  ein  Urteil;  und  es  scheint  mir  doch,  dass  da  noch  einige 
Beweise  wünschenswert  sind. 

Bis  jetzt  wenigstens  ist  kein  einziger  erbracht  worden. 

Gilinsky,  welcher  sich  in  Worten,  die  ihm  wie  seiner  Regierung  Ehre  machen, 
bemüht  hat,  hier  die  Sache  der  Menschlichkeit  zu  verteidigen,  glaubt,  dass  zwei 
Kriege,  in  welchen  dieses  Geschoss  verwandt  worden  sei,  den  Beweis  erbracht 
hätten,  dass  es  höchst  grausame  Wunden  verursacht.  Man  hat  indes  keine  Tat- 
sachen angegeben,  die  uns  zu  Anhängern  dieser  Meinung  machen  könnten. 

Der  einzige  sogenannte  Beweis,  von  dem  wir  sprechen  hörten,  sind  die 
Tübinger  Schiessversuche  und  die  behauptete  Ähnlichkeit  zwischem  dem  dort  be- 
nützten und  dem  Dum-Dum-Geschoss.  Nun  hat  aber  der  englische  Vertreter  diese 
Tatsache  nur  erwähnt,  um  sie  in  Abrede  zu  stellen.1) 

Erlauben  Sie  mir  indessen,  Ihre  Aufmerksamkeit  auf  die  Tatsache  zu  richten, 
dass  nach  meinem  Antrag  das  Dum-Dum-Geschoss  nicht  ausdrücklich  zugelassen 
sein  würde;  im  Gegenteil,  es  gehört  in  die  verbotene  Klasse,  wenn  ein  klarer  Fall 
gegen  dasselbe  zeugt. 

Wir  sind  alle  von  demselben  Verlangen  beseelt,  den  Gebrauch  von  Waffen, 
die  unnütz  grausame  Wunden  verursachen,  lieber  zu  verbieten  als  zu  beschimpfen. 
Was  die  Wirksamkeit  ähnlicher  Massnahmen  betrifft,  so  frage  ich,  ob  es  nicht 
besser  wäre,  sich  die  Unterstützung  der  öffentlichen  Meinung  eines  Landes  zu 
sichern,  indem  man  seiner  Regierung  eine  gegen  die  militärische  Praxis  gerichtete 
und  bewiesene  Tatsache  unterbreitet,  als  wenn  man  sich  der  Gefahr  aussetzt,  die 
nationale  Begeisterung  für  diese  Praxis  zu  entflammen,  indem  man  sie  beweislos 
verurteilt. 

Die  Konferenz  geht  dem  Schluss  entgegen,  und  diese  Frage  ist  die  einzige 
von  praktischer  Bedeutung,  über  welche  man  noch  nicht  einig  ist. 

Der  Zwiespalt  ist  augenscheinlich;  er  hat  sich  sogar  scharf  zugespitzt  und 
geht  darauf  aus,  den  ganzen  Wert  der  getroffenen  Veranstaltung  wieder  zu  zer- 
stören. 

§  106. 
Der  Kampf  für  die  Anträge. 

Auf  die  bedeutungsvolle  Rede  des  amerikanischen  Vertreters  ant- 
wortete van  Karnebeek  als  Berichterstatter:  Der  Gegenantrag  sei 
schon  in  der  Kommission  ähnlich  begründet  aber  im  Hinblick  auf  seine  zu 
allgemeine  Fassung  schliesslich  mit  allen  gegen  zwei  Stimmen  abgelehnt 
worden.2) 


l)  Ardagh  hat  die  Identität  wie  Ähnlichkeit   in  Abrede  gestellt.    Vgl.  oben  S.  486. 
*)  I.  76  f. 
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Auch  der  holländische  General  Den  BeerPoortugael  sowie  der 
russische  Oberst  Gilinsky  bekämpften  den  Gegenantrag  Grozier. 

Der  holländische  Bevollmächtigte  bemerkte1): 

Der  Antrag  Grozier  zerstöre  ein  fertiges  Werk. 

Das  Prinzip  habe  dort  eine  unzureichende  Tragweite.  Es  sei  ganz  allge- 
mein die  Rede  von  einer  notwendigen  Grenze.  Aber  was  ▼erstehe  man  unter 
der  limite  necessaire  pour  mettre  hors  de  combat?  Und  weiter,  was  seien 
blessures  inutilement  cruelles?  Es  fehle  hier  jedes  begriffliche  Merkmal.  Man 
brauche  eine  genau  bestimmte  nicht  allgemein  gehaltene  Abgrenzung.  Andernfalls 
komme  man  zu  keinem  Ergebnis.  Grozier  sage  mit  Unrecht,  dass  man  die  Dnm- 
Dum-Geschosse,  also  etwas,  was  man  nicht  kenne,  verurteile.  Es  handle  sich  aber 
im  Hauptantrag  ganz  allgemein  um  die  Verwendung  von  Geschossen  mit  Mantel- 
entblössung  oder  Manteleinschnitten.  Diese  Definition  selbst  sei  nicht  leicht  ge- 
wesen und  man  müsse  sich  die  Einzelheiten  derselben  fest  vor  Augen  halten. 
Andernteils  gebe  er  zu,  dass  man  mit  der  Aufstellung  von  Einzelheiten  Gefahr 
laufe,  indirekt  am  Prinzip  zu  rütteln. 

Mit  der  Fassung  der  Kommission  sei  aber  wenigstens  ei  n  Kriegsmittel  beseitigt 
Das  sei  schon  viel;  man  könne  nicht  alle  diejenigen  treffen,  welche  vielleicht  in 
der  Zukunft  erfunden  würden. 

Gilinsky8)  stellte  zunächst  fest,  dass  die  erste  russische  Fassung 
die  Dum-Dum-Geschosse  nicht  erwähnt  habe,  dass  aber  wohl  im  Verlauf 
der  Verhandlung  von  ihnen  gesprochen  worden  sei. 

Andere  technische  Vertreter,  so  fuhr  er  fort,  hätten  Abänderungen  angeregt 
und  man  habe  schliesslich  die  jetzige  Fassung  gefunden,  wie  sie  der  Bericht  wieder- 
gebe. Auch  dort  sei  vom  Dum-Dum-Geschoss  nicht  mehr  die  Rede.  So  stehe  also 
bei  jeder  Regierung  die  Prüfung  und  Entscheidung  darüber,  ob  dieses  oder  ein 
anderes  Geschoss,  welches  eingeführt  oder  vorgeschlagen  werde,  unter  diese  Be- 
griffsbestimmung des  Artikels  falle.  Durch  die  Geschosse  der  im  Antrag  genannten 
Art  würden  unnütz  grausame  Wunden  verursacht,  weil  der  Einschnitt  den  Aus- 
tritt des  Bleis  aus  dem  harten  Mantel  und  seine  Ausdehnung  erlaube.  Und  es 
entstünden  nicht  bloss  Wunden,  sondern  es  würden  auch  Fetzen  Fleisch  weggerissen. 
Das  gehe  über  den  Kriegszweck,  der  sich  darauf  beschranke,  kampfunfähig  zu 
machen-  Die  kleinkalibrigen  Geschosse  wie  etwa  diejenigen  von  71/*  nun,  deren 
Wirkung  er  kenne,  würden  in  dieser  Hinsicht  genügen.  Man  habe  zwar  das  Gegen- 
teil behaupten  wollen;  aber  die  Fälle,  in  welchen  sich  diese  Geschosse  als  unzu- 
reichend erwiesen  hätten,  seien  nur  Ausnahmefalle,  die  selten  vorkämen,  wenn 
das  Geschoss  nicht  auf  die  Knochen,  sondern  auf  die  Muskeln  oder  Weichteile 
aufschlage.  Dann  allerdings  könne  ein  Schwerverwundeter  noch  eine  Zeitlang  mar- 
schieren und  falle  tot  nieder  ohne  das  Bewusstsein,  dass  er  getroffen  sei.  Beim 
Abschluss  der  Petersburger  Konvention  im  Jahre  1868  habe  man  eine  bereits 
existierende  Tatsache  im  Auge  gehabt;  man  habe  Geschosse  verboten,  die  es  in 
Wirklichkeit  gegeben  habe.  Jetzt  wolle  man  wiederum  dasselbe  tun.  Man  wolle 
eine  gewisse  Klasse  von  Geschossen  verbieten,  die  schon  hergestellt  seien.  Was 
noch  erfunden  würde,  entziehe  sich  der  gegenwärtigen  Kenntnis.  Die  Erfindungen 
der  Zukunft  würden  vielleicht  ein  neues  Verbot  nötig  machen. 

Es  gehe  auch  nicht  an,  zwischen  Kulturvölkern  und  wilden  Volksstämmen  zu 
unterscheiden.  Er  habe  keine  Erinnerung  dagegen,  wenn  der  Ausdruck  .unnütz 
grausam"  im  Antrag  der  Kommission  noch  hinzugefügt  werde,  aber  abgesehen 
davon  dürfe  an  demselben  nicht  gerüttelt  werden.  Man  habe  da  eine  Fassung, 
welche  nach  reiflichen  Erwägungen  aller  technischen  Vertreter  beschlossen  worden 
sei  und  die  Konferenz  könne  unmöglich  ihr  Urteil  rückgängig  machen. 

Aber  Grozier3)  gab  sich  nicht  zufrieden  und  er  rügte  an  der  Kom- 
missionsfassung drei  Ausstände: 

1.  Geschosse,  welche  die  erlaubten  Grenzen  überschreiten,  würden  nur  Ü\r 
einen  Fall  verboten. 


l) 

i. 

77. 

*) 

1 

77  f. 

3; 

1. 

78  f. 
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2.  Das  Verbot  gehe  auf  Geschosse,  die  sich  ausdehnen.  Es  könnten 
aber  leicht  Geschosse  erfunden  werden,  die  sich  ganz  regelrecht  ausdehnen  (qui 
s*6panouissent  regulierement)  und  folgeweise  keine  unnütz  grausamen  Wunden  ver- 
ursachen. 

3.  Das  Protokoll  stelle  fest,  dass  der  Antrag  die  Dum-Dum-Geschosse 
treffen  wolle,  wenn  das  Wort  auch  nicht  im  Text  stehe.  Eine  Stelle  des 
Berichts  erhärte  dies  und  man  habe  wiederholt  erklärt,  dass  diese  Geschosse  es 
seien,  die  man  verbieten  wolle.  Die  Vereinigten  Staaten  seien  hier  ja  nicht  be- 
teiligt, denn  diese  hätten  ein  Gewehr,  mit  dem  sie  zufrieden  seien.  Aber  man 
verurteile  da  ohne  Beweis,  denn  man  habe  sich  nicht  bemüht  zu  zeigen,  dass  die 
Dum-Dum-Geschosse  unnütz  grausam  seien. 

Der  Kommissionsantrag  sei  unbeabsichtigt  eher  ein  Verbot  des  Gewehres 
mit  kleinerem  Kaliber  als  ein  Verbot  unmenschlicher  Waffen.  Das  ergebe  sich 
aus  dem  Bericht  des  Generals  Den  Beer  Poortugael,*)  wo  eine  Bemerkung  von 
Gilinsky *)  wiedergegeben  sei,  wonach  die  kleinkalibrigen  Geschosse  das  Vorrücken 
eines  zivilisierten  Heeres  nicht  aufhalten;  denn  das  sei  die  Wirkung  des  kleinen 
Kalibers.  Da  habe  man  also  einen  Beweis  zugunsten  des  groben  Kalibers.  Wenn 
man  das  Kaliber  fortwährend  verkleinere,  werde  es  schliesslich  zu  klein  und  man 
stünde  vor  der  Notwendigkeit,  Dum-Dum-Geschosse  zu  verwenden.  So  sei  im  Be- 
richt ausgeführt  und  daraus  gehe  hervor,  dass  das  Verbot  der  im  Antrag  erwähnten 
Geschosse  und  das  Verhot  kleinkalibriger  Gewehre  so  eng  mit  einander  verbunden 
seien,  dass  man  das  eine  nicht  verteidigen  könne,  ohne  zugleich  nolens  volens  für 
das  andere  Stellung  zu  nehmen.  Nun  habe  sich  aber  doch  die  Mehrheit  der  Mächte 
gegen  die  Kaliberbeschränkung  ausgesprochen. 

Dem  Berichterstatter    van  Karnebeek    erwiderte   Grozier    noch   be- 
sonders : 

Man  habe  über  seinen  Gegenantrag  in  der  Unterkommission  gar  nicht  ab- 
gestimmt, sondern  sicfe  mit  dem  Votum  über  den  Hauptantrag  begnügt.  Das  sei 
wohl  im  Sinn  der  Arbeitsbeschleunigung  gelegen,  aber  wichtiger  als  diese  sei  die 
Meinungsfeststellung  der  Mitglieder  bei  jeder  vorgelegten  Frage  Nun  habe  aber 
die  Unterkommission  nicht  die  Gelegenheit  gehabt,  über  seinen  Gegenantrag  eine 
Meinung  zu  äussern8)  und  dies  sei  der  Grund,  weshalb  er  auf  die  Frage  zurück- 
komme und  nun  wünsche,  dass  über  denselben  an  erster  Stelle  abgestimmt  werde. 

Damit  waren  noch  einmal   zu  guter  Letzt  gewaltige   sachliche  Be- 
denken   und   gleichzeitig  auch  Geschäftsordnungsfragen   aufgerollt  worden. 
Als  erster  antwortete  Gilinsky  und  bemerkte  zunächst  in  sach- 
licher Hinsicht4): 

Die  Geschosse,  welche  der  Kommissionsantrag  im  Auge  habe,  seien  bekannt. 
Man  habe  ihre  Wirkungen  vor  kurzem  in  zwei  Kriegen  vollkommen  feststellen 
können,  obschon  in  dieser  Beziehung  keine  amtliche  Mitteilung  gemacht  worden 
sei.  Mit  den  Geschossen,  die  noch  nicht  erfunden  seien,  werde  man  sich  beschäf- 
tigen, wenn  die  Zeit  dazu  gekommen  sei.  Grozier  halte  die  Erfindung  von  Ge- 
schossen für  möglich,  die  sich  ganz  normal  (regulierement)  ausdehnen6)  Eine 
solche  Annahme  sei  denkbar ;  aber  selbst  derartige  Geschosse  könnten  unnütz  grau- 
same Wunden  verursachen.  Bei  der  russischen  Fassung  handle  es  sich  nur  um 
bereits  existierende  Geschosse.  Wie  er  bereits  versichert  habe,  würden  klein- 
kalibrige  Geschosse  im  allgemeinen  das  Vorstürmen  aufhalten.  Wenn  man  das 
jetzige  Kaliber  noch  mehr  verkleinere,  hätte  allerdings  vielleicht  das  Geschoss  nicht 
mehr  dieselbe  Wirkung  und  es  erhebe  sich  dann  ein  neues  Problem.  Aber  wenn 
auch  diese  Geschosse  den  Anprall  nicht  aufhalten  (n'arrötent  pas  le  choc)  und  den 
besonders  tapferen  Soldaten  das  Vorrücken  erlauben,  brauche  man  noch  keine 
grausamen  Geschosse  zu  erfinden,  um  diese  Tapferen  zu  bekämpfen. 

Dann  wandte  sich  Gilinsky   der  Geschäftsordnungsfrage   zu: 

Man  habe  sich  mit  der  Vorberatung  nicht  übereilt.  Zweimal  habe  man  sich 

mit  der  Frage  in  der  Unterkommission  beschäftigt  und  sie  dann  noch  in  der  Kom- 


*)  Vgl.  diesen  Bericht  II.  15. 
*)  Vgl.  oben  S.  483. 

■)  Unterkommission  und  Kommission  resp.  Antrag  Khuepach  und  Antrag  Grozier 
sind  hier  nicht  auseinander  gehalten.    Vgl.  oben  S.  484  und  489. 
4)  I.  79. 
8)  Die  sich  also  ausdehnen,  ohne  zu  platzen. 
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mission  gewissenhaft  geprüft  sowie  die  Fassung  peinlich  herausgearbeitet  Von 
einer  Beschleunigung  könne  man  also  nicht  reden.  Grozier  habe  für  seine  Fassung 
die  Priorität  beansprucht,  er  aber  verlange  dieselbe  für  den  Antrag  der  Kommission. 

Damit  war  nun  zum  zweiten  Male  die  Geschäftsleitung  zu  einer  Ent- 
scheidung aufgerufen,  v.  Karnebeek  suchte  die  Haltung  des  Vorsitzenden 
in  der  Unterkommission  unter  Berufung  auf  den  parlamentarischen  Brauch 
zu  rechtfertigen.1) 

Ctozier  beklage  sich  darüber,  dass  über  seine  Fassung  nicht  zuerst  abge- 
stimmt worden  sei.  Gewiss  habe  nach  parlamentarischem  Brauch  das  „amende- 
raent*  die  Priorität  gegenüber  dem  Hauptantrag  (proposition  primitive).  Aber  hier 
handle  es  sich  nicht  um  ein  Amendement,  sondern  um  einen  neuen  Antrag  (Gegen- 
antrag). So  habe  es  auch  Beernaert  angesehen,  dessen  grosse  Erfahrung  im  parla- 
mentarischen Leben  niemand  bestreite  Nach  parlamentarischer  Übung  gehe  bei 
mehreren  Anträgen  der  weitgehendste  (qui  a  la  tendance  la  plus  large)  voraus. 
Die  Konferenz  könne  ein  anderes  Vorgehen  beschliessen,  aber  das  wäre  dann  seines 
Erachtens  „incorrecte". 

Crozier  bestand  aber  darauf,  dass  sein  Antrag  ein  Amendement  sei. 
Nach  diesem  erst  sei  über  den  Hauptantrag,  den  veränderten  oder  unver- 
änderten Antrag  —  je  nach  dem  Ergebnis  der  ersten  Abstimmung  —  das 
Votum  abzugeben,  und  erst  die  Gesamtheit  dieser  beiden  Abstimmungen 
die  Meinung  jedes  Bevollmächtigten  genau  wiedergebe.2) 

Die  Geschäftsordnungsfrage  hatte  sich  damit  zu  einer  solchen  Wichtig- 
keit ausgewachsen,  dass  es  wünschenswert  erschien,  sie  durch  einen  förm- 
lichen Beschluss  vorweg  zu  entscheiden,  was  dann  auch  Raffalovich  be- 
antragte.8) 

Man  verhandelte  indes  vorerst  noch  weiter  zur  Sache. 

Der  dänische  stimmführende  Bevollmächtigte  v.  Bill e  erklärte:  er 
habe  mit  seiner  Zustimmung  zum  Hauptantrag  in  der  Kommission  nicht 
beabsichtigt,  ein  Urteil  gegen  die  Dum-Dum-Geschosse  abzugeben,  die  ihm 
unbekannt  seien  und  deren  grausame  Wirkungen  ihm  nicht  bewiesen  er- 
schienen.4) 

Der  stimmführende  Bevollmächtigte  der  Vereinigten  Staaten  White5) 
gab  jetzt  seinem  Bedauern  Ausdruck,  dass  die  Amerikaner  in  der  vor- 
liegenden Frage  nicht  mit  der  Kommission  gehen  könnten.  Er  spreche 
nicht  als  Sachverständiger  und  wolle  vor  allem  erklären,  dass  die  Ver- 
einigten Staaten  bis  jetzt  kein  anderes  Geschoss  verwandt  hätten  und  in 
der  Zukunft  kein  anderes  zu  verwenden  gedächten,  als  ein  solches,  das 
auch  bei  anderen  Kulturvölkern  eingeführt  sei.  Auch  würden  die  Ver- 
einigten Staaten  in  Zukunft  kein  Geschoss  verwenden,  welches  nach  der 
übereinstimmenden  Meinung  der  Nationen  nicht  als  erlaubt  angesehen 
werden  könne. 

Nach  dieser  „d^claration  pr61iminaire"  ging  White  näher  auf  die 
Sache  ein :  Der  schwache  Punkt  im  Antrag  Gilinsky  sei  der,  dass  die  be- 
griffliche Bestimmtheit  eines  Geschosses,  das  unnütz  grausame  Wunden 
verursache,  auf  Konstruktionseinzelheiten  gestellt  werde. 


')  I.  79. 

*)  a.  a.  O. 

8)  a.  a.  O. 

*)  a.  a.  O. 

•)  l.  79  f. 
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Im  ersten  langen  Krieg  wurde  dieser  Umstand  den  Kriegsparteien 
die  Möglichkeit  geben,  der  Beschränkung  auszuweichen  oder  den  Vertrag 
zu  umgehen.  Die  Kriegsparteien  würden  sich  lieber  gewissenhaft  dem 
Wortlaut  anpassen,  als  die  Übel  am  Kopf  packen,  die  der  Antrag  be- 
kämpfen wolle.     Damit  ging  White  auf  die  Frage  des  Kleinkalibers  über : 

Die  Vereinigten  Staaten  hätten  im  j Ängsten  Krieg  (mit  Spanien),  den  er 
persönlich  bedauere  und  der  glücklicherweise  beendigt  sei,1)  einige  Erfahrung  Aber 
die  Unwirksamkeit  des  modernen  kleinkalibrigen  Geschosses  gemacht.  Man  be- 
richte von  einem  Fall,  dass  ein  Soldat  von  4  Kugeln  durchbohrt ,  weitergekämpft 
habe  und  sich  augenblicklich  ganz  wohl  fühle.  Der  Kommissionsantrag  würde 
die  Nationen  nicht  hindern,  die  gegenwärtig  eingeführten  Geschosse  zu  ändern 
oder  noch  grausamer  zu  machen.  Hier  gelte  der  Satz:  Der  Buchstabe  tötet,  der 
Geist  ist  es,  der  lebendig  macht.  Die  Konferenz  möge  entscheiden,  ob  sie  einen  be- 
sonderen GeschoBstypus  verurteilen  will,  ohne  zu  gleicher  Zeit  den  weitergehenden 
Grundgedanken  (le  principe  plus  elendu)  des  Antrags  Grozier  anzunehmen. 

Schliesslich  regte  White  die  Zurückleitung  des  Antrags 
an  die  Kommission  an,  damit  hier  eine  Fassung  gefunden 
werde,   welcher  alle  Konferenzmächte  zustimmen  könnten. 

Nachdem  Den  Beer  Poortugael2)  unter  dem  Hinweis   auf  ein 

Beispiel  aus  einem  Krieg  der  Neuzeit  noch  einmal  betont  hatte,  dass  das 

kleinkalibrige  Gewehr  genüge,  um  die  Kampfunfähigkeit  herbeizuführen,  gab 

Gilinsky8)  wiederholt   seinem  Bedauern    darüber   Ausdruck,    dass   die 

Amerikaner  sich  nicht  der  Mehrheit  anschliessen  könnten: 

Er  habe  auch  den  letzten  Krieg  aus  der  Nähe  gesehen  und  wisse,  dass 
die  Geschosse  mit  dem  Kaliber  71/»  mm  sehr  wohl  imstande  seien,  eine  Attacke 
zum  Stillstand  zu  bringen.  Man  beschäftige  sich  hier  mit  bereits  existierenden, 
nicht  mit  unbekannten  Zukunftsgeschossen.  Die  vom  amerikanischen  Vertreter  er- 
wähnten Beispiele  erschienen  ihm  nicht  schlüssig.  Das  seien  Ausnahmefalle,  die 
nichts  beweisen.  So  habe  auch  der  General  von  Gallifet  seinerzeit  eine  schwere 
Bauchwunde  überlebt,  die  von  einer  Granate  herrührte.  Er  habe  den  Mut  und 
die  Kraft  gehabt,  nach  dieser  Verwundung  ganz  allein  ein  Feldlazarett  zu  er- 
reichen. Könne  man  daraus  aber  die  Unschädlichkeit  der  Granaten  folgern? 
Hoffentlich  werde  die  Konferenz  volles  Vertrauen  in  die  Arbeiten  der  Kommission 
haben  und  die  Frage  in  dieser  Sitzung  endgültig  entscheiden,  indem  sie  die 
Fassung  der  Kommission  gutheisse. 

Der  amerikanische  Kapitän  zur  See  Mahan  aber  meinte,  die  Be- 
merkung, dass  man  sich  nur  mit  existierenden  Geschossen  beschäftige, 
treffe  wenigstens  bei  den  beiden  ersten  Kommissionsschlüssen4)  nicht  zu. 
Die  Frage  sei  nur,  ob  es  zur  Erzielung  der  Einmütigkeit  besser  wäre, 
einen  allgemeinen  Grundsatz  anzunehmen,  oder  über  Einzel- 
heiten abzustimmen,  die  nur  einen  besonderen  Punkt  ins 
Auge  fassen. 

Aber  in  erster  Beziehung  erwiderte  Gilinsky:  Das  Werfen  von 
Geschossen  aus  Luftschiffen  sei  eine  Tatsache  und  werde  in  England  sowie 
in  anderen  Staaten  geprobt. 

Im  übrigen  betonte  er:  man  habe  ja  einen  allgemeinen  Grundsatz 
aufgestellt.     Derselbe  laute:    Verbot  der  Geschosse,  die  sich  ausdehnen 


*)  Dieser  Ausdruck  des  Bedauerns  über  den  spanisch-amerikanischen  Krieg  wurde 
sehr  beifällig  aufgenommen  und  auch  in   der  Öffentlichkeit  gewürdigt. 
»)  I.  80. 
•)  a.  a.  0. 
4)  Betr.  Luftschiffe  und  Gasgeschosse.  (1.  u.  2.  Deklaration).    Vgl.  oben  S.  477*. 
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oder  plattdrücken.  Aber  man  müsse  weiter  die  bereits  bekannten  Einzelheiten 
genau  angeben,  sonst  hätte  man  keine  juristische  Fassung  („formule*4), 
sondern  nur  eine  verschwommene  Redensart  („phrase"). 

Nunmehr  kam  es  zur  Abstimmung  und  zwar  zunächst  über  den 
Antrag  White,  die  Frage  zur  nochmaligen  Vorberatung  an  die  Kom- 
mission zurückzuleiten. 

Der  portugiesische  stimmführende  Bevollmächtigte  Graf  von  Ma  cedo, 
welcher  sich  in  der  Kommission  der  Stimme  enthalten  hatte,  sprach  sich 
für  diesen  Antrag  aus :  Der  Hauptantrag  sei  noch  nicht  genügend  geklärt. 
Man  warte  besser,  bis  die  vom  englischen  Vertreter  angekündigte  Er- 
klärung1) eingetroffen  sei.2) 

Die  Konferenz  aber  war  anderer  Meinung,  und  der  Antrag  White 
wurde  mit  20  gegen  5  Stimmen8)  abgelehnt. 

Der  Vertreter  von  Luxemburg  war  nicht  anwesend.4) 

Nun  war  über  den  Antrag  und  Gegenantrag  abzustimmen. 

van  Karnebeek  wiederholte,  es  handle  sich  bei  dem  amerikani- 
schen „amendement44  um  einen  neuen  Antrag.  Dabei  bleibe  er  und  er 
halte  unter  allen  Umständen  seine  Behauptung  aufrecht,  dass  es  der  Regel 
entspreche,  zunächst  über  die  „proposition  primitive"  abzustimmen. 

Als  dann  demgemäss  der  Präsident  den  Antrag*  der  Kommission  zur 
Abstimmung  bringen  wollte,  legten  aber  der  englische  und  amerikanische 
Bevollmächtigte5)  Verwahrung  ein;  und  der  letztere  bestand  auf  der  Priorität 
seines  „amendement",  um  der  Kommission  Gelegenheit  zu  geben,  sich 
auch  in  dieser  Hinsicht  zu  äussern.6) 

Der  Präsident  wollte  nunmehr  seinerseits  einen  Beweis  des  Entgegen- 
kommens geben  und  erklärte  sich  bereit,  dem  englisch-amerikanischen 
Protest  zu  weichen.7) 

Darum  drehte  sich  aber  jetzt  die  weitere  Debatte. 

Sir  Julian  Pauncefote  wies  darauf  hin,  dass  es  in  allen  euro- 
päischen Parlamenten  üblich  sei,  über  die  „Amendements"  zuerst  abzu- 
stimmen. Dass  es  sich  aber  hier  um  ein  wirkliches  Amendement  handle, 
stehe  für  die  Vertreter  von  Amerika  und  England  fest.8) 

Der  amerikanische  Universitätspräsident  Seth  Low  meinte:  Der  An- 
trag Crozier  sei  ein  neuer  oder  Gegenantrag9)  und  über  einen  solchen 
würde  im  amerikanischen  Parlament  herkömmlicher  Weise  vor  der  „proposi- 
tion originale"  abgestimmt,  sonst  würde  man  niemals  die  wirkliche  Mehr- 
heit feststellen  können. 


1)  Vgl.  oben  S.  489 5. 

2)  I.  81. 

8)  Das  waren :  Die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  Dänemark,  England,  Griechen- 
land und  Portugal.  (I.  81.) 

4)  a.  a.  0. 

5)  Ardagh  und  Crozier. 

6)  I.  81. 

7)  a.  a.  0. 

8)  a.  a.  0. 

)  »proposition  subsequente*  („ Substitute")  I.  81. 
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Das  war  nun  aber  gerade  die  Frage.  Graf  v.  Macedo  sagte:  er 
stimme  für  den  amerikanischen  Antrag,  aber  das  bedeute  keine  Gegner- 
schaft gegen  den  ersten  Antrag. 

Rolin  traf  in  praktischer  Weise  einen  massgebenden  Punkt,  in- 
dem er  unter  der  Zustimmung  von  Raffalovich  es  für  unmöglich  erklärte, 
dass  die  Mitglieder  der  Kommission  zur  Beratung  des  Landkriegsabkommens 
gegen  den  Antrag  Crozier  stimmen,  falls  dieser  zuerst  vorgelegt  werde, 
wenn  ihnen  auch  der  Kommionsantrag  besser  gefalle.  Denn  der  Antrag 
Crozier  wiederhole  nur  eine  Bestimmung  des  KGB.1)  Bei  dieser  Sachlage 
müsse  der  von  den  Amerikanern  gewünschte  Abstimmungsmodus  zu  einem 
Wirrwarr  führen,  und  er  werde  deshalb  für  den  Fall  der  Annahme  des 
Antrags  Crozier  den  Eommissionsantrag  in  Form  eines  Zusatzamendements 
(sous  forme  d'amendement  additionnel)  wieder  aufnehmen. 

Aber  die  Sache  erschien  immer  noch  nicht  klar. 

Der  rumänische  Oberst  Coanda  regte  an,  zuerst  über  eine  Fassung 
abzustimmen,  welche  das  Ziel  der  Menschlichkeit  in  mehr  allgemeiner 
Weise  festlege  und  dann  erst  über  eine  Fassung,  welche  die  Einzelheiten 
enthalte.2) 

General  Mo uni er  meinte  zur  Sache,  mit  der  Annahme  des  Antrags 
Crozier  stehe  man  vor  grossen  Schwierigkeiten:  Der  Kommissionsantrag 
habe  Geschosse  im  Auge,  die  man  bereits  kenne,  während  es  keineswegs 
feststehe,  welche  Geschosse  der  amerikanische  Bevollmächtigte  verbieten 
wolle.  Umgekehrt  hielt  aber  von  Bille  die  Wendung  „limite  näcessaire 
pour  mettre  un  homme  hors  de  combat"  für  klar  genug.8) 

Doch  van  Karnebeek  und  Beldiman  erklärten,  dass  diese  Frage 
eben  die  Konferenz  zu  entscheiden  habe,  indem  sie  über  die  Priorität  Be- 
sehluss  fasse. 

Das  geschah  denn  auch  jetzt. 

Für  die  Priorität  des  amerikanischen  Antrags  stimmten  nur  8  Staaten: 
Die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika,   Belgien,   China,   Dänemark, 
England,  Griechenland,  Portugal  und  Serbien. 

Die  übrigen  17  Staaten  —  der  Vertreter  von  Luxemburg  war,  wie 
gesagt,  nicht  anwesend  —  stimmten  dagegen.4) 


')  Art.  23  lit.  e.    Vgl.  oben  S.  156. 

»)  I.  81. 

»)  a.  a.  0. 

4)  I.  82.  Dem  amerikanischen  Antrag,  welcher  nur  eine  allgemeine  Idee  auf- 
stellen wollte,  stand  der  russische  Antrag  gegenüber,  welcher  ein  zwar  prinzipielles  Ver- 
bot, aber  doch  auch  ein  Verbot  mit  bestimmten  Einzelheiten  und  greifbarer  Form  an- 
strebte.   Die  Frage  war,  über  welchen  Antrag  zuerst  abgestimmt  werden  müsse. 

Die  grossen  Parlamentarier  waren  gegensätzlicher  Meinung.  Auf  der  einen  Seite 
standen  als  Wortführer  die  Holländer,  auf  der  andern  die  Englander  und  Amerikaner  ; 
und  alle  beriefen  sich  auf  ihre  parlamentarischen  Erfahrungen. 

Über  Amendements  oder  Abänderungsantrage  als  Besonderheiten  zu  einem  Antrag 
wird  immer  zuerst,  also  vor  dem  letzteren  abgestimmt. 

Der  amerikanische  Antrag  war  aber  meines  Erachtens  kein  Amendement  zum  russischen 
Antrag.  Welchen  Punkt  desselben  hätte  er  denn  auch  verbessern  wollen  ?  Das  Verbessern- 
wollen setzt  voraus,  dass  man  etwas  in   der  Hauptsache   beibehalten  will.    Aber  der 
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Darauf  wurde  der  Kommissionsantrag  angenommen 
gegen  die  zwei  Stimmen  der  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  und  England,  sowie  die  Stimmenthaltung  von 
Portugal. 

Die  genannten  drei  Staaten  (England,  die  Nordamerikanische  Union 
und  Portugal)  haben  dann  auch  die  Unterzeichnung  abgelehnt, 
während  die  Türkei,  welche  unterzeichnet  hatte,  die  Ratifikation  ver- 
weigerte. 

Für  diese  vier  Staaten  hat  also  die  dritte  Erklärung  keine  Geltung. 


Zweites  Kapitel. 

Kritische  Bemerkungen  zur  Frage  der  Dum^Dum^ 

Geschosse. 

§  107. 
Die  Bedeutung  des  Kalibers  iu  der  Geschossfrage. 

Es  ist  bedauerlich,  dass  die  englische  Regierung  nicht  die  anfangs 
beabsichtigte  Erklärung  zur  Dum  -  Dum  -  Frage  abgegeben  hat1);  und  so 
wird  wohl  nach  wie  vor  durch  die  Bezeichnung  Dum- Dum  ganz  ver- 
schiedenartiges gedeckt  bleiben. 

Trifft  die  3.  Erklärung  überhaupt  in  Wirklichkeit  die  englischen 
Dum-Dum-Geschosse  ? 

Anfangs  war  überhaupt  nur  von  Dum-Dum-Geschossen  die  Rede.8)  Aber 
selbst  wenn  man  die  Anträge  von  Gilinsky8)  und  Künzli,4)  welche  beide 
die  Dum-Dum-Geschosse  ausgesprochenermassen  ins  Auge  fassten,  neben- 
einander stellt:  ein  wie  verschiedenes  Geschossbild  tritt  uns  da  entgegen! 

Da  wird  die  Frage  bedeutsam:  was  macht  denn  die  Eigenart  des 
Dum-Dum-Geschosses  aus? 

Zum  unmittelbaren  Verständnis  der  3.  Erklärung  bedarf  es  freilich 
der  Beantwortung  dieser  Frage  nicht. 


russische  Antrag  sollte  in  der  englisch-amerikanischen  Auffassung  nicht  etwa  hier  oder 
dort  geändert,  sondern  vollständig  beseitigt  werden. 

Das  sog.  Amendement  war  ein  ganz  neuer  Antrag,  ein  Gegenantrag. 

Bei  mehreren  Anträgen  bestimmt  sich  aber  die  Priorität  nach  dem  Gesichtspunkt 
der  grösseren  Bestimmtheit  und  Schärfe,  nach  der  weitergehenden  Bedeutung.  Der  weitest- 
gehende, schärfste  Antrag  kommt  zuerst  zur  Abstimmung.  Wer  hier  unterlegen  ist,  kann 
dann  immer  noch  in  der  geringeren  Forderung  einen  Fortschritt  sehen  und  ihn  billigen, 
während  derjenige,  welcher  sich  sofort  mit  dem  Mindestmass  zufrieden  gäbe,  auf  diese 
Weise  unter  Umständen  den  eigenen  Antrag  bekämpfen  würde.  Die  Majoritätsentscheidung 
zugunsten  des  bestimmteren  Antrags  ist  dann  ipso  iure  eine  Ablehnung  des  allgemeineren. 

Die  Auffassung  des  Präsidenten  van  Karnebeek  war  meines  Erachtens  somit  die 
richtige,  wie  denn  auch  die  Konferenz  selbst  schliesslich  feststellte.  (I.  81). 

l)  Vgl.  oben  S.  489 5. 

')  Vgl.  oben  S.  479. 

8)  Vgl.  oben  S.  480. 

*)  Vgl.  a.  a.  0. 
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Denn  man  hat  schliesslich  mit  Absicht  das  Wort  vermieden  und  nur 
genau  angegebene  Geschosswirkungen  und  Konstruktionseigentümlichkeiten 
untersagt,  wobei  es  jetzt  sein  Bewenden  hat.  Das  haben  insbesondere  Den 
Beer  Poortugael1)  und  Gilinskj2)  klar  ausgeführt.  Ob  darunter  dann  die 
Dum-Dum  fallen,  ist  eine  zweite  Frage,  die  von  den  einen  bejaht3)  und 
von  anderen  offen  gelassen  wurde.4) 

Der  Name  tut  nichts  mehr  zur  Sache. 

Ich  will,  soweit  es  mir  möglich  ist,  vorerst  den  Stand  der  Geschoss- 
frage, wie  er  sich  nach  deutschen  Fachschriften  darstellt,  zu  skizzieren 
versuchen,  wobei  ich  in  erster  Linie  auf  die  Untersuchungen  abhebe,  die 
Bruns  in  Tübingen  im  Jahre  1898  angestellt  hat,5)  auf  die  ja  auch  die 
Haager  Konferenz  wiederholt  und  in  einer  Weise  Bezug  nahm,  dass  man 
schon  von  Tübinger  Geschossen  sprach,  weshalb  der  deutsche  Bevoll- 
mächtigte es  sogar  für  nötig  hielt,  der  Legendenbildung  entgegenzutreten, 
als  ob  solche  Geschosse  in  Tübingen  hergestellt  oder  gar  in  der  deutschen 
Armee  verwandt  würden.6) 

Bruns  hatte  übrigens  im  Jahre  1 898  vor  seiner  Veröffentlichung  in  den 
„Beiträgen  zur  klinischen  Chirurgie44  schon  auf  dem  27.  Chirurgen-Kongress 
in  Berlin  am  16.  April  1898  über  seine  Untersuchungen  berichtet.  Auch 
dieser  Bericht  sowie  die  Diskussion  darüber  ist  gedruckt7)  und  wird  von 
mir  benutzt  werden. 

Schliesslich  hat  Bruns  im  Jahre  1899,  also  im  Konferenzjahr,  eine 
Abhandlung  veröffentlicht  über  die  „Wirkungen  der  neuesten  englischen 
Armee-Hohlspitzengeschosse44,8)  in  welchen  auf  die  Veröffentlichungen  aus 
dem  Jahr  1898  fortlaufend  Bezug  genommen  wird. 

Die  Literatur  über  die  Geschossfrage  ist  übrigens  schier  unüberseh- 
bar9) und  konnte  von  mir  natürlich  nur  teilweise  benutzt  werden. 


l)  I.  77.    Vgl.  oben  S.  492. 

f)  a.  a.  O. 

')  So  z.  B.  von  Gilinsky,  Künzli.  Vgl.  oben  S.  479,  483,  488.  Ardagh  hatte  erklärt, 
dass  die  englischen  Dum-Dum  ganz  gewöhnliche  Kugeln  seien  und  die  Tübinger  Versuche 
sich  wohl  mit  Halbmantelgeschossen,  aber  nicht  mit  den  englischen  Dum-Dum  beschäftigt 
hätten.  (Vgl.  oben  S.  480,  486 )  Aber  auch  er  gab  zu,  dass  die  endgültig  gewählte  Fassung 
die  wirklichen  Dum-Dum-Geschosse  mittrifft.  Man  hat,  so  meinte  auch  Grozier  (I.  76  vgl. 
oben  S.  493)  klar  herausgesagt,  dass  man  die  Dum-Dum-Geschosse  treffen  wolle. 

*)  So  v.  Bille  (I.  79)  vgl.  oben  S.  494. 

h)  Bruns:  „Über  die  Wirkung  der  Bleispitzengeschosse  (Dum-Dum-Geschosse) *  in 
den  «Beiträgen  zur  klinischen  Chirurgie"  1898  Bd.  XXI  S.  825-848.  Ich  zitiere  diese 
bereits  oben  S.  486  erwähnte  Abhandlung :  Bruns,  Bleispitzengeschosse.  Vorausgegangen 
war  eine  Abhandlung  von  Bruns  über  „die  Geschoss-Wirkung  der  neuen  Kleinkaliber- 
Gewehre,  ein  Beitrag  zur  Beurteilung  der  Schuss wunden  in  künftigen  Kriegen",  in  den 
„Beiträgen  zur  klinischen  Chirurgie"  1889  Bd.  VI  Heft  1.  (Ich  benutze  den  „Sonderabdruck") 
und  zitiere:  Bruns,  Kleinkalibergewehre. 

•)  Vgl.  oben  S   488. 

7)  In  den  „Verhandlungen  der  deutschen  Gesellschaft  für  Chirurgie"  27.  Kongress 
1898.  (Ich  zitiere:  Verhandlungen.)  Der  abgekürzte  Vortrag  „Inhumane  Kriegsgeschosse" 
steht  im  II.  Teil  „grössere  Vorträge  u.  Abhandlungen"  S.  317—322,  die  Diskussion  im 
I.  Teil  S.  138—139.  Vgl.  dazu  übrigens  auch  den  Vortrag  von  Küttner  in  „Arztliche 
Kriegswissenschaft"  1902  S.  153. 

8)  Sonderabdruck  aus:  „Beiträge  zur  klinischen  Chirurgie"  1899.  Bd.  XXIII.  Ich 
zitiere  „Hohlspitzengeschosse". 

•)  Vgl.  einesteils  den  kurzen  „Leitfaden  für  den  Unterricht  in  der  Waffenlehre 
an  den  königlichen  Kriegsschulen"  (10.  Aufl.  1903),  andernteils  die  ungeheuer  umfassende 
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Im  übrigen  ist  diese  Literatur  teils  Waffenlehre,  teils  Kriegschirurgie.1) 

I.  Die  moderne  Entwicklung  der  Geschossfrage  hing  sich  vor  allem 
am  Kaliber  ein. 

Kaliber  (Rohr-  oder  Laufdurchmesser,  Laufweite)  ist  der  Durchmesser 
des  inneren  Gewehrlaufes. 

Das  Prinzip  des  Gewehrfortschritts  der  neuesten  Zeit  beruht  im 
wesentlichen  auf  einer  Herabsetzung  des  Kalibers  bis  zu  der  untersten 
zulässigen  Grenze.9)  Dadurch  soll  die  ballistische  Leistungsfähigkeit  er- 
höht8) und  das  Patronengewicht  gemindert  werden. 

Nicht  bloss  bei  der  alten  glatten  Flinte  und  den  gezogenen  Vorder- 
ladern, sondern  auch  bei  einem  Teil  der  ersten  umgearbeiteten  Hinter- 
lader betrug  die  Laufweite  noch  18  mm.4) 

Preussen  hatte  allerdings  schon  1842  mit  der  Einführung  des  Dreyse- 
schen  Zündnadelgewehrs,  welches  zugleich  Hinterladung,  Zündnadel  und 
Langblei  (statt  Rundkugel)  brachte,5)  ein  Kaliber  von  13,6  mm  erreicht. 

Seit  dem  dänischen  Krieg  1864  sind  die  grosskalibrigen  Geschosse 
verschwunden,  und  im  Krieg  1866  hatten  alle  Beteiligten  mittlere 
Kaliber.») 

Frankreich  führte  im  Jahre  1866  das  Chassepotgewehr  mit  einem 
Kaliber  von  1 1  mm  ein,  welches  dem  deutschen  Zündnadelgewehr  vor 
allem   durch  die   grössere  Treffsicherheit  und  Tragweite  überlegen  war. 

Die  Schussverletzungen  durch  das  Chassepotgeschoss  waren  auf  die 
Ferne  weniger  schwer,  ohne  arge  Quetschung  und  Zertrümmerung  und 
hatten  kleine  Eingangs-  und  Ausgangsöffnungen. 

Seltener  kamen  indes  auch  Wunden  vor,  die  trotz  des  kleinen 
Einschusses  einen  weiten  klaffenden  Ausschuss  und  einen  trichterförmigen 
unregelmässig  zerrissenen  Schusskanal,7)  also  geradezu  Sprengwirkung  auf- 
wiesen, so  dass  man  auf  deutscher  Seite  —  aber  auch  die  Franzosen  hatten 
derartige  Gedanken  über  das  deutsche  Gewehr  geäussert  —  sogar  eine 
Verletzung  der  Petersburger  Deklaration  annahm.   Spätere  Versuche  zeigten 


„Waffenlehre"  des  Generals  Wille  sowie  erstes  Ergänzungsheft  zur  3.  Aufl.  1906,  und 
dazwischen  stehend :  „Hdb.  der  Waffenlehre"  von  Berlin  (1904).  In  beiden  Werken 
Literatur. 

Bruns  hat  weiter  eine  reiche  einschlägige  Literatur  angegeben  und  sich  insbesondere 
vielfach  auf  Holzner  bezogen  „Ausländische  Versuche  zur  Schaffung  von  Gewehren  mit 
verkleinertem  Kaliber"  (Mitteilungen  über  Gegenstände  des  Artillerie-  und  Geniewesens. 
1887).    Weiter  habe  ich  an  früherer  Literatur  insbesondere  benutzt: 

Habart,  Die  Geschosswirkung  der  8  Millimeter-Handfeuerwaffen  an  Menschen, 
und  Pferden,  Wien  1892. 

Wille,  Fortschritt  und  Rückschritt  des  Infanteriegewehrs,  Berlin  1894. 

*)  Bruns  hat  hier  hauptsächlich  benutzt: 

Kocher,  Ober  Schusswunden,  1880. 

Reger,  Die  Gewehrschuss wunden  der  Neuzeit,  1884. 

v.  Beck,  Ober  die  Wirkung  moderner  Gewehrprojektile,  1885. 

2)  Bruns,  Kleinkalibergewehre  S.  1,  4  und  8. 

8)  Das  kleine  Geschoss  hat  nämlich  eine  grössere  Anfangsgeschwindigkeit,  welche 
die  Rasanz  (gestreckte  Flugbahn)  und  Durchschlagskraft  steigert,  (a.  a.  0.  S.  8.) 

4)  Wüle,  Fortschritt  und  Rückschritt,  S.  4  f. 

5)  Bruns,  Kleinkalibergewehre  S.  4  f. 
e)  a.  a.  0.  S.  5. 

7)  S.  5f. 
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indes,  dass  jedes  Kleinkaliber  infolge  seiner  riesigen  Anfangsgeschwindig- 
keit allerdings  Sprengwirkungen  hervorruft,  wenn  es  aus  der  Nähe 
kommt,1)  oder  aufdiemitFlüssigkeiten  gefüllten  Organe  trifft. 
Die  grosse  Mehrzahl  der  Chirurgen  führte  das  letztere  später  nach  einigen  Er- 
klärungswandlungen auf  Grund  einer  von  Busch  und  Koch  aufgestellten  und  von 
Reger  näher  begründeten  Theorie  auf  den  hydraulischen  Druck  des  Feuchtig- 
keitsgehaltes der  Gewebe  zurück,  also  auf  eine  Gewalt,  die  nach  Art  eines 
Sprengstoffes  nach  allen  Seiten  wirkt  und  die  Gewebe  von  innen  nach 
aussen  zerreisst  und  fortschleudert8) 

Durch  die  Vorzüge  des  Chassepot-Gewehrs  ermutigt  und  nach  der 
Einführung  des  11  mm  Repetiergewehrs  in  Deutschland  (M.  1871/84)  ging 
man  jetzt  allgemein  vom  mittleren  zum  Kleinkaliber  über  (durch- 
schnittlich 11  mm  Kaliber  und  25  gr  Gewicht). 

Dem  Kleinkaliber  folgte  dann  das  Zeitalter  des  kleinsten  Kalibers, 
das  eine  höchst  verwickelte  Frage  darstellt.8) 

Die  ersten  Versuche  mit  demselben  wurden  in  der  Schweiz  von 
Rubin  und  Hebler  1881/82  angestellt  mit  einem  Kaliber  von  9  resp.  8,6  mm, 
schliesslich  blieb  Hebler  beim  Kaliber  7,5  stehen.4) 

In  Frankreich  begannen  an  der  Normalschiess^chule  zu  Chälons  die 
Versuche  1 884  zuerst  mit  einem  Kaliber  von  9,  sodann  von  8  mm,  welch 
letzteres  dann  1886  in  Frankreich  als  Leb elgewehr  (Modell  86)  und  ebenso 
auch  in  Portugal  als  Repetiergewehrsystem  Kropatschek  eingeführt  wurde.6) 

Österreich  nahm  1888  sein  Manlicher-Gewehr  mit  einem  Kaliber 
von  8  mm  an.6) 

Das  englische  Lce-Metfordgewehr  hat  ein  Kaliber  von  7,69  mm.7) 

Belgien  nahm  1888  das  deutsche  Mauser-Gewehr  mit  7,65  mm  an.8) 

Aus  den  später  zur  Darstellung  kommenden  Haager  Verhandlungen 
über  den  Kriegsmittelstillstand  ist  zu  ersehen,  dass  damals  Bulgarien  ein 
Kaliber  von  8  mm,  Russland  ein  Kaliber  von  7,62  mm,9)  Schweden  und 
Norwegen  sowie  Rumänien  ein  Kaliber  von  6,5  mm  hatte. 

In  einem  Vierteljahrhundert  war  das  Kaliber  von  18  auf  6  mm  oder 
von  Daumendicke  auf  Bleistiftstärke  heruntergegangen.10) 

Als  Bruns  1889  seine  Abhandlung  über  die  Kleinkalibergewehre 
schrieb,  war  das  Kaliber  bei  8  mm  angelangt. 

l)  v.  Bruns,  Kleinkalibergewehre  S  6.  v.  Bergmann,  „Schusswunden  des  behaarten 
Kopfes"  in  „Ärztl.  Kriegswissenschaft"  redig.  v.  Kutner  S.  193  ff.,  und  „Erste  Hilfe  auf 
dem  Schlachtfelde"  a.  a.  0  S.  105  Über  die  weiter  damit  zusammenhängenden,  für 
die  Kriegschirurgie  wichtigeren  Untersuchungen  und  einige  hier  massgebende  Autoritäten 
vgl.  Habart,  Die  Geschosswirkung  der  8-Millimeter  Handfeuerwaffen  1892  S.  4. 

*)  Bruns,  a.  a.  0   S    6f ,  25. 

3)  a.  a.  0.  S.  8  f. 

4)  a.  a.  O.  S.  10. 
•)  S.  11     13. 

•)  a.  a.  S.  13. 

7)  Vgl.  oben  S.  486  (8  mm). 

•)  Bruns  S    13  f. 

•)  Wenn  Den  Beer  Poortugael  den  Umstand ,  dass  Russland  noch  nicht  zur 
Reform  übergegangen  ist,  so  darstellte,  als  ob  Russland  selbstlos  ein  Opfer  auf  dem 
Altar  des  Gemeinwohles  dargebracht  habe  (II.  71  f.),  so  bieten  sich  wohl  näherliegende 
und    mehr  sachliche  Erklärungsgründe  für  eine  solche  Haltung  dar. 

l0)  Wille,  Fortschritt  und  Rückschritt  des  Infanteriegewehrs  1894  S.  5. 


502  §  107.    Die  Bedeutung  des  Kalibers  in  der  Geschossfrage. 

Zur  Zeit  der  Haager  Konferenz  variierte  das  Kaliber  der  Infanterie- 
gewehre, wie  von  den  Bevollmächtigten  wiederholt  festgestellt  wurde, 
zwischen  6  und  8  mm.1) 

Die  neueste  Entwicklung  der  Geschossfrage  wird  durch  folgende  Ideen 
getragen :  *) 

Die  Verminderung  des  Geschossgewichts  begründet  eine  grössere 
Anfangsgeschwindigkeit,  die  sich  noch  durch  das  Pulver  steigern  lässLs) 
Mit  der  Vermehrung  der  Anfangsgeschwindigkeit,  aus  der  sich  die  weiteren 
Folgeerscheinungen  des  modernen  Geschosses  erklären,  steigt  aber  der 
Luftwiderstand.  Deshalb  musste  man  den  Querschnitt  des  Geschosses  mög- 
lichst hoch  belasten,  das  heisst  dem  Geschoss  eine  lange  Form  (3 — 4  Kaliber- 
längen) geben.  Für  die  nötige  Rotationsfestigkeit  oder  den  sichern  Flug 
solch  langer  Geschosse  ist  aber  ein  starker  Drall  des  Gewehrlaufs  erfor- 
derlich und  damit  scheiden  die  Bleikugeln  aus.  Diese  würden  durch  die 
scharfen  Windungen  der  Züge  zerrissen  und  letztere  müssten  rasch  verbleien. 

Damit  war  die  Notwendigkeit  eines  festen  Mantels  gegeben,  der  dem 
schnellfliegendem  Geschoss  überhaupt  erst  die  nötige  Festigkeit  gibt  und 
eine  zu  starke  Stauchung  verhindert,  indem  er  den  Bleikern  zusammen- 
hält.4) Der  Mantel  wurde  zum  Schutz  gegen  die  starke  Reibung  not- 
wendig und  sichert  die  Durchschlagskraft  des  Geschosses. 

Die  Kleinheit  des  Kalibers  bringt  eine  Erleichterung  der  Munition, 
erhöht  vor  allem  —  darum  dreht  sich  das  Interesse  sogar  stets  in  aller- 
erster Linie  —  die  Anfangsgeschwindigkeit  und  erzielt  damit  eine  gestrecktere 
Flugbahn  und  in  Verbindung  mit  dem  Mantel  eine  grössere  Durchschlags- 
kraft. Die  letztere  wird  auch  durch  den  kleineren  Querschnitt  und  noch 
mehr  durch  die  geringere  Deform ierbarkeit  der  Mantelgeschosse  begründet, 
wodurch  beim  Aufschlagen  weniger  lebendige  Kraft  verbraucht  wird. 

II.  Die  Durchschlagskraft  des  Klehikalibers  ist  in  der  Tat  ungeheuer. 

Schon  die  8  mm  Geschosse  gehen  bis  auf  2000  Meter  durch  den  Körper 
hindurch,  ohne  jemals  in  demselben  stecken  zu  bleiben.  Dabei  dringt  das 
Geschoss  auf  100  Meter  durch  4—5  Glieder  einer  Kompagnie  in  Kolonnen- 
formation, auf  400  Meter  durch  3—4,  auf  800—1200  Meter  noch  durch 
2—3  Glieder  hindurch.0) 

Wie  man  schon  im  deutsch-französischen  Krieg  erkannte,  ist  jedoch  mit 
der  hohen  Anfangsgeschwindigkeit  auch  eine  erhöhte  Sprengwirkung,  ins 
besondere  der  Naheschüsse,6)  aber  auch  beim  Eindringen   in  Flüssigkeiten 
und  in  die  mit  Flüssigkeit  gefüllten  Organe  (hydraulische  Pressung) 7)  unzer- 
trennbar. 


')  Vgl.  insbesondere  II.  57,  71.  Vgl.  auch  Bruns,  Kleinkalibergewehre  S.  1,  8, 
28,  49. 

a)  Vgl.  Bruns  a.  a.  O.  S.  9.  Über  die  Vorzüge  des  Kleinkalibers  vgl.  auch  Grozier 
oben  S.  490. 

3)  Die  Geschwindigkeit  des  8  mm  Geschosses  erreicht  noch  auf  300  m  die  Anfangs- 
geschwindigkeit der  Ghassepots,  und  auf  800  m  die  Anfangsgeschwindigkeit  der  Zünd- 
nadelgewehre.   Vgl.  v.  Bruns  a.  a.  O.  S.  49. 

4)  Berlin,  Hdb.  der  Waffenlehre  S.  152. 
ö)  Bruns  S.  49  f. 

a)  a.  a.  O.  S.  6. 

7)  a.  a.  O.  S.  7,  23.     Vgl.  oben  S.  500  f. 
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Doch  meinte  Bruns,  dass  diese  Sprengkraft  wenigstens  nicht  zu- 
genommen habe,  dass  die  Sprengwirkungen  bei  Nahschüssen  sogar  seltener 
und  weniger  ausgesprochen  seien  als  bisher,1)  wenn  auch  die  mit  Mark 
gefüllten  Diaphysen  der  langen  Röhrenknochen  immer  zersplittern  und 
die  Schädel  in  der  Gehirnlage  den  höchsten  Grad  der  Höhlenpressung 
zeigen.2) 

Bei  solchen  Zertrümmerungen  tritt  eben  die  Einwirkung  des  feuchtig- 
keitsreichen Inhalts  deutlich  in  den  Vordergrund.  Die  ungeheuere  Flug- 
kraft findet  in  der  Feuchtigkeit  ein  gewaltiges  Hindernis 
und  setzt  sich  zu  einer  verheerenden  Seiten-  oder  Spreng- 
wirkung um,  während  z.  B.  durch  die  Epiphysen  und  den  knöchernen 
Teil  des  Schädels  die  Schüsse  glatt  hindurchgehen.  „Die  Pressung  macht 
sich  im  menschlichen  Körper  umsomehr  geltend,  je  grösser  der  Feuchtig- 
keitsgehalt der  Gewebe  ist  und  am  meisten  dann,  wenn  derartige  Gewebe 
in  Höhlen  mit  mehr  oder  weniger  starker  Wandung  eingeschlossen  sind."8) 

Im  übrigen  aber,  so  stellte  Bruns  fest,  verursacht  das  Kleinkaliber, 
insbesondere  bei  Fernschüssen,  eine  enge  Ein-  und  Ausschussöffnung.*) 

Schon  die  mit  der  Herabsetzung  des  Kalibers  unzertrennliche  Ein- 
führung der  Mantelgeschosse  lag  im  Sinne  der  humanitären  Bestrebungen. 
Weiterhin  werden  mit  den  Kleinkalibern  vielleicht  in  derselben  Zeit  zahl- 
reichere, aber  jedenfalls  viel  häufiger  reine  und  glatte  Schusswunden  er- 
zielt, die  wegen  der  geringeren  Weite  des  Schusskanals  eher  den  sub- 
kutanen Charakter  wahren.  Der  Heilungsverlauf  gestaltet  sich  günstiger. 
Verstümmelung  und  Verkrüppelung  werden  eher  vermieden.  Auch  der 
Umstand,  dass  die  Geschosse  durchgehen  und  nicht  stecken  bleiben,  ver- 
bürgt die  Heilung.5) 

Bruns  schloss  seine  Untersuchungen  mit  den  Worten: 

„Das  neue  Kleinkalibergewehr  ist  nicht  bloss  die  beste,  sondern 
zugleich  die  humanste  Waffe,  um  nach  Möglichkeit  die  Schrecken 
des  Krieges  zu  mildern/  6) 

In  einem  Punkt  aber  konnten  die  Brunsschen  Schiessversuche  gegen 
Leichen  natürlich  überhaupt  keine  Aufklärung  geben,  über  die  Frage  des 
Verblutens.  Aber  Bruns  sprach  seine  Vermutung  dahin  aus,  dass  die 
engeren,  glatteren  und   reineren   Wunden  die   Gefässe  weniger   häufig   in 


1)  a.  a.  0.  S.  50,  28. 

2)  a.  a.  0.  S.  51.  Auch  die  Untersuchungen  von  Bergmann  über  die  „Schuss- 
wunde des  behaarten  Kopfes"  in  ,Ärztl.  Kriegswissenschait",  red  ig.  von  Kutner,  1902  S.  193, 
haben  die  Sprengwirkung  der  kleinkalibrigen  Nahgeschosse  auf  die  Schädel  bestätigt. 
Hier  ist  das  Bild  der  Verwundung  genau  nach  dem  Einfluss  der  Zonen  entwickelt. 

3)  a.  a.  0.  S.  25. 

4)  a.  a.  0.  S.  51. 
b)  a.  a.  0.  S   52. 

°)  a.  a.  O.  S.  52.  Vgl.  zu  unserer  Frage  auch  Köttner,  Kriegschirurgische  Er* 
fahrungen  im  südafrikanischen  Krieg  (Sonderabdruck  aus  den  Beiträgen  zur  klinischen 
Chirurgie  Bd.  28.  3  Heft)  S.  17.  Küttner  hat  übrigens  auch  den  griechisch-türkischen 
und  chinesischen  Feldzug  mitgemacht  und  berichtete  über  seine  kriegschirurgischen  Er- 
fahrungen in  diesen  drei  Kriegen  in  einem  Vortrag  vom  1.  Novbr.  1901.  (Abgedruckt 
in:  „Ärztliche  Kriegs  Wissenschaft",  redigiert  von  Kutner  1902  S.  145 — 176.) 
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Mitleidenschaft  ziehen  und  damit  die  Gefahr  der  primären  und  Nachblutungen 
gemildert  sei.1) 

Aber  hier  vor  allem  setzte  später  der  Widerspruch  ein. 

Insbesondere  ist  v.  Bergmann  in  einem  Vortrag  Ende  1901,2)  der 
berechtigtes  Aufsehen  erregte,  den  „Träumen  von  dem  humanen  Charak- 
ter* der  kleinkalibrigen  Geschosse  scharf  zu  Leibe  gerückt,  indem  er,  als 
Folge  der  Verwundung  hier  schwereBlutungen  feststellte.  Die  Wunden 
seien  zwar  glatte  Kanäle,  würden  aber  leichter  zu  Blutungen  führen. 

Man  kann  sich  das  folgendermassen  erklären :  Während  durch  die  alte 
Kugel  die  Arterien  mehr  gequetscht  wurden,  werden  sie  von  kleinkalibrigen 
Geschossen  —  wenn  man  von  Querschlägen  absieht  —  infolge  der  grösseren 
Durchschlagskraft  leichter  angerissen  oder  geschlitzt.  Vgl.  auch  Loebells 
Jahresberichte  1904  S.  362. 

Küttner  berichtete  allerdings,  dass  im  Transvaalkrieg  primäre  Blutungen 
sehr  selten  gewesen  seien.8)  Aber  v.  Bergmann  meinte:  „Wir  haben  allen 
Grund,  anzunehmen,  dass  es  sich  hier  um  Gefechte  auf  weite  Distanzen 
handelte,  und  infolgedessen  die  Zerreissungen  der  Gefässe  weniger  arg 
waren".4) 

Der  Ruf  „ne  plus  infra"  verlor  durch  die  Bergmannschen  Ausfuhrungen 
an  seiner  werbenden  Kraft. 

Übrigens  hatte  Wille  von  Anfang  an  daran  festgehalten,  dass  die 
Verwundungskraft  des  Kleinkalibers  zur  Aussergefechtsetzung  ausreiche  und 
berief  sich  dabei  auf  Urteile  namhafter  Chirurgen.5) 

Berlin6)  gibt  1901  in  seinem  „Handbuch  der  Waffenlehre"  Ober  die  Kaliber- 
frage folgendes  Urteil  ab: 

„Der  Stahlmantel  bewirkt,  dass  der  Bleikern  beim  Durchbohren  von  Weich- 
teilen und  Knochen  nicht  zerspritzt.  Daher  kann  dasselbe  Geschoss  mehrere  hinter- 
einander stehende  Leute  durchdringen  und  ausser  Gefecht  setzen. 

Die  Verwundungen  zeigen  im  allgemeinen,  im  Vergleich  zu  den  durch  nackte 
Bleigeschosse  verursachten,  einen  kleinen  Ein-  und  Ausschuss  und  glatten  SchusskanaL 

Dagegen  wirkt  das  Geschoss  infolge  seiner  grossen  Geschwindigkeit  in  der 
Weise  auf  den  durchbohrten  Körperteil,  dass  es  beim  Eindringen  den  umliegenden 
Flüssigkeitsteilen  seine  Geschwindigkeit  mitteilt,  wobei  sie,  da  sie  nicht 
zusammendrückbar  sind,  in  ihrer  Umgebung  eine  Art  Sprengwirkung 
ausüben. 

Naturgemäss  bringt  diese  Wirkung  das  Geschoss  besonders  in  solchen  Organen 
hervor,  die  stark  mit  Flüssigkeit  gefüllt  und  ringsherum  eingeschlossen  sind  (Ge- 
hirn, Herz,  Magen  u.  s.  w.).  Markknochen  werden  meist  zersplittert,  flache  Knochen 
(Becken,  Schulterblatt)  glatt  durchschlagen. 

Hiernach  dürften  die  Bedenken,  die  gegen  eine  weitere  Herabsetzung  des 
Laufdurchmessers  geltend  gemacht  werden,  dass  nämlich  ein  Geschoss  von  kleinem 
Durchmesser  nicht  genüge,  um  den  Gegner  ausser  Gefecht  zu  setzen,  höchstens  für 


*)  Bruns  a.  a.  0.  S.  52. 

2)  Dieser  Vortrag  führt  den  Titel:  „Erste  Hilfe  auf ■  dem  Schlachtfelde  und  Asepsis 
und  Antisepsis  im  Krieg",  und  wurde  veröffentlicht  in  der  „ärztl.  Kriegs  Wissenschaft1 
von  Kutner  1902  S.  101  -144.    Vgl.  insbesondere  S.  102,  105. 

3;  Kriegschirurgische  Erfahrungen  aus  dem  südafrikanischen  Kriege  1899  (1900)  S.  18. 

*)  a.  a.  0  S.  113  Vgl.  auch  Habart,  Die  Geschosswirkung  der  8  Millimeter- Hand- 
feuerwaffen S.  100 f.  und  „Das  Kleinkaliber*  1894. 

5)  Vgl.  insbesondere  „Fortschritt  und  Rückschritt",  1894  S.  28 ff.  mit  Berufung  auf 
Prinz,  Talavera,  Bardeleben,  Reger  u.  a     Ebenso  noch  „Erstes  Ergänzungsheft"  1905. 

°;  S.  155  mit  Berufung  auf  einen  Versuch,  der  in  der  „Deutschen  Versuchsanstalt 
für  Handfeuerwaffen"  in  Haiensee  ausgeführt  wurde,  worüber  die  „Kriegstechnische 
Ztschr.'-,  1900  6.  Heft,  berichtet.  Vgl.  weiter  Loebells  Jahresberichte  1904  S.  362  (Imbriano). 
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reine  Fleischwunden  zutreffen.  In  flüssigkeitsreichen  Organen  wird  ein  solches 
Geschoss  vermöge  seiner  grosseren  Geschwindigkeit  noch  schwerere  Verwundungen 
verursachen  als  ein  langsam  fliegendes  mit  grosserem  Durchmesser." 

Die  Ansichten  über  die  Verwundungsfähigkeit  des  Kleinkalibers  standen 
und  stehen  sich  immer  noch  gegenüber.  Um  so  mehr  erhoffte  man  vom 
ostasiatischen  Krieg  die  Lösung  der  Streitfrage. 

Dem  russischen  7,62  mm-Kaliber  stand  das  japanische  6,5  mm-Kaliber 
gegenüber,  welch  letzteres  das  kleinste  Kaliber  der  heutigen  Militargewehre 
ist,  weshalb  der  Wirkung  desselben  mit  doppeltem  Interesse  entgegen- 
gesehen werden  musste. 

Nach  einem  Berichte  des  japanischen  Generalstabsarztes  Kikuchi1) 
war  wohl  sofortige  Kampfunfähigkeit,  aber  auch  erstaunlich  schnelle  Heilung 
die  Wirkung  des  6,5  mm-Geschosses. 

Dem    Militärwochenblatt    1905  Nr.  1232)   S.  2809  ff.   entnehme  ich 

folgendes : 

Nach  den  Mitteilungen,  die  dem  Militärwochenblatt  gemacht  wurden,  war  bis 
auf  200  Schritt  die  hydrodynamische  Kraft  der  japanischen  Geschosse  stark  ausge- 
prägt: Knochenzersplitterung  und  arge  Zurichtung  von  Magen  und  Darm  war  hier 
die  Wirkung.  Aber  schon  bei  einer  Entfernung  von  400—800  Schritt  hörte  die 
Sprengkraft  auf;  Knochen  und  Gelenke  wurden  glatt  durchbohrt  und  die  Verwun- 
dungen verliefen  sehr  gut,  mit  Ausnahme  der  Wunden  der  Bauchorgane,  die 
grösstenteils  einen  tätlichen  Ausgang  nahmen.  Selbst  bei  Lungenschüssen  bekamen 
die  Leute  hinten  und  vorn  ein  Pflaster  und  gingen  meist  zu  Fuss  fort. 

Bei  einer  Entfernung  von  800  —  1000  Schritten  war  —  infolge  des  weniger 
regelmässigen  Fluges  des  Geschosses  —  die  Eingangs-  und  Ausgangsöffnung  etwas 
grösser  und  es  konnte  eine  zerstückelnde  Wirkung  des  Geschosses  auf  die  Mittel- 
teile und  die  Knorpel  der  Knochen  festgestellt  werden. 

Auf  eine  Enfernung  von  mehr  als  1000  Schritten  blieben,  die  Geschosse 
stecken,  indem  sie  sich  gar  nicht  veränderten  und  auch  gewöhnlich  die  Knochen 
nicht  zerstörten. 

Die  spezifische  Wirkung  des  kleinkaiibrigen  Geschosses  wurde  von 
Anfang  an  darin  erkannt,  dass  die  kleine  Kugel  infolge  ihrer  gewaltigen 
Durchschlagskraft,  insbesondere  durch  die  Knochen,  glatt  durchgeht.  Das 
wurde  nun  auch  wiederum  im  ostasiatischen  Krieg  bestätigt.  Leute,  die 
durch  und  durch  geschossen  waren,  hielten  sich  für  leicht  verwundet,  machten 
noch  Märsche  von  20 — 30  km,  dann  noch  eine  Bahnfahrt  von  300  km  und 
langten  in  befriedigendem  Zustand  an. 

Das  Militärwochenblatt  kam  daher  ganz  wie  seiner- 
zeit Bruns  zu  dem  Schluss:  „So  kann  man  im  allgemeinen 
das  japanische  Geschoss  als  ein  wirklich  humanes  be- 
zeichnen". 

Die  Verwundungen  durch  das  japanische  Muratagewehr  (8  mm)  und 
das  russische  Gewehr  (7,62  mm)  waren  weniger  günstig. 

Auch  auf  dem  35.  Kongress  der  deutschen  Gesellschaft  für  Chirurgie 
im  April  1906  wurde  über  die  Lehren  des  russisch-japanischen  Kriegs  be- 
richtet.8) 


*)  Abgedruckt  in  Loebells  Jahresberichten  1904  S.  361,  Wille,  Erstes  Ergänzungs- 
heft 1905  Vgl.  übrigens  zu  unserer  Frage  auch  das  Referat  von  Guttmann  in  „Fort- 
schritte  der  Medizin"  1904  Bd.  22  S.  1216  f. 

*)  „Taktische  Erscheinungen  des  Krieges  in  Ostasien  mit  besonderer  Berücksich- 
tigung der  Infanterie." 

*>  Zentralblatt  f.  Chirurgie.  33.  Jahrg.  1906.  Beil.  Nr.  28.  S.  33-45. 
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Zoege  v.  Man  teuf  fei  meinte  dabei,  dass  man  freilich  nicht  viel 
Neues  hätte  erwarten  können,  da  namentlich  der  Burenkrieg  die  meisten 
Fragen  beantwortet  habe.1) 

Dem  Bericht  von  Zoege  v.  Manteuffel  entnehme  ich  folgendes: 

Die  grosse  Masse  der  Schüsse  gab  das  japanische  Spitzgeschoss  und  das 
Schrapnell.    Die  Flintenschüsse  gingen  meist  glatt  durch. 

Auch  C  o  1  me  rs  führte  hier  aus,  dass  die  Art  der  durch  das  japanische  Klein- 
kalibergeschoss  hervorgerufenen  Knochenverletzungen  im  wesentlichen  überein- 
stimmt mit  den  Erfahrungen  der  letzten  Kriege  und  besonders  den  Ergebnissen 
der  experimentellen  Arbeiten,  die  von  der  Medizinalabteilung  des  preussischen 
Kriegsministeriums  ausgeführt  worden  sind.*) 

Ein  weiterer  Bericht,  den  hier  Schaefer  insbesondere  über  den  Ausgang 
der  Verwundungen  erstattete,3)  stellte  folgendes  fest: 

Die  Heilung  der  durch  das  japanische  Kleinkalibergeschoss  Verwundeten 
verlief  gut  und  schnell.  Überraschend  hoch  war  der  Prozentsatz  der  wieder  dienst- 
fähig gewordenen  Verwundeten.  Schaefer  fand  3  Monate  nach  der  Schlacht  von 
Mukden  etwa  die  Hälfte  aller  Verwundeten  wieder  in  der  Front  vor,  bei  einzelnen 
Regimentern  mehr  als  500  Mann,  darunter  Leute,  die  3,  ja  4  mal  verwundet, 
immer  wieder  in  die  Front  zurückgekehrt  waren.  Diese  Zahlen  haben  in  den  höheren 
russischen  Stäben  überrascht  und  ein  Divisionsgeneral  wollte  die  Erhebungen 
Schaefers  verbieten,  weil  er  fürchtete,  die  Leute  würden  sagen:  Mit  so  einem 
miserablen  Gewehr  haben  die  Russen  sich  schlagen  lassen.4) 

Auch  ein  Bericht  von  Bornhaupt5)  sprach  sich  für  die  Gutartigkeit  der 
Mantelgeschosswunden  aus,  welch  letztere  meist  ohne  Amputation  heilten.  Die 
Mortalität  derselben  betrug  in  dem  von  B.  geleiteten  Lazarett  der  Moskauer  Iberi- 
schen Gemeinde  nur  2,7  °,0  und  zwar  bezogen  sich  alle  die  Todesfälle  ausschliess- 
lich auf  die  Verletzungen  des  Kniegelenks. 

Andern  teils  aber  stellte  Hildebrandt  fest,  dass  die  Prognose  der  Schädel- 
verletzungen durch  die  Einführung  der  neuen  Spitzgeschosse  ungünstiger  geworden 
sei,  und  er  berichtete  von  grösseren  Weichteil-  und  Knochenverletzungen  •) 

Auch  v.  Oettingen  sprach  sich  dahin  aus,  dass  die  aus  früheren  Kriegen 
gemeldete  relative  Gutartigkeit  des  kleinkalibrigen  Mantelgeschosses  bestätigt  sei. 
Weiter  bemerkte  er,  dass  die  Schusswirkungen  bei  Verwundungen  aus  der  Nähe 
(bis  400  m)  gegen  früher  eine  Verschlimmerung,  von  da  ab  aber  eine  Besserung 
erfahren  haben.7) 

Aus  diesen  Vorträgen  sah  Reger  den  Beweis  erbracht,  dass  das 
moderne  Geschoss  ein  humanes  sei,  während  v.  Wreden  das  Geschoss 
namentlich  in  seinen  Naliwirkungen  durchaus  nicht  als  ein  humanes  be- 
zeichnen wollte.8) 

Wenn  ich  mir  als  Laie  aus  alledem  ein  Bild  machen  darf,  so  möchte 
ich  in  pflichtschuldiger  Bescheidenheit  meine  Ansicht  folgendermassen  zu- 
sammenfassen ; 

Der  sog.  humane  Charakter  des  Kleinkalibers,  der  vom  Anfang  an 
so  sehr  gefeiert  wurde,  scheint  doch  nur  da  gegeben  zu  sein,  wo  es  sich 
nicht  um  Nahschüsse  und  Arterienverletzungen  handelt  und  weiterhin  auch 
kein  Feuchtgehalt  die  Brücke  zur  Sprengwirkung  schlägt. 

')  a.  a.  0.  S.  33. 
*)  a.  a.  0.  S.  40. 

8)  a.  a.  0.  S.  35.  Schaefer  hatte  das  Langenbeck-Stipendium  zum  Besuch  des 
russ.  Kriegsschauplatzes  erhalten. 

4)  a.  a   0.  S.  35f. 

5)  a.  a.  0.  S.  36  ff. 

8)  a.  a.  0.  S.  42  f.  Weitere  Berichte  von  Goldammer  a.  a.  0.  S.  36,  Brentano  a.  a. 
0.  S.  38  und  Henle  a.  a.  0.  S.  41. 
7)  a.  a,  0.  S.  44  f. 
»)  a.  a.  0.  S.  44. 
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Nur  unter  diesen  Voraussetzungen  ergibt  sich  durch  die  Verkleinerung 
des  Kalibers  und  die  dadurch  erzielte  ungeheuere  Durchschlagskraft  wohl 
eine  chirurgische  Gutartigkeit  der  Wunden  und  mindert  sich  unter  Um- 
ständen sogar  die  erforderliche  Verwundungsfähigkeit  des  Geschosses,  während 
in  anderen  Fällen  umgekehrt  fast  Sprengwirkung  oder  doch  starke  Blutungen 
herbeigeführt  und  die  zulässige  Verwundungskrad  über  den  Kriegszweck 
hinaus  gesteigert  wird. 

Im  wesentlichen  enthält  schon  die  Brunssche  Abhandlung  über  Klein- 
kalibergewehre 1889  die  Würdigung  dieser  zwiespaltigen  Wirkung.  Auch 
die  späteren  haben  damit  gerechnet. 

Eine  Gegnerschaft  ergibt  sich  nur  dadurch,  dass  man  mehr  die  eine 
oder  mehr  die  andere  Wirkung  als  Durchschnittswirkung  gelten,  indem 
man  mehr  das  eine  oder  mehr  das  andere  entscheidend  werden  lässt. 

Die  einen  haben  in  der  Explosiv  Wirkung  des  Kleinkalibers  gar  schon 
einen  Ersatz  für  das  Verbot  der  Petersburger  Konvention  erblickt.1)  Bruns 
aber,  der  wohl  die  Explosivwirkung  der  Naheschüsse  und  der  Schüsse 
auf  die  mit  Flüssigkeit  gefüllten  Organe  feststellte,  hat  dann  sein  abschliessen- 
des Urteil,  dass  das  Kleinkaliber-Gewehr  „nicht  bloss  die  beste,  sondern 
zugleich  die  humanste  Waffe"2)  sei,  schliesslich  auf  die  erhöhte  Durch- 
schlagskraft des  Geschosses  und  die  hierdurch  bedingte  chirurgische  Gut- 
artigkeit der  Verwundung  gestellt,  während  wieder  andere,  wie  wir  sehen 
werden,  gerade  im  Hinblick  auf  den  letzterwähnten  Umstand  dem  Kleinkaliber 
die  nötige  Verwundungsf&higkeit  absprachen  und  es  deshalb  für  unzureichend 
erklärten. 

Die  Frage,  auf  die  alles  ankommt,  welche  Eigenschaft  und  Wirkung 
bestimmend  im  Vordergrund  steht,  kann  ich  natürlich  nicht  entscheiden. 
Ob  sie  überhaupt  mit  Sicherheit  entschieden  werden  kann? 

Auf  jeden  Fall  aber  hat  das  Kleinkaliber  auch  seine  Nachteile;  vor 
allem  liegen  Proben  einer  unschädlichen  Durchschlagskraft  vor. 

Von  den  Kriegsschauplätzen  zumal  wurden  wunderbare  Einzelheiten 
gemeldet,   die  man   anfangs  nur  bei  den  Wilden  für  möglich  erachlete.3) 

Es  konnte  fast  scheinen,  als  ob  es  das  reine  Vergnügen  sein  müsste, 
sich  ein  Kleinkaliber  durch  den  Körper  jagen  zu  lassen. 

Aus  dieser  Vors tellung  heraus  fand  man  dann  den  Weg 
zum  Dum-Dum. 

§  108. 

Das  kriegsrechtliche  Moment  in  der  Geschossfrage. 

Bruns  hatte  mit  Recht  gesagt:  Die  Erfüllung  des  Kriegszweckes  ver- 
langt grösste  Leistungsfähigkeit  in  der  Aussergefechtsetzung 
des  Gegners  auf  möglichst  weite  Entfernung.*) 


»)  Vgl  z.  B.  Albert  Zorn,  Kriegsmittel,  S.  15. 

*)  Vgl.  oben  S.  503. 

*)  Dass  das  unrichtig  ist,  hat  bereits  Gilinsky  festgestellt.     Vgl.  oben  S.  483. 

4)  Kleinkalibergewehre  S.  3. 
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War  aber  das  kleinste  Kaliber  dieser  Aufgabe  der  Ausser- 
gefechtsetzung in  Wirklichkeit  noch  gewachsen? 

Das  war  die  Frage. 

Auch  Wille,  der  rührigste  Vorkämpfer  für  das  kleinste  Kaliber,  bezeich- 
net als  Hauptangriffspunkt  gegen  das  letztere  den  Vorwurf,  dass  feste,  harte 
und  glatte  Geschosse  von  kleinem  Durchmesser  und  sehr  grosser  Ge- 
schwindigkeit häufig  nicht  imstande  sein  sollen,  die  getroffenen  Menschen 
und  Pferde  sofort  ausser  Gefecht  zu  setzen  und  sie  durch  den  unmittel- 
baren, augenblicklichen  Einfluss  der  erlittenen  Verwundungen  auf  der  Stelle 
bewegungs-  und  kampfunfähig  zu  machen.1) 

Diese  Bedenken  kamen  zuerst  in  den  Kriegen  mit  wilden  Volksstäm- 
men, die  von  dem  kleinkalibrigen  sog.  „männerdurchbohrenden"  Voll- 
mantelgeschoss  mehrfach  durchschossen,  ruhig  weiter  stürmten  und  später 
bei  günstigeren  Heilungsbedingungen  auch  bald  wieder  genasen. 

Vor  allen  waren  es  die  Engländer,  die  in  ihren  jüngsten  Kolonial- 
kriegen die  Erfahrung  gemacht  zu  haben  glaubten,  dass  die  Vollmantel- 
geschosse, wie  sie  seit  der  Einführung  der  kleinkalibrigen  Gewehre  in  allen 
europäischen  Heeren  im  Gebrauch  sind,  keine  hinreichend  schweren 
Verletzungen  beibringen,  um  den  getroffenen  Gegner,  besonders  die  Wilden, 
stets  ausser  Gefecht  zu  setzen. 

I.  Die  Engländer  traten  deshalb  in  ihrem  jüngsten  indischen  Grenz- 
krieg auf  einmal  mit  einem  neuen  —  eben  dem  sog.  Dum-Dum  — 
Geschoss  hervor,  gegen  welches  dann  aber  Bruns  1398  auf  dem  deutschen 
Ghirurgenkongress  in  seinem  berühmten  Vortrag  „über  inhumane  Kriegs- 
geschosse"2) zu  Felde  zog. 

Er  knüpfte  an  Mitteilungen  an,  die  der  englische  Chirurg  Davis  am 
17.  Dezember  1897 8)  über  die  neuesten  englischen  Gewehrgeschosse  ge- 
macht hatte,  wie  sie  von  den  englischen  Truppen  in  ihrem  jüngsten  indischen 
Grenzkrieg  im  Tschitral  verwandt  worden  waren.  Die  englischen  Soldaten 
führten  damals  das  Lee-Metfordgewehr  (Modell  89),  das  dem  deutschen 
Ordonnanzgewehr  (Modell  87)  im  ganzen  ähnlich  ist  und  ein  Kaliber  von  7,69, 
also  rund  7,7  mm  hat.  Wie  Davis  berichtete,  konnten  die  englischen 
Truppen  mit  diesen  Geschossen  die  Feinde  in  ihrem  wilden  Ansturm  nicht 
«aufhalten  und  so  seien  die  Soldaten  auf  das  „praktische  und  ingeniöse" 
Verfahren  gekommen,  die  Spitze  des  Nickelmantels  durch  Reiben  mit 
scharfen  Steinen  abzufeilen,  um  den  weichen  Bleikern  hervortreten  zu 
lassen.  Diese  Geschosse,  welche  die  Soldaten  „Weichnasen"  (soft  nosed) 
nannten,  hatten  dann  den  gewünschten  Erfolg:  Denn  beim  Durchdringen 
des  Körpers  stauchte  sich  der  Bleikern  pilzförmig  und  sprengte  den  Mantel 
oder  zerspritzte  und  bewirkte  wahrhaft  grausame  Verwundungen.4) 

Das  Geheimnis  war  entdeckt  und  die  staatliche  Munitionsfabrik  Dum- 
Dum  (Dum-Dum  Ordnance  Factory)  stellte  nun  solche  Geschosse  mit  vorn 


1)  Fortschritt  u.  Rückschritt  S.  6. 

2)  Vgl.  oben  S.  499 7. 

3)  Im  „British  medical  Journal".    Ebenso  der  engl.  Chirurg  Hamilton  (Bruns,  Blei- 
spitzengeschosse  S.  826). 

*)  Verhandlungen  S.  317. 
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geöffnetem  Mantel  oder  kurzer  Bleispitze,  sog.  Bleispitzen-  oder  Halbmantel- 
geschosse her,  wie  sie  ähnlich  bisher  vereinzelt  schon  auf  der  Hochwildjagd 
im  Gebrauch  waren,1)  und  die,  wie  Davis  bemerkte,  so  schreckliche 
Wunden  erzeugten,  dass  sie  in  einem  europäischen  Krieg  wahrscheinlich 
verboten  wurden.  Vorerst  handle  es  sich  indes  nur  um  Versuche  gegen 
die  Grenzstämme. 

Übrigens  wurden  nach  den  Angaben  von  Hamilton  in  Ägypten  ähn- 
liche Geschosse  hergestellt,  bei  welchen  ein  kleiner  Teil  der  Spitze  ab- 
gelragen  war,  so  dass  das  Geschoss  vorn  flach  abgesetzt  und  der  Mantel  offen 
war.2) 

Man  hatte  also  zufällig,  wie  auch  Ardagh  auf  der  Haager  Konferenz 
berichtete,8)  wirksamere  und  für  den  Krieg  mit  den  Indem  brauchbare 
Geschosse4)  erfunden,  die  dann  unter  dem  Namen  Dum- Dum  in  der  staat- 
lichen Munitionsfabrik  dieses  Namens  in  der  Nähe  von  Calcutta  hergestellt 
wurden. 

Als  unterscheidendes  Merkmal  gegenüber  den  bisherigen  Vollmantel- 
geschossen gab  Ardagh  an: 

„Dans  la  balle  Dum- Dum  l'enveloppe  se  termine  en  laissant  un 

tout  petit  morceau  du  noyau  dlcouvert4.'5) 

Durch  die  Umbildung  zum  Bleispitzengeschoss  mit  nur  teilweiser 
Mantelumhüllung  sollten  die  erwähnten  Nachteile  des  Kleinkalibers  auf- 
gehoben werden. 

Ardagh  bezeichnete  im  Haag  als  „effet  de  cette  modification" : 

„de  produire  une  certaine  dilatation  ou  bombement  de 

lapointe  et  de  produire  un  choc  plus  prononce."*) 

Nur  um  den  „choc"  sollte  es  sich  hiernach  handeln.  Man  hat 
darunter  die  Aufschlags-  oder  Stosskraft  zu  verstehen,7)  genauer:  die  recht- 
winklig zur  Schussrichtung  auftretende  Seitenwirkung  des  Geschosses,  welche 
sich  bei  festen  Widerständen  als  Erschütterung  und  Zertrümmerung,  bei  Flüssig- 
keiten als  hydraulische  Pressung  äussert.8)  Nach  ihrer  eigenen  Darstellung 
hatten  die  Engländer  nur  Vorkehrung  getroffen,  dass  durch  Deformierung 
beim  Aufschlagen  mehr  lebendige  Kraft  verbraucht  und  so  die  durch  die 
Kaliberkleinheit  verloren  gegangene  Verwundungsfahigkeit  der  Kleingeschosse 

*)  Weil  das  Wild  unter  dem  Schuss  sicher  zusammenbricht  und  keine  Nachsuche 
gehalten  zu  werden  braucht.  Andererseits  stand  hier  aber  der  Umstand  entgegen,  dass- 
ausgedehnte  Zerreissungen  der  Weichteile  entstehen,  welche  die  Verwendung  und  den 
Verkauf  des  Wildbrets  erschweren.    Vgl.  Bruns,  Bleispitzengeschosse  S.  826. 

*)  Bruns,  Bleispitzengeschosse  S.  827. 

8)  Vgl.  oben  S.  485. 

*)  Eni  Times-Artikel  v.  28.  Juni  1898  (vgl.  Bruns,  Hohlspitzengeschosse  S.  lf.), 
der  übrigens  schon  das  neueste  oder  Hohlspitzengeschoss  anzeigte,  sagte  in  rückblickender 
Art  vom  Lee-Metfordgewehr,  das  bis  dahin  im  Gebrauch  war,  sein  Mantel  sei  so  wider- 
standsfähig, dass  Soldaten  weiter  gekämpft  hätten,  die  von  einem  halben  Dutzend  — 
Ardagh  sprach  oben  S.  485  von  fünf  —  Lee-Metfordgeschosse  durchbohrt  waren,  während 
das  Geschoss  selbst  2  oder  3  Körper  hintereinander  durchgeschlagen  habe.  Der  Ghock  sei 
eben  zugunsten  der  Durchschlagskraft  geopfert  worden. 

5)  II.  5.  Vgl.  oben  S.  485. 

6)  Vgl.  oben  S.  485. 

7)  Die  Pulverkraft  wirkt  stossartig  und  treibt  das  Geschoss  auf  die  sog.  Flug- 
oder Geschossbahn.  Vgl.  darüber  Berlin,  Hdb.  der  Waffenlehre  S.  6. 

*)  Bruns,  Kleinkalibergewehre  S.  23. 
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wieder  derart  gesteigert  wird,  dass  der  Mann  genügend  getroffen  ist  und 
dass  seine  sofortige  Aussergefechtsetzung  erwartet  werden  kann« 

Die  Gegner  aber  sagten :  Die  Wirkung  ist  starker  xmd  zwar  espioshr- 
artig.  Und  da  war  dann  die  Frage  am  Platz:  Verstössen  derartige  Blei- 
spitzengeschosse, welche  infolge  der  Mantelentblössung  an  der  Spitze  beim 
Eintritt  in  den  menschlichen  Körper  pilzartig  auseinanderplatzen  müssen, 
und  dadurch  vielleicht  grässliche  Zerfetzungen  herbeiführen,  nicht  gegen 
die  Idee  der  Petersburger  Deklaration,  wonach  Geschosse  verboten  sind, 
welche  die  Aussergefechtsetzung  durch  besondere  Schmerzbereitong  nutzlos 
steigern,  resp.  welche  notwendig  töten?1) 

Ardagh  meinte  im  Haag,  dass  die  Dum-Dum-Geschosse  nur  gerade 
zur  Aussergefechtsetzung  ausreichten  und  darüber  hinaus  keinen  unnützen 
Schmerz  verursachen  sollten.8) 

Dass  die  Dum-Dum-Geschosse  eine  stärkere  Verwundungskraft  haben, 
wurde  zugegeben  und  war  beabsichtigt.  Geleugnet  wurde  nur,  dass  die  Ver- 
wundungen  dem  Geist  der  Petersburger  Deklaration  widersprächen. 

Aber  das  Urteil  der  Zeitgenossen  wandte  sich  sofort  mit  einer  selte- 
nen Einmütigkeit  gegen  das  neue  „männertötende44  Geschoss,  das  über 
den  Zweck  der  Kampfunfähigmachung  hinausgehe.8) 

Auch  der  deutsche  Chirurgenkongress  1898  erklärte  den  Dum-Dum- 
Geschossen  im  Namen  der  Menschlichkeit  den  Krieg. 

Hier  hielt  Bruns  seinen  vielbeachteten  Vortrag  über  „Inhumane  Ge- 
schosse". Er  hatte  die  Wirkung  der  Bleispitzengeschosse  durch  Versuche 
festgestellt  und  führte  dieselben  auf  dem  Chirurgenkongress  in  einer  Reihe 
von  Schusspräparaten  vor  Augen. 

Die  Versuchsergebnisse  lassen  sich  folgendermassen  zusammenfassen : 4) 

Die  Nahschüsse  sind  kaum  mehr  als  Gewehrschusswunden  zu  er- 
kennen, sondern  gleichen  denen  durch  grobes  Geschütz.  Haut,  Weichteile 
und  Knochen  sind  in  weiter  Strecke  zerrissen,  zerfetzt  und  zersplittert, 
dazu  noch  ganze  Stücke  herausgeschlagen,  so  dass  die  Glieder  oft  nur 
noch  durch  Hautstreifen  und  einzelne  Sehnen  zusammenhängen.  Ausser- 
ordentlich schwer  sind  schon  die  Weichteilschüsse.  Die  Muskulatur  ist 
mehrere  Finger  breit  zertrümmert,  die  Gefässe  und  Nervenstämme  zerrissen, 
die  Wunde  klafft  1 1  cm  breit  bis  auf  den  unversehrten  Knochen.  Kommt  hier 
schon  eine  kolossale  Sprengwirkung  zur  Geltung,  so  ist  dieselbe  weit  ver- 
heerender bei  den  Knochenschüssen;  die  Knochen  werden  zersplittert  und 
es  entsteht  ein  faustgrosses  Loch  in  Haut  und  Muskeln,  mit  Weichteil- 
fetzen ,  Knochenstücken  und  feinen  Geschossfragmenten  austapeziert 

Den  Grund  dieser  furchtbaren  Verletzungen  erblickte  Bruns  in  dem 
Zusammenwirken  der  hochgesteigerten  lebendigen  Kraft  und  der  Deformie- 
rung der  kleinkalibrigen  Bleispitzengeschosse. 

*)  Vgl.  oben  S.  154. 

*)  II.  6 :  Les  blessures  faites  par  cette  balle  Dum-Dum  suffisent  ordinairement  a 
produire  un  choc  qui  arrete  an  homme  et  qui  le  met  hors  de  combat.  Mais  leur  effet 
«st  nullement  calcule  en  vue  d'infliger  des  souffrances  inutiles".    Vgl  oben  S.  485. 

*)  Bruns,  Hohlspitzengeschosse,  S.  28. 

4)  Verhandlangen  S.  318  ff. 
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Die  Bleispitze  staucht  sich  und  sprengt  den  Mantel  von  vorneher  in 
2 — 3  mm  breite  Streifen,  welche  an  ihrem  hinteren  Ende  im  Zusammenhang 
bleiben  und  sich  nach  hinten  aufrollen. 

Zu  der  enormen  Anfangsgeschwindigkeit  der  kleinkalibrigen  Geschosse, 
welche  schon  beim  Chassepot  Sprengwirkung  erzeugt  hatte,  gesellt  sich 
die  Weichheit  derselben.  Das  Blei  deformiert  sich  und  zerspritzt.  Daher 
die  furchtbare  Sprengwirkung. 

Beim  Aufschlagen  auf  harte  Knochen  zerschellt  der  Mantel  in  kleinste 
und  kleine  Fragmente,  die  über  die  ganze  Wunde  zerstreut  sind. 

Angesichts  des  Umstandes,  dass  diese  „männertötenden'1  Geschosse 
lediglich  zu  dem  Zwecke  konstruiert  würden,  wahrhaft  grauenerregende 
Wunden  zu  erzeugen,  erklärte  Bruns  auf  dem  Chirurgenkongress :  „Das 
sind  inhumane  Geschosse.1) 

Damit  ging  dann  Bruns  zur  Frage  des  völkerrechtlichen  Schutzes 
gegen  die  Verwendung  von  Bleispitzengeschossen  über.8)  Denn,  so  meinte 
er :  „Es  liegt  ja  die  Befürchtung  nahe,  dass  in  einem  künftigen  Kriege  solche 
Geschosse  mitgeführt  oder  von  den  Soldaten  hergestellt  werden*.  Die 
Petersburger  Deklaration  habe  sich  mit  der  Frage  der  Gewehrprojektile 
beschäftigt.  „Wie  konnte  man  aber  damals  die  Fortschritte  in  der  Ge- 
wehrkonstruktion voraussehen,  welche  eine  so  enorme  Vermehrung  der 
Anfangsgeschwindigkeit  herbeigeführt  haben,  dass  die  soliden  Bleigeschosse 
selbst  zu  Explosivgeschossen  wurden. "8) 

Der  Vortrag  gipfelte  in  dem  Wunsch,  es  möchten  von  der  deutschen 
Heeresleitung  Schritte  getan  werden,  um  durch  internationale  Vereinbarung 
eine  Ergänzung  der  Petersburger  Deklaration  in  der  Richtung  herbeizuführen, 
dass  nur  solche  kleinkalibrige  Bleigeschosse  verwendet  werden  dürfen, 

„welche   entweder   ganz    oder   wenigstens   an   der 

Spitze   mit  einem  Mantel   aus  hartem  Metall   versehen 

sind". 

Hier  haben  wir  also,  um  das  gleich  hinzuzufügen,  das  teilweise  Vor- 
bild für  die  allerdings  negative  Formulierung  der  Haager  Deklaration. 
Denn,  so  schloss  der  Vortrag,  „allen  zivilisierten  Staaten  gilt  es  ja  als  ein 
Gebot  der  Menschlichkeit,  die  Kugel  soll  den  getroffenen  Gegner  kampf- 
unfähig machen,  aber  nicht  immer  verstümmeln  und  töten". 

Bei  der  darauffolgenden  Diskussion  ergriffen  nur  zwei  Fachmänner 
das  Wort  und  zwar  um  ausdrücklich  ihre  Zustimmung  zum  Vorschlag  von 
Bruns  zu  erklären.4) 

C.  Lauenstein  (Hamburg)  schloss  sich  dem  Wunsch  an,  dass 
„dieses  Geschoss,  dessen  Mantelspitze  geöffnet  ist/'  und  das  im  strikten 
Gegensatz,  wenn  auch  nicht  zum  Wortlaut,  so  doch  zu  den  Absichten  der 
Petersburger  Deklaration  stehe,  in  Zukunft  vom  Kriegsschauplatze  ausge- 
schlossen werde. 


')  Verhandlungen  S.  321. 

')  a.  a.  0.  S.  321  f. 

»)  a.  a.  0.  S.  382. 

*)  Verhandlungen,  I.  Teil  S.  138-139. 
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R.  Köhler  (Berlin)  verwies  auf  Ausführungen ,  die  er  in  dieser 
Richtung  schon  am  6.  Oktober  1897  im  Berliner  Tageblatt  (Nr.  508)  ge- 
macht habe :  „Die  Wirksamkeit  dieses  neuesten  englischen  Kolonialgeschosses 
kommt  aus  physikalischen  Gründen  der  Wirkung  der  Sprenggeschosse  so 
nahe,  dass  ihre  Anwendung  völkerrechtlich  gleichfalls  verboten  werden 
müsste". 

Noch  „etwas  eingehender"  *)  berichtete  sodann  Bruns  über  die  von  ihm 
angestellten  Schiess versuche  in  demselben  Jahr  (1898)  in  seiner  Abhand- 
lung: „Über  die  Wirkung  der  Bleispitzengeschosse  (Dum-Dum-Geschosse44).2) 

Bruns  wiederholte  hier  am  Schluss  das  Verlangen,  dass  das  Geschoss 
ganz  oder  wenigstens  an  der  Spitze  mit  einem  harten  Mantel  versehen 
werden  müsse,  um  dann  fortzufahren:  „Freilich,  das  Verbot  mag  durch 
äusserste  Verdünnung  des  Mantels  an  der  Spitze  fast  ganz  zu 
umgehen  sein  — ,  aber  doch  gebietet  die  Menschlichkeit,  solch  grausame 
Waffen  zu  ächten44.8) 

Über  den  südafrikanischen  Krieg  1899/1900,  der  unmittelbar  der 
Haager  Konferenz  folgte,  berichtete  später  Küttner,  welcher  den  Krieg 
als  Mitglied  des  deutschen  roten  Kreuzes  mitmachte,  zu  unserer  Frage 
folgendes4):  Auf  beiden  Seiten  wurden  regelmässig  Vollmantelgeschosse 
benutzt.  Ausnahmsweise  verwandten  die  Engländer  aber  auch  Geschosse 
mit  durchbrochenem  Mantel,  und  zwar  das  echte  Dum- Dum-6)  und  das 
bekannte  Holspitzengeschoss  (M.  IV  oder  V),  ausserdem  Hohlspitzengeschosse 
mit  Kupferhütchen  und  das  sog.  Jeffreys  sporting  bullet,  bei  welchem  die 
Spitze  fehlte  und  der  Mantel  seitliche  Einschnitte  hatte. 

Die  Buren  dagegen  verwandten  zunächst  alle  diese  Geschosse,  soweit 
sie  solche  erbeuteten,  und  ausnahmsweise  benutzten  sie  ihre  Mausergeschosse 
in  der  Art,  dass  sie  die  Spitzen  abfeilten  oder  kreuzweise  einsagten  oder 
auch  ganz  abtrugen. 

Küttner  meinte:  „Wer  wollte  es  ihnen  verübeln ?  Böses  Beispiel  ver- 
dirbt gute  Sitten44.6) 

Die  furchtbaren  Wunden  aber,  die  er  bei  den  Brunsschen  Schiess- 
versuchen in  Tübingen  zu  Gesicht  bekommen,  hat  Küttner  in  Südafrika  nicht 
gesehen.  Ardagh  hatte  solche  Wirkungen  bei  den  echten  Dum-Dums  ja  auch 
in  Abrede  gestellt;7)  aber  Küttner  glaubte  es  damit  erklären  zu  sollen,  dass 
die  meisten  Gefechte  in  Südafrika  auf  mittlere  Entfernungen  8)  ausgefochten 


')  „Beiträge  z.  klinischen  Chirurgie44  1898  S.  827. 

2)  a.  a.  S.  825—848.    Vgl.  oben  S.  499. 

8)  Bleispitzengeschosse,  S.  846. 

4)  Kriegschirurgische  Erfahrungen  aus  dem  sOdafrik.  Kriege  1899/1900  S.  9  f.  (Sonder- 
abdruck aus  den  „Beiträgen  zur  klinischen  Chirurgie*  Bd.  XXVIII  3.  Heft.)  Vgl.  auch 
Küttners  Vortrag  in  „Ärztl  Kriegswissenschaft11  S.  147. 

*)  Über  die  Frage,  ob  im  Transvaalkrieg  Dum-Dum  verwandt  wurden,  vgl.  Merignhae 
p.  5  und  Bonfils-Grah,  S.  571.    Dort  auch  Literatur. 

•)  a.  a.  O.  10. 

7)  Vgl.  oben  S.  486. 

*)  Man  teilt  heute  die  Flugbahn  in  Zonen  ein.  Bruns  setzte  die  erste  Zone  oder 
die  Zone  der  explosiven  Wirkung  auf  400—500  m,  die  zweite  rechnete  er  bis  1000  m, 
die  dritte  auf  1500  m,  die  vierte  bis  2000  m.  (Kleinkalibergewehr  S.  7  f.).  Etwas  andere 
Ansätze  hat  Habart  (Geschosswirkung  der  8-Millimeter-Handfeuerwaffen  S.  12). 
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wurden,  während  die  spezifischen  Wirkungen  der  Hohl-  und  Bleispitzen- 
geschosse hauptsächlich  bei  Nahschüssen  zur  Geltung  kommen. 

Die  Brunsschen  Untersuchungen  vom  Jahre  1898  waren  es  haupt- 
sächlich, welche  auf  der  Haager  Konferenz  den  englischen  Dum-Dum-Ge- 
schossen  entgegengehalten  wurden.  Der  englische  Bevollmächtigte  aber 
erklärte  in  der  bestimmtesten  Form,  —  auch  Gilinsky  *)  hat  zugegeben,  dass 
das  sog.  Tübinger  und  das  Dum-Dum-Geschoss  verschieden  sei,  —  dass  ins- 
besondere die  Mantelentblössung  bei  den  ersteren  viel  grösser  erscheine.2) 

Man  muss  dieser  Versicherung  glauben,  und  die  Sache  klärt  sich 
höchst  einfach  in  folgender  Weise  auf. 

Bruns  hat,  wie  er  selbst  berichtet,8)  in  Wirklichkeit  keine  Geschosse 
benutzt,  die  in  der  englischen  Dum-Dum- Fabrik ,  sondern  in  der  Karls- 
ruher Metallpatronenfabrik  angefertigt  worden  waren  und  eine  5  mm  lange 
Bleispitze  hatten. 

Aber  Bruns  sah  nur  auf  das  Konstruktionsprinzip  und  nannte  des- 
halb seine  Geschosse  ebenfalls  Dum-Dum. 

Auf  die  Sache,  nicht  auf  den  Namen  kam  es  ihm  an. 

Das  charakteristische  Merkmal  der  Dum-Dum  ist  in  der  Tat  ledig- 
lich die  Mantelöffnung  zum  Bleiaustritt,4)  und  diese  hat  Ardagh  bei 
den  echten  Dum-Dum  zugegeben,5)  wobei  er  freilich  betonte,  dass  sie  beim 
wirklichen  Dum-Dum  kleiner  sei  als  bei  dem  Tübinger  Geschoss.  Das 
wird  dann  ja  wohl  auch  stimmen;  und  so  würde  sich  die  immerhin  ge- 
ringere Deformationskraft  erklären. 

Aber  der  Umfang  der  Öffnung  ist  doch  wohl  nur  von  sekundärer 
Bedeutung.  Es  muss  nicht  gerade  ein  Halbmantel-,  es  genügt,  dass  es 
ein  Teilmantelgeschoss  ist 

Jede  Öffnung,  jede  Abfeilung,  jeder  Einschnitt  und  jede  Einlochung, 
welche  beim  Eintritt  in  den  Körper  das  Blei  aus  dem  Mantel  austreten 
lässt,  widerspricht  dem  Geist  der  Petersburger  Deklaration.  Denn  ein  solches 
Geschoss  geht  nicht  mantelumschlossen  glatt  durch,  sondern  spritzt  und 
verbreitet  sich  pilzförmig  und  wirkt  damit  verstümmelnd  oder  männer- 
tötend.«) 

Dass  das  in  den  beiden  letzten  englischen  Kriegen  klar  geworden  sei, 
wurde  von  Gilinsky  gegen  Ardagh  aufrechterhalten.7)    Ein  Beweis  dafür 


')  Vgl.  oben  S.  488. 
«)  Vgl.  oben  S.  486. 
8)  Bleispitzengeschosse  S.  837. 
4)  Vgl.  auch  Merignhac,  p.  83. 
')  Verl   darüber  Ärdaffh  oben  S   485 

*)  Vgl.  die  klaren  Ausführungen  von  Gilinsky  I.  77  oben  S.  488  und  492.    Vgl. 
auch   den  Bericht  der  französischen  Delegation  bei  Merignhac  (p.  86  *): 

„Faute  d?essais  veriftts  avec  soin,  ü  n'est  pas  posswle  d' in  firmer  absolument 
l'opinion  du  delegut  anglais;  mais,  a  priori  on  peut  affirmer  qu'une  balle  qui  se 
goufle  auc  choc  doit  produire  des  disordres  beaueoup  plus  graves  qu'une  balle 
indeformable  ayant  d'avance  le  calibre  auquel  parvient  la  pr emier e  apres  son 
expansion." 
7)  Vgl.  oben  S.  488,  492,  493. 

M  eurer,  Haager  Friedenskonferenz  II.  33 
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ist  der  Konferenz  freilich  nicht  erbracht  worden  und  Crozier  hat  das  mit 
Recht  ausdrücklich  festgestellt1) 

Unter  allen  Umständen  aber  hatte  die  Konferenz  mit  den  Geschossen 
zu  rechnen,  mit  welchen  in  Tübingen  Schiessversuche  gemacht  worden 
waren,  wenn  sie  auch  keine  wirklichen  Dum-Dum-Geschosse  waren.  Gegen 
diese  hatte  ja  auch  Ardagh  sein  Verdikt  geschleudert.2) 

Indes  auch  das  wirkliche  Dum-Dum-Geschoss  hatte  nun  einmal  — 
mit  oder  ohne  Grund  soll  dahingestellt  bleiben  —  den  Unwillen  der  anderen 
Kulturstaaten  erweckt,  die  gegen  die  Wilden  kein  Privilegium  odiosum  zu- 
lassen wollten,  um  so  weniger,  als  die  Kulturstaaten  für  die  eigenen  Kriege 
auf  derartige  Geschosse  gefasst  sein  mussten.  Denn  an  doppelte  Patronen- 
taschen glaubte  man  nicht.8) 

Begreiflicherweise  hatten  die  Haager  Anklagen  gegen  die  Dum-Dum 
in  England  arg  verschnupft  und  es  kam  darüber  im  Juni  und  Juli  zu  Ver- 
handlungen im  englischen  Parlament,  bei  welchen  es  Hamilton  und  Balfour 
nochmals  unternahmen,  den  Gebrauch  der  Dum-Dum  zu  rechtfertigen,  um 
dann  aber  doch  zu  erklären,  man  werde  zu  einem  anderen  Geschosstypus 
übergehen.4) 

IL  Die  wirklichen  Dum-Dum-Geschosse  scheinen  sich  nach  dem  eigenen 
Urteil  der  Engländer  nämlich  gar  nicht  einmal  vollständig  bewährt  zu 
haben.  Dieselben  hatten  eine  zu  geringe  Durchschlagskraft,  die  sich  durch 
die  Weichheit  des  Bleies  ergab  und  in  der  Nähe  4—5  mal  geringer  war 
als  bei  Vollmantelgeschossen.  Ballistisch  standen  sie  den  letzteren  nach.6) 
Sicher  waren  sie  auf  weite  Entfernungen  weniger  wirksam  als  die  Voll- 
mantelgeschosse.6)  Deshalb  und  dann  aber  vielleicht  auch  wegen  des  Unwillens 
der  anderen  Staaten  sah  man  in  England  daher  schliesslich  von  einer 
endgültigen  Annahme  derselben  ab.7) 

Statt  dessen  führten  die  Engländer  aber  ein  Geschoss  ein,  das  anders 
konstruiert,  ganz  ähnliche  Wirkungen  zu  äussern  bestimmt  schien. 

Das  ist  das  wiederum  von  Bruns  untersuchte  und  von  ihm  sog. 
Hohlspitzengeschoss,8)  das  dann  draussen  vielfach  ebenfalls  unter 
der  Bezeichnung  Dum-Dum  ging.  So  sprach  auch  Künzli  auf  der  Haager 
Konferenz  vom  Dum-Dum-Geschoss  und  meinte  doch  augenscheinlich  das 
Hohlspitzengeschoss.  Auch  Gilinsky  erwähnte  das  letztere  bereits,  ohne 
dass  man  aus  dem  Protokoll  mit  Sicherheit  ersehen  kann,  ob  er  dasselbe 
für  ein  Dum-Dum-Geschoss  hielt.9) 

l)  I.  76.  Vgl.  oben  S   491. 

-)  Vgl.  oben  S.  436. 

8)  Vgl.  oben  S.  483. 

4)  Merignhac,  La  conf.  intern,  de  la  paix,  p.  85. 

ß)  Bruns,  Hohlspitzengeschosse  S.  28. 

fl)  Bruns,  Bleispitzengeschosse  S   843. 

7)  Bruns,  Hohlspitzengeschosse  S.  3,  28. 

*)  Wille,  .Fortschritt  und  Rückschritt  des  Infanteriegewehrs*  1894  S.  93  ff.  be- 
schreibt das  schweizerische  „Kraka-Hebler-Hohlgeschoss",  in  welchem  schon  die  Höhlung 
weit  durchgeführt  erscheint  und  das  1893  als  „ballistisches  Wunder"  angestaunt  wurde. 
Dies  war  anfangs  noch  ein  Mantelgeschoss ,  das  dann  aber  seiner  deformierenden  Wirkung 
wegen  schon  nach  5  Monaten  geändert  werden  musste.  Dann  bestand  es  überhaupt  nicht 
mehr  aus  Mantel  und  Kern,  sondern  war  ein  Stück  und  zwar  von  widerstandsfähigem 
Metall. 

v)  Vgl.  II.  62,  15.     Vgl.  oben  S.  480f. 
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Als  die  Haager  Konferenz  über  das  Verbot  der  Dum-Dum-Geschosse 
stritt,  hatten  sich  schon  die  Hohlspitzengeschosse  bei  der  Chartum-Expe- 
dition  in  der  Entscheidungsschlacht  von  Omdurman  im  Sudan  in  blutiger 
Arbeit  bewährt.  Über  dieses  „new  service  bullet44  hatten  die  Times  bereits 
am  28.  Juni  1898  berichtet,  und  dabei  betont,  dass  es  eben  vom  Kriegs- 
ministerium angenommen  worden  sei.1) 

Nach  dem  cit.  Times- Artikel8)  hatte  man  auch  bei  diesem  Hohlspitzen- 
geschoss  das  Kaliber  des  Lee-Metfordgewehres  von  7,7  mm,  wie  dessen 
Länge  und  Gewicht  beibehalten.  Es  ist  hier  ein  kurzer  Kanal  in  die  Ge- 
schossspitze hineingestanzt  und  damit  das  Blei  freigelegt.  Das  Hohlspitzen- 
geschoss  hat  einen  Vollmantel  von  Nickel,  enthält  aber  in  der  konischen 
Spitze  einen  cylindrischen  Hohlraum  von  2  mm  Weite  und  9  mm  Länge, 
der  an  der  Spitze  nach  aussen  mündet.  Dieser  Hohlraum  nun  ist  die 
eigentliche  Mördergrube.  Er  ist  durch  Einstanzen  in  ein  Vollmantelgeschoss 
verlegt,  da  die  Ränder  des  Mantels  in  die  Mündung  umgebogen  sind' 
und  im  Grunde  des  Hohlraumes  die  ausgestanzte  runde  Mantelscheibe  liegt. 

Diese  Hohlraumkonstruktion  hat  zur  Folge,  dass  das  Geschoss  beim 
Aufschlagen  platzt,  nach  hinten  sich  zerteilt  und  stecken  bleibt. 

Muss  ein  solches  Geschoss  dem  Dum-Dum-Geschoss  nicht  in  der 
Wirkung  gleichkommen? 

Darüber  wollte  sich  Bruns  Aufklärung  verschaffen,  indem  er,  wie  er 
mitteilte,8)  diesmal  mit  dem  Original-Gewehr  und  den  Original-Patronen, 
in  deren  Besitz  er  durch  eine  Londoner  Waffenfabrik  gelangte,  eine  grössere 
Reihe  von  Schiessversuchen  anstellte,  über  die  er  dann  1899  ausführlich 
berichtete.4) 

Dabei  ergab  sich  zunächst  die  ballistisch  interessante  Tatsache, 
dass  die  Höhlung  in  der  Geschossspitze  den  Luftwiderstand  nicht  vermehrt, 
dass  also  die  ballistische  Leistung  des  Hohl-  und  des  Vollspitzengeschosses 
gleich  ist.6) 

Bei  allen  drei  Geschossen,  den  Vollmantel-,  den  Bleispitzen-  und  den 
Hohlspitzengeschossen,  die  aus  demselben  Gewehr  und  mit  derselben 
Patrone  abgeschossen  wurden,  war  die  Anfangsgeschwindigkeit,  das  Kaliber 
und  das  Gewicht  gleich. 

Nur  die  Deformierbarkeit  war  verschieden e)  und  hier  steckt  auch  in 
der  Hauptsache  das  chirurgische  und  kriegsrechtliche  Interesse. 

Diese  Deformierung  erfolgte  bei  den  Hohlspitzengeschossen  bei  Nah- 
schüssen ganz  aussergewöhnlich  leicht.  Auf  nahe  Entfernungen  waren 
die  Knochenschüsse  bei  Hohlspitzengeschossen  ungleich  schwerer  als  bei 
Vollmantelgeschossen   und    annähernd    wie   bei   Dum -Dum -Geschossen,7) 


l)  Bruns,  Hohlspitzengeschosse  S.  1. 

8)  a.  a.  0.  S.  %  3.    Vgl.  auch  Küttner  in  „Ärztl.  Kriegswissenschaft11  S.  147. 

3)  Hohlspitzengeschosse  S.  3. 

*)  a.  a.  0.  S.  1—31. 

»)  a.  a.  0.  S.  6. 

•)  a.  a.  0.  S.  17. 

7)  a.  a.  O.  S   26. 

33* 


516  §  108«    Das  kriegsrechtliche  Moment  der  Geschossfrage. 

während  die  nahen  Weichteilschüsse  die  gewaltige  Zerstörung  der  letzteren 
allerdings  nicht  erreichten,  aber  freilich  entschieden  schwerer  als  bei  Voll- 
mantelgeschossen waren.1)  Die  Verletzungen  der  Organe,  die  mit  Flüssig- 
keit gefüllt  sind,  also  insbesondere  von  Herz  und  Blase,  bezeichnete  Bruns 
bei  den  Hohlspitzengeschossen  geradezu  als  .unerhört  schwer* ;  es  ent- 
stünden hier  handbreit  klaffende  Wunden,  die  Wundränder  seien  vielfach 
eingerissen,  zerfetzt  und  mit  feinsten  Geschossteilen  bedeckt2) 

Durch  diese  Untersuchungen  schien  festgestellt,  dass  die  Hohlspitzen- 
geschosse in  ähnlicher  Weise  wirken,  wie  die  von  Bruns  ein  Jahr  vorher 
untersuchten  Geschosse.  Beide  erleiden  infolge  ihrer  Konstruktion  beim 
Eintritt  in  den  Körper  eine  Formveränderung  und  verursachen  dadurch 
grauenerregende  Wunden.8) 

So  ist,  wie  v.  Bergmann  1901  rühmend  berichten  konnte,4)  die  Wirkung 
der  Mantel-,  Ganz-  und  Halbmantelgeschosse,  bis  aufs  kleinste  studiert 
worden,  dank  den  Arbeiten  von  Reger,5)  v.  Bruns,  Kocher6)  und  vor  allem 
dem  energischen  Eintreten  der  Medizinalabteilung  des  preussischen  Kriegs- 
ministeriums. 

Für  die  Zeit  der  Haager  Konferenz  ergab  sich  daher 
folgender,  auch  durch  die  Haager  Verhandlungen  bestätigter 
Stand  der  Geschossfrage: 

Durch  den  Übergang  zu  immer  kleineren  Kalibern  erschien  die  Ver- 
wundungsfähigkeit der  Geschosse  gemindert.  Um  insbesondere  in  Kolonial- 
kriegen den  Gegner  mit  diesen  kleinkalibrigen  Geschossen  sicher  kampf- 
unfähig zu  machen,  erstrebte  man  daher  eine  grössere  Deformationskraft 
dieser  Geschosse  an  und  zwar  suchten  die  Engländer  dieses  Ziel  zuerst 
durch  die  Dum-Dum-Geschosse  oder  die  Mantelentblössung  und  dann  durch 
die  Hohlspitzengeschosse  zu  erreichen,  während  vorerst  die  übrigen  Staaten 
bei  den  kleinkalibrigen  Vollmantelgeschossen  verblieben. 

Aber  die  Technik  hatte  das  Problem  der  Verwundungsteigerung 
doch  auch  schon  durch  andere  Konstruktionen  zu  lösen  versucht. 

Das  Problem  lautete:  Durch  welche  weitere  Vorkehrungen  bringt  man 
die  Bleispitze  zur  Ausdehnung  oder  Abplattung  und  gibt  dem  Geschoss 
dadurch  eine  grössere  Verwundungsfahigkeit? 

Und  die  Techniker  gaben  zur  Antwort:  Das  erreicht  man  auch 
dadurch,  dass  man  den  Vollmantel  nur  durchlöchert  oder  mit  Einschnitten 
versieht,  oder  auch  ganz  verdünnt.  Denn  in  allen  diesen  Fällen  leistet 
die  Mantelspitze  keinen  genügenden  Widerstand  und  das  Blei  ergiesst  und 
verbreitet  sich  dann  pilzförmig,  um  männertötend  zu  wirken. 

Diesen  Stand  der  Dinge  fand  die  Haager  Konferenz  vor. 

Dabei  unterschied  man   die  verschiedenen  Konstruktionsarten  nicht 

2)  a.  a.  0.  S.  24. 

*)  a.  a.  0.  S.  19  f.,  25,  28. 

')  Vgl.  auch  Albert  Zorn,  Kriegsmitte],  S.  30. 

*)  In  seinem  Vortrag  „Erste  Hilfe  auf  dem  Schlachtfeld*,  in  dem  Sammelwerk 
„Ärztliche  Kriegswissenschaft"  S.  102. 

6)  Die  „Gewehrschusswunden  der  Neuzeit"  1884. 

6)  „Ober  Schusswunden"  1880.  Vgl.  übrigens  auch  v.  Beck,  „Ober  die  Wirkung 
moderner  Gewehrprojektile"  1885. 
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genügend  in  terminologischer  Hinsicht  und  stellte  alles  ohne  Wahl  und 
Qual  der  englischen  Dum-Dum-Fabrik  ins  Schuldkonto,  indem  man  die 
nach  der  Dum -Dum- Idee  konstruierten  verschiedenen  „männertötenden" 
Geschosse  gleichmässig  Dum-Dum-Geschosse  nannte.  Dum-Dum  war  ein 
Sammelbegriff  geworden. 

Es  ist  die  Frage  aufgeworfen  worden,  ob  die  Dum-Dum-Geschosse 
nicht  schon  durch  die  Petersburger  Deklaration  verboten  waren. 

M6rignhac  *)  gibt  zu,  dass  sie  keine  „mattere  explosible,  fulminante  ou 
inflammable"  enthielten;  aber  man  könnte  versucht  sein,  sie  wegen  ihrer 
von  Bruns  geschilderten  —  aber  doch  nur  bei  gewissen  Voraussetzungen 
eintretenden  —  Sprengwirkungen  mit  den  „balles  explosibles"  auf  eine 
Stufe  zu  stellen  („assimiler)". 

Indes  Merignhac  selbst  gibt  zu,  dass  der  Text  der  Deklaration  selbst 
ein  formliches  Verbot  der  Dum-Dum-Geschosse  nicht  enthält  und  meint 
dann  schliesslich:   „elles  rentrent  du  moins  dans  son  esprit". 

So  ist  es  in  der  Tat.  Bis  jetzt  war  aus  der  Idee  der  Petersburger 
Deklaration  nur  ein  einziges  konkretes  Rechtsverbot  geformt  worden,  und 
man  stand  nun  im  Haag  vor  der  Frage,  ob  diese  spezialisierende  Kodi- 
fikation fortgeführt  und  insbesondere  auch  gegen  die  Dum-Dum-Geschosse 
im  weitesten  Sinn  gerichtet  werden  solle. 

Auch  Bruns  hatte  wohl  erklärt:  Solide  Bleigeschosse  sind  Explosiv- 
geschosse geworden2);  aber  er  wusste,  dass  sie  trotzdem  nicht  schon  durch 
das  Verbotsgesetz  der  Petersburger  Deklaration  getroffen  waren,  sondern 
erst  eigens  verboten  werden  müssten.8) 

§  109. 
Der  Haager  Beschluss  in  der  Geschossfrage. 

Man  fürchtete,  dass  der  englische  Vorgang  Nachahmung  finden  würde, 
um  für  die  anscheinend  unabweisbar  weitere  Verkleinerung  des  Kalibers 
auf  etwa  6  mm  einen  Ausgleich  zu  finden.  Denn  bei  den  künftigen  Ent- 
scheidungsschlachten der  Massenheere,  so  meinte  auch  Bruns,  werde  vor- 
aussichtlich die  überlegene  Treffsicherheit  auf  weite  Entfernungen,  also 
die  grösstmögliche  Rasanz  den  Ausschlag  geben.4) 

Was  beschloss  nun  die  Haager  Konferenz? 

Zunächst  lehnte  sie  aus  Gründen,  die  ich  unten  im  §  110  ff.  entwickeln 
werde,  den  russischen  Antrag,  dass  das  Militärgewehr  unter  das  Kaliber 
67a  mm  nicht  mehr  herabgehen  dürfe,  ab. 

Der  Antrag  war  lediglich  aus  Budgeterwägungen  gestellt  worden. 
Tatsächlich  wäre  aber  mit  der  Annahme  dieses  Antrags  auch  das  Bedürf- 
nis, durch  Vorrichtungen  zur  Erhöhung  der  Verwundungsfähigkeit  einen 
Ausgleich  zu  suchen,  in  gewisse  Grenzen  gewiesen  worden. 

')  La  conf.  intern,  de  la  paix,  p.  86. 

a)  Vgl.  oben  S.  511. 

•)  Vgl.  a.  a.  0. 

*)  Vgl.  Bruns,  Hohlspitzengeschosse  S.  30. 
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Um  so  mehr  wurde,  nachdem  die  Kaliberentwicklung  freigegeben  war, 
die  Humanitätsfrage  selbständig  gestellt  und  ein  Verbot  der  verwundung- 
steigernden Geschossvorkehrungen  ins  Auge  gefasst.  Das  bedeutete  dann 
wohl  bis  zum  gewissen  Grad  eine  indirekte  Festlegung  des  Kalibers.  Denn 
dass  es  dem  Kleinkaliber  schliesslich  doch  an  der  nötigen  Wirkung  fehle, 
darüber  schienen  sich  mit  Ausnahme  des  türkischen  Vertreters l)  wohl  alle 
Bevollmächtigten  vollkommen  klar  zu  sein.2)  Erweist  sich  dann  aber  an- 
gesichts des  Verbots  der  wundensteigernden  Geschossvorkehrungen,  also  an- 
gesichts der  Unmöglichkeit  eines  Ausgleiches,  das  weitere  Herabgehen  im 
Kaliber  als  unmöglich,  so  hört  eben  die  Verkleinerung  von  selbst  auf. 

Und  was  tat  die  Konferenz  gegen  die  verwundungsteigernden  Ge- 
schossvorkehrungen ? 

Zunächst  sprach  sich  die  Mehrheit  der  Unterkommission  gegen  Eng- 
land dahin  aus,  dass  man  in  der  Humanitätsfrage  keinen  Unterschied 
zwischen  gesitteten  und  wilden  Völkerschaften  machen  dürfe,  dass  also 
auch  die  letzteren  gegen  verwundungsteigernde  Geschosse  zu  schützen  seien. 

Aber  in  dieser  Richtung  kann  der  gute  Wille  der  Konferenz  wegen 
der  Geltungsbeschränkung  der  Deklaration  auf  die  Vertragsmächte  leicht 
erfolglos  bleiben.8) 

Die  neuen  Geschosse  wurden  bekämpft,  weil  sie  die  Wunden  ver- 
schlimmern oder  gar  unheilbar  machen.4)  Man  wollte  an  einem  ganz  be- 
stimmten neuen  Punkt  die  Idee  der  Petersburger  Deklaration  praktisch  ge- 
stalten, dass  es  genüge,  den  Soldaten  kampfunfähig  zu  machen,  dass  es 
aber  unerlaubt  sei,  ihn  zu  verstümmeln  oder  zu  töten.5)  Der  englische 
Vertreter  erklärte  zwar  wiederholt,  dass  man  in  England  die  Petersburger 
Deklaration  beobachte  und  der  nutzlosen  Schmerzsteigerung  entgegentrete, 
wollte  aber  von  dem  vorgeschlagenen  Verbotsgesetz  nichts  wissen. 

Die  Minderheit  suchte  ihr  Ziel  in  mehr  grundsätzlicher  Weise,  die 
Mehrheit  durch  greifbare  Einzelbestimmungen  zu  erreichen. 

Das  erstere  wurde  zunächst  von  dem  österreichischen  und  englischen 
Vertreter  angestrebt,  die  sich  mit  dem  Verbot  von  Geschossen  begnügen 
wollten,  die  unnütz  grausame  Wunden  machen.6) 

Auch  der  amerikanische  Bevollmächtigte  vertrat  diesen  Standpunkt 
und  meinte,  es  könnten  ja  auch  Geschosse  erfunden  werden,  die,  ohne  zu 
platzen,  sich  ausdehnen,  also  sich  ganz  regelrecht  vergrössern.  Warum 
sollten  solche  Geschosse  verboten  werden?  Es  sei  daher  besser,  wenn 
man  Geschosse  verbiete,   welche  unnütz  grausame  Wunden   verursachen. 

Aber  Gilinsky  antwortete :  auch  Geschosse  mit  regelrechter  Ausdehnung 
können  unnütz  grausame  Wunden  verursachen.7) 

Als   man  weiter  einwandte,   das  Verbot  unnützer  Schmerzbereitung 


*)  Vgl.  oben  S.  484. 

a)  Vgl.  z.  B.  Gilinsky  oben  S.  482  und  White  oben  S.  495. 

8)  Vgl.  oben  S.  462. 

4)  Vgl.  Künzli  und  Den  Beer  Poortugael  oben  S.  479. 

ö)  Vgl.  a.  a.  0.  und  S.  488. 

6)  Vgl.  oben  S.  482  f. 

7)  I.  79.    Vgl.  oben  S.  493. 
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ergebe  sich  ja  schon  aus  der  Petersburger  Deklaration,  dehnte  Crozier 
seinen  Antrag1)  auch  auf  das  Verbot  von  Geschossen  aus,  welche  die  für 
die  Ausserkampfsetzung  notwendige  Grenze  überschreiten.2) 
Aber  auch  das  war  nur  eine  Idee  aus  der  Petersburger  Deklaration.3) 
Mit  dieser  Fassung  wollte  also  eine  mehr  grundsätzliche  Lösung 
gegeben  werden;  die  Gegner  aber  erklärten,  mit  solcher  Allgemeinheit, 
die  hinter  der  Petersburger  Deklaration  zurückbleibe,  indem  die  letztere 
aus  ihrer  Idee  doch  wenigstens  ein  konkretes  Rechtsverbot  gearbeitet  habe, 
sei  überhaupt  nichts  juristisch  Brauchbares  gewonnen ;  und  die  erdrückende 
Mehrheit  wollte  daher  von  einer  derartigen  Ordnung  um  so  weniger  etwas 
wissen,  als  das,  was  die  Minderheit  anstrebte,  ja  bereits  im  KGB.  Art.  23  lit.  e 
verwirklicht  worden  war. 

Wie  konnte  nun  aber  das  Verbot  der  Verwundungsteigerung  konkret 
am  Geschoss  eingehängt  werden  und  im  Geschossverbot  klare  Gestaltung 
gewinnen?  Welche  Geschosse  kamen  da  nach  dem  Stand  der  Technik  in 
Betracht  ? 

Der  schweizerische  Antrag  hatte  augenscheinlich  mehr  die  Hohl- 
spitzen- und  verwandten  Geschosse  im  Auge :  die  Vollmantelgeschosse,  die 
einen  Hohlraum  haben  oder  durchlöchert  resp.  auch  abgefeilt  sind.4) 

Dieser  Antrag  wurde  aber  zugunsten  des  russischen  Antrags  zurück- 
gezogen.5) Wir  dürfen  wohl  annehmen,  dass  man  die  Absicht  der  Schweiz 
in  der  russischen  Fassung  mit  verwirklicht,  ja  besser  verwirklicht  sah. 
Ausgesprochenermassen6)  galt  der  russische  Antrag  für  bestimmter. 

Die  Fassung  des  russischen  Antrags  ging  von  Anfang  an  auf  ein  Ver- 
bot der  Verwendung  von  Geschossen,  deren  Mantel  den  Kern  nicht  ganz 
umhüllt  oder  mit  Einschnitten  versehen  ist  und  überhaupt  von  Geschossen, 
die  sich  leicht  im  menschlichen  Körper  ausdehnen  oder  plattdrücken.7) 

An  erster  Stelle  waren  hier  also  die  im  Jahre  1898  in  Tübingen 
versuchten  und  die  wirklichen  Dum-Dum-Geschosse  getroffen,  aber  man 
beschränkte  sich  nicht  auf  diese  technische  Eigenart,  sondern  suchte  auch 
andere  Konstruktionen  zu  treffen,  indem  man  das  Prinzip  herausschälte, 
und  überhaupt  alle  Geschosse  verbot,  die  sich  im  mensch- 
lichen Körper  leicht  ausdehnen  oder  plattdrücken. 

Auf  Ausdehnung  oder  Plattdrückung,  also  auf  Formveränderung, 
laufen  nun  auch  in  der  Tat  alle  bisherigen  technischen  Versuche  hinaus. 

Das  „Facilementu  weist  darauf  hin,  dass  Geschosse,  die  allerdings 
nur  ausnahmsweise  einmal  ihre  Form  verändern,  nicht  getroffen  werden 
wollen,  sondern  nur  Geschosse,  die  ihrer  ganzen  Konstruktion  nach 
darauf  berechnet  sind,   dass  sie  bei  ihrem  Eintritt  in  den  menschlichen 


')  Verbot  von  Geschossen,  welche  unnütz  grausame  Wunden   machen,   wie  die 
Sprenggeschosse  aus  Handfeuerwaffen. 
*)  Vgl.  oben  S.  487. 

3)  Vgl.  oben  S.  154. 

4)  Vgl.  oben  S.  480f. 

5)  Vgl.  oben  S.  481 . 
•)  Vgl.  oben  S.  481. 
7)  Vgl.  oben  S.  480. 
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Körper  die  Form  ändern,1)  also  auf  mechanischem  Weg  Sprengwirkungen 
erzielen,  wie  sie  1868  auf  chemischem  Wege  befürchtet  wurden,8) 

Mounier  wäre  zufrieden  gewesen,  wenn  man  lediglich  ein  Prinzip 
festgelegt  hätte  durch  ein  Verbot  der  Geschosse,  die  sich  ausdehnen.8) 
Aber  Coanda  wünschte  dabei  noch  ein  eigenes  Verbot  der  Mantelentblössung.*) 
Und  demgemäss  entschied  man  sich. 

Die  schliesslich  von  dem  russischen,  französischen  und  rumänischen 
Vertreter  vereinbarte,5)  und  dann  auch  beschlossene  Fassung  zeigt  das 
Prinzip  an  der  Spitze  und  erwähnt  die  Bleispitzengeschosse, 
und  zwar  ohne  Rücksicht  auf  den  Umfang  der  Mantelent- 
blössung, sowie  die  Geschosse  mit  Manteleinschnitten  nur 
erläuterungs-  und  beispielsweise  als  eine  species  der  ver- 
botenen Geschosse. 

Der  Konferenzbeschluss  oder  die  dritte  Erklärung  lautet  demnach : 

„Die  vertragschliessenden  Mächte  unterwerfen  sich  dem  Verbote,  Geschosse 
zu  verwenden, 
die  sieh  leicht  im  menschliches  Kftrper  ausdehnen  oder  plattdrücken 

derart  wie 
die  Geschosse  mit  hartem  Mantel,  der  den  Kern  nicht  ganz  um- 
hüllt oder  mit  Einschnitten  versehen  ist* 

Mantelentblössung  und  Einschnitt  sind  nur  exemplificatorischer  Natur.6) 

Durch  die  Wahl  der  Beispiele,  welche  das  Prinzip  anschaulich  machen 
sollen,  sind  vor  allem  die  Dum-Dum  und  die  im  Jahre  1898  in  Tübingen 
versuchten  Geschosse  verboten,  denn  bei  diesen  umhüllt  der  harte  Mantel 
nicht  den  ganzen  Kern,  sondern  schneidet  nach  vorn  ab  und  lässt  eine  Öffnung. 
Auf  die  Grösse  derselben  kommt   es  für  die  Deklaration  weiter  nicht  an. 

Sodann  verbieten  sich  durch  diese  Erläuterung  die  Geschosse  mit 
Manteleinschnitten.*) 

Im  ersten  Fall  handelt  es  sich  um  ganz,  hier  um  teilweis  offene  Stellen, 
welche  das  Ausspritzen  des  Bleis  ermöglichen. 

Damit  haben  wir  denn  auch  wieder  das  an  die  Spitze  gestellte  Prinzip: 

Die  Geschosse  dürfen  nicht  so  konstruiert  sein,  dass  sie  sich  leicht 
im  Körper7)  ausdehnen  oder  plattdrücken. 

Es  macht  keinen  Unterschied,  ob  die  Mantelspitze  abgefeilt  ist  oder 
aus  einem  anderen  Grunde  fehlt,  ob  die  Mantelentblössung  gross  oder  klein 
ist,  ob  Öffnung,  Einschnitt  oder  Einlochung  vorliegt.  Denn  alle  diese  Kon- 
struktionen wollen  nur  für  den  Austritt  des  Bleis  die  Brücke  schlagen. 

Deshalb  sind  in  Wahrheit  aber  auch  die  Hohlspitzengeschosse  mit 
getroffen,  auf  welche  ja  wohl  die  erläuterungsweise  angeschlossenen  Konstruk- 
tionseigentümlichkeiten nicht  passen,  welche  aber  doch  nur  durch  Aus- 
dehnung verwundungsteigernd  wirken  sollen.8) 

*)  So  auch  Albert  Zorn,  Kriegsmittel  S.  31,  32. 
2)  a.  a.  0.  S.  34. 
»)  Vgl.  oben  S.  482. 
4)  Vgl.  oben  S.  482. 
a)  Vgl.  oben  S.  482. 
6j  Albert  Zorn,  Kriegsmittel  S.  31. 

7)  Wie  die  Wirkung  auf  Holz,  Stein,  Wasser  u.  s.  w.  ist,  worüber  die  BrunsscheB 
Untersuchungen  gleichfalls  Aufklärung  geben,  kommt  nicht  in  Betracht 
•)  Vgl.  auch  Albert  Zorn,  Kriegsmittel  S.  30,  32. 
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Nach  der  Fassung  kommt  es  auch  nicht  darauf  an,  ob  die  Geschoss- 
ausdehnung sich  vollzieht  durch  Platzen  oder  durch  regelrechte  Erweiterung, 
mit  welch  letzterer  man  indes  vorerst  noch  nicht  zu  rechnen  hat1) 

Bei  der  Brunsschen  Fassung  wäre  es  noch  möglich  gewesen,  das 
Verbot  durch  äuss erste  Verdünnung  zu  umgehen,1)  und  auch  Cr o zier 
hatte  geglaubt,  dass  man  durch  Mantelverdünnung  an  der  Deklaration 
vorbeikomme.8)  Die  Haager  Fassung  schliesst  aber  auch  das  aus.  Denn 
wenn  die  Mantelverdünnung  so  durchgeführt  ist,  dass  beim  Eintritt  in  den 
Körper  der  Mantel  reissen  oder  springen  muss  und  das  Blei  heraus  tritt, 
das  sich  dann  natürlich  ausdehnt  oder  plattdrückt,  so  ist  sie  untersagt.4) 

Man  warf  der  jetzigen  Fassung  vor,  dass  das  Verbot  sich  auf  Kon- 
struktionseigentümlichkeiten festlege.6) 

Aber  die  letzteren  sind  nur  erläuterungs-  und  beispielsweise  angegeben 
(„derart  wie")  und  treffen  die  bis  jetzt  am  meisten  bekämpfte  Art  von 
Geschossen. 

Der  Schwerpunkt  liegt  aber  in  dem  Prinzip,  welches  auf  Betreiben 
der  Franzosen  in  richtigem  Takt  an  die  Spitze  gesetzt  ist.  Wie  die  Ver- 
treter der  Mehrheit  richtig  betonten,  stellt  die  Wendung:  „Geschosse, 
die  sich  leicht  im  menschlichen  Körper  ausdehnen  oder 
plattdrücken/  ein  der  modernen  Technik  abgelauschtes  Prinzip  und 
nicht  bloss  eine  alleinstehende  Gruppe  oder  nur  einen  einzelnen  Fall,  sie 
stellt  nicht  blosse  Konstruktionseigentümlichkeiten  oder  Einzelheiten  dar. 

Wenn  der  amerikanische  Bevollmächtigte  meinte,  die  Technik  würde 
für  weitere  Kaliberminderungen  schon  einen  andern  Ausgleich  finden  und  an 
den  Verboten  vorbei  kommen,  so  erklärten  andernteils  die  Vertreter  der 
Majorität  mit  Recht:  das  müsse  abgewartet  und  könne  gegebenen  Falles 
dann  noch  unter  Verbot  genommen  werden. 

Man  dachte  offenbar,  es  ist  besser,  man  trifft  die  bereits  zutage  ge- 
tretenen Geschossexzesse  durch  genaue  Bestimmungen  und  in  Wirklichkeit, 
als  man  fasst  auch  alles  Mögliche  und  Zukünftige  ins  Auge  und  hat  schliess- 
lich nichts  in  der  Hand. 

Im  übrigen  stand  die  Konferenz  vor  der  Frage :  soll  man  die  schon  im 
KGB.  Art.  23  lit.  e 6)  als  Verbot  formulierte  Idee  der  Petersburger  Dekla- 
ration nur  einfach  wiederholen,  oder  in  konkreter  Nutzanwendung  dieser 
Idee  klare  und  einwandfreie  Spezialvorschriften  erlassen.  Man  stand  vor 
einem  entweder  —  oder.  Mahan  formulierte  es  folgendermassen :  Ist  es 
besser,  einen  allgemeinen  Grundsatz  anzunehmen  oder  über  Einzel- 
heiten abzustimmen?7) 

Nur  das  letztere  konnte  einen  Fortschritt  bedeuten. 

Allerdings  klingt  einmal  eine  Wendung  so,   als  ob  man  zufrieden 


>)  Vgl.  oben  S.  490,  493. 

*)  Vgl.  oben  S.  512. 

8)  Vgl.  oben  S.  490. 

*)  So  auch  Albert  Zorn,  Kriegsmittel  S.  28,  3*. 

■)  So  insbesondere  Grozier  oben  S.  490  und  White  S.  494. 

•)  Vgl.  oben  S.  156. 

7)  Vgl.  oben  S.  495. 
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wäre,  wenn  das  SpezialVerbot  der  Deklaration  nur  in  den  Rahmen  des 
allgemeinen  Grundsatzes  der  Petersburger  Deklaration  eingestellt  würde. 

Der  amerikanische  Bevollmächtigte  White  warnte  nämlich  davor, 
einen  besonderen  Geschosstypus  zu  verurteilen,  ohne  zu  gleicher  Zeit  das 
allgemeine  Prinzip  des  Antrags  Crozier  anzunehmen.1) 

Aber  alle  drei  Erklärungen  haben  ja  diesen  Zusammenhang  mit  der 
Petersburger  Deklaration  hergestellt  und  im  übrigen  war  KGB.  Art.  23 
lit.  e  bereits  beschlossen. 

Allerdings  ist  die  Idee  selbst,  wie  sie  in  der  Petersburger  Deklaration 
entwickelt  worden  ist,  weder  in  der  Petersburger  noch  in  der 
Haager  Erklärung  formliches  Verbotsgesetz  geworden.  Und  man  muss 
damit  rechnen,  dass  das  Spezialverbot  der  dritten  Erklärung  leicht  um- 
gangen wird. 

Darin  haben  wir  ganz  unstreitig  den  schwachen  Punkt 
der  dritten  Erklärung. 

In  dieser  Beziehung  hatte  die  Minderheit  recht,  wenn  auch  ihr  eigener 
Gegenantrag  die  noch  viel  grössere  Schwäche  hatte,  dass  er  sozusagen 
alles,  und  deshalb  gar  nichts  packte  und  bereits  im  KGB.  steht. 

Die  Mehrheit  wehrte  sich  allerdings  durch  den  Mund  von  Gilinsky2) 
mit  Recht  gegen  den  Vorwurf,  dass  sie  alles  auf  Konstruktionseigentüm- 
lichkeiten stelle  und  kein  Prinzip  an  die  Spitze  stelle. 

Aber  wie  lautet  dieses  Prinzip?  Geschosse,  die  sich  leicht 
plattdrücken  oder  ausdehnen,  sind  verboten. 

Wenn  die  Geschosse  nun  aber  die  in  so  lebhaften  Farben  geschilderten 
und  bekämpften  scheusslichen  Zerfetzungen  durch  eine  technische  Ver- 
vollkommnung erreichen,  bei  welcher  es  zu  der  angegebenen  Form  Ver- 
änderung nicht  kommt,  so  fallen  sie  eben  nicht  unter  das  Verbotsgesetz. 

Die  Technik  aber  ist  höchst  erfinderisch  und  die  Andeutungen  von 
Crozier  oben  S.  490  sind  höchst  beachtenswert. 

Die  Konferenz  hat  Wert  darauf  gelegt,  sozusagen  zunächst  nur  ein- 
mal die  vorhandenen  Mauslöcher  zu  verstopfen.  Das  ist  auch  unter  allen 
Umständen  ein  Verdienst.  Aber  die  findige  Technik  wird  im  Nu  hundert 
neue  Löcher  gebohrt  haben. 

Wenn  die  neuen  Geschosse  sich  nicht  ausdehnen  oder  plattdrücken, 
so  sind  sie  durch  die  dritte  Erklärung  nicht  verboten,  selbst  wenn  sie 
ganz  augenscheinlich  dem  Geist  der  Petersburger  Deklaration  ins  Gesicht 
schlagen. 

Das  wurde  aus  den  Haager  Verhandlungen  völlig  klar  und  unterliegt 
in  juristischer  Hinsicht  keinem  Zweifel. 

Die  Petersburger  Deklaration  hat  wohl  eine  Idee8)  ausgesprochen 
und  nach  der  Art  von  Motiven  oder  Entscheidungsgründen  an  die  Spitze 
gestellt;  aber  sie  hat  dieser  Idee  doch  nur  eine  gesetzliche  Verwirklichung 


J)  I.  80.    Vgl.  oben  S.  495. 
*)  Vgl.  oben  S.  495. 

3)  Über  diese  Idee   vgl.  oben  S.  154.     Ferner  Ardagh  oben  S.  486  und  Crozier 
oben  S.  489. 
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angedeihen  lassen  im  Rahmen  und  in  der  Beschränkung  der 
nachfolgenden  Rechtsanordnung,  wonach  in  Wirklichkeit 
nur  Sprenggeschosse  aus  Handfeuerwaffen  verboten  wurden. 

Das  hat  sich  in  der  Haager  Erklärung  wiederholt,  wo  wiederum  die 
Idee  selbst  nicht  Verbotsgesetz  geworden  ist. 

Aber  man  wird  auch  sagen  müssen:  Die  Idee  der  Petersburger 
Erklärung  ist  gar  nicht  bestimmt  genug,  um  im  einzel- 
nen Fall  eine  sichere  Auslegung  und  Entscheidung  über  die 
Verbotswidrigkeit  des  Kriegsmittels  zu  ermöglichen  und 
deshalb  auch  noch  nicht  geeignet,  die  Form  eines  recht- 
lichen Verbotsgesetzes  zu  erhalten. 

Nichtsdestoweniger  ist  eine  Wirksamkeit  der  Idee  der  Petersburger 
Deklaration  aber  immerhin  möglich  und  zu  erwarten.  Diese  Idee,  welche 
allerdings  1868  wie  1899  Aufnahme  resp.  Anerkennung  fand,  hat  in  Wirklich- 
keit,  da  es  an  einer  Anordnung  fehlt,  zwar  nur  Resolutionscharakter,  der  noch 
nicht  rechtlich  verpflichtet;  aber  auch  Resolutionen  sind  zu  wirken  be- 
rufen. Nur  richten  sich  diese  vorerst  noch  an  die  freiwaltende  Sittlichkeit 
und  stehen  noch  nicht  im  Rahmen  eines  verbindlichen  Rechts,  der  auch 
insolange  und  insoweit  noch  abzulehnen  ist,  als  das  Urteil  über  das  Idee- 
widrige noch  erheblich  auseinandergehen  muss. 

Übrigens  wäre  es  kaum  anders,  wenn  auch  in  der  Haager  Dekla- 
ration die  Idee  zum  förmlichen  Rechtsverbot  umgeprägt  worden  wäre. 

Das  ist  ja  bekanntlich  geschehen  —  nur  an  anderer  Stelle:  im 
Art.  23  lit.  e  des  KGB.  Darnach  ist  „namentlich  untersagt:  der 
Gebrauch  von  Waffen,  Geschossen  oder  Stoffen,  die  geeignet  sind,  unnötiger- 
weise Leiden  zu  verursachen".1) 

Also  ganz  das,  was  die  Minderheit  gewünscht  hatte! 

Es  wird  sich  übrigens  in  der  Praxis  zeigen,  dass  man  mit  einem 
Rechtsverbot,  das  eben  doch  nur  eine  Idee  enthält,  nicht  weiter  kommt 
als  mit  einer  Resolution. 

Solche  Bestimmungen  sind  nur  zu  oft  lediglich  ein  Schlag  ins  Wasser. 

Die  Brüsseler  Deklaration  hatte  hier  noch  den  Zusatz :  „ainsi  que  l'usage 
des  projectiles,  prohibes  par  la  declaration  de  St.  Petersbowg  de  1868". 

Wie  bereits  erwähnt,3)  wurde  dieser  Zusatz  im  Haag  gestrichen,  weil 
derselbe  zu  einer  ausdehnenden  Auslegung  der  Petersburger  Deklaration 
führen  könnte.  Diese  Begründung  ist  übrigens  wieder  ein  Beweis  dafür, 
dass  die  Idee  der  Petersburger  Deklaration  eben  nur  als  spezielles  Verbot 
der  Explosivgeschosse  Rechtsverbindlichkeit  erhalten  hatte.8) 

Auch  Cro zier  meinte:  Die  Petersburger  Konvention  verbot  diejenige 
Verletzung  des  von  ihr  proklamierten  Grundsatzes,  welche  man  damals 
allein  ins  Auge  fassen  konnte,  nämlich  die  Verwendung  von  Spreng- 
geschossen als  Gewehrkugeln. 


1)  Vgl.  oben  S.  156. 

2)  Oben  S.  156. 

8)  Vgl  oben  S.  154  den  Gesetzestenor. 
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Die  zweite  Kommission  der  Haager  Konferenz  war  weniger  vorsichtig. 
Man  hat  im  Art.  23  lit.  e  eine  Idee  zum  formliehen  Rechtsverbot  geprägt, 
von  dem  man  annahm,  dass  es  über  den  rechtlichen  Anordnungsinhalt 
der  Petersburger  Deklaration  hinaus  zu  wirken  berufen  sein  kann. 

Man  wird  aber  sehen,  dass  ein  derartiges  allgemeines  Rechtsverbot 
alle  Mähe  haben  wird,  nur  seinen  Resolutionswert  zu  behaupten,  und  dass 
die  Idee  der  Petersburger  Deklaration,  trotz  K6B.  Art.  23  lit  e,  eben  doch 
nur  in  der  Form  der  speziellen  und  konkreten  Verbote  eine  wirkliche  Rechts- 
bedeutung haben  wird. 

Man  hat  deshalb  auch  schon  darüber  geklagt,  dass  sich  die  Haager 
Konferenz  mit  drei  Erklärungen  zufrieden  gab.1) 

So  viel  ist  klar,  dass  die  Rechtsentwicklung  hier  am  allerwenigsten 
als  abgeschlossen  angesehen,  aber  die  Fortbildung  nur  in  der  Form  neuer 
konkreter  Verbotsgesetze  gedacht  werden  kann. 

Ich  erkenne  auch  hier  den  Fortschritt  an  und  rede  der  Weiterentwick- 
lung das  Wort  Aber  zum  Schluss  kann  ich  doch  die  Bemerkung  nicht 
unterdrücken,  dass  die  ganze  Waffenhumanisierung,  wie  sie  sich  mit  der 
Petersburger  Deklaration  einleitete  und  im  Haag  ihre  Fortbildung  erfuhr, 
im  allgemeinen  stark  überschätzt  zu  werden  scheint. 

Der  Krieg  ist  und  bleibt  seinem  ganzen  Wesen  nach  ein  grausames 
Handwerk,  der  deshalb  auch  grausame  Wunden  schlägt. 

Die  Frage  aber :  was  sind  Geschosse,  die  unnütz  grausame  Wunden 
verursachen,  klingt  wie  die  Frage  des  Pilatus:  was  ist  Wahrheit? 

K6B.  Art.  23  lit.  e  wird  gleich  beim  ersten  Streitfall  versagen. 

l)  Merignhac,  La  conf  intern,  de  Ja  paix  p.  80.  Ober  die  Verwendung  der  Elektrizi- 
tät hat  Edison  im  englisch-amerikanischen  Konflikt  1895  schon  hochtönende  Ankündi- 
gungen gemacht  (a.  a.  0.  p.  73),  und  es  sind  längst  Kriegsmittelexzesse  in  Sicht  (a.  a,  0. 
79,  82),  welche  wohl  geeignet  wären,  den  Inhalt  künftiger  Deklarationen  zu  bilden. 
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Zweite  Abteilung. 

Die  Wünsche  and  die  Resolution. 


Erster  Abschnitt. 

Die  Frage  des  Eriegsmlttelstillstandes. 

Erstes  Kapitel. 
Die  Gewehr*-  und  Kanonenfrage. 

Erster  Titel. 
Die  Verhandlungen. 

i.  Die  Verhandlungen  der  militärischen  Unterkommission» 

§  HO. 
Die  Generaldebatte  über  die  Gewehr-,  Kanonen-  und  Pulverfrage» 

Wir  treten  jetzt  ein  in  das  Gebiet  der  erfolglosen  Bemühungen. 

Diese  Bemühungen  der  Haager  Konferenz  gehören  weniger  dem  eigent- 
lichen Kriegsrecht  an,  sondern  waren  in  der  Hauptsache  nationalökono- 
mischer Art.1) 

Ziff.  1—4  hatte  zur  Erleichterung  des  Budgets  ein  Verbot  neuerv 
resp.  eine  Einschränkung  bestehender  Kriegsmittel,  sowie  einen  Rüstungs- 
stillstand vorgeschlagen. 

In  dieser  Richtung  hatten  die  Verhandlungen  aber  ein  negatives  Er- 
gebnis und  kamen  über  zwei  Wünsche  und  eine  Resolution  nicht  hinaus. 

An  erster  Stelle  spreche  ich  über  die  Kriegsmittelfrage,  und  zwar 
über  ihre  Behandlung  in  der  militärischen  Unterkommission,  alsa 
mit  Bezug  auf  das  Landheer. 

Sofort  nach  der  Arbeitsverteilung  in  der  Kommissionssitzung,  noch  am 
26.  Mai  1899,  trat  die  erste  Unterkommission  unter  dem  Vorsitz  voi> 
Beernaert  zusammen.8) 

Es  handelte  sich  zunächst  um  die  Stellungnahme  zu  Ziff.  2,  und 
zwar  zu  allererst  um  die  Erörterung  der  grundlegenden  Frage,  welche  der 
Vorsitzende  folgendermassen  formulierte: 

Soll  man  vertragsmässig  auf  den  Gebrauch  jeder  neuen 
Verbesserung  in  der  Kriegskunst  verzichten  und  den  Ge- 
brauch neuer  Feuerwaffen  und  neuer  Sprengstoffe,  sowie 
brisanterer  Pulver  für  Gewehre  und  Kanonen  verbieten? 


*)  Die  Kriegsmittel  verböte ,  welche  durch  die  Humanitfitsidee  veranlasst  wurden 
(vgl.  ü.  83),  sind  in  den  drei  Erklärungen  enthalten.    Vgl.  oben  S.  459  ff. 
*)  II.  56. 
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Dass  sich  im  weiteren  Verlauf  die  Frage  der  Sprengstoffe  zur  zweiten 
Deklaration  aus  wuchs,  ist  oben  S.  469  ff.  ausgeführt  worden.  Diese  Frage 
scheidet  also  nunmehr  aus  der  weiteren  Darstellung  aus. 

Welche  Entwicklung  nahm  aber  die  Waffen-  und  Pulverfrage? 

Zorn1)  hat  recht,  dass  diese  Verhandlungen,  wenn  sie  auch  keine 
juristische  Ausbeute  gaben,   doch  technisch  hoch  interessant  waren. 

Der  frühere  holländische  Kriegsminister  General  Den  Beer  Poortu- 
gael  machte  sofort  das  Bedenken  geltend:  Es  sei  vielleicht  nicht  mög- 
lich, auf  jede  Erfindung  von  vornherein  zu  verzichten.  Denn 
diese  müsse  nicht  notwendig  zu  neuen  Ausgaben,  sondern  könne 
auch  zu  Ersparnissen  fahren.  Immerhin  würden  die  Niederlande  bei 
einer  internationalen  Verständigung  sich  nicht  ausschliessen. 

Am  verwickeltsten  und  bedeutsamsten  war  die  Gewehrfrage, 
welche  dann  auch  die  Unterkommission  am  längsten,  nämlich  4  Sitzungen 
hindurch  beschäftigte.  Bereits  in  der  Generaldebatte  am  26.  Mai  trat  sie 
massgebend  hervor.2) 

Der  russische  Oberst  Gilinsky  gab  jetzt  schon  folgenden  Antrag 
der  russischen  Regierung  bekannt:8) 

In  Erwägung,  dass  das  gegenwärtig  bei  sämtlichen 
Heeren  in  Gebrauch  befindliche  Gewehr  fast  dasselbe 
Kaliber  und  dieselbe  Beschaffenheit  hat,  möge  eine  Zeit 
bestimmt  werden,  innerhalb  welcher  die  gegenwärtig  ein- 
geführten Gewehre  nicht  durch  andere  ersetzt  werden 
dürfen. 

Der  Selbstlader  (fusil  automatique),  so  führte  Gilinsky  aus,  sei  noch 
nirgends  eingeführt.  Der  Antrag  wolle  nicht  Erfindungen  verbieten,  sondern 
nur  für  gewisse  Zeiten  die  jetzige  Grundform  (le  type  actuel)  festlegen, 
ohne  die  Verbesserungen  auszuschliessen,  welche  dieselbe  nicht  wesent- 
lich ändern.  Es  solle  aber  das  jetzige  Gewehr  (fusil  actuel)  nicht  zum 
Selbstlader  umgewandelt  werden  dürfen.  Gilinsky  schloss  seine  Ausführung 
mit  der  Erklärung,  dass  sein  Vorschlag  nur  den  Zweck  verfolge,  neue 
Ausgaben  zu  vermeiden. 

Auf  eine  Anfrage  des  portugiesischen  Kapitän  d'Ayres  d'Ornellas,  ob 
die  Staaten  durch  den  Antrag  nur  auf  die  bereits  fest  eingeführten  Kanonen 
und  Gewehre  festgelegt  werden  sollen  oder  ob  auch  noch  die  Versuchs- 
Gewehre  und  Kanonen  zugelassen  seien,  anwortete Gilinsky:  Im  Augen- 
blick handle  man  nur  über  das  Gewehr  und  da  wolle  der  Antrag  einer 
blossen  Verbesseruug  des  gegenwärtigen  Typus  nicht  im  Wege  stehen.4) 

Vorher  hatte  schon  der  Präsident  Beernaert  dem  portugisesischen 
Vertreter  geantwortet:  er  nehme  an,  dass  nach  dem  Antrag  die  zurück- 
gebliebenen Staaten  (les  nations  arrilräes [!])  sich  überhaupt  auf 
den  Standpunkt  der  anderen  noch  hinaufarbeiten  dürfen.6) 

*)  „Im  neuen  Reich"  S.  325. 

2)  Das  stellte  auch  der  Bericht  fest  IL  16. 

8)  II.  56. 

4)  a.  a.  O. 

ß>>  a.  a.  O. 
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Das  ging  über  das  hinaus,  was  Portugal  wünschte. 

Gilinsky  hatte  sich  in  seiner  vorerwähnten  Antwort  dahin  geäussert, 
„das  Gewehr  sei  in  allen  Heeren  fast  das  gleiche*  („ä  peu  pr6s  le  mömea). 

d'Ayres  d'Ornellas  gab  das  für  die  europäischen  Heere  zu,  aber 
er  meinte:  Das  Kaliber  ist  verschieden,  denn  dieses  variiert 
zwischen  6  und  8  mm.1) 

Mit  diesem  Hinweis  auf  das  Kaliber  war  der  Hauptpunkt  der  modernen 
Geschossfrage  getroffen,2)  der  nun  auch  nicht  mehr  aus  den  Verhand- 
lungen verschwand. 

Nachdem  sich  der  Präsident  dahin  geäussert  hatte,  man  könne  viel- 
leicht eine  Fassung  wählen,  welche  das  Minimum  des  Kalibers 
festlege,8)  regte  Den  Beer  Poortugael  die  erste  Redaktion  an, 
indem  er  folgenden  Antrag  stellte: 

Die  Grundformen  des  Gewehrs  (les  types  des  fusils)  sollen  dieselben  bleiben 
und  das  Kaliber,  das  bereits  bei  6,  7  und  8  mm  angelangt  ist,  bleibt  festgelegt.4) 

Der  amerikanische  Kapitän  Crozier  zog  nunmehr  auch  die  Pulver- 
frage in  die  Prinzipiendebatte  hinein:5) 

Die  Anregung  des  russischen  Rundschreibens,  den  Gebrauch  brisanterer  Pul- 
ver zu  verbieten,  kann  —  so  führte  Crozier  aus  —  in  einer  Beziehung  das  Gegenteil 
von  dem  erreichen,  was  Russland  beabsichtigt. 

Geht  man  davon  aus,  dass  ein  brisanteres  Pulver  das  Pulver  ist,  welches 
einem  Geschoss  von  gegebenem  Gewicht  eine  grössere  Geschwindigkeit,  oder  einem 
schweren  Geschoss  die  gleiche  Geschwindigkeit  verleiht,  so  beruht  die  Brisanz  im 
Verhältnis  des  Gasvolumens,  welches  durch  die  Verbrennung  entsteht.  Nun  könnte 
man  möglicherweise  ein  Pulver  herstellen,  welches  bei  niedrigerer  Verbrennungs- 
temperatur ein  grösseres  Gasvolumen  liefert  und  daher  durchschlagender  ist  als 
eines  der  jetzigen  Pulver  und  das  doch  wegen  der  geringeren  Erhitzung  das  Ge- 
wehr weniger  angreift,  also  auch  besser  erhält. 

Das  Verbot  solcher  Pul  7er  würde  also  eine  ökonomische 
Schädigung  bedeuten,  indem  es  einer  Minderung  der  militä- 
rischen Ausgaben  entgegentreten  würde. 

Diese  Ansicht  hatte  ja  auch  schon  Den  BeerPoortugael  bezüg- 
lich der  Erfindungen  überhaupt  vertreten.     Vgl.  oben  S.  526. 

Crozier  schloss  daher:  Diese  Bemerkungen  gelten  nicht 
bloss  für  das  Gewehr  und  wollen  nur  die  Bemerkungen  des  Präsidenten  be- 
stätigen, dass  es  sich  empfehle,  vorerst  über  die  einfacheren  Fragen  einig  zu 
werden   und  die  schwierigen  Fragen  auf  später  zu  verschieben. 

Im  übrigen  sei  hier  zur  Pulverfrage  vorgreifend  noch  kurz  folgendes 
bemerkt. 

In  der  zweiten  Sitzung  der  militärischen  Unterkommission  am  29.  Mai, 
nachdem  bezüglich  der  Kanonen  das  Neuerungsverbot  niedergestimmt  war, 
wurde  noch  einmal  die  Pulverfrage  gestellt.6) 

Aber  die  anwesenden  Bevollmächtigten  erklärten  sich 
einstimmig  für  die  vollständige  Freiheit  ein  es  jeden  Staates, 
ein  neues  Schiesspulver  einführen  zu  dürfen.7) 


l)  II.  56. 

*)  Vgl.  oben  S.  498  ff. 

*)  IL  57,  17. 

*)  a.  a.  0. 

ß)  II.  57.  Vgl.  auch  den  Bericht  IL  13. 

•)  II.  64. 

7)  IL  64  Vgl.  auch  den  Bericht  IL  13. 
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Im  folgenden  haben  wir  uns  somit  nur  noch  mit  der  Gewehr-  und 
Kanonenfrage  zu  beschäftigen. 

i.  Die  Gewehrfrage. 

§  111. 
Das  grundsätzliche  Neuerungsverbot* 

Noch  in  der  bereits  erwähnten  Sitzung  der  Unterkommission  am 
26.  Mai  nach  der  Generaldebatte,  bei  welcher  die  Notwendigkeit  bestimmt 
formulierter  Anträge  deutlich  hervortrat,  kam  es  bezüglich  der  Gewehr- 
frage, die  allein  eine  antragsmässige  Fassung  gefunden  hatte,  zu  einem 
weiteren  Meinungsaustausch. 

Zunächst  wurden  folgende,  zum  Teil  rein  persönliche  Erklärungen 
der  Vertreter  abgegeben  *) : 

Deutschland. 

Die  Frage  wird  schwer  zu  lösen  sein.  Wir  sind  bereit,  uns  an  den  Ver- 
handlungen zu  beteiligen  und  alles  ad  referendum  zu  nehmen,  haben  aber  keine 
Anträge  zu  stellen. 

Die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika.2) 

Nach  der  Meinung  des  Kapitän  Grozier  wünschen  die  Vereinigten  Staaten 
sich  nicht  zu  binden,  für  den  Fall,  dass  neue  Erfindungen  kommen,  die  es  sich 
zur  Aufgabe  setzen,  die  Wirksamkeit  der  militärischen  Waffen  zu  erhöhen,  wenn 
auch  ein  Grund  zur  Änderung  gegenwärtig  nicht  vorliegt. 

Österreich-Ungarn. 

Wie  der  deutsche  Vertreter,  so  kann  auch  ich  nur  eine  Verhandlung  ad 
referendum  annehmen,  bbrigens  könnte  die  Österreich-ungarische  Vertretung  dem 
Vorschlag  beistimmen,  für  einige  Zeit  an  dem  gegenwärtigen  Gewehr  nichts  zu 
ändern.  Aber  die  Bestimmung,  welches  das  „fusil  actueT  sei,  dürfte  schwer 
zu  treffen  sein.  Wenn  man  weiter  dabei  die  Verbesserung  des  Gewehres  zulässt,  so 
muss  bemerkt  werden,  dass  eine  selbst  leichte  Verbesserung  den  Charakter  der 
Waffe  vollständig  ändern  kann.  Es  wird  daher  sehr  schwierig  sein,  hier  feste 
Grenzen  zu  setzen.  Man  müsste  weiter  wissen,  wie  bereits  der  Vertreter  von 
Portugal  betont  hat,  ob  als  gegenwärtiges  Gewehr  auch  das  blosse  Versuchsgewehr 
(, fusil  en  etude")  anzusehen  sei. 

Belgien. 

Graf  v.  Grelle  Rogier  erklärt,  dass  er  die  Fassung  von  Den  Beer  Poor- 
tugael  betr.  die  Wahl  des  Kalibers  (6,  7,  oder  8)  annehmen  kann. 

Dänemark. 

Ich  habe  von  meiner  Regierung  keine  Instruktion.  Nach  meiner  persön- 
lichen Meinung  wird  Dänemark  sein  jetziges  Gewehr  in  den  nächsten  10  Jahren 
nicht  ändern.    Aber  man  muss  frei  sein  in  der  Verbesserung  der  Munition  u.  s.  w. 

Spanien. 

Spanien  schliesst  sich  grundsätzlich  der  Ansicht  des  Österreich-ungarischen 
Vertreters  an  und  kann  den  Antrag  GUinsky,  aber  freilich  auch  nur  mit  Be- 
schränkung auf  das  Gewehr,  annehmen. 

Frankreich. 

Der  französische  Vertreter  regt  an,  durch  genaueste  Fassung  nach  Möglich- 
keit die  Grenze  der  Veränderungen,  Verbesserungen  oder  Umwandlungen  sowohl 


*)  IL  57  ff. 

*)  Das  Votum  wurde  in  englischer  Sprache  abgegeben. 
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beim  Gewehr  wie  bei  der  Munition,  die  ja  nicht  getrennt  werden  können,  zu  be- 
stimmen. 

England. 

Sir  John  Ardagh  hat  keinen  Antrag  in  der  Gewehrfrage  zu  stellen  und  nimmt 
die  Entscheidung  der  Unterkommission  ad  referendum. 

Italien. 

Nach  General  Zuccari  hat  der  russische  Antrag  zur  Voraussetzung,  dass 
sich  das  Gewehr  der  verschiedenen  Staaten  nur  sehr  wenig  unterscheidet.  Andere 
Vertreter  haben  aber  schon  bemerkt,  dass  dieser  Unterschied  nicht  so  gering  ist; 
in  Wirklichkeit  ist  er  ziemlich  gross.  Der  General  Zuccari  wäre  in  der  Lage, 
der  französisch-österreichischen  Anregung  zu  folgen;  aber  wenn  man  nicht  vor- 
her die  hauptsächlichen  Bestimmungsverhältnisse  der  Waffe,  das  Modell  des  Gewehrs, 
klar  umschreibt,  wird  eine  Verständigung  sehr  schwer  werden. 

Japan. 

Die  japanische  Vertretung  ist  bereit,  die  Beschlüsse  der  Kommission  ad 
referendum  zu  nehmen,  vorausgesetzt,  dass  eine  klare  und  bestimmte  Fassung 
der  zur  Erörterung  stehenden  Frage  vorgelegt  werden  kann,  wie  das  schon  die 
Bevollmächtigten  von  Osterreich,  Frankreich  und  Italien  hervorgehoben  haben. 

Holland. 

Die  holländische  Regierung  kann  den  russischen  Antrag  bezüglich  der  Ge- 
wehre annehmen. 

Persien. 

Überzeugt,  dass  die  russischen  Vorschläge  durchaus  menschenfreundlich  sind, 
stimmt  Persien  bei  und  unterstützt  die  russische  Anregung,  sich  versuchsweise  auf 
ein  Gewehrsystem  für  5  oder  6  Jahre  festzulegen. 

Portugal. 

Ad  referendum. 

Portugal  schliesst  sich  der  von  Österreich-Ungarn  vertretenen  und  auch  von 
Frankreich  und  Italien  geteilten  Auffassung  an,  dass  die  technischen  Grundver- 
hältnisse des  Gewehres,  die  für  eine  bestimmte  Zeit  unverändert  bleiben  sollen, 
genau  umschrieben  werden  müssen. 

Rumänien. 

Die  rumänische  Regierung  steht  dem  russischen  Antrag  sehr  sympathisch 
gegenüber.  Denn  derselbe  will  auf  dem  Weg  internationaler  Verständigung  und 
nur  für  eine  bestimmte  Periode  die  vollendeten  G e wehr mod eile,  die 
zur  Zeitbei  den  meisten  europäischen  Heeren  eingeführt  sind, 
festlegen,  um  der  zerstörenden  Konkurrenz,  die  sich  durch  die 
periodischen  und  häufigen  Gewehrverbesserungen  in  den  ver- 
schiedenen Staaten  ergibt,  eine  Grenze  zu  setzen. 

Die  königliche  Regierung  stimmt  somit  jeder  klaren  uüd  praktischen  Lösung 
zu,  die  geeignet  ist,  der  von  Gilinsky  namens  der  russischen  Regierung  vertretenen 
Idee  gerecht  zu  werden. 

Vorerst  kann  ich  aber  den  zur  Gewehrfrage  geäusserten  Wunsch  nur  ad 
referendum  nehmen. 

Russland. 

Festsetzung  einer  Zeit  von  10—5  Jahren,  innerhalb  welcher  die  jetzigen 
Dienstgewehre  nicht  durch  andere  Modelle  ersetzt  werden  dürfen.  Es  ist  fest- 
gestellt, dass  der  Selbstlader  im  Augenblick  noch  nicht  über  das  Vorbereitungsstadium 
hinausgekommen  und  noch  nirgends  angenommen  ist.  Die  Verbesserung  der  gegen- 
wärtigen Modelle  ist  nur  unter  der  Bedingung  zulässig,  dass  die  Grundform  (type 
fundamental)  nicht  geändert  wird. 

Serbien. 

Der  serbische  Bevollmächtigte  erklärt,  dass  Serbien  in  Anbetracht  dessen, 
dass   es   augenblicklich  noch   ein  veraltetes   Gewehrsystem   hat  und  dass  es  auf 
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dem  Punkt  steht,  dasselbe  durch  ein  modernes  Modell  zu  ersetzen,  seinerseits  dem 
Antrag  des  russischen  Bevollmächtigten  nicht  wird  zustimmen  können. 

Siam. 

Namens  der  Regierung  von  Siam  tritt  Phya  Suriya  vollständig  dem  russischen 
Antrag  bei,  dass  für  eine  bestimmte,  noch  festzusetzende  Anzahl  von  Jahren  die 
Gewehre,  welche  augenblicklich  in  jedem  Staat  in  Gebrauch  sind,  nicht  geändert 
werden  sollen. 

Schweden  und  Norwegen. 

Ich  schliesse  mich  ad  referendum  der  Ansicht  an,  welche  der  Bevollmäch- 
tigte von  Österreich-Ungarn  zur  Gewehrfrage  geäussert  hat 

Schweiz. 

Der  Vertreter  der  Schweiz  nimmt  die  Frage  ad  referendum.  Er  glaubt,  dass 
seine  Regierung  einem  Abkommen  betreffend  das  Gewehr  beitreten  wird,  wenn 
man  eine  bestimmte  und  klare  Fassung  findet. 

Türkei. 

Abdullah  Pascha  vermisst  die  feste  Grenze  für  die  Zulässigkeit  von  Gewehr- 
verbesserungen und  macht  daher  dieselben  Vorbehalte  wie  der  Vertreter  von 
Österreich. 

Bulgarien. 

Festsetzung  einer  Zeit  von  5-10  Jahren,  während  welcher  die  gegenwärtig 
im  Dienstgebrauch  befindlichen  Gewehre  nicht  durch  andere  Modelle  ersetzt  werden 
dürfen. 

Die  Verbesserungen  der  gegenwärtigen  Gewehrmodelle  werden  unter  der 
Bedingung  zugelassen,  dass  die  Grundform  nicht  geändert  wird. 

Es  ist  festgestellt,  dass  der  Selbstlader  noch  nicht  über  das  Vorbereitungs- 
stadium hinausgekommen  ist. 

Der  Präsident  hob  nunmehr  die  grosse  Schwierigkeit,  zum  Ziel  zu 
kommen,  hervor,  wenn  man  keine  bestimmte  Fassung  vorlege :  Der  Sinn 
des  russischen  Antrags  scheine  dahin  zu  gehen,  dass  neue 
Feuerwaffen  verboten  werden,  aber  jeder  Staat  frei  bleibt, 
noch  die  gegenwärtig  eingeführten  Gewehre  anzunehmen. 

Der  Präsident  schloss  diese  Sitzung  mit  den  Worten: 
Für  die  nächste  Sitzung  braucht  man  bestimmte  und  klare  Fassungen,  damit 
man  sieht,  ob  man  sich  gegenüber  dem  Gewehrtypus  auf  5  Jahre  vertragsmässige 
Beschränkungen  auferlegen  will  und  welche  Veränderungen  bezüglich  der  Munition 
zulässig  bleiben  sollen.  Endlich  erhebt  sich  diese  Frage  in  gleicher  Weise  auch  be- 
züglich der  Kanonen.  Ist  es  angezeigt,  das  Minimum  des  Kalibers,  das  Gewicht 
des  Geschosses  und  die  Anfangsgeschwindigkeit  festzulegen,  die  Zahl  der  Schüsse  in 
der  Minute  zu  beschränken,  die  Petersburger  Deklaration  auf  die  balles  explosives 
ou  dilatables  auszudehnen  und  die  Selbstlader  zu  verbieten?1) 

§  112. 
Die  genaueren  Vorschläge  von  Russland  und  Holland, 

Die  Aufforderung  des  Präsidenten  Beernaert  hatte  gefruchtet. 

Am  Anfang  der  nächsten  (2.)  Sitzung  der  militärischen  Unterkom- 
mission am  29.  Mai  lagen  bestimmt  formulierte  Anträge  von  Russland 
und  Holland  vor.2) 


l)  II.  60.    Vgl.  auch  den  Bericht  II.  17. 
«)  II.  61. 
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I.  Der  vom  Oberst  Grafßarantzew  überreichte  russische  Antrag l) 
hatte  die  Überschrift: 

Bussische  Anträge  betreffend  die  Veränderungen,  Verbesserungen  und 
Umbildungen,  die  während  einer  noch  zu  bestimmenden  Zeit  am  Gewehr 
vorgenommen  werden  können. 

Der  Antrag  selbst  lautete: 

1.  Das  Minimum  des  Gewehrgewichts  ist  4  kg. 

2.  Das  Minimum  des  Kalibers  ist  61/«  mm. 

3.  Das  Minimum  des  Geschossgewichts  ist  nicht  unter  101/«  g. 

4.  Die  Anfangsgeschwindigkeit  ist  nicht  über  720  m. 

5.  Die  Feuergeschwindigkeit  betragt  nicht  über  25  Schüsse  in  der  Minute. 

6.  Es  versteht  sich  voll  selbst,  dass  die  Sprenggeschosse  ebenso  wie  die  Selbst- 
lader verboten  sind. 

Dazu  gab  Barantzew  folgende  Erklärung:  Er  habe  die  Vorlage  mit 
Ermächtigung  seiner  Regierung  gemacht,  die  es  freilich  vorgezogen  haben 
würde,  wenn  man  den  ursprünglichen  Antrag  zugrunde  gelegt  hätte.  Der 
neue  Text  bedeute  ein  Entgegenkommen  gegenüber  einem  Wunsch  der 
Versammlung.2) 

Der  russische  Oberst  Gilinsky  bemerkte:  die  Grundidee  des  Rund- 
schreibens v.  1 898  gehe  auf  eine  mögliche  Beschränkung  der  übertriebenen 
Rüstungen,  welche  auf  allen  Völkern  lasten.  Aus  Rücksicht  auf  die 
Steuerlast  habe  die  russische  Regierung  den  Antrag  gestellt,  dass  jeder 
Staat  das  gegenwärtige  Gewehr  beibehalte  und  neue  durch  eine  Änderung 
hervorgerufene  Kosten  vermeide. 

Die  neue  Fassung,  so  schloss  Gilinsky  seine  Ausführungen,  ändert 
nichts  an  dem  Sinn  der  ersten.3) 

II.  Der  holländische  Antrag,  den  General  Den  BeerPoortugael 
mit  Ermächtigung  seiner  Regierung  ausgearbeitet  hatte,  lautete: 

Die  Staaten  verpflichten  sieb,  bei  ihren  Heeren  und  Flotten  während  5  Jahren, 
gerechnet  vom  Tag  der  Unterzeichnung  dieses  Abkommens,  nur  solche  Gewehre 
einzustellen,  die  gegenwärtig  geführt  oder  geprobt  werden. 

Als  Versuchsgewehre  werden  nur  solche  von  einem  bereits  vertretenen 
Typus  und  einem  Kaliber  von  6— 8  mm  zugelassen. 

Die  erlaubten  Verbesserungen  müssen  derart  sein,  dass  sie  weder  den  Typus, 
noch  das  Kaliber,  noch  die  Anfangsgeschwindigkeit  ändern.4) 

Das  war  im  wesentlichen  der  schon  früher6)  von  Den  Beer  Poortu- 
gael  gestellte  Antrag. 

Der  Antragsteller  bekannte  sich  in  seiner  Erläuternng  zur  Idee  Gilinskys. 
Er  hielt  nur  einen  möglichst  allgemein  gehaltenen  Znsatz  für  notwendig, 
wodurch  kleine  Verbesserungen  ohne  Veränderung  des  gegenwärtigen  Typus 
erlaubt  würden.  Ein  Einverständnis  könne  hier  um  so  eher  hergestellt 
werden,  als  die  meisten  Staaten  heute  eine  Waffe  hätten,  mit  der  sie  zu- 
frieden sein  könnten  und  die  einen  ähnlichen  Typus  habe.6) 


*)  Vgl.  denselben  IL  61,  sowie  im  Bericht  II.  17. 

8)  a.  a.  0. 

8)  II.  a.  a  0. 

*)  IL  61,  17. 

5)  Vgl.  oben  S.  527. 

•)  IL  61. 
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Der  Präsident  Beernaert  leitete  die  Verhandlung  über  die  beiden 
Anträge  durch  die  Feststellung  ein,  dass  der  massgebende  Grundgedanke 
in  beiden  Anträgen  gleich  sei.  Der  russische  Antrag  sei  nur  genauer, 
der  holländische  dagegen  in  dem  Sinn  allgemeiner,  als  er  nichts  näheres 
über  Kaliber,  Anfangsgeschwindigkeit,  Kugelgewicht  u.  s.  w.  enthalte. 

Die  Sache  erwies  sich  aber  noch  nicht  als  verhandlungsreif;  und  so 
wurde  auf  den  Antrag  des  rumänischen  Bevollmächtigten  Beldiman  be- 
schlossen, dass  die  beiden  Anträge  erst  gedruckt  und  dann  in  der  nächsten 
Sitzung  zur  Verhandlung  gestellt  werden  sollten.1) 

Aber  noch  im  Verlauf  dieser  Sitzung  wurde  durch  die  beschluss- 
mässige  Ablehnung  des  Entwicklungsverbots  in  der  Kanonenfrage2)  eine 
Entscheidung  gefällt,  welche  auch  den  weiteren  Verlauf  der  Gewehrfrage 
bestimmen  musste. 

Nichtsdestoweniger  gingen  die  Bemühungen  in  der  Gewehrfrage  weiter, 
weil  hier  angesichts  eines  vorgeblich  bereits  gleich  guten  Gewehrs  der 
europäischen  Heere  ein  allgemeines  Verbesscrungsverbot  noch  am  ersten 
begründet  erschien. 

Programmmässig  in  der  3.  Sitzung  der  Unterkommission  am  31.  Mai, 
nach  der  Beschlussfassung  über  die  Dum-Dum-Geschosse  (oben  S.  482  ff.), 
kam  man  auf  die  Gewehr  frage  zurück. 

Zunächst  erklärte  der  französische  Bevollmächtigte  Mounier,  dass 
er  bezüglich  der  russischen  Anträge  noch  keine  Instruktion  habe;  und 
dann  suchte  Barantzew  seine  Anträge  noch  einmal  zu  begründen: 

Der  Grundgedanke  der  russischen  Vorschläge  gehe  auf  die  Minderung 
der  Militärausgaben  durch  ein  Abkommen  zur  Erhaltung  des  jetzigen  Ge- 
wehrtypus, wobei  aber  den  rückständigen  Ländern  die  Möglichkeit  einer 
Neubewaffnung  verbleiben  solle.  Man  kehre  besser  zum  ursprünglichen 
russischen  Antrag  zurück.  Denn  die  genaue  Bestimmung  von  Einzelheiten 
in  der  zweiten  auf  Wunsch  der  Unterkommission  vorgenommenen  Fassung 
würde  vielleicht  Vorbesprechungen  erfordern,  die  wenig  Aussicht  auf  Erfolg 
eröffnen.8) 

Der  holländische  General  Den  Beer  Poortugael  stimmte  dem 
bei:  aus  derselben  Erwägung  habe  er  eine  mehr  allgemein  gehaltene 
Fassung  eingebracht.4) 

Nach  einem  Meinungsaustausch  mehrerer  Bevollmächtigter  verkündete 
der  Präsident,  es  sei  eben  eine  Fassung  eingebracht  worden,  die  dem 
russischen  Antrag  mehr  oder  weniger  ähnlich  wäre ;  er  hebe  die  Sitzung 
einstweilig  auf,  um  den  technischen  Vertretern  die  Möglichkeit  einer  Ver- 
ständigung zu  geben.5) 

Nach  Wiedereröffnung  der  Sitzung  wurde  folgende  von  Den  Beer 
Poortugael  vorgeschlagene  und  vonGilinsky  angenommene Kompromiss- 


l)  II.  61  f. 

2j  Vgl.  unten  §  115,  116. 

3)  II.  67. 

4)  a.  a.  0. 
a)  a.  a.  0. 
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Fassung,   die   indes   bezuglich  der  Kanonen  schon  in  der  vorigen  Sitzung 
abgelehnt  worden  war,1)  zur  Abstimmung  gebracht: 

Die  Staaten  verpflichten  sich  in  ihren  Heeren  während  5  Jahren,  gerechnet 
vom  Tag  der  Unterzeichnung  dieses  Abkommens,  nur  noch  solche  Gewehre  zuzu- 
lassen, die  zur  Zeit  eingeführt  sind. 

Die  statthaften  Verbesserungen  müssen  der  Art  sein,  dass  sie  weder  den 
jetzigen  Typus  noch  das  jetzige  Kaliber  ändern.8) 

Der  erste  Redner  war  der  deutsche  Oberst  Gross  v.  Schwär z- 
hoff,  welcher  den  Antrag  für  unannehmbar  erklärte:  Denn  er  gestatte 
Verbesserungen  am  Gewehr,  ohne  eine  klare  und  bestimmte  Abgrenzung 
zu  geben.  Was  seien  Verbesserungen,  die  in  ihrer  Gesamtheit  keinen  neuen 
Typus  begründen?  Welche  Änderung  bleibe  damit  erlaubt,  welche  sei 
untersagt?  Welche  Stelle  entscheide  diese  Fragen?  Im  Zweifelsfalle 
müsste  man,  um  die  Vertragsbestimmungen  getreulich  zu  erfüllen,  das  neue 
Modell  den  Vertragsmächten  mitteilen  und  vor  der  Einführung  ihre  Zu- 
stimmung einholen.  Das  sei  unmöglich  und  deshalb  bedaure  er,  gegen 
den  Antrag  stimmen  zu  müssen.8) 

Diesem  Votum  gegen  den  holländischen  Antrag  schlössen  sich  an: 
Die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  Österreich-Ungarn,  Frankreich,  Eng- 
land,  Italien,  Japan,  Portugal,  Serbien  und  die  Türkei.4) 

Für  den  Antrag  Den  Beer  Poortugael  stimmten :  Dänemark,  Spanien, 
Holland,  Persien,  Russland,  Siam,  Schweden  und  Norwegen,  die  Schweiz 
und  Bulgarien,5)  letzteres  unter  dem  Vorbehalt  ad  referendum. 

Rumänien  enthielt  sich  der  Stimme.6) 

Es  lauteten  also  nur  9  Stimmen:  ja,  darunter  1  Stimme  mit  Vor- 
behalt, dagegen  10  Stimmen:  nein,  bei  1  Stimmenthaltung.7) 

Sämtliche  Grossmächte  hatten  sich  gegen  die  Kompromiss-Fassung 
entschieden. 

Jetzt  stand  noch  der  Antrag  Barantzew  selbst  (vgl.  oben  S.  531)  zur 
Abstimmung,  wobei  dann  der  letzte  Absatz  (Ziff.  6),  der  Explosivgeschosse 
und  Selbstlader  verbot,  vorläufig  zurückgestellt  wurde.8) 

Als  erster  gab,  der  alphabetischen  Ordnung  gemäss,  der  deutsche 
Vertreter  Oberst  v.  Schwarzhoff  sein  Votum  ab.9)  Seine  Rede  ist  ein  wahres 


l)  Vgl.  unten  S.  541  ff. 

f)  11.  67,  17. 

»)  IL  68,  17. 

*)  II.  68,  18 

5)  a.  a.  O.  Major  Hessaptchieff  erklärte,  seine  Regierung  verstehe  den  Antrag 
folgendermassen :  Jede  Macht,  deren  Bewaffnung  gegenüber  derjenigen  eines  anderen  Staates 
zurückstehe,  habe  stets  das  Recht,  ihr  Gewehr  nach  dem  vollendetsten  Modell  zu  ver- 
bessern, das  augenblicklich  bei  einer  Armee  eingeführt  sei,  die  in  der  Bewaffnung  an 
erster  Stelle  stehe.  Es  sei  schon  ein  unerschütterlicher  und  elementarer  Grundsatz  in 
der  militärischen  Kunst,  niemals  ein  Gewehr  zu  führen,  das  minderwertiger  sei  als  das 
eines  benachbarten  Staates 

Damit  deshalb  der  holländische  Antrag  praktisch  werden  könne,  müsse  man  eben 
die  ballistischen  Vorteile  und  Grundgedanken  des  augenblicklich  besten  Gewehres  zugäng- 
lich machen.  Nur  unter  diesem  Vorbehalt  nehme  Bulgarien  den  Antrag  des  holländischen 
Bevollmächtigten  ad  referendum.     (II   68) 

°)  Mit  Berufung  auf  die  in  der  Sitzung  am  26.  Mai  abgegebene  Erklärung  (II.  68). 
Vgl.  oben  S.  529. 

7)  II   68. 

8)  Vgl.  darüber  oben  S.  531. 
»;  IL  68  f. 
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Meisterstück  von  soldatischer  Klarheit  und  Geradheit  sowie  überzeugender  Ein- 
dringlichkeit. Der  Redner  begann  mit  einer  Verbeugung  vor  der  Geschick- 
lichkeit, mit  welcher  Graf  Barantzew  an  die  Beseitigung  der  aufgetretenen 
Schwierigkeiten  hervorgetreten  sei;  er  befürchte  aber,  dass  die  letzteren 
überhaupt  nicht  überwunden  werden  könnten. 

Wir  alle,  so  führte  v.  Schwarzhoff  aus,  wollen  ja  sparen  oder  wenigstens 
neue  grosse  Ausgaben,  wie  solche  durch  die  Annahme  eines  neuen  Gewehres  not- 
wendig worden,  vermeiden.  Aber  ein  Verzicht  in  dieser  Richtung  hat  zur  Voraus- 
setzung, dass  man  sicher  ist,  es  werde  auch  keine  andere  Macht  ihre  Bewaffnung 
über  ein  gewisses  Mass  verbessern. 

Dann  ging  der  Redner  auf  technische  Fragen  ein: 
Der    Antrag    zählt    auf,    was     man    an    Verbesserungen 
glaubt  noch  zulassen  zu  können.  Ist  es  denn  aber  nützlich  und 
notwendig,  ein  Gewehrgewichtsminimum  aufzustellen? 

Neben  wirtschaftlichen  kommen  ja  auch  noch  menschen- 
freundliche Erwägungen  in  Betracht.  Es  ist  aber  viel 
menschenfreundlicher,  das  Gesamtgewicht,  welches  der 
Soldat  zu  tragen  hat,  zuerleichtern,  als  für  einen  Teil  seiner 
Bewaffnung  ein  Gewichtsminimum  festzusetzen.  Man  wird 
ihm  nämlich  sonst  das,  was  er  am  Gewehrgewicht  verliert, 
zweifellos  anPatronen  zusetzen.  Man  müsste  auch  klar  sagen, 
ob  es  sich  um  das  nichtgeladene  einfache  Gewehr  oder  um 
ein  geladenes  Gewehr  mit  Bajonett  handelt. 

Im  ersteren  Fall  erinnere  ich  meine  Kameraden  daran,  dass  mehrere  augen- 
blicklich eingeführte  Dienstgewehre  der  Voraussetzung  des  Antrags  nicht  genügen. 
Das  gilt  für  das  belgische,  spanische,  italienische,  norwegische,  rumänische  und  auch 
deutsche  Gewehr.  Wenn  man  somit  ein  Gewehrgewicht  von  4  kg  vorschreibt,  so 
zwingt  man  alle  diese  Staaten  zu  einer  wenig  wünschenswerten  Änderung  ihres 
Gewehres. 

Auch  rücksichtlich  des  Geschossgewichts  gibt  es  Gewehre,  welche,  wie 
die  norwegischen  und  rumänischen  Gewehre,  hinter  der  vorgesehenen  Ziffer  zurück- 
bleiben. 

Was  die  Anfangsgeschwindigkeit  von  720-730  in  betrifft,  so  gebe 
ich  zwar  zu,  dass  dieselbe  bis  jetzt  nicht  überholt  ist  und  dass  man  sich  auf  diese 
Ziffer  festlegen  kann.  Aber  die  Anfangsgeschwindigkeit  hängt  zum  mindesten 
ebenso  sehr  vom  Pulver  wie  vom  Gewehrsystem  sowie  vom  Gewicht  und  von  der 
Form  des  Geschosses  ab.  Wenn  die  Unterkommission  vor  einigen  Tagen  jedem 
Staat  die  Freiheit  in  der  Einführung  von  neuen  Pulvern  zugestanden  hat,  so  er- 
scheint es  folgerichtig,  auch  an  der  Anfangsgeschwindigkeit  nicht  zu  rühren.  Denn 
im  andern  Fall  könnte  sehr  wohl  ein  neues,  billigeres  Pulver  erfunden  werden, 
das  auch  grössere  Haltbarkeit  und  Wirksamkeit  hat,  und  doch  könnte  es  nicht 
angeschafft  werden,   bloss  weil  es  die  Anfangsgeschwindigkeit  über  720  m  erhöht. 

Man  muss  somit  auf  das  zurückkommen,  was  in  der  Sitzung  am  29.  Mai 
einmütig  beschlossen  worden  ist.1) 

Die  Feuergeschwindigkeit  hangt  ebensosehr  von  der  Geschicklichkeit 
des  Schützen ,  wie  vom  Mechanismus  des  Gewehres  ab.  Wenn  man  ein  Minimum 
vorschreibt,  müsste  man  also  sagen,  ob  das  eine  mittlere  Geschwindigkeit  ist, 
welche  dem  Durchschnitt  der  Soldaten  angepasst  ist  oder  eine  Geschwindigkeit, 
welche  die  besten  Soldaten  nicht  überholen. 

Ich  erkenne  übrigens  an,  dass  die  Zahl  genügend  hoch  gegriffen  ist. 

Gross  v.  Schwarzhoff  schloss  seine  Rede  mit  den  Worten : 

Ich  glaube  gezeigt  zu  haben,  dass  hei  gewissen  Voraussetzungen  nicht  genügend 
Rücksicht  auf  den  gegenwärtigen  Zustand  der  Bewaffnung  genommen  ist,  dass  andere 
Voraussetzungen  genauer  bestimmt  werden  müssten  und  dass  eine  derselben,  näm- 


»)  Vgl.  oben  S.  527. 
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lieh  die  Bestimmung  der  Anfangsgeschwindigkeit,  die  Wiederaufhebung  eines  früheren 
Beschlusses  bedeuten  würde.  Alle  diese  Gründe  zwingen  mich  zu  meinem  grossen 
Leid,  gegen  den  Antrag  zu  stimmen.  Ich  lege  übrigens  Wert  darauf  hinzuzufügen, 
dass  ich  nur  meine  persönliche  Meinung  geäussert  habe.  Sollten  die  Bevollmäch- 
tigten anderer  Ansicht  sein  und  sich  auf  diesen  oder  einen  andern  Antrag  einigen, 
so  wird  die  deutsche  Regierung  zweifellos  vollständig  bereit  sein,  in  eine  Prüfung 
einzutreten. 

Auch  der  Bevollmächtigte  von  Österreich-Ungarn  stimmte  gegen 

den  Antrag  und  begründete  sein  Votum  durch  eine  gedrängte  Ausführung, 

die  allerdings  weniger  scharf  wie  die  deutsche  Absage  klang : 

Es  sei  nicht  möglich,  die  Frage  glatt  durch  ein  für  oder  gegen  zu  ent- 
scheiden. Wie  er  schon  in  der  Sitzung  am  26.  Mai  ausgeführt  habe,1)  sei  Öster- 
reich-Ungarn mit  seinem  Gewehr  zufrieden  und  denke  an  keine  Änderung,  so 
lange  es  dem  Gewehr  der  anderen  Mächte  nicht  nachstehe. 

Deshalb  könne  er  wohl  den  Gedanken  einer  vertragsmässigen  Festlegung 
annehmen,  aber  vorausgesetzt,  dass  man  nur  die  Prinzipienfrage  entscheiden  wolle. 
Die  Einzelheiten  seien  nach  seiner  Ansicht  ein  Hindernis  für  jeden  Vertrag.  In 
der  Frage  der  Anfangsgeschwindigkeit  stehe  er  ganz  auf  der  Seite  des  deutschen 
Vertreters.  Was  die  anderen  Punkte  betreffe,  so  müssten  sich  erst  die  Sachver- 
ständigen aller  Konferenzstaaten  über  die  möglichen  Grenzen  verständigen,  bevor 
man  diese  verbindlich  festlege.  So  sei  man  auch  in  der  Frage  der  Revision  der 
Genfer  Konvention  verfahren.  Demgemäss  müsse  er  zu  seinem  grossen  Bedauern 
mit  nein  stimmen.3) 

Weiter  stimmten  noch  mit  nein8): 

Die  Vereinigten  Staaten,  Belgien,  Dänemark,  Spanien,  Italien,  Japan, 
Portugal,  Serbien,  Siam,  die  Schweiz  und  die  Türkei,  nach  dem  Bericht 
auch  Rumänien,  während  dieses  nach  dem  Protokoll  sich  der  Stimme  ent- 
hielt, unter  Bezugnahme  auf  seine  in  der  Sitzung  am  26.  Mai  abgegebene 
Erklärung 4) :  Seitdem  habe  sich  nichts  geändert,  und  deshalb  könne  man 
weder  mit  ja  noch  mit  nein  stimmen. 

Der  Vertreter  von  Frankreich  hatte  noch  keine  Instruktionen. 

Für  den  neuen  russischen  Antrag  stimmten  nur:  Holland,  Persien, 
Russland  und  Bulgarien,  letzteres  ad  referendum. 

Der  Bericht  zählt  darnach  14  nein,  3  ja,  1  ja  mit  Vorbehalt,  1  Stimm- 
enthaltung.5) 

Die  Grossmächle  traten  also  aus  ihrer  ablehnenden  Haltung  nicht 
heraus. 

Auch  die  Verhandlungen  über  die  neue  russische  Fassung  hatten  so  mit 
einer  Niederlage  Russlands  geendet,  und  der  russische  Bevollmächtigte  Raffa- 
lovich  legte  auf  die  allerdings  zutreffende  Feststellung  Wert,  dass  diese  neue 
Redaktion  von  Seiten  Russlands  nur  in  Gemässheit  eines  Wunsches  vorgelegt 
worden  sei,  den  die  Versammlung  selbst  geäussert  habe.6) 

Die  erste  Fassung  habe  die  Grundauffassung  der  russischen  Regierung 
getreu  wiedergegeben,  dahingehend,  es  möchten  die  Ausgaben  beschränkt 
werden,  indem  man  die  gegenwärtige  Bewaffnung  festlege.7) 


x)  Vgl.  oben  S.  528. 

*)  II.  69,  18. 

3;  Nach  den  Protokollen  IL  70  f.  und  dem  Bericht  II.  18. 

4)  Vgl.  oben  S.  529.   Über  eine  spätere  redaktionelle  Protokolländerung  vgl.  II.  77. 
ß\  jj    igf 

8)  Vgl.  darüber  oben  S.  530.    Vgl.  auch  S.  531,  532. 
7)  II.  70. 
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Man  kam  nun  zur  Verhandlung  über  die  vorläufig  zurückgestellte  Ziff.  6 
des  Antrags  Barantzew.1) 

Nachdem  man  zur  „Generalisierung"  der  Petersburger  Deklaration 
bereits  in  dem  Antrag  Mounier  über  die  Dum-Dum-Geschosse  ein  Verbot 
der  Explosivgeschosse  eingestellt  hatte2)  —  welchen  Fortgang  diese  Frage 
nahm,  habe  ich  S.  4845  ausgeführt  —  kam  man  zu  den  Selbstladern, 
welche  Russland  mit  Bangen  kommen  sah  und  welchen  vor  allem  von  der 
Konferenz  ein  Halt  entgegengerufen  werden  sollte.8) 

Aber  auch  hier  hatte  Russland  keinen  Erfolg.  Man  kam  nicht  einmal 
zu  einer  eigentlichen  Debatte. 

Das  Protokoll  meldet  kurz : 

Nach  einigen  Erläuterungen  über  den  Begriff  der  Selbstladung  (charge- 
ment  automatique)  wurde  die  Frage  des  vertragsmässigen  Verbotes  dieses 
Systems  zur  Abstimmung  gebracht. 

Neun  Staaten  waren  fftr,  sechs  Staaten  gegen  ein  solches  Verbot; 
sechs  Staaten  enthielten  sich  der  Stimme. 

Für  das  Verbot  stimmten:  Belgien,  Dänemark,  Spanien,  Holland, 
Persien,  Russland,  Siam,  die  Schweiz  und  Bulgarien. 

Gegen  das  Verbot  stimmten :  Deutschland,  die  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika,  Österreich-Ungarn,  England,  Italien,  sowie  Schweden  und  Nor- 
wegen. 

Der  Stimme  enthielten  sich:  Frankreich,  Japan,  Portugal,  Rumänien, 
Serbien  und  die  Türkei.4) 

Damit  schien  auch  diese  Frage  verneinend  entschieden. 

§  113. 

Die  letzten  Bemühungen  von  Holland. 

Der  holländische  General  Den  Beer  Poortugael  setzte  nichts- 
destoweniger seine  Bemühungen  in  der  Gewehrfrage  fort,  und  in  der 
4.  Sitzung  der  militärischen  Unterkommission  am  7.  Juni  legte  er  folgende 
neue  Fassung  vor: 

„Für  die  Zeit  von  5  Jahren,  gerechnet  vom  Tag  der  Unterzeichnung  dieses 
Abkommens,  verpflichten  sich  die  Staaten,  die  gegenwärtig  bei  ihren  Heeren  ein- 
geführten Gewehre  nicht  durch  Gewehre  eines  anderen  Typus  zu  ersetzen. 

Es  ist  ihnen  aber  nicht  untersagt,  an  den  gegenwärtig  eingeführten  Gewehren 
eine  Verbesserung  oder  Vervollkommnung  anzubringen,  die  ihnen  vorteilhaft  er- 
scheint. 

Die  Staaten,  welche  ein  Gewehr  rückständigen  Modells,  d.  h.  mit  einem 
Kaliber  von  mehr  als  8  mm  oder  noch  kein  Magazingewehr  haben,  können  vor- 
handene Modelle  annehmen/  6) 

Der  General  hielt  zur  Begründung  seines  Antrags  eine  längere,  mit  Beifall 
aufgenommene  feurige  Rede,6)  die  sich  im  ersten  Teil  eine  mehr  oratorische 


*)  Vgl.  oben  S.  533. 

»)  IL  70. 

8)  Vgl.  schon  oben  S.  526. 

4)  IL  70. 

B)  IL  71.    Vgl.  auch  den  Bericht  IL  18. 

*)  „paroles  chaleureuses"  sagte  Gilinsky  (IL  73). 
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Aufgabe  setzte  und  erst  im  zweiten  Teil  auf  die  Besonderheit  des  Antrags 
einging,  um  dann  am  Schluss  ins  hohe  Lied  der  Ehre  auszuklagen. 

Ich  will  den  „remarquable  discours",1)  für  welchen  später  der  Oberst 
Gilinsky  namens  der  russischen  Vertretung  besonders  dankte  ,8)  als  unpar- 
teiischer Geschichtsschreiber  gewissenhaft  wiedergeben.8) 

Unter  gewöhnlichen  Verhältnissen  —  so  begann  Den  Beer  Pooringael  — 
würde  ich  sicherlich  Bedenken  getragen  haben,  nach  den  Verhandlungen  und  Ent- 
scheidungen dieser  hohen  Versammlung  einen  neuen  Antrag  in  der  Gewehrfrage 
zu  stellen.  Aber  wie  unsere  Aufgabe  keine  gewöhnliche  ist,  wie  ich  überzeugt  bin, 
dass  Sie  alle  nicht  weniger  als  ich  von  der  gebieterischen  Pflicht  durchdrangen 
sind,  nicht  los  zu  lassen,  bis  wir  die  uns  gestellte  Aufgabe  gelöst  haben,  so  würde 
ich  fürchten,  Sie  zu  beleidigen,  wenn  ich  für  die  Mühe,  die  ich  Ihnen  unfreiwillig 
mache,  um  Ihre  Entschuldigung  bitte.  Ich  gehe  deshalb  sofort  auf  die  Sache  ein 
und  will  ausführen,  warum  ich  es  für  meine  Pflicht  gehalten  habe,  Ihnen  den 
Antrag  zu  unterbreiten,  den  Sie  in  Händen  haben. 

Mein  Gewissen  sagt  mir,  dass  wir  alles  tun  müssen,  was  möglich  ist,  um  zu 
einer  Einigung  in  der  Gewehrfrage  zu  kommen.  Von  allen  Fragen,  über  welche 
die  4  ersten  Ziffern  des  russischen  Rundschreibens  handeln  und  welche  in  den 
Arbeitsbereich  der  ersten  Kommission  fallen,  ist  die  Gewehrfrage  offenbar  diejenige, 
die  am  schwierigsten  zu  lösen  ist.  Sie  wissen,  dass  fast  alle  Heere  gute  Gewehre 
besitzen,  die  denselben  Typus  und  ein  Kaliber  haben,  das  nur  zwischen  6,  7  und 
8  mm  wechselt. 

Ich  bin  der  Meinung,  dass  es  nicht  bloss  aus  wirtschaftlichen,  sondern  auch 
aus  Erwägungen  der  hohen  Politik,  die  glücklicherweise  für  alle  Staaten  dieselbe 
ist,  nötig  und  sogar  dringend  geboten  ist,  wenigstens  etwas  zu  erreichen. 

Die  Völker  aller  gesitteten  Staaten  erwarten  es  von  uns;  es  wäre  sehr 
schlimm,  ihre  Hoffnung  zu  täuschen. 

Die  Völker  fordern,  sie  bitten,  dass  man  aufhöre,  Millionen,  ja  fast  Milliarden 
für  die  unaufhörlichen  Änderungen  zu  opfern,  welche  sich  so  schnell  folgen,  dass 
öfters  das  Modell  3  oder  4  mal  geändert  wird,  bevor  es  hat  dienen  können. 

Die  Völker  fordern,  sie  bitten,  dass  man  diesen  aussergewöhnlichen  Aus- 
gaben für  Werkzeuge  des  Kriegs  Halt  gebiete,  um  wirtschaftliche  Bedürfnisse  zu 
befriedigen,  die  immer  dringender  werden  und  die  aus  Geldmangel  unbefriedigt 
bleiben.  Sie  fordern,  sie  bitten,  dass  man  sich  einige,  sei  es  auch  nur  für  eine 
bestimmte  Zeit,  um  in  diesem  wilden  Wettlauf  um  den  Vorsprung  nur  wieder  etwas 
Atem  zu  gewinnen. 

Machen  wir  wenigstens  den  Versuch,  uns  über  die  Frage  zu  verständigen, 
die  sich  für  die  Verständigung  am  meisten  eignet.  Handeln  wir  anders,  so  wäre 
das  für  die  Völker  eine  grausame  Täuschung. 

Lassen  wir  jedes  Misstrauen,  das  ein  schlechter  Ratgeber  ist.  Vergessen 
wir  nicht,  gerade  bei  der  Gewehrfrage,  dass  Russland,  welches  hier  den  ersten 
Antrag  stellte,  gegenwärtig  ein  Gewehr  mit  grossem  Kaliber  hat,  nämlich  ein 
Kaliber  von  7,62  mm,  während  benachbarte  Staaten,  Schweden  und  Norwegen, 
bessere  Gewehre  mit  einem  Kaliber  von  6,5  mm  haben,  wie  das  auch  für  Rumänien 
zutrifft.  Das  ist  ein  deutlicher  Beweis  für  die  Selbstlosigkeit,  für  ein  Opfer,  wenn 
man  will,  dargebracht  auf  dem  Altar  des  Gemeinwohls. 

Vergessen  wir  nicht,  dass  das  die  edelmütige  Idee  eines  jungen  und  erhabenen 
Kaisers  des  grössten  Reiches  der  Welt  ist,  der  seinen  Wunsch  für  einen  sehr 
langen  Frieden  kund  tut;  dass  auf  seiner  Reise  in  Palästina  ein  anderer  Kaiser, 
jung  edelmütig  und  genial,  der  an  der  Spitze  der  gewaltigen  Macht  Deutschlands  *) 
steht,  auf  dem  klassischen  Boden,  den  wir  Christen  das  heilige  Land  nennen,  feier- 
lich das  feste  Verlangen  ausgedrückt  hat,  den  Frieden  zu  erhalten;  dass  endlich, 
wie  jedermann  weiss,  der  Kaiser  von  Österreich-Ungarn,  der  erlauchte  Herrscher, 
der  kürzlich  sein  Jubiläum  unter  so  traurigen  Umständen  feierte,  der  nur  für  das 
Wohl  der  von  ihm  regierten  Völker  lebt,  von  gleich  friedlichen  Empfindungen  be- 
seelt ist. 


1)  So  nannte  die  Rede  später  der  Präsident,  auf  dessen  Anregung  sie  auch  dem 
Protokoll  angehängt  wurde,  während  Raffalovich  weiterhin  den  sofortigen  Druck  und 
die  Verteilung  durchsetzte,  damit  die  Konferenzstaaten  von  ihr  Kenntnis  erhielten  (II.  73,  8). 

2)  II.  73. 

8)  II    71-73. 

*)  „Puissance  formidable  de  l'Allemagne". 
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Vergessen  wir  auch  nicht,  wie  das  schon  der  ehrenwerte  Konferenzpräsident 
Se.  Exe.  M.  Staal  hervorhob,  dass  der  Eifer,  welchen  alle  Mächte  bekundet  haben, 
indem  sie  dem  im  russischen  Rundschreiben  enthaltenen  Vorschlag  zustimmten, 
der  beredteste  Einmütigkeitsbeweis  für  die  Friedensgedanken  ist. 

Warum  sollen  wir,  die  wir  hier  vereinigt  sind,  um  uns  sozusagen  mit  Lein 
und  Seele  diesen  Gedanken  zu  widmen,  bei  dieser  Sachlage  zaudern,  das  Minimum 
zu  vollbringen? 

Warum  wollen  wir  uns  nicht  durch  einen  Vertrag  nur  für  die  kurze  Zeit 
von  5  Jahren  verpflichten,  die  Gewehre,  welche  wir  haben,  zu  behalten  in  der 
Art,  dass  nur  die  Staaten,  welche  rückständige  Gewehre  ohne  Magazin  haben,  ein 
vorhandenes  Gewehr  annehmen  dürfen? 

Wenn  diese  so  feierlich  angesagte  und  begonnene  Konferenz,  die  ihres- 
gleichen sucht,  auf  dem  Gebiet  der  heiss  ersehnten  Ersparnisse  nichts  tut,  wenn 
wir  den  zugrunde  richtenden  Umbildungen  der  Waffen  keine  Schranke  setzen, 
werden  wir  Waffen  für  den  gemeinsamen  Feind  aller  Regierungen  schmieden, 
Waffen  für  diejenigen,  welche  die  gegenwärtige  Gesellschaftsordnung  untergraben 
wollen  und  die  nicht  zögern  werden,  in  die  Bevölkerung  giftigen  Samen  zu  streuen 
und  den  Zweifel  an  der  Reinheit  der  Regierungsabsichten  in  die  Massen  zu  werfen. 

Diese  falschen  Apostel,  die  sich  nur  unter  einander  bekriegen,  werden  dem 
Volk  zurufen:  Kommt  zu  uns  alle,  die  ihr  niedergedrückt  seid  und  Brot  und 
Frieden  wollt,  wir  allein  können  Euch  das  geben.  Und  der  Pöbel  wird  sich  ihnen 
in  die  Arme  werfen  und  ihnen  ganz  verfallen. 

Nunmehr  wandte  sich  der  Redner  mit  den  Worten:  „il  me  reste  ä 
justifier  la  formule  proposäe"  der  eigentlichen  Begründung  seines  Antrags 
zu,  indem  er  folgendes  ausführte: 

Man  hat,  und  meines  Erachtens  mit  Recht,  die  sich  in  —  übrigens  erbetene 
—  Einzelheiten  verlierende  Fassung  des  zweiten  russischen  Antrags  getadelt.  Diese 
Einzelheiten  finden  sich  in  meinem  Antrag  nicht 

Man  hat  weiter  gesagt,  es  gehe  zu  weit,  auch  das  Versuchsgewehr  als  Ge- 
wehr der  Gegenwart  zu  behandeln.  In  der  vorliegenden  Fassung  fehlt  das  Ver- 
suchsgewehr. 

Die  Bevollmächtigten  der  Staaten  mit  rückständigen  Gewehren  haben  gegen 
die  früheren  Antrage  gestimmt,  weil  sie  die  Befugnis  haben  wollen,  ihr  altmodisches 
Gewehr  zu  ändern.  Die  vorliegende  Fassung  nimmt  darauf  Rücksicht,  indem  sie 
ihnen  gerechterweise  die  Erlaubnis  gibt,  unter  den  vorhandenen  besten  Modellen 
zu  wählen. 

Wenn  man  fragt:  welches  ist  das  Gewehr  der  Gegenwart,  so  antworte  ich: 
jeder  Staat  weiss  sehr  wohl,  welches  das  beste  jetzt  eingeführte  Gewehr  ist.  An- 
fangs glaubte  ich,  dass  man  von  Verbesserungen  absehen  könne.  Aber  man  er- 
klärte mir,  und  ich  glaube  mit  Recht,  dass  das  nicht  angehe.  Es  ist  tatsächlich 
vorgekommen,  dass  Fehler  des  Mechanismus  entdeckt  wurden,  welche  das  Gewehr 
zu  einer  Gefahr  für  den  Schützen  machten.  Deshalb  beantrage  ich,  dass  jede  Ver- 
besserung zugelassen  werde ;  denn  ich  erkenne  an,  dass  es  sehr  schwer  ist,  Grenzen 
zu  ziehen.    So  haben  wir  eine  klare  Bestimmung. 

Wenn  man  fragt,  wie  es  kontrolliert  werden  soll,  ob  Verbesserungen  oder  Ver- 
vollkommnungen nicht  eine  Typusänderung  sind,  so  bin  ich  so  frei  zu  antworten, 
wie  seinerzeit  der  Präsident  der  Brüsseler  Konferenz  Baron  Jomini:  Es  hiesse 
die  Vertragsparteien  beleidigen,  wollte  man  annehmen,  dass  sie  die  Absicht  hätten, 
sich  ihrer  Verpflichtung  zu  entziehen. 

Es  geht  mit  den  Völkern  wie  mit  den  Menschen.  Franz  I.,  in  Pavia  von 
Carl  V.  besiegt  und  zum  Gefangenen  gemacht,  schrieb  an  seine  Mutter  vom  Schloss 
Pizzeghettone  die  bemerkenswerten  Worte:  Alles  verloren,  ausser  der  Ehre. 

Er  blieb  nicht  weniger  der  grosse  König,  der  alles  wiedergewinnen  konnte 
und  es  auch  wiedergewonnen  hat,  weil  ihm  die  Ehre  blieb.  Aber  ein  anderes 
wäre  es,  wenn  man  seinen  Eid  oder  eine  eingegangene  Verpflichtung  verletzen 
würde. 

Denn: 

Die  Ehr'  ist  steiler  Insel  gleich  und  ohne  Küste. 
Verloren  war1  sie  dem,  der  sie  im  Rücken  wüsste.1) 


1 )  „L'honneur  est  comme  une  ile  escarpee  et  sans  bords. 
On  n'y  peut  plus  rentrer  des  qu'on  en  est  dehors.* 
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Um  sicher  zu  gehen,  dass  die  Staaten  sich  weder  dem  Geist  noch  dem 
Buchstaben  des  Vertrags  entziehen,  gibt  es  somit  meiner  Überzeugung  nach  keine 
bessere  Aufsichtsinstanz  als  die  nationale  Ehre. 

Beherzigen  wir  das! 

§   114. 
Das  negative  Ergebnis; 

Als  erster  antwortete  Gross  v.  Schwarzhoff,  der  übrigens  noch- 
mals betonte,  dass  er  nur  seine  persönliche  Meinung  vertrete  und  noch 
keine  Instruktion  habe1): 

Als  einfacher  technischer  Vertreter  bin  ich  nicht  in  der  Lage,  dem  General 
Den  Beer  Poortugael  auf  das  Gebiet  der  hohen  Politik  zu  folgen.  Ich  gebe  zu, 
dass  es  nach  all  den  Äusserungen  sehr  erwünscht  wäre ,  zum  Ziel  zu  kommen. 
Aber  ich  frage  mich,  ob  der  holländische  Antrag  dazu  geeignet  ist.  Das  technische 
Ziel  ist  erreicht,  wenn  man  Ersparnisse  macht  oder  neue  Ausgaben  für  die  Infanterie- 
waffen aufhält.  Nun  erlaubt  aber  der  neue  Antrag  allen  Staaten  Verbesserungen 
und  Neuerungen  an  ihren  jetzigen  Gewehren,  wenn  nur  der  Typus  unverändert 
bleibt. 

Man  kann  sich  den  Fall  denken,  dass  eine  Grossmacht  in  dieser  Beziehung 
grosse  Fortschritte  macht.  Selbst  mit  höchst  kleinen  aber  kostspieligen  Verände- 
rungen kann  man  so  weit  kommen,  eine  Waffe  zu  schaffen,  die  dem  jetzigen  Ge- 
wehr überlegen  ist,  und  das  würde  die  andern  Mächte  zwingen,  gleichen  Schritt 
zu  halten. 

Wenn  man  einmal  Ausgaben  für  Gewehre  macht,  muss  man  aber  auch 
zum  wenigsten  die  Freiheit  haben,  die  Waffe  anzuschaffen,  die  man  für  die  beste 
hält. 

Übrigens  weiss  man  auch  nicht  im  voraus,  ob  die  jetzigen  Modelle  für 
Umbildungen  geeignet  sind,  zu  denen  man  sich  angesichts  der  anderswo  eingeführten 
Verbesserungen  gezwungen  sehen  könnte. 

Die  Fristsetzung  auf  5  Jahre  würde  wahrscheinlich  eine  doppelte  Ausgabe 
nach  sich  ziehen :  zuerst  für  die  Umbildung,  und  dann  für  ein  neues  Gewehr. 

Den  Beer  Poortugael  aber  meinte  zur  Kostenfrage:  gewiss  mache 
es  einige  Kosten,  wenn  man  Änderungen  an  dem  Modell  eines  Dienst- 
gewehres anbringe,  aber  diese  Kosten  seien  nie  so  bedeutend,  wie  wenn 
es  sich  darum  handle,  vollständig  das  Modell  zu  wechseln.2) 

In  Gross  v.  Schwarzhoff  hatte  der  Vertreter  einer  Militärmacht  ge- 
sprochen. 

Anders  sah  es  bei  den  Vertretern  der  Kleinstaaten  aus. 

Hier  meldete  sich  als  erster  der  Bevollmächtigte  von  Bulgarien 
Dr.  Stancioff  zum  Wort,  der  die  Zustimmung  Bulgariens  in  sichere 
Aussicht  stellte,  aber  für  die  Kleinstaaten  jede  Bewegungsfreiheit  auch  be- 
züglich des  Kalibers  forderte8)  und  hier  einen  Vorbehalt  machte,  dem 
dann  aber  selbst  Den  Beer  Poortugael  widersprechen  musste. 

Bulgarien  habe,  so  erklärte  Dr.  Stancioff,  das  Kaliber  von  8  mm. 
Darauf  wolle  es  aber  nicht  festgelegt  sein,  während  die  Staaten  mit  schlech- 
terem Gewehr  ein  kleines  Kaliber  annehmen  dürften.  Der  technische  Ver- 
treter von  Bulgarien  würde  verlangen,  dass  jeder  Staat  sein  Gewehr  ändern 
dürfe,  um  so  im  Kaliber  dem  besten  Gewehr  der  Jetztzeit  gleichzu- 
kommen. 


x)  IL  73,  18. 
2)  IL  74,  18. 
8)  IL  74,  19. 
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Den  BeerPoortugael  entgegnete  aber,  dass  ein  8  miUimetrisches 
Modell  beibehalten  werden  müsse.  Übrigens  hätten  auch  Grossmächte, 
wie  z.  B.  Frankreich,  das  Kaliber  8;  und  Russland,  dessen  Kaliber  dem 
von  8  sehr  nahe  stehe,  hätte  seinen  Antrag  nicht  gestellt,  wenn  es  sein 
Modell  für  minderwertig  halten  würde.1) 

Dem  fügte  Gilinsky  das  Kompliment  hinzu,  das  bulgarische  Gewehr 
sei  seiner  Ansicht  nach  nicht  schlechter  als  das  von  anderen  Mächten.2) 

Auch  der  serbische  Bevollmächtigte  Miyatovitch  stimmte  dem 
holländischen  Antrag  zu,  aber  um  gleichfalls  einen  Zusatz  zu  empfehlen, 
der  die  zurückgebliebenen  Staaten  zu  allen  Gewehrverbesserungen  ermächtigte. 

Er  bestand  indes  nicht  auf  dem  förmlichen  Zusatz  angesichts  der 
Erklärung  des  Präsidenten,  dass  der  erste  Absatz  des  neuen  Antrags  die 
Rechte  der  zurückgebliebenen  Staaten  insoweit  wahre,  als  sie  Verbesse- 
rungen an  ihren  neuen  Gewehren  anbringen  dürften.8) 

Als  zweiter  Redner  gegen  den  Antrag  Den  Beer  Poortugael  erhob 
sich  der  technische  Vertreter  einer  anderen  Grossmacht,  der  englische 
General  Sir  John  Ardagh,  der  folgendes  ausführte: 

Ich  sehe  grosse  Schwierigkeiten  für  die  vertragsgemftsse  Durchführung  der 
beschränkenden  Bestimmungen,  die  der  holländische  Vertreter  aufstellt.  Insbe- 
sondere frage  ich,  ob  es  durch  den  Wortlaut  des  Antrags  ausgeschlossen  ist,  jetit 
noch  bessere4)  Gewehre  in  den  staatlichen  Gewehrfabriken  herstellen  zu  lassen 
und  sie  dann  in  Lagerhäusern  aufzustapeln,  um  sie  erst  im  Kriegsfall  an  die 
Truppen  zu  verteilen.  Eine  andere  Schwierigkeit  liegt  in  der  Aufsicht.  Aus  diesen 
Gründen  kann  ich  dem  Antrag  nicht  zustimmen.5) 

Auf  die  von  dem  englischen  Vertreter  gestellte  Frage  antwortete  der 
Präsident: 

Wenn  man  jetzt  noch  bessere  Waffen  herstellen  lasse  und  sie  zu- 
nächst auch  nur  aufstapele,  um  sie  dann  im  Krieg  zu  verwenden,  so  stehe 
das  augenscheinlich  mit  dem  Sinn  des  holländischen  Antrags  im  Wider- 
spruch.6) 

Zur  Aufsichtsfrage  äusserte  sich  Gilinsky  dahin,  dass  eine 
eigentliche  Aufsicht  hier  ebenso  unnötig  sei,  wie  bei  den  Handelsverträgen  j7) 
und  Raffalovich  meinte,  dass  hier  Den  Beer  Poortugael  schon  im  voraus 
geantwortet  habe.  Eine  Garantie  habe  man  in  der  bona  fides  der  Ver- 
tragsmächte und  in  der  öffentlichen  Meinung.8) 

Aber  Gross  v.  Schwarzhoff  erwiderte:  es  handle  sich  nicht 
um  Vorkehrungen  gegen  die  mala  fides ;  sondern  er  denke  an  gutgläubige 
Bestreitungen  bezüglich  der  Tragweite  einer  Verbesserung.  Wer  entscheide 
die  Frage,  ob  es  sich  um  ein  neues  Modell  oder  um  eine  blosse  Ver- 
besserung handle?9) 


l)  IL  74. 

')  IL  74. 

8)  IL  74,  19. 

4)  „perfectionnes." 

ö)  IL  74. 

6)  a.  a.  0. 

7)  IL  74,  19. 

8)  a.  a.  O. 
•)  a.  a.  0. 
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Damit  hatte  die  Debatte  ihr  Ende  erreicht,  und  man  schritt  zur  Ab- 
stimmung. *) 

Es  stimmten  für  den  Antrag  Den  Beer  Poortugael: 

Dänemark,  Spanien,  Holland,  Persien,  Russland, 

Serbien,  Siam,  Schweden  und  Norwegen,  also  8  Staaten. 

Rumänien  stimmte  mit  ja  unter  Vorbehalt  Daher  zählen  Protokoll 
und  Bericht  9  Staaten. 

Es  stimmten  gegen  den  Antrag  Den  Beer  Poortugael: 
Deutschland  und  Italien,  also  2  Staaten. 

Das  Protokoll  (II.  75)  erwähnt  allerdings  auch  noch  England  unter 
den  mit  „Nein"  stimmenden;  aber  das  ist  schon  die  nachträgliche 
Berichtigung  des  Votums,  welche  Ardagh  in  der  nächsten  Sitzung  vor- 
nahm.2) Aus  dieser  geht  hervor,  dass  sich  Ardagh  früher  der  Stimme 
enthalten  hatte. 

Es  enthielten  sich  noch  der  Stimme: 

Die  Vereinigten  Staaten,8)  Österreich-Ungarn,4) 
Frankreich,  Japan,  Portugal,  die  Schweiz,6)  die  Türkei 
und  Bulgarien,0)  also  mit  Engand  9  Staaten. 

Der  Bericht  erwähnt,  dass  damit  die  Frage  offen  bleibe,  denn  6  Be- 
vollmächtigte hätten  sich  der  Stimme  enthalten,  weil  sie  noch  keine  Instruk- 
tionen hatten.7) 

So  viel  war  aber  zunächst  sicher:  keine  Grossmacht  hatte  sich  auf 
den  russisch-holländischen  Stillstandsplan  festlegen  lassen. 


2.  Die  Kanonenfrage. 

§  115. 
Die  Eventualfrage. 

Eine  geringere  Rolle  spielte  in  den  Verhandlungen  die  Kanonen- 
frage, die  dann  auch  verhältnismässig  kurz  und  zwar  gleichfalls  verneinend 
entschieden  wurde. 

Auch  hier  handelte  es  sich  darum: 

Soll  man  sich  auf  die  jetzigen  Typen  beschränken  und  durch  ein 
Abkommen  jede  Verbesserung  untersagen? 


*)  II.  75,  19. 

2)  Der  Präsident  hatte  damals  mit  Recht  gesagt,  dass  es  sich  hier  nicht  um  eine 
„rectification  au  proces- verbal",  sondern  eine  „modification  au  vote*  handle  (II.  77).  Aber 
das  Protokoll  wurde  doch  geändert. 

8)  Aber  der  Vertreter  meinte,  die  Vereinigten  Staaten  würden  wohl  keinen  Wider- 
spruch erheben. 

4)  Im  übrigen  berief  sich  der  Bevollmächtigte  auf  seine  früheren  Ausfuhrungen. 
Vgl.  oben  S.  528. 

5)  Mit  der  Begründung,  dass  die  Entscheidung  bei  den  Grossmächten  stehe. 

6)  Mit  dem  Zusatz  „ad  referendum".  In  der  5.  Sitzung  am  22.  Juni  teilte  der  bul- 
garische Vertreter  dann  aber  mit,  dass  seine  Regierung  den  Antrag  Den  Beer  Poortugael 
annehme  (IL  77). 

7)  IL  19. 
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Diese  Frage  warf  der  Präsident  Beernaert  in  der  Sitzung  der  Unter- 
kommission am  29.  Mai  auf,  als  in  der  Verhandlung  der  Dum-Dum-Frage 
eine  Pause  eingetreten  war.1) 

Der  russische  Oberst  Gilinsky  erinnerte  an  den  Grundgedanken 
der  russischen  Vorschläge,  wonach  man  eine  Minderung  des  drückenden 
Militärbudgets  herbeiführen  wolle:  es  sei  wünschenswert,  wenn  man  be- 
züglich der  Feldartillerie  zu  einem  ähnlichen  Einvernehmen  gelange,  wie  es  in 
der  Gewehrfrage  angeregt  sei:  wenn  man  also  die  jetzige  Kanone  nicht  mehr 
ändere  und  bei  der  Schnellfeuerkanone  bleibe,  die  ja  schon  in  mehreren 
Staaten  eingeführt  sei.  Den  zurückgebliebenen  Ländern  solle  es  indes 
gestattet  bleiben,  sich  zu  den  anderen  hinaufzuarbeiten.2) 

Nachher  stellte  Gilinsky  noch  einmal  fest :  Der  russische  Antrag  geht 
dahin,  dass  es  noch  jedem  frei  bleiben  soll,  die  beste  Kanone,  also  die 
Schnellfeuerkanone,  einzufuhren.8) 

Als  später  der  rumänische  Vertreter  seinem  Votum  die  Bemerkung 
beifugte,  es  sei  unmöglich,  die  Gewehr-  und  die  Kanonenfrage  auf  demselben 
Fuss  zu  behandeln,4)  erbat  Gilinsky  mitten  in  der  Abstimmung  noch  einmal 
das  Wort  zu  folgender  Erklärung :  er  habe  selbst  schon  auf  den  Unterschied 
der  beiden  Fragen  hingewiesen.  Denn  was  das  Gewehr  betreffe,  so  seien 
die  Grossmächte  bereits  im  Besitz  von  zufriedenstellenden  Modellen,  die  sich 
sehr  nahe  stünden.    Bei  den  Kanonen  sei  das  aber  anders.5) 

Die  Frage  war  aber  gerade,  ob  es  den  rückständigen  Staaten  erlaubt 
werden  solle,  es  in  ihren  Rüstungen  den  Grossmächten  gleichzutun. 

Diese  Frage  wurde  jetzt  infolge  einer  Anregung  Zuccaris  vom  Präsi- 
denten förmlich  gestellt.*) 

Der  französische  Bevollmächtigte  Bihourd  meinte  aber,  mit  einer 
solchen  Fassung  reize  man  ja  geradezu  zu  Verbesserungen  und  Ausgaben 
man  erreiche  also  das  Gegenteil.7) 

Der  Präsident  Beernaert  formulierte  nun  die  letzte  Frage  folgender- 
massen : 

Erlaubt  für  den  Fall,  dass  man  durch  ein  Abkommen 
neue  Verbesserungen  verbietet,  dieses  Verbot  nichtsdesto- 
weniger allen  Staaten  noch  dieAnnahme  der  besten  Typen, 
die  gegenwärtig  eingeführt  sind? 

Ermöglicht  also  das  prinzipielle  Verbesserungsverbot  —  diesen  Be- 
schluss  vorausgesetzt  —  den  zurückgebliebenen  Nationen  nichtsdestoweniger 
noch  das  Nachkommen? 

Über  diese  Eventualfrage  (Einschränkung)  wurde  zuerst  abgestimmt. 

Der  deutsche  Bevollmächtigte  meinte,  es  sei  sehr  schwierig  abzu- 
stimmen über  blosse  Einschränkungen   (restrictions    qui    s'imposent)  und 

>)  IL  63.    Vgl.  oben  S.  482  (§  101). 

*)  IL  63.    Vgl.  auch  den  Bericht  IL  14. 

s)  IL  64. 

*)  IL  64. 

5)  a.  a.  0. 

fl)  IL  63.  Bericht  IL  14. 

7)  a.  a.  0. 
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enthielt  sich  der  Stimme.  Ebenso  äusserte  sich  Österreich- Ungarn1) 
und  Holland. 

Auch  Dänemark  fand  Schwierigkeiten.  Der  dänische  Bevollmächtigte 
erklärte,  dass  sein  Land  eine  Materialänderung  vornehmen  müsse  und  fuhr 
dann  fort: 

Es  wird  bei  Verbesserungen,  die  man  zugestehen 
möchte,  nicht  zu  umgehen  sein,  dass  man  die  besten  Modelle 
erprobt.  Aber  die  Staaten,  welche  sie  haben,  werden  sie 
nicht  zur  Verfügung  stellen.  Man  muss  also  erst  genau  fest- 
stellen, inwieweit  eine  solche  Weigerung  zulässig  ist  und 
inwieweit  nicht. 

Dem  dänischen  Votum  schlössen  sich  Spanien,  Portugal  und 
Japan  an. 

Auch  der  französische  Bevollmächtigte  General  Mounier  erklärte 
weder  mit  ja,  noch  mit  nein  stimmen  zu  können.  Dänemark  scheine  das 
richtige  Losungswort  ausgegeben  zu  haben.  Er  selbst  kenne  nicht  die 
beste  Kanone.     Das  sei  ein  Geheimnis.2) 

Rumänien  trat  dem  französischen  Votum  bei. 

Auch  Schweden  und  Norwegen  enthielt  sich  im  Hinblick  auf 
die  dort  schon  beschlossene  Änderung  der  Kanonen  der  Stimme.  Stimm- 
enthaltung übte  weiter  die  Schweiz  mit  der  Begründung,  dass  auf  dem 
Gebiet  der  artilleristischen  Bewaffnung  Frankreich  und  Deutschland  an  der 
Spitze  marschierten,  alle  anderen  aber  noch  nicht  über  die  Proben  hinaus- 
gekommen seien. 

Ebenso  machte  die  Türkei  Vorbehalte.8) 

England  dagegen  stimmte  einfach  gegen  jede  Beschränkung.4) 

Russland  erklärte  sich  dahin,  dass  die  Annahme  der  besten  Kanone, 
d.  h.  der  Schnellfeuerkanone,  freistehen  müsse. 

Glatt  mit  ja  stimmten  nur  5  Staaten :  die  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika,  Belgien,  Italien,  Persien,  Serbien  und 
Siam. 

Bedingt  ja 6)  stimmte  Bulgarien. 

Die  Reihenfolge  der  Abstimmung  rechtfertigte  sich  nach  dem  Grund- 
salz, dass  stets  die  präjudizielle  Frage  den  Vorrang  haben  muss. 
Dieses  Verhältnis  lag  zwischen  den  beiden  Fragen  aber  vor,  und  das 
Hauptinteresse  stak  in  der  Eventualfrage. 

Bei  dem  immerhin  verzwickten  Abstimmungsmodus  erhoben  sich 
übrigens  alsbald  Zweifel,  ob  nur  über  die  Eventualfrage  oder  über  das  ganze 


l)  Der  österreichische  Bevollmächtigte  fügte  hinzu,  dass  Österreich  seine  Kanone 
andern  müsse. 

*)  II.  63. 

8)  Vgl.  den  Bericht.  IL  14. 

«)  a.  a.  0. 

5)  Nämlich  unter  der  Bedingung,  dass  man  in  der  Gewehrfrage  zu  derselben  Ent- 
scheidung gelange.  (II.  64.)  Der  Bericht  lässt  Bulgarien  einfach  als  Anhänger  der 
russischen  Auffassung  erscheinen.  (IL  14.) 
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Prinzip  abgestimmt  worden  sei  und  der  Bevollmächtigte  der  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika,  Kapitän  Crozier,  korrigierte  in  der  nächsten  Sitzung 
sein  Votum.1) 

Die  zur  Abstimmung  gestellte  Frage  lässt  sich  folgendermassen  formu- 
lieren: Soll  für  den  Fall,  dass  der  Beschränkungsstandpunkt  einmal  gut- 
geheissen  wird,  hier  eine  begünstigende  Ausnahme  zum  Besten  der  zurück- 
gebliebenen Staaten  zugestanden  werden  P 

In  Wirklichkeit  wollten  die  mit  „ja"  Stimmenden  das  Verbot  von 
vornherein  nur  auf  den  Leib  der  grossen  Militärmächte  zu- 
geschnitten sehen;  und  als  die  zugunsten  der  Kleinstaaten  geplante 
Ausnahmestellung  keine  Majorität  gefunden  hatte,  war  das  Interesse  für  das 
ganze  Entwicklungs verbot  geschwunden. 

Das  zeigte  sich  sofort  bei  der  Abstimmung  über  die  Hauptfrage. 

§  116. 

Die  Hauptfrage. 

England  halte  schon  bei  der  Abstimmung  über  die  Eventualfrage  er- 
klärt, dass  es  nicht  geneigt  sei,  überhaupt  in  eine  Beschränkung  einzu- 
willigen. 

Der  Präsident  formulierte  die  Hauptfrage  (question  de  principe) 
folgendermassen : 

Wollen  es  sich  die  auf  der  Konferenz  vertretenen 
Staaten  für  eine  noch  zu  bestimmende  Zeit  und  haupt- 
sächlich aus  volkswirtschaftlichen  Erwägungen  durch 
vertragsmässige  Bindung  versagen,  bezüglich  der  Kano- 
nen Neuerungen  vorzunehmen,  indem  sie  auf  die  Nutz- 
barmachung jeder  Erfindung  verzichten? 

Die  Abstimmung  ergab  folgendes  Resultat2): 

Es  stimmten  mit  Nein: 

Deutschland,  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  Österreich-Ungarn, 
Dänemark,  Spanien,  Frankreich,  England,  Italien,  Japan,  Holland,  Portugal, 
Persien,  Rumänien,  Serbien,  Siam,  Schweden  und  Norwegen,  die  Schweiz, 
die  Türkei  und  Bulgarien. 

Es  enthielten  sich  der  Stimme:  Belgien  und  Russland.8) 
Der  Präsident  stellte  darnach  fest,  dass  eine  sehr  starke  Mehrheit 
jeder  Beschränkung  bezüglich  der  Kanonen  feindlich  gegenüberstehe  und 
dass  somit  darüber  die  Verhandlung  geschlossen  sei.  In  Wirklichkeit  war 
aber,  nachdem  die  zugunsten  der  rückständigen  Staaten  gestellte  Eventual- 
frage verneint  worden  war,  kein  Staat  mehr,  nicht  einmal  mehr  Russland, 
für  den  Stillstand  in  der  Einführung  neuer  Kanonenmodelle  eingetreten. 


1)  II  66 

2)  II.  64.    Vgl.  auch  den  Bericht  II.  14. 

8)  Der  Vertreter  brachte  bei  der  Abstimmung  noch  einmal  den  russischen  Stand- 
punkt zum  Ausdruck,  dass  das  Verbot  allein  für  die  fortgeschrittenen  Lander  Geltung  ge- 
winnen sollte,  während  die  anderen  die  Freiheit  haben  müssten,  noch  das  beste  Modell 
einzuführen.  (II.  64.) 
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In  der  5.  Sitzung  der  militärischen  Unterkommission  am  22.  Juni1) 
stand  die  Prüfung  des  Berichts  von  Den  Beer  Poortugael  auf  der  Tages- 
ordnung und  die  Mitglieder  wurden  aufgefordert,  etwaige  Berichtigungen 
anzubringen.  Bei  dieser  Gelegenheit  kam  Gilinsky  auf  die  Kanonenfrage 
zurück  und  rechtfertigte  die  Stimmenthaltung  Russlands  bei  der  letzten 
Abstimmung. 

Kr  fahrte  aus,  dass  der  russische  Antrag  in  der  Kanonenfrage  in  einer 
anderen  Fassung  zur  Abstimmung  gebracht  worden  sei,  als  er  ursprünglich  gehabt 
habe. 

Die  russische  Regierung  habe  beantragt,  als  schon  vertretenen  Typus  noch 
die  Schnellfeuerkanone  annehmen  zu  dürfen,  aber  Verbesserungen  derselben  für 
eine  bestimmte  Zeit  zu  untersagen.  Die  Schnellfeuerkanone,  die  bei  mehreren 
Heeren  eingeführt  sei,  bilde  kein  Geheimnis.  Sie  sei  schon  eingeführt  in  Russland, 
Deutschland  und  Frankreich;  versucht  werde  sie  auch  in  anderen  Ländern. 

Der  russische  Antrag  wolle  es  jedem  Staat  erlauben,  noch  die  beste  Kanone, 
das  heisst,  die  Schnellfeuerkanone  anzunehmen.  Der  gegenwärtige  Antrag,  über 
den  abgestimmt  worden  sei,  bestimme  aber  im  Gegenteil,  dass  bei  der  Feldartillerie 
die  gegenwärtige  Kanone  nicht  geändert  werde  und  dass  also  die  zurückgebliebenen 
Länder  nicht  befugt  seien,  sich  auf  das  Niveau  der  anderen  hinaufzuarbeiten.  Es  be- 
stehe somit  ein  Unterschied  zwischen  dem-  russischen  Antrag  und  dem  zur  Abstim- 
mung  gestellten  Text 

Bei  dieser  Sachlage  habe  er  geglaubt,  sich  der  Stimme  enthalten  zu  sollen 2) 

Bevor  die  Weiterverhandlung  der  Gewehr-  und  Kanonenfragö  in  der 
Kommission  und  im  Plenum  verfolgt  werden  kann,  empfiehlt  es  sich, 
festzustellen,  zu  welchem  Resultat  die  II.  Unterkommission  in  der  Frage 
der  Marine kanonen  gelangt  ist. 

II.  Die  Verhandlungen  der  Marine-Unterkommission. 
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Die  II.  oder  Marine-Unterkommission  hatte  in  Ziff.  2  des  russischen 
Rundschreibens  das  Verbot  neuer  Marinegeschütze,  sowie  die  ganze  Ziff.  4 
oder  die  Frage  der  Rammschiffe  und  Unterseeboote  zu  bearbeiten.8) 

Die  Beratung  der  Frage  der  Marinegeschütze  führte  in  die  gleiche 
Atmosphäre,  in  welcher  sich  die  militärische  Unterkommission  erfolglos 
abgemüht  hatte. 

Es  wird  sich  zeigen,  dass  auch  die  Marine-Unterkommission  keinen 
Erfolg  erzielte. 

Ein  Verbot  neuer  Feuerwaffen  für  die  Marine,  so  leitete  der 
Präsident  van  Karnebeek  am  26.  Mai  die  1.  Sitzung  der  Marine-Unterkom- 
mission ein,  trifft,  da  die  Gewehre  hier  eine  geringe  Rolle  spielen,  haupt- 
sächlich nur  die  Kanonen.4) 


*)  IL  77. 

")  II.  77  f.    Der  Präsident  kündigte  die  Aufnahme  dieser  Erklärung  im  Protokoll 

an.  (IL  78.) 

*)  Der  Soltyksche  Bericht  rühmt  es  in  der  Einleitung,  dass  die  Verhandlung  aber 
Ziff.  1—4  des  russischen  Rundschreibens  den  Vertretern  der  Marine  verschiedene  Male 
Gelegenheit  gegeben  habe,  ihre  grandlichen  Kenntnisse  auf  dem  sehr  weiten  m\d  ver- 
wickelten Gebiet  der  Marine-Technologie  zu  zeigen.    (IL  20.) 

«)  IL  80. 

M  eurer,  Hanger  Friedenskonferenz,  IL  35 
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Was  sind  aber  neue  Feuerwaffen?  Das  war  sofort  Gegenstand  des 
Streites.1) 

Der  französische  Admiral  Pöphau  wollte  insbesondere  wissen,  ob 
damit  auch  blosse  Umbildungen  (transformations)  verboten  werden  sollten.2) 
So  war  man  also  sofort  mitten  in  die  Zweifel  hineingerissen,  die  auch 
die  militärische  Unterkommission  beschäftigt  hatten.8) 

Der  Präsident  van  Karnebeek  meinte,  dass  man  wohl  keine 
Änderungen  an  Einzelheiten  (raodiflcations  de  detail)  verbieten  wolle,  son- 
dern nur  ziemlich  belangreiche  Umbildungen,  wodurch  eine  Feuerwaffe 
ein  neues  Kriegsmittel  werde  (transformations  assez  importantes  pour  faire 
d'une  certaine  arme  ä  feu  un  nouvel  engin  de  guerre).4) 

Auch  der  russische  Fregattenkapitän  Scheine  verstand  unter  einer 
neuen  Feuerwaffe  nur  einen  völlig  neuen  Typus  (type  entterement  nouveau) 
und  wollte  damit  blosse  Umbildungen  (transformations)  und  Verbesserungen 
(am61iorations)  erlaubt  sehen.5) 

Was  heisst  aber  „type  nouveau"?  So  fragten  jetzt  die  Kapitäne 
Sakamoto  und  M a h a n.  Sollte  das  vielleicht  gleichbedeutend  sein  mit 
einem  im  Augenblick  überhaupt  noch  nicht  erfundenen  Typus.6) 

Auch  Pephau  fand,  dass  in  der  Scheineschen  Begriffsbestimmung 
lediglich  ein  neues  Wort  auftrete.  Denn  nun  müsse  man  fragen:  was  ist 
ein  neuer  Typus  ?  Wenn  man  die  alte  Kanone  nach  und  nach  ändere  und 
verbessere,  so  entstehe  eben  schliesslich  ein  neuer  Typus.7) 

S  o  1 1  y  k  stimmte  dem  bei :  Ein  neuer  Typus  sei  nur  der  alte  Typus, 
der  fortwährend  verbessert  werde.8) 

Man  kam  nicht  vom  Fleck  und  der  Kapitän  zur  See  Mahan  machte 
nun  den  Vorschlag,  man  möge  einmal  den  neuen  Typus  als  festen  Begriff 
hinnehmen  und  dann  die  Frage  prüfen,  ob  man  gegen  ihn  ein  Änderungs- 
verbot richten  wolle.9) 

Der  englische  Bevollmächtigte  Fish  er  folgte  dieser  Anregung 
und  vertrat  dann  aber  die  Meinung,  mit  welcher  sich  auch  die  Unterkom- 
mission einverstanden  erklärte,10)  dass  jedes  Land  die  beste  Waffe  haben 
wolle , %  die  es  sich  nur  verschaffen  könne.  Und  der  Admiral  meinte 
im  ersichtlichen  Hinblick  auf  die  Kriege  der  Engländer  an  der  Peri- 
pherie der  Zivilisation:  mit  jeder  Einschränkung  der  Handlungsfreiheit 
würden  die  gesitteten  Staaten  in  einem  Krieg  mit  ungesitteten  oder  wilden 
Völkern  schlechter  gestellt  sein  als  diese.11) 

*j  Vgl.  den  Soltykschen  Bericht.  II.  20. 
)  II.  80. 

)  VgL  oben  S.  528  ff. 
)  IL  80. 
)  a.  a.  0. 

)  IL  80,  21.    Der  Soltyksche  Bericht  war  hier  anfangs  ungenau  und  musste  be- 
richtigt werden.  (IL  96.) 
*)  IL  80,  21. 
8)  a.  a.  0. 
•)  IL  80,  20. 
20. 
81. 


10)  IL 
")  IL 
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Scheine  versuchte  aber  das  Verbot  durch  eine  zeitliche  Beschränkung 
annehmbar  zu  machen:  Ein  Verbot  auf  unbestimmte  Zeit,  so  führte  er 
aus,  würde  allerdings  allzu  zahlreiche  und  gewichtige  Interessen  berühren. 
Das  liege  aber  auch  nicht  in  der  Absicht  seiner  Regierung.  Es  empfehle 
sich  vielmehr,  das  Verbot  nur  für  eine  beschränkte,  nicht  allzulange  Zeit, 
etwa  3  oder  4  Jahre,  zu  erlassen.  In  dieser  Zeit  könnten  sich  übrigens 
ja  auch  die  jetzigen  Kanonen  nicht  erheblich  verandern.  So  käme  man 
wenigstens  einmal  zum  Anfang;  damit  sei  die  Frage  bestimmt  und  hätte 
feste  Gestalt.1) 

Der  Präsident  van  Karnebeek  erklärte  diesen  Vorschlag  für  sehr 
bedeutsam.  Er  könne  dazu  führen,  dass  der  zugrunde  richtenden  Konkur- 
renz, welche  sich  die  Staaten  in  der  Herstellung  neuer  Waffen  machten, 
einer  Konkurrenz,  die  zwecklos  sei,  da  man  nach  jeder  Anstrengung  wieder 
gleichstehe,  eine  Grenze  gesetzt  werde.  Aus  dieser  grundsätzlichen  Er- 
wägung habe  man  ja  überhaupt  die  Frage  vor  die  Konferenz  gebracht. 

Stelle  man  sich  aber  einmal  auf  den  Boden  dieses  Antrags,  so  könne 
man  fragen,  ob  man  nicht  gleich  die  Erfindung  neuer  Kriegsmittel  ver- 
bieten solle.2) 

van  Karnebeek  glaubte  in  der  Tat  schon  bei  der  Erfindung  einsetzen 
zu  sollen  und  verlangte  als  einziges  wirksames  Mittel  Strafbestimmungen 
gegen  die  Erfinder  neuer  Kriegsgsmittel.8) 

Aber  war  das  nicht  ein  Angriff  auf  die  höchst  entwickelte  Industrie?4) 

P6phau  widersprach  denn  auch  sofort  mit  der  allerdings  noch 
sehr  vorsichtigen  Begründung,  man  könne  die  Erfinder  niemals  hindern, 
die  Völker  zugrunde  zu  richten.0)  Fish  er  aber  meinte  umgekehrt,  dass 
die  Erfindungen  vielmehr  dazu  dienen,  den  Krieg  zu  erschweren  und  auf- 
zuhalten. Was  sodann  die  Ausführung  des  russischen  Vorschlags  betreffe, 
so  erfordere  diese  eine  Aufsichtsinstanz,  in  welcher  aber  die  Staaten  wohl 
einen  Angriff  auf  ihre  Souveränität  sehen  würden.6) 

Auch  der  deutsche  Kapitän  zur  See  Siegel  und  der  französische 
Admiral  P6phau  betonten  die  Unmöglichkeit  einer  Aufsichtsvorkehrung. 
Der  Ausgangspunkt  sei  übrigens  auch  falsch;  überall  seien  die  Waffen  in 
der  Umbildung  begriffen.7) 

Es  wollte  also  keine  rechte  Stimmung  für  den  russischen  Antrag  auf- 
kommen, und  der  Präsident  schickte  sich  an,  das  Verhandlungsergebnis 
folgendermassen  festzustellen : 

So  wünschenswert  es  nach  der  Ansicht  der  Unter- 
kommission ist,  der  fraglichen  Konkurrenz  ein  Ende  zu 
machen,  so  erscheint  doch  die  Entscheidung  der  Frage  so 
schwer,  dass  es  beim  alten  bleiben  rauss.8) 

l)  IL  81. 

»)  Vgl.  den  Bericht  II.  20. 

3)  II.  81,  21. 

4)  II.  20. 

8)  II.  81,  21. 
•)  a.  a.  0. 
7)  a.  a.  0. 
*)  a.  a.  0. 
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Aber  damit  war  Scheine  nicht  zufrieden,  der  vielmehr  auf  seinem 
Antrag  bestand.  Die  Fristsetzung  von  3  bis  4  Jahren  würde  die  Frage 
vorwärts  bringen,  ohne  die  fraglichen  Interessen  in  Mitleidenschaft  zu  ziehen; 
und  auf  jeden  Fall  sei  einmal  das  Prinzip  festgelegt.1) 

Ein  weiterer  Meinungsaustausch  ergab  aber  das  Resultat,  dass  die 
Unterkommission  erst  noch  eine  weitere  Begründung  der  Frage  und  eine 
genauere  Angabe  über  ihre  Tragweite  für  nötig  hielt,  und  Scheine  erklärte 
sich  auf  Anfrage  des  Präsidenten  bereit,  in  der  nächsten  Sitzung  eine  be- 
stimmtere Fassung  seines  Antrags  vorzulegen.2) 

Es  wird  sich  zeigen,  dass  auch  hier  wieder  das  Kaliber  die  erste 
Rolle  spielte;  nur  geht  hier  umgekehrt  die  Entwickelung  auf  eine  Ver- 
grösserung  des  Kalibers. 

Die  militärische  Unterkommission  hatte  übrigens  ganz  denselben  Ver- 
handlungsweg zurückgelegt,  um  beim  Nichts  anzulangen.8)  Wir  wollen 
sehen,  ob  die  Marine-Unterkommission  mit  dem  Versuch  einer  Detailregelung 
mehr  Glück  hatte. 

Die  nächste  Sitzung  am  29.  Mai  leitete  der  Präsident  mit  der  Be- 
merkung ein,  dass  die  Beschränkung  der  Marinewaffen  unter  dem  doppelten 
Gesichtspunkt  einer  wirtschaftlichen  Entlastung  und  einer  Minderung  der 
Kriegsübel  stehe.  Die  Unterkommission  beschäftige  indes  im  Augenblick 
nur  die  Wirtschaftsfrage.4) 

Darnach  erhielt  der  russische  Fregattenkapitän  Scheine  das  Wort 
zu  folgender  Ausführung6):  Den  Ausdruck  „neuer  Typus44  habe  er  für  be- 
stimmt genug  gehalten,  aber  angesichts  des  Zweifels,  welchen  einige 
Kameraden  geäussert  hätten,  habe  er  nach  einer  mehr  ins  einzelne  gehenden 
Fassung  gesucht. 

Die  Kanone,  so  führte  er  aus,  hat  drei  grosse  Entwicklungsstufen  durch- 
gemacht. 

Zuerst  verwandelten  sich  die  glatten6)  in  gezogene  Kanonen.')  Dann  sind  aus 
den  Vorderladern8)  die  Hinterlader9)  entstanden,  was  den  Typus  vollständig 
geändert  hat. 

Und  schliesslich  sind  die  Schnellfeuerkanonen10)  gekommen. 

Wenn  ich  im  Namen  der  russischen  Regierung  für  eine  bestimmte  Zeit  die 
Verwendung  eines  neuen  Typus  verboten  sehen  möchte,  so  denke  ich  dabei 
an  Erfindungen,  welche  eine  so  grundstürzende  Änderung  (modification  aussi  radicale} 
herbeiführen  würden,  wie  es  nur  eine  der  angegebenen  Umbildungen  vermocht  hat 

Aber  nach  welchen  technischen  Gesichtspunkten  bestimmt  sich  der  Be- 
griff einer  grundstürzenden  Umbildung? 

Zunächst  suchte  Scheine  diese  Frage  an  der  Kaliberfrage  einzu- 
hängen : 


x)  IL  81,  21. 

*)  a.  a.  0. 

8)  Vgl  oben  S.  541,  544. 

*)  II.  83.  Vgl.  auch  oben  S.  525. 

5)  II-  83 f,  21  f. 

6)  canons  lisses. 

7)  canons  ray6s. 

8)  canons  se  chargeant  par  la  bouche. 
e)  canons  se  chargeant  par  la  culasse. 

10j  canons  ä  tir  rapide. 
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Die  Marinegeschütze,  so  führte  er  weiter  ans,  können  in  drei  Gruppen  ge- 
bracht werden. 

1.  Die  kleinen  Schnellfeuerkanonen  mit  einem  Kaliber  von  weniger  als 
190  mm  und  die  Revolverkanonen1) 

2.  Die  grosse  Masse,  d.  h.  die  Schnellfeuerkanonen  mit  einem  Kaliber  von 
12 — 90  cm  und  das  gewöhnliche  Grobgeschfltz  *)  bis  zu  43  cm. 

3.  Die  Geschütze  der  Boote  und  die  Landungsgeschütze.8) 

Für  die  Frage  der  Budgetentlastung  kann  man  die  erste  Gruppe  ganz  aus- 
schalten. 

Die  dritte  Gruppe  weist  mehr  auf  den  Landkrieg.  Somit  handelt  es  sich 
nur  noch  um  die  zweite  Gruppe. 

Mein  Antrag  geht  nun  dahin,  eine  Überschreitung  des  Maximums 
vom  20  em  bei  den  Schnellfeuerkanonen  und  vom  48  cm  bei  den  gewöhn- 
lichen Grobgeschützen  durch  Abkommen  in  verbieten. 

Aber  Scheine  gab  zu,  dass  die  Kaliberfrage  allein  nicht  bestimmend 
sei.  Es  sei  vielmehr  noch  von  Bedeutung:  Die  Länge  des  Kanonenrohrs 
und  die  Art  des  Pulver  s.  Es  genüge  aber,  sich  auf  die  Anfangsgeschwindig- 
keit festzulegen,  welche  durch  das  jetzige  Pulver  erzielt  würde:  700—800  m 
in  der  Sekunde. 

Ausserdem  müsse  man  sich  verpflichten,  keine  andere  Schiessmasse 
als  Pulver  und  nicht  den  Rückstoss  zur  Ladung  zu  verwenden,  also  auch 
keine  Selbstlader  einzuführen. 

Die  Geltungsdauer  des  Abkommens  könne  man  auf  3  oder  5  Jahre 
bestimmen,  um  einen  Ausgangspunkt  zu  haben.  Da  sich  die  Artillerie 
gerade  mehr  oder  weniger  in  der  Umbildung  befinde,  siehe  dieser  Zeit- 
bestimmung wenig  entgegen.  Jeder  Bevollmächtigte  müsse  nur  den  Termin 
bestimmen,  von  welchem  an  seine  Regierung  die  fragliche  Verbindlichkeit 
auf  sich  nehmen  wolle. 

Der  Präsident  van  Karnebeek  dankte  dem  russischen  Bevoll- 
mächtigten für  seine  „interessante  Ausführung4'  und  vertrat  auch  seinerseits 
die  Möglichkeit  einer  Bindung  innerhalb  der  von  Russland  bezeichneten 
Grenzen,  über  welche  hinaus  Freiheit  bestehen  müsse.4) 

Die  Verhandlungen  setzten  nun  zunächst  an  der  Kaliberfrage  ein,  und 
Scheine  kam  einigen  Rednern 6)  dahin  entgegen,  dass  er  sich  bereit  er- 
klärte, das  Maximum  des  Kalibers  noch  etwas  höher  zu  setzen. 

Der  amerikanische  Kapitän  zur  See  Mahan  erklärte  aber  die  Be- 
schränkung des  Kalibers  nicht  für  ausreichend.  Auch  für  die  Panzer 
(cuirasses)  müssten  dann  beschränkende  Bestimmungen  erlassen  werden, 
was  der  Präsident  im  Hinblick  auf  die  Ersparnisse  begrüsste.6) 

Der  deutsche  Kapilän  zur  See  Siegel  setzte  bei  der  Frage  der  An- 
fangsgeschwindigkeit ein:  Diese  allein  entscheide  nicht,  sondern  es  käme 
auch  auf  die  lebendige  Kraft  (force  vive)  des  Geschosses  an,  die  mit 
bestimmt  sei  durch  das  Gewicht  der  Granate. 


')  „Les  petits   canons  ä   tir   rapide  de   moins  de  120  millimetres,   et  les  canons, 
revolvers." 

*)  „Les  gros  canons  ordinaires." 

3)  „Les  canons  des  embarcations  et  de  debarquement.* 

*)  IL  84. 

ß)  Turkhan  Pascha,  Siegel.  Tadema.  (II.  84.)     Vgl.  auch  IL  22. 

•)  a.  a.  O. 
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Scheine  antwortete:  Das  Gewicht  der  Granate  kann  freilich  nicht 
erhöht  werden,  ohne  dass  die  Fluggeschwindigkeit  abnimmt.  Aber  durch  die 
Steigerung  der  Anfangsgeschwindigkeit  kann  man  das  bis  zum  gewissen 
Grad  wieder  ausgleichen.1) 

Wie  es  vorauszusehen  war,  befand  man  sich  also  auch  hier  schnell 
mitten  in  den  technischen  Details  der  Waffenlehre  und  Schiesstheorie; 
und  man  fragte  sich,  ob  auf  diesem  Weg  wirklich  ein  Abkommen  erreich- 
bar sei. 

§  118. 

Der  französische  Antrag. 

Der  französische  Admiral  P6phau  lenkte  daher  jezt  von  der  Behand- 
lung der  Einzelheiten  auf  das  Prinzip  zurück,  mit  dessen  Festlegung  man 
sich  begnügen  müsse  und  stellte  folgenden  Antrag: 

„Die  Vertragsstaaten  verpflichten  sich  während  .  .  .  Jahren,  gerechnet  vom 
.  .  .,  an  den  jetzigen  Kanonentypen  keine  Veränderung  von  Grund  aus  (trans- 
formation  radicale),  wie  sie  sich  etwa  mit  der  Einführung  der  Hinterlader  voll- 
zog, vorzunehmen.  Auf  jeden  Fall  darf  das  jetzige  Kaliber  nicht  mehr  erhöht 
werden."  *) 

Diese  Fassung  erschien  aber  dem  Präsidenten  wieder  zu  allgemein. 
Derselbe  meinte,  einer  ziflfermässigen  Abgrenzung  doch  den  Vorzug  geben 
zu  sollen  und  forderte  die  Bevollmächtigten  auf,  sich  erst  zum  Antrag 
Scheine  zu  äussern  resp.  darüber  die  Ansichten  ihrer  Regierung  einzuholen. 

Vor  allem  aber  kam  die  gefährliche  Frage  nach  der  besonderen  Stellung 
der  kleinen  Seemächte.  Wie  wir  sahen,8)  war  an  der  entsprechenden 
Frage  der  militärischen  Unterkommission  schliesslich  alles  gescheitert. 

Der  österreichische  Korvettenkapitän  So Ityk  erklärte,  nach  der  Auf- 
fassung seiner  Regierung  müssten  die  kleinen  Seemächte  jedenfalls  die 
Möglichkeit  besitzen,  in  der  Bewaffnung  den  grossen  Seemächten  gleich- 
zukommen. 

Durch  die  Stellungnahme  des  Präsidenten  waren  die  technischen 
Detailfragen  wieder  in  den  Vordergrund  gerückt  worden,  und  der  japa- 
nische Kapitän  zur  See  Sakamoto  kam  daher  auf  die  Frage  der 
Panzer  zurück,  bei  welchen  in  gleicher  Weise  eine  Beschränkung  ins  Auge 
gefasst  werden  müsste.  Ferner  dürfe  auch  die  grundsätzliche  Bedeutung 
der  Auf  Sichtsfrage  nicht  aus  dem  Auge  gelassen  werden. 

Der  dänische  erste  Bevollmächtigte  v.  Bille  aber  meinte  zur  Panzer- 
frage :  Die  Dicke  des  Panzers  bestimme  keineswegs  allein  die  Widerstands- 
kraft. Man  möge  eine  Ziffer  aufstellen  für  das  Verhältnis  der  Durchschlags- 
kraft der  Geschosse  und  der  Widerstandskraft  der  Panzer.  In  Betracht  zu 
ziehen  seien  übrigens  auch  die  Panzer  der  Küstenbefestigungen.4) 

Mahan  erhob  hier  jedoch  Zuständigkeitsbedenken  und  meinte  weiter: 
Er  glaube  nicht,  dass  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  geneigt  sein 
würden,  den  Erfindungen,  besonders  auf  dem  Gebiet   der  Panzerverbesse- 


l)  IL  84  Eine  solche  Steigerung  kann  durch  ein  stärkeres  Pulver  erfolgen. 
*)  IL  84,  22. 

3)  Vgl.  oben  S.  541  ff. 

4)  a.  a.  O. 
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rangen,  Halt  zu  gebieten.  Da  wäre  es  besser,  überhaupt  jedes  neue  Her- 
stellungsverfahren (nouveaux  proc^des  de  fabrication  autres 
que  ceux  employös  actuellement)  zu  untersagen.1) 

Bei  einem  weiteren  Meinungsaustausch,  der  das  Resultat  ergab,  dass 
der  Antrag  P6phau  ohne  beschränkende  Panzerbestimmung  nicht  annehm- 
bar sei,8)  ergab  es  sich,  dass  die  meisten  Mitglieder  vor  der  Stellungnahme 
zum  Antrag  Scheine  die  Prinzipienfragö  des  Admirals  P6phau  zur  Er- 
örterung gestellt  sehen  wollten.8) 

Scheine  widersprach  nicht,  meinte  aber,  dass  für  den  zweiten  Satz, 
betreffend  die  Kaliberfrage,  eine  besondere  Prüfung  vorbehalten  werden  solle. 

Der  Präsident  forderte  daher  die  Bevollmächtigten  auf,  bezüglich 
des  ersten  Teiles  des  Antrags  PGphau  die  Ansichten  ihrer  Regierungen 
einzuholen,  was  diese  auch  zusagten. 

Der  Präsident  kam  jetzt  auf  die  Anregung  des  österreichischen 
Bevollmächtigten  v.  Soltyk  zurück  und  glaubte,  die  Tragweite  der  im 
Antrag  P6phau  ausgesprochenen  Verpflichtung  noch  näher  dahin  bestimmen 
zu  sollen,  dass  es  sich  dort  nicht  bloss  um  die  Kanonen  handle,  die  eine 
bestimmte  Nation  im  gegebenen  Augenblick  habe,  sondern  auch  um  alle 
Kanonen,  die  in  den  verschiedenen  Ländern  angenommen  seien. 

Es  sei  somit  denStaaten  mit  rückständiger  Kanone  im 
Rahmen  der  übernommenen  Verpflichtung  freigegeben, 
ihre  Kanone  zu  verbessern,  bis  sie  den  Stand  der  fortge- 
schrittensten Nation  erreicht  hätten.4) 

Aber  schon  jetzt  machte  der  englische  Admiral  Fish  er  3  Bedenken 
geltend : 

1.  Die  Kleinstaaten,  welche  ihre  Kraft  in  der  Eigenschaft  ihres 
Materials  zu  erblicken  haben,  werden  schwerlich  geneigt  sein,  sich 
bezüglich  neuer  Erfindungen  Beschränkungen  zu  unterwerfen. 

2.  Im  Krieg  mit  Wilden  werden  diese  Beschränkungen  nur  zum 
Nachteil  der  gesitteten  Nationen  wirken. 

3.  Die  Aufsicht  macht  Schwierigkeit.5) 

Der  amerikanische  Kapitän  zur  See  Mahan  aber  erklärte  kurzhin, 
dass  ihm  der  Antrag  P6phau,  ohne  Einschränkung  auf  dem  Gebiet  der 
Panzerfrage,  die  er  jedoch  nicht  wünschte,  unannehmbar  sei,  während 
der  schwedisch-norwegische  Kapitän  zur  See  Hjulhammar  dagegen  Wider- 
spruch  erhob,  dass  man  den  Erfindungen  Schwierigkeiten  bereiten  wolle.6) 

Damit  schloss  die  Sitzung  am  29.  Mai. 

Das  Verbot  der  Kalibererhöhung  im  Antrag  Pephau  sollte  den  ersten 
Gegenstand   der  Tagesordnung   der   dritten   Sitzung  am  31.  Mai  bilden,7) 


•)  li.  84  f.    Vgl  auch  II.  23. 

f;  II.  23. 

a;  II.  85. 

4)  a.  a.  0. 

ö;  a   a  0. 

6)  a.  a.  0. 

7)  IL  86. 
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Der  russische  Bevollmächtigte  Scheine  meinte  aber,  solange  man  noch  mit        \ 
dem  Prinzip  beschäftigt  sei,  solle  man  derartige  technische  Fragen  noch 
nicht  anschneiden. 

Das  binderte  indes  den  Präsidenten  nicht,  gegenüber  den  Ein- 
wendungen von  Mehemed  Pascha  und  Päphau l)  wenigstens  die  Tragweite 
der  aufgeworfenen  Kaliberfrage  dahin  zu  bestimmen,  dass  es  sich  hier  um 
solche  Kaliber  handle,  die  im  Augenblick  bei  den  Flotten  im  allgemeinen 
geführt  würden.2) 

Die  Stimmensammlung  über  den  ersten  Teil  des  P6phauschen  An- 
trags ergab  folgendes  Resultat:8) 

Die  Vertreter  von  Österreich-Ungarn,  Schweden  und  Nor- 
wegen,Japan  (unter  Vorbehalt  rücksichtlich  der  Geltungsdauer),  Holland 
und  Siam  stellten  die  Zustimmung  ihrer  Regierungen  in  Aussicht,  falls 
die  Beschränkung  einstimmig  angenommen  würde. 

Unter  diesem  Vorbehalt  stimmten  die  genannten  Staaten  mit  ja  ad 
referendum.4) 

Auch  der  dänische  Vertreter  hatte  seiner  Regierung  dazu  geraten, 
aber  noch  keine  Instruktion  erhalten,  während  die  Bevollmächtigten  der 
Vereinigten  Staaten  und  von  Italien  eine  Ablehnung  in  Aussicht 
stellten. 

Nunmehr  erhob  sich  aber  der  türkische  Admiral  Mehemed 
Pascha  und  vertrat  im  Hinblick  auf  den  inneren  Zusammenhang  der 
beiden  Teile  des  Antrags  Pephau  die  Auffassung,  dass  man  die  Ansichten 
der  Regierung  gleich  über  den  ganzen  Antrag  einholen  müsse.  Man  möge 
daher  die  Sache  vertagen. 

Die  Unterkommission  beschloss  dann  auch  in  diesem  Sinn.  Deshalb 
verzichtete  der  deutsche  wie  der  englische  Vertreter  auf  die  Abgabe  der 
Stimme,  und  der  deutsche  Bevollmächtigte  Siegel  beschränkte  sich  darauf, 
jetzt  schon  einen  grundsätzlichen  und  sehr  gewichtigen  Einspruch  (objeetion 
principale  et  trfes  grave)  gegen  beide  Teile  des  P6phauschen  Antrags  und 
zwar  bezüglich  der  Panzerfrage  anzukündigen.6) 

In  der  4.  Sitzung  am  5.  Juni  stand  der  Antrag  P6phau  wieder  auf 
der  Tagesordnung.6)  Es  sollten  sich  jetzt  die  Bevollmächtigten,  welche  In- 
struktion erhalten  hatten,  dazu  äussern  und  zwar  zunächst  über  den 
ersten  Teil. 

Es  handelte  sich  hier  bekanntlich  um  das  Verbot  einer  „transformaüon 
radicale"  am  Kanonentypus. 

Gegen  ein  solches  Verbot  stimmten: 


*)  IL  86. 

•)  II.  86,  23. 

8)  II.  86,  23. 
4)  II.  23. 

b)  IL  86,  23. 

9)  IL  91,  23. 
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Deutschland,1)  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  Österreich- 
Ungarn,8)  Spanien,8)  England,4)  Italien,  Portugal6)  und  die  Türkei.*) 

Glatt  f&r  das  Verbot  stimmten  nur:  Dänemark  und  Siam. 

Der  holländische  Vertreter  glaubte  trotz  der  zu  allgemeinen  Fassung 
die  Zustimmung  seiner  Regierung  wenigstens  in  Aussicht  stellen  zu  können. 

Dasselbe  tat  der  Vertreter  von  Japan  unter  der  Voraussetzung  der  Ein* 
mütigkeit  und  für  den  Fall,  dass  die  Geltungsdauer  des  Verbotes  zunächst 
nicht  zu  lang  sei. 

Ebenso  glaubte  der  Vertreter  von  Rumänien,  dass  seine  Regierung 
unter  der  Bedingung  zustimmen  werde,  dass  die  Geltungsdauer  zeitlich 
beschränkt  wurde. 

Und  so  lautete  schliesslich  auch  das  Votum  Russlands.  Deshalb 
rechnet  der  Soltyksche  Bericht  auch  Holland,  Japan,  Rumänien  und  Russ- 
land einfach  zu  den  Ja-Stimmen.7) 

Schweden  und  Norwegen  enthielt  sich  der  Stimme.8) 

§  119. 
Der  zweite  russische  Antrag. 

Als  man  nun  zur  Verhandlung  des  zweiten  Teiles  des  Antrags  Pöphau 
schreiten  wollte,  durch  welchen  die  Erhöhung  des  Kalibers  untersagt  war, 
legte  Scheine  eine  neue,  genauere  Fassung  vor.8) 

Hiernach  sollten  sich  die  Regierungen  verpflichten,  dass 

1.  bei   allen  Arten  von   Kanonen  das  Kalibermax  im  um  17  Zoll  oder 
431,7  mm  sei, 

2.  das  Kanonenrohr  nicht  eine  45  Kaliber-Länge  überschreite, 


')  Deutschland  stimmte  gegen  den  Antrag,  weil  die  Fassung  zu  allgemein  sei. 
Sie  biete  den  grossen  Vorteil,  dass  man  annehmen  könne,  ohne  sich  zu  binden.  Sie  sei 
geschickt  und  man  könne  heraus  lesen  was  man  wolle.  Aber  das  sei  auch  die  Schwäche 
des  Antrags  und  spreche  gegen  ihn.  Mit  einer  solchen  Fassung  sei  niemand  befriedigt, 
weder  die  Fachmänner  noch  das  Publikum,  welches  sofort  begreife,  dass  man  sich  nur 
aus  der  Verlegenheit  ziehen  wolle.  Wenn  man  eine  Fassung  derart  annehme,  werde 
man  auch  für  den  Sinn  verantwortlich.  Die  Fassung  sei  aber  zu  allgemein  und  zu  un- 
bestimmt, als  dass  sie  eine  sichere  Auslegung  zulasse.  (II.  92.) 

*)  Der  Vertreter  führte  aus:  Österreich-Ungarn  habe  zwar  Waffen,  welche  den 
Waffen  der  anderen  Staaten  ebenbürtig  seien.  Aber  trotzdem  wolle  man  nicht,  auch 
nicht  einmal  auf  Zeit,  auf  jede  Verbesserung  verzichten.  Das  gelte  nicht  nur  für  die 
Sprengstoffe  und  Pulver,  sondern  auch  für  die  Kanonen  und  Gewehre.  (II.  92.) 

*)  Nach  dem  Protokoll  II.  92.  Dagegen  nach  dem  Soltykschen  Bericht  IL  23  soll 
Spanien  dafür  gestimmt  haben. 

*)  Mit  der  Begründung,  dass  die  Schwierigkeiten  zu  gross  seien,  welche  sich  der 
praktischen  Durchführung  entgegenstellen.  (IL  92.) 

*)  Mit  der  Begründung,  die  Fassung  sei  zu  allgemein.  (IL  92.)  Dagegen  nach 
dem  Soltykschen  Bericht  (II.  23)  hatte  Portugal  dafür  gestimmt 

*}  Die  Türkei  tat  dies  durch  folgende  Erklärung,  die,  wie  der  englische  Urtext, 
gleichfalls  protokolliert  wurde :  „Die  türkische  Regierung  bezieht  die  für  ihre  Schiffe  nötige 
Ausrüstung  vom  Ausland.  Wenn  somit  andere  Mächte  den  Antrag  Pephau  annehmen, 
so  wird  natürlich  die  genannte  Regierung,  sobald  sie  denselben  Grad  der  Vollendung 
wie  die  übrigen  Regierungen  erreicht  hat,  an  diesem  Punkt  Halt  machen,  insoweit  auch 
die  anderen  Staaten  keine  Änderungen  an  ihrer  Bewaffnung  mehr  vornehmen".  (IL  92.) 

7)  II.  23. 

•)  IL  92.     Vgl.  schon  oben  S.  551. 
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3.  die  Anfangsgeschwindigkeit  nicht  Aber  3000  Fuss  oder  914  m 
hinausgehe, 

4  die  Panzerdicke  nicht  über  14  Zoll  oder  355  mm  betrage  und  der 
Panzer  von  derselben  Qualität  sei  wie  der  Panzer  des  letzten  Kruppschen 
Patents. 

Der  Präsident  eröffnete  über  diese  Ziffern  die  Debatte,  und  bemerkte, 
dass  der  neue  Antrag  durch  die  Ziffern  eine  viel  bestimmtere  Fassung 
gewinne.  In  einer  früheren  Sitzung  sei  die  allgemeine  Meinung  einer  allzu 
scharfen  Grenzsetzung  allerdings  nicht  günstig  gewesen ;  er  persönlich  gebe 
ihr  aber  den  Vorzug,  weil  die  zu  übernehmende  Verpflichtung  dadurch 
an  Wert  und  Bedeutung  gewinne.1) 

Zuerst  äusserte  sich  P 6p hau,  der  Hauptantragsteller.  Er  erklärte 
den  russischen  Abänderungsantrag  für  weitläufig  und  kompliziert.  Der 
Antrag  spreche  von  vier  Bestimmungsgründen :  Kaliber,  Rohrlänge,  An- 
fangsgeschwindigkeit und  Panzerdicke.  Nach  seiner  Meinung  müsse  aber 
über  jeden  Punkt  gesondert  abgestimmt  werden.2) 

Der  rumänische  Oberst  Coanda  griff  mit  der  festen  Hand  des  Tech- 
nikers in  diese  Details  hinein: 

Auf  die  Anfangsgeschwindigkeit  des  Geschosses  allein  komme  es  nicht 
an.  Wenn  man  die  Fluggeschwindigkeit  bestimmen  wolle,  müsse  man, 
um  die  Anfangsgeschwindigkeit  ausrechnen  zu  können,  auch  das  Gewicht 
des  Geschosses  berücksichtigen. 

Zur  Frage  der  Länge  der  Kanone  bemerkte  er,  hier  komme  es  auch 
auf  das  Pulver  an,  welches,  man  gebrauche.  Wenn  man  daher  allein 
die  Anfangsgeschwindigkeit  beschränke  —  also  das  Pulver,  wie  beschlossen, 
freigebe  —  und  andernteils  für  den  Panzer  ein  Maximum  ansetze,  so  sei 
damit  von  vornherein  die  Sache  des  Panzers  verloren.8) 

Scheine  aber  antwortete  wie  früher :  Das  Geschossgewicht  wird  in  ge- 
wissem Mass  durch  die  Anfangsgeschwindigkeit  wieder  ausgeglichen.  Will 
man  daher  das  Geschossgewicht  erhöhen,  ohne  dass  die  Fluggeschwindigkeit 
darunter  leiden  soll,  so  muss  man  eben  die  Anfangsgeschwindigkeit  steigern.4) 

Coanda  entgegnete:  Dann  schiesst  man  auf  kleine  Entfernung  oder 
auch  mit  einer  etwas  geringeren  Sicherheit,  und  das  Geschoss  wird  trotz- 
alledem  den  Panzer  durchschlagen.5) 

Da  war  man  nun  noch  tiefer  in  die  Hexenküche  der  modernen 
Waffentechnik  geraten. 

Der  Präsident  regte  jetzt  die  Abstimmung  an  und  zwar  über  den 
Antrag  als  Ganzes,  da  ein  notwendiges  Verhältnis  zwischen  den  Ziffern 
bestehe. 

Gegen  den  Antrag  Scheine  stimmten  die  Vertreter  von  Deutschland,6) 
den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika,7)   Frankreich 8)  und  Spanien.9) 


*)  IL  93.    Vgl.  auch  oben  S.  550. 
*)  a.  a.  0. 

8)  II   93. 

4)  a.  a   0.    Vgl.  oben  S.  550. 
ft)  a.  a.  0. 

9)  Mit  der  Begründung,  die  Frage  sei  zu  kompliziert  und  erfordere  ein  gründliches 
Studium  im  besonderen  bezüglich  des  Verhältnisses  der  verschiedenen  Ziffern  untereinander 
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Die  Stimmenthaltung  des  Vertreters  von  Österreich -Ungarn 
lautete  auch  nicht  viel  anders.1) 

Bloss  der  Vertreter  von  Dänemark  sprach  sich  für  den  Antrag 
aus,  aber  nur  für  den  Fall,  dass  er  auch  von  allen  anderen  Mächten  an- 
genommen würde  und  weiterhin  unter  der  ausdrücklichen  Betonung,  dass 
es  sich  hier  um  eine  „question  d'une  nature  trop  technique"  handle.2) 

Dass  hier  ein  höchst  schwieriges  technisches  Problem  ge- 
stellt war,  wurde  übrigens  von  allen  anerkannt.  Und  damit  war  die  Sache 
an  eine  Wendung  gekommen. 

Der  Präsident  van  Karnebeek  glaubte  die  Auffassung  der  Be- 
vollmächtigten dahin  zusammen  fassen  zu  können,  man  müsse  die 
Frage  in  jedem  Land  einer  technischen  Prüfung  unter- 
werfen, und  schlug  vor,  die  weitere  Verhandlung  auf  die  nächste  Sitzung 
zu  vertagen.8) 

Da  spielte  nun  aber  die  Frage  der  Staaten-Entfernung  eine  Rolle 
und  der  japanische  Kapitän  Sakamoto  befürchtete,  dass  die  japanischen 
Prüfungsresultate  über  diese  komplizierte  Frage  wohl  erst  nach  Schluss 
der  Konferenz  gemeldet  werden  könnten. 

Damit  wäre  nun  freilich  schlecht  gedient  gewesen,  und  der  Präsident 
richtete  an  die  Bevollmächtigten  die  Aufforderung,  vor  Schluss  der  Kon- 
ferenz, also  noch  in  den  nächsten  Wochen,  wenn  auch  erst  in  der  Plenar- 
sitzung, ein  Ergebnis  zu  melden,  damit  die  Anschauung  der  verschiedenen 
Regierungen  oder  wenigstens  der  Mehrzahl  derselben  bekannt  würde.  Man 
dürfe  diese  Gelegenheit  nicht  vorüber  gehen  lassen,  ohne  sich  über  das 
Hauptziel,  nämlich  die  Entlastung  des  Budgets,  zu  verständigen. 

Immerhin  war  es  aber  zweifelhaft,  ob  bei  einer  so  verwickelten 
technischen  Frage,  welche  eine  Reihe  von  Versuchen  erforderte,  überhaupt 
noch  auf  ein  rechtzeitiges  Eintreffen  von  Prüfungsergebnissen  gerechnet 
werden  konnte,  und  der  Präsident  stellte  daher  in  aller  Form  die  Frage, 
ob  die  Bevollmächtigten  glaubten,  noch  rechtzeitig  die  Antwort  ihrer  Re- 
gierung erhalten  zu  können.*) 

Scheine  aber  schnitt  eine  Erörterung  dieser  Frage  mit  der  Be- 
merkung ab,   die  Bevollmächtigten  möchten  seinen  Antrag  nur  ihren  Re- 


sowie  des  Verhältnisses  der   Widerstandskraft  des   Panzers  zur  Durchschlagskraft  der 
Kanone.  (IL  93.)    Ähnlich  v.  Bille  oben  S.  550. 

7)  Mahan  schloss  sich  einfach  der  Ansicht  des  deutschen  Bevollmächtigten  an. 
(II.  93.) 

8)  Mit  der  Begründung,  die  Frage  sei  zu  kompliziert  Zur  Frage  der  Panzer  be- 
merkte er  noch  insbesondere:  es  könnte  ein  neues  Verfahren  erfunden  werden,  wodurch 
die  Panzer  bei  geringerer  Dicke  eine  grössere  Widerstandskraft  erhalten.  (IL  93.) 

9)  Mit  der  Begründung,  die  Frage  sei  zu  kompliziert.  (IL  93.) 

*)  Derselbe  wollte  die  Verantwortung  für  eine  persönliche  Abstimmung  nicht  über- 
nehmen und  erklärte  sich  mit  Pephau  einverstanden,  dass  das  Studium  eines  solchen 
Problems  einem  technischen  Ausschuss  übertragen  werden  müsse  und  dass  die  Ent- 
scheidung in  kurzer  Zeit  nicht  zu  erwarten  sei.  (IL  93.) 

*)  IL  93. 

3)  a.  a.  0. 

4)  IL  94. 
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gierungen  übermitteln  und  sich  Mitteilung  darüber  erbitten,  welche  Ziffern 
man  eventuell  an  Stelle  der  seinigen  zu  setzen  gewillt  sei. 

Der  Präsident  stimmte  bei  und  ersuchte  die  Bevollmächtigten,  bei 
ihren  Regierungen  anzufragen,  ob  sie  geneigt  seien,  bei  Billigung  der  Ziffern 
«inem  Beschränkungsabkommen  im  Rahmen  dieser  Ziffern  zuzustimmen, 
im  anderen  Fall  aber  die  Ziffern  anzugeben,  welche  sie  bei  einem  Ab- 
kommen zugrunde  legen  wollten. 

Am  Schluss  warf  der  englische  Admiral  Fish  er  die  schon  von 
Bille1)  angeregte  Frage  der  Hafenbatterien  auf,  und  der  Präsident 
erklärte,  nach  seiner  Ansicht  müsse  die  einschränkende  Bestimmung  für 
Schiffs-Kanonen  und  Panzer  auch  für  die  Strandbatterien  auf  Reeden  und 
in  Häfen  Geltung  finden.8) 

Elf  Tage  darauf,  in  der  5.  Sitzung  am  16.  Juni,  kam  der  dänische 
erste  Bevollmächtigte  v.  Bille  auf  den  Antrag  Scheine  zurück.9)  Aber 
der  Präsident  van  Karnebeek  erklärte,  es  bestehe  die  Absicht,  diese 
Frage  bis  zum  Schluss  der  Konferenz  offen  zu  lassen;  denn  sie  erfordere 
nach  der  allgemeinen  Ansicht  der  Bevollmächtigten  eine  besondere  Prüfung 
durch  die  technischen  Sachverständigen  der  verschiedenen  Regierungen. 
Sollte  es  noch  in  letzter  Sitzung  gelingen,  zu  einem  Einvernehmen  zu  ge- 
langen, so  würde  das  für  die  Entlastung  des  Budgets  ein  höchst  günstiges 
Ergebnis  sein.4) 

Bille  wünschte  den  Sachverhalt  im  Protokoll  schärfer 
hervorgehoben  zu  sehen,  und  demgemäss  wurde  folgende 
Fassung  beschlossen: 

„In  Anbetracht  dessen,  das»  erst  nach  einer  technischen  Prüfung 
in  jedem  Land  eine  Entscheidung  erhofft  werden  kann,  beschließt 
die  Unterkommission,  die  Verhandlung  zu  vertagen,  um  die  Ent- 
schliessungen  der  Regierungen  abzuwarten,  welche  die  Bevollmäch- 
tigten herbeizuführen  übernommen  haben."5) 

Nach  den  weiteren  Ausfuhrungen  des  Präsidenten  verstand  es  sich 
von  selbst,  dass  die  Frage  von  neuem  in  einer  Sitzung,  sei  es  der  Kom- 
mission, oder  der  Konferenz  oder  auch  der  noch  einmal  einberufenen 
Unterkommission,  verhandelt  werden  könne.6) 

In  der  Kommission  und  im  Plenum  aber  wurde  dann  die  Frage  der 
Marinegeschütze  mit  der  Gewehrfrage  zusammengekoppelt  und  die  Ver- 
handlung mit  einem  blossen  „Wunsch"  geschlossen. 

Darüber  ist  jetzt  noch  zu  berichten. 


*)  Vgl.  oben  S.  550. 
*>  11.  94. 
8)  II.  96. 
*)  II.  96  f. 
*)  II   97. 

*)  IL  97.     Die  eingelaufenen  Antworten  der  Regierungen  sollten  dem  Präsidenten 
oder  auch  dem  Bureau  alsbald  angezeigt  werden,  (a.  a.  0.) 
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HL  Die  Verhandlungen  der  Kommission  und  der  „Wunsch"  der 

Konferenz. 

§  120. 

Die  Vertagung  der  Frage  auf  eine  spätere  Konferenz. 

Der  Bericht,  welchen  Den  Beer  Poortugael  im  Namen  der 
militärischen  und  Graf  v.  Soltyk  im  Namen  der  Marine-Unterkommission 
über  deren  gesamte  Arbeiten  an  die  I.  Kommission  erstattete,1)  konnte  in 
unseren  Fragen  nur  über  negative  Beratungsergebnisse  Mitteilung  machen. 

A.  Am  22.  Juni8)  standen  die  Berichte  der  beiden  Unterkommissionen 
auf  der  Tagesordnung  der  Kommission. 

I.  Zuerst  kam  der  Bericht  dermilitärischenUnterkommission,. 
und  da  handelte  es  sich  nur  noch  um  die  Gewehrfrage,  resp.  den  An- 
trag Poortugael.8) 

Das  Stimmenverhältnis  in  der  Unterkommission  war  nach  der  Mit- 
teilung des  Präsidenten  9  ja,  3  nein  und  9  Stimmenthaltungen4)  wegen 
fehlender  Instruktion,   die  aber  ja  mittler  weilen  eingetroffen  sein  konnte. 

Der  holländische  Bevollmächtigte  van  Karnebeek  wies  auf  die 
Ähnlichkeit  der  Gewehrfrage  mit  der  in  der  Marine-Unterkommission  ver- 
handelten Kanonenfrage  hin.  Beide  Fragen  seien  im  Augenblick  schwer  zu 
entscheiden.  Das  erfordere  eine  gründliche  Prüfung  durch  die  Fachmänner 
der  verschiedenen  Länder  und  dafür  brauche  man  geraume  Zeit.  Es  sei 
zu  befurchten,  dass  man,  wenn  jetzt  die  Entscheidung  fallen  müsse,  man 
zu  einem  negativen  Ergebnis  käme,  während  später  vielleicht  ein  Einver- 
nehmen hergestellt  werden  könne.  Aus  diesem  Grund  habe  er  die  An- 
regung gegeben,6)  die  Frage  der  Marinekanonen  einer  späteren  Prüfung 
vorzubehalten,  und  das  empfehle  sich  auch  für  die  Gewehrfrage. 

Es  sei  demgemäss  nur  zu  betonen,  dass  die  Frage  offen  und  für  die 
verschiedenen  Regierungen  Gegenstand  weiterer  Prüfung  bleibe.  Dränge 
man  im  Augenblick  zur  Entscheidung,  so  laufe  man  Gefahr,  eine  Schlappe 
zu  erleiden,  die  nicht  auf  bösen  Willen,  sondern  auf  die  Schwierigkeit 
zurückgehe,  in  so  kurzer  Zeit  schlüssig  werden  zu  müssen.  Das  Publikum 
aber,  das  den  Verhandlungen  nicht  folgen  könnte,  würde  dieses  Ergebnis 
unter  eine  viel  nachteiligere  Beleuchtung  stellen,  als  es  verdiene. 

Sein  Antrag  gehe  somit  dahin,  man  möge  die  zutref- 
fende Entscheidung  einer  späteren  Konferenz  vorbehalten.6) 

1.  Nachdem  sodann  der  Präsident  Beernaert  auf  die  subsidiäre  Natur 
dieses  Antrags  hingewiesen  hatte,  der  nur  für  den  Fall,  dass  man  den 
Antrag  Den  Beer  Poortugael   abzulehnen   gesonnen   sei,   von   Bedeutung 


x)  Abgedruckt  II.  13  ff.  und  20  ff. 

*)  IL  9. 

8)  Vgl.  oben  S.  536,  541. 

4)  Hier  ist  übrigens  England  doppelt  gezählt.    Vgl.  oben  S.  541. 

8)  Vgl.  oben  S.  555. 

fl)  IL  10.  \ 


558  §  120«    Die  Vertagung  der  Frage  auf  eine  spatere  Konferenz. 

werden  solle,  wurden  die  Mitteilungen  über  die  mittlerweile  eingetroffe- 
nen Instruktionen  entgegengenommen:1) 

Die  Chancen  für  den  Antrag  Den  Beer  Poortugael  waren  nun 
aber  noch  erheblich  schlechter  geworden: 

Bulgarien  stimmte  zwar  jetzt  mit  ja.  Aber  aus  Frankreich, 
Österreich-Ungarn,  der  Türkei  und  Japan  war  ein  Nein  ein- 
getroffen. 

Auch  die  nachträgliche  Abänderung  des  englischen  Votums  in  „nein"  *) 
wurde  von  der  englischen  Regierung  bestätigt. 

Zum  nein  wandelte  sich  auch  die  Stimmenthaltung  des  ameri- 
kanischen Bevollmächtigten,  der  dabei  erklärte,  die  Vereinigten  Staaten 
wollten  dem  Erfindergeist  keine  Schwierigkeiten  machen,  zumal  solche  Er- 
findungen auch  zur  Entlastung  des  Militärbudgets  fuhren  könnten. 

2.  Man  kam  dann  zur  Abstimmung  über  den  Karnebeekschen  Ter- 
tagungsantrag,  der  nach  einer  nochmaligen  kurzen  Empfehlung  durch 
den  Antragsteller  einstimmig  angenommen  wurde.8) 

Auf  die  weiteren  negativen  Beratungs-Ergebnisse  der  militärischen 
Unterkommission  wollte  niemand  zurückkommen.4) 

3.  Die  Kommission  hatte  übrigens  noch  zu  einer  anderen  Frage  Stellung 
zu  nehmen. 

Am  Schluss  der  3.  Sitzung  der  militärischen  Unterkommission  am 
31.  Mai  hatte  der  Präsident  Beernaert  bemerkt,  man  habe  bis  jetzt  nur 
über  Waffen  und  Sprengstoffe  gehandelt.  Die  Wissenschaft,  insbesondere 
die  Chemie  und  Elektrizität,  würde  aber  möglicherweise  neue  Kriegs- 
mittel liefern. 

Die  Beschäftigung  mit  dieser  Frage  sei  zwar  im  russischen  Rund- 
schreiben nicht  direkt  in  Aussicht  genommen,  aber  sie  entspreche  seinem 
Geist.  Nur  die  Zuständigkeitsfrage  sei  nicht  ganz  klar.  Die  Unterkom- 
mission hatte  sich  damals  dahin  entschieden,  dass  darüber  die  Vollkom- 
mission oder  auch  das  Plenum  der  Konferenz  entscheiden  müsse.5) 

In  der  Kommissionssitzung  am  22.  Juni  stellte  nun  der  Präsident 
unsere  Frage  zur  Verhandlung.6) 

Der  russische  Oberst  G  i  1  i  n  s  k  j  erklärte,  Russland  halte  die  jetzigen 
Kriegsmittel  für  ausreichend. 

Aber  der  deutsche  Oberst  Gross  v.  S  chwarzhoff ,  welcher  dem  russi- 
schen Kameraden  darin  zustimmte,  „quelesenginsdequerreactuels  sufiisent," 
warnte  trotzdem  davor,  sich  im  voraus  zu  binden;  es  könnten  auch 
menschenfreundlichere  Mittel  erfunden  werden.7)  In  diesem  Sinne  sprach 
auch  der  amerikanische  Kapitän  Crozier,  während  Gilinsky  seinen  Vor- 


'MI. 

10. 

f)  Vgl.  oben  a  541. 

8)  II. 

10. 

•)  a 

a.  0. 

5)  IL 

70. 

•)  II. 

10. 

7)  II. 

11. 
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schlag  wieder  durch  die  zeitliche  Beschränkung  des  Verbotes  annehmbarer 
zu  machen  versuchte. 

Schliesslich  trat  die  Kommission  der  Ansicht  ihres  Präsidenten  bei, 
es  möge  auch  diese  Frage  offen  bleiben  und  zur  weiteren  Prüfung  für 
eine  spätere  Konferenz  zurückgestellt  werden.1) 

IL  Nun  kam  der  Bericht  der  Marine-Unterkommission  zur 
Verhandlung.2) 

van  Karnebeek  machte  Mitteilung  über  das  Schicksal  des  Antrags 
Scheine,8)  dem  mittlerweile  nur  noch  Bulgarien  beigetreten  war.4)  Man 
habe  die  Frage  offen  gelassen,  weil  eine  gründliche  Prüfung  durch  die 
Regierungen  noch  viel  Zeit  erfordere.  Denn  es  müsste  vermutlich  in  jedem 
Staat  ein  Techniker-Ausschuss  erst  zu  diesem  Zwecke  Versuche  machen. 
Eine  übereilte  Entscheidung  der  Frage  sei  schlimm;  man  entgehe  besser 
der  Verantwortung  für  eine  Ablehnung,  die  allein  in  der  Kürze  der  Zeit 
ihren  Grund  haben  würde. 

van  Karnebeek  stellte  demgemäss  den  Antrag: 

Die  Frage  der  Marinekanonen  ganz  wie  die  Gewehr - 
Frage  offen  zu  lassen  und  sie  der  ernsthaften  Prüfung  der 
Regierungen  zu  empfehlen.6) 

Dieser  Antrag  wurde  sodann  einstimmig  angenommen,6)  und  auf  eine 
Anregung  des  russischen  Fregattenkapitäns  Scheine  sprach  die  Kommission 
noch  den  Wunsch  aus: 

„Es  mögen  sich  die  Regierungen  mit  der  Prüfung  dieser  Frage  auch  wirk- 
lich (activement)  beschäftigen.  7) 

B.  Das  Plenum  der  Konferenz  trat  diesen  Vorschlägen  der  Kom- 
mission am  21.  Juli  ohne  Erörterungen  bei.8) 

Die  Schlussakte  der  Konferenz  enthält  demgemäss  unter  den  sechs 
„voeux"  der  Konferenz  auch  folgenden  Wunseh  (Nr.  3)9): 

„La  Conference  6met  U  Toeu  que  les  questions  relatives 
aux  fusils  et  aux  caaons  de  la  marine,  telles  qu'eltai  ont  6t6 
examin^es  par  eile,  soient  mises  k  Pätade  par  les  Gouverne- 
ment«, en  Tue  d'arriver  k  une  entente  concernant  la  mlse  en 
usage  de  nouveaux  types  et  calibres." 


i)  n.  ii. 

*)  IL  11. 

*)  Vgl.  oben  S.  545ff. 

4)  II.  11. 

5)  a.  a.  0. 

6)  a.  a.  0. 

7)  a.  a.  0. 

8)  I.  82. 

9)  I.  221. 
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Zweiter  Titel. 
Die  Würdigung  der  Verhandlungen. 

§  121. 
Gruppierung  der  Lösungsversuche. 

Die  Frage  des  Kriegsmittelstillstandes  war  eine  Budgetfrage,  d.  h. 
man  wollte  durch  ein  internationales  Waffenverbesserungsverbot  nationale 
Ersparnisse  machen.1) 

Die  Prinzipienfrage  war  im  Anfang  folgendermassen  gestellt  worden : 

Soll  man  auf  den  Gebrauch  jeder  neuen  Verbesserung  der  Kriegs- 
mittel verzichten?2) 

Der  erste  russische  Antrag  verlangte  einfach  die  Festlegung  der  gegen- 
wärtigen Dienstgewehre.8) 

Man  sah  indes  sofort,  dass  der  Verzicht  auf  jede  Erfindung  unmög- 
lich sei  und  dass  die  letztere  insbesondere  ja  auch  Ersparnissen  dienen 
könne.4) 

Gilinsky  erklärte  dann  auch,  Russland  wolle  mit  seinem  Antrag 
nicht  etwa  die  Erfindungen  verbieten,  sondern  nur  die  gegenwärtige 
Grundform  festlegen,  aber  alle  Verbesserungen  zulassen,  welche  die 
letztere  nicht  wesentlich  ändern.6) 

Diese  Vorbehaltsklausel  war  nun  aber  keineswegs  bestimmt  und  klar. 
Mit  einem  solchen  Verbot  hätte  jeder  Staat  nach  wie  vor  gemacht  und 
machen  können,  was  ihm  beliebt. 

Einen  etwas  bestimmteren  Vorschlag  machte  Holland.  Nach  dem 
holländischen  Antrag  sollte,  bei  Festlegung  des  Typus,  das  Kaliber  un- 
verändert bleiben,  wenn  es  bereits  bei  6—8  mm  angelangt  sei.9) 

Mit  dem  Kaliber  ist  aber  die  Grundform  des  Gewehrs  noch  keines- 
wegs gegeben  und  das  Kaliber  selbst  auch  keine  Sache,  die  für  sich  allein 
steht  und  entschieden  werden  kann. 

Bruns  hat  schon  1889  darauf  hingewiesen,  dass  das  kleinste  Kaliber 
eine  recht  verwickelte  Frage  bildet. 

So  wurde  denn  auch  die  Konferenz  alsbald  weiter  gedrängt  und  ge- 
zwungen, durch  das  Eingehen  auf  weitere  technische  Einzelheiten  die 
Grenze  der  Verbesserungsmöglichkeit  schärfer  zu  ziehen. 

Die  Russen  versuchten  dies,  indem  sie  das  Minimum  für  Gewehr- 
gewicht (4  kg),   Kaliber  (6V2  mm)  und  Geschossgewicht  (10l/g  g)  sowie 


*)  Das  haben  vor  allem  Gilinsky  und  van  Karnebeek  klar  hervorgehoben.  Vgl.  oben 
S.  526,  547,  548.  Die  „ Friedensfreunde*  hatten  die  Frage  auch  mit  dem  Friedensproblem 
in  Verbindung  gebracht,  trösteten  sich  aber  damit,  dass  schliesslich  auch  die  Ablehnung 
des  Waffen  Verbesserungsverbotes  zugunsten  des  Friedens  ausfallen  würde.  Vgl.  B.  v.  Suttner, 
Tagebuchblätter  S.  203. 

2)  Vgl  oben  S.  525. 

8)  Vgl.  oben  S.  526  und  dazu  Raffalovich  II.  70  (oben  S.  535). 

*)  Vgl.  oben  S.  526.    Andernteils  aber  auch  S.  547. 

6)  a.  a.  0. 

«)  Vgl.  oben  S.  527. 
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das  Maximum  der  Anfangsgeschwindigkeit  und  der  Feuergeschwindigkeit 
festlegten.1) 

Das  erschien  nun  aber  wieder  zu  eingehend;  und  die  Holländer, 
welche  mit  den  Russen  den  massgebenden  Grundgedanken  teilten,  strebten 
deshalb  jetzt  eine  mehr  allgemeine  Fassung  an.1) 

Als  erlaubte  Verbesserungen  sollten  nach  dem  II.  Antrag  Hollands 
nur  die  sog.  kleinen  Verbesserungen  erklärt  werden  und  als  solche  die- 
jenigen Verbesserungen  gelten,  welche  weder  eine  Änderung  des  Typus, 
noch  des  Kalibers  noch  der  Anfangsgeschwindigkeit  bedeuten. 

Das  war  eine  Annäherung  an  die  erste  russische  Fassung,  welch 
letztere  die  russischen  Vertreter,  lediglich  auf  eine  Anregung  in  der  Unter- 
kommission, nur  ungern  verlassen  hatten  und  die  sie  nach  wie  vor  für 
die  bessere  erklärten.  Sie  befürchteten  mit  Recht,  dass  die  genaueren 
Bestimmungen  weitere  Vorbesprechungen  erfordern  und  dadurch  dem  Ein- 
vernehmen entgegenstehen  würden.8) 

Aber  auch  die  neue  holländische  Formel  erschien  noch  als  zu  be- 
stimmt und  so  kam  der  russisch-hdländische  Vermittelungsantrag,  welcher 
erklärte:  Die  statthaften  Verbesserungen  müssen  derart  sein,  dass  sie 
weder  den  jetzigen  Typus  noch  das  jetzige  Kaliber  ändern.4) 

Man  hatte  also  die  Anfangsgeschwindigkeit  wieder  ausgeschaltet. 

Einen  letzten  Versuch  machte  Holland 6)  in  der  Richtung,  dass  aller- 
dings die  Annahme  eines  neuen  Typus  verboten  werden  solle,  aber  rück- 
ständige Gewehre  —  d.  h.  Gewehre  mit  einem  Kaliber  von  mehr  als  8  mm 
oder  ohne  Magazin  —  durch  vorhandene  bessere  ersetzt  werden  können. 
Auch  solle  es  nicht  untersagt  sein,  an  den  gegenwärtigen  Gewehren  blosse 
Verbesserungen  anzubringen. 

Die  Idee  war  allerdings  einfach :  jeder  Staat  behält  sein  gegenwärtiges 
Gewehr  —  blosse  Verbesserungen  vorbehalten  —  zunächst  einmal  auf 
5  Jahre  bei  und  nur  die  zurückgebliebenen  Staaten  dürfen  einen  vor- 
handenen besseren  Typus  annehmen.6) 

Das  war  aber  in  der  Hauptsache  nur  wieder  der  erste  russische 
Antrag. 

Das  Verbot  war  einfacher,  aber  nicht  annehmbarer. 

Jetzt  war  es  wieder  zu  allgemein. 

In  der  Kanonenfrage  der  Landarmee  wiederholte  sich  das  Bild. 

Der  erste  russische  Antrag  wollte  es  den  zurückgebliebenen  Staaten 
erlauben,  noch  die  beste  Kanone,  d.  h.  die  Schnellfeuerkanone  anzunehmen, 
aber  im  übrigen  war  völliger  Stillstand  gewünscht.7) 

Auch  die  Frage  der  Marinegeschütze  segelte  in  diesem  Fahrwasser. 


l)  Vgl.  oben  S.  531. 

*)  Vgl.  oben  S.  531. 

»)  Vgl.  oben  S.  532. 

*)  II.  67.  Vgl.  oben  S.  533. 

*)  II.  71.  Vgl.  oben  S.  536. 

a)  Vgl.  Den  Beer  Poortngael  II.  71.    Oben  S.  538 

7)  Vgl.  oben  S.  541  ff. 

M eurer,  Haager  Friedenskonferenz  II.  36 
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Zunächst  wünschte  man  ein  Verbot  neuer  Typen  und  die  Zulassung 
blosser  Verbesserungen  und  Umbildungen.1) 

Dann  suchte  man  den  Typus  auf  seine  technische  Bestimmtheit  zu 
bringen;  und  als  die  Spezialisierungsverbote  misslungen  waren,  erklärte 
man  nur  die  sog.  grundstürzenden  oder  solche  Änderungen  verbieten  zu 
wollen,  wie  sie  sich  beispielsweise  in  der  Umwandlung  der  glatten  in  ge- 
zogene Kanonen  und  der  Hinterlader  in  Vorderlader,  sowie  schliesslich  im 
Aufkommen  der  Schnellfeuerkanonen  vollzogen  haben.8)  Dabei  hing  man 
den  Begriff  der  grundstürzenden  Änderung  am  Kaliber  ein,  das  hier  um- 
gekehrt wie  in  der  Gewehrfrage,  die  Richtung  zum  Maximum  einschlägt, 
welch  letzteres  daher  vereinbart  und  dabei  auf  20  resp.  43  cm  oder  auch  noch 
etwas  höher  bestimmt  werden  sollte.  Weiter  sollte  die  Anfangsgeschwindig- 
keit auf  700— 800  m  in  der  Sekunde  festgelegt  und  die  Selbstlader  ver- 
boten werden.8) 

Da  das  aber  wieder  zu  eng  erschien,  versuchten  es  die  Franzosen  mit 
einer  mehr  prinzipiellen  Lösung,  indem  sie  nur  die  „transformation 
radicale",  wie  sie  sich  etwa  seinerzeit  mit  der  Einführung  der  Hinterlader 
vollzogen  hatte,  und  jedenfalls  jede  Erhöhung  der  jetzigen,  d.  h.  der  im 
Augenblick  bei  den  Flotten  im  allgemeinen  eingeführten  Kaliber  verboten 
sehen  wollten.4) 

Dieser  Antrag  wollte  und  sollte  den  auf  dem  Marinegebiet  zurück- 
gebliebenen Staaten  die  Entwicklung  bis  zur  Höhe  der  Seemächte  frei- 
geben.5) 

Die  Wendung  „transformation  radicale"  erhielt  aber  die  Note  „tr6s 
vague"  und  wurde  abgelehnt.    Das  Verbot  erschien  wieder  als  zu  allgemein. 

Der  Kaliberfrage  suchte  dann  Russland  dadurch  eine  grössere  Be- 
stimmtheit zu  geben,  dass  es  das  Kalibermaximum  auf  431,7  mm  und 
weiterhin  auch  die  Länge  des  Kanonenrohres,  die  Anfangsgeschwindigkeit, 
die  Panzerdicke  und  -qualität  festlegen  wollte.6) 

War  die  frühere  Fassung  zu  allgemein,  so  war  die  neue  wieder  zu 
bestimmt  und  kompliziert,  als  dass  man  die  widerspruchslose  Möglichkeit 
und  Durchführbarkeit  eines  solchen  Antrags  hätte  vertreten  können. 

Und  so  bot  sich  hier  wie  bei  der  Gewehrfrage  nur  der  Ausweg: 
Aufforderung  zum  Studium  dieses  schweren  technischen  Problems. 

Damit  waren  alle  Anträge  in  ein  schöngeschmücktes 
Grab  gebettet. 

§  122. 

Die  allgemeine  Würdigung. 

Man  versuchte  sowohl  den  Weg  einer  mehr  generellen  als  auch 
den  einer  mehr  speziellen  Lösung. 


x)  Vgl.  oben  S.  545  ff. 

■)  Vgl.  oben  S.  548. 

8)  Vgl.  oben  S.  549. 

4)  II.  84.  Vgl.  oben  S.  550. 

°)  Vgl.  die  Feststellung  des  Präsidenten.  II.  85.    Vgl.  oben  S.  550  f. 

a)  IL  92.     Vgl.  oben  S.  553. 
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Alle  Lösungs versuche  aber  standen  ausschliesslich  unter  dem  volks- 
wirtschaftlichen Zeichen  der  Einsparung. 

Man  erklärte  kurzhin: 

Diese  durch  fortwährende  Waffenverbesserungen  notwendig  werdenden 
Ausgaben  müssen  endlich  einmal  aufhören  und  für  wirtschaftliche  Bedürf- 
nisse frei  werden.1) 

Das  ist  aber  leichter  gesagt,  als  getan. 

Im  verstärkten  Mass  trat  dieser  Gesichtspunkt  in  der  Frage  des 
Rüstungsstillstandes  hervor  und  soll  dort  noch  eigens  gewürdigt  werden.8) 

Man  sagte  auch:  Die  Konkurrenz  ist  zwecklos.  Denn  die  Gegen- 
anstrengung setzt  ein  und  stellt  die  Gleichheit  wieder  her.8) 

Das  ist  indes  leichter  gesagt,  als  bewiesen. 

Die  Entwicklungsidee  drängt  überall  vorwärts,  erst  recht  natürlich  bei 
den  grossen  Militärmächten,  die  schwer  eingeholt  werden,  wenn  bei  den 
Nachdrängenden  die  entsprechenden  Bedingungen  fehlen,  oder  gar  Un- 
kenntnis und  Eigensinn  sich  selbst  den  Weg  versperrt. 

Man  hatte  anfangs  auch  die  Pulverfrage  unter  das  Entwicklungs- 
verbot stellen  wollen.  Aber  gerade  hier  wurde  und  wird  ja  auf  ein  Pulver 
hingearbeitet,  das  nicht  bloss  eine  grössere  Ifcirchschlagskraft  liefert,  sondern 
auch  das  Gewehr  weniger  angreift,  also  zu  Ersparnissen  führt.  Man  war 
daher  bald  darin  einig,  dass  hier  völlige  Freiheit  bestehen  bleiben  müsse.4) 

Es  ist  aber  nicht  recht  einzusehen,  warum  es  bei  den  übrigen  Kriegs- 
mitteln anders  gehalten  werden  soll,  wenn  auch  hier  Neuerungen  Erspar- 
nisse zur  Folge  haben  können. 

Mit  der  Entscheidung  aber  gar :  Der  Kriegsmittel  sind  es  genug  (vgl. 
oben  S.  558),  ist  unsere  Frage  nicht  abgetan.  Mit  einem  Genügsamkeits- 
attest hat   man  noch  keine  Entwicklung  aufgehalten. 

Wenn  jedes  Land  die  besten  Waffen  haben  will,  die  es  nur  eben 
auftreiben  und  bezahlen  kann,  so  ist  dies  das  Natürlichste  von  der  Welt. 
Das  kann  man  nicht  verbieten  und  könnte  sonst  auch,  wie  die  Engländer 
mit  Recht  betonten,  dazu  führen,  dass  die  Wilden  bessere  Waffen  hätten, 
als  ihre  gesitteten  Gegner.5)  Vgl.  auch  den  amerikanischen  Vertreter  oben 
S.  474  Ziff.  2. 

Wenn  also  der preussische  Kriegsminister  v.  Einem  vor  kurzemim 
deutschen  Reichstag6)  sagte:  wir  sind  bestrebt,  die  Armee  mit  allen  Mitteln 
und  Errungenschaften  der  modernen  Technik  auszustatten,  die  Aus- 
rüstung und  Bewaffnung  auf  der  Höhe  zu  erhalten,  so  ist  das  eigentlich 
ganz  selbstverständlich. 


')  So  insbesondere  Den  Beer  Poortugael  U.  71  ff.  (Oben  S.  537.) 

*)  Vgl.  unten  §  138. 

*)  So  insbesondere  van  Karnebeek  IL  81.    Vgl.  oben  S.  547. 

4)  Vgl.  oben  S.  527. 

*)  II.  81  u.  85.   Vgl.  oben  S.  546,  551. 

*)  118.  Sitzung  am  14.  Dzbr.  1904.    Stenogr.  Ber.  1903-05.    Bd.  V.  3576. 
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Es  wurden  ferner  die  Überstürzungen  in  der  Ausrüstungsfrage  ge- 
tadelt.1) Da  kommt  es  natürlich  auf  den  Fall  an  und  die  Parlamente 
mögen  nur  ihr  Kontrollrecht  ausüben. 

Aber  im  übrigen  ist  zu  sagen:  es  müssen  doch  auch  fortwährend 
Neuanschaffungen  für  ausrangierte  Waffen  erfolgen.  Und  da  mutete  man 
der  Kriegsverwaltung  zu,  dass  sie  sich  verpflichte,  unter  Umständen 
wissentlich  ein  überholtes  Muster  beizubehalten,  während  das  bessere 
vielleicht  sogar  noch  billiger  wäre.  Denn  das  hätte  sehr  wohl  die 
Wirkung  des  geplanten  Abkommens  sein  können. 

Überall  sehen  wir  Fortschritt  und  Entwicklung.  Nichts 
bleibt  auf  dem  alten  Fleck. 

Sagte  doch  auch  der  Konferenzpräsident  v.  Staal  in  anderem  Zu- 
sammenhang: es  gibt  keine  Unbeweglichkeit.8) 

Und  hier  in  einer  Machtfrage  par  excellence  glaubte  man  den  Still- 
stand beschliessen  zu  können? 

Dachte  man  doch  sogar  daran,  die  Erfindungen  neuer  Kriegsmittel 
unter  Strafe  zu  stellen.8) 

Das  war  eine  arge  Verkennung  des  Geisteslebens! 

Ein  Verzicht  auf  die  Nutzbarmachung  jeder  Erfindung  ist  aber  auch 
einfach  eine  sittliche  Unmöglichkeit. 

Können  neue  Erfindungen  nicht  auch  dazu  dienen,  den  Krieg  zu  er- 
schweren und  aufzuhalten  P 4) 

Kann  und  darf  man  Erfindungen  überhaupt  Schwierigkeiten  machen  ?  5) 

Jedes  Stillstandsgebot  trägt  den  Keim  der  Wirkungslosigkeit  in  sich ; 
und  wenn  es  die  Hülle  sprengt,  so  hat  es  dann  nur  die  notwendige  Neben* 
Wirkung,  dass  es  einen  rechtsbedrohenden  Charakter  annimmt  So  dient 
es  im  letzten  Grund  nicht  dem  ewigen  Frieden,  sondern  dem  zeitlichen 
Unfrieden;  es  verbürgt  nicht  die  Gerechtigkeit,  sondern  ist  am  Ende  nur 
eine  Einladung  zum  Rechtsbruch. 

Das  Fortschrittsverbot  war  von  Anfang  an  vorläufig  nur  auf  bestimmte 
Zeit  gedacht,  und  daran  hielt  man  auch  fest.  Ein  Verbot  auf  unbestimmte 
Zeit,  so  meinte  der  russische  Bevollmächtigte,  würde  allerdings  allzu  zahl- 
reiche und  gewichtige  Interessen  berühren.1)  Man  wollte  nur  einmal  den 
Anfang  machen7)  und  das  Prinzip  festlegen.8) 

Aber  das  Prinzip  ist  falsch.  Die  Entwicklung  kann  nicht  beschluss- 
mässig  aus  der  Welt  geschafft  werden. 

Auch  hier  würde  man  schliesslich  sehen :  Und  sie  bewegt  sich  doch* 


')  Vgl.  oben  S.  537. 
2\  jl  28  f. 

8)  Vgl.  v.  Kamebeek  oben  S.  547. 

4)  So  Pephau  a.  a.  0. 

5)  So  der  schwedisch-norwegische  Bevollmächtigte  Hjulharamar  IL  85.    Vgl.  oben 
S.  551. 

a)  II.  81.    Vgl.  oben  S.  547,  548. 
7)  a.  a.  0. 
*)  a.  a.  0. 
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Im  Hintergrund  stand  aber  der  schlechtverhüllte  Wunsch,  durch  den 
Kriegsmittelstillstand  Krieg  und  Militaria  dem  marasmus  senilis  entgegen- 
zuführen.   Ein  Versuch  mit  untauglichen  Mitteln! 

Dabei  verliess  man  auch  den  Boden  der  Gerechtigkeit,  indem  man 
mit  ungleichem  Mass  gemessen  hat. 

Das  ganze  Fortschrittsverbot  in  jeder  versuchten  Form  war  nur  ein 
Schlag  gegen  die  grossen  Militärmächte. 

Ihre  wirkliche  Bestimmtheit,  die  anfangs  noch  etwas  versteckt  war 
und  dann  deutlicher  herausgelassen  wurde,  hatten  alle  Verbesserungsverbote 
lediglich  darin,  dass  die  zurückgebliebenen  Staaten  sich  auf  die  Höhe  der 
Militärmächte  hinaufarbeiten  könnten,  den  letzteren  aber  „stillgestanden44 
befohlen  werden  müsse.  Darüber  war  man  sich  alsbald  klar  und  daran 
hielt  man  bei  allen  Veränderungen  fest.  In  dem  letzten  holländischen 
Gewehrantrag  kam  es  noch  einmal  zu  besonders  scharfem  Ausdruck.1) 

Auf  dem  Marinegebiet  wiederholte  sich  das:  Die  kleinen  Seemächte 
sollten  die  Möglickeit  behalten,  den  grossen  Seemächten  gleichzukommen.8) 

Auch  in  der  Kanonenfrage  des  Landheeres  trat  dies  deutlich  hervor ; 
und  nachdem  hier  durch  besondere  Abstimmung  festgestellt  war,  dass  die 
Grossmächte  nicht  gewillt  waren,  für  die  Mittel-  und  Kleinstaaten  Privi- 
legien bereitzustellen,  hatten  die  letzteren  an  dem  ganzen  Verbot  über- 
haupt kein  Interesse  mehr  und  stimmten  nun  selbst  dagegen.8)  Schliess- 
lich war  hier  deshalb  überhaupt  niemand  mehr  für  ein  Verbot.4) 

Gleich  anfangs  waren  es  deshalb  hier  gerade  die  Mittel-  und  Klein- 
staaten gewesen,  welche  für  ein  Fortschrittsverbot  eintraten,  aber  für  sich 
kurz  und  bündig  volle  Bewegungsfreiheit  forderten.6) 

Der  Gegensatz  der  Grossmächte  und  Kleinstaaten  war  übrigens  auch 
schon  in  der  Sprengstofffrage  zum  Ausdruck  gekommen.6) 

Das  ganze  Bestreben  ging  auf  eine  künstliche  Gleichmacherei  hinaus, 
die  jeder  organischen  Entwicklung  feindlich  gegenübersteht  und  deshalb 
nirgends  Erfolg  haben  kann. 

Und  nun  beachte  man  den  Widerspruch : 

Gerade  die  Mittel-  und  Kleinstaaten,  welche  unter  den 
Militärlasten  am  meisten  seufzen,  sollten  freie  Bahn  für 
Mehrausgaben  haben!  Ja  es  klang  fast,  als  ob  man  sie  geradezu 
auffordern  wollte,  die  durch  das  angestrebte  Völkerrecht  geschaffene 
günstige  Konjunktur  auszunützen  und  es  nunmehr  den  Grossmächten  gleich- 
zutun. Der  französische  Bevollmächtigte  Bihourd  erklärte  denn  auch  ganz 
offen,  mit  einem  solchen  Antrag  reize  man  die  Kleinstaaten  direkt  zu  Ver- 
besserungen und  Ausgaben.7) 

*)  Vgl.  Den  Beer  Poortugael  II.  71  ff.  (oben  S.  536,  538.) 

•)  Diese  Tendenz  verfolgte  hier  der  Antrag  Pöpbau  und  der  erste,  welcher  der- 
selben zustimmte,  war  der  österreichische  Korvettenkapitän  Graf  Soltyk  II.  84.  Vgl. 
oben  S.  550,  551. 

8)  Vgl.  oben  S.  544. 

*)  A.  a   0. 

»)  Vgl.  oben  S.  549,  550. 

•)  Vgl.  die  Ausführungen  von  Rolin  oben  S.  471. 

7)  II.  63.    Vgl.  oben  S.  542. 


566  §  123.    Der  generelle  Lösungsversuch. 

Das  war  nicht  bloss  ungerecht  und  widerspruchsvoll,  sondern 
liess  auch  vor  allem  den  praktisch-politischen  Sinn  vermissen.  Man  konnte 
doch  im  Ernst  unmöglich  annehmen,  dass  die  fahrenden  Mächte  ihre  eigene 
capitis  deminutio  beschliessen ;  und  doch  kam  und  kommt  es  bei  einer 
internationalen  Vereinbarung,  auch  in  weniger  persönlichen  Fragen,  immer 
in  erster  Linie  auf  die  Haltimg  der  Grossmächte  an. 

Die  Ausnahmestellung  der  zurückgebliebenen  Staaten  sollte  darin 
beruhen,  dass  sie  noch  den  besten  Typus  annehmen  durften. 

Aber  da  entstand  noch  eine  andere  Schwierigkeit. 

Solche  Typen  müssen  dann  bekannt  sein  resp.  zugänglich  gemacht 
werden.  Da  steht  man  jedoch  vor  der  Geheimwerkstätte  der  Militärverwal- 
tung, und  die  wird  kein  internationaler  Befehl,  der  übrigens  ja  doch  auch 
nur  auf  die  Staaten  selbst  zurückgehen  könnte,  zu  öffnen  vermögen. 

Dänemark  hatte  hier  die  Hand  auf  den  wunden  Punkt  gelegt1) 

Es  wurde  die  Frage  gestellt: 

Was  ist  das  beste  Gewehr  der  Gegenwart? 

Der  holländische  General  Den  Beer  Poortugael  antwortete:  Das  weiss 
jeder  Staat!8) 

Was  ist  die  beste  Kanone? 

Der  französische  General  Mounier  sagte  mit  mehr  Recht:  Ich  kenne 
sie  nicht.    Das  ist  ein  Geheimnis!8) 

Dass  aber  eine  Militärmacht  ihr  Geheimnis  nicht  preisgeben  wird, 
wenn  ein  Kleinstaat  sich  mit  dem  Wunsche  meldet,  sich  auf  das  Niveau 
dieser  Militärmacht  hinaufzuarbeiten,  ist  wohl  ohne  weiteres  klar.4) 

Wenn  man  sich  so  das  Problem  des  Entwicklungsverbotes  praktisch 
auseinanderlegt,  stösst  man  auf  solche  Unmöglichkeiten,  dass  man  den 
Pessimismus  des  deutschen  Vertreters  begreift,  der  gerade  heraus  erklärte, 
dass  die  hier  hervortretenden  Schwierigkeiten  wohl  überhaupt  nicht  be- 
seitigt werden  können.6) 

Soviel  zur  allgemeinen  Würdigung.  Im  übrigen  versuchte  man  die 
Lösung  auf  zwei  Arten,  die  noch  eigens  zu  prüfen  sind. 

§  123. 
Der  generelle  Lösungsversuch. 

Die  Methode,  welche  man  im  Anfang  zur  Lösung  unseres  Problems 
befolgte,  war  die  Methode  der  einfachen  Prinzipfeststellung. 
Es  handelte  sich  hier  um  eine  mehr  grundsätzliche  Lösung. 

Auch  im  Fortschritt  der  Verhandlungen,  als  man  schon  auf  den 
Boden   der   speziellen  Lösung   hinübergedrängt   war,    fand   immer    noch 


')  Vgl.  oben  S.  543. 
f)  II.  71  ff.    Vgl.  oben  S.  538. 
8)  II.  63.    Vgl.  oben  S.  543. 

*)  Das  hatten  auch  zur  Frage   der  Sprengstoffe  schon  die  Admirale  Fisher  und 
Pephau  bemerkt.    Vgl.  oben  S.  470. 

5)  II.  68.    Vgl.  oben  S.  533.    Vgl.  auch  II.  57  oben  S.  528. 
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die  Überzeugung  Ausdruck,  dass  man  trotz  alledem  schliesslich  nur  eine 
Prinzipien  frage  entscheiden  könne,  und  dass  der  Versuch,  dem  Fort- 
schrittsverbot durch  konkrete  Einzelheiten  Fassbarkeit  und  Bestimmtheit 
zu  geben,  misslungen  sei  und  misslingen  müsse. 

Wie  dachte  man  sich  aber  die  prinzipielle  Lösung? 

Die  Techniker  machten  einen  Unterschied  zwischen  Typus 
oder  Grundform  und  blossen  Verbesserungen  oder  Vervoll- 
kommnungen, oder  auch  zwischen  grundsätzlichen  Veränderungen  und 
einfachen,  unwesentlichen  oder  kleinen  Verbesserungen,  die  in  ihrer  Ge- 
samtheit kein  neues  Kriegsmittel  schaffen. 

Aber  —  so  kann  man  mit  dem  deutschen  Vertreter1)  fragen  — • 
was  bleibt  da  in  Wirklichkeit  erlaubt,  und  was  ist  verboten? 

Jede  neue  Formulierung  brachte  hier  nur  ein  neues  Wort. 

Das  hat  P6phau2)  mit  Recht  hervorgehoben  und  hinzugefügt:  wenn 
man  eine  alte  Kanone  nach  und  nach  ändert  und  verbessert,  so  ent- 
steht eben  ein  neuer  Typus.   Und  der  österreichische  Vertreter  stimmte  zu.8) 

Schliesslich  nahm  man,  um  nur  vom  Fleck  zu  kommen,  den  „neuen 
Typus*  einmal  als  festen  Begriff  hin  und  fragte,  ob  man  gegen  ihn  ein 
Änderungsverbot  richten  wolle.*) 

Das  war  aber  eine  handgreifliche  Verlegenheitsaktion. 

Weiter:  Lässt  man  einmal  Verbesserungen  zu,  so  kann  selbst  eine 
leichte  Verbesserung  den  Charakter  der  Waffe  vollständig  ändern.6)  Hier 
eine  feste  Grenze  zu  ziehen,  wodurch  erlaubte  und  verbotene  Änderungen 
scharf  geschieden  werden,  ist  höchst  schwer,  ja  unmöglich. 

Die  Notwendigkeit  einer  bestimmten  und  klaren  Fassung  war  daher 
vom  Präsidenten  wiederholt  betont  und  von  Anfang  an  auch  von  den- 
jenigen anerkannt  worden,  welche  dem  russischen  Antrag  wohlwollend 
gegenüberstanden. 

Diese  Grenzlinie  durch  eine  allgemeine  Formel  sichtbar  und  erkennbar 
zu  ziehen,  ist  aber  nicht  gelungen  und  wird  auch  niemand  gelingen. 

Jeder  derartige  Versuch  wird  sofort  in  die  Spezialisierungsmethode 
hineinführen,  die  jedoch  über  die  Aufgabe  auch  nicht  Herr  geworden  ist. 

Selbst  den  fortgeschrittensten  Staaten  wollte  man  noch  einfache  Ver- 
besserungen zugestehen,  wenn  nur  der  Typus  gewahrt  würde. 

Gern  hätte  Den  Beer  Poortugael  in  seinem  letzten  Antrage  Abstand 
davon  genommen,  aber  man  sagte  ihm,  es  gehe  nicht ;  denn  oft  seien  schon 
nachträglich  Fehler  des  Mechanismus  entdeckt  worden,  welche  das  Gewehr 
zu  einer  Gefahr  für  den  Schützen  machten,6)  wo  also  Verbesserungen  unbe- 
dingt nötig  waren. 


')  IL  67.    Vgl.  oben  S.  533. 
2)  Vgl.  oben  S.  546. 
a)  a.  a.  0. 

4)  a.  a.  0. 

5)  Das  hatte  insbesondere  der  österreichische  Vertreter  betont,  vgl.  oben  S.  528.. 
e)  II.  71  ff.    Vgl.  oben  S.  538. 
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Und  hilft  denn  schliesslich  immer  die  Zulassung  blosser  Verbes- 
serungen? Es  eignet  sich  doch  nicht  jedes  Modell  zur  Umbildung,  deren 
Notwendigkeit  nichtsdestoweniger  aber  zu  Tage  getreten  sein  kann?1) 

Und  was  ist  schliesslich  gewonnen,  wenn  man  bei  Wahrung  des 
Typus  Verbesserungen  jeder  Art  zulässt? 

Damit  hätte  die  Ersparnisfrage  eine  sehr  bescheidene  Form  ange- 
nommen.8) 

Ob  in  Zukunft  mehr  für  wirkliche  Grundformänderungen  oder  mehr 
für  blosse  Verbesserungen  —  die  Sicherheit  der  Grenzlinie  vorausgesetzt  — 
aufgewandt  werden  wird,  ist  eine  Frage,  die  schwer  zu  entscheiden  sein  wird. 

Wenn  man  aber  einmal  Ausgaben  für  Waffen  macht  und  machen 
darf,  so  muss  man  auch  das  Recht  haben,  die  Waffen  anzuschaffen,  die 
man  für  die  besten  hält.8) 

Und  nun  kommt  gar  noch  die  Aufs  ich  ts  frage,  die  bei  der 
Unbestimmtheit  des  Verbotes  eben  so  schwierig  wie  bedrohlich  wird. 

Welche  Stelle  entscheidet  die  Zulässigkeit  einer  beabsichtigten  oder 
durchgeführten  Verbesserung? 

Im  Zweifelsfall,  so  meinte  Gross  v.  Schwarzhoff,  müsste  man,  um 
sicher  zu  gehen  und  die  Vertrags  Verbindlichkeit  getreulich  zu  erfüllen,  das 
neue  Modell  den  Vertragsmächten  mitteilen,  um  vor  der  Einführung  ihre 
Zustimmung  einzuholen.4) 

Daran  kann  aber  natürlioh  niemand  denken. 

Die  Engländer,  Franzosen  und  Deutschen  sprachen  sich  daher  über- 
einstimmend für  die  Notwendigkeit,  aber  auch  die  Unmöglichkeit  einer 
Aufsichtsvorkehrung  aus;  die  letztere  könne  nur  als  ein  Angriff  auf  die 
Souveränität  empfunden  werden.5) 

Mit  der  Bemerkung  des  Generals  Den  Beer  Poortugael:  es  hiesse 
die  Vertragsmächte  beleidigen,  bei  ihnen  einen  dolus  anzunehmen,  und  an 
ihrem  Ehrgefühl  zu  zweifeln,6)  ist  die  Frage  gewiss  nicht  erledigt. 

Gilinsky  erklärte  zwar,  eine  Aufsicht  sei  hier  ebenso  unnötig,  wie 
bei  den  Handelsverträgen,  und  Raffalovich  meinte,  man  habe  eine 
genügende  Garantie  in  der  bona  fides   und  in  der  öffentlichen  Meinung.7) 

Aber  Gross  v.  Schwarzhoff  antwortete  mit  Recht:  es  handelt  sich 
nicht  um  Vorkehrungen  gegen  die  mala  fides,  sondern  um  die  gutgläubige 
Bestreitung  einer  Modelländerung  und  gutgläubige  Annahme  einer  blossen 
Verbesserung.8) 


')  So  auch  Gross  v.  Schwarzhoff  IL  73,  vgl.  oben  S.  539. 

*}  Das  hat  Gross  v.  Schwarzhoff  mit  Recht  gegen  den  Antrag  Den  Beer  Poortugael 
geltend  gemacht  (II.  73;  vgl.  oben  S.  539). 

8)  Vgl.  oben  S.  563. 

4)  II.  68.     Vgl.  oben  S.  533. 

B)  II.  81,  85.  Vgl.  oben  S.  540,  547,  551.  Das*  die  Aufeichtsfrage  hier  eine  grund- 
sätzliche Bedeutung  habe,  erkannte  später  auch  der  japanische  Bevollmächtigte  ausdrück- 
lich an  (IL  84).  Vgl.  oben  S.  550. 

fl)  IL  71  ff.    Vgl.  oben  S.  538. 

7)  IL  74.    Vgl.  oben  S.  540. 

8)  a.  a.  0. 
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—  -    -  _       

Übrigens  würde  bei  einem  völkerrechtlichen  Verbot  aber  auch  gewiss 
die  Frage  der  Umgehung  auftauchen.  Dass  die  Staaten  im  Bedürftiisfalle 
einen  Ausweg  suchen  und  finden  würden,  darauf  dürfte  man  im  voraus 
gefasst  sein. 

Die  englische  Anfrage.1)  ob  man  neue  Modelle  zunächst  im  Depot 
behalten  dürfe,  um  sie  erst  im  Kriegsfall  an  die  Truppen  zu  geben,  war 
schon  eine  Probe  für  den  Barometerstand  der  internationalen  bona  fides. 

Bei  einer  internationalen  Bindung  muss  man  aber,  wie  auch  Gross 
v.  Schwarzhoff  betonte,  unter  allen  Umständen  der  anderen  Mächte 
sicher  sein.2) 

Nun  hiess  es  zwar:  dass  Misstrauen  ist  ein  schlechter  Ratgeber. 

Aber  wenn  man  alles  auf  das  Vertrauen  stellt,  dann  muss  man  auch 
eine  Grundlage  bieten,  auf  der  sich  alles  mit  Sicherheit  abwickeln  kann. 
Praktische  Leute  hängen  ihr  Vertrauen  nur  an  feste  und  greifbare  Reali- 
täten ein. 

So  viel  zur  Würdigung  des  generellen  Lösungsversuchs. 

§  124. 
Der  spezielle  Lösuugs versuch. 

Das  volkswirtschaftliche  Problem  der  Minderung  der  Militärausgaben 
durch  eine  Festlegung  der  Kriegsmittel  glaubte  man  zunächst  durch  einen 
mehr  allgemein  gehaltenen  Beschluss  erreichen  zu  können. 

Aber  da  hiess  es:  das  ist  zu  unbestimmt.  Ein  Fortschrittsverbot 
muss  auf  ganz  konkrete  Punkte  gestellt  und  durch  eine  ausreichende  Spe- 
zialisierung anwendbar  gemacht  sein. 

So  ging  man  also  den  Weg  der  Spezialisierung. 

Die  Hauptfrage  war  hier:  Welches  sind  die  Komponenten  der 
Geschosswirkung  ? 

Und  da  versuchte  man  es  teils  mit  beschränkteren,  teils  mit  um- 
fassenderen Bestimmungsgründen. 

Der  erste  holländische  Antrag  in  der  militärischen  Unterkommission 
suchte  für  das  Infanteriegewehr  neben  dem  Typus  auch  das  Kaliber  fest- 
zulegen.3) Man  fand  aber,  dass  dies  nicht  ausreiche  und  wollte  sich  auf 
folgende  Koeffizienten  vereinigen:  Kaliber,  Gewehr-  und  Geschossgewicht, 
Anfangs-  und  Feuergeschwindigkeit.4) 

Da  dies  aber  für  zu  bestimmt  gehalten  wurde,  wollte  man  es  mit  dem 
Kaliber  und  der  Anfangsgeschwindigkeit  versuchen,  um  dann  schliesslich 
auf  das  blosse  Kaliber  zurückzukommen,  was  aber  wieder  nicht  ausreichte. 

Auch  bei  den  Marinegeschützen  hatten  die  Russen  zuerst  nur  eine 
Festlegung  auf  das  Kaliber  und  die  Anfangsgeschwindigkeit  angestrebt.5) 


')  U.  74.    Vgl.  oben  S    540. 

*)  IL  68.    Vgl.  oben  S.  534. 

*)  Vgl.  oben  S.  527. 

4)  Vgl.  oben  S.  531. 

8)  II.  71.    Vgl.  oben  S.  549. 
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Da  hiess  es  aber:   auch  die  Panzerstärke  ist  zu  berücksichtigen.1) 
Im    letzten   Antrag   erschienen  dann    folgende  Bestimmungsgründe : 
Kaliber,  Rohrlänge,   Anfangsgeschwindigkeit,  Panzerdicke  und  -qualität.2) 

I.  Die  Frage  der  Geschosswirkung  ist  in  der  Tat  eine  höchst  ver- 
wickelte Frage  und  alles  hängt  hier  aufs  Engste  zusammen. 

1.  Ich  will  mit  der  Panzer  frage  beginnen. 

Für  die  Marinegeschütze  spielt  die  Panzerstärke  der  Schiffe  gewiss 
eine  entscheidende  Rolle.     Darüber  waren  denn  auch  Alle  einig. 

Aber  man  überlässt  es  doch  jedem,  einen  so  dicken  Winter- 
mantel zu  tragen,  als  er  es  für  gut  findet.  Hier  indes  wollte  man 
vorschreiben,  dass  man  sich  gegen  die  mörderischen  Geschosse  nur  in 
gerade  ausreichender  Weise  schützen  darf. 

van  Karnebeek  begrüsste  diese  Anregung,  die  Mahan  übrigens  nur 
im  Geiste  der  Stillstandsbemühungen  gemacht  hatte  und  die  durch  die 
Notwenigkeit  des  Umbaues  gerade  wieder  zu  neuen  Ausgaben  hätte  führen 
müssen,  als  ein  weiteres  Mittel  zu  Ersparnissen.8) 

Diese  fand  man  in  der  geringeren  Dicke.  Aber  mit  Recht  wurde  von 
französischer  Seite  betont :  es  kann  ein  neues  Verfahren  erfunden  werden, 
wodurch  die  Panzer  bei  geringerer  Dicke  eine  grössere  Widerstandskraft 
erhalten.4)    In  der  Tat  ist  Panzerstärke  und  Panzerdicke  nicht  gleich. 

Die  Dänen  erklärten  daher:  die  Panzerdicke  bestimmt  keineswegs 
allein  die  Widerstandskraft;  man  muss  vielmehr  das  Verhältnis  der 
Durchschlagskraft  und  der  Widerstandskraft  der  Panzer  ziffermässig 
festlegen.6) 

Man  wäre  darnach  gezwungen  gewesen,  zwischen  Panzer  und  Geschoss 
das  entsprechende  Verhältnis  herzustellen  und  dieses  festzulegen,  um  so 
jedes  Hinausgehen  über  eine  bestimmte  Ziffer  unnötig  und  damit  den 
Stillstand  möglich  zu  machen. 

Aber  diese  Aufgabe  soll  ein  Mensch  übereinstimmend  für  alle  Staaten 
und  zwar  so  lösen,  dass  das  Ergebnis  in  einem  verpflichtenden  inter- 
nationalen Abkommen  einwandfrei  zugrunde  gelegt  werden  kann ! 

Die  Aufgabenstellung  klingt  so,  als  ob  jeder  Überschuss  an  Mitteln 
vermieden  werden  solle:  nur  so  viel  Panzerung,  als  eben  das  Geschoss 
verlangt  und  nur  so  viel  Geschosswirkung,  als  im  Hinblick  auf  den  Panzer 
erforderlich  ist. 

Welche  Entfernung  soll  dabei  zugrunde  gelegt  werden?  Und  warum 
nimmt  man  das  Mass  nicht  noch  geringer,  so  gering,  dass  der  Sieg  nur 
mehr  noch  markiert  wird?     Das  wäre  vielleicht  noch  billiger! 

Man  hat  ohnehin  oft  den  Eindruck,  als  ob  die  Freunde  des  Kriegs- 
mittel- und  Rüstungsstillstandes  nur  darauf  ausgingen,  mit  ihren  kleinen 
Mittelchen  den  Krieg  selbst,  so  unter  der  Hand,  aus  der  Welt  zu  schaffen, 


l)  Vgl.  oben  S.  549,  550,  551,  552,  554. 

»)  IL  92.    Vgl.  oben  S.  553  f. 

3)  Vgl.  oben  S.  549. 

*)  IL  93.    Vgl.  oben  S.  555«. 

5J  IL  84.    Vgl.  oben  S.  550. 
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während  es  umgekehrt  doch  klar  ist,  dass  grössere  Aufgaben  auch  grössere 
Mittel  erfordern,  dass  also  beispielsweise  der  Fortschritt  der  Panzerung, 
Befestigung  u.  s.  w.  die  Art  der  Angriffsmittel  bestimmt  und  umgekehrt. 
Ich  wundere  mich,  dass  man,  statt  sich  mit  unmöglichen  Verhältnis- 
bestimmungen abzuplagen,  nicht  lieber  gleich  radikal  vorging  und  beispiels- 
weise jede  Panzerung,  Befestigung  u.  s.  w.  einfach  verboten  sehen  wollte: 
dann  könnten  die  schweren  Geschütze  im  Arsenal  ruhig  verrosten.  Oder 
warum  wünschte  man  nicht  ein  internationales  Waffenmonopol:  gleiche 
und  gleichbleibende  Waffen,  die  alle  Staaten  aus  derselben  Fabrik  beziehen 
müssten  und  die  ja  so  schlecht  sein  könnten,  dass  man  sich  schämen 
würde,  mit  ihnen  Krieg  zu  führen?  Das  wäre  der  logische  Schlusspunkt 
der  Haager  Stillstandsverhandlungen  gewesen. 

2.  Höchst  merkwürdig  war,  dass  für  die  Gewehre  die  Feuer- 
geschwindigkeit ziffermässig  —  auf  25  Schüsse  in  der  Minute  — 
beschränkt  werden  sollte. 

Die  Idee  war:  Einmal  wird  durch  das  Schnellfeuern  das  Laufinnere 
mehr  angegriffen  und  das  Gewehr  schneller  reparaturbedürftig.  Weiter: 
Da  die  technische  Vollendung  der  Waffe  ein  schnelleres  Feuern  ermög- 
licht, aber  auch  zu  immer  neuen  Ausgaben  drängt,  so  können  die  letzteren 
vermieden  werden,  wenn  man  das  Maximum  der  Geschwindigkeitsleistung 
festlegt.    Man  wollte  aber  wohl  auch  die  Selbstlader  treffen. 

Die  Feuergeschwindigkeit  findet  ihre  notwendige  Ergänzung  in 
der  Feuerzucht;  und  von  einer  vollen  Ausnützung  im  Sinne  der  Ge- 
schwindigkeitsziffer kann  nur  selten  die  Rede  sein. 

Sodann  hängt  die  Feuergeschwindigkeit  natürlich  von  der  Geschick- 
lichkeit des  Schützen  ab.  Welche  Geschicklichkeit,  insbesondere  von 
welcher  Truppe  und  aus  welchem  Staat,  sollte  da  bei  einem  Maximum 
in  Ansatz  gestellt  werden?1) 

Für  Deutschland  (Gewehr  88  wie  98)  würde  allerdings  zur  Zeit  der 
Ansatz  stimmen.8)  Aber  bei  der  Ungleichmässigkeit  der  Heeresausbildung 
•in  den  verschiedenen  Staaten,  welch  letztere  durch  ein  Kollektivabkommen 
verpflichtet  werden  sollten,  würde  man  von  diesem  Bestimmungsmoment 
vollständig  abzusehen  haben. 

Der  Versuch,  das  Waffenänderungsverbot  an  der  Geschicklichkeit 
einzuhängen,  die  man  in  der  Handhabung  der  Waffe  als  Durchschnittssatz 
nimmt,  halte  ich  für  vollständig  verkünstelt  und  vor  allem  für  verfehlt. 

II.  Die  Wirkung  der  Geschosse  ist  die  Frage  nach  ihrer  lebendigen  Kraft. 

Die  lebendige  Kraft  des  Geschosses  ist  diejenige  Kraft,  mit  welcher 
dasselbe  das  Ziel  trifft.  Sie  setzt  sich  aus  der  Geschwindigkeit  und  der 
Masse  des  Geschosses  zusammen.8) 

Mit  der  lebendigen  Kraft  ist  noch  keineswegs  schon  die  Durch- 
schlagskraft gegeben,    denn  beim  Aufschlagen    setzt  sich    die  lebendige 


>)  Vgl.  auch  Oberst  Gross  v.  Schwarzhoff  II.  68  f.,  oben  S.  534. 
9)  Vgl.  Berlin,  Hdb.  der  Waffenlehre,  S.  103. 

s)  Bruns,    Kleinkalibergewehre  S.  15.    Habart,  die    Geschosswirkung  der   8-Milli- 
meter-Handfeuerwaffen  S.  9. 
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Kraft  auch  in  Wärme  und  Deformierung  um;  die  Durchschlagskraft  ist 
also  nicht  bloss  von  der  lebendigen  Kraft,  sondern  auch  von  der  Form 
und  Konsistenz  des  Geschosses  sowie  dem  Widerstand  des  getroffenen 
Zieles  abhängig.1) 

Ein  Blick  in  die  Waffenlehre  zeigt,  dass  hier  höchst  komplizierte 
Probleme  vorliegen. 

Will  man  das  Fortschrittsverbot  bestimmt  und  fassbar  machen,  so 
muss  man  alle  Koeffizienten  berücksichtigen. 

Lässt  man  auch  nur  einen  Bestimmungsgrund  ausser  Anrechnung, 
gibt  man  auch  nur  einen  Komponenten  frei  —  und  das  geschah  vor  allem 
ausdrücklich  für  das  Pulver  — ,  so  kann  der  ganze  Aufbau  gesprengt  oder 
doch  widerspruchsvoll  werden. 

In  den  Haager  Verhandlungen  wurden  die  technischen  Schwierig- 
keiten nur  gestreift,  keineswegs  sämtlich  getroffen  oder  gar  abschliessend 
gewürdigt.  Und  doch  ergab  sich  schon  bei  diesem  summarischen  Ver- 
fahren die  Unmöglichkeit  einer  befriedigenden  Verbotsformel. 

Ich  will  kurz  auf  die  Bestimmungsgründe  eingehen,  welche  auf"  der 
Konferenz  im  Vordergrund  der  Verhandlungen  standen. 

1.  Das  grösste  Interesse  drehte  sich  mit  Recht  um  das  Kaliber. 

Russland  hatte  zwar  am  Anfang  der  Verhandlung  die  Ansicht  ver- 
treten, dass  das  Infanteriegewehr  der  verschiedenen  Landheere  fast  das- 
selbe Kaliber  und  dieselbe  Beschaffenheit  hätte;2)  aber  dem  wurde  sofort 
widersprochen.  Der  italienische  Vertreter  bezeichnete  den  Unterschied 
sogar  für  ziemlich  gross,8)  und  es  wurde  auf  die  Tatsache  hingewiesen, 
dass  das  Kaliber  der  Infanteriegewehre  doch  immer  noch  zwischen  6  und  8 
variiere.4) 

Die  neueste  Entwicklung  der  Geschossfrage  war  zum  guten  Teil  nur 
eine  Herabminderung  des  Kalibers.6)  Diese  bedeutet  nicht  bloss  eine  Er- 
leichterung der  Munition  und  einen  geringeren  Rückstoss,  sondern  vor  allem 
auch  grössere  bestrichene  Räume,  eine  möglichst  gestreckte  Flugbahn  sowie 
eine  grössere  Durchschlagskraft.6) 

Wenn  man  der  weiteren  Verkleinerung  des  Kalibers  entgegengetreten 
wäre,  so  hätte  daher  die  Festlegungstendenz  vielleicht  noch  am  relativ 
wirksamsten  Punkt  eingesetzt. 

Diesen  Weg  hat  man  nun  zwar  nicht  beschritten.  Aber  deshalb 
waren  die  Arbeiten  der  Haager  Konfereuz  doch  nicht  ergebnislos. 

Es  wurde  bei  den  Beratungen  wiederholt  der  Zusammenhang  der 
Kaliber-  mit  der  Dum-Dum-Frage  betont.7) 


l)  Bruns.    a.  a.  0. 

*)  Vgl.  oben  S.  526. 

a)  Vgl.  oben  S.  529. 

*)  Vgl.  oben  S.  527. 

8)  Vgl.  oben  S.  498  ff. 

fl)  Vgl.  oben  Crozier  S.  490.  Vgl  auch  die  knappen,  aber  erschöpfenden  Ausfüh- 
rungen von  Habart  aber  die  Grundzuge  der  modernen  Geschossentwicklung  in  „die 
Geschosswirkung  der  8-Millimeter- Handfeuerwaffen''  1892  S.  1  ff. 

7)  Vgl.  besonders  oben  S.  493. 
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Indem  man  dann  schliesslich  die  Dum-Dum-Geschosse  verbot,  hat 
man  einen  Beschluss  gefasst,  der  die  Kaliberverkleinerung  vielleicht  eher  zum: 
Stehen  bringt,  als  es  ein  theoretisches  Verbot  vermocht  hätte. 

Wenn  schon  die  jetzigen  Kaliber  durchgehends  einen  zu  glatten  und 
harmlosen  Durchgang  haben,  sodass  die  Steigerung  der  Verwundungsfähigkeit 
ins  Auge  gefasst  werden  musste,  dann  wurden  bei  weiterer  Kaliberverkleine- 
rung Geschosse  ä  la  Dum-Dum  erst  recht  notwendig  werden.1)  Indem* 
die  Konferenz  aber  derartige  Geschosse  verbot,  hat  sie  somit  der  Kaliber- 
verkleinerung tatsächlich  entgegenwirkt. 

Insoweit  hat  unsere  Frage  also  doch  ein  positives  Ergebnis  gehabt,, 
das  nur  an  anderer  Stelle  zutage  tritt. 

Ob  sich  übrigens  eine  weitere  Herabsetzung  des  Kalibers  an  sich  noch 
empfehle,  ist  eine  Streitfrage,8)  über  die  bereits  gehandelt  wurde.8) 

Russland  befürchtete,  dass  die  Neigung  zur  Kaliberverkleinerung  im 
Fortschreiten  sei  und  wollte  ihr  durch  ein  Verbot,  unter  6'/j  mm  herunter- 
zugehen, begegnen.4) 

Es  hat  aber  auch  dieses  Verbotes  gar  nicht  bedurft,, 
weil  das  Kleinkaliber  seinen  schärfsten  Gegner  in  seiner  eigenen  Wirkung  hat. 

Heute  noch  haben  Infanteriegewehre  mit  einem  Kaliber  von 
8       mm:    Österreich,  Dänemark  und  Bulgarien.6) 

Deutschland. 

Belgien,  die  Türkei  und  Argentinien. 
RusslancL 

Die  Schweiz  und  Amerika. 

Brasilien,  Chile,  Columbien,  Uruguay,  Mexiko,  Ser- 
bien, Spanien.6) 

Auf  der  Haager  Konferenz  wurde  festgestellt,  dass  Schweden  und 
Norwegen  sowie  Rumänien  bereits  das  Kaliber  6,5  mm  besitzt ;  und  Japan 
hat  den  Krieg  mit  Ruasland  hauptsächlich  mit  diesem  Kaliber  geführt.7) 

Der  Erfolg  war  glänzend  für  Japan;  aber  dem  Kaliber  erstanden 
neue  Gegner,8)  und  in  dem  Militärwochenblatt  1905  Nr.  123  (S.  2814> 
beisst  es  in  Übereinstimmung  mit  Loebells  Jahresberichten  1904  S.  363: 


7,9  mm 
7,65  mm 
7,62  mm 

7,5  mm 
7       mm 


')  Vgl.  oben  8.  463,  493. 

*)  Der  unermüdliche  Vorkämpfer  fOr  die  Kleinkaliber  ist  der  General  Wille.  Dieser 
hatte  1890  eine  Kaliberverkleinerung  bis  auf  6  mm  vorausgesagt  („Wolframgeschosse" 
S.  57).  Er  bat  das  im  Jahre  1894  in  seiner  Schrift  „Fortschritt  und  Rückschritt  des 
Infanteriqpwehrs"  8. 1  aufrecht  erhalten.  Wille  bezweifelte  aber,  dass  damit  die  äusserst* 
unterste  Grenze  erreicht  sei  (S.  5).  Hatte  er  doch  schon  im  Jahre  vorher  (1893)  in  seiner 
Schrift  „Das  kleinste  Gewehrkaliber'  5  mm  Laufweite  befürwortet.  Die  gegen  die  weitere* 
Kaliberverkleinerung  ins  Feld  geführten  Gründe  will  der  General,  der  in  der  Geschoss- 
frage eine  unbestrittene  Autorität  ist,  nicht  gelten  lassen.  (Vgl.  Fortschritt  und  Rück- 
schritt S.  28  ff.) 

»)  Vgl.  oben  S.  502—507. 

4)  Vgl.  oben  S.  531. 

•)  v.  Loebells  Jahresberichte  1905  S.  380—386.  Dieee  Jahresberichte  liegen  den, 
folgenden  Angaben  zugrunde. 

•)  a.  a.  O.    Nach  den  Zeitungen  Mexiko  jetzt  S-Munition. 

7)  Vgl.  oben  8.  506  ff. 

8)  a.  a.  0. 
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„jedenfalls   kann  zur  Zeit  das  japanische  Kaliber  als   die  untere  Grenze 

angesehen  werden,  unter  welche  es  nicht  ratsam  ist,  herunterzugehen". 
Das  Kaliber  von  6,5  mm  haben  auch :  Italien x)  und  Holland.2) 
Die  Neubewaffnung  der  Infanterie  mit  6,5  mm  Kaliber  ist  eingeleitet 

in:  Griechenland8)  und  Portugal.4) 

Frankreich   hatte  bis  jetzt  noch  das  8  mm  Lebel-Gewehr ,   scheint 

sich  aber  vor  kurzem  für  ein  Selbstladegewehr  von  6,7  mm  Kaliber 

entschieden  zu  haben.6) 

England  hat  noch  sein  Lee-Enfieldgewehr  mit  dem  Kaliber  7,7  mm; 
doch  wurden  hier  bereits  Versuche  mit  einem  Selbstladegewehr  an- 
gestellt, das  von  dem  Norweger  Fidjeland  konstruiert  worden  ist.6) 

Der  Selbst-  oder  Rückstosslader  (automatisches  Gewehr)  ist  über- 
haupt das  Gewehr  der  Zukunft.     Maschinengewehre  haben  wir  ja  bereits. 

Russland  hat  sich  vergeblich  bemüht,  diesen  Schrecken  beschluss- 
mässig  zu  bannen. 

Wenn  Grossmächte  hier  vorgegangen  sind,  so  werden  die  anderen 
folgen.  Diese  Entwicklung  wird  niemand  aufhalten  können,  so  unangenehm 
das  auch  für  die  Finanzen  sein  muss. 

Aus  Vorstehendem  ergibt  sich,  dass  bis  jetzt  ein  Verbot  der  Kaliber- 
verkleinerung unter  6,5  mm  vollständig  überflüssig  gewesen  wäre. 

Die  Vorzüge  der  Kaliberverkleinerung  begegnen  schon  längst  einer 
sehr  nüchternen  Würdigung  und  die  Technik  ist  bereits  an  dem  Problem, 
das  was  das  Kleinkaliber  leistet,  zu  sichern,  ohne  das  Kleinkaliber  selbst 
mit  seinen  Nachteilen  übernehmen  zu  müssen. 

2.  Der  schwierigste  Koeffizient  ist  die  Anfangsges  chwindigkeit, 
deren  Maximum  für  das  Infanteriegeschoss  auf  720  m  festgelegt  werden 
sollte. 

Beim  deutschen  Gewehr  betrug  sie  bis  jetzt  620  m,  ist  aber  mittler- 
weile beim  S-Geschoss 7)  schon  auf  860  m  hinaufgegangen. 

Die  Anfangsgeschwindigkeit  selbst  ist  ein  höchst  komplizierter  Vor- 
gang und  hängt,  wie  auch  Oberst  Gross  v.  Schwarzhoff  ausführte,8)  zum 
mindesten  ebenso  sehr  vom  Kaliber,  wie  vom  Gewehrsystem,  sowie  vom 
Gewicht  und  von  der  Form  des  Geschosses  ab. 

Hatte  man  nun  aber  einmütig  für  die  Pulverfrage  freie  Bahn  ver- 
langt, so  war  es  nur  logisch,  auf  eine  Festlegung  der  Anfangsgeschwindig- 
keit und  weiterhin  aber  auch  der  Rohrlänge,  die  gleichfalls  wesentlich 
durch   das  Pulver   mitbestimmt  wird  ,  zu  verzichten.    Denn   sonst  hätte 


l)  v.  Loebells  Jahresberichte  1905  S.  386. 
f)  a.  a.  0. 

3)  a.  a.  0.  382. 

4)  a.  a.  0.  388. 

Ä)  Vgl.  v.  Loebells  Jahresberichte  1905  S.  381,  wo  nähere  Angaben. 
e)  a.  a   0.  382  ff.  Versuche  mit  automatischen  Pistolen  haben  auch  die  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  angestellt  (a.  a.  0.  394). 

7)  Vgl.  später  S.  575. 

8)  II.  68  f.    Vgl.   oben  S   534.     Der  österreichische   Vertreter  stimmte   hier  aus- 
drücklich zu  IL  69.    Vgl.  oben  S.  535. 
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man,  nur  um  in  letzter  Hinsicht  zu  genügen,  unter  Umständen  von  der 
Wahl  eines  neuen  Pulvers  Abstand  nehmen  müssen,  obschon  es  vielleicht 
andere  Ersparungen  zur  Folge  haben  würde,  bloss  weil  es  die  Anfangs- 
geschwindigkeit erhöht,  was  doch  alle  anstreben  müssen. 

Ein  Staat  kann  z.  B.  ein  Pulver  bekommen,  das  billiger  und  besser 
ist,  insbesondere  auch  das  Laufinnere  schont,  und  dürfte  es  doch  nicht 
anschaffen,  bloss  weil  es  —  wenn  auch  ohne  Kostenmehrung  —  die  An- 
fangsgeschwindigkeit steigert,  was  doch  andernteils  jedermann  als  einen 
weiteren  ganz  gewaltigen  Vorzug  gelten  lassen  muss. 

Das  Pulver  und  die  Geschossform  freigeben  und  die  Anfangs- 
geschwindigkeit beschränken,  die  doch  wiederum  —  unter  Umständen  so- 
gar nur  —  vom  Pulver  und  der  Geschossform  abhängig  ist,  ist  ein  innerer 
Widerspruch. 

3.  Auch  das  Minimum  des  Geschossgewichts  sollte  —  und 
zwar  auf  IOV2  g  —  festgelegt  werden. 

Aber  auch  hiergegen  sprechen  Bedenken. 

Deutschland,  das  sich  nicht  entschliessen  konnte,  sein  Kaliber  von 
7,9  mm  (Gewehr  88  und  98)  herabzusetzen ,  hat  neuestens  eine  neue  für 
das  bisherige  Gewehr  verwendbare  Munition,  die  „S-Munition"  eingeführt,1) 
die  wiederum  ein  Stahlmantelgeschoss  mit  Hartbleikern  ist. 

Um  die  Anfangsgeschwindigkeit  zu  erhöhen,2)  gab  man  diesem  Ge- 
schoss  vor  allem  die  schlanke  Geschossspitze  und  minderte  das  Geschoss- 
gewicht von  14,7  auf  10  g,  kam  also  unter  das  von  Barantzew8)  be- 
antragte Minimum  von  IOV2  g. 

Die  S-Munition  hat  eine  hohe  Rasanz,  d.  h.  eine  wenig  gekrümmte 
oder  möglichst  gestreckte  Flugbahn,  sowie  eine  gewaltige  Geschosswirkung 
und  bietet  Ersatz  für  ein  kleineres  Kaliber,  gegen  dessen  Einführung  hohe 
Kosten  sowie  Zweifel  an  der  Verwundungsfähigkeit  und  der  guten  Er- 
haltung des  Laufinnern  sprechen.4) 

Das  letztere  bedeutet  aber  auch  eine  Ersparung;  und  es  ist  eine 
Menschenfreundlichkeit  gegen  den  Soldaten,  wenn  man  sein  Traggewicht 
erleichtert.6) 

4.  Das  gilt  aber  in  gleicher  Weise  für  das  Gewehrgewicht. 
Dabei  war  der  Gewehrgewichts-Ansatz  (4  kg)  derart  gewählt,  dass  eine 
ganze  Anzahl  von  Staaten  zu  Änderungen  gezwungen  worden  wären,  welch 
letztere  man  doch  gerade  vermeiden  wollte.6) 


l)  So  genannt,  weil  es  ein  Spitzgeschoss  ist  und  zwar  eine  besonders  schlanke 
Spitzenform  hat.  Vgl.  die  kriegstechnische  Zeitschrift  1905,  Heft  9  und  v.  Loebells 
Jahresberichte  1905  S.  376,  dem  auch  folgende  Einzelheiten  entnommen  sind. 

f)  Die  Mündungsgeschwindigkeit  beträgt  860  m  gegen  620  m  früher  (a.  a.  O.). 

8)  Vgl.  oben  S.  531. 

4)  v.  Loebells  Jahresberichte  1905  S.  376. 

6)  Das  hat  der  deutsche  Oberst  Gross  v.  Schwarzhoff  schon  im  Haag  hervor- 
gehoben. IL  68.    Vgl.  oben  S.  534. 

e)  Vgl.  a  a.  0.  Das  deutsche  Gewehr  88  wiegt  z.  B.  (ohne  Bajonett  oder  Seiten- 
gewehr) nur  3,8,  das  Gewehr  98  allerdings  4,1  kg.  Für  Deutschland  wäre  also  der  An- 
satz unannehmbar  gewesen  oder  das  Sparproblem  hätte  hier  eine  negative  Lösung  ge- 
funden. 
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Soviel  war  und  ist  aber  vor  allem  klar,  dass  die  einzelnen  Bestimmungs- 
gründe aufs  engste  zusammenhängen,  und  die  Änderung  an  einer  Stelle  in 
Wechselwirkung  mit  einer  anderen  Stelle  steht. 

Alle  diese  Rückwirkungen  auf  sämtliche  Staaten,  das  ganze  Bild  der 
Kombinationen  kann  niemand  im  voraus  klar  vor  sich  haben.  Und  so 
hätte  man  sich  vielleicht  nur  sinnlos  die  Hände  gebunden,  auf  jeden  Fall 
aber  etwas  beschlossen,  dessen  ganze  Tragweite  kein  Mensch  im  voraus 
zu  überblicken  und  zu  verantworten  vermochte. 

Die  Konferenz  tat  daher  gut  daran,  dass  sie  auch  den  Weg  der 
Speziallösung  nicht  gehen  wollte. 

Die  Arbeit  wird  trotzdem  hoffentlich  nicht  nutzlos  gewesen  sein.  Ich 
denke,  dass  künftige  Utopien  im  Feuer  der  damals  aufgebotenen  Geistes- 
arbeit schnell  vergehen  werden. 

Man  wurde  von  dem  generellen  zum  speziellen  Lösungsversuch 
gedrängt  und  dann  wieder  vom  letzteren  zum  ersteren  zurückverwiesen. 

Immer  neue  Wechsel,  aber  keine  Einlösung. 

Das  Problem  des  Fortschrittsverbots  hat  sich  tatsächlich  als  unlös- 
bar erwiesen. 

Aber  der  Wunsch  an  die  Regierungen,  das  Problem  weiter  zu 
studieren  ? 

Das  war  nur  die  Form  eines  ehrenvollen  Begräbnisses. 
Die  Diplomaten  sind  höfliche  Leute,  die  dann  am  liebenswürdigsten  sind, 
wenn  sie  etwas  ablehnen  müssen. 

Sehe  ich  zu  schwarz? 

Man  hat  ein  einfaches  Mittel,  mich  zu  widerlegen.  Teile  man  der 
Öffentlichkeit  mit,  wo  und  mit  welchem  Erfolg  eine  Regierung  heute 
nach  7  Jahren  ihr  Studium  der  von  der  Konferenz  anscheinend  so 
nachdrücklich  gestellten  Aufgabe1)  begonnen  hat. 


Zweites  Kapitel. 
Weitere  Fragen  des  Seekriegsrechts. 

§  125. 

Die  Frage  der  Unterseeboote. 

Die  unterseeischen  Torpedoboote  suchen  im  Seekrieg  die  Aufgabe 
der  verdeckten  Geschützaufstellung  der  Artillerie  zu  lösen  und  sind  un- 
heimlich, weil  das  den  Torpedo  versendende  Boot  sich  durch  Untertauchen 
den  Blicken  des  Angegriffenen  entzieht. 

Der  bayerische  Ingenieur  Bauer  hat  1851  zum  erstenmal  den  Ver- 
such gemacht,8)  dem  Unterseeboot  oder  Brandtaucher  (damals  noch  ohne 


l)  Vgl.  oben  S.  669. 

')  Vgl.  dar Qber  die  Darstellung  von  Schneideck  in  der  „Flotte"  1906  Nr.  6  3.  87. 
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Motor)  eine  für  die  militärische  Aufgabe1)  entsprechende  Form  zu  geben, 
die  dann  insbesondere  auch  noch  im  amerikanischen  Bürgerkrieg  bei- 
behalten wurde.8) 

Die  zigarrenförmige  Gestalt  und  der  Betrieb  durch  eine  Dampfmaschine 
geht  auf  den  norwegischen  Ingenieur  Norden feldt  zurück. 

Seitdem  sind  die  Staaten  am  Ausprobieren. 

Ober  das  Unterseebootswesen,  das  sich  auch  heute  noch  mehr  oder 
minder  im  „Versuchsstadium"  befindet,  gibt  der  „Nauticus"  (Jahrbuch  für 
Deutschlands  Seeinteressen)  1906  S.  163  eine  dankenswerte  Entwicklungs- 
übersicht. 

Zwei  Arten  von  Unterseebooten  streiten  schon  lange  um  die  Vor- 
herrschaft: Das  Tauchboot  und  das  Unterwasserboot. 

Der  „Nauticus"  spricht  sich  in  seinem  neuesten  Jahrgang  (1906)  S.  137  über 
den  Unterschied  folgendennassen  aus: 

„Das  Unterwasserboot  schwimmt  an  der  Oberfläche  auf  seinem  Druck- 
körper/d.  h.  der  Hülle,  welche  den  Wasserdruck  aufnimmt,  wenn  es  taucht.  Im 
Druckkörper  befinden  sich  die  zur  Fahrt  und  Bedienung  unter  Wasser  notwendigen 
Maschinen,  sowie  die  Mannschaft.  Soll  das  Boot  tauchen,  so  muss  es  den  Auf- 
trieb verringern,  also  Gewicht  (Wasser)  in  den  Druckkörper  einlassen.  Für  diesen 
Zweck  muss  also  das  Unterwasserboot  Raum  für  Ballasttanks  innerhalb  des 
Druckkörpers  hergeben. 

Das  Tauchboot  dagegen  schwimmt  an  der  Oberfläche  auf  stinem  Druck- 
körper und  einem  um  diesen  her  umgebauten  Aussenkörper.  Zum  Tauchen  lässt 
es  Wasser  in  Ballasttanks,  die  sich  ausserhalb  des  Druckkörpers,  also  im  Aussen- 
körper befinden." 

Die  Vereinigten  Staaten  haben  1885  sogar  einen  Preis  für  den  Ent- 
wurf eines  seetüchtigen  Unterseeboots  ausgeschrieben. 

Seit  dieser  Zeit  begann  auch  Frankreich,  das  also  jetzt  seit  22  Jahren 
Unterseeboote  baut  und  an  der  Spitze  des  Unterseebootswesens  marschiert, 
seine  Versuche,  die  sich  insbesondere  auch  darum  drehten,  ob  das  Tauch- 
boot oder  das  reine  Unterwasserboot  vorzuziehen  sei,  eine  Frage,  welche 
durch  diese  Versuche  jetzt  im  Sinne  der  ersten  Alternative  entschieden  ist, 
so  dass  auch  England,  welches  mit  zäher  Hartnäckigkeit  auf  Seite  des  Unter- 
wasserbootes stand,  neuestens  zum  Tauchboot  überzugehen  scheint.3) 

I.  Mittlerweile  hatte  nun  aber  Russland  1899  die  Frage 
der  völkerrechtlichen  Zulässigkeit  der  Unterseeboote  der 
verschiedenen  Arten  aufgeworfen. 

1.  In  der  3.  Sitzung  am  31.  Mai4)  kam  die  Marine-Unterkommis- 
sion zur  Beratung  von  Ziff.  4  des  russischen  Rundschreibens  und  damit  zur 
Frage,  ob  Unterwasser-  oder  Tauch-  oder  auch  andere  Zerstörungsmaschinen 
dieser  Art  („bateaux-torpilleurs  sousmarins  ou  plongeurs ,  ou  d'autres 
engins  de  destruction  de  la  mdme  nature")6)   verboten  werden  sollen. 


l)  Übrigens  batte  schon  1624  der  Holländer  Cornelius  Drebbel  ein  Unterseeboot 
gebaut,  in  welchem  König  Jakob  I.  nebst  zebn  Begleitern  eine  Fahrt  unter  dem  Themse- 
spiegel'von  Westminster  bis  Greenwich  machte,  (a.  a.  0.  S.  88.) 

8)  Ein  Unterseeboot  hatte  damals  die  unionistische  Korvette  „Housatonic  zum 
Sinken  gebracht,  aber  es  ging  dabei  mit  der  Mannschaft  zugrunde  (a.  a.  0.). 

8)  Vgl.  „Nauticus"  („Jahrbuch  für  deutsche  Seeinteressen")  1906:  „Der  gegen- 
wärtige Stand  der  Unterseebootsfrage"  S.  136. 

*)  II.  88. 

»)  Vgl.  oben  S.441. 
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Der  Präsident  van  Karnebeek  forderte  die  Bevollmächtigten  zur 
Meinungsäusserung  auf  und  fügte  hinzu :  wenn  auch  nur  eine  Nation 
diese  fürchterlichen  Kriegsmaschinen  einführt,  so  müssen 
alle  anderen  dasselbe  tun  dürfen. 

Der  Soltyksche  Bericht  hebt  hervor,  dass  diese  Bemerkung  die  Debatte 
bedeutend  erleichtert  habe.1) 

Es  handelte  sich  zunächst  nur  um  eine  persönliche  Meinungskund- 
gebung der  Vertreter,2)  und  da  stellte  es  sich  sofort  heraus,  dass  ein 
Verbot  kaum  eine  Aussicht  habe.8) 

Unter  der  Voraussetzung,  dass  alle  Staaten  mitmachen  —  England 
liess  es  mit  der  Zustimmung  aller  Grossmächte  genügen4)  —  stimmten 
für  ein  Verbot  der  Unterseeboote  die  Vertreter  von: 

Deutschland,  Dänemark,  Italien,  Japan,  Russland  und  England. 

Gegen  ein  Verbot  sprachen  sich  aus  die  Vertreter  von: 

Frankreich,  der  Türkei,6)  Holland,  Schweden  und  Norwegen.6) 

Auch  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika7)  sowie  Öster- 
reich-Ungarn8) wollten  vorerst  noch  frei  bleiben  undSiam  war  noch 
unentschieden.9) 

Am  Schluss  der  4.  Sitzung  am  5.  Juni  stellte  der  deutsche  Kapitän 
zur  See  Siegel  der  Anfrage,  ob  es  noch  nötig  sei,  zur  Frage  der  Unter- 
seeboote weitere  Instruktionen  einzuholen.10) 

Der  Präsident  verneinte  die  Frage.11) 

2.  In  der  Sitzung  am  23.  Juni12)  hatte  die  Kommission  zu 
unserer  Frage  Stellung  zu  nehmen. 

Niemand  wünschte  das  Wort. 

Die  Abstimmung  ergab  folgendes  Resultat13): 

Bedingungslos  mit  ja  stimmten:  4  Staaten  =  Griechenland,  Persien, 
Siam  und  Bulgarien. 

Unter  der  Bedingung  der  Einstimmigkeit  stimmten  mit  ja: 
5  Staaten  =  Deutschland,  Italien,  England,  Japan  und  Rumänien. 


M  II.  24. 

2)  II.  88,  24. 

3)  II.  24. 

4)  England  kümmere  sich  wenig,  sagte  der  englische  Vertreter,  um  die  Stellung- 
nahme der  Kleinstaaten.  (IL  88.) 

5)  Diese  beiden  im  Hinblick  auf  den  Verteidigungscharakter  der  Unterseeboote.  (II.  88.) 
8)  Diese  beiden  mit  der  Begründung,  das  Unterseeboot  sei  die  Waffe  der  Schwachen. 

(II.  88.) 

7)  Der  Vertreter  enthielt  sich  der  Stimme.  (II.  88) 

8)  Österreich-Ungarn,  so  führte  sein  Vertreter  aus,  hat  zwar  noch  keine  Untersee- 
boote, denn  dieselben  entbehren  noch  der  zur  praktischen  Indienststellung  notwendigen 
Vollendung.  In  Österreich  beschränkt  man  sich  im  Augenblick  darauf,  die  Fortschritte 
auf  diesem  Gebiet  mit  ernsthafter  Aufmerksamkeit  zu  verfolgen.  Bei  der  Verteidigung 
der  Häfen  und  Rheden  können  sie  sehr  wertvolle  Dienste  leisten.  (II.  88 ) 

9)  Der  Vertreter  meinte,  die  Unterseeboote  könnten  vielleicht  zur  Verteidigung  der 
Kleinstaaten  notwendig  sein.  (II.  88.) 

10)  II.  95. 
")  a.  a.  0. 
lf)  II.  26. 
18)  II.  26  f. 
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Mit  nein  stimmten :  9  Staaten  =  Die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika, 
Österreich-Ungarn,  Dänemark,  Spanien,  Frankreich,  Portugal,  Schweden 
und  Norwegen,  Holland  und  die  Türkei. 

Stimmenthaltung  übten :  3  Staaten  =  Russland,  Serbien  und  die 
Schweiz. 

Damit  war  die  Verbotsfrage  abgetan. 

3.  Warum  sollten  die  Unterseeboote  eigentlich  verboten  werden? 

Die  Protokolle  sind  hier  sehr  karg. 

Abgesehen  von  der  Budgetfrage  gewinnt  man  den  Eindruck:  weil  es 
„fürchterliche  Kriegsmaschinen  sind",1)  die  nicht  offen  angefahren  kommen; 
vielleicht  war  auch  der  Umstand,  dass  die  Unterseeboote  noch  kein  voll- 
kommenes Kriegsmittel  waren  —  trotz  aller  weiteren  Vervollkommnung 
sind  sie  es  auch  jetzt  noch  nicht  —  bestimmend. 

In  Deutschland  standen  die  Fachkreise  der  Zukunft  der  Untersee- 
boote lange  zweifelnd  gegenüber  und  so  stimmte  in  der  Kommission8) 
auch  Deutschland  an  der  Seite  von  England,  Japan,  Italien  und  Rumänien 
dem  Verbot  der  Unterseeboote  zu,  unter  der  auch  von  diesen  gestellten 
Voraussetzung,  dass  hier  alle  Staaten  mitmachen,  während  z.  B.  Frank- 
reich, das  sich  nun  schon  über  20  Jahre  mit  der  praktischen  Lösung  der 
Unterseebootsfrage  beschäftigt,  sich  ablehnend  verhielt,  und  selbst  Russland, 
das  doch  die  ganze  Frage  angeregt  hatte,  sich  schliesslich  der  Stimme 
enthielt.*) 

Russland  hatte  wohl  auch  nur  sondieren  wollen. 

II.  Seitdem  hat  das  Interesse  für  die  Unterseeboote 
allenthalben  zugenommen. 

Auch  der  „Nauticus" 4)  stellt  das  im  neuesten  Jahrgang  fest :  „Nicht 
als  ob  besondere  epochemachende  Erfindungen  zu  ungeahnten  Fortschritten 
geführt  hätten:  Das  Können  stand  nicht  im  annähernden  Verhältnis  zum 
Wollen;  aber  stetig  und  im  ganzen  mit  Erfolg  ist  die  Entwicklung  des 
Unterseebootes  weitergeschritten." 

Frankreich  hat  es  insbesondere  unter  der  zielbewussten  Initiative 
des  Admirals  Fournier  mittlerweile  bis  auf  15  verschiedene  Typen  ge- 
gebracht. Es  besitzt  bereits  74  Unterseeboote,  und  der  Bauplan6)  sieht 
vor,  dass  die  französische  Marine  bis  zum  Frühjahr  1919  im  ganzen  131 


1)  So  der  Präsident  van  Kamebeek.  IL  88.    Vgl.  oben  S.  578. 

2)  Über  die  Abstimmung  in  der  Unterkommission  vgl.  oben  S.  578. 

»)  IL  88. 

4)  Jahrgang  VIII.  1906.  S.  136.  Hier  beisst  es:  „Die  Entwicklung  des  Untersee- 
bootes in  den  letzten  Jahren  wird  beherrscht  von  drei  Tatsachen:  1.  Von  dem  unbe- 
strittenen Siege  des  Tauchbootes  über  das  Unterwasserboot;  2.  von  der  anhaltenden 
Steigerung  des  Deplacements ;  3.  von  der  festen  Gestaltung  bestimmter  Typen".  Was  diese 
Typen  betrifft,  so  heisst  es  S.  143 :  „Aus  dem  wirren  Durcheinander  der  teilweise  auf  dem 
Papier  gebliebenen  Ideen  und  Konstruktionen  haben  sich  in  den  letzten  Jahren  drei 
Typen  schärfer  abgesondert:  a)  Der  „Holland"-Typ  (Unterwasserboot) 

b)  Der  „Lake"-Typ 

c)  Der  moderne  „Tauchboots-Typ". 

6)  Das  neue  Marine-Programm  fordert  bis  1919  an  Neubauten  (ohne  Ersatzbauten) 
18  Verteidigungs-  und  72  Angriffe-Unterseeboote  („Nauticus"  1906  S.  161). 
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Unterseeboote  hat,  49  für  die  Hafenverteidigung  und  82  für  den  Angriff 
auf  hoher  See.1) 

England  trat  1901  aus  seiner  skeptischen  Haltung  heraus  und  machte 
mit  5  Unterseeboten  Versuche;  es  besitzt  bereits  29  Unterseeboote,  die 
nach  IV2  Jahren  auf  50  erhöht  sein  sollen.2) 

Auch  Japan,  welches  freilich  seine  militärischen  Geheimnisse  wohl 
zu  hüten  weiss,  hat  eine  Anzahl  von  Unterseebooten  erbaut  und  wohl 
schon  im  ostasiatischen  Krieg  verwandt.8) 

Russland  hat  es  erfahren,  wie  weit  hier  die  „pazifistische4'  Mass- 
haltung führt.  Notgedrungen  musste  es  im  Krieg  auf  einmal  Untersee- 
boote in  Amerika  ankaufen,  ohne  vorher  irgendwelche  Erfahrungen  mit 
denselben  gemacht  zu  haben;  dann  hat  Russland  selbst  Unterseeboote 
erbaut  und  Typen  gesammelt;  gegenwärtig  besitzt  es  bereits  28  Unter- 
seeboote. 

In  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  wo  man  sein  Augen- 
merk in  erster  Linie  auf  die  Schlachtflotte  lenkt,  wurden  die  Versuche  unter- 
brochen und  überliess  man  die  Weiterentwicklung  in  der  Hauptsache 
der  Privatindustrie,  die  übrigens  tüchtig  am  Werk  ist.  Doch  wurden 
auch  die  Mittel  zum  Bau  von  zwei  weiteren  staatlichen  Unterseebooten 
bewilligt,  die  1907  fertiggestellt  sein  und  Versuchszwecken  dienen  sollen.4) 
Damit  wird  die  amerikanische  Marine  14  Unterseeboote  haben. 

Auch  Italien  nahm  seine  Versuche  wieder  auf.  Es  hat  zurzeit  6 
Unterseeboote  und  hat  den  Bau  von  weiteren  7  Unterseebooten  be- 
schlossen.6) 

Erst  vor  zwei  Jahren  trat  auch  Deutschland  dem  Experiment  mit 
Unterseebooten  näher,  indem  es  einen  Posten  von  P/2  Millionen  Mark  zur 
Anschaffung  eines  Unterseebootes  zu  Versuchszwecken  in  den  Etat  pro 
1905  einstellte. 

Im  Etat  für  1906  erfolgte  eine  weitere  Einstellung,  und  der  Staats- 
sekretär der  Marine  erklärte,  dass  jetzt  die  Zeit  gekommen  sei,  Versuche 
mit  dem  Unterseeboote  anzustellen. 

Versuche  haben  auch  aufgenommen :  Österreich-Ungarn,  Schweden, 
Norwegen,  Brasilien  und  Holland.6) 

Es  wird  sich  darum  handeln,  ob  die  Unterseeboote,  deren  wunder 
Punkt  trotz  aller  Verbesserungen  vor  allem  immer  noch  in  der  Richtung 
des  Sehvermögens  liegt,  wirkliche  Untersee-Waffen  werden  können. 

Bei  den  Unterseebooten  spielt  die  Furcht  vor  dem  Unbekannten  eine 
Rolle  und  lähmt  möglicherweise  die  Offensivoperationen  des  Gegners. 

x)  Die  „Flotte"  1906  Nr.  2  S.  21  und  der  Artikel  „Der  heutige  Stand  der  Unter- 
seebootsfrage" in  der  Kölnischen  Zeitung  vom  25.  Aug.  1906  Nr.  707.  Nach  der  Frank- 
furter Zeitung  (3.  Oktbr.  1906  Nr.  273)  hat  der  französische  Marineminister  Thomson  m 
Bordeaux  einem  Mitarbeiter  der  Petite  Gironde  erklärt,  dass  der  Bau  von  20  Untersee- 
booten noch  im  Verlauf  des  Oktober  1906  in  Angriff  genommen  werden  solle. 

2)  Die  „Flotte"  a.  a.  O. 

3)  a.  a.  O. 

4)  a.  a.  O. 

6)  „Nauticus"  1906  S.  164. 
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Die  Unterseeboote  sind  jetzt  schon  geeignet  zur  Zerstörung  der  lang- 
sam fahrenden  und  vor  Anker  liegenden  Schiffe,  zur  Zerstörung  der  See* 
minen  und  anderer  Sperrmittel.  Dass  sie  sich  für  den  Küstenkrieg  und 
zur  Verteidigung  offener  Häfen,  sowie  zur  Beunruhigung  des  Feindes  eignen, 
wird  auch  heute  schon  ziemlich  allgemein  zugegeben. 

„Für  die  im  Bau  befindlichen  und  projektierten  dagegen  wird  wahr- 
scheinlich auch  auf  gelegentliche  Verwendung  auf  hoher  See  gerechnet 
werden  können."1) 

Gewiss  sind  die  Meinungen  über  den  wirklichen  Wert  der  Untersee- 
boote noch  geteilt  und  es  werden  noch  weitere  Versuche  nötig  sein. 

Auf  jeden  Fall  aber  steht  fest,  dass  die  Staaten  gut  taten,  sich  nicht 
zu  binden  und  freie  Bahn  zu  lassen. 

Hier  gilt,  was  der  amerikanische  Vertreter  anlässlich  der  Beratung 
über  die  Dum-Dum-Geschosse  sagte:  „Es  handelt  sich  darum,  sich  nicht 
durch  hastig  gefasste  Beschlösse  der  Mittel  zu  berauben,  deren  man  sich 
später  mit  Erfolg  wird  bedienen  können14.2) 

§  126. 

Die  Frage  der  Rammschiffe. 

I.  Inder  3.  Sitzung  am  31.  Mai  beschäftigte  sich  die  Marine- Unter - 
kommission  mit  dem  2.  Teil  der  Ziff.  4  des  russischen  Rundschreibens, 
nämlich  dem  Verbot,  für  die  Zukunft  Kriegs-Rammschiffe  (navires  de 
guerre  ä  Operon)  zu  bauen. 

Rammschiffe  stellen  die  älteste  Art  der  Panzerschiffe  dar  und  sind 
mit  einem  Sporn  am  Bug  versehen  —  daher  auch  Spornschiffe  (navires 
ä  Operon)  genannt  — ,  der  ursprünglich  dem  alten  rostrum  nachgebildet 
war,  dann  aber  in  eine  mehrere  Meter  lange  Stachelform  überging, 
und  sich  schliesslich  zum  Rammbug  wandelte,  der  bogenförmig  ist  oder 
auch  in  eine  stumpfe  Spitze  ausläuft. 

Das  Wesen  der  Rammschiffe  liegt  darin,  dass  besondere  Rammvor- 
richtungen am  Schiff  angebracht  sind.  Es  genügt  nicht,  dass  das 
Kriegsschiff  am  Bug  nur  stärker  gebaut  ist,  so  dass  es  leichter  einen  Stoss 
versetzen  und  ertragen  kann.8) 

Das  Verbot  hätte  die  festgelegten  Flottenpläne  stark  korrigiert,  sollte 
sich  im  übrigen  aber  weder  auf  die  schon  existierenden  noch  auf  die 
bereits  im  Bau  befindlichen  Rammschiffe  erstrecken. 

Auf  diese  beiden  Feststellungen  hatte  man  sich  schnell  geeinigt.  Es 
zeigte  sich  aber  alsbald,  dass  damit  die  Zweifel  und  Schwierigkeiten  nicht 
gebannt  waren. 

Der  Meinungsaustausch  der  Bevollmächtigten  ergab  folgendes:4) 


*)  „Nauticus1*  1906  S.  167. 
*)  Vgl.  oben  S.  474. 

•)  II.  89.    24 :  „renforc6  ä  l'etrave  de  maniere  a  pouvoir  donner  un  choc  et  .le 
supporter". 

«)  IL  89   24. 
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Russland  wollte  noch  keinen  bestimmt  formulierten  Antrag  einreichen 
und  hatte  die  Frage  überhaupt  nur  auf  das  Programm  gesetzt,  um  zunächst 
einmal  die  Ansichten  der  Regierungen  über  die  Rammschifffrage  zu  hören. 

Für  den  Fall  der  Einmütigkeit  der  Grossmächte  erklärten  sich  sofort 
für  das  Verbot  der  Rammschiffe: 

England,  Frankreich  und  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika. 

Aber  dass  eine  Einmütigkeit  nicht  erzielt  werden  könne,  wurde  so- 
fort klar. 

Glatt  nein  sagten:  Österreich1)  sowie  Schweden  und  Norwegen.2) 

Die  bisherigen  Bauprogramme  schienen  vor  allem  einen  Strich  durch 
die  Rechnung  zu  machen. 

Der  deutsche  Kapitän  zur  See  Siegel,  der  im  Bericht  (11.  25)  ebenso 
wie  der  dänische  Bevollmächtigte  unter  den  Contra-Stimmenden  aufgezählt 
ist,  bemerkte  in  dieser  Richtung:  Mehrere  Staaten  hätten  ein  Programm 
für  die  neuen  Schiffsbauten  ausgearbeitet.  Bestimmte,  hier  vorgesehene 
Schiffe  seien  schon  fertig,  andere  seien  im  Bau.  Diese  dürften  nach  der 
vorausgegangenen  Einigung  noch  alle  eingestellt  werden,  während  bei 
den  übrigen  die  Pläne  wohl  fertig  wären,  aber  mit  dem  Bau  nicht  be- 
gonnen worden  sei  und  nach  Annahme  des  Antrags  auch  nicht  mehr  be- 
gonnen werden  dürfe.  Eine  Planänderung  sei  aber  unmöglich,  weil  das 
Programm  für  alle  Schiffe  dieselben  taktischen  und  nautischen  Eigen- 
schaften vorsehe  und  diese  sich  ändern  würden,  wenn  die  Vorderseite  des 
Schiffes  eine  andere  Form  bekäme.9) 

Auch  der  japanische  Kapitän  zur  See  Sakamoto  meinte,  das  Verbot 
von  Rammschiffen  dürfe  nicht  auch  die  nach  einem  bestimmten  Organi- 
sationsplan bereits  festgelegten  Schiffe  treffen. 

Der  Präsident  wollte  aber  davon  nichts  wissen :  Das  Menschlichkeits- 
ziel der  Konferenz  sei  zu  hoch,  als  dass  man  auf  die  Pläne  der  Ingenieure 
Rücksicht  nehmen  könne.  Diese  müssten  halt  ihre  Aufgabe  von  neuem 
beginnen.  Der  Präsident  machte  nur  das  Zugeständnis,  dass  diejenigen 
Rammschiffe  zugelassen  würden,  bei  welchen,  wenn  auch  noch  nicht 
gerade  mit  dem  Bau,  so  doch  mit  der  Ausführung  begonnen  worden  sei, 
indem  z.  B.  der  Fabrikant  Auftrag  erhalten  habe. 

Sakamoto  bat  aber  nochmals  ums  Wort:  Im  Falle  der  Einmütigkeit 
könne  Japan  dem  Verbot  zustimmen,  aber  nur  unter  der  Voraussetzung, 
dass  die  Geltungsfrage  in  seinem  Sinn  geregelt  werde. 

Auch  der  französische  Admiral  P6phau  äusserte  sich  jetzt  dahin, 
dass  das  Verbot  erst  von  einer  gewissen  Zeit  an  gelten  dürfe,  innerhalb 
welcher  es  den  Staaten  freistehen  müsste,  die  gegenwärtig  geplanten  Schiffs- 
bauten zu  beenden. 


l)  Der  Vertreter  hatte  schon  seine  Instruktion.  (II.  89.) 

■)  Der  Bevollmächtigte  Hjulhammar  meinte  rein  persönlich,  mit  dem  Verbot  der 
Rammvorrichtungen  und  nicht  auch  des  Torpedos  (torpille),  habe  man  wenig  för  die  Mensch- 
lichkeit getan.  Übrigens  schütze  die  Rammvorrichtung  gegen  Truppenlandungen,  was  för 
Staaten  wichtig  sei,  die  lange  Küsten  hätten  (IL  89). 

8)  IL  89. 
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In  der  nächsten  Sitzung  am  5.  Juni1)  ging  die  Verhandlung  weiter. 

Zunächst  teilte  der  erste  Bevollmächtigte  von  Dänemark  von  Bille 
mit,  dass  seine  Regierung  gegen  ein  Verbot  der  Rammschiffe  sei.2)  Die 
angenommene  Begriffsbestimmung,  dass  ein  Schiff,  welches  am  Bug 
eine  stärkere  Bauart  habe,  dadurch  noch  kein  Rammschiff  werde, 
hebe  übrigens  auch  das  Verbot  wieder  auf.  Die  Rammvorrichtung  sei 
nach  der  Ansicht  der  dänischen  Regierung  überhaupt  keine  Waffe,  sondern 
nur  der  selbständige  Teil  des  Schiffrumpfes.  Dabei  sei  dieselbe  ein  nützliches 
Verteidigungsmittel,  welches  den  kleinen  Fahrzeugen  allein  die  Möglichkeit 
biete,  die  grossen  Schiffe  zu  besiegen. 

Die  Chancen  waren  damit  noch  schlechter  geworden.  Von  einer 
Einmütigkeit  konnte  ohnehin  von  Anfang  an  keine  Rede  sein.  Denn  die 
Bevollmächtigten  von  Österreich-Ungarn  und  Schweden-Norwegen  hatten 
schon  die  Stimme  ihrer  Staaten  gegen  ein  Verbot  abgegeben  und  deshalb 
erklärte  jetzt  Scheine,  dass  er  auf  seinem  Antrag  nicht  mehr  bestehe.8) 

Der  Präsident  van  Karnebeek  bemerkte  dazu :  Da  die  Unterkommis- 
sion nur  die  Aufgabe  habe,  einen  Meinungsaustausch  herbeizuführen,  so 
könne  die  Frage  der  Beibehaltung  oder  Beseitigung  der  Rammvorrichtungen 
hier  nicht  entschieden  werden.  Wohl  aber  würden  die  protokollierten 
Ansichten  als  Beratungsergebnis  in  Betracht  kommen  und  ihren  Wert  für 
die  Regierungen  haben,  welche  sich  noch  zu  erklären  hätten. 

Die  Frage  der  Rammschiffe  sei  wohl  für  die  Unterkommission  zu 
Ende,  bleibe  aber  auf  der  Tagesordnung  der  Vollkommission,  und  der 
Berichterstatter  möge  nur  in  seinem  Bericht  die  verschiedenen  vorgetrage- 
nen Meinungen  wiedergeben.4) 

Am  Schluss  der  Sitzung  der  Marine-Unterkommission  am  5.  Juni 
zeigte  es  sich,  dass  die  Frage  der  Rammvorrichtungen  auch  im  Frieden 
eine  Rolle  spielen  kann. 

Scheine  stellte  den  Antrag,  an  den  Kriegsschiffen  zur  Friedenszeit 
die  Rammvorrichtungen  zu  bekleiden,  um  die  Gefahr  beim  Zusammenstoss 
zu  mindern.6) 

Es  stellte  sich  aber  bei  dem  nun  folgenden  Meinungsaustausch  6)  heraus, 
dass  die  Mittel  hierfür  noch  zu  wenig  bekannt  seien,  um  erörtert  zu  werden, 
und  man  begnügte  sich  mit  der  Feststellung  der  russischen  Anregung  zu 
Protokoll.7) 

IL  Am  23.  Juni  hatte  die  Kommission  über  das  Verbot  von  Ramm- 
schiffen zu  verhandeln.8)  Der  Präsident  bemerkte  noch  einmal,  das  Ver- 
bot wolle  keineswegs  schon  die  Schiffe  mit  verstärktem  Vordersteven  („navires 
ä  6trave  renforc6e)  treffen. 


')  IL  91  ff. 
f)  IL  91. 
s)  a.  a.  0. 
4)  a.  a.  0. 

6)  IL  95.     Vgl.  auch  den  Bericht  IL  25. 

•)  An  diesem  waren  beteiligt :  Fisher,  Siegel,  Mahan,  Sakamoto  und  Scheine.  (IL  95.) 

7)  IL  95. 

8)  IL  27. 
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Niemand  meldete  sich  zum  Wort: 

Es  stimmten  mit: 

Ja:  4  Staaten  =  Frankreich,  Griechenland,  Siam  und  Bulgarien. 

Ja  unter  der  Bedingung  der  Einstimmigkeit:  7  Staaten  = 
Die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  England,  Italien,  Japan,  Persien, 
Holland  und  Rumänien. 

Nein:  7  Staaten  =  Deutschland,  Österreich-Ungarn,  Dänemark, 
Spanien,  Portugal,  Schweden  und  Norwegen  und  die  Türkei. 

Der  Stimme  enthielten  sich:  4  Staaten  =  Belgien,  Russland, 
Serbien  und  die  Schweiz. 

Dann  stellte  der  Präsident  die  Verkleidungsfrage  zur  Erörterung ;  aber 
niemand  meldete  sich  zum  Wort.1) 

III.  Man  sieht  —  besonders  bei  der  Kürze  der  Protokolle  —  nicht  ein, 
warum  gerade  die  Rammschiffe  verboten  werden  sollten. 

Man  hätte  erwarten  sollen,  dass  sich  die  Bedenken  an  wuchtigeren 
Schiffstypen  einhingen. 

Die  Russen  sahen  in  den  Rammschiffen  eine  eigene  Waffe. 

Die  Dänen  aber  sagten:  Die  Rammvorrichtungen  sind  überhaupt 
keine  Waffe,  sondern  nur  der  selbständige  Teil  des  Schiffsrumpfs  und 
dabei  besonders  für  die  kleinen  Fahrzeuge  ein  nützliches  Verteidigungs- 
mittel.2) 

Nachdem  aber  die  blosse  Verstärkung  des  Bugs  nicht  als  Ramm- 
vorrichtung gelten  sollte,  hätte  man  das  Verbot  auch  leicht  umgehen 
können  und  die  Folge  wäre  nur  ein  Streit  um  die  bona  fides  gewesen. 

Die  Unterkommission  legte  der  Sache  selbst  von  Anfang  an  denn  auch 
begreiflicherweise  keine  rechte  Bedeutung  bei.  Für  das  Ansehen  einer  Kon- 
ferenz aber  sind  die  Fehlbeschlüsse  mitentscheidend  und  man  tut  im 
allgemeinen  gut,  die  Aussichtslosigkeit  und  Bedeutungslosigkeit  bei  der 
Aufstellung  eines  Programms  wesentlich  mitsprechen  zu  lassen. 

Die  Fragen  der  Unterseeboote  und  der  Rammschiffe  wären,  wie  über- 
haupt die  Vorschläge  über  Nichteinführung  verbesserter  Kriegsmittel,  besser 
gar  nicht  auf  das  Arbeitsprogramm  der  Haager  Konferenz  gesetzt  worden. 
Denn  Zorn  hat  recht:  was  in  dieser  Richtung  verhandelt  wurde,  „endete 
mit  einem  grossen  Nichts44.3) 

§  127. 

Die  Frage  der  Marinebevollinächtigten. 

Es  ist  schliesslich  noch  eine  Frage  zu  behandeln,  welche  mit  den 
Kriegsmitteln  allerdings  nicht  mehr  zusammenhängt,  aber  auf  der  Haager 
Konferenz  im  Anschluss  an  die  Rammschifffrage  gestreift  wurde  und  über 
welche  daher  der  Vollständigkeit  halber  noch  berichtet  werden  soll. 


')  II.  27. 

*)  IE.  91.     Viel,  oben  S.  583. 

J)  „Tag"  1903  Nr.  301. 
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I.  Am  Schluss  der  Sitzung  der  Marine-Unterkommission  am  31.  Mai 
fragte  der  Vorsitzende,  ob  jemand  noch  einen  Vorschlag  zu  machen  habe. 

Darauf  meldete  sich  der  russische  Marinebevollmächtigte  Scheine 
zum  Wort  und  stellte  den  Antrag: 

„Die  Vertragsmächte  möchten  den  neutralen  Staaten  die  Befugnis  (faculte) 
zuerkennen,  ihre  Agenten  mit  Ermächtigung  und  unter  der  Aufsicht  der  zu- 
ständigen Behörden  der  Kriegsparteien  auf  den  Seekriegsschauplatz  zu  senden."  *) 

Aber  es  wurde  von  verschiedenen  Seiten  bemerkt,  dass  hier  der 
Kommission,  ja  selbst  der  Konferenz,  die  Zuständigkeit  fehle.  Die  Ent- 
scheidung darüber,  was  in  dieser  Richtung  den  Neutralen  zugebilligt  werden 
könne,  stehe  im  gegebenen  Fall  einzig  und  allein  bei  der  betreffenden 
Regierung.     Zu  einer  vertragsmässigen  Regelung  sei  kein  Bedürfnis. 

Aber  Scheine  erwiderte,  der  Fall  sei  erst  kürzlich  praktisch  geworden 
und  ein  Meinungsaustausch  über  diese  Frage  könne  nur  nützlich  sein. 

Die  Verhandlung  musste  aber  zunächst  vertagt  werden.2) 

In  der  4.  Sitzung  am  5.  Juni  stand  die  Frage  wieder  auf  der  Tages- 
ordnung und  Scheine  hielt  seinen  Antrag  aufrecht,  nur  änderte  er  „faculte" 
in  „droit".8) 

Der  Präsident  wollte  wissen,  ob  damit  eine  Gleichstellung  mit  den 
„Militärattaches"  im  Landkrieg  angestrebt  werden  wolle. 

Bei  der  Debatte  beteiligte  sich  v.  Soltyk,  P6phau,  v.  Bille  und  Fisher. 

Hiernach  handelte  es  sich  um  die  Zulassung  von  Agenten  auf  den 
SQhiffen  einer  Kriegspartei,  in  welcher  Hinsicht  Brauch  und  Übung  in  den 
verschiedenen  Ländern  verschieden  sei. 

Die  Redner  waren  darüber  einig,  dass  es  den  Staaten  überlassen 
bleiben  müsse,  in  jedem  Fall  eine  Entscheidung  nach  den  Umständen  zu 
treffen,  und  die  Unterkommission  lehnte  schliesslich  aus  Zuständigkeits- 
bedenken jedes  weitere  Eingehen  in  der  Sache  ab.4) 

Dabei  blieb  es. 

II.  Wichtiger  als  die  aufgeworfene  Frage,  bezüglich  welcher  die 
Kriegsparteien  frei  bleiben  müssen  und  selbst  nach  dem  Antrag  freige- 
blieben wären,  ist  die  noch  der  umfassenden  Klarstellung  harrende  Frage 
nach  der  völkerrechtlichen  Stellung  derMilitär-undMarinebevoll- 
mächtigten  im  Krieg. 

Diese  Frage   hat  neuestens   noch  einmal  v.  Ulimann   aufgeworfen.6) 
Dieser  knüpft  an  die  Übung  an,  Militärbevollmächtigte  in  die  Haupt- 
quartiere der  Kriegführenden  zu  senden,    wobei  es  dann   wiederholt  vor- 
gekommen ist,  dass  diese  Vertreter  neutraler  Mächte  an  den  militärischen 
Operationen  durch  Rat  und  Tat  sich  beteiligten. 

Das  ist  unerlaubt  und  sollte  inderTat  eigens  verboten 
werden.     Der  Kriegsschauplatz,    der  sonst  für  Unparteiische  geschlossen 

')  IL  89  f.    Vgl.  auch  den  Bericht  IL  25. 
*)  IL  90. 

3)  IL  94. 

4)  a.  a.  0. 

ß)  »Die  völkerrechtliche  Stellung  der  Militärbevollmächtigten  im  Kriege"  in  der 
.Deutschen  Juristenzeitung  *  XL  Jahrgang  1906  Nr.  14  (15.  Juli)  S.  787  ff. 
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ist,  wird  hier  ausnahmsweise  nur  zum  Zwecke  militärwissenschaftlicher 
Studien  geöffnet  und  dieser  Zweck  darf  in  keiner  Weise  verrückt  werden. 
Gewiss  mögen  sich  hier  schwierige  Lagen  für  die  Bevollmächtigten  ergeben ; 
aber  ihr  Takt  wird  ihnen  eine  korrekte  Lösung  erleichtern,  wenn  ein 
klarer  Rechtssatz  über  ihre  völkerrechtliche  Stellung  allen  Beteiligten  sicht- 
bar und  gegenwärtig  bleibt.1) 


Zweiter  Abschnitt. 

Die  Frage  des  Rüstungsstil] Stands. 

Erster  Teil. 
Die  Verhandlungen. 

Erstes  Kapitel. 
Die  Prinzipienreden  und  Anträge. 

§  128. 
Die  Prinzipieiireden  für  den  Rüstungsstiltataiid. 

Die  von  vornherein  bedeutsamste  Frage  der  I.  Kommission,  welche 
wegen  ihrer  Schwierigkeit  vorläufig  zurückgestellt  worden  war,  betraf  den 
Rüstungsstillstand,  aus  dem  die  enthusiastischen  Übertreibungen  der  öffent- 
lichen Meinung  längst  eine  Abrüstung  gemacht  hatten,  welche  seit  1848 
das  Ideal  der  Friedenskongresse  ist2)  und  schon  in  den  Friedensplänen 
von  Alexander  I.  von  Russland8)  und  Napoleon  III.  eine  Rolle  gespielt 
hatte.4)  Auf  diese  Frage  hatte  sich,  wie  Zorn  später  ganz  richtig  be- 
merkte,6) „die  öffentliche  Aufmerksamkeit  diesseits  und  jenseits  der  Meere 
in  erster  Linie  gestürzt". 

Es  handelte  sich  hier  um  die  Frage,  welche  der  einzige  Inhalt  des 
ersten  Rundschreibens  der  russischen  Regierung  bildete,6)  und  dann  we- 
nigstens an  die  Spitze  eines  viel  umfassenderen  Programms  gesetzt  worden 
war.7) 

1)  Ebenso  v.  Ulimann  a.  a.  O.  S.  790. 

2)  Vgl.  Fried,  Handbuch  der  Friedensbewegung  S.  234  ff.  235.  Vgl.  beispielsweise 
insbesondere  auch  den  Weltfriedenkongress  in  London  1890  (a.  a.  0.  S.  256),  Rom 
1891  (a.  a.  0.  S.  257),  Antwerpen  1894  (a.  a.  0.  S.  259),  Budapest  1896  (a.  a.  O.  S.  260). 
Dagegen  wurde  auf  dem  interparlamentarischen  Kongress  im  Haag  1894  ein  Abrüstungs- 
antrag wieder  zurückgezogen,  aus  Erwägungen,  die  schon  im  Jahr  1887  auf  dem  Heidel- 
berger Tag  das  institut  de  droit  international  zu  der  Bitte  veranlasste,  dass  Rolin  Jaeque- 
myns  seinen  dort  gestellten  Abrüstungsantrag  fallen  lassen  möge  (Merignhac,  La  Conference 
de  la  Paix  p.  45  sq). 

')  Vgl.  oben  S.  442. 

*)  Merignhac  1.  c.  p.  46  sq. 

6)  Im  „Tag"  1903  Nr.  301. 
•)  Vgl.  Bd.  I.  9  f. 

7)  Vgl.  Bd.  1.  10  f. 
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Ziffer  I  des  russischen  Programms  lautete  nämlich: 

„Entente  stipulant  la  non-augmentation,  pour  un  terme  ä  fixer,  des  effectifs 
actuels  des  forces  armees  de  terre  et  de  mer,  ainsi  que  des  budgets  de  guerre  y 
afferente;  etude  prealable  des  voies  dans  lesquelles  pourrait  m6me  se  realiser, 
dans  l'avenir,  une  reduction  des  effectifs  et  des  budgets  ci-dessus  mentionnes." 

Die  Frage  des  Rüstungsstillstands  hatte  sich  das  Plenum  der  Kom- 
mission zur  unmittelbaren  Behandlung  vorbehalten.1) 

Erst  am  23.  Juni  in  der  4.  Kommissionssitzung  stand  unsere  Frage 
auf  der  Tagesordnung.2) 

Es  musste  sich  um  eine  kritische  Sache  erster  Ordnung  handeln. 
Denn  drei  Redner  hintereinander  sprachen  zu  dieser  Ziffer  1  des  russischen 
Rundschreibens,  darunter  auch  der  Konferenzpräsident  v.  Staal,  der  sonst 
bei  den  Kommissionsverhandlungen  in  bemerkenswerter  Bescheidenheit 
zurücktrat.3) 

Die  Reden  von  Beernaert,  Staal  und  Poortugael  waren  Parlaments- 
reden im  grossen  Stil,  deren  Bedeutung  die  Kommission  dadurch  anerkannte, 
dass  sie  ihre  sofortige  Drucklegung  und  Verteilung  beschloss.4) 

Ich  will  deshalb  vorerst  diese  drei  Reden,  die  gehalten  wurden,  bevor 
noch  ein  Antrag  angemeldet  war,  im  Wortlaut  mitteilen. 

1.  Der  Kommissionspräsident  Beernaert  leitete  die  Verhandlung 
durch  folgende  Rede  gegen  den  bewaffneten  Frieden  ein: 

„Wir  kommen  nunmehr  zu  einem  gewichtigen  Problem,  welches  die  russische 
Regierung  an  die  Spitze  des  Rundschreibens  gestellt  hat  und  zwar  in  einer  Fassung, 
welche  die  Aufmerksamkeit  der  Welt  erregt  hat. 

Getreu  den  Oberlieferungen  seiner  Vorfahren,  insbesondere  Alezander  I., 
welcher  schon  1816  auf  die  Abrüstung  einen  ewigen  Frieden  gründen  wollte,  ver- 
langte Zar  Nikolaus  die  Herabsetzung  der  militärischen  Ausgaben  oder  wenigstens 
ein  Innehalten  in  ihrer  Steigerung.  Und  er  tat  es  in  Worten,  auf  deren  Ernst 
man  nicht  genug  Gewicht  legen  kann. 

Diesmal  ist  es  ein  grosser  Herrscher,  welcher  der  Ansicht  ist,  dass  die 
ungeheuren  Lasten,  welche  seit  1871  aus  dem  bewaffneten  Frieden  Europas  er- 
wachsen, geeignet  sind,  die  offen  tliche  W  ohlfahrt  in  ihrenWurzeln 
zu  treffen  und  zu  bedrohen,  und  dass  ihre  steigende  Tendenz 
sich  zur  drückenden  Bürde  auswächst,  an  welcher  die 
Völker  immer  schwerer  zu  tragen  haben  werden. 

Das  Rundschreiben  des  Grafen  Murawieff  hat  das  Problem  etwas  fester 
angepackt,  indem  es  dasselbe  unter  einen  doppelten  Gesichtspunkt  stellte:  Welches 
Mittel  haben  wir,  um  dem  unaufhörlichen  Wachstum  der  Rüstungen  eine  Grenze 
zu  setzen  ?  Können  sich  die  Staaten  dahin  einigen,  dieselben  nicht  mehr  zu  steigern, 
oder  sie  gar  herabzusetzen? 

Aber  damit  wird  mehr  ein  Ziel  angegeben  als  eine  Lösung  geboten,  und 
doch  bin  ich  der  Ansicht,  dass  die  letztere  ganz  bestimmt  sein  muss. 

Der  Gegenstand  ist  schwierig  und  es  wäre  unmöglich,  seine  Wichtigkeit  zu 
übertreiben.  Denn  die  Frage  des  bewaffneten  Friedens  ist  nicht  allein  mit  der 
Frage  des  Volkswohlstandes  und  des  Fortschritts  in  seiner  höchsten  Bedeutung, 
sondern  auch  mit  der  Frage  des  sozialen  Friedens  verbunden.  Grund  genug, 
unserer  Verhandlung  eine  klare  und  festumschriebene  Grundlage  zu  geben.  Soll 
sich  z.  B.  die  Verpflichtung  an  die  Kontingentsziffer  oder  an  die  Budgetsziffer  oder 
an  beide  zugleich  anlehnen?  Wie  sollen  diese  Ziffern  bestimmt  und  sichergestellt 
werden?    Soll  man   als  Ausgangspunkt  die  Heere  von  heute  nehmen?    Soll  man 


*)  Vgl.  oben  S.  443  ff. 

2)  IL  27. 

8)  Eine  Rede  des  ersten  persischen  Bevollmächtigten  Mirza  Riza  Khan,  welcher 
indes  nur  seiner  Verehrung  für  den  Zaren  und  die  Königin  Wilhelmine  Ausdruck  geben 
wollte,  schloss  die  erste  Verhandlung. 

4)  IL  34. 
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erst  noch  eine  weitere  Ergänzung  zulassen  oder  soll  man  ein  anderes  Verhältnis 
ins  Auge  fassen?  Soll  man  sich  in  gleicher  Weise  mit  der  Marine  und  dem 
Landheer  beschäftigen?    Wie  will  man  es  mit  den  Kolonialtruppen  halten? 

Ich  hoffe,  dass  unser  ausgezeichneter  Präsident,  Se.  Exzellenz  v.  Staal, 
welcher  eben  das  Wort  verlangt  hat,  uns  über  diese  verschiedenen  Punkte  auf- 
klären wird." 

2.  Die  nun  folgende  Rede  des  Konferenzpräsidenten  v.  Staal,  welche 
in  dem  Satz  gipfelte: 

wir  fordern  zunächst  nur  einen  Rfistiragsstillätaiid,  keine 
Abrüstung, 

hatte  folgenden  Wortlaut:1) 

Herr  Präsident!  Ich  möchte  den  so  beredten  Worten,  die  Sie  soeben  an 
uns  gerichtet  haben,  einiges  hinzufügen.  Ich  möchte  den  Gedanken  genauer  ent- 
wickeln, der  die  russische  Regierung  geleitet  hat  und  zu  gleicher  Zeit  die  Ent- 
wicklungsstufen angeben,  welche  die  uns  beschäftigende  Frage  durchlaufen  hat. 

Schon  im  Monat  August  1898  hat  die  russische  Regierung  die  Mächte  ein- 
geladen, auf  dem  Weg  internationaler  Verhandlung  die  wirksamsten  Mittel  zu 
suchen,  der  fortschreitenden  Entwicklung  der  gegenwärtigen  Rüstungen  eine  Grenze 
zu  setzen.  Die  Anregung  der  kaiserlichen  Regierung  fand  bei  allen  hier  vertretenen 
Mächten  eine  lebhafte  und  freundliche  Aufnahme.  Aber  trotz  der  Begeisterung, 
welche  dieser  Anregung  entgegengebracht  wurde,  hielt  es  die  russische  Regierung 
für  nötig,  sich  bei  den  Kabinetten  zu  vergewissern,  ob  der  gegenwärtige  Augenblick 
zur  Einberufung  einer  Konferenz  geeignet  erscheine,  deren  erstes  Ziel  eben  diese 
Einschränkung  der  Rüstung  sein  sollte. 

Die  eingelaufenen  Antworten,  die  Annahme  des  im  Rundschreiben  vom 
SO.  Dezember  1898  aufgestellten  Arbeitsprogramms,  dessen  erste  Ziffer  den 
Rüstungsstillstand  anregt,  haben  uns  veranlasst,  die  Initiative  zur  Einberufung  der 
Friedenskonferenz  zu  ergreifen.  So  sind  wir  denn  im  Haag  versammelt,  beseelt 
vom  Geiste  der  Eintracht,  und  unser  guter  Wille  begegnet  sich  in  gemeinsamer 
Arbeit. 

Unsere  beiden  Unterkommissionen  haben  die  Ziffern  %  3  und  4  des  Rund- 
schreibens vom  30.  Dezember  vorzuberaten.  Hier  liegen  zweifellos  technische  und 
besondere  Schwierigkeiten  vor,  deren  Tragweite  ich  nicht  ganz  ermessen  kann  und 
die  es  verhindert  haben,  ein  wünschenswertes  Endergebnis  herbeizuführen.  Die 
Kommission  hat  übrigens  den  Wunsch  bekundet,  einige  dieser  Fragen  einer  späteren 
Konferenz  vorzubehalten. 

Aber  wir  haben  noch  einen  wesentlichen  Punkt  zu  prüfen,  der  zum  Arbeits- 
gebiet der  I.  Kommission  gehört:  die  Frage  der  Beschränkung  des  Militärbudgets 
und  der  Fried enspräsenzstärke.  Diese  wichtige  Frage  muss  umsomehr  den  Gegen- 
stand gründlichster  Prüfung  bilden,  als  sie,  wie  ich  wiederhole,  die  Grundidee 
einschliesst,  die  uns  zusammengeführt  hat,  nämlich  möglichst  die  erschreckliche 
Last  zu  erleichtern,  welche  die  Völker  bedrückt  und  welche  ihre  materielle  und 
selbst  ihre  sittliche  Entwickelung  hemmt.  Die  Früchte  der  menschlichen  Tätigkeit 
werden  im  wachsenden  Masse  von  den  Militär-  und  Marinebudgets  verschlungen. 
Wie  der  General  Den  Beer  Poortugael  so  beredt  ausgeführt  hat  'oben  S.  537;,  gibt 
es  wichtige  Aufgaben  der  Kulturvölker,  welche  darunter  leiden  und  in  den 
Hintergrund  gedrängt  werden. 

Der  bewaffnete  Friede  von  heute  verursacht  beträchtlichere  Ausgaben  als 
die  lästigsten  Kriege  von  ehemals.  Wenn  eine  andere  (die  11.)  Kommission  den 
Auftrag  erhalten  hat ,  die  Schrecken  des  Kriegs  zu  mildern  und  zu  massigen ,  so 
obliegt  Ihnen,  meine  Herren,  die  ebensogrosse  Pflicht,  die  Lasten  des  Friedens 
zu  massigen,  wie  sie  sich  aus  dieser  unaufhörlichen  Konkurreuz  auf  der  Bahn  der 
Rüstungen  ergeben. 

Ich  darf  wohl  hoffen,  dass  wenigstens  in  dieser  Richtung  die  Erwartungen 
der  ängstlichen  Völker,  welche  mit  unverhohlenem  Interesse  unseren  Arbeiten 
folgen,  nicht  getäuscht  werden.    Die  Täuschung  wäre  grausam. 

Deshalb  bitte  ich  Sie.  ihre  ganze  Aufmerksamkeit  den  Anträgen  zuzuwenden, 
welche  die  technischen  Bevollmächtigten  Russlands  vor  ihnen  entwickeln  werden. 
Sie  werden  sehen,  dass  diese  Anträge  in  Wahrheit  nur  ein  Minimum  fordern. 


l)  II.  28  f. 
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Brauche  ich  zu  sagen,  dass  es  sich  nicht  um  Utopien  und  Massnahmen  der 
Einbildung  handelt?  Es  handelt  sich  nicht  um  eine  Abrüstung:.  Was  wir 
wünschen,  ist,  dass  wir  zu  einer  Beschränkung:  kommen,  zu  einem  Stillstand 
in  dem  aufsteigenden  Gang:  der  Rüstungen  und  Ausgaben.  Wir  schlagen 
das  vor  in  der  Überzeugung,  dass  ein  Einvernehmen  erzielt 
und  dass  sich  d  ann  nachundnach  auch  eine  Rück  bewegung 
einstellen  wird.  DieUnbeweglichkeit  gehört  nicht  in  den 
Bereich  der  Geschichte,  und  wenn  während  einiger  Jahre 
eine  gewisse  Dauerhaft!  gkei  t  geherrscht  h  a  t,  sokannman 
erwarten,  das  die  wohltuende  Tendenz  in  der  Het  abminderung 
der  M  ilitärlasten  sich  befesti  gt  und  fort  en  t  wickelt.  Diese 
Entwicklung  würde  vollständig  den  Vorstellungen  ent- 
sprechen, welche  die  russischen  Rundschreiben  veranlasst 
haben. 

Aber  wir  sind  noch  nicht  so  weit.  Im  Augenblick  handelt  es  sich 
nur  um  den  zeitweiligen  Stillstand  des  Effektivbestands  nnd  Militär- 
budgets.44 

3.  Nunmehr  erhob  sich  der  frühere  holländische  Kriegsminister  General 
Den  Beer  Poortu  gael  zu  einer  temperamentvollenRede,1)  welche  sich  dahin 
zuspitzte,  dass  die  fortwährend  steigende  Militärlast  das  Grab  Europas  sei : 

Wir  stehen  bei  dem  ersten  Punkt  des  Rundschreibens  des  Grafen  Murawieff, 
welcher  als  die  schwierigste  aber  auch  bedeutsamste  Frage,  die  unserer  Lösung 
harrt,  zurückgestellt  worden  ist.  Sie  verdient  wahrlich,  dass  wir  unsere  Kräfte  im 
höchsten  Masse  zusammennehmen. 

Wir  müssen  die  davon  abhängigen  grossen  Volksinteressen  im  Auge  beb  alten,, 
und  ich  glaube  nicht  zu  weit  zu  gehen,  wenn  ich  sage,  dass  die  Frage  mit  einer 
gewissen  Hingebung  behandelt  zu  werden  verdient. 

Wie  Sie  besser  wissen  als  ich,  nimmt  die  Friedenspräsenzstarke  von  Heer 
und  Marine  und  folgeweise  auch  das  Militärbudget  aller  europäischen  Völker  von 
Jahr  zu  Jahr  zu.  Die  Effektivbestände  haben  zurzeit  eine  riesige,  angsterregende 
und  gefährliche  Ausdehnung  angenommen.  Vier  Millionen  Mann  unter  den 
Waffen  und  Budgets  von  fünf  Milliarden  Francs  pro  Jahr !  Ist  das  nicht 
entsetzlich  l 

Ich  weiss  wohl :  diese  Soldaten  stehen  nur  zur  ErhaltungdesFriedens 
unter  den  Waffen.  Die  Herrscher  haben  nur  das  Wohl  der  von  ihnen  regierten 
Völker  im  Auge.  Die  Staaten  glauben  aufrichtig,  dass  dieser  Apparat,  diese  be- 
waffnete Macht  zu  ihrer  Erhaltung  nötig  ist. 

Aber  sie  täuschen  sich.  Ihr  unausbleiblicher  Ruin, 
ihre  eigene  langsame  aber  sicher e  Vernichtung,  das  ist  es, 
woran  sie  arbeiten,   wenn  sie  auf  diesem  Wege  fortfahren. 

Wollen  Sie  mich  wohl  verstehen !  Ich  bin  gewiss  kein  Utopist.  Ich  glaube 
an  keinen  ewigen  Frieden ;  ich  glaube  sogar,  dass  ein  Krieg  einmal  ausnahmsweise 
unvermeidlich  und  heilsam  ist,  weil  er  einem  Gewitter  gleich  die  politische  Atmosphäre 
reinigt  und  uns  von  gewissen  gemeinen  Auswüchsen  befreit,  welche  der  Materialismus 
und  die  Gewinnsucht  zeitigt. 

Also  Heer  und  Marine  sind  unentbehrlich,  aber  man 
darf  das  nicht  übertreiben.  Alles  hat  seine  Grenze  und  diese 
hat  man  längst  überschritten. 

Wenn  ich  sage,  dass  die  Staaten  unweigerlich  ihrem  Verderben  ent- 
gegenrennen ,  so  will  das  heissen:  in  dem  Mass,  In  welchem  die  Heere 
wachsen,  die  Militärbudgets  Milliarden  verschlingen  und  die  Bewölkerung 
erdrückt  wird  unter  der  Last  der  Steuern  und  Abgaben,  in  demselben  Mass 
nähern  sich  die  Staaten  dem  Rand  des  Abgrunds,  in  welchem  sie  schliesslich 
verschwinden.    Sie  erschöpfen  und  ruinieren  sich. 

Diese  Erschöpfung  kann  so  kommen,  dass  gerade  im  Augenblick,  wo  es  sich 
darum  handelt,  seine  Ehre  zu  wahren  oder  seine  Unabhängigkeit  zu  verteidigen, 
der  Nerv  des  Kriegs,  das  Geld,  ausgeht. 

Der  Ruin  beginnt  bei  den  ärmsten  und  den  meist  ver- 
schuldeten S  taaten ,  er  erreicht  schliesslich  aberauchdie 
anderen.  Keine  Nation,  sei  sie  auch  noch  so  reich,  kann  das- 
auf  die  Dauer  ertragen. 

l)  II.  29  f. 
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Wahrlich,  dieses  unaufhörliche  Wachsen  der  Heere ,  Flotten ,  Budgets  und 
Schulden  scheint  aus  der  Pandoraböchse  zu  stammen  und  das  unheilvolle  Geschenk 
einer  bösen  Fee  zu  sein,  welche  das  Unglück  Europas  will.  Europa  scheint  einem 
Fieber  verfallen  zu  sein,  in  welchem  jeder  seinen  Nachbar  überbieten  will.  Jeder 
hält  sich  für  verpflichtet  zu  folgen,  wenn  ein  anderer  beginnt. 

Aus  diesen  Vorkehr ungenfdiedenFrieden  sicher  stellen 
wollen,  wird  der  Krieg  hervorgehen.  Die  Steigerung  der 
Effektiv  bestände  und  der  Ausgaben  wird  die  wahre  Kriegs- 
ursache werden.    An  Vorwänden  fehlt  es  nicht. 

Wie  soll  man  diesem  Schicksal  entrinnen? 

Im  Wünschen  ist  genug  geleistet:  Philosophen,  Gelehrte  und  Fachmänner 
haben  ihre  Systeme  vorgelegt.    Aber  bis  jetzt  war  alles  vergebens. 

Da  erhebt  sich  nun  die  Stimme  eines  der  Grossen  der  Erde,  die  Stimme 
des  mächtigen  Herrschers  des  russischen  Reiches.  Voll  Mitgefühl  mit  all  dem 
Elend,  voll  Verständnis  für  all  die  traurigen  Folgen,  welche  sich  aus  diesen  unauf- 
haltsamen Militärerhöhungen  ergeben  müssen,  hat  der  erhabene  Herrscher  einen 
Aufruf  an  die  Eintracht  und  das  Gewissen  der  Staaten  gerichtet.  Er  hat  das 
Heilmittel  gewiesen :  ein  Einvernehmen,  das  für  bestimmte  Zeit  den  Stillstand 
der  Truppenkontingente  and  Militärbudgets  vorsieht. 

Indem  er  sich  auf  den  status  quo  beschränkte,  indem  er  keine  Herabsetzung, 
weder  eine  ganze  noch  teilweise  Abrüstung  verlangt,  scheint  der 
Kaiser  im  voraus  den  Widerspruch  haben  entwaffnen  zu  wollen. 

Ich  verkenne  die  bestehenden  Schwierigkeiten  nicht,  aber  wir  Soldaten 
wissen  auch,  dass  solche  nicht  unübersteiglich  sind.  Wir  haben  gelernt:  Wollen 
heisst  Können!  Den  Staaten,  welche  durch  die  militärische  Organisation  gleich 
den  Touristen  in  der  Alpenwelt  wie  mit  einem  Seil  an  einandergebunden  sind, 
hat  der  Kaiser  zugerufen: 

Machen  wir  einen  gemeinsamen  Versuch,  halten  wir  ein  auf  diesem  Wege 
zum  Abgrund,  sonst  sind  wir  verloren: 

Also  halten  wir  ein!  An  uns,  meine  Herrn  Bevollmächtigte,  liegt  es, 
diesen  äussersten  Versuch  zu  wagen.    Es  lohnt  sich  der  Mühe. 

Halten  wir  zusammen! 

Bertha  v.  Suttner  bemerkte  zu  diesen  Ausführungen: 
„Diese  feurig   vorgetragene   Rede    erregte   Staunen.     Viele    konnten 
ihren   Beifall   nicht   unterdrücken;    andere  hatten   Mühe,   sich   des   Kopf- 
schüttelns  zu  enthalten.     Jemand  soll  bemerkt  haben :  „Der  reine  Bebel".1) 

§  129. 
Die  russischen  Anträge. 

Nachdem  die  drei  grossen  Programmreden  zu  Ziffer  I  des  russischen 
Rundschreibens  gehalten  waren,  erhob  sich  der  russische  Oberst  Gilinsky, 
um  einen  Antrag  der  russischen  Regierung  vorzulegen  und  zu  begründen,2) 
in  welchem  die  Idee  des  Rüstungsstillstands  für  das  Heer  ihre  zur  Aus- 
führbarkeit nötige  weitere  Bestimmtheit  finden  sollte. 

Am  Schluss  jener  Kommissionssitzung  am  23.  Juni  legte  dann  der 
russische  Fregatten-Kapitän  Scheine   namens  Russlands   einen   weiteren 

')  Tagebuchblätter  S.  221.  Zorn  sah  in  dieser  Rede  einen  politischen  Schachzug 
und  er  meinte,  dass  die  kleinen  Staaten  sich  damals  anschickten,  unter  russischer  Führung 
in  der  Abrüstungsfrage  eine  Koalition  zustande  zu  bringen  und  die  Abrüstung  zum  Mittel- 
punkte der  künftigen  Weltpolitik  zu  machen.  („Tag*  1903  Nr.  301  f.)  Dass  aber  der 
alte  Kriegsminister  mit  diesen  Ausführungen  seine  innerste  Überzeugung  ausgesprochen  hatte, 
unterliegt  keinem  Zweifel.  Vgl.  Bertha  v.  Suttner  (a.  a.  0.  S.  166),  die  indes  trotz  ihrer 
Freude  über  jene  Rede  doch  nicht  die  Worte  unterdrücken  konnte :  „Merkwürdige 
Worte  jedenfalls  aus  demMunde  einesGeneral  s".  Das  meinten  ja  auch 
die  Orientalen  bei  B.  v.  Suttner  261,  indem  sie  sagten:  „Unerhört:  den  Regieningen  vor- 
werfen, dass  sie  die  Völker  zum  Ruin  führen."     Doch  ich  will  nicht  vorgreifen. 

8)  II.  30-33. 
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Antrag  auf  den  Tisch  des  Hauses,  der  im  Rahmen  des  Antrags  Gilinsky 
das  Stillstandsprogramm  für  die  Flotte  entwickelte.1) 

Beide  Anträge  hatten  zur  Erleichterung  der  Verhandlung  noch  keine 
juristische  Fassung,  sondern  beschränkten  sich  auf  eine  programmartige 
Ideenfestlegung. 

Die  Stellungnahme  zu  diesen  Anträgen  wurde  nach  einer  Begründung 
Gilinskys2)  auf  den  Vorschlag  des  schweizerischen  Bevollmächtigten  Künzli 
auf  die  nächste  Sitzung  vertagt.8) 

I.  Der  Antrag  Gilinsky  wünschte: 

1.  Herstellung  eines  internationalen  Einvernehmens  auf 
5  Jahre ,  wodurch  der  Stillstand  der  jetzigen  Friedens- 
präsenzstärke für  die  Truppen  des  Mutterlandes  (troupes 
entretennes  dans  les  mätropoles)  *)  vereinbart  wird. 

2.  Für  den  Fall  der  Herstellung  eines  solchen  Einvernehmens 
nach  Möglichkeit  ziffermässige  Angabe  der  Friedens- 
präsenzstärke  der  Heere  aller  Mächte  mit  Ausschluss  der 
Kolonialtruppen. 

3.  Beibehaltung  der  Höhe  des  jetzigen  Militärbudgets  auf 
dieselbe  Zeit  von  5  Jahren. 

IL  Der  Antrag  Scheine  ging  auf: 

Annahme  des  Grundsatzes,  dass  für  die  Zeit  von  3  Jahren  die 
Höhe  des  Marineetats  angegeben  wird  mit  der  Verpflichtung, 
während  dieses  Trienniums  diese  Gesamtsumme  nicht  zu  erhöhen 
und  mit  der  weiteren  Verbindlichkeit,  für  die  genannte  Periode  im 
voraus  bekannt  zu  geben: 

1.  den  Tonnengehalt  der  Kriegsschiffe,  die  man  zu  bauen 
beabsichtigt,  wobei  indes  die  Schiffsbangattungen  selbst 
nicht  mehr  näher  bestimmt  zu  werden  brauchen, 

2.  die  Zahl  der  Seeoffiziere  und  Matrosen, 

3.  die  Ausgaben  für  die  Hafenarbeiten  wie  für  die  Befesti- 
gungen, Docks,  Arsenale  u.  s.  w. 


Zweites  Kapitel. 
Das  Schicksal  des  Antrags  Gilinsky. 

§  130. 
Die  Begründung  des  Antrags. 

I.  Noch  in  der  Kommissionssitzung  am  23.  Juni6)  kam  Gilinsky  zur 
erstmaligen   Begründung    seines   Antrags,6)    deren    sofortige   Drucklegung 

1)  II.  34. 

2)  Vgl.  dieselbe  im  nächsten  Paragraphen. 
8)  IL  33. 

4)  Der  Kommissionsbericht  des  holländischen  Bevollmächtigten  van  Karnebeek  for- 
mulierte es  negativ:  „Dans  les  metropoles,  c'est-a-dire  sans  y  compendre  les  troupes 
coloniales."     (I.  84.) 

ö)  Vgl.  oben  S.  590. 

•)  IL  30—33. 
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gemeinsam  mit  den  drei  grossen  Reden  zu  Ziffer  I  des  russischen  Rund- 
schreibens  beschlossen   wurde.1).     Diese  Rede  hatte   folgenden  Wortlaut: 

Das  Programm  der  russischen  Regierung  fasst  zwei  Punkte  ins  Auge: 

Der  erste  Punkt  führt  in  das  Gebiet  der  Menschlichkeit  und  geht  darauf, 
die  Möglichkeit  des  Kriegs  selbst  ferner  zu  rücken  sowie  das  Unglück  und  den 
Jammer  desselben  möglichst  zu  mindern. 

Der  zweite  Punkt  ist  wirtschaftlicher  Art:  Es  handelt  sich  hier  um  möglichste 
Herabsetzung  der  ungeheuren  Steuerlasten,  welche  alle  Völker  zur  Erhaltung  der 
Heere  in  der  Friedenszeit  zu  tragen  haben. 

An  der  ersten  Aufgabe  arbeiten  die  beiden  anderen  Kommissionen,  von 
welchen  die  dritte  Kommission  die  Gesetze  der  Schiedssprechung  und  der  guten 
Dienste,  und  die  zweite  Kommission  die  Gesetze  und  Gebräuche  des  Landkriegs 
sowie  die  Einfuhrung  der  Grundsätze  der  Genfer  Konvention  ffir  den  Seekrieg  vor- 
bereiten. 

Ich  hoffe,  dass  ihre  Arheiten  von  gutem  Erfolg  gekrönt  werden  mögen. 
Aber  man  darf  wohl  fragen:  Werden  die  auf  der  Konferenz  vertretenen  Völker 
vollständig  zufrieden  sein,  wenn  wir  ihnen  beim  Weggang  von  hier  die  Schieds- 
sprechung und  die  Kriegsgesetze  bringen,  aber  nichts  haben  für  die  Zeit  des 
Friedens,  dieses  bewaffneten  Friedens,  der  so  schwer  auf  den  Völkern  lastet,  der 
sie  so  sehr  drückt,  dass  man  mitunter  hört,  ein  offener  Krieg  wäre  besser  als 
dieser  versteckte  Krieg,  dieser  ewige  Wettbewerb,  wo  jeder  Staat  zahlreiche  Heere 
auf  die  Beine  bringt,  die  jetzt  zur  Friedenszeit  zahlreicher  sind,  als  ehedem  zur  Zeit 
der  grössten  Kriege? 

Die  verschiedenen  Länder  haben  nur  alle  20  oder  30  Jahre  Krieg  zu  ge- 
wärtigen. 

Aber  dieser  bewaffnete  Friede  von  Jahrzehnten,  der  dem  Krieg  vorausgeht 
und  folgt,  der  ist  es,  der  die  Völker  zugrunde  zu  richten  droht  durch  die  un- 
geheure Heeresstärke  zur  Friedenszeit,  die  ständige  Mehrung  der  Truppen- 
kontingente und  den  häufigen  Wechsel  der  Bewaffnung. 

Man  kann  mir  entgegnen  und  ich  habe  diese  Bemerkung  auch  schon  gehört, 
dass  zwar  die  Heere  bedeutend  zugenommen,  aber  ebenso  auch  die  Einwohner 
gewachsen  seien,  und  sich  daher  die  Steuerlast  auf  eine  grössere  Zahl  von  Steuer- 
pflichtigen verteile.  Aber  ist  es  denn  nicht  wahr,  dass  die  Heere  im  Missverhältnis 
zu  der  Volksmehrung  zunehmen,  dass  das  Leben  heute  teurer  ist  und  der  Unterhalt 
für  die  Soldaten  sowie  die  Kosten  für  ihre  Ausrüstung  gestiegen  sind? 

In  der  Tat !  Das  Kriegsbudget  verschlingt  jetzt  einen  grossen  Teil  der  Ein- 
nahmen des  Landes  und  der  Unterhalt  der  Truppen  zur  Friedenszeit  wird  eine 
nur  zu  schwere  Last.  Ich  habe  auch  sagen  hören:  Das  Geld,  welches  für  den 
Wechsel  der  Bewaffnung  ausgegeben  wird,  bleibt  ja  im  Land.  Das  stimmt  vielleicht 
für  die  Länder,  welche  selbst  ihre  Kanonen  und  Gewehre  herstellen;  bei  den 
andern  Ländern  aber  wandert  das  Geld  nach  auswärts. 

Doch  bleiben  wir  einmal  bei  den  glücklich  gestellten  Ländern.  Handelt  es 
sich  dort  denn  um  einen  wirklichen  Vorteil  der  Gesamtbevölkerung,  oder  aller 
Steuerzahler,  wenn  man  das  Geld  für  die  Waffenfabrikation  ausgibt  und  sich  dabei 
mit  der  Bemerkung  tröstet:  das  Geld  bleibt  ja  im  Land?  Es  mag  noch  zutreffen, 
wenn  bar  gezahlt  wird.  Wenn  man  aber  zur  Herstellung  einer  neuen  Waffe, 
vielleicht  sogar  im  Innern  des  Landes,  eine  neue  Anleihe  macht:  Der  Fabrikant 
hat  sein  Geld,  der  Arbeiter  seinen  Lohn  bekommen,  aber  für  das  Volk  ist  die 
Sache  noch  nicht  zu  Ende:  die  Schuld  bleibt;  und  alle,  Bauern  und  Industrielle, 
Handwerker  und  Grundbesitzer  müssen  lange  Jahre  hindurch  an  dieser  Schuld 
zahlen  bis  sie  abgetragen  ist;  sie  müssen  auch  Zinsen  bezahlen,  deren  Gesamt- 
summe in  30—40  Jahren  die  Höhe  der  ursprünglichen  Schuld  erreicht  Nein, 
meine  Herren,  wenn  man  die  Frage  freimütig  ins  Auge  fasst,  kann  man  nicht  in 
Abrede  stellen,  dass  der  Fortschritt  der  Rüstung  der  Ruin  der  Völker  ist.  Und 
die  Völker  verstehen  das  wohl.  Daher  die  zahlreichen  Sympathiebezeugungen  für 
die  Friedenskonferenz  und  die  lebhaften  Segenswünsche,  welche  die  Völker  der 
verschiedenen  Länder  an  den  erhabenen  Veranstalter  dieser  Konferenz  gerichtet 
haben. 

Übrigens  erreicht  aber  auch  die  fortwährende  Steigerung  der  bewaffneten 
Macht  nicht  ihr   Ziel;    denn    das   Stärkeverhältnis  zwischen    den  verschiedenen 

• 

')  II.  34. 
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Ländern  bleibt  dasselbe.  Irgend  eine  Regierung  erhöht  die  Friedenspräsenzstärke, 
bildet  neue  Bataillone;  der  Nachbar  folgt  sofort  diesem  Beispiel  und  erhöht  die 
Heeresstärke  in  dem  gleichen  Mass,  um  das  Verhältnis  aufrecht  zu  erhalten.  Der 
Nachbar  des  Nachbars  bandelt  ebenso  und  so  geht  es  weiter.  Die  Effektivstärke 
wächst,  aber  das  Stärkeverhällnis  der  verschiedenen  Nationen  bleibt  immer  so 
ziemlich  dasselbe. 

In  der  Territorialarmee,  in  den  Reserven,  ist  es  ebenso.  Man  wendet  ver- 
schiedene Mittel  an.  Die  einen  setzen  die  Jahre  herab,  welche  der  Soldat  unter 
der  Fahne  zuzubringen  hat,  die  andern  setzen  die  Jahre  hinauf,  welche  der  Soldat 
in  der  Reserve  dient ;  aber  man  kommt  zum  selben  Ziel,  man  gelangt  zum  selben 
Ergebnis:  das  Stärkeverhältnis  wechselt  nicht. 

Das  sind  die  Erwägungen,  welche  meinen  erhabenen  Herrscher  und  die 
russische  Regierung  veranlasst  haben,  ein  Abkommen  des  Inhalts  anzuregen,  dass, 
wenn  auch  nur  für  eine  gewisse  Zeit,  der  rasende  Gang  der  Rüstung  auf- 
gehalten werde. 

Wir  schlagen  Ihnen  übrigens  nichts  Neues  vor.  Die  Festlegung  der  Friedens- 
präsenzstärke und  der  Kriegsbudgets  ist  schon  längst  in  einigen  Ländern  in  Übung. 

So  hat  Deutschland  sein  Septennat,  d.  h.  die  Friedenspräsenzstärke  ist  hier 
auf  5—7  Jahre  festgelegt.  Auch  in  Russland  ist  das  Kriegsbudget  auf  5  Jahre 
festgelegt.  Es  handelt  sich  somit  um  bekannte  Massnahmen,  die  schon  längst 
praktisch  sind,  die  niemand  erschrecken  und  gute  Wirkungen  erzielen.  Es  handelt 
sich  darum,  sie  nur  versuchsweise,  für  eine  noch  kürzere  Zeit,  wenn  sie  wollen,  zu 
übernehmen.  Neu  ist  nur  der  Entschluss,  der  Mut  der  Feststellung,  dass  es  Zeit 
ist,  inne  zu  halten.  Und  Russland  schlägt  Ihnen  vor:  Halten  wir  ein.  Es  ladet 
Sie  ein,  dem  übertriebenen  Anwachsen  der  Streitkräfte  in  dem  Augenblick  eine 
Grenze  zu  setzen,  wo  es  selbst  noch  von  dem  Höhepunkt  seiner  Entwicklung  weit 
entfernt  ist;  denn  wir  stellen  in  Russland  nur  26— 29,5°/ 0  der  militärdiensttauglichen 
Jugend  ein,  während  die  anderen  Staaten  zum  Doppelten  und  noch  höher  kommen. 

In  dem  russischen  Vorschlag  steckt  also  keine  Selbstsucht.  Es  ist  ein  Ge- 
danke, ein  Antrag  rein  menschenfreundlicher  Art  und  von  volkswirtschaftlicher 
Tragweite,  den  Sie  ohne  Misstrauen  annehmen  und  besprechen  können. 

Das  Programm,  welches  Ihrer  Verhandlung  zu  Grunde  gelegt  wird,  ist  das 
russische. 

Wir  können  kein  anderes  zur  Verhandlung  stellen,  da  keine  von  den  Regie- 
rungen, welche  der  Einladung  zur  Konferenz  gefolgt  sind,  ein  anderes  Programm 
vorgelegt  hat.  Aber  im  Rahmen  des  russischen  Programms  würde  jeder  Vorschlag 
einer  anderen  Macht,  der  das  Einvernehmen  erleichtert,  gewiss  sehr  willkommen 
sein.  Der  Vorschlag,  welcher  Ihrer  Beratung  unterbreitet  wird,  hat  deshalb  noch 
keine  juristische  Fassung,  über  die  einfach  nur  abzustimmen  wäre. 

Das  Rundschreiben  vom  11.  Januar  sagt  klar:  Es  ist  eine  der  Fragen, 
„welche  der  internationalen  Verhandlung  im  Schosse  der  Konferenz  unter- 
breitet werden  sollen".  Wir  müssen  also  vorerst  darüber  verhandeln,  die  Vor- 
schläge und  Ideen  der  anderen  Regierungen  hören,  um  dann  eine  juristische 
Fassung  zu  finden,  über  die  abgestimmt  werden  kann.  Es  handelt  sich 
Übrigens  keineswegs  darum,  die  gegenwärtigen  Präsenzziffern 
herabzusetzen,  sondern  nur  darum,  dieselben  für  eine  gewisse 
Zeit  und  nur  versuchsweise  nicht  zu  erhöhen. 

Es  handelt  sich  nicht  darum,  den  Regierungen  in  der  Organisation  ihrer 
Truppen  Schwierigkeiten  zu  machen  oder  die  Schaffung  neuer  Einheiten  zu  hindern ; 
diese  würde  man  vielmehr  ganz  gut  organisieren  können,  indem  man  die  Stärke 
der  bestehenden  Einheiten  herabsetzt,  wenn  man  nur  nicht  die  Gesamttruppen- 
ziffer  erhöht.  Es  handelt  sich  somit,  wie  ich  wiederhole,  nur  darum,  dass  die 
Friedensprftsenzstärke  als  Gesamtziffer  nicht  erhöht  wird  nnd  auch  das  nur 
für  eine  kurze  Zeit  und  lediglich  versuchsweise,  um  zu  erkennen,  ob  es 
möglich  ist,  auf  einer  folgenden  Konferenz  denselben  Torschlag  für  eine 
längere  Frist  zu  machen. 

Was  die  Herabsetzung  der  Präsenzstärken  anlangt,  so  bitte  ich  Sie, 
diese  weitere  Frage  während  der  ersten  Verhandlung  vollständig  zu  vergessen, 
zunächst  schon  um  deswillen,  weil  es  ja  nur  dann  möglich  ist,  darüber  zu  ver- 
handeln, wenn  über  die  erste,  nämlich  die  Stillstandsfrage  bereits  ein  Einvernehmen 
erzielt  ist. 

Und  selbst  in  diesem  Fall  wäre  die  Verhandlung  der  zweiten  Frage  auf 
dieser  Konferenz  nur  theoretisch,  nach  dem  Rundschreiben  ein  blosses  „Vor- 
studium der  Wege,  auf  welchen  sich  in  Zukunft  eine  Herabsetzung  der  Präsenz- 
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stärke  verwirklichen  lfisst".  Es  wäre  das  also  nur  ein  Gedankenaustausch,  welcher 
den  Regierungen  bei  der  Prüfung  der  Frage,  welche  vielleicht  eine  spätere  Kon- 
ferenz zu  entscheiden  hätte,  als  Grundlage  dienen  könnte. 

Auf  der  gegenwärtigen  Konferenz  stehen  wir  also  vor  Fragen  und  Anträgen, 
die  vollständig  verwirklicht  werden  können,  und  zwar  vor  einer  Entscheidung,  die 
immer  dringender  wird. 

Die  Idee  des  Kaisers  von  Russland  ist  gross  und  edel.  Im  Anfang  schlecht 
erfasst,  hat  sie  schliesslich  alle  Völker  mit  fortgerissen.  Denn  die  Völker  haben 
wohl  begriffen,  dass  diese  Idee  nur  auf  den  Frieden  und  das  Wohlergehen  der 
Gesamtheit  geht.  Der  Samen  ist  somit  auf  fruchtbaren  Boden  gefallen:  der 
menschliche  Geist  ist  geweckt;  er  macht  die  Frucht  treiben,  und  bald  werden  wir, 
dessen  bin  ich  sicher,  schöne  Früchte  haben.  Ist  es  nicht  diese,  so  ist  es  eine 
spätere  Konferenz,  welche  die  Idee  aufgreifen  wird;  denn  sie  entspricht  der  Not- 
wendigkeit und  den  Bedürfnissen  der  Völker.  Wir  sind  die  ersten,  meine  Herren, 
die  dazu  aufgefordert  worden  sind,  an  dieser  Idee  zu  arbeiten  und  die  Aufgabe 
zu  lösen.  Überlassen  wir  also  nicht  den  anderen  diese  Ehre;  machen  wir  die 
äusserste  Anstrengung.  Haben  wir  guten  Willen  und  Vertrauen,  so  kommen  wir 
hoffentlich  zu  einem  Einvernehmen,  das  alle  Völker  so  heiss  herbeisehnen." 

IL  Drei  Tage  später,  in  der  folgenden  Kommissionssitzung  am 
26.  Juni1)  gab  Gilinsky,  durch  mittlerweile  an  ihn  gerichtete  Anfragen 
veranlasst,  noch  weitere  Erläuterungen  zu  seinem  Antrag,  indem 
er  folgendes  ausführte: 

Der  erste  Teil  des  Antrags  (Z.  1)  behandle  die  Prinzipienfrage,  das 
Beharren  bei  der  jetzigen  Friedenspräsenzstärke  der  Inlandsarmee. 

Werde  dieser  Antrag  angenommen,  so  komme  die  Zifferfrage.  Jedes  Land 
müsse  die  Präsenzziffer  angeben,  je  nach  dem  Beschluss  nur  der  Soldaten, 
wie  der  russische  Antrag  wünsche,  oder  auch  der  Offiziere  und  Unter- 
offiziere. Es  müsse  sodann  die  Gesamtsumme  der  Rekruten  für  jedes 
Jahr  mitgeteilt  werden,  die  für  die  Geltungsdauer  des  Abkommens  nicht 
überschritten  werden  dürfe.  Endlich  müsse  die  Zahl  der  Dienstjahre  ge- 
meldet werden,  welche  der  Soldat  unter  der  Fahne  zuzubringen  habe, 
denn  dies  sei  auf  die  Gesamtziffer  von  Einfluss.  Ober  alle  diese  Fragen 
entscheide  der  zweite  Teil  (Z.  2). 

In  diesen  zwei  Teilen  handle  es  sich  aber  lediglich  um  die  Truppen 
im  Mutterland ;  die  Kolonialtruppen  seien  nicht  getroffen,  denn  die  Kolonien 
seien  immer  in  Gefahr,  oder  gar  im  Kriegszustand,  und  deshalb  müsse 
hier  eine  Steigerung  zulässig  bleiben,  und  zwar  auch  bei  der  Kolonial- 
armee im  weiteren  Sinn.  Russland  habe  keine  Kolonien  im  strengen 
Sinn,  d.  h.  überseeische  Provinzen,  wohl  aber  Länder  in  ähnlicher  Ver- 
teidigungslage, die  gleichfalls  vom  Mutterland  getrennt  seien,  wenn  auch 
nicht  durchs  Meer,  so  doch  wenigstens  durch  ungeheure  Entfernungen  und 
die  Schwierigheit  der  Verbindung :  das  sei  Mittelasien  und  der  Militärbezirk 
des  Amur.  Diese  seien  vom  Mittelpunkt  des  Reiches  äusserst  entfernt; 
die  Truppen  daselbst  seien  wenig  zahlreich  und  befänden  sich  an- 
sehnlichen Heeren  gegenüber,  die  näher  bei  den  russischen  Truppen 
ständen  als  die  verfügbaren  Verstärkungen.  Derartige  Territorien  müssten 
als  Kolonien  behandelt  werden. 

Z.  3  behandle  die  Budgetfrage,  und  zwar  nur  das  ordentliche  oder 
notwendige  Budget  zum  Unterhalt  der  Truppen,  nicht  auch  die  Herstellung 

>)  II.  35. 
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von  Waffen  und  die  Fragen  der  Konstruktion.  Wenn  ein  vollständiger  Wechsel 
der  Kanonen  oder  Gewehre  oder  der  Umbau  befestigter  Plätze,  der  durch 
die  Wirkung  neuer  Belagerungsgeschütze  nötig  werde,  in  Frage  komme, 
so  verschlinge  das  ungeheure  Summen,  welche  durch  den  ordentlichen 
Etat  keine  Deckung  finden  können.  Solche  Summen  würden  daher  von 
allen  Regierungen  ausserhalb  des  Ordinariums  gefordert.  Das  sei  die  Be- 
deutung des  Extraordinariums,  das  im  voraus  nicht  ins  Auge  gefasst  und 
auf  Ziffern  gestellt  werden  könne.  Indem  die  hohe  Versammlung  die  Ver- 
änderung der  Waffen  zugelassen  habe,  sei  im  voraus  auch  das  ausser- 
ordentliche Budget  noch  für  zulässig  erklärt. 

§  131. 
Der  deutsche  Standpunkt. 

Nachdem  die  grossen  Programmreden  gehalten  waren  und  Gilinsky 
den  russischen  Antrag  zweimal  begründet  hatte,  musste  man  sich  über 
die  weitere  geschäftsordnungsmässige  Behandlung  einigen.  Andere  An- 
träge wurden  nicht  gestellt;  und  die  Frage  des  Präsidenten,  ob  die 
Bevollmächtigten  Instruktionen  erhalten  hätten,  wurde  durch  die  Bevoll- 
mächtigten von  Siam,  Dänemark  und  Serbien  verneint,  während  der 
japanische  Bevollmächtigte   Instruktionen  noch  gar  nicht  erbeten  hatte.1) 

Der  Präsident  stellte  es  der  Kommission  anheim,  entweder  selbst  sofort 
in  eine  Verhandlung  der  Prinzipienfrage  einzutreten  oder  die  Frage  zur  Vor- 
prüfung an  die  beiden  technischen  Unterkommissionen  resp.  auch  an 
andere  Bevollmächtigte  zu  überweisen. 

Der  deutsche  Oberst  Gross  v.  Schwarz  hoff  war  für  das  Erste: 
stelle  sich  später  die  Notwendigkeit  heraus  —  wie  es  denn  in  der  Tat  auch 
der  Fall  war  — ,  so  könne  man  ja  noch  immer  die  Hinübergabe  an  die 
beiden  Unterkommissionen  beschliessen.  Das  fand  den  Beifall  der  Ver- 
sammlung, und  Gross  v.  Schwarzhoff  eröffnete  als  eigentlicher  Oppositions- 
redner jetzt  die  Generaldebatte  mit  folgender  Rede:2) 

Unser  verehrter  Kamerad  Herr  Oberst  Gilinsky  hat  uns  aufgefordert,  über 
die  Anträge,  die  er  zu  Z.  1  des  russischen  Rundschreibens  eingebracht  hat,  nicht 
etwa  abzustimmen,  sondern  zu  verhandeln. 

Ich  halte  mich  für  verpflichtet,  dieser  Aufforderung  Folge  zu  leisten  und 
meine  Ansicht  zu  entwickeln.  Ich  werde  es  tun  in  voller  Freiheit  und  ohne  irgend 
einen  Hintergedanken.  Aber  vor  allem  muss  ich  dem  Herrn  General  Den  Beer 
Poortugael  einige  Worte  widmen,  der  sich  zum  feurigen  Verteidiger  dieser  Anträge 
gemacht  hat,  noch  bevor  sie  uns  unterbreitet  worden  sind.  Er  tat  dies  in  ge- 
hobener und  blumenreicher  Sprache,  um  die  ich  ihn  beneide.  Seine  hohe  Bered- 
samkeit erkennen  wir  einmütig  an;  aber  ich  kann  mich  nicht  allen  seinen  Aus- 
führungen arisch li essen.  Qui  tacet,  consentire  videtur,  sagt  ein  lateinischer  Rechts- 
spruch und  ich  will  nicht,  dass  mein  Schweigen  für  Zustimmung  genommen  wird. 

Nach  meiner  Ansicht  gibt  es  unter  meinen  verehrten  Kollegen  keinen 
einzigen,  der  zuzugeben  bereit  wäre,  dass  sein  Herrscher,  resp.  seine  Regierung 
auf  dem  besten  Wege  sei,  an  dem  unvermeidlichen  Untergang,  an  der  langsamen 
aber  sicheren  Untergrabung  des  Vaterlands  zu  arbeiten. 

Ich  habe  nicht  den  Auftrag,  für  meine  verehrten  Kollegen  zu  sprechen;  aber 
was  Deutschland  betrifft,  so  kann  ich  dessen  Freunde  vollständig  beruhigen  und  alle 

l)  IL  36. 
»)  IL  36-38. 
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wohlmeinende  Angst  zerstreuen.  Das  deutsche  Volk  ist  nicht  erdrückt  unter  der  List 
der  Steuern  und  Umlagen;  es  befindet  sich  nicht  am  Rande  des  Abgrundes,  es 
geht  nicht  der  Erschöpfung  und  dem  Untergang  entgegen.  Ganz  im  Gegenteil: 
der  Öffentliche  und  private  Wohlstand  wächst,  das  Allgemeinbefinden,  der  Standard 
of  life,  hebt  sich  von  Jahr  zu  Jahr. 

Was  die  Wehrpflicht  betrifft,  welche  mit  diesen  Fragen  eng  verbunden  ist, 
so  betrachtet  sie  der  Deutsche  nicht  als  eine  drückende  Last,  sondern  als  eine 
heilige  und  vaterländische  Pflicht,  deren  Erfüllung  er  seine  Existenz,  seinen  Wohl- 
stand und  seine  Zukunft  verdankt. 

Ich  komme  nun  auf  die  Anträge  des  Obersten  Gilinsky  und  auf  die  von  ihm 
vorgebrachten  Gründe,  die  meines  Erachtens  mitunter  einander  widersprechen. 

Man  fürchtet  einerseits,  dass  die  unaufhörlichen  Rüstungen  den  Krieg  herbei- 
führen können,  und  andernteils,  dass  die  Erschöpfung  der  wirtschaftlichen  Mittel 
den  Krieg  unmöglich  macht. 

Was  mich  betrifft,  so  habe  ich  zu  viel  Vertrauen  in  die  Weisheit  der 
Herrscher  und  der  Nationen,   als  dass  ich   derartige  Befürchtungen   teilen  könnte. 

Auf  der  einen  Seite  behauptet  man,  nur  Forderungen  zu  stellen,  die  schon 
längst  in  einigen  Ländern  verwirklicht  sind  und  keine  technischen  Schwierigkeiten 
machen,  und  auf  der  anderen  Seite  sagt  man,  es  handle  sich  um  die  am 
schwersten  zu  lösende  Frage,  welche  die  höchste  Anstrengung  erfordert.  Ich  hin 
ganz  der  letzten  Meinung. 

Wir  werden  tatsächlich  auf  unüberwindliche  Hindernisse  stossen, 
die  man  als  technische  Hindernisse  im  weiteren  Sinn  bezeichnen  kann. 

Ich  bin  der  Ansicht,  dass  die  Frage  der  Friedenspräsenz- 
stärke nicht  für  sich  allein  gewürdigt  werden  kann,  losgelöst 
von  einer  Menge  anderer  Fragen,  denen  sie  beinahe  nur  unter- 
geordnet ist. 

Das  sind  z.  B.:  Der  Stand  der  öffentlichen  Bildung,  die  Daner  der  aktiven 
Wehrpflicht,  die  Zahl  der  Cadres,  die  Präsenzstärke  der  Truppeneinheiten,  die 
Zahl  und  Dauer  der  Einberufung  unter  die  Fahne,  d.  h.  die  Wehrpflicht  der  ge- 
dienten Soldaten,  die  örtliche  Verteilung  der  Truppenkörper,  das  Eisenbahnnetz, 
die  Zahl  und  Lage  der  befestigten  Plätze. 

Im  modernen  Heer  hängt  das  zusammen  und  bildet  in  seiner  Totalität  die 
nationale  Verteidigung,  welche  jedes  Volk  nach  seinem  Charakter,  seiner  Geschichte 
und  seinen  Überlieferungen  heraus  entwickelt  hat  mit  Rücksicht  auf  seine  wirt- 
schaftlichen Mittel,  seine  geographische  Lage  und  seine  obliegenden  Pflichten. 

Es  dürfte  sehr  schwer  sein,  diesem  hervorragend  nationalen  Werk  ein  inter- 
nationales Abkommen  gegenüberzustellen.  Man  wäre  nicht  in  der  Lage,  die  Aus- 
dehnung und  Grösse  auch  nur  eines  einzigen  Teiles  dieses  komplizierten  Räder- 
werkes bestimmt  anzugeben. 

Man  kann  nicht  von  der  Präsenzstärke  reden,  ohne  auf  die  anderen  Elemente 
Rücksicht  zu  nehmen,  die  ich  nur  unvollständig  aufgezählt  habe. 

Man  spricht  übrigens  nur  von  den  Truppen  des  Mutterlandes.  Oberst 
Gilinsky  hat  uns  den  Grund  dafür  angegeben.  Aber  es  gibt  Gebiete,  die  nicht 
zum  Mutterlande  gehören  und  doch  so  nahe  sind,  dass  die  Truppen,  welche  dort 
ihren  Standort  haben,  sicher  an  einem  Krieg  im  Mutterlande  teilnehmen  können. 
Und  die  überseeischen  Staaten?  Wie  könnten  diese  eine  Beschränkung  ihrer 
Truppenmacht  annehmen,  wenn  die  Kolonialheere,  durch  welche  allein  sie  bedroht 
erscheinen,  ausserhalb  des  Abkommens  bleiben? 

Meine  Herren!  Ich  habe  mich  darauf  beschränkt,  von  einem  ganz  allgemeinen 
Standpunkt  aus  einige  der  Gründe  anzugeben,  welche  meines  Erachtens  der  Ver- 
wirklichung des  —  gewiss  einhelligen  —  Wunsches,  zu  einem  Einvernehmen  in 
unserer  Frage  zu  gelangen,  entgegenstehen. 

Erlauben  Sie  mir  noch  einiges  hinzuzufügen,  was  sich  auf  die  besondere 
Stellung  des  Landes  bezieht)  das  ich  in  dieser  Versammlung  zu  vertreten  die 
Ehre  habe. 

In  Deutschland  ergibt  sich  die  Ziffer  der  Friedenspräsenzstärke  aus  dem  Über- 
einkommen zwischen  Bundesrat  und  Reichstag.  Um  nicht  jedes  Jahr  dieselben 
Verhandlungen  zu  wiederholen,  hat  man  sich  geeinigt,  diese  Ziffer  auf  bestimmte 
Zeit,  zunächst  auf  7  und  dann  auf  5  Jahre  festzulegen 

Das  ist  einer  der  Gründe,  deren  sich  Oberst  Gilinsky  bedient  hat,  als  er 
erklärte,  dass  er  von  uns  nichts  Neues  verlange.  In  der  Tat  scheint  beim  ersten 
Anblick  diese  Einrichtung  unsere  Zustimmung  zu  einem  Antrag,  der  demselben 
Ziel  zusteuert,  zu  erleichtern. 
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Aber  abgesehen  von  dem  grossen  Unterschied  eines  Staatsgesetzes  und  eines 
völkerrechtlichen  Abkommens,  ist  es  gerade  dieses  Quinquennat,  welches  uns  hindern 
würde,  die  gewünschte  Verpflichtung  zu  übernehmen. 

Zwei  Gründe  stehen  entgegen.  Einmal  würde  die  internationale  Periode 
von  5  Jahren  nicht  mit  der  staatlichen  zusammenfallen,  was  eine  ernste  Unzuträg- 
lichkeit bedeuten  würde. 

Und  dann  enthält  das  jetzt  geltende  Reichsmilitärgesetz  keine  bestimmte 
unveränderliche  Ziffer  der  Präsenzstärke,  sondern  sieht  im  Gegenteil  eine  stete 
Erhöhung  bis  zum  Jahr  1902  oder  1903  vor,  um  welche  Zeit  die  im  Verlauf  dieses 
Jahres  begonnene  Reorganisation  beendigt  sein  wird.  Bis  dahin  wäre  es  somit  für 
uns  unmöglich,  selbst  nur  für  2  folgende  Jahre  dieselbe  Ziffer  der  Präsenzstärke 
beizubehalten. 

Hierzu  bemerkte  Bertha  v.  Suttner:    „Diese  Rede,  in   fliessendstem 

Französisch  vorgetragen,  wurde  mit  grosser  Aufmerksamkeit  angehört  und 

als  klarer  Hinweis  betrachtet,   dass  Deutschland  entschlossen   sei,   gegen 

den  Stillstandsantrag  zu  stimmen.4'1) 

§  132. 
Die  weiteren  Verhandlungen  in  der  Kommission. 

Andere  Oppositionsredner  traten  in  der  Generaldebatte  am  26.  Juni 
nicht  auf. 

Der  bulgarische  Bevollmächtigte  Dr.  Stancioff  teilte  im  weiteren 
Verlauf  der  Generaldebatte  die  Zustimmung  seiner  Regierung  zu  den  rus- 
sischen Anträgen  mit.2) 

Im  übrigen  aber  vertraten  nur  die  Russen  und  Holländer  gegen  den 
Oppositionsredner  ihre  zustimmende  Haltung  zum  Antrag  Gilinsky,  während 
Gross  v.  Schwarzhoff  nur  noch  einmal  kurz  zu  einer  Berichtigung  das 
Wort  ergriff. 


*)  Tagebuchblätter  S.  231  f.  Auf  S.  259  erwähnt  B.  v.  Suttner,  dass  das  Auftreten 
von  Gross  v.  Schwarzhoff  im  Haag  für  „schneidig"  erklärt  worden  sei.  Sie  selbst  meinte 
aber  mit  einer  petitio  principii :  scharfe  Zähne  und  geschliffene  Klingen  seien  nicht  an- 
gebracht in  Friedensdebatten. 

*)  II.  39.  Stancioff  begründete  diese  Stellungnahme  mit  Sparniserwägungen ,  die 
der  inneren  Entwicklung  zu  gute  kamen: 

Wenn  auch  jede  Nation  eine  parteiische  Mutter  ihres  Lieblingskindes  —  des  Sol- 
daten —  sei  und  ihn  den  Nachbarn  gegenüber  ebenbürtig  erhalten  wolle,  so  sei  es  doch 
nicht  minder  wahr ,  dass  die  Möglichkeit  eines  Rüstungsstillstands  eine  Ersparnis  und 
Quelle  des  Reichtums  für  die  Völker  bedeute. 

Der  bewaffnete  Friede  sei  verderbenbringend  für  kleine  Staaten,  deren  Bedürfhisse 
zahlreich  seien  und  die  nur  zu  gewinnen  hätten,  wenn  sie  ihre  Hilfsquellen  zur  Ent- 
wickelung  der  Industrie,  des  Ackerbaues  und  im  Dienste  des  Fortschrittes  verwenden 
könnten. 

Von  diesem  Standpunkt  aus  möchte  er  von  der  Konferenz  die  Bürgschaft  mit- 
nehmen, dass  sich  Bulgarien  im  Innern  entwickeln  könne,  ohne  nach  dem  Beispiel  der 
anderen  Staaten  seine  Truppenkontingente  erhöhen  zu  müssen. 

Als  das  Rundschreiben  Sr.  Exzellenz  des  Grafen  Murawieff  bekannt  geworden  und 
zur  Erörterung  gekommen  sei,  habe  er  oft  sagen  hören,  dass  der  jetzt  zur  Verhandlung 
stehende  Antrag  ein  Angriff  auf  die  Souveränetätsrechte  und  die  Völkerfreiheit  sei.  Da 
man  ihn  aber  freimütig  behandle,  werde  man  ihn  auch  nach  besten  Willen  ausführen, 
wenn  er  seine  Kraft  in  der  Einmütigkeit  der  Annahme  offenbart  habe. 

Ohne  jemand  beeinflussen  zu  wollen,  wolle  er  gleich  im  Anfang  sagen,  wie 
er  abstimmen  werde,  um  den  Nachbarstaaten  auf  dem  Balkan  zu  zeigen,  wie  Bulgarien 
denke  und  welche  praktische  Richtung  es  einzuschlageQ  wünsche  zur  Begründung  des 
vaterländischen  Glückes  und  Fortschrittes. 
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Damach  verlief  die  weitere  Debatte  folgendermassen: 

I.  Gilinsky  antwortete  als  erster  auf  die  Oppositionsrede  des 
deutschen  Militärbevollmächtigten  mit  folgenden  Ausführungen:1) 

Ich  kann  dem  deutschen  Vertreter  nicht  auf  das  Gebiet  des  deutschen 
Reichsstaatsrechts  folgen.  Wenn  ich  den  Abschluss  eines  Abkommens  anregte,  so 
tat  ich  dies,  weil  ich  es  ffir  staatsrechtlich  möglich  hielt,  die  entsprechenden  Vor- 
kehrungen zu  treffen. 

Was  Deutschland  angeht,  so  ist  die  im  Gang  befindliche  Erhöhung  nicht  so 
beträchtlich,  dass  man  sie  nicht  auf  die  kurze  Zeit  von  5  oder  selbst  weniger 
Jahren  aufhalten  könnte.    Das  deutsche  Heer  würde  darunter  nicht  leiden. 

Was  den  Volkswohlstand  betrifft,  so  habe  ich  nicht  gesagt,  dass  alle  Länder 
verarmen;  es  gibt  vielmehr  solche,  welche  vorwärts  kommen  trotz  der  Militär- 
lasten. Aber  die  letzteren  sind  sicherlich  keine  Förderungsmittel  des  öffentlichen 
Wohlstandes.  Die  unaufhörlichen  Rüstungen  sind  nicht  dazu  geeignet,  den  Reichtum 
zu  mehren,  wenn  schon  sie  einigen  Personen  von  Nutzen  sein  mögen.  Ich  gebe 
gern  zu,  dass  die  Eisenbahnen  einen  grossen  Einfluss  auf  die  Landesverteidigung 
ausüben.  Das  Heer  muss  viel  stärker  sein,  wenn  es  nicht  im  Innern  des  Landes 
durch  zahlreiche  Eisenbahawege  verbunden  ist. 

Die  Eisenbahnen  bieten  die  Möglichkeit,  nach  allen  Punkten  der  Grenze 
Hilfe  zu  bringen.  Gerade  deshalb  kann  aber  ein  an  Eisenbahnen  reiches  Land 
sein  Heer  herabsetzen  oder  doch  wenigstens  von  einer  Erhöhung  absehen. 

Was  schliesslich  die  überseeischen  Länder  betrifft,  so  lasse  ich  besonders 
für  solche  mit  kleiner  oder  in  der  Bildung  begriffener  Armee  Ausnahmen  zu.  Es 
handelt  sich  hier  ja  nicht  darum,  en  bloc  ein  allgemeines  Prinzip  anzunehmen, 
sondern  eine  Fassung  zu  finden,  die,  wenn  auch  nicht  Alle,  so  doch  Viele  befriedigt 

II.  Gross  v.  Schwarz  ho  ff  erklärte,  man  habe  ihn  missverstanden 
und  führte  folgendes  aus: 

Er  habe  nicht  in  Abrede  gestellt,  dass  man  für  das  Geld,  das  zu  Rüstungs- 
zwecken ausgegeben  werde,  eine  andere,  vielleicht  menschenfreundlichere  Ver- 
wendung finden  könne.  Er  habe  nur  einer  Darstellung  begegnen  wollen,  die 
vielleicht,  nach  seiner  Ansicht  sogar  sicher,  etwas  übertrieben  sei. 

Weiterinn  erklärte  Gross  v.  Schwarzhoff  nochmals  die  Präsenzziffer  allein 
nicht  für  ausreichend  zur  Vergleichung  der  Stärkeverhältnisse.  Innerhalb  der  Ziffer 
könne  ein  Staat  seine  Kriegsmacht  steigern,  und  das  Gleichgewicht  würde  so 
wieder  aufgehoben  werden.  Zur  Wiederherstellung  desselben  müssten  dann  aber 
die  anderen  Staaten,  welche  vielleicht  nicht  dieselben  Massnahmen  ergreifen 
könnten,  in  der  Wahl  der  Mittel  frei  sein.8) 

III.  Nun  meldete  sich  der  holländische  erste  Bevollmächtigte  van 
Karnebeek  zu  Wort  und  begründete  das  damit,  dass  der  deutsche 
Bevollmächtigte  sich  einmal  mit  dem  holländischen  General  Den  Beer 
Poortugael  persönlich  beschäftigt  habe  und  dass  weiterhin  seine  Aus- 
fuhrungen sich  auch  auf  nichttechnischem  Gebiet  bewegt  hätten.8) 

Wenn  Gross  v.  Schwarzhoff  —  so  führte  der  Redner  aus  —  behauptet,  dass 
die  russischen  Vorschläge  sehr  grosse,  vielleicht  sogar  unüberwindliche  technische 
Schwierigkeiten  bieten ,  so  will  ich  nicht  widersprechen.  Wenn  aber  der  Sinn 
seiner  Worte  der  ist,  dass  die  Frage  nicht  etwa  die  ernsteste  Aufmerksamkeit  der 
Konferenz  und  der  ganzen  Welt  verdient,  und  dass  die  Gründe,  welche  die  Regierung 
bestimmt  haben,  diese  Vorschläge  der  Konferenz  zu  unterbreiten,  nicht  innerlich 
berechtigt  erscheinen,  so  erlaube  ich  mir  zu  erklären,  dass  ich  direkt  entgegen- 
gesetzter Meinung  bin;  und  ich  werde  mit  dieser  meiner  Auffassung  nicht  allein 
stehen. 

Gewiss  drücken  in  einigen  Ländern  die  Militärlasten  weniger  als  wo  anders ; 
aber  man  muss  doch  wohl  anerkennen,  dass  die  für  die  Rüstungen  verwandten 
Summen  selbst  in  diesen  glücklicheren  Ländern  nützlicher  zu  einem  anderen  Zweck 
verwandt  werden  könnten. 


l)  IL  38. 
3)  II.  38. 
*)  II.  38  f. 
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Es  gibt  aber  auch  noch  Länder,  wo  man  mit  dem  deutschen  Bevoll- 
mächtigten nicht  übereinstimmt  und  wo  die  Lasten  ganz  augenscheinlich  auf  den 
öffentlichen  Wohlstand  drücken. 

Gross  v.  Schwarzhoff  würde  wohl  der  erste  sein,  der  zugesteht,  dass  diese 
Frage  nicht  allein  unter  dem  Gesichtswinkel  der  Länder  beleuchtet  werden  darf, 
deren  augenscheinlicher  Wohlstand  unter  den  Rüstungen  noch  nicht  gelitten  hat. 

Aber  selbst  in  jenen  Staaten  muss  man  sich  fragen,  ob  diese  Ausgaben  in 
Wahrheit  notwendig  sind  zur  nationalen  Verteidigung  oder  ob  man  in  ihnen  viel- 
mehr nur  die  Folge  des  internationalen  Wettbewerbs  auf  diesem  Gebiet  zu  sehen 
hat.  Der  Grundgedanke  der  russischen  Vorschläge  ist  nun 
aber  eben  der,  dazu  zu  gelangen,  dass  die  Last  der  Rüstungen 
gemindert  wird,  wenn  man  zu  einer  Verständigung  über  die 
Abschwächung  dieses  internationalen  Wettbewerbs  gelangt. 

Ich  muss  indes  die  Frage  auch  noch  unter  einen  anderen  Gesichtspunkt 
stellen. 

Für  die  verschiedenen  Regierungen  handelt  es  sich  nicht  bloss  darum,  eine 
Gefahr  nach  aussen  ins  Auge  zu  fassen,  sondern  dieselben  haben  auch  der  öffent- 
lichen Meinung  im  Innern  Rechnung  zu  tragen,  welche  auf  die  Dauer  eine  Gefahr 
werden  kann. 

Die  ungeheuren  militärischen  Ausgaben,  welche  auf  den  Nationen  lasten, 
könnten  gefährliche  Waffen  werden,  die  sich  gegen  die  Gesellschaftsordnung  der 
verschiedenen  Staaten  kehren.  Und  wenn  wir  uns  im  Hinblick  auf  die  technischen 
Schwierigkeiten  allzu  leicht  für  unfähig  zu  einem  Versuch  erklären  würden,  die 
Lösung  dieser  bedeutsamen  Frage  herbeizuführen,  so  würde  man  das  Spiel  an  die- 
jenigen verlieren,  die  in  einer  Erhebung  gegen  die  bestehende  Ordnung  ihren 
Vorteil  finden. 

IV.  General  Den  Beer  Poortugael  verwahrte  sich  gegen  die  Be- 
hauptung von  Gross  v.  Schwarzhoff,  er  hätte  sich  zum  Verteidiger  des 
Antrags  Gilinsky  aufgeworfen.  Er  habe  davon  keine  Kenntnis  gehabt, 
bevor  er  in  der  letzten  Sitzung  dem  Plenum  der  Kommission  unterbreitet 
worden  sei. 

Seine  Verteidigung  habe  —  und  das  wird  in  der  Tat  auch  durch 
das  Protokoll  bestätigt  —  lediglich  der  Ziffer  1  des  russischen  Rund- 
schreibens gegolten,  wie  er  das  auch  in  nicht  missverständlicher  Weise 
erklärt  habe;  und  wenn  er  mit  Feuer  gesprochen  habe,  so  habe  das  die 
Sache  verdient. 

Wenn  der  deutsche  Bevollmächtigte  gesagt  habe,  dass  seine  Aus- 
führung über  die  durch  die  Rüstungen  verursachten  erdrückenden  Lasten 
und  ruinierenden  Steuern  auf  Deutschland  nicht  zutreffe,  so  beglückwünsche 
er  ihn ;  zugleich  stelle  er  aber  fest,  dass  er  nicht  den  gegenwärtigen  Zustand 
der  Dinge,  sondern  die  Zukunft  im  Auge  habe.  Deshalb  habe  er  von  den 
Regierungen  gesagt:  „wenn  sie  auf  diesem  Wege  fortfahren  u.  s.  w."1) 
Nach  seiner  Ansicht  sei  dieser  Weg  gefährlich  selbst  für  die  reichsten 
Staaten. 

Den  Grundsatz  der  allgemeinen  Wehrpflicht  schliesslich  habe  er  selbst 
seit  etwa  40  Jahren  vertreten.  Auch  er  sehe  darin  eine  heilige  und  vater- 
ländische Pflicht,  habe  aber  darüber  in  seiner  Rede  nichts  gesagt,  und  die 
Ausführungen  des  deutschen  Bevollmächtigten  seien  daher  durch  jene  Rede 
nicht  veranlasst.2) 

Damit  schloss  die  Generaldebatte  über  den  Antrag  Gilinsky.8) 


%)  Vgl .  oben  S.  589. 
*)  II.   39  f. 
3)  IL  40. 


600  §  133.    Die  nachträgliche  Überweisung  an  die  Unterkommissionen. 

§  133. 
Die  nachträgliche  Überweisung  an  die  Unterkommissionen. 

In  der  Generaldebatte  über  die  Stillstandsvorschläge  Russlands  war 
zunächst  kein  Wort  über  den  Flottenstillstand  (Antrag  Scheine)  gefallen, 
sondern  nur  der  Antrag  Gilinsky  erörtert  worden. 

Am  Schluss  der  Kommissionssitzung  vom  26.  Juni,  nachdem  die 
Generaldebatte  über  den  Antrag  Gilinsky  geschlossen  war,  betonte  der 
Präsident  Beernaert  die  Notwendigkeit  einer  gesonderten  Behandlung  des 
Antrags  Scheine.1) 

Der  Präsident  stellte  dabei  die  Geschäftsordnungsfrage:  Will  man 
noch  in  gegenwärtiger  Sitzung  die  Sache  erledigen,  oder  wünscht  man 
eine  Vorprüfung,  sei  es  durch  die  fachmännischen  Unterkommissionen,  sei 
es  durch  einen  besonderen  Ausschuss,  in  welchem  dann  hauptsächlich  die 
Grossmächte  vertreten  sein  müssten,  bei  denen  ja  doch  schliesslich  auch 
die  Entscheidung  steht? 

Es  war  damit  also  auch  gleichzeitig  die  Hinübergabe  des  Antrags 
Gilinsky  zur  zuständigen  Prüfung  durch  Fachmänner  ins  Auge  gefasst 

Der  russische  Bevollmächtigte  Raffalovich  war  für  Überweisung  der 
beiden  Anträge  an  die  zuständigen  Unterkommissionen. 

Der  englische  erste  Vertreter  Sir  Julian  Pauncefote  zog  die  Prüfung 
durch  je  einen  besonderen  fachmännischen  Ausschuss  vor. 

Auch  der  französische  erste  Bevollmächtigte  Bourgeois  fand  das  letzte 
annehmbar,  meinte  aber  weiterhin,  dass  in  diesem  Ausschuss  auch  die 
Kleinstaaten,  welche  der  Aufrechterhaltung  des  Friedens  zugetan  seien, 
notwendig  vertreten  sein  müssten. 

Im  übrigen  kam  man  sich  entgegen  und  es  entwickelten  sich  daraus 
keine  weiteren  Gegensätze.  Es  wurde  zunächst  über  die  „question  de 
division",  und  zwar  über  folgende  Fassung  abgestimmt:  ob  beide  rus- 
sischen Anträge  erst  noch  einer  fachmännischen  Prüfung 
unterworfen  und  deshalb  an  die  betreffenden  Unterkommissionen 
hinübergegeben  werden  sollen.2) 

Diese  Frage  wurde  mit  17  Stimmen  bejaht8)  Zwei  Staaten  stimmten 
dagegen,4)  drei  enthielten  sich  der  Stimme.6) 

Sodann  nahm  die  Kommission  die  „motionu  von  Raffalovich  an, 
es  möge  jede  Unterkommission  zur  Erledigung  der  ihr  zugewiesenen  Auf- 
gabe einen  besonderen  Ausschuss  bestellen.6) 


1)  II.  40.     Vgl.  denselben  oben  S.  591. 

2)  II.  40  in  Verbindung  mit  IL  41 

3)  II.  40:  Die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  Belgien,  Spanien,  Frankreich, 
England,  Italien.  Japan,  Holland,  Persien,  Portugal,  Rumänien,  Russland,  Serbien,  Siam, 
Schweden  und  Norwegen,  die  Türkei  und  Bulgarien. 

*)  Deutschland  und  Österreich-Ungarn. 

5)  Dänemark,  Griechenland  und  die  Schweiz. 

a)  II.  40. 
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§  134. 
Die  Ablehnung  des  Antrags  Gilinsky. 

I.  Am  30.  Juni,  in  der  6.  Kommissionssitzung,  stand  der  Bericht  der 
militärischen  Unterkommission  über  den  Antrag  Gilinsky  zur  Verhandlung.1) 

Die  Arbeit  war  nutzlos  gewesen  und  es  zeigte  sich  jetzt,  dass  in 
Wahrheit  nicht  Deutschland,  dem  übrigens  schon  in  der 
Überweisungsfrage  Österreich-Ungarn  zur  Seite  stand, 
sondern  Russland  allein  stand. 

Nach  Zorn  war  dies  das  Verdienst  der  wuchtigen  Rede  des  deutschen 
Obersten  Gross  v.  Schwarzhoff.2) 

Der  Präsident  Beernaert  machte  folgende  Mitteilung:8) 
In    Gemässheit   des   Kommissionsbeschlusses    hat    die    militärische 
Unterkommission  einen  Prüfungsausschuss  bestellt,4)  der  sich  zweimal  ver- 
sammelt und  nach  einem  gründlichen  Meinungsaustausch,   über  den  aber 
kein  Protokoll  vorliegt,  folgenden  Beschluss  gefasst  hat: 

Die  Mitglieder  des  Ausschusses,  welcher  die  Vorschläge  des  Obersten  Gilinsky 
zum  ersten  Punkt  des  Rundschreibens  des  Grafen  Murawieff  zu  prüfen  hatte,  haben 
sich  zweimal  versammelt. 

Sie  haben  gegen  die  Stimme  des  Obersten  Gilinsky  einstimmig  anerkannt: 

1.  dass  es  sehr  schwierig  sein  wurde,  selbst  nur  für  die 
Zeit  von  5  Jahren,  die  Ziffer  der  Friedenspräsenzstärke 
zu  bestimmen,  ohne  gleichzeitig  auch  andere  Fragen 
der  nationalen  Verteidigung  zu  regeln, 


J)  Vorher  hatte  der  serbische  erste  Bevollmächtigte  Miyatovitch  eine  Erklärung 
abgegeben,  die  bestimmt  erschien,  der  bulgarischen  Erklärung  (oben  S.  597 2)  das  Gegen- 
gewicht zu  halten  (IL  41  —  42).  Diese  Erklärung  führte  nämlich  aus:  Das  erste  Wort 
gehöre  den  Grossmächten,  deren  Einigkeit  auch  auf  die  Kleinstaaten  wirken  müsse, 
während  die  Erklärung  eines  Kleinstaats  über  Annahme  oder  Ablehnung  den  Erfolg 
weder  erheblich  fördern  noch  aufhalten  könne.  Aber  im  Hinblick  auf  die  Erklärung  des 
benachbarten  Bulgarien  wolle  jetzt  schon  Serbien  Stellung  nehmen.  Serbien  brauche 
vielleicht  mehr  wie  irgend  ein  Land  der  Erde  einen  langen  ununterbrochenen  und  ehren- 
haften Frieden.  Das  vom  König  selbst  aufgestellte  und  oft  wiederholte  Programm  gehe 
in  der  volkswirtschaftlichen  Entwicklung  des  Landes  auf.  Deshalb  habe  Serbien  sofort 
nach  dem  russischen  Rundschreiben  die  Friedenspräsenzstärke  um  \*  herabgesetzt.  Die 
bulgarische  Erklärung  habe  sie  daher  sehr  gefreut.  Auf  dem  Weg  des  Völkerfriedens 
könne  man  zur  internationalen  Gerechtigkeit  gelangen.  Durch  die  neueste  Gedanken- 
bewegung, welche  der  Zar  veranlasst  habe,  würde  das  Gemeinschaftsgefühl  der  Kultur- 
völker gestärkt  und  den  Kleinstaaten  ein  fester  Rückhalt  gegeben ,  die  ja  nichts  weiter 
verlangten  als  die  Achtung  vor  ihrer  Unabhängigkeit,  vor  der  Gerechtigkeit  und  der 
Billigkeit.  In  Erwartung  dieses  Augenblicks  würde  sich  Serbien  bei  gebotener  Fürsorge 
für  die  Armee  aus  vollem  Herzen  mit  allen  Bestrebungen  auf  dem  Gebiet  der  Mensch- 
lichkeit und  Bildung  eins  wissen.  In  diesem  Geist  habe  Serbien  bis  jetzt  nur  auf  der 
Konferenz  seine  Stimme  abgegeben.  Auch  die  Instruktion  bezüglich  des  militärischen 
Rüstungsstillstandes  sei  eingetroffen  und  man  werde  die  Stimme  abgeben,  wenn  die  Zeit 
dazu  gekommen  sei. 

2)  Zorn  im  .Tag*  1903  Nr.  301.  Aber  Frh.  v.  Stengel  meinte  späler  (Archiv  f.  öffentl. 
Recht  Bd.  15  S.  143),  dass  von  vornherein  kein  Staat  trotz  der  Annahme  des  russischen 
Beratungsprogramms  an  die  Möglichkeit  eines  Rüstungsstillstands  geglaubt  habe. 

8)  II.  42      Vgl.  auch  den  Kommissionsbericht  I.  84  in  Verbindung  mit  II.  55. 

4j  In  diesen  waren  gewählt  worden:  Gross  v.  Schwarzhoff,  Grozier,  Khuepach, 
Mounier,  Sir  John  Ardagh,  Zuccari,  Coanda,  Gilinsky  und  Brändström.  Vgl.  den  Kom- 
mission sbericht  I.  84.  Die  namentliche  Aufzählung  jm  Bencut  geht  auf  einen  mit  12 
gegen  10  Stimmen  bei  einer  Stimmenthaltung  angenortirr»pneiv  Antrag Beldiman  zurück  (11.52). 
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S.  dass  es  nicht  weniger  schwierig  sein  würde,  die  Frage  dieser 
Verteidigung,  welch  letztere  in  jedem  Land  nach  verschie- 
denen Gesichtspunkten  organisiert  ist,  durch  ein  völkerrecht- 
liches Abkommen  zu  regeln. 

Demgemäss  bedauert  es  der  Ausschuss,  den  im  Namen  der  rus- 
sischen Regierung  gestellten  Antrag  nicht  annehmen  zu  können. 

Die  Mehrheit  seiner  Mitglieder  aber  ist  der  Ansicht,  dass  eine  gründlichere 
Prüfung  der  Frage  durch  die  Regierungen  selbst  eu  wünschen  wäre. 

II.  Nachdem  noch  der  italienische  General  Zuccari  in  einer  förm- 
lichen Erklärung  bezüglich  der  Rüstungsfrage  für  Italien  volle  Handlungs- 
freiheit in  Anspruch  genommen  hatte,1)  fasste  der  Präsident  Beernaert 
das  Beratungsergebnis  folgendermassen  zusammen: 

Die  Unmöglichkeit,  für  den  Augenblick  zu  einem  positiven  Ergebnis 
zu  kommen,  sei  festgestellt;  aber  es  sei  dabei  der  Wunsch  bekundet 
worden,  die  Regierungen  selbst  möchten  die  Prüfung  der  zu  Z.  I  des 
Rundschreibens  des  Grafen  Murawieff  aufgeworfenen  Fragen  wieder  auf- 
nehmen. 

Er  frage  den  Obersten  Gilinsky,  ob  er  sich  diesem  Wunsch  an- 
schliesse. 

Gilinsky  bejahte  diese  Frage:  Mit  dem  Augenblick,  wo  sich  ein  un- 
mittelbares Einvernehmen  als  unmöglich  erweise,  erachte  er  eine  Vor- 
prüfung durch  die  Regierungen  als  sehr  wünschenswert. 


l)  Die  Erklärung  lautete  II.  43: 

„Die  friedenspräsensstärke  des  italienischen  Heeres  ist  durch  organische 
Gesetze  festgelegt,  welche  die  italienische  Regierung  nicht  zu  ändern  beabsichtigt. 
Wie  aber   ein  internationales  Abkommen  über  diesen  Gegenstand  augen- 
blicklich nicht  für  möglich  erklärt  worden  ist,   so  will  die  italienische  Regierung 
für  sich  dieselbe  Bewegungsfreiheit  wie  die  anderen  Mädi'e  haben. 

Später  begründete  auch  noch  der  griechische  stimmführende  Bevollmächtigte 
Delyanni  die  ablehnende  Haltung  Griechenlands  zu  dem  Antrag  Gilinsky  wie  folgt:  Er 
verkenne  nicht  die  Bedeutung  der  im  russischen  Rundschreiben  entwickelten  Gesichts- 
punkte und  bewundere  im  Gegenteil  die  Hochherzigkeit  des  Zaren,  welcher  zur  Erleich- 
terung der  schweren  Militärlast  für  eine  bestimmte  Zeit  eine  Einschränkung  der  Friedens- 
präsenzstärke und  weiter  die  Vorprüfung  einer  zukünftigen  Herabsetzung  derselben  vor- 
schlage. Dennoch  müsse  man  nach  seiner  Ansicht  vor  einer  endgültigen  Entscheidung 
dieser  schwerwiegenden  Frage  der  besonderen  Lage  eines  jeden  auf  der  Konferenz  ver- 
tretenen Landes  Rechnung  tragen.  So  wolle  er  bezüglich  Griechenlands  die  Ansichten 
seiner  Regierung  über  diese  Frage  der  Würdigung  der  Konferenz  unterbreiten  und  jetzt 
näher  entwickeln.  Infolge  der  Budgetschwierigkeiten  und  Finanzfusion  Griechenlands 
in  den  letzten  Jahren  habe  man  weder  die  Frage  der  Armeeorganisation  nach  modernem 
Muster  noch  auch  der  Ausrüstung  ernsthaft  ins  Auge  fassen  können.  Nach  dem  letzten 
Kriege  habe  man  sich  in  der  Notwendigkeit  befunden,  diesen  Fragen  näher  zu  treten. 
Aber  nachdem  diese  für  das  Land  hochwichtigen  Fragen  sich  noch  im  Stadium  der 
Prüfung  befanden  und  noch  keine  Entscheidung  getroffen  worden  sei,  könne  man  hier  noch  keine 
förmlichen  Verpflichtungen  übernehmen,  wo  doch  die  Prüfung  möglicher  Weise  dazu  führen 
würde,  die  Gadres  und  Zahl  der  Truppen  und  Marine  in  der  Friedenszeit  zu  erhöhen, 
zumal  die  gegenwärtige  Heeresstärke  geringer  sei  als  die  Mittelstärke  der  übrigen  Staats- 
heere und  insbesondere  auch  derjenigen,  deren  Budget  und  Volksziffer  den  Verhältnissen 
in  Griechenland  ähnlich  sei.  Denn  wenn  Griechenland  sich  in  denselben  Verhältnissen 
halten  wolle  wie  die  Staaten,  die  er  im  Auge  habe,  so  müsse  es  in  Friedenszeiten  eine 
viel  zahlreichere  Armee  als  jetzt  unterhalten. 

Aus  diesen  Gründen  könne  sich  Griechenland,  trotzdem  es  der  hochherzigen  Idee 
des  russischen  Rundschreibens  verehrungsvoll  gegenüberstehe,  sich  nicht  allgemein  au/ 
ein  Abkommen  betreffend  den  jetzigen  Rüstungstillstand  und  die  zukünftige  Abrüstung 
festlegen  (II.  45  f.). 
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Gilinsky  hat  als  tapferer  Offizier  erst  kapituliert,  als  alles  verloren 
war.  Er  hat,  wie  Zorn  später  berichtete,1)  den  Eindruck  eines  geraden, 
ehrlichen  Soldaten  gemacht,  der  auf  Befehl  einen  Posten  verteidigte,  dessen 
Unhaltbarkeit  ihm  selbst  durchaus  klar  war. 

Niemand  wünschte  mehr  das  Wort,  auch  dann  nicht,  als  der  Präsident 
noch  besonders  fragte,  ob  den  Beschlüssen  des  Ausschusses  von  irgend 
einer  Seite  Widerspruch  entgegengesetzt  werde. 

Der  Präsident  erklärte  nunmehr  das  Schweigen  der  Versammlung 
als  vollkommene  Zustimmung  und  glaubte  unter  diesen  Verhältnissen  auf 
die  Herbeiführung  einer  Abstimmung  verzichten  zu  dürfen.  Es  handle 
sich  nicht  darum,  eine  Resolution  zu  fassen  und  der  Ausschuss  selbst 
wünsche  nur  allgemein  eine  Prüfung.  Im  Augenblick  seien  es  die  einzelnen 
Länder,  von  welchen  eine  gründlichere  Vorprüfung  erwartet  werden  müsse.2) 

Diesen  Ausführungen  folgten  zahlreiche  Beifallskundgebungen.8) 

Es  war  nicht  die  hohe  Politik,  welche  Russland  mit  seinem  Still- 
standsantrag isolierte;  denn  Russland  hatte  von  Frankreich  ebenso  wenig 
Unterstützung  gefunden  wie  von  Deutschland.  Zorn  berichtete  später: 
„Der  überaus  sympathische  französische  General  Mounier  stand  hier  durchaus 
Schulter  an  Schulter  mit  dem  deutschen  Obersten  v.  Schwarzhoff,  ebenso 
wie  der  französische  Admiral  Pephau  mit  dem  deutschen  Kapitän  zur  See 
Siegel.  Alle  zur  Konferenz  gehörigen  Soldaten  —  ausgenommen  nur  ein 
holländischer  General  (Den  Beer  Poortugael)  —  waren  einig  in  der  Ober- 
zeugung von  der  Unausführbarkeit  des  russischen  Abrüstungsgedankens 
und  so  wurde  er  abgelehnt  und  ausgeschieden."  4J 

Zorn  hat  wohl  Recht  mit  der  Behauptung,  dass  aus  dem  Rüstungs- 
stillstand nichts  geworden  wäre,  wenn  auch  Russland  für  seinen  Antrag  auf 
der  Konferenz  die  Mehrheit  erlangt  hätte ;  aber  eine  erhebliche  Komplikation 
nicht  allein  für  die  Konferenz,  sondern  auch  für  weitere  politische  Fragen 
hätte  wohl  von  hier  aus  entstehen  können.  Dass  diese  Gefahr  rasch  und 
glatt  beseitigt  wurde,  so  meint  Zorn  weiter,  ist  in  erster  Linie  das  Verdienst 
von  Gross  v.  Schwarzhoff  und  sodann  von  Frankreich,  das  sich  in  dieser 
Frage  völlig  von  Russland  trennte.6) 

§  135. 

Die  Resolution  Bourgeois. 

Die  Kommission  war  es  Russland  schuldig,  für  die  gut  und  ehrlich 
gemeinten  Vorschläge,  die  aus  praktischen  Gründen  abgelehnt  werden 
mussten,  wenigstens  eine  ehrerbietige  Verneigung  zu  machen. 

I.  Nachdem  der  russische  Rüstungsstillstands-Antrag  einmütig  abgelehnt 
war,  erhob  sich  daher  der  stimmführende  Bevollmächtigte  von  Schweden  und 
Norwegen  Baron  v.  Bildt  zu  einer  längeren  Erklärung  darüber,  weshalb 

l)  „Tag*  1903  Nr.  301. 

a)  II.  42.    Vgl.  auch  den  Kommissions bericht  I.  84.    Hier  ist  festgestellt,  dass  der 
Antrag  des  Prüfungsausschusses  einstimmig  angenommen  worden  sei. 
8)  a.  a.  0. 

4)  „Tag"  1903  Nr.  301. 
*)  a.  a.  0. 
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seine  Regierung  trotz  ihrer  Vorliebe  für  die  russischen  Vorschläge  gegen 
«den  Antrag  Gilinsky  gestimmt  habe.  Diese  Erklärung  schloss  mit  den 
Worten:  „es  ist  nicht  genug"  und  enthielt  die  Aufforderung,  zu  Hause 
die  zur  endgültigen  Regelung  noch  nötige  Klärung  herbeizuführen. 

Die  von  Beifall  aufgenommene  Erklärung,  die  sich  der  dänische  erste 
Bevollmächtigte  von  Bille  sofort  vollständig  zu  eigen  machte,1)  hatte  fol- 
genden Wortlaut:2) 

In  keinem  Land  wohl  haben  die  russischen  Vorschläge  so  unmittelbar  ge- 
wirkt und  so  überzeugte  Zustimmung  gefunden  wie  in  Schweden  und  Norwegen. 
Tief  durchdrungen  von  der  Notwendigkeit  des  Friedens,  verfolgen  wir  seit  fast 
einem  Jahrhundert  eine  Politik,  welche  nur  die  Aufrechterhaltung  guter  Be- 
ziehungen zu  den  andern  Mächten  ins  Auge  fasst;  und  unsere  militärischen  Ein- 
richtungen haben  nur  das  eine  Ziel  verfolgt,  unsere  Unabhängigkeit  zu  schützen 
und  unsere  Neutralität  zu  wahren.  Die  Friedensbotschaft,  welche  einen  Stillstand 
in  den  gegenwärtigen,  die  ganze  Welt  bedrückenden  Kriegsrüstungen  in  Aussicht 
stellt,  konnte  bei  uns  also  nur  höchst  erwünscht  sein  und  sie  hätte  von  keiner 
besseren  Seite  als  von  unserem  mächtigen  Nachbar  kommen  können.  Wenn  wir 
trotzdem  den  Antrag  Gilinsky  nicht  unterstützen  konnten,  so  kam  das  nicht  etwa 
daher,  dass  wir  an  der  zur  Verhandlung  stehenden  Frage  nicht  dasselbe  Interesse 
gehabt  hätten,  sondern  es  kam  das  durch  einen  allerdings  bedeutungsvollen  rein 
äussern  Umstand  (par  une  importante  question  de  forme.) 

Der  Antrag  unterscheidet  nicht  zwischen  den  Heeren,  die  bereits  nach  den 
Grundsätzen  der  modernen  Militärwissenschaft  organisiert  sind,  und  solchen,  die 
noch  zurückgeblieben  oder  auch  nach  verjährten  Systemen  eingerichtet  sind,  und 
schliesslich  solchen,  die  gerade  auf  dem  Wege  der  Umbildung  sind. 

Der  Antrag  macht  auch  keinen  Unterschied  zwischen  den  Heeren ,  welche 
für  Angriff  und  Verteidigung  gleichmässig  geeignet  sind  und  den  Heeren,  welche 
teils  infolge  kurzer  Wehrpflicht  teils  infolge  anderer  unterscheidender  Eigenschaften 
vor  allem  einen  Verteidigungscharakter  haben.  Das  berührt  gerade  das  schwedisch- 
norwegische Heer,  in  welchem  die  allgemeine  Wehrpflicht  seit  kaum  2  Monaten 
besteht,  und  das  sich  noch  auf  dem  Wege  der  Umbildung  befindet. 

Wenn  ich  noch  hinzufüge,  dass  der  grösste  Teil  der  Cadres  im  schwedischen 
Heer  noch  auf  einem  System  ruht,  welches  zwei  Jahrhunderte  alt  ist,  so  habe 
ich  Sie  wohl  überzeugt,  dass  man  sich  auf  diese  Organisation  auch  keine  5  Jahre 
mehr  festlegen  kann. 

Wir  haben  demgemäss  dem  russischen  Antrag,  so  wie  er  eingebracht  worden 
ist,  nicht  zustimmen  können;  und  ich  stelle  dies  mit  aufrichtigem  Bedauern  und 
sogar  mit  wahrem  Schmerz  fest.  Denn,  meine  Herren,  wir  sehen  nun  am  Schloss 
unserer  Beratungen,  dass  wir  vor  einem  der  wichtigsten  Probleme  des  Jahrhunderts 
stehend,  wenig  zur  Lösung  getan  haben. 

Wir  wollen  uns  keiner  Täuschung  hingeben! 

Wenn  die  Ergebnisse  unserer  Verhandlungen  bekannt  werden,  wird  man 
trotz  allem,  was  für  das  Schiedswesen.  das  rote  Kreuz  u.  s.  w.  geschehen  ist,  den 
lauten  Schrei  ausstossen:  „Es  ist  nicht  genug*. 

Und  die  meisten  von  uns  werden  diesem  Aufschrei:  „es  ist  nicht  genug* 
eine  gewisse  Berechtigung  zugestehen.  Unser  Gewissen  sagt  uns  allerdings  ebenso 
zum  Trost,  dass  wir  unsere  Pflicht  erfüllt  haben,  indem  wir  getreu  unserer 
Instruktion  nachkamen.  Aber  ich  wage  zu  behaupten,  dass  wir  mit  unserei 
Pflichterfüllung  noch  nicht  am  Ende  sind  und  dass  noch  manches  zu  tun  übrig  bleibt 

Ich  will  deutlicher  werden. 

Über  die  Kundgebung  des  Zaren  haben  schon  Beredtere  als  ich  alle  Blüten 
der  Redekunst  ausgebreitet.  Ich  will  nur  sagen :  Die  Idee  ist  gross  und  schön  und 
sie  entspricht  einem  Wunsch  von  tausend  und  abertausend  Menschen;  das  heisst: 
sie  kann  nicht  sterben.  Wenn  der  Kaiser  dem  Edelmut  des  Herzens  und  der 
Hoheit  des  Geistes,  die  er  bewiesen  hat,  noch  die  Tugend  der  Ausdauer  zugesellt, 
so  ist  der  Triumph  seines  Werkes  gesichert.  Er  hat  von  der  Vorsehung  nicht 
nur  das  Geschenk  der  Macht,  sondern  auch  dasjenige  der  Jugend  erhalten.  Wenn 
unser  jetziges  Geschlecht  nicht  dazu  bestimmt  ist,  die  Aufgabe  zu  lösen,  so  wird 


1)  II.  44. 

2)  II.    42-44. 
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er  auf  diejenigen  zählen  können,  welche  unsere  Stelle  einnehmen  werden.  Die* 
Zukunft  gehört  ihm.  Aber  unterdessen  haben  wir,  die  wir  jeder  an  seinem  Platz, 
des  Kaisers  bescheidene  und  treue  Mitarbeiter  sein  wollen,  die  Pflicht,  unsern 
Regierungen  in  vollster  Freiheit  und  Wahrhaftigkeit  jede  [Wertigkeit,  jede  Lücke 
in  der  Vorbereitung  oder  Ausführung  des  Werkes  zu  melden  und  beharrlich  nach 
Mitteln  zu  suchen,  um  Besseres  und  mehr  zu  leisten,  mögen  nun  diese  Mittel 
gefunden  werden  auf  neuen  Konferenzen  oder  in  unmittelbaren  Ver- 
handlungen oder  ganz  einfach  in  der  Politik  des  guten  Beispiels. 
Das  ist  die  Pflicht,  die  wir  noch  zu  erfüllen  haben. 

„Diese  Rede,*  so  berichtet  B.  v.  Suttner,  „rief  Bewegung  hervor."1) 

„Bildt  hat  wunderschön  gesprochen,"  meinte  am  Abend  bei  einer 
Soiree  beim  Minister  Beaufort  der  Kommissionspräsident  Beernaert  in  einem 
Gespräch  mit  B.  v.  Suttner,  „der  Stillstand  ist  begraben,  jedenfalls 
aber  sind  die  Blumen  gerettet/*8) 

II.  Noch  war,  wie  Bertha  v.  Suttner  berichtet,  der  Beifall  nicht 
verstummt,  als  sich  der  Chef  der  französischen  Delegation  das  Wort  erbat.8) 

Bourgeois  wünschte *  dass  die  Kommission  wenigstens  zum 
Prinzip  Farbe  bekenne  und  in  der  Form  einer  Resolution  die  Be- 
schränkung der  Militärlasten  als  wünschenswert  bezeichne. 

Die  Rede,  welcher  die  Versammlung  lebhaften  Beifall  zollte,4)  hat 
folgenden  Wortlaut:6) 

Ich  bin  sehr  glücklich,  dass  ich  die  beredten  Worte  des  Baron  v.  Bildt 
boren  durfte.  Sie  entsprechen  nicht  allein  meinem  persönlichen  Empfinden  und 
dem  Empfinden  meiner  Kollegen  in  der  französischen  Delegation,  sondern  sicherlich 
auch  dem  einmütigen  Gefühl  der  Konferenzmitglieder. 

Ich  schliesse  mich  daher  der  Aufforderung  an,  Welche  der  Vertreter  von, 
Schweden  und  Norwegen  an  uns  gerichtet  hat.  Ich  glaube  sogar,  dass,  um  den 
dort  ausgesprochenen  Gedanken  deutlicher  hervortreten  zu  lassen,  die  Kommission 
noch  ein  Weiteres  zu  tun  hat. 

Ich  habe  den  Wortlaut  der  Beschlösse  des  Prüfungsausschusses  aufmerksam 
gelesen.  Dieser  Text  zeigt  sehr  genau  und  bestimmt  die  Schwierigkeiten,  welche 
sich  gegenwärtig  einem  internationalen  Abkommen  zur  Einschränkung  der  Friedens- 
präsenzstärke entgegenstellen.  Die  Prüfung  dieser  Schwierigkeiten  war  ja  eben 
auch  die  Aufgabe  des  Ausschusses  und  niemand  denkt  daran,  die  Art  und  Weise 
zu  kritisieren,  wie  er  sich  dieser  seiner  Aufgabe  entledigt  hat. 

Aber  die  Kommission  hat  die  Pflicht,  das  in  Z.  1  des  russischen  Rund- 
schreibens gestellte  Problem  von  einem  allgemeineren  und  höheren  Standpunkt 
zu  betrachten.  Sie  darf  nicht  die  grundsätzliche  Frage  bei  Seite  lassen,  die  vor 
der  ganzen  Welt  durch  die  edelmütige  Initiative  Sr.  Majestät  des  Kaisers  von 
Russland  gestellt  worden  ist.  Und  so  erscheint  es  mir  notwendig,  dass  eine  ergänzende 
Resolution  angenommen  wird,  welche  das  Gefühl,  das  den  Vorredner  beseelte,, 
und  den  Wunsch  nach  der  Beendigung  des  unternommen  Werkes  in  uns  allen  er- 
stehen lassen  muss,  noch  deutlicher  zum  Ausdruck  bringt 

Diese  grundsätzliche  Frage  lässt  sich  sehr  einfach  formulieren:  Ist  die  Be- 
schränkung der  die  Welt  bedrückenden  Militärlasten  wünschenswert? 

Ich  habe  in  der  letzten  Sitzung  mit  grosser  Aufmerksamkeit  der  bemerkens- 
werten Rede  des  Obersten  Gross  v.  Schwarzhoff  zugehört.  Er  hat  mit  dem  grössten 
Nachdruck  die  technischen  Einwendungen  vertreten,  welche  nach  seiner  Meinung 
der  Kommission  die  Annahme  des  Antrags  Gilinsky  verbieten.  Jedenfalls  aber 
schien  er  nicht  die  allgemeinen  Ideen  bestreiten  zu  wollen,  in  deren  Namen  wir 
hier  versammelt  sind.  Er  hat  nur  gezeigt,  dass  Deutschland  die  Lasten  seiner 
militärischen  Organisation  leicht  erträgt,  und  dass  es  trotz  allem  eine  bemerkens- 
werte wirtschaftliche  Entwicklung  hat  durchmachen  können. 


l)  Tagebuchblätter  S.  247. 
*)  a.  a.  0.  S.  241  f. 

a.  0.  S.  247. 

45. 
8)  IL  44-45. 


8)  a- 
4)IL 
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Ich  gehöre  einem  Lande  an,  das  die  persönlichen  und  finanziellen  Ver- 
pflichtungen, welche  der  Dienst  der  nationalen  Verteidigung  seinen  Borgern  auf- 
erlegt, ebenso  leicht  trägt,  und  wir  hegen  die  Hoffnung,  im  nächsten  Jahr  (durch 
die  Weltausstellung  in  Paris)  der  Welt  zeigen  zu  können,  dass  dieselben  weder 
unsere  Produktion  verlangsamt  noch  das  Wachsen  des  Volkswohlstands  gehindert 
haben.  Aber  der  Oberst  Gross  v.  Schwarzhoff  wird  sicher  zugeben,  —  für  sein 
Land  wie  für  das  meinige  —  dass,  wenn  die  beträchtlichen,  für  militärische  Zwecke 
verwandten  Hilfsmittel  teilweise  in  den  Dienst  der  friedlichen  und  produktiven 
Tätigkeit  gestellt  würden,  dann  der  Wohlstand  jeder  Nation  ein  noch  schnelleres 
Entwicklungstempo  annehmen  müsste. 

Das  ist  die  Idee,  welche  jetzt  nicht  nur  unter  uns  ausgedrückt,  sondern  auch 
nach  Möglichkeit  vor  der  öffentlichen  Meinung  vertreten  werden  muss. 

Wenn  ich  deshalb  über  die  Ziffer  1  des  Antrags  Gilinsky  abzustimmen  hätte, 
so  würde  ich  nicht  zögern,  mit  ja  zu  stimmen. 

Übrigens  haben  wir  hier  vielleicht  nicht  das  Recht,  nur  zu  erwägen,  wie 
gerade  unser  Land  im  besonderen  die  Lasten  des  bewaffneten  Friedens  trägt. 
Unsere  Aufgabe  ist  höher:  die  Gesamtlage  der  Völker  ist  es,  die  wir  zu  prüfen 
berufen  sind. 

Mit  anderen  Worten:  Wir  haben  nicht  bloss  mit  Rücksicht  auf  unsere  be- 
sondere Lage  zu  stimmen.  Wenn  es  sich  um  eine  allgemeine  Idee  handelt,  die 
dem  Gemeinwohl  dienen  kann,  dann  müssen  wir  versuchen,  sie  freizumachen.  Unser 
Ziel  ist  nicht,  uns  in  Mehr-  und  Minderheiten  zu  teilen.  Es  gilt  nicht  zu  beleuchten, 
was  uns  trennen,  sondern  uns  an  das  zu  halten,  was  uns  einigen  kann. 

Wenn  wir  in  diesem  Geist  verhandeln,  so  werden  wir  hoffentlich  eine  Kom- 
promissformel finden,  welche  unter  Zurückstellung  der  allbekannten  Schwierigkeiten 
wenigstens  den  Gedanken  ausdrückt,  dass  die  Beschränkung  der  Rüstungen  eine 
Wohltat  für  die  Menschheit  sein  würde  und  welche  dann  den  Regierungen  einen  sitt- 
lichen Rückhalt  gibt,  der  notwendig  ist,  wenn  sie  diese  hohe  Aufgabe  weiter  verfolgen. 

Meine  Herren !  Das  Ziel  der  Kultur  scheint  uns  das  zu  sein,  dass  an  Stelle 
des  Existenzkampfes  der  Menschen  untereinander  immer  mehr  deren  Eintracht  im 
Kampf  gegen  die  grausame  Sklaverei  der  Materie  tritt.  Das  ist  derselbe  Gedanke, 
dessen  Bekräftigung  für  das  internationale  Leben  durch  die  Initiative  des  Zaren 
vorgeschlagen  worden  ist. 

Wenn  es  eine  schmerzliche  Notwendigkeit  ist,  im  Augenblick  noch  auf  eine 
positive  und  unmittelbare  Einigung  über  diesen  Vorschlag  zu  verzichten,  so 
müssen  wir  doch  der  öffentlichen  Meinung  zu  beweisen  suchen,  dass  wir  das 
uns  gestellte  Problem  wenigstens  aufrichtig  geprüft  haben.  Wir  werden  nicht 
umsonst  gearbeitet  haben,  wenn  wir  wenigstens  in  einer  allgemein  gehaltenen 
Fassung  das  Ziel  zeigen,  dem,  wie  ich  hoffe,  nach  unser  aller  Wunsch  sämtliche 
Kulturvölker  zusteuern  sollen. 

So  weit  die  Rede. 

Auf  den  Wunsch  des  Präsidenten  Beernaert,  dem  in  so  beredter 
Weise  angeregten  „Wunsch"  eine  schriftliche  Fassung  zu  geben,  stellte 
sodann  Bourgeois  folgenden  Antrag:1) 

„Die   Kommission   ist   der   Ansicht,   dass   die  Ein- 
schränkung der  Militärausgaben ,    welche  jetzt    auf  der 
Welt  lasten,  höchst  wünschenswert  ist  für  das  Wachstum 
des  materiellen  und  sittlichen  Wohles  der  Menschheit." 
Niemand  verlangte  das  Wort  zu  diesem  Antrag  und  der  Präsident 
Beemaert  erklärte  ihn  daher  für  angenommen.2) 

Später  bei  der  Verhandlung  über  den  Entwurf  des  Kommissions- 
berichts wurde  festgestellt,  dass  sowohl  die  Annahme  des  Ausschussberichts 
wie  der  „Resolution"  Bourgeois  einstimmig  erfolgt  sei.8)  Darauf  beruht 
denn  auch  die  Feststellung  in  der  Schlussakte.4) 

J)  IL  45. 

*)  a.  a.  0. 

s)  II.  52.     Vgl.  auch  die  Fassung  des  Berichts  I.  84. 

4)  I.  221. 
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Im  Plenum  wurde  nichts  mehr  geändert.1) 

Wie  Beernaert  in  einer  Unterredung  mit  B.  v.  Suttner  an  jenem  Tage 
meinte,  sollte  die  Resolution  Bourgeois  eine  Auferstehung  des  begrabenen 
russischen  Antrags  in  Aussicht  stellen;  der  Sarg  sei  nicht  zugenagelt  und 
die  Bretter  nur  lose  .  .  .2) 


Drittes  Kapitel. 
Das  Schicksal  des  Antrags  Scheine. 

§  136. 
Die  Beratung  der  Unterkommission. 

Was  war  aus  dem  Antrag  Scheine8)  geworden? 

I.  Am  26.  Juni,4)  sofort  nach  der  Kommissionssitzung,5)  trat  die 
Marine-Unterkommission  zusammen  —  es  war  deren  6.  Sitzung  — ,  um 
die  von  der  Kommission  gestellte  Prüfungsaufgabe  6)  betr.  die  Beschränkung 
des  Marinebudgets  zu  verhandeln.  In  der  Art  der  Verhandlung  bestand 
Freiheit. 

Auf  den  von  mehreren  Bevollmächtigten  unterstützten  Antrag  des 
französischen  Admirals  Pephau  wurde  hier  von  der  Bestellung  eines  be- 
sonderen Prüfungsausschusses  abgesehen,  und  sofort  in  eine  Erörterung 
der  russischen  Vorschläge  eingetreten.  Es  hiess,  nach  Bedürfnis  könne 
man  ja  im  Fortgang  der  Verhandlungen  vielleicht  einen  Ausschuss  bestellen.7) 

Als  Erster  meldete  sich  der  russische  Kapitän  zur  See,  Scheine, 
zum  Wort,  um  Erläuterungen  zum  russischen  Antrag  zu  geben  und  den 
Umfang  der  hiernach  zu  übernehmenden  Verpflichtungen  zu  bestimmen. 
Darnach  sollte  jeder  Staat  sein  Budget  in  den  ordentlichen  wie  ausser- 
ordentlichen Ausgaben  so  hoch  hinaufschrauben  können,  wie  er 
nur  wolle.  Sei  es  aber  einmal  festgelegt  und  mitgeteilt,  so 
dürfe  man  die  Gesamtziffer  innerhalb  drei  Jahren,  gerechnet 
vom  Tag,  wo  die  Verbindlichkeit  in  Kraft  trete,  nicht  mehr 
erhöhen. 

Die  Regierungen  brauchten  also  nicht  gerade  das  jetzige  Budget  zu 
Grunde  zu  legen,  vielmehr  dürfe  es  auch  ein  höheres  sein.  Russland  z.  B. 
würde  jedenfalls  um  10°/0  über  das  jetzige  Budget  hinaufgehen;  und  jeder 
Staat  könne  das  Maximum  irgend  einer  anderen  Macht  zu  erreichen  suchen. 


l)  Vgl.  darüber  unten  §  137  Ziffer  II. 
*)  B.  v.  Suttner,  Tagebuchblätter  S.  242. 
8)  Vgl.  denselben  oben  S.  591. 

4)  II.  98 ff.     Hierzu   ist  fortlaufend   der  offizielle  Bericht  zu  vergleichen,   welcher 
später  an  die  Kommission  erstattet  wurde  und  der  II.  46  f.  abgedruckt  ist. 

6)  Vgl.  oben  S.  600. 
e)  a.  a.  0. 

7)  ii.  98;  Bericht  II.  46. 
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Der  Präsident  van  Karnebeek  bemerkte,  dass  er  einen  ähnlichen 
Antrag  habe  stellen  wollen:  nämlich  dass  sich  die  Regierungen  die  beab- 
sichtigte Marineentwicklung  gegenseitig  anzeigen  und  dass  dann  die  so 
mitgeteilten  Ziffern  für  eine  bestimmte  Zeit  festgelegt  bleiben  sollten.1) 

Der  deutsche  Kapitän  zur  See  Siegel  erbat  sich  sich  zunächst  das 
Wort,  um  kurz  die  Lage  der  deutschen  Flotte  zu  kennzeichnen:  Dieselbe 
sei  bestimmt  und  klar  umgeschrieben  und  geregelt  im  Flottengesetz.  Der 
Antrag  Scheine  gehe  dahin,  die  Ausgaben  im  voraus  auf  3  Jahre  fest- 
zulegen. Aber  das  Budget  brauche  sich  nicht  gleich  zu  bleiben,  vielmehr 
dürfe  es  steigen,  wenn  dies  nur  im  voraus  ins  Auge  gefasst  sei.  Dieser 
Vorschlag  sei  im  Flottengesetz  bereits  verwirklicht  und  sogar  überholt. 
Denn  hier  seien  für  die  folgenden  Jahre  in  gleicher  Weise  bestimmt  und 
vorgesehen:  die  Zahl  der  Offiziere  und  Mannschaften  sowie  auch  die  er- 
forderlichen Hafenarbeiten. 

Was  aber  die  Ziffer  1  des  russischen  Antrags  betreffe,  so  gehe  das 
deutsche  Gesetz  noch  weiter  und  gebe  die  geplanten  Schiffsbauarten  selbst 
genau  an. 

Daraus  folge,  dass  bei  dem  Antrag  die  deutsche  Marine  nicht  be- 
teiligt erscheine;  denn  was  jener  anstrebe,  sei  in  Deutschland  schon  ver- 
wirklicht.8) 

Später  fügte  er  indes  noch  hinzu :  Deutschland  habe  sein  Flottengesetz ; 
aber  durch  dasselbe  wolle  es  nicht  für  ewig  gebunden  sein,  sondern  es 
müsse  für  sich  die  Freiheit  beanspruchen,  dasselbe  im  Rahmen  des  Be- 
dürfnisses zu  ändern.8)  Diesen  Standpunkt  vertrat  dann  auch  der  öster- 
reichische Korvettenkapitän  Graf  Soltyk.4) 

Die  Vertreter  von  England,  Frankreich,  den  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  und  Portugal  erklärten  sodann  übereinstimmend,  die  eigentliche 
Schwierigkeit  für  die  Durchführung  des  russischen  Antrags  liege  im  Parla- 
ment und  in  seiner  gesetzlichen  Zuständigkeit  auf  dem  Budgetgebiet:5) 
Es  gehe  nicht  an,  dass  sich  die  Regierungen  bezüglich  der  Budgeterhöhung 
binden,  wenn  der  Landtag  darüber  noch  zu  sprechen  habe.  Übrigens 
erneuere  sich  das  Parlament  in  manchmal  sehr  kurzer  Periode  und  das 
Budgetjahr  beginne  z.  B.  in  Spanien6)  mit  dem  1.  Juli,  in  anderen 
Ländern  zu  anderer  Zeit. 

Der  Präsident  van  Karnebeek  wollte  aber  später  die  parlamentarischen 
Bedenken  nicht  recht  gelten  lassen:  Es  handle  sich  nur  um  3  Jahre  und 
da  Hesse  sich  schon  mit  dem  Parlament  ein  Einvernehmen  herstellen» 
kraft  dessen  sich  das  Parlament  eine  Schmälerung  seiner  Einflusssphäre 
im  Sinne  des  russischen  Antrags  gefallen  lasse.  In  Holland  wenigstens 
würde  dem  kein  unübersteigliches  Hindernis  entgegenstehen.7) 


*)  a.  a.  0. 
*)  a.  a.  O. 
8)  II.  99. 
4)  a.  a.  0. 
*)  II.  98  f. 

6)  Nach  einer  Feststellung  des  spanischen  Bevollmächtigten  von  Baguer.   (IL  99. 

7)  IL  99. 
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Graf  von  Macedo  bemerkte,  in  Portugal  stünden  im  Marineetat  auch 
viele  Ausgaben  für  die  Kolonien.1) 

Der  amerikanische  Kapitän  Mahan  aber  sah  auch  darin  eine  Schwierig- 
keit, dass  man  eine  Summe  fest  angeben  solle,  nachdem  man  doch 
diejenige  der  andern  Regierungen  nicht  kenne.2) 

Scheine  glaubte  das  mit  der  Bemerkung  entkräften  zu  können,  dass 
jede  Regierung  ihr  jetziges  Budget  und  den  Tonnengehalt  ihrer  Flotte  um 
den  höchsten  Prozentsatz  steigern  könne,  den  einLand  nur  angenommen  habe.8) 

Drängte  aber  dadurch  der  russische  Antrag  nicht  gerade  umgekehrt 
zu  einer  augenblicklichen  Steigerung  des  Budgets? 

Diesen  Einwand  machten  insbesondere  die  Vertreter  von  Dänemark 
und  Holland.4) 

Der  Bericht5)   fasste  das  Verbandlungsergebnis  später  folgendermassen  zusammen: 

1.  Einige  Bevollmächtigte  liessen  im  Prinzip  die  Möglichkeit  zu,  die  russischen 
Vorschläge  anzunehmen,  erwarteten  aber  erst  noch  Instruktion. 

2.  Die  Mehrzahl  aber  wollte  sich  nicht  in  diesem  Sinne  aussprechen,  und  zwar 
vor  allem  im  Hinblick  auf  die  konstitutionellen  Schwierigkeiten,  im  voraus 
die  Abstimmung  über  das  Budget  zu  binden. 

Als  man  zu  keinem  Einvernehmen  gelangte,  fand  man  keinen  andern  Ausweg 
als  den,  die  Frage  offen  zu  lassen.*) 

van  Karnebeek  kam  daher  zu  folgendem  auch  von  Mahan  be- 
fürworteten Schluss:7)  Einer  Annahme  des  russischen  Antrags 
stehen  im  Augenblick  noch  Schwierigkeiten  entgegen;  aber 
auch  für  eine  vollständige  Ablehnung  könnte  die  Unter- 
kommission nicht  die  Verantwortung  übernehmen.  Die 
Frage  ist  so  wichtig,  aber  auch  so  verwickelt,  dass  man 
den  Regierungen  noch  Zeit  zur  genaueren  Prüfung  lassen  muss. 
Mein  Antrag  geht  somit  dahin,  die  Frage  noch  offen  zu  lassen, 
wie  das  auch  bezüglich  der  Schiffskauoneu  und  der  Infanteriegewehre 
geschehen  ist,  und  sie  den  Regierungen  zur  Prüfung  zu  empfehlen, 
die  dann  eventuell  auf  einer  späteren  Konferenz  einen  Beschluss 
herbeiführen  können. 

Die  Abladung  auf  eine  spätere  Konferenz  sagte  aber  dem  russischen 
Vertreter  in  keiner  Weise  zu.  Die  Vertagung  auf  eine  spätere  Sitzung 
der  Kommission  oder  auch  Unterkommission  hätte  er  hingenommen  und 
er  stellte  daher  jetzt  diesen  Vertagungsantrag.  Er  hielt  es  nämlich 
bei  einer  grossen  Anzahl  von  Bevollmächtigten  für  möglich,  dass  ihnen  noch 
während  der  Dauer  dieser  Konferenz  Instruktion  zuging. 

Damit  war  die  Debatte  geschlossen  und  es  wurde  über  die  beiden 
Anträge  abgestimmt.8) 


')  IL  99. 

')  a.  a.  0. 

3)  a.  a.  0. 

4)  a.  a.  0. 
6)  II.  47. 

6)  a.  a.  0. 

7)  II.  99,  47. 
*)  II.  99  f.  47. 
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Für  den  Antrag  ran  Karnebeek  stimmten:  Frankreich,  Japan, 
Holland,  Schweden  und  Norwegen  sowie  die  Türkei  =  5  Staaten. 

Gegen  den  Antrag  stimmten:  Dänemark,  England,  Portugal,  Russ- 
land, Siam  =  5  Staaten. 

Der  Stimme  enthielten  sich:  Deutschland,  Amerika,  Österreich- 
Ungarn,  Spanien  und  Italien  =  5  Staaten. 

Der  Antrag  hatte  nicht  die  Mehrheit,  war  also  abgelehnt. 

Für  den  Vertagungsantrag  Scheine  stimmten  jetzt:  Dänemark, 
Frankreich,  England,  Holland,  Portugal,  Russland  und  Siam  =  7  Staaten. 

Gegen  den  Antrag  stimmte  nur:  Amerika. 

Der  Stimme  enthielten  sich:  Deutschland,  Österreich-Ungarn, 
Spanien,  Italien,  Japan,  Schweden  und  Norwegen  sowie  die  Türkei  =  7  Staaten. 

Dieser  Antrag  erhielt  durch  die  vielen  Stimmenthaltungen  die  Mehrheit. 

Da  nun  gar  bloss  eine  Stimme  glatt  gegen  den  Antrag  abgegeben  worden 
war,  entschied  die  Unterkommission,  der  Antrag  solle  als  angenommen 
gelten.1) 

Diese  Beurteilung  des  Abstimmungsresultats  begegnete  Bedenken,  und 
das  kam,  wie  man  sehen  wird,  in  der  nächsten  Sitzung  bei  der  Prüfung 
des  Berichts  auch  noch  einmal  zum  Ausdruck. 

Zum  Schluss  bestellte  die  Unterkommission  einen  vierköpfigen  Be- 
richterstattungsausschuss2)  und  wählte  als  Mitglieder:  v.  Bille,  Graf  Soltyk, 
Scheine  und  Corragioni  d'Orelli.  Die  Aufgabe  dieses  Ausschusses  war, 
der  Kommission  einen  gedrängten  Bericht  über  die  Sitzung  und  Beschluss- 
fassung der  Unterkommission  zu  erstatten.8) 

IL  In  der  7.  (Schluss-)Sitzung  der  Marine-Unterkommission  am  Morgen 
des  30.  Juni4)  stellte  der  Präsident  in  Gemässheit  einer  Anfrage  von  Siegel 
und  Mahan  den  Beschluss  der  Unterkommission  vom  26.  Juni  dahin  fest,  dass 
die  Bevollmächtigten  die  russischen  Vorschläge  ihren  Regierungen  zur 
weiteren  Prüfung  zustellen  und  noch  vor  Konferenzschluss  Instruktion  zu 
erhalten  suchen  sollten. 

Auf  eine  Anfrage  von  Siegel  wurde  entschieden,  dass  die  Stimm- 
enthaltungen gegenüber  einem  Antrag  weder  als  Annahme  noch  als  Ab- 
lehnung angesehen  werden  dürfen. 

Das  bedeutete  eine  ausdrückliche  Billigung  des  letzten  Sitzungs- 
beschlusses,6) den  der  Bericht  getreulich  wiedergab  und  den  v.  Bille 
noch  einmal  zu  rechtfertigen  suchte: 

Man  habe  die  grossen  Schwierigkeiten  für  eine  sofortige  Annahme  des 
russischen  Antrags  eingesehen,  aber  denselben  doch  nicht  vollständig  und  für 
immer  ablehnen  wollen.  Man  habe  betont,  dass  die  Entscheidung  noch  beim 
Parlament  stehe;  auf  jeden  Fall  hätten  sich  aber  zunächst  die  Regierungen  damit 
zu  beschäftigen.  Da  aber  die  Unterkommission  die  Beziehungen  zwischen  Regie- 
rung und  Parlament  nicht  beurteilen  könne,  habe  man  sich  darauf  beschränkt, 
die  Frage  den  Regierungen  zu  unterbreiten. 

J)  IL  100.  47. 

a)  comite  de  redaction,  comite  des  rapporteurs  II.  47,  101. 

3)  a.  a.  O. 

4)  IL  101. 

6)  Vgl.  oben. 


§  137.    Die  Verhandlungen  der  Kommission  und  des  Plenums.  611 


Auch  der  Präsident  ging  noch  einmal  auf  den  im  Bericht  nieder- 
gelegten Beschluss  der  Unterkommission  ein :  Die  Entscheidung  stehe  jetzt 
beim  Plenum  der  Kommission.1)  Der  in  dieser  Sitzung  verlesene  und 
genehmigte  Bericht  schliesst  mit  der  Feststellung,  dass  in  der  Unter- 
kommission die  Meinung  vorwog:  wenn  auch  die  Annahme  der 
russischen  Vorschläge  nicht  erreicht  sei,  so  schliesse  das 
doch  die  Hoffnung  nicht  aus,  dass  es  gelingen  werde,  noch 
den  Weg  zum  Rüstungsstillstand  der  Marine  zu  finden.8) 

§  137. 
Die  Verhandlungen  der  Kommission  und  des  Plenums. 

I.  In  der  Kommissionssitzung  am  30.  Juni,  nachdem  die  Ver- 
handlungen über  den  Antrag  Gilinsky  mit  der  Resolution  Bourgeois  ihr 
Ende  erreicht  hatten,8)  musste  sich  die  Kommission  auch  über  den  Antrag 
Scheine  entscheiden. 

Zunächst  kam  der  Bericht  der  Unterkommission4)  zur  Verlesung. 

Der  Präsident  Beernaert  fand  den  Beschluss  der  Unterkommission 
nicht  sehr  glücklich.  Die  Konferenz  sei  fast  am  Ende  ihrer  Arbeit  und 
die  russischen  Vorschläge  seien  lange  bekannt.  Wenn  die  Bevollmächtigten 
bis  jetzt  noch  keine  bestimmten  Instruktionen  erhalten  konnten,  so  sei  es 
gewiss  nicht  wahrscheinlich,  dass  solche  noch  in  der  kurzen  Zeit  bis  zum 
Schluss  der  Konferenz  eintreffen  würden. 

Es  empfehle  sich  vielmehr,  den  Beschluss  über  den  Rüstungsstillstand 
im  Heer  einfach  auch  für  die  Flotte  zu  übernehmen.6) 

Der  dänische  Bevollmächtigte  v.  Bille  stimmte  dem  zu  und  gab 
folgende  Aufklärung:6) 

Der  Berichterstattungsausschuss  verhehle  sich  nicht,  dass  er  unfertige  Arbeit 
geliefert  habe,  indem  er  die  Kommission  vor  kein  klares  ja  oder  nein  stelle.  Tat- 
sächlich sei  in  der  Unterkommission  kein  durchschlagender  Grund  für  das  eine  oder 
andere  vorgebracht  worden.  Man  habe  sich  an  der  Schwierigkeit  dreijähriger 
Budgetfeststellung  auf  dem  Weg  völkerrechtlichen  Vertrags  gestossen.  Die  Wür- 
digung dieser  Schwierigkeit  sei  aber  hauptsächlich  Sache  der  Regierungen. 
Möglicherweise  würden  sich  diese  scheuen,  diesen  Weg  zu  betreten,  möglicherweise 
sei  es  anders.  Aus  diesem  Grund  habe  die  Unterkommission  die  Frage  offen 
gehalten.  Wenn  die  in  Frage  stehende  Schwierigkeit  beseitigt  sei,  was  nicht  un- 
möglich erscheine,  so  wäre  dann  eine  nähere  Prüfung  und  eindringlichere  Be- 
leuchtung des  Vorgehens  selbst  erforderlich,  durch  welches  die  russische  Regierung 
die  Verhältnismässigkeit  zwischen  den  Marineetats  herstellen  wolle,  woraus  dann 
die  von  aller  Welt  erhoffte  Einschränkung  der  Ausgaben  ganz  von  selbst  hervor- 
gehen müsse.  Indem  man  noch  warte,  habe  man,  und  sei  es  auch  nur  aus 
Höflichkeit  gegen  den  russischen  Vertreter,  die  Möglichkeit  nicht  ausschlössen 
wollen,  dass  einige  Regierungen  vor  Schluss  der  Konferenz  doch  noch  Instruktionen 
schicken  könnten.  Indes  halte  er  das  jetzt  nicht  mehr  für  wahrscheinlich  und 
trete  dem  Antrag  des  Präsidenten  bei. 

')  IL  101. 

*)  II.  47. 

8)  Vgl.  oben  S.  606. 

*)  II.  46. 

8)  II.  47. 

6)  II.  47  f. 
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Aber  der  Fregattenkapitän  Scheine  glaubte  bestimmt  zu  wissen, 
dass  einige  Bevollmächtigte  die  Herstellung  eines  Einvernehmens  auf  der 
jetzigen  Konferenz  noch  nicht  für  ausgeschlossen  erachteten.  Es  seien 
doch  nur  parlamentarische  und  Budget-,  keine  technischen  Hindernisse, 
welche   einer  endgültigen   und  sofortigen  Entscheidung  entgegenstünden.1) 

Als  dann  aber  der  Präsident  Beernaert  wiederholte,  dass  sich  Scheine 
wohl  in  falschen  Vorstellungen  wiege,  wenn  er  noch  auf  das  Eintreffen 
der  Instruktionen  während  der  Konferenz  rechne,  fügte  sich  der  letztere 
und  schloss  sich  dem  Antrag  des  Präsidenten  an: 

„Die  Kommission  spricht  den  Wunsch  aus,  dass 
sich  die  Regierungen  selbst  zu  einer  neuen  gründ- 
licheren Prüfung  der  Frage  entschliessen. 

Dieser  Antrag  wurde  ohne  Widerrede  angenommen,  und  auf  den 
Vorschlag  des  Präsidenten  wurde  schliesslich  van  Karnebeek  zum  Bericht- 
erstatter für  das  Plenum  der  Konferenz  bestimmt.2) 

Bei  der  Feststellung  des  Kommissionsberichts  in  der  Kommissions- 
sitzung am  17.  Juli  gab  schliesslich  noch  der  amerikanische  Kapitän  zur 
See  Mahan  namens  der  Vertretung  der  Vereinigten  Staaten  folgende 
Erklärung  im  Sinne  der  Monroe-Doctrin  ab:8) 

Die  Vertretung  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  ist  den  der  Konferenz 
vorgelegten  Beschlüssen  der  ersten  Kommssion  zu  Z.  1  des  russischen  Rundschreibens 
vom  30.  Dezember  1898,  wonach  insbesondere  ein  Rüstungsstillstand  auf  5  resp. 
3  Jahre  für  den  Augenblick  abgelehnt  und  erst  noch  eine  gründlichere  Prüfung 
der  verschiedenen  Staaten  gewünscht  wurde,  beigetreten.  Aber  wenn  sie  dieser 
einzig  praktischen  Lösung  beistimmte,  so  wünscht  doch  die  Delegation,  man  möge 
auch  von  ihrer  Erklärung  Kenntnis  nehmen,  dass  die  Vereinigten  Staaten 
keine  Meinung  bezüglich  der  von  den  europäischen  Staaten  zu 
ergreifenden  Massnahmen  aussprechen. 

Diese  Erklärung  wird  nicht  zu  dem  Zweck  abgegeben,  um  Gleichgiltigkeit 
bezüglich  eines  schwierigen  Problems  zu  bekunden,  das  die  Vereinigten  Staaten  nicht 
unmittelbar  berührt;  sondern  sie  drückt  die  Absicht  aus,  von  Meinungs- 
äusserungen über  Fragen,  welche  Europa  allein  angehen  (?)  und 
bei  welchen  sich  deshalb  die  Vereinigten  Staaten  unter  keinem 
Vorwand  beteiligen  wollen,  absehen  zu  wollen. 

Der  von  der  ersten  Kommission  angenommene  Antrag  Bourgeois  hat  auch 
die  aufrichtige  Zustimmung  der  amerikanischen  Delegation  gefunden  und  diese 
drückt  damit  das  herzliche  Interesse  und  die  Sympathie  aus,  mit  welcher  die 
Vereinigten  Staaten  bei  sorgfaltiger  Enthaltung  von  allem,  was  einer  Intervention 
ähnlich  sehen  könnte,  alle  Bestrebungen  begleiten,  die  auf  das  Gemeinwohl  von 
Europa  hinzielen. 

Die  Rüstungen  der  Vereinigten  Staaten  auf  dem  Militär-  und  Marinegebiet 
sind  heute  im  Verhältnis  zum  Gebietsumfang  wie  auch  der  Bevölkerungsziffer  und 
im  Vergleich  zu  den  Rüstungen  der  anderen  Nationen  so  wenig  bedeutend,  dass 
das  Gewicht  der  amerikanischen  Rüstungen  kein  Grund  für  weitere  Belastungen 
anderer  Staaten  werden  und  auch  nicht  den  Inhalt  einer  beiderseits  nützlichen  Ver- 
handlung bilden  kann. 

Die  Monroe-Doctrin  wurde  somit  für  die  Amerikaner  der  will- 
kommene Vorwand,  die  Abrüstungsfrage  den  europäischen  Staaten 
als  deren  eigene  innere  Angelegenheit  zu  überlassen. 


-)  IL  48.     Vgl   auch  den  Bericht  I.  84  f. 
";  II.  52  f. 
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II.  Das  Plenum  der  Konferenz  stimmte  dem  Beratungsergebnis 
—  auch  in  Sachen  des  Antrags  Gilinsky1)  —  ohne  Debatte  zu;  und  nun 
arbeitete  der  Ausschuss  zur  Abfassung  der  Schlussakte  die  jetzige  Fassung 
des  „Wunsches"2)  und  der  „Resolution"8)  aus.  Die  Schlussakte4)  enthält 
demnach  im  Anschluss  an  die  drei  Abkommen  und  die  drei  Erklärungen 
auch  noch: 

1.  Die  „Resolution": 

„La  Conference  estime  que  la  limitation  des  charges 
militaires  qnl  pfesent  actaellement  sur  le  monde  est  gran- 
dement  däsirable  pour  l'accroissement  du  bien-etre  matöriel 
et  moral  de  rhumanitä". 

2.  Den  „Wunsch"  (Nr.  4): 

„La  Conference  £met  le  voeu  que  les  Gouver- 
nements, tenant  compte  des  propositions  faites 
dans  la  Conference,  mettent  ä  T6tude  la  possi- 
bilite  d'une  entente  concernant  la  limitation  des 
forces  arm£es  de  terre  et  de  mer  et  des  budgets  de 
guerre." 


Zweiter  Teil. 
Die  Würdigung  der  Verhandlungen* 

§  138. 
Das  volkswirtschaftliehe  Problem. 

Dem  Rüstungsstillstand  stehen,  wie  Gross  v.  Schwarzhoff  ausführte, 
„technische  Hindernisse  im  weiteren  Sinn"  entgegen.6)  Man 
hat  deshalb  später  betont,  dass  solche  Fragen  nicht  bloss  vom  militärischen, 
sondern  von  einem  anderen  höheren  Standpunkt  behandelt  und  insbesondere 
nicht  durch  die  Militärs  allein  entschieden  werden  sollten.6)  Beernaert 
hat  sich  sogar  dahin  geäussert,  das  sei  so,  als  wenn  Schuster  beraten 
sollten,  wie  man  aufhören  könne,  Chaussuren  zu  tragen.7)  Neuestens  hat 
sich  auch  die  Mailänder  Friedenskonferenz  (1906)  noch  einmal  dahin  aus- 
gesprochen, dass  hier  kein  bloss  militärisches  Problem  vorliegt. 

In  der  Tat  ist  aus  der  anscheinend  so  einfachen  Frage  des  Rüstungs- 
stillstandes längst  eine  ganze  Anzahl  schwieriger  Probleme  erwachsen,  die 
alle  höchst  gründlich  und  nicht  bloss  von  Militärs  geprüft  zu  werden  ver- 
dienen. 


')  II.  82. 

*)  Vgl.  oben  S.  602,  612. 
8)  Vgl.  oben  S    606. 

4)  I.  221. 

5)  IL  137.    Vgl.  oben  S.  596. 

•)  So  B.  v.  Suttner,  Tagebuchblätter  S.  242. 
')  a.  a.  0. 
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Ich  beginne  mit  dem  wirtschaftlichen  Problem,  das  bei  allen  An- 
hängern des  Rüstungsstillstands,  und  so  auch  auf  der  Haager  Konferenz, 
im  Vordergrund  steht. 

I.  Die  Rechtfertigung  der  Militärausgaben  liegt  vor  allem  in  der 
Notwendigkeit  eines  guten  Heeres  für  den  Fall  eines  Kriegs. 

Sähen  wir  dauernd  und  überall  nur  Frieden,  so  wäre  die  Über- 
flüssigkeit stehender  Heere  leicht  erwiesen.  Nun  jagt  aber  tatsächlich 
immer  noch  ein  Krieg  den  andern! 

Auch  Den  Beer  Poortugael  erkannte  an,  dass  es  Fälle  gibt,  wo  man 
seine  Ehre  zu  wahren  und  seine  Unabhängigkeit  zu  verteidigen  habe.1) 

Muss  man  aber  auf  Kriege  gefasst  sein,  so  braucht  man  ausreichende 
und  geschulte  Heere,  sowie  die  entsprechenden  Kriegsmittel. 

Das  beste  ist  hier,  wo  sich  das  Schicksal  des  Vaterlandes  entscheidet, 
gerade  gut  genug. 

Das  Sparen  kann  höchst  gefährlich  werden  und  nach  einem  ver- 
lorenen Krieg  wird  sich  erst  die  wahre  Rechnung  finden. 

Nun  meinte  aber  Den  Beer  Poortugael,8)  dass  gerade  die  steigenden 
Heere  und  Militärbudgets  die  wahre  Kriegsursache  seien:3)  an  Vorwänden 
würde  es  da  nicht  fehlen. 

An  Vorwänden!  Darin  mögen  Den  Beer  Poortugael  und  die 
Friedensfreunde  recht  haben.  Die  Vorwände  sind  wie  Maulwurfslöcher; 
wird  ein  Loch  zugemacht,  so  tut  sich  alsbald  ein  anderes  auf.  Wichtiger 
ist,  ob  der  steigende  Militäretat  ein  wirklicher  Grund  zum  Kriege  ist.  Und 
das  wird  man  verneinen  müssen,  wenn  auch  kein  geringerer  als  Kant 
schon  das  Gegenteil  behauptet  hat.  Kant  hat  sogar  in  der  einfachen  Tat- 
sache stehender  Heere  schon  eine  Kriegsbedrohung  erblickt4)  und  meinte, 
mit  der  „Anhäufung  eines  Schatzes* '  würde  es  ebenso  gehen.  Denn  die 
Geldmacht  sei  das  zuverlässigste  Kriegswerkzeug  und  müsste  daher  als 
Kriegsbedrohung  angesehen  werden;  es  bestünde  glücklicherweise  nur 
eine  Schwierigkeit,  die  Grösse  des  Nationalvermögens  zu  erforschen.6) 

Darnach  wäre  eigentlich  nur  die  Friedensliebe  derjenigen  Staaten  ausser 
Zweifel  gestellt,  die  sich  einen  tüchtigen  Bankerott  zu  leisten  imstande  sind. 

II.  Gross  v.  Schwarzhoff6)  hatte  aber  auch  recht,  dass  die  zur  Be- 
gründung des  Rüstungsstillstands  vorgebrachten  Gründe  zum  Teil 
einander  widersprechen.      So   sollen  z.    B.    einerseits   die    unauf- 


1)  IL  29.  Vgl.  auch  die  Vorbehaltsklauseln  in  den  modernen  Scbiedsabkommeo 
in  meinem  Bd.  I  S.  190  ff.,  207  ff. 

2)  IL  30.    Vgl.  oben  S.  590. 

3)  Vgl.  auch  Bloch  bei  B.  v.  Suttner,  Tagebuchblätter  S.  161. 

*)  ,Zum  ewigen  Frieden"  1.  Absch  Ziffer  3.  Man  muss  allerdings  dabei  berück- 
sichtigen, dass  Kant  nur  an  den  miles  perpetuus,  also  die  Mietstruppen  oder  Söldner 
dachte. 

B)  a.  a.  0.  Später  im  1.  Zusatz  sah  er  sogar  in  dem  Nebeneinanderbestehen  von 
unabhängigen  benachbarten  Staaten  an  sich  schon  einen  „Zustand  des  Krieges  (wenn  nicht 
eine  förderative  Vereinigung  derselben  dem  Ausbruch  der  Feindseligkeiten  vorbeugt) ". 
Übrigens  hielt  Kant  einen  solchen  Zustand  immer  noch  für  besser  als  eine  Universal- 
monarchie mit  ihrem  „seelenlosen  Despotismus11  und  ihrer  schliesslichen  „Anarchie". 

8)  IL  36  f.    Vgl.  oben  S.  596. 
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hörlichen  Rüstungen  den  Krieg  herbeiführen,  und  andererseits  soll  gegebenen 
Falles  die  Erschöpfung  der  wirtschaftlichen  Mittel  einen  notwendig  ge- 
wordenen Krieg  unmöglich  machen.1) 

Es  handelte  sich  weiter  ganz  wie  beim  Waffenfortbildungsverbot  um 
die  Festlegung  des  gegenwärtigen  Machtverhältnisses,  obschon  doch  mit 
diesem  kein  Staat,  wenn  er  ganz  offen  sein  will,  zufrieden  ist. 

Dann  lässt  sich  aber  auch  ein  augenblickliches  Machtverhältnis  nicht 
einfach  durch  Beschluss  festlegen.  Doch  man  will  ja  auch  in  Wahrheit 
eine  Entwickelung,  aber  —  zur  Abrüstung. 

Auf  der  Haager  Konferenz  selbst  handelte  es  sich  freilich  noch  um  keine 
Abrüstung,  weder  eine  ganze  noch  teilweise.  Es  sollte  nur  für  kurze 
Zeit  (5  resp.  3  Jahre)  und  nur  versuchsweise  die  gegenwärtige  Präsenz- 
stärke und  das  jetzige  Militärbudget  nicht  erhöht  werden,  also  festgelegt 
bleiben,  aber,  um  dann  auf  einer  späteren  Konferenz  eine  längere  Frist 
zu  bestimmen,  und  dann  vielleicht  auch  zu  einer  Herabsetzung 
der  Präsenzziffer  zu  kommen.2) 

Wenn  die  russische  Regierung  insbesondere  auch  durch  ihren  ersten 
Bevollmächtigten  und  Konferenzpräsidenten  erklären  Hess,  dass  sie  der 
organischen  Fortentwicklung  vertraue  und  von  der  Hoffnung  getragen  sei,  es 
werde  sich  die  wohltuende  Tendenz  in  der  Herabminderung  der  Militär- 
lasten wohl  befestigen  und  ausreifen,8)  so  konnte  dieser  Hintergrund  die 
Sache  nicht  annehmbarer  machen. 

Der  Abrüstung  stehen  nämlich  noch  stärkere  Gründe  als  einem  blossen 
Rüstungsstillstand  entgegen.  Sie  ist  zwar  anscheinend  noch  billiger,  kann 
aber  recht  teuer  zu  stehen  kommen. 

Wenn  es  nämlich  im  Zeitalter  der  Abrüstung  nun  doch  zum  Krieg  kommt 
—  und  warum  sollte  es  nicht?  —  so  müsste  er  eben  mit  ungenügenden 
Mitteln  geführt  werden.    Man  sage  nicht:   das  trifft  beide  ja  ganz  gleich. 

Denn  es  lässt  sich  keine  Abrüstung  ersinnen,  die  nach  allen  Seiten 
gleichmässig  wirkt.  Und  schliesslich  wäre  man  auch  nun  wieder  bei  dem 
barbarischen  Volkskrieg  angelangt  und  würde  nach  einigen  handgreiflichen 
Proben  vermutlich  gern  wieder  zum  modernen  Kriegsrecht  und  Heer 
zurückkehren. 

Zum  Wenigsten  würden  Kriege,  die  mit  den  aus  dem  Boden  ge- 
stampften Truppen  geführt  werden,  wie  noch  der  amerikanische  Bürger- 
krieg gezeigt  hat,  blutiger  und  langwieriger  sein  als  Kriege  zwischen  ge- 
schulten Heeren. 

Eine  Abrüstung  von  Seiten  der  grossen  zivilisierten  Völker,  so  betont 
auch  die  Botschaft  des  Präsidenten  der  Vereinigten  Staaten,  Roosevelt, 
vom  6.  Dezember  1904,  würde  gleichbedeutend  sein  mit  einem  sofortigen 
Rückfall  in  die  Barbarei  in  der  einen  oder  anderen  Form.  Ein  grosses 
freies  Volk  ist  es  sich  selbst  und  der  Menschheit  schuldig,  vor  den  Mächten 
des  Bösen  nicht  zur  Hilfslosigkeit  herabzusinken. 

*)  Vgl.  z.  B.  oben  S.  589  in  Verb,  mit  S.  590. 

f)  So  Gilinsky  IL  30  ff.    Vgl.  oben  S.  593  f. 

8)  Vgl.  S.  589.    Vgl.  auch  B.  v.  Suttner,  Tagebuchblatter  S.  158  f. 
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Die  Festlegung  resp.  Herabsetzung  der  Präsenzstärke  und  Kriegs- 
mittel, wenn  sie  überhaupt  gleichmässig,  d.  h.  nach  einem  festen  aner- 
kannten Prinzip  erfolgen  könnte,  rechnet  aber  auch  nicht  mit  dem  Ernst 
des  Krieges,  der  über  Wohl  und  Wehe  des  Taterlandes  entscheidet 
und  deshalb  mit  den  äussersten  Anstrengungen  und  allen  verfügbaren 
Mitteln  geführt  werden  muss. 

Das  letzte  Ziel  der  Abrüstungsbewegung  geht  darauf,  die  kriegerischen 
Machtmittel  im  Verhältnis  so  herabzudrücken,  dass  der  Krieg  schliesslich 
nur  mehr  markiert  wird  und  dann  mit  Schwindsucht  endet.  Aber  das  ist 
Theorie,  graue  Theorie;  Vaterland  und  Vaterlandsliebe  sind  dabei  merk- 
würdig eingeschätzt. 

Gar  mancher  rühmt  sich  zwar  neuestens  seines  Kosmopolitismus. 
Aber  bis  dieser  die  Zaubermacht  des  Vaterlandes  gebrochen  hat,  wird  er 
einen  Krieg  führen  müssen,  der  den  von  ihm  bekämpften  Krieg  an  Dauer 
und  Heftigkeit  übertrifft.  Der  gesunde  Kosmopolitismus  geht  durch 
das  Vaterland,  aber  nicht  gegen  das  Vaterland. 

III.  Friede  und  Gerechtigkeit  schiessen  nicht  wie  Unkraut  aus  der 
Erde,  sondern  müssen  dem  spröden  Boden  der  Pflicht  mühsam 
abgerungen  werden,  sie  müssen  nach  innen  und  nach  aussen  er- 
zwungen werden.  Ein  Staat  ist  nur  etwas  durch  seine  wirkliche  Macht; 
ohne  diese  ist  er  ein  Spiel  der  Leidenschaften  und  die  Zielscheibe  der 
frechsten  Begehrlichkeit. 

Wer  den  Frieden  um  jeden  Preis  will,  ist  auf  dem  besten  Weg  ihn 

zu   verlieren.     Es  gilt  trotz  des  Widerspruchs  der  Friedensfreunde  immer 

noch  das  Wort :  si  vis  pacem,  para  bellum.    Wer  den  Krieg  nicht  fürchtet 

und  wohl  gerüstet  ist,  verleidet  es  anderen,  mit  ihm  mutwillig  anzubinden. 

Das  Risiko  wäre  zu  gross. 

Man  wird  dem  deutschen  Reichskanzler  Fürsten  v.  Bülow  zustimmen 
können,  wenn  derselbe  in  der  108.  Reichstagssitzung  am  9  Dezember  1904  meinte: 
„Eins  ist  sicher:  wenn  Deutschland  seit  einem  Menschenalter  der  Mittelpunkt  der 
Friedenstendenzen  und  ein  Bollwerk  des  Friedens  gewesen  ist,  so  konnte  es  dies 
nur  Dank  seiner  Starke.  Ein  schwaches  Deutschland  würde  sofort  kriegerische 
Begehrlichkeit,  kriegerische  Neigungen  gross  werden  lassen.  Ein  schwaches 
Deutschland  würde  nicht  nur  für  uns  eine  Gefahr  sein,  sondern  auch  für  den 
europäischen  und  den  Weltfrieden,  den  wir  alle  aufrecht  zu  erhalten  wünschen.61) 

Auf  einem  Bankett,  welches  der  Pariser  Gemeinderat  am  23.  Mai  1904 
dem  damaligen  Präsidenten  Loubet  gab,  bezeichnete  sich  der  letztere 
als  einen  überzeugten  Anhänger  und  beharrlichen  Werkmeister  der  Friedens- 
idee. Aber  dann  auf  die  Armee  übergehend,  meinte  auch  er:  es  ist  ein 
altes  und  wahres  Wort:  seien. wir  stark,  nicht  um  uns  auf  einen  Krieg 
vorzubereiten,  sondern  um  ihn  zu  vermeiden. 

Also  die  Rüstungen  sind  nicht  bloss  keine  Ursachen  zum  Krieg, 
sondern  umgekehrt  das  wirksamste  Vorbeugungsmittel  gegen  den  Krieg. 

Allerdings  fehlt  es  nie  an  berufsmässigen  Hetzern,  die  in  jeder  Heeres- 
oder Flottenverbesserung  immer  eine  verletzende  Absicht  gegen  irgend 
einen  Staat  vermuten. 


l)  Stenogr.  Berichte  1903—05  Bd.  V.  3448. 
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Aber  die  Politik  ist  Interessenwürdigung.  Die  Regierungen  wissen 
daher  auch  oder  müssen  es  wissen,  was  die  Bedürfnisse  eines  anderen 
Staates  erheischen,  wie  sie  ja  auch  für  sich  selbst  das  Recht  in  Anspruch 
nehmen,  ihre  eigenen  Interessen  durch  entsprechende  Massnahmen  zu 
schützen  und  zu  fördern.  Wer  selbst  nur  einen  Platz  an  der  Sonne  sucht, 
setzt  die  anderen  noch  nicht  dem  Erfrieren  aus. 

Diese  auf  die  Interessenwürdigung  sich  gründende  Politik  der  Ka- 
binette ist  glücklicherweise  starker  als  alle  Quertreibereien  politischer 
Heisssporne,  wenn  auch  nicht  geleugnet  werden  kann,  dass  sich  die  syste- 
matischen Verhetzungen  einmal  zu  einer  wirksamen  Gefahr  auswachsen 
können. 

Aber  deshalb  sind  nicht  die  Rüstungen,  sondern  die  Hetzer  eine 
Gefahr  für  den  Frieden. 

Interessant  sind  in  dieser  Beziehung  auch  einige  Autogramme,  welche 
besonders  englische  Bevollmächtigte  der  Haager  Friedenskonferenz  auf  Wunsch 
dem  „Friedensfreund"  Stead  ausstellten,  und  über  welche  B.  v.  Suttner 

berichtet.1) 

Der  englische  Admiral  Fish  er  schrieb:  „Je  stärker  die  britische  Marine, 
desto  sicherer  der  Weltfriede." 

Der  englische  General  Sir  John  Ardagh  meinte:  „Wenn  der  starke  Mann 
in  Waffen  sein  Haus  hütet,  so  sind  seine  Güter  in  Sicherheit." 

Der  bulgarische  Major  Hessaptschieff  schrieb:  „Ich  war  immer  und  bin 
noch  vom  lebhaftesten  Wunsche  durchdrungen,  die  militärischen  Lasten  abnehmen 
zu  sehen,  die  ja  ein  Hemmnis  für  jeden  vollständigen  Frieden  sind;  aber  als  ein 
liebender  Sohn  muss  ich  Dir  sagen,  o,  mein  Volk  —  indem  ich  die  bezaubernde 
Stadt  Haag  verlasse:  willst  du  den  Frieden  und  die  Sicherheit  Deiner  Rechte,  so 
bereite  dich  immer  zum  Kriege.  Das  ist  der  Sinn  und  die  hohe  Tragweite  der  so 
viel  gepriesenen  Kultur  am  Ende  des  19.  Jahrhunderts." 

Aus  dieser  Erwägung  hat  selbst  der  an  Utopien  reiche  Anthropos 
„Zivilisation  und  Weltfriede"  das  Abrüstungsverlangen  bekämpft,  indem 
er  meinte,  die  grossen  Heere  seien  eine  Friedensgarantie,  während  die 
kleinen  Volksmilizen  eher  zum  Kriege  reizen  und  die  letzteren  dann  blutiger 
und  langwieriger  würden. 

IV.  Es  wurde  weiter  gesagt,2)  auch  in  den  reichen  Militärstaaten  müsse 
man  sich  doch  fragen,  ob  ihre  grossen  Militärausgaben  zur 
nationalen  Verteidigung  nötig  seien  oder  nur  auf  den  internatio- 
nalen Wettbewerb  zurückgingen.  Eben  diesen  Wettbewerb  wollte 
man  durch  die  Dekretierung  eines  Rüstungsstillstands  aus- 
schalten. 

1.  Aber  das  ganze  Leben  um  uns  herum  beruht  auf  dem 
Wettbewerb. 

Es  heisst  die  Macht  des  Entwicklungsgedankens,  der  sich  niemand 
entziehen  kann,  arg  verkennen,  wenn  man  glaubt,  dass  man  irgendwo 
einen  Stillstand  beschliessen  und  den  Wettbewerb  mundtot  machen 
könne.3) 

Keine  Urkunde  wird  mehr  darüber  berichten,  dass  der  Befehl: 
Sonne,   stehe  still,   Erfolg  hatte.     Die  Konkurrenz  wirkt   wie  der  Geist: 


1)  Tagebuchblätter  S.  300  ff. 

2)  II.  38.    Vgl    oben  S.  599. 
8)  Vgl.  auch  oben  S.  564. 
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überall,    offen   und  im  Verborgenen,   aber  unermüdlich  und  mit  Erfolg. 
Ein  Verbot  würde  die  Konkurrenz  nur  kräftigen. 

Die  Unterscheidung  in  solches,  was  beim  Militär  notwendig  ist  und 
solches,  was  nur  auf  den  internationalen  Wettbewerb  zurückgeht,  ist  aber 
auch  undurchführbar,  lediglich  Theorie.  Denn  gerade  im  Hinblick  auf 
andere  Staaten,  also  nur  wegen  der  Konkurrenz,  kann  eine  Änderung  für 
die  nationale  Verteidigung  nötig  werden.  Vermag  man  aber  die  Kon- 
kurrenz nicht  wegzudekretieren,  so  muss  man  eben  mit  ihr  voran.  So 
ist's  überall  im  Leben. 

2.  Man  sagt  auch :  Der  Zweck  wird  nicht  erreicht,  denn  der  Nachbar 
folgt  sofort  nach;  die  Friedenspräsenzstärke  wächst  und  das  Verhältnis 
bleibt  dasselbe.1) 

Das  trifft  indes  nicht  ohne  weiteres  und  schlechthin  zu.  Gerade  auf  dem 
Gebiet  der  Friedenspräsenzstärke  spricht  die  Bevölkerungsziffer  ein  mass- 
gebendes Wort.  Es  kann  sich  hier  ein  Staat  leicht  zu  einem  Rüstungs- 
stillstand verpflichten,  dessen  Einwohnerzahl  nicht  recht  mehr  steigen 
will,  während  umgekehrt  ein  zweiter  Staat  in  weiteren  Einstellungen  den 
für  ihn  auf  anderen  Gebieten  notwendig  gewordenen  Ausgleich  sucht. 
Die  Präsenzziffer  allein  entscheidet  nicht.  Diese  Frage  wächst  sich  in 
jedem  Land  in  eine  Menge  anderer  Fragen  hinein,  und  muss  im  Zu- 
sammenhang mit  diesen  gewürdigt  werden.  Der  Anatom  kann  freilich 
einen  einzigen  Nerv  biossiegen  und  als  ein  Ding  für  sich  behandeln; 
aber  der  arbeitet  auch  an  —  Leichen.     Im  Leben  ist's  anders! 

V.  Der  bewaffnete  Friede,  so  hiess  es,  ist  besonders  für  die  kleineren 
Staaten  verderbenbringend;2)  bei  den  ärmsten  und  meistverschul- 
deten tritt  der  Ruin  zuerst  hervor.8) 

Nichtsdestoweniger  wollte  man  aber  bezüglich  des  Marinestillstands4) 
ganz  wie  in  der  Waffenfrage6)  gerade  für  die  zurückgebliebenen  Staaten 
den  Weg  zur  Rüstung  und  Waffenverbesserung  frei  halten. 

Der  Antrag  Scheine  erlaubte  vorerst  noch  die  höchste  Steigerung, 
die  ein  Land  überhaupt  nur  angenommen  hat.6) 

Aber  es  war  klar  und  wurde  auch  mit  Recht  betont,  dass  man 
damit  die  Kleinstaaten,  welche  man  bereits  vor  dem  Staatsbankerott  sah, 
zur  Budgetsteigerung  ja  direkt  eingeladen  hätte. 

Man  sagte  weiter;  auch  die  reichste  Nation  kann  das  Wachsen  des 
Militäretats  nicht  auf  die  Dauer  ertragen.7)  Mit  dem  Wachsen  des  Militär- 
budgets nähern  sich  alle  Staaten  dem  Abgrund,  in  welchem  sie  schliesslich 
verschwinden.8) 


l)  So  Gilinsky  II.  33  ff.  Vgl.  oben  S.  592  f.  In  der  Waffenfrage  hatte  man  dasselbe 
behauptet.    Vgl.  oben  S.  563. 

*)  So  insbesondere  der  bulgarische  Bevollmächtigte  Dr.  Stancioff  II.  39.  Vgl 
oben  S   597 8 

*)  So  Den  Beer  Poortugael  II  29  f.    Vgl.  oben  S.  589. 

*)  Vgl.  oben  S.  607  f. 

6)  Vgl.  oben  S.  565  f. 

•j  Vgl  oben  S.  607  und  609. 

7)  So  z.  B   Den  Beer  Portugael,  II.  30.  Vgl.  oben.  S.  589. 

8)  II.  29.  Vgl.  oben  S.  589. 
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Dann  müssten  aber  die  grössten  Militärmächte  schon  am  ärgsten  zu- 
gerichtet und  am  meisten  ruiniert  sein. 

Euer  setzte  denn  auch  Gross  v.  Schwarzhoff  vor  allem  ein,  indem 
er  erklärte:  Kein  einziger  von  uns  wird  zugeben,  dass  seine  Regierung* 
auf  dem  besten  Weg  zum  Untergang  des  Vaterlandes  sei.  Deutschland 
vor  allem  befindet  sich  nicht  am  Rand  des  Abgrundes  und  im  Zustand 
der  Erschöpfung ;  sondern  sein  öffentlicher  und  privater  Wohlstand  wächst 
und  der  Standard  of  life  hebt  sich  hier  von  Jahr  zu  Jahr.1) 

Auch  Bourgeois  konnte  feststellen,  dass  Frankreich  die  persönlichen 
und  finanziellen  Verpflichtungen  der  nationalen  Verteidigung  leicht  trägt.2) 

Den  Beer  Poortugael  erwiderte  zwar,  er  habe  nicht  den  gegen- 
wärtigen Stand  der  Dinge,  sondern  die  Zukunft  im  Auge.8) 

Aber  bis  jetzt  wurden  alle  Propheten  seit  Montesquieu,  der  schon 
aus  den  stehenden  Heeren  den  finanziellen  Ruin  der  Völker  geweissagt 
hatte,  desavouiert.  Es  hiess  immer:  wir  halten  das  nicht  aus  und  gehen 
zu  Grund;4)  und  dabei  nahm  der  öffentliche  Wohlstand  zu. 

Es  hiess :  Die  Rüstung  ist  schliesslich  so  schwer  geworden,  dass  der 
Gerüstete  unter  der  Last  zusammenbrechen  muss.6)  Und  dabei  wurde 
derselbe  immer  kräftiger  und  leistungsfähiger. 

Das  steht  freilich  ebenfalls  fest:  Der  Volkswohlstand  wird  nicht  durch, 
das  Militär  selbst  und  unmittelbar  gefördert,  wenn  auch  eine  ganze  Anzahl 
Menschen  vom  Militär  lebt  und  gedeiht. 

Der  Volkswohlstand  speist  sich  aus  anderen  Quellen,  und  der  bewaff- 
neten Macht  obliegt  nur  der  Schutz  dieser  Quellen.  Die  Hauptsache  ist 
aber,  dass  der  Wohlstand  da  ist  und  trotz  des  sog.  Militarismus  fort- 
während wachsen  kann,  auch  in  denjenigen  Ländern,  die  am  meisten  für 
Militärzwecke  verbrauchen. 

Oberst  Gilinsky  gab  dann  zwar  auch  zu,  dass  manche  Länder 
trotz  ihrer  steigenden  Militärlasten  vorwärts  kommen;  aber  die  letzteren 
seien  doch  kein  Förderungsmittel  der  öffentlichen  Wohlfahrt,  wenn  auch 
einige  Fabrikanten  dabei  reich  würden.6) 

Ebenso  gab  Bourgeois  zu  bedenken,  dass  sich  durch  die  Einstellung 
der  Militärausgaben  für  die  friedliche  und  produktive  Tätigkeit  der  Volks- 
wohlstand doch  noch  schneller  entwickeln  würde.7) 

Aber  kein  Mensch  wird  in  Abrede  stellen  wollen,  dass  eine  für 
Rüstungszwecke  gemachte  Ausgabe  eine  andere  und  vielleicht  auch  menschen- 
freundlichere Verwendung  finden  könnte.8) 


!)  II.  36  f.  Vgl.  oben  S.  596. 

*)  II.  44  f.  Vgl.  oben  S.  606. 

8)  II.  39.  Vgl.  oben  S.  599. 

4)  So  schon  1879  Bühler  im  deutschen  Reichstag.  (Stenogr.  I.  365).  Ich  habe  in 
meinen  „völkerrechtlichen  Schiedsgerichten*  1890  S.  37  gesagt:  „So  lange  man  in  dieser 
Richtung  keine  Verantwortung  hat  und  weiss,  dass  andere  für  eine  starke  Armee  sorgen,, 
ist  es  allerdings  leicht,  sich  durch  die  Forderung  einer  Abrüstung  bei  der  nicht  zahlungs- 
freudigen Menge  einzuschmeicheln.* 

»)  So  Bloch  bei  B.  v.  Suttner,  Tagebuchbl&tter  S.  98. 

•)  II.  38.  Vgl.  oben  S.  598. 

7)  IL  44  f.  Vgl.  oben  S.  606. 

8)  So  auch  Gross  v.  Schwarzhoff  II.  38.  Vgl   oben  S.  598. 
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Niemand  leugnet  auch,  dass  die  Militärausgaben  enorm  und  eine 
♦drückende  Last  für  das  Volk  sind.1) 

Wenn  aber  van  Karnebeek  ohne  jede  Unterscheidung  weiter  gemeint 
hat,  die  Summen  des  Militäretats  würden  überhaupt  nützlicher  zu  einem 
anderen  Zweck  verwandt  werden,8)  so  kann  das  in  dieser  Allgemeinheit 
schon  nicht  als  richtig  angesehen  werden. 

Die  Verteidiger  des  Rüstungsstillstands  sehen  vor  allem  in  Deutsch- 
land ihren  Gegner. 

Der  Reichskanzler  Fürst  v.Bülow  stellte  aber  im  Anschluss  an  einen 
Aufsatz  des  französischen  Generals  Pelet-Narbonne  in  der  Reichstagssitzung 
vom  5.  Dezember  1904  fest,  dass  von  den  Gesamtausgaben  des  Staates  für 
militärische  Zwecke  Frankreich  35%,  Russland  25%,  Italien  22%  und 
Deutschland  nur  20%  verwendet.  Der  Reichskanzler  meinte  mit  Recht: 
Ein  Volk,  das  jährlich  3  Milliarden  für  geistige  Getränke  ausgebe,  müsse 
auch  1  Milliarde  200  Millionen  als  Versicherungsprämie  für  seine 
Sicherheit  aufbringen.8) 

Versicherungsprämie,  das  ist  das  richtige  Wort. 

Der  Reichskanzler  traf  den  springenden  Punkt  —  die  Militäraus- 
gaben  sind  in  der  Tat  die  Versicherungsprämie  f&r  die  Sicherheit 
des  Volkes.4) 

Und  zwar  handelt  es  sich  dabei  um  die  Sicherheit  nach  innen  wie 
nach  aussen. 

Man  würde  die  Gelder,  die  der  Versicherungsagent  erhebt,  auch  lieber 
für  etwas  anderes  verwenden;  aber  gar  mancher,  der  hier  sparte,  sah 
-dann  später  sein  Vermögen  verzweiflungsvoll  in  Rauch  und  Flammen  aufgehen. 

Zu  einer  klugen  Wirtschaft  gehört  vor  allem  auch  eine  vernünftige 
Versicherung.  Nicht  so  sehr  das  Militär  als  ein  unglücklicher  Krieg  wird 
ein  Volk  zu  Grunde  richten. 

Die  Versicherungssumme  bestimmt  sich  vor  allem  nach  der  feuer- 
gefährlichen Lage  des  Platzes  sowie  der  Feuergefährlichkeit  des  Inventars. 

Hier  sind  die  Versicherungssätze  durchaus  verschieden.  Auch  bei 
den  Staaten  sehen  wir  nach  ihrer  geographischen  Lage  und  geschichtlichen 
Vergangenheit  eine  grössere  oder  geringere  internationale  Feuergefahrlich- 
keit,  die  also  auch  normaler  Weise  in  der  Versicherungsprämie  zum  Aus- 
<lruck  kommen  muss. 


*)  Bühler  hob  bei  der  Begründung  seines  Abrüstungsantrags  im  Reichstag  1879 
hervor,  dass  das  auch  Moltke  wiederholt  anerkannt  habe.    (Stenogr.  I.  265.) 

*)  II.  38.  Vgl.  oben  S.  598. 

8)  Stenogr.  V.  3378.  Über  die  neuesten  Militäretats  vgl.  Fried,  Hdb.  der  Friedens- 
bewegung S.  49  ff.     »Nauticus*    (Jahrbuch   für  Deutschlands  Seeinteressen)   1906  S.  504. 

*)  Diese  Auffassung  hat  auch  in  der  bayerischen  Kammer  der  Abgeordneten  der 
Kriegsminister  Frhr.  v.  Asch  vertreten.  Dabei  erklärte  derselbe:  wenn  wir  nun  einmal 
eine  Armee  brauchen,  so  müssen  wir  danach  trachten,  dass  sie  auch  die  allerbeste  ist, 
•damit  die  Frage,  ob  Jena  oder  Sedan,  überhaupt  nicht  aufgeworfen  werden  kann. 
(394.  Plenarsitzung  7.  November  1903  Stenogr.  Bd.  11.  600.)  Diesen  Gesichtspunkt  der 
Versicherungsprämie  habe  ich  übrigens  auch  in  meinen  „völkerrechtlichen  Schieds- 
gerichten" 1890  S.  37  betont.  Nebenbei  sei  erwähnt,  dass  das  Militär  aber  auch  bei 
natürlichen  Notständen,  bei  Brand,  Überschwemmung  u.  s.  w.  immer  prompt  einsetzt  und 
«in  willkommeuer  Retter  ist. 
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Insbesondere  wird  aber  auch  die  Versicherungssumme  eine  grosse  sein, 
wenn  es  sich  um  die  Sicherung  eines  grossen  Volkswohlstands,  eines 
grossen  Nationalreichtums  handelt,  der  in  einem  unglücklichen  Krieg  ver- 
loren gehen  kann. 

Die  Versicherungssumme  steigt  freilich  nicht  ins  Unendliche,  sondern 
muss  auf  einem  realen  Wertverhältnis  beruhen. 

Aber  das  kann  nicht  für  alle  Fälle  gleichmässig  sein  und  erst  recht 
nicht  in  einem  internationalen  Vertrag  geregelt  werden. 

Wohl  aber  ist  jedem  Parlament  Gelegenheit  gegeben,  zu  prüfen,  ob 
sich  der  eigene  Militär-  und  Marineetat  auf  gesunden  Verhältnissen  auf- 
baut oder  zur  Überversicherung  wird.  Ein  vernünftiges  Sparsystem  ist 
unentbehrlich,  und  ich  sehe,  dass  von  dem  Recht  der  parlamentarischen 
Kritik  ja  auch  im  reichsten  Umfang  Gebrauch  gemacht  wird.  Das  ist  das 
Recht  und  die  Pflicht  der  Volksvertreter. 

Damit  ist  dann  die  Sache  aber  auch  erledigt. 

Ich  entnehme  übrigens  den  neuesten  Ausführungen  der  englischen  Re- 
gierung im  Mai  1906,  dass  sich  England  bereits  ins  Stadium  der  Über- 
versicherung hat  hineinreissen  lassen  und  dass  nun  wenigstens  mit  einer 
kleinen  Einschränkung  der  Ausgaben,  mit  unbedeutenden  Abstrichen,  di& 
Sanierung  eingeleitet  resp.  auch  fortgesetzt  werden  soll. 

Nach  demNauticus  (Jahrbuch  für  Deutschlands  Seeinteressen) *)  hat  z.  B. 
in  den  Jahren  1896  —  1900  für  Schiffsbau  einschliesslich  Armierung  durchschnittlich 
pro  Jahr  gebraucht: 

England  215,5  Millionen  Mark 

Frankreich  99,7 

Japan  88,6 

Vereinigte  Staaten    66,1 

Russland  63,8         „  „ 

Deutschland  50,6         „  „ 

Italien  26,2         „ 

Das  gesamte  Marinebudget  betrug  für  diese  Zeit  durchschnittlich  pro  Jahr  für : 

England  524,1  Millionen  Mark 

Frankreich  232,4 

Vereinigte  Staaten  197,7 

Russland  157,1 

Japan  125,2 

Deutschland  122,2 

Italien  87,5 

England  hat  in  der  Tat  einen  riesigen  Marineetat.  Aber  in  anderen 
Staaten  liegen  andere  Verhältnisse  vor  und  besteht  für  diese  daher  schon 
aus  diesem  Grund  noch  kein  Anlass  zur  Nachfolge  oder  gar  zu  einem 
internationalen  Abkommen  betr.  Beschränkung  der  Militärausgaben.2) 


l)  Zweiter  Jahrgang  1900  S.  452;  für  die  neueste  Zeit  „Nauticus"  1906  S.  498  ff.: 
„die  Marinebudgets  der  grösseren  Seemächte  für  die  Jahre  1905  u.  1906"  sowie  S.  504  ff: 
die  „Zusammenstellung  der  Ausgaben  der  Grossmächte  für  die  Landesverteidigung  in 
den  letzten  10  Jahren'. 

*)  So  erklärte  der  französische  Marineminister  bei  einem  Bankett  in  Philippeville 
im  Mai  1906:  „Ich  las  in  der  Zeitung,  dass  im  Senat  eine  Anfrage  an  mich  gerichtet 
werden  soll,  die  den  Zweck  habe,  uns  eine  Mässigung  in  den  Rüstungen  zu  empfehlen. 
Dass  England,  welches  sich  in  einer  besonderen  Stellung  befindet,  seinen  Rüstungen 
Einhalt  tut,  ist  möglich;  wir  für  unseren  Teil  bürden  eine  grosse  Unklugheit  begehen, 
wenn  wir  dies  gleichfalls  täten. 
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Weiter  hat  aber  auch  nicht  jeder  Staat  eine  elsass-lothringische,  oder 
-eine  orientalische  oder  eine  ostasiatische  oder  eine  ähnliche  Frage. 

Der  friedliebende  Möringhac  hat  gewiss  recht  mit  der  Behauptung, 
dass  auch  derartige  Fragen  Abrüstungsgeständnisse  unmöglich   machen.1) 

Schliesslich  geben  vor  allem  aber  auch  die  geschichtlichen  Erinne- 
rungen gerade  diesem  oder  jenem  Volk  eine  ganz  besonders  ernste  Lehre. 

Bei  der  Erörterung  des  Abrüstungsproblems  im  englischen  Oberhaus 
am  25.  Mai  1906  würdigte  der  Unterstaatssekretär  des  Auswärtigen  Amtes 
Lord  Fitzmaurice  die  Tatsache,  dass  die  grossen  Rüstungen  in  Deutschland, 
die  fast  ein  Jahrhundert  hindurch  bestünden,  ihren  Ursprung  in  einer 
Generation  hätten,  die  Berlin  noch  von  fremden  Heeren  besetzt  gesehen 
habe.  Den  Engländern  sei,  und  zwar  nicht  durch  eigenes  Verdienst,  solche 
Heimsuchung  erspart  geblieben  und  es  sei  nicht  ihre  Sache,  über  andere 
zu  Gericht  zu  sitzen. 

Ich  will  dem  nur  hinzufügen,  dass  Deutschland  aus  der  Zeit  seiner 
Ohnmacht,  wo  es  ein  Spielball  fremder  Gewalthaber  war,  eben  gelernt  hat. 

Die  nationale  Verteidigung  ist,  wie  auch  Gross  v.  Schwarzhoff  mit 
Recht  betonte, 2)  dem  Charakter  und  der  Geschichte  eines  Volkes  angepasst 
und  steht  in  engster  Beziehung  nicht  bloss  zu  dessen  wirtschaftlichen 
Mitteln,  sondern  auch  zu  seiner  geographischen  Lage  sowie  seinen  be- 
sonderen Bedürfnissen  und   seiner  ganz   speziellen   militärischen  Aufgabe. 

Wer  ewig  neutralisiert  ist  oder  gar  auf  isoliertem  Eiland  ein  flotten- 
beschütztes Dasein  führt,  wer  keine  Nachbarn  hat,  welche  durch  geschicht- 
liche Erinnerungen  gegen  ihn  voreingenommen  sind,  braucht  weniger  ein 
starkes  Heer,  als  ein  anderer  Staat,  bei  dem  diese  günstigen  Bedingungen 
fehlen.     Diese  Anschauung  liegt  auch  dem  Beschluss  oben  S.  602  zu  Grund. 

Die  Rüstungsfrage  ist  demnach  eine  Angelegenheit,  die  für  jeden 
Staat  ihre  ganz  besondere  Bedeutung  hat.  Da  kann  von  einer  internationalen 
Bindung  nach  einem  einheitlichen  Prinzip,  wenn  ein  solches  überhaupt 
ausgeklügelt  werden  könnte,  in  keiner  Weise  die  Rede  sein. 

VI.  Bourgeois  betonte  nun  aber  gerade  umgekehrt  den  inter- 
nationalenCharakter  unserer  Frage.  Der  französische  Bevollmächtigte 
knüpfte  an  die  Tatsache  an,  dass  Frankreich  und  Deutschland  seine 
Militärlast  leicht  ertragen  könne  und  meinte  dann:  Aber  unsere  Aufgabe 
ist  höher:  Die  Gesamtlage  der  Völker  ist  es,  die  wir  zu  prüfen 
haben;  wir  dürfen  nicht  bloss  mit  Rücksicht  auf  unsere  besondere  Lage 
stimmen;  wir  müssen  eine  allgemeine  Idee  frei  machen.8) 

Auch  van  Karnebeek  erklärte:  Die  Frage  dürfe  nicht  bloss  unter 
dem  Gesichtswinkel  der  Länder  betrachtet  werden,  deren  augenscheinlicher 
Wohlstand  unter  den  Rüstungen  noch  nicht  gelitten  habe.4) 

Dieser  Auffassung  von  Bourgeois-Karnebeek  wurde  schon  lebhaft  zu- 
gestimmt.5)   Ich  kann  sie  aber  nicht  für  richtig  halten. 

1)  „La  Conference  internationale  de  la  Paix",  p.  313. 

2)  11.37.  Vgl.  oben  S.  596.   Ähnlich  der  griech.  Bevollmächtigte  II.4of.  oben  S.  602. 
8)  II.  44  f.  Vgl.  oben  S.  606. 

4)  IL  38.  Vgl.  oben  S.  599. 

5)  Vgl.  z.  B.  Fried,  „Weder  Sedan  noch  Jena*,  1904  S.  40. 


§  138.    Das  volkswirtschaftliche  Problem.  623 


Ich  habe  bereits  in  Bd.  I.  S.  19  f.  das  Recht  der  Kleinstaaten  aner- 
kannt, internationale  Fragen  mit  dem  Massstab  ihrer  Interessen  zu  messen, 
und  darnach  einem  geplanten  Abkommen  auch  entgegenzutreten. 

Nicht  anders  steht  es  mit  den  Gross-  und  Militärmächten. 

Wer  in  der  Gewitterecke  sitzt,  gibt  gern  für  den  Blitzableiter  etwas 
mehr  aus.  Wer  kann  und  wird  das  hier  verbieten  wollen,  weil  man  wo 
anders  blitzsicher  ist? 

Die  Bedürfhisse  der  einzelnen  Staaten  sind  auf  dem  Militärgebiet 
sehr  verschieden  und  werden  sich  in  verschiedener  Stärke  und  Aufdring- 
lichkeit anmelden.  Es  geht  nicht  an,  dass  man  über  solch  natürliche 
Verschiedenheiten  geflissentlich  hinwegsieht  und  alle  durch  ein  internationales 
Abkommen  über  denselben  Leisten  spannt. 

Als  am  6.  Juni  1905  im  englischen  Unterhaus  die  Einschränkung  der 
Flottenrüstungen  angeregt  wurde,  antwortete  der  damalige  Ministerpräsident 
Balfour:  die  Stellung  Englands  in  der  Frage  der  Flottenrüstungen  sei 
von  der  der  anderen  Mächte  verschieden.  Die  Flottenrüstungen  Englands 
seien  der  wesentliche  und  unbedingt  notwendige  Teil  der  Landesverteidigung ; 
andere  Länder,  wo  die  Flotte  nicht  diese  Bedeutung  habe,  könnten  eher 
darüber  Verhandlungen  beginnen.  (!!) 

Schliesslich  hat  aber  jeder  Staat  an  dieser  oder  jener  Stelle  der 
Abrüstungsfrage  seinen  wirklichen  oder  auch  nur  vermeintlichen  wunden 
Punkt. 

Wenn  das  demokratische  Ministerium  (Campbell-Bannerman)  bald 
darauf  (22.  Dezember  1905  und  Mai  1906)  eine  andere  Sprache  führte1) 
und  für  die  Abrüstung  schwärmte,  so  ist  das  auf  den  parteipolitischen 
Ton  gestimmt,2)  aber  wohl  auch  durch  die  realpolitische  Erwägung 
begründet,  dass  Englands  Flotte  stärker  ist  als  jede  feindliche  Kombination 
und  dass  somit  eine  Verewigung  dieses  Verhältnisses  im  wirklichen  Interesse 
Englands  liegt. 

Die  im  englischen  Unterhaus  am  9.  Mai  1906  einstimmig  angenom- 
mene Resolution  Vivian,  durch  welche  die  englische  Regierung  aufgefordert 
wurde,  behufs  Verringerung  der  Ausgaben  für  Heer  und  Flotte  die  Auf- 
nahme eines  auf  Einschränkung  der  Kriegsrüstungen  gerichteten  Antrags 
in  das  Programm  der  II.  Haager  Konferenz  zu  betreiben,  war,  wie  die 
dabei  gehaltenen  Reden  zeigen,  lediglich  durch  englische  Interessen  begründet. 

Hat  doch  bei  dieser  Gelegenheit  Sir  Edward  Grey  zur  Unterstützung 
des  Antrags  Vivian  ganz  offen  erklärt,  zu  keiner  Zeit  sei  die  relative  Über- 
legenheit der  englischen  Flotte  stärker  gewesen  als  gerade  jetzt. 

Wenn  weiter,  wie  Vivian  damals  ausführte,  England  auch  auf  die 
Unterstützung  von  Japan  und  Frankreich  rechnen  kann,  so  fällt  dieser 
Grund   nicht  bloss   für  andere  Mächte  weg,    sondern  muss   insbesondere 


*)  Auch  Fried  spricht  von  einer  „anderen  Tonart"  (Die  Friedenswarte,  Juni  1906 
Nr.  6  S.  104). 

*)  Der  Kriegsminister  Haidane  erklärte  im  Unterhaus  am  12.  Juli  1906,  die  De- 
mokratie verlange  Erleichterung  der  drückenden  Heereslasten  und  die  Regierung  habe 
geglaubt,  in  dieser  Bewegung  die  Führung  übernehmen  zu  sollen. 
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Deutschland  erst  recht  zur  Vorsicht  mahnen,  besonders  wenn  die  Presse 
Recht  hat,  dass  sich  noch  vor  kurzem  das  Ministerium  Balfour  bereit  erklärte, 
einen  Krieg  Frankreichs  gegen  Deutschland  mit  einer  Streitmacht  zu 
unterstützen. 

Und  wenn  schliesslich  England  im  Etat  pro  1906  trotz  der  seit  1904 
betätigten  Herabsetzung  des  Kriegsetats  pro  Kopf  immer  noch  28,85  Mk., 
Deutschland  aber  trotz  der  steigenden  Tendenz  des  Etats  16,31  Mk.  für 
Wehrkosten  festlegte,1)  so  mag  für  ersteres  ja  wohl  vor  allen  eine  Ein- 
schränkung am  Platze  sein.  Aber  das  ist  dann  eine  rein  englische  Ange- 
legenheit. 

VII.  Nach  dem  Gesagten  beurteilt  sich  auch  der  Wert  der  Reso- 
lution Bourgeois. 

Durch  die  Resolution  Bourgeois  wollte  man,  nachdem  der  Lösung 
des  Stillstandsproblems  zu  grosse  Schwierigkeiten  entgegenstanden,  wenigstens 
mit  einer  grundsätzlichen  Kundgebung  vor  die  Völker  treten,  die  eine 
Würdigung  des  Problems  von  einem  allgemeinen  und  höheren  Standpunkt 
aus  bedeuten  sollte,  und  den  Regierungen  bei  der  weiteren  Verfolgung 
der  Aufgabe  einen  starken  Rückhalt  zu  geben  bestimmt  war.2)  Es  sollte 
wenigstens  in  einer  allgemein  gehaltenen  Fassung  das  Ziel  gezeigt  werden, 
dem  alle  Kulturvölker  zusteuern  müssten.8) 

Und  wie  lautet  das  Ziel?  Die  Resolution  besagt,  dass  die  Ein- 
schränkung der  Militärlasten  für  das  Wachstum  des  materiellen  und  mo- 
ralischen Wohles  der  Menschheit  höchst  wünschenswert  sei. 

Aber  dass  es  wünschenswert  wäre,  an  der  Zahlung  der  Ver- 
sicherungssummen vorbeizukommen,  glaubt  jeder  ohne  weiteres.  Wichtiger 
ist,  ob  es  volkswirtschaftlich  angeht,  wegen  der  Versicherungsprämie  von 
der  Versicherung  abzusehen  oder  sich  mit  einer  ungenügenden  Versicherung 
zufrieden  zu  geben. 

Die  Resolution  mutet  mich  genau  so  an,  als  ob  man  fragen  würde: 
Wäre  die  Herabsetzung  aller  Versicherungsprämien  an  sich  nicht  sehr 
wünschenswert?  Ich  bin  der  erste,  der  „ja"  sagt.  Die  ganze  Welt  würde  sich 
freuen,  wenn  man  an  den  Versicherungsbeträgen  aller  Art  vorbeikommen 
könnte,  vor  allem  natürlich  an  den  Millionen  und  Milliarden  des  Militäretats. 
Aber  dass  etwas  an  sich  wünschenswert  sein  kann,  macht  es  noch  nicht 
berechtigt  und  durchführbar. 

Hätte  man  gefragt,  ob  durch  die  Einschränkung  der  Militärausgaben 
nicht  auch  sehr  gewichtige  materielle  und  moralische  Interessen  verletzt 
werden  können  —  nun  darüber  hätte  sich  vielleicht  manches  sagen  lassen, 
was  bedeutungsvoller  gewesen  wäre. 

Zur  Prüfung  dieser  Frage  ladet  uns  jeder  neue  Krieg  ein,  wo 
die  Sünden  der  Militärverwaltung  ihren  gestrengen  und  unerbitt- 
lichen Richter  finden. 


1)  Vgl.  die  Zusammenstellung  im  „Nauticus*  1906  S.  504. 

2)  So  Bourgeois  II.  44.     Vgl.  oben  S.  606. 

3)  a.  a.  O. 
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§   139. 

Das  militärische  Problem. 

Nach  den  russischen  Anträgen  sollte  nur  die  Gesamtziffer  festgelegt 
werden,  aber  innerhalb  derselben  freies  militärisches  Organisations- 
recht bestehen.1) 

Ich  glaube  indes,  dass  das  Organisationsrecht  wohl  alsbald  an  mehr 
als  einer  Stelle  die  scharfen  Spitzen  seiner  angeblichen  Freiheit  hätte 
spüren  können. 

Man  wird  aber  auch  insbesondere  folgende  Einzelheiten  zu  würdigen 
haben. 

I.  Es  sollte  ein  Rüstungsstillstand  nur  für  die  Truppen  des 
Mutterlandes,  nicht  auch  für  die  Kolonialarmee  vereinbart 
werden. 

Die  Kolonien,  so  führte  Gilinsky  aus,2)  sind  immer  in  Gefahr,  und 
deshalb  muss  hier  eine  Erhöhung  der  Präsenzstärke  immer  möglich  sein. 

Daher  fasste  man  den  Begriff  der  Kolonie  auch  im  weiteren 
Sinne,  also  nicht  bloss  im  Sinn  der  überseeischen  Provinz ;  vielmehr  sollte 
jede  bedeutende  Entfernung  und  jede  schwierige  Verbindung  mit  dem 
Mutterland  schon  eine  Ausnahmestellung  begründen.8) 

Es  gibt  aber  Staaten,  die  in  der  Hauptsache  überhaupt  nur  eine 
Kolonialarmee  haben.    Man  denke  nur  an  England. 

Staaten  ohne  nennenswerte  Kolonien  wären  festgelegt  worden,  während 
die  anderen  im  Hinblick  auf  ihre  Kolonien  nach  Belieben  die  Effectiv- 
bestände  hätten  steigern  dürfen,  um  sie  dann  eventuell  auch  gegen 
die  Kontinentalmächte  ins  Feld  zu  führen. 

Es  gibt  sodann  aber  auch  Kolonien,  die  sehr  nahe  sind.  Deutschland 
hat  das  1870  erfahren.  Mit  der  Kolonialklausel  hätte  man  den  Punkt 
gefunden,  an  dem  das  ganze  Abkommen  gesprengt  werden  könnte.4) 

Wäre  es  nicht  ein  Unrecht,  dass  ein  Land  seine  Präsenzziffer  festlegt, 
aber  eine  benachbarte  fremde  Kolonialarmee  nach  Belieben  vermehrt 
werden  kann?  Japan  konnte  doch  z.  B.  unmöglich  eine  Beschränkung 
seiner  Truppenmacht  zugestehen,  wenn  die  russischen  Truppen  in  Ostasien 
ausserhalb  des  Abkommens  blieben.6) 

Gilinsky  wäre  wohl  bereit  gewesen,  für  überseeische  Länder  mit 
kleiner  oder  in  der  Bildung  begriffener  Armee  ausnahmsweise  die  Ent- 
wicklung freizugeben.  Aber  hier  ist  dann  weiterhin  auch  der  prinzipielle 
Boden  verlassen  und  eine  feste  Grenze  unmöglich. 

Lässt  man  aber  einmal  eine  Ausnahmestellung  für  die  Kolonialtruppen 
zu  —  und  die  von  Gilinsky  vorgebrachten  Gründe  sind  gewiss  beachtens- 
wert — ,  so  ist  damit  die  Umgehung  eines  Stillstandsabkommens  bereits 
eingeleitet. 

1)  Das  hob  Gilinsky  eigens  hervor  (II.  32.    Vgl.  oben  S.  593). 

2)  II.  35.    Vgl.  oben  S.  594. 
8)  a.  au  0. 

4)  Das  hat  auch  Gross  v.  Schwarzhoff  betncn-tt  O.  37.    Vgl.  oben  S.  596. 
•)  a.  a.  0.  w 
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IL  Auch  durch  die  höchst  verschiedenen  militärischen  Organisations- 
systeme entstehen  Schwierigkeiten.  Dass  der  russische  Antrag  alles  so 
zu  sagen  in  einen  Topf  warf,  und  gar  nicht  unterschied,  war  sein  Haupt- 
fehler und  machte  ihn  schon  deshalb  unmöglich.  Das  hat  insbesondere 
v.  Bildt  überzeugend  ausgeführt.1)  Heere,  die  noch  in  der  Umbildung  be- 
griffen sind,  können  nicht  mit  dem  Massstab  einer  fertigen  Heeresverfassung 
gemessen  werden ;  und  Heere,  die  lediglich  der  Abwehr  auf  eigenem  Boden 
dienen,  verlangen  eine  andere  Beurteilung  als  solche,  die  sich  auch  durch 
Angriff  verteidigen  müssen. 

v.  Bildt  hatte  recht:  wenn  z.  B.  eine  Heeresorganisation  in  der 
Hauptsache  noch  auf  zwei  Jahrhunderte  zurückreicht,  so  kann  man  sich 
auf  diese  auch  keine  5  Jahre  mehr  festlegen  lassen. 

Verschiedenheiten  werden  hier  aber  immer  bestehen. 
Weil  die  militärischen  Organisationssysteme  so  grundverschieden  sind, 
eignet  sich  die  Stillstandsfrage  nicht  für  eine  internationale  Regelung. 

HI.  Die  Präsenzstärke  allein  entscheidet  nicht.8)  Auch 
Gilinsky  musste  zugeben,  dass  schon  ein  schlechtes  Eisenbahnnetz  die 
Landesverteidigung  erschwert  und  somit  eine  Ausgleichung  notwendig 
macht.8) 

Es  war  ein  Fehler,  dass  man  meinte,  das  Stärkeverhältnis  käme 
einzig  und  allein  in  der  Präsenzziffer  zum  Ausdruck.  Ein  Staat  kann  seine 
Kriegsmacht  auch  innerhalb  einer  bestimmten  Präsenzziffer  steigern  und 
da  bleibt  einem  dadurch  bedrohten  Staat,  der  nicht  mit  denselben  Mass- 
nahmen antworten  kann,  unter  Umständen  gar  nichts  anders  übrig,  als 
durch  Erhöhung  des  Effektivbestandes  einen  Ausgleich  zu  suchen.4) 

Es  ist  hier  wie  beim  Waffenverbesserungsverbot:5)  so  lange  nicht 
gleichmässig  alle  Machlkoeffizienten  beherrscht  und  festgelegt  sind  —  und 
das  ist  eben  unmöglich  —  wird  sich  immer  ein  Ausweg  finden  lassen. 

Dass  aber  die  Staaten  freiwillig  eine  Tyrannei  über  sich  aufrichten 
sollten  und  wollten,  an  der  sie  zu  Grunde  gehen  können,  ist  wenig  wahr- 
scheinlich. 

IV.  Die  möglichst  strenge  Verwirklichung  der  allgemeinen  Wehr- 
pflicht kann  in  einem  Staat  zum  guten  Teil  auch  ein  Kulturproblem 
sein,  während  sie  in  einem  andern  Staat  mehr  als  Last  erscheint.  Dem 
deutschen  Volk  ist  der  Weg  zu  seiner  heutigen  Macht-  und  Kulturstellung 
durch  das  Heer  freigemacht  worden. 

Wie  der  Staatssekretär  Graf  Posadowsky  am  15.  Dezember  1905 
im  Reichstag  ausgeführt  hat,  ist  die  Wahrhaftigkeit,  zu  der  die  Völker 
durch  den  Gegensatz  der  Nationalitäten  gezwungen  sind,  aber  auch  ein 
vorzügliches  Mittel  gegen  Erschlaffung  der  Nationen. 


*)  II.  42  ff.    Vgl.  oben  S.  604  f.    Vgl.  auch  Delyanni  und  den  Beschluss  oben  S.  602. 
.    a)  Vgl.  darüber  Gross  v.  Schwarzhoff  oben  S.  B96. 
8)  II.  38.     Vgl.  oben  S.  598. 

*)  Dagegen  hat  sich  denn  auch  Gross  v.  Schwarzhoff  gewandt  II.  38.    Vgl.  oben 
S.  598. 

5)  Vgl.  darüber  oben  S.  572  ff.,  576. 
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Der  Militärdienst  kann  weiterhin  geradezu  zur  S  c  h  u  1  e  werden.  Es  gibt 
Staaten  (z.  B.  England),  welche  für  Schulzwecke  wenig  leisten  und  hier 
Private  und  Verbände  vorzuspannen  wissen.  Dazu  gehört  aber  Deutsch- 
land nicht. 

Wenn  Deutschland  neben  ungeheuren  bundesstaatlichen  Schuletats 
einen  respektablen  Reichsmilitäretat  hat,  aber  immer  noch  nicht  wie  Eng- 
land,1) so  ist  dabei  zu  berücksichtigen,  dass  in  Deutschland  der  Hilltar- 
dienst eben  auch  eine  Schule  ist 

Der  Militärdienst  in  Deutschland  ist  längst  ein  Bestandteil  der  allgemeinen 
Erziehung  und  Volksbildung,  nämlich  der  Abschluss  der  Volksschule  ge- 
worden. 

Über  die  verhältnismässig  wenigen  Soldatenmisshandlungen  wird  die 
Öffentlichkeit  durch  Presse  und  Parlament  mit  peinlichster  Gewissenhaftigkeit 
auf  dem  laufenden  gehalten,  während  das  regelmässig  gute  Verhältnis 
zwischen  Vorgesetzten  und  Untergebenen  unerörtert  bleibt  und  bleiben  kann. 

Das  Heer  bat  in  Deutschland  eine  grosse  volkserziehende  Bedeutung: 
Patriotismus  und  Zucht,  Gewandtheit  und  Ordnungssinn,  Sauberkeit  und 
Pünktlichkeit,  Gemeinsinn  und  Entsagung,  Offenheit  und  Geradheit,  kurz 
körperliche  und  geistige  Gesundheit  werden  hier  in  anerkennenswerter 
Weise  gepflegt ;  die  damit  zufällig  verbundenen  körperlichen  und  sittlichen 
Gefährdungen  sind  demgegenüber  bedeutungslos.  Das  Heer  ist  durch  die 
Fortbildung  der  Schulkenntnisse  und  die  Anleitung  zu  den  bürgerlichen 
Tugenden  der  herrlichste  Abschluss  der  Schule,  und  die  Früchte  kommen 
im  ganzen  Umfang  dem  Gemeinwesen  zu  gute,  zu  welchem  der  Soldat 
zurückkehrt.2) 

Für  Deutschland  ist  also  die  Militärfrage  eine  Kulturfrage. 

Wenn  Fried  unter  Verherrlichung  des  neuesten  englischen  Ab- 
rüstungsenthusiasmus8) es  als  „  geradezu  lächerlich"  bezeichnet,  wenn  man 
das  Heer  als  eine  „ ausgezeichnete  Volksschule"  preise,  so  gehört  das  mit 


*)  England  mit  seinen  41  Millionen  Einwohnern  hat  seit  1901  einen  Militär-  und 
Marineetat  von  über  1200,  Deutschland  mit  60  Millionen  Einwohnern  seit  1905  einen 
solchen  von  Ober  900  Millionen  Mark. 

*)  Das  habe  ich  schon  an  anderer  Stelle  (Völkerrechtliche  Schiedsgerichte  1890 
S.  37)  ausgeführt.  Auch  in  den  «Times*  erschien  im  September  1903  eine  Serie  von 
Artikeln  über  die  „Industrial  Conditions  in  Germany*  (von  Shadwell),  deren  16.  über 
deutsches  Erziehungswesen  handelt,  wo  die  deutsche  Armee  ebenfalls  als  ein  wahrhaft 
pädagogischer  Faktor  im  Leben  des  deutschen  Arbeiters  charakterisiert  und  ihr  er- 
zieherischer Wert  für  das  Individuum  und  ihr  industrieller  Wert  für  die  Nation  rückhaltlos 
anerkannt  wird.  Hier  heisst  es:  „Vielleicht  die  auffallendste  Wirkung  der  Armee  ist  der 
Nutzen  für  die  körperliche  Konstitution,  der  sich  aus  dem  Exerzieren,  den  Übungen  und 
dem  regelmässigen  Leben  ergibt.  Die  Armee  verwandelt  einen  schwächlichen  bleich- 
süchtigen Burschen  in  einen  festen,  aufrechten  jungen  Mann  mit  gesunden  Lungen  und 
wohlentwickelten  Gliedern.  Sie  lehrt  ihn  Reinlichkeit.  Disziplin,  Ordnung,  Sinn  für 
Autorität,  Selbstachtung  und  Achtung  für  andere.  Ihre  Wirkung  in  der  Fabrik  ist  überall 
sichtbar.  Man  übertreibt  kaum,  wenn  man  sagt,  dass  der  Militärdienst  mehr  als  irgend 
ein  anderer  erzieherischer  Einfluss  das  industrielle  Deutschland  macht.  Unternehmer 
und  Arbeiter  sind  zusammen  durch  ihn  gegangen ;  sie  haben  in  derselben  Schule  gelernt 
und  sie  verstehen  beide  gleich,  dass  Ordnung  für  jede  organisierte  Kraft,  sie  sei  nun 
industriell  oder  militärisch,  wesentlich  ist." 

8)  „Der  englische  Vorschlag  und  Deutschland*  in  der  „Friedenswarte"  1906  Nr.  6 
S.  102.  Wie  schliesslich  aber  selbst  Fried  über  die  Abrüstungsidee  denkt,  führt  er  S.  106 
aus,  und  in  dieser  Hinsicht  verweise  ich  unten  auf  S.  634-637. 

40* 
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zu  den  Leistungen,  welche  der  Friedensbewegung  in  Deutschland  den  Zugang 
sehr  erschweren  werden. 

Die  Frage  des  Rüstungsstillstandes  und  weiterhin  der  Abrüstung» 
die  bereits  im  Hintergrund  steht,  ist  also,  wie  denn  auch  schliesslich  der 
Haager  Prüfungsausschuss  einstimmig  gegen  die  Russen  entschieden  hat,1) 
eine  Frage,  die  nicht  für  sich  allein  gewürdigt  werden  kann,  und  die 
in  den  verschiedenen  Staaten  insbesondere  auch  kulturell 
ganz  verschieden  wirken  muss. 

§  140. 
Das  staatsrechtliche  Problem. 

Bei  der  Frage  des  Rüstungsstillstandes  handelte  es  sich  um  den 
ordentlichen  Truppenetat.  Als  man  über  die  Frage  des  Rüstungsstill- 
standes verhandelte,  war  aber  das  Waffenänderungsverbot  bereits  gefallen 
und  damit  der  ausserordentliche  Etat  freigegeben.  Da  war  und  ist  aber 
nicht  einzusehen,  warum  es  mit  dem  Ordinarium  anders  gehalten  werden 
sollte. 

Staal  wehrte  zwar  ausdrücklich  von  dem  Problem  des  Rüstungs- 
stillstands den  Vorwurf  der  Utopie  ab,2)  aber  die  Beratung  ergab  doch 
die  volle  Undurchführbarkeit  und  zwar  nicht  bloss  in  militärischer,  sondern 
auch  in  staatsrechtlicher  Hinsicht. 

Auch  hier  war  ein  eigentümlicher  Widerspruch  zu  beobachten. 

Einmal  —  das  tadelte  schon  v.  Schwarzhoff  an  dem  Vorschlag8)  — 
sollte  es  sich  nur  um  eine  Forderung  handeln,  die  in  einigen  Ländern, 
vor  allem  in  Deutschland,  in  welchem  man  doch  vor  allem  den  Gegner 
sah,  schon  verwirklicht  sei  und  die  daher  keine  technischen  Schwierigkeiten 
machen  würde,  das  andere  Mal  aber  sprach  man  wieder  von  einer 
schwer  zu   lösenden  Aufgabe,   welche  die  höchste  Anstrengung  erfordere. 

Deutschland  war  aber  nur  zum  Septennat  und  Quinquennat  gekommen,, 
um  nicht  jedes  Jahr  zwischen  Bundesrat  und  Reichstag  über  die  Präsenz- 
stärke verhandeln  zu  müssen.4) 

Das  deutsche  Quinquennat  hatte  weiter  auch  keine  unverändert 
liehe  Präsenzziffer  aufgestellt,  sondern  im  Gegenteil  eine  stete  Erhöhung 
im  festen  Rahmen  bis  zum  Jahre  1903  vorgesehen,6)  wollte  also  dem 
Fortschritt  eine  planmässige  Stetigkeit  geben. 


l)  Vgl.  oben  S.  601  f. 

sj  IL  28  f.    Vgl.  oben  S.  589. 

8)  II.  37.    Vgl.  oben  S.  596  f. 

*)  So  auch  Gross  v.  Schwarzhoff  IL  37.    Vgl.  oben  S.  596. 

5)  Gross  v.  Schwarzhoff  IL  37.  Vgl.  oben  S.  597.  Die  Friedensfreunde  sagten: 
„Nun,  so  nehme  man  das  Jahr  1903  zum  Ausgangspunkt  oder  ändere  das  deutsche  Gesetz 
ab.  Der  deutsche  Reichstag  wird  keine  Schwierigkeiten  machen.*  Vgl.  Reuter  bei 
B.  v.  Suttner,  Tagebuchblätter  S.  267.  Aber  in  Deutschland  empfindet  man  gerade 
die  progressive  Mehrung  für  weniger  empfindlich  und  viel  praktischer.  Und  wenn  man 
selbst  die  staatsrechtliche  Möglichkeit  einer  Änderung  anerkennt,  so  bleiben  doch  an- 
gesichts des  Umstandes  ,  dass  von  allen  Staaten  entsprechende  Änderungen,  zum  Teil 
sogar  Verfassungsänderungen  erwartet  werden  müssten,  wenigstens  immer  noch  grosser 
staatsrechtliche  Schwierigkeiten. 
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Dasselbe  gilt  für  das  neueste  Quinquennat  nach  Massgabe  des  Militär- 
gesetzes betr.  die  Friedenspräsenzstärke  v.  1.  April  1905—31.  März  1910.1) 
Die  militärische  Festlegung  der  Präsenzziffer  in  Deutschland  hatte  und  hat 
also  seine  besonderen  staatsrechtlichen  Gründe  und  bedeutete  das  Gegenteil 
vom  Rüstungsstillstand. 

Der  deutsche  Vertreter  ging  nun  davon  aus,2)  dass  das  im  (alten) 
Quinquennat  festgelegte  Progressionsprinzip  auch  nach  der  Annahme  des 
Antrags  Scheine  in  Kraft  bleiben  werde.  Denn  es  stellte  das  damalige 
Reichsbudget  dar.  Aber  auch  die  anderen  Staaten  hätten  noch  vor  Tores- 
schluss  die  Präsenzziffer  beliebig  steigern  dürfen8)  und  so  den  ganzen 
Zweck  des  Rüstungsstillstandes  illusorisch  machen  können. 

Weiter:  Wie  kann  man  eine  zweckentsprechende  Progression  dieser 
Art  festlegen,  wenn  man  die  Etats  der  anderen  Staaten  noch  nicht  kennt?4) 

Auch  decken  sich  die  Etatsperioden,  welche  in  den  einzelnen  Staaten 
verschieden  sind,  nicht  mit  der  völkerrechtlichen  Stillstandsperiode,  was  zu 
Unzuträglichkeiten  hätte  führen  müssen.6) 

Bei  dem  russischen  Antrag  war  bewusst  oder  unbewusst  die  An- 
schauung massgebend,  dass  die  Etats  eine  gleichmässige  Verfassung  haben. 
Aber  das  Etatsrecht  der  verschiedenen  Staaten  ist  grundverschieden. 

Der  portugiesische  Bevollmächtigte  wies  schon  beispielsweise  darauf 
hin,  dass  in  Portugal  der  Marineetat  auch  die  Ausgaben  für  die  Kolonien 
enthält. 

Es  würde  bei  derartigen  Ungleichheiten  im  Aufbau  des  Etats  gewiss 
leicht  gewesen  sein,  den  Etat  so  zu  verschleiern,  dass  die  Heeres-  und 
Flottensteigerung  hätte  unvermerkt  ihren  Fortgang  nehmen  können. 

Tor  allem  aber  bestand  eine  parlamentarische  Schwierigkeit. 

Die  Regierungen  können   sich   auf  dem  Budgetgebiet  nicht  binden,  wenn 
der  Landtag  darüber  noch  mitzusprechen  hat. 


*)  Übrigens  wurden  nach  dem  Ausmusterungsergebnis  von  1902  in  Deutschland 
mehr  als  60ü,o  zurückgestellt  resp.  ausgemustert.  Die  ersteren  kommen  allerdings  für 
die  späteren  Aushebungen  wieder  in  Betracht  Von  den  übrig  bleibenden  40°/ o  wurden 
etwa  */5  dem  Landsturm  ersten  Aufgebotes  und  der  Ersatzreserve  überwiesen,  so  dass 
nur  etwa  25  °/o  der  Wehrpflichtigen  wirklich  sofort  zur  aktiven  Dienstpflicht  herangezogen 
wurden.  Was  aber  das  „Volk  in  Waffen*  bedeutet,  sagt  die  V.-ü.  des  deutschen  Reiches 
Art  60,  wo  die  Friedenspräsenzstärke  auf  l°,o  (10  vom  Tausend)  der  Bevölkerung 
(von  1867)  festgesetzt  wurde.  Das  neue  Quinquennat  verlangt  nur  eine  Steigerung  der 
Friedenspräsenzstärke  von  insgesamt  10,339  Mann,  so  dass  dann  1910  die  Zahl  von 
505,839  erreicht  sein  wird.  Die  Bevölkeningszunahme  seit  1867  betrug  aber  schon  im  Jahr 
1904  =  19  Millionen.  Man  wird  annehmen  können,  dass  bis  1910  höchstens  8  vom  Tausend 
der  Bevölkerung  das  aktive  Heer  bilden. 

2)  11.  98.    Vgl.  oben  S.  608. 

3;  Vgl.  Scheine  II.  98  (oben  S.  607). 

4)  So  die  Amerikaner  oben  S.  609. 

ö)  So  auch  Gross  v.  Schwarzhoff  IL  37.  Vgl.  oben  S.  597,  und  weiterhin  608. 
,Nun  so  lege  man  sie  zusammen",  sagen  die  Friedensfreunde.  Vgl.  B.  v.  Suttner,  Tage- 
buchblätter S.  267.  Wer  indes  einmal  mit  den  Etats  verschiedener  Staaten  zu  arbeiten 
hatte,  denkt  über  die  Schwierigkeiten  nicht  so  einfach,  wenn  er  auch  bereit  ist,  mit  van 
Karnebeek  wenigstens  die  staatsrechtliche  Möglichkeit  solcher  Änderungen  zuzugeben. 
Mit  diesen  Änderungen  allein  ist  die  Sache  aber  auch  nicht  abgetan;  vielmehr  ziehen 
Änderungen  der  Etatsperiode  notwendig  Umgestaltungen  au^  anderen  Gebieten  nach  sich. 
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Gewiss  steht  staatsrechtlich  nichts  im  Weg,  dass  jede  Regierang  mit 
ihrem  Parlament  hier  ein  Einvernehmen  herstellt.  Aber  der  Inhalt  eines 
solchen  Einvernehmens  wäre  eine  Kürzung  der  parlamentarischen  Rechte. 
Und  wie  darüber  untere  Parlamente  denken,  wird  jeder  wissen,  der  hier 
nur  einmal  flüchtig  hingeschaut  hat. 

Und  dabei  hoffte  man  auch  noch  auf  die  übereinstimmende  Selbst- 
beschränkung aller  Parlamente,  die  zudem  gezwungen  gewesen  wären, 
eventuell  auch  ihr  Etatsjahr  entsprechend  umzugestalten.  Und  dies  alles« 
weil  man  auf  3  bis  5  Jahre  ein  blosses  Experiment  machen  wollte. 

Man  merkte  es  dem  Antrag  an,  dass  er  aus  einem  nichtkonstitutionellen 
Staate  stammte;  andernfalls  hätte  man  die  parlamentarischen  Schwierig- 
keiten gewiss  höher  eingeschätzt.  Die  letzteren  gaben  bei  den  parlamen- 
tarisch geschulten  Mitgliedern  der  Marine-Unterkommission  trotz  einer 
zum  Teil  sympathischen  Aufnahme  des  Antrags,  schliesslich  denn  auch  den 
Ausschlag  für  die  Ablehnung.1) 

§  141. 
Das  völkerrechtliche  Problem* 

Der  erste  parlamentarische  Vorstoss  zu  Gunsten  der  internationalen 
Schiedsgerichte  und  internationalen  Abrüstung  war  in  England  1849 
erfolgt.  Damals  prophezeite  Richard  Cobden  im  Hinblick  auf  die  Militärlast 
für  ganz  Europa  „Tod  und  Verderben". a) 

Am  7.  Oktober  1867  hatte  Götz  im  norddeutschen  Reichstag  und 
am  21.  Oktober  1869  Virchow  im  preussischen  Abgeordnetenhaus  eine 
allgemeine  Abrüstung  beantragt,  aber  man  war  über  diese  Anträge  zur 
Tagesordnung  übergegangen.8) 

Zehn  Jahre  später,  am  11.  März  1879,  hatte  der  Abg.  Bühler  im 
deutschen  Reichstag  folgenden  Antrag  gestellt: 

„Der  Reichstag  wolle  beschliessen :  Den  Fürsten  Reichskanzler  zu  ersuchen, 
einen  europäischen  Staatenkongress  zum  Zweck  der  Herbeiführung  einer  wirksamen 
allgemeinen  Abrüstung  etwa  auf  die  durchschnittliche  Hälfte 
der  gegenwärtigen  Friedensstärke  der  europäischen  Heere  für  die  Dauer 
von  vorläufig  10  bis  15  Jahren  zu  veranlassen."4) 

Der  Antrag  war  nach  kurzer  Debatte,  in  welcher  die  Anhänger  der 
Abrüstungsidee  die  wirkungsvollsten  Gründe  gegen  d  en  Antrag  vortrugen,5) 
abgelehnt  worden. 

Wieder  waren  zwanzig  Jahre  dahingegangen  und  die  „Abrüstungs- 
konferenz- wurde  ohne  die  deutsche  Anregung  in  Haag  abgehalten. 
Nachdem  sich  hier  aber  nicht  einmal  die  viel  massvollere  Forderung 
eines  vorläufig  nur  kurzen  Rüstungsstillstands  durchsetzen  Hess, 
kann  man  das  Fiasko  ermessen,  welches  Deutschland  mit  der  Einbe- 
rufung einer  Konferenz  auf  sich  geladen   haben  wurde,  die  nur  die    eine 


1)  Vgl.  oben  S.  608,  609. 

2)  Fried,  Handbuch  der  Friedensbewegung  S.  238. 
8;  a   a  0.    S.  242. 

4)  Stenogr.  1879  I  369. 
a)  Vgl.  a.  a.  0.    365—369. 
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und  dabei  viel  weiter  gehende  Frage  einer  wirklichen  Abrüstung  auf  ihre 
Tagesordnung  gesetzt  hätte. 

Die  sogenannte  Abrüstungsfrage  bildet  schon  längst  die  Lieblings- 
frage der  „Friedensfreunde"  und  „Friedenskongresse"  und  ist  es  bis 
heute  geblieben. 

Auch  auf  deutschem  Boden,  und  zwar  schon  sehr  frühe,  auf  dem 
dritten  internationalen  Friedenskongress  zu  Frankfurt  1850  hatte  man  die 
Militärlast  für  unerträglich  erklärt1)  und  die  Abrüstung  empfohlen. 

Die  Frage  des  Rüstungsstillstands  war  denn  wohl  auch  anscheinend 
das  bedeutungsvollste  Problem  des  russischen  Programms,  das  die 
russische  Regierung  deshalb  an  die  Spitze  des  Rundschreibens  gesetzt,  die 
Konferenz  aber  seiner  Schwierigkeit  wegen  ans  Ende  ihrer  Beratungen 
gestellt  hatte,  und  das  die  öffentliche  Meinung  von  Anfang  an  und  über 
die  Konferenz  hinaus  bis  zur  Stunde  in  ganz  ungewöhnlicher  Art  bewegt. 

In  dieser  Frage  gewann  die  Grundidee,  welche  die  Haager  Kon- 
ferenz veranlasst  hatte,  ihren  bezeichnendsten  Ausdruck.2) 

Der  schwedisch-norwegische  Gesandte  v.  Bildt  sah  in  der  Rüstungs- 
stillstandsfrage sogar  eines  der  wichtigsten  Probleme  des  Jahrhunderts.8) 

Es  handelte  sich  in  der  Frage  des  Rüstungs- 
stillstandes nach  ihrer  Begründnng  imHaag  darum, 
die  Lasten  des  Friedens  zu  mindern  und  die  frei- 
gewordenen Gelder  für  die  Kulturauf  gaben  zuretten. 

Das  ist  an  sich  edel  und  beifallswürdig.  Man  kann  aber  mit  dem- 
selben Recht  auch  umgekehrt  sagen:  die  Friedensmission  und  Erfüllung 
der  Kulturaufgaben  ist  nur  möglich  unter  dem  starken  Schutz  der  Waffen.4) 

Woran  die  Haager  Verhandlungen  scheitern  mussten,  hat  Stoerk 
kurz  nach  dem  Erscheinen  des  russischen  Programms  in  der  Deutschen 
Juristenzeitung  in  einem  kurzen  Aufsatz  ausgeführt.  Die  Durchführung 
einer  Abrüstung  oder  eines  Rüstungsstillstands  findet  ihre 
erste  Schwierigkeit  an  der  Souveränität  sowie  dem  Selbst- 
erhaltungstrieb der  Staaten  und  wird  unmöglich,  weil  die 
völkerrechtliche  Gemeinschaft  nicht  fest  genug  organisiert 
ist,  um  die  für  die  Durchführung  erforderlichen  Kontroll- 
einrichtungen bereit  zu  stellen. 

Der  Souveränität  widerspricht  es  freilich  nicht,  dass  sich  Staaten  in  ge- 
wisser Richtung  binden  und  dadurch  natürlich  auch  beschränken;  sonst  wären 
Staatsverträge  eine  Unmöglichkeit.  Aber  dass  Staaten  erklären,  sie  wollten 
auf  die   Bereitstellung    oder  auch  auf  die  Steigerung  von  Schutztruppen 


t)  Dazu  bemerkt  Fried  „damals  schon"  (Handbuch  S.  235).  Fried  fühlt  den  Wider- 
spruch nicht,  dass  etwas  vor  50  Jahren  unerträglich  gewesen  sein  soll,  was  seitdem 
wesentlich  drückender  geworden  ist  und  immer  noch  ertragen  werden  kann. 

*)  Das  hat  der  Konferenzpräsident  v.  Staal  selbst  hervorgehoben  (II.  28  f.  Vgl. 
oben  S.  588). 

8)  IL  42  ff.    Vgl.  oben  S.  604. 

4)  Das  hat  an  ein  und  demselben  Tag  im  November  1904  der  Präsident  der  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika,  Roosevelt,  in  Washington  bei  der  Enthüllung  des  Denkmals 
Friedrich  des  Grossen  und  der  deutsche  Reichskanzler  ^urst  v.  Bülow  in  Kiel  beim 
Stapellauf  eines  neuen  Linienschiffes  ausgeführt. 
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und  Verteidigungsmitteln  verzichten,   die   vielleicht  schon  sehr  bald  not- 
wendig werden  kann,  ist  schwer  zu  denken. 

Es  müssten  dann  gegebenen  Falles  eben  nicht  genügend  ausgebildete 
Kämpfer  und  mangelhafte  Kriegsmittel  eingestellt  werden,  was  aber,  wie 
bereits  S.  615  erwähnt  wurde,  nur  die  Folge  haben  würde,  dass  die  Kriegs- 
führung nicht  bloss  mangelhaft  und  weniger  erfolgreich  wäre,  sondern  auch 
vor  allem  wieder  in  die  barbarischen  Bräuche  überwundener  Zeiten 
zurückfiele.  Denn  mühsam  zusammengeraffte  und  undisziplinierte  Mann- 
schaften hat  kein  Führer  in  der  Hand. 

Nun  aber  kommt  noch  die  Aufsichtsfrage. 

Ich  habe  schon  18901)  gesagt: 

„Eine  solche  Verabredung,  wenn  sie  überhaupt  in  Verleugnung  des 
Selbsterhaltungstriebs  getroffen  werden  könnte,  würde  nicht  gehalten,  sie 
würde  umgangen  werden.  Wer  kann  hier  kontrollieren?  Arglist  und 
Misstrauen  wären  so  planmässig  organisiert,  wiederum  ein  neuer  Herd 
für  Feindschaft  gefunden  —  und  das  ist  dann  Friedensverbürgung !" 

Die  Kontrollfrage  spielt  für  den  Rüstungsstillstand  vielleicht  eine 
noch  grössere  Rolle  wie  für  den  Kriegsmittelstillstand,  wo  sie  von  den 
verschiedensten  Seiten  mit  Nachdruck  für  undurchführbar  erklärt  wurde, 
während  allerdings  Russland  merkwürdigerweise  hier  keinerlei  Schwierig- 
keiten finden  wollte.2) 

Die  Not  macht  erfinderisch  und  ich  habe  schon  früher  die  Vermutung 
ausgesprochen,8)  dass  man  dann  eben  in  andere  Organisationen  hinüber- 
gedrängt würde  und  wies  dabei  insbesondere  auf  die  Form  von  Krieger- 
vereinen hin,  in  welchen  der  militärische  Geist  eine  freiwillige  Ausbildung 
erfahren  könne.  Lehrreich  ist  auch  das  oben  S.  56  ff.  beschriebene  Krümper- 
und  Freiwilligensystem,  mit  welchem  seiner  Zeit  Preussen  an  den  Napo- 
leonischen Rüstungsbeschränkungen  vorbeigekommen  ist. 

Dass  aber  das  System  von  1813  nur  ein  aus  der  Erde  gestampfter 
Notbehelf  war  und  besseren  Organisationen  weichen  musste,  habe  ich  dort 
bereits  ausgeführt. 

Was  man  neuestens  wünscht,  wäre  also  lediglich  ein  Rückschritt  zu 
glücklicherweise  überwundenen  Verhältnissen. 

Kontrolleinrichtungen  würden  hier  aber  auch  nicht  etwa  nur  die 
Bedeutung  einer  Hafenpolizei  haben,  der  man  sich  in  fremden  Landen 
leicht  fügt  und  fügen  kann.  Sondern  hier  würde  es  sich  um  ein  sehr 
einschneidendes  Mitregieren  im  eigenen  Lande  handeln,  das  ein  Staat 
nicht  wohl  dulden  kann.  Das  Völkerrecht  ist  für  die  Ausbildung  und  die 
Tätigkeit  eines  Kontrollapparats,  der  hier  erforderlich  wäre,  zur  Stunde 
noch  in  keiner  Weise  geeignet,  und  es  lässt  sich  bezweifeln,  ob  das  so 
bald  anders  werden  wird.  So  lange  die  Staaten  noch  in  kraftvoller  Selbst- 
ständigkeit und  Eigenart  ihre  Geschicke  selbst  bestimmen,  so  lange  die 
Souveränität  noch   das  eigentliche  Mark  der  Staats-Organismen  ist,  kann 

M  „Völkerrechtliche  Schiedsgerichte"  1890  S.  36. 

a)  Vgl.  oben  S.  568. 

»)  „Völkerrechtliche  Schiedsgerichte*.  S.  36. 
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von  derartigen  Aufsichtsvorkehrungen,  ohne  welche  aber  doch  wiederum 
eine  wirkliche  Durchführung  des  Rüstungsstillstands  unmöglich  ist,  keine 
Rede  sein. 

Auch  Bismarck  legte  in  einem  Schreiben  vom  2.  März  1880  *)  die 
Hand  auf  diesen  wunden  Punkt,  indem  er  der  Meinung .  Ausdruck  verlieh, 
„dass  die  gegenseitige  Kontrolle  der  Völker  über  den  Rüstungsstillstand 
der  Nachbarn  schwierig  und  unsicher  bleiben  und  dass  ein  Forum,  welches 
sie  mühsam  handhaben  könnte,  schwer  zu  beschaffen  sein  wird.44 

Rüstungsstillstand  und  Abrüstung  sind  aber  auch  insolange  falsch 
gesteckte  Ziele,  als  nicht  eine  ausreichende  internationale  Friedensordnung 
Kriege  zur  Unmöglichkeit  macht. 

Zu  einer  solchen  Friedensordnuug  haben  wir  aber  zur  Zeit 
kaum  einen  Ansatz.  Denn  dass  die  jetzige  Schiedsgerichtsorganisation 
dazu  in  keiner  Weise  ausreicht,  wird  aus  der  Darstellung  des  Friedens- 
rechts in  meinem  ersten  Band  unschwer  zu  ersehen  sein. 

Eine  bessere,  wenn  auch  noch  nicht  ausreichende  Sicherung  der 
Friedensverhältnisse  kann  durch  Bündnisse  und  Unionen  erfolgen.2) 

Aber  Allianzen,  hinter  welchen  keine  starken  Heere  stehen,  wären 
wirkungslos,  ja  begiiffswidrig. 

Im  übrigen  wird  man  sagen  können:  der  Rüstungsstillstand 
kann  nicht  beschlossen  werden,  sondern  nur  die  ganz  na- 
türliche Folge  von  gegebenen  Verhältnissen  sein.  Schaffe 
man  zuerst  also  Friedenszustände,  wo  eine  Steigerung  der  Militärausgaben 
nicht  mehr  notwendig  erscheint.  Beseitige  man  alle  kriegerischen  Stim- 
mungen und  Sachlagen,  verstopfe  man  alle  Kriegsursachen  —  und  dann, 
wenn  das  alles  gelungen  und  die  Überflüssigkeit  des  Heeres  aller  Welt 
klar  geworden  ist,  aber  auch  erst  dann  komme  man  mit  Rüstungsstillstand 
und  Abrüstung.  Sie  sind  dann  gegeben,  ohne  dass  es  dazu  eines  Be- 
schlusses bedurfte.  Unklug  wäre  es  aber,  den  Ast  abzusägen,  auf  dem 
man  noch  sitzt. 

Die  Haager  Konferenz  hatte  sich  am  blossen  Symptom  abgemüht. 

So  lange  man  die  Kriegsursachen  nicht  abtöten,  sowie  die  unbe- 
stechliche und  nicht  versagende  Alleinherrschaft  einer  internationalen  Friedens- 
ordnung noch  nicht  durchzusetzen  vermag,  kann  von  Rüstungsstillstand 
und  Abrüstung  keine  Rede  sein. 

Wenn  es  einmal  Regel  geworden  ist,  dass  Staatsstreitigkeiten  durch 
Schiedsspruch  geschlichtet  werden  und  wenn  keine  Kriege  mehr  gefuhrt 
werden,  dann  ist  die  Frage  der  Abrüstung  von  selbst  gelöst. 

Eine  selbständige,  von  der  internationalen  Friedenssi chernng 
unabhängige  Lösung  der  Abrüstungsfrage  gibt  es  nicht. 


1)  Fried,  Handbuch  der  Friedensbewegung  S.  250. 

2)  Dieses  Ziel  soll  nach  der  Baronin  v.  Suttner,  Tagebuchblätter  S.  165  f.,  besonders 
durch  die  österreichischen  Diplomaten  ins  Auge  gefasst  worden  sein.  —  Staatenvereinigung 
und  internationale  Rechtsanion  sind  übrigens  die  Schlagworte  der  neuesten  Friedens- 
bewegung. 
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Nach  Mitteilungen  der  Baronin  v.  Suttner1)  vertrat  auch  der  öster- 
reichische Bevollmächtigte  Graf  Welsersheimb  die  Ansicht,  dass  einRQstungs- 
stillstandsbeschluss  „unmöglich44  sei:  „Stillstand  in  den  Rüstungen  und 
Abrüstung  sind  wohl  denkbar,  aber  nur  als  Resultante.  Wenn 
andere  Dinge  vorausgehen :  Tribunal,  europäische  Allianz  oder  dergleichen, 
dann  kann  die  Abrüstung  folgen.* 

Die  der  Haager  Konferenz  nachfolgenden  ausserparlamentariscben 
und  Weltfriedens-Kongresse  sowie  die  literarischen  Forderungen  der  Pa- 
zifisten stehen  allerdings  —  vielleicht  mitunter  auch  nur  scheinbar  —  mit 
diesen  Ausführungen  im  Widerspruch.  Die  Friedensbestrebungen  bewegen 
sich  eben  auch  heute  noch  vielfach  im  utopischen  Fahrwasser.8) 

Aber  da  wo  das  Problem  tiefer  behandelt  wird,  kommt  man  doch 
auch  hier  zu  dem  Resultat,  dass  die  Abrüstung  nur  eine  natürliche  Folge- 
erscheinung der  Friedensverfassung  sein  kann. 

Auf  dem  letzten  Weltfriedenskongress  in  Mailand  1906  kam  der  alte 
Gegensatz  innerhalb  der  Friedensbewegung  in  der  anscheinend  rein  redaktio- 
nellen Frage  zum  Ausdruck,  ob  unter  den  pazifistischen  Aufgaben  die  Weiter- 
bildung der  friedensrechtlichen  Institutionen  oder  die  Abrüstung  an  erster 
Stelle  zu  nennen  sei.  Die  Engländer  vertraten  die  letztere,  die  Deutschen 
und  Franzosen  die  erstere  Auffassung  und  die  letzteren  fanden  mit  71  gegen 
48  Stimmen  Anerkennung.  Im  übrigen  suchte  man  hier  freilich  ganz  wie 
auch  auf  den  früheren  Friedenskongressen  die  Abrüstungsfrage  durch  eine 
Resolution  marschfähig  zu  halten. 

Fried  brachte  in  dieser  Richtung  aber  schon  in  seinem  B Handbuch 
der  Friedensbewegung-  1905  sehr  beachtenswerte  Ausführungen,  die  sich 
mit  meiner  Anschauung  völlig  decken. 

„Die  Haager  Konferenz/  so  heisst  es  hier  S.  206  f.,  «hat  den  Krieg  nicht  ab- 
geschafft, sie  hat  die  Heere  auch  nicht  vermindert.  Das  war  aber  auch  nicht 
ihre  Aufgabe,  war  von  ihr  gar  nicht  zu  erwarten.  Sie  hat  aber  jedenfalls  den 
Rechtsgedanken  im  internationalen  Verkehr  ausgebaut  und  neue  Pflichten,  neue 
Möglichkeiten  geschaffen,  die  Kriege  zu  verhindern  und  die  internationalen  Streitig- 
keiten friedlich  beizulegen.  Ein  Samenkorn  ist  ausgestreut  worden,  das  in  frucht- 
bares Erdreich  fiel  und  wenn  es  dereinst  zum  schattenspendenden  Baume  herangereift 
sein  wird,  so  wird  man  wohl  der  Schwierigkeiten  des  Anfangs  gedenken,  diese 
aber  auch  begreiflich  finden." 

Der  Friedensbewegung  liegt  auch,  wie  Fried  S.  26  f.  versichert,  nichts 
ferner,  als  in  der  Abrüstung  ein  Mittel  für  die  Pazifikation  der  Kultur- 
gemeinschaft zu  sehen  oder  gar  die  isolierte  Abrüstung  eines  einzigen 
Landes,  überhaupt  die  plötzliche  Abrüstung  zu  fordern. 

Und  dann  heisst  es  weiter: 

„Wir  betrachten  im  Gegenteil  die  Abrüstung  als  das  natur- 
notwendige Endergebnis  der  von  uns  erstrebten  internationalen 
Rechtsvereinlgnng,  das  automatisch  und  bei  allen  Staaten  gleich- 
zeitig eintreten  muss,  sobald  sich  diese  Rechtsunion  gebildet  und, 
wohlbemerkt,  bewährt  haben  wird. 

Das  Werk  der  Friedensbewegung  mit  der  Abrüstung  zu  beginnen,  hiesse 
das  Haus  mit  dem  Dache  zu  bauen  anfangen,  hiesse  die  Folgeerscheinung  vor 


*)  Tagebuchblätter  S.  237. 

*)  Für  früher  hat  es  auch  Fried  zugegeben.     Vgl.  sein  Essay  „Wesen   und  Ziele 
der  modernen  Friedensbewegung11  in  der  Kölnischen  Zeitung  13.  Aug.  1906.  Nr.  862. 
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ihrer  Vorbedingung  verlangen,  hiesse  die  heute  noch  allein  bestehende  Schutzwehr 
der  Staatenindividualität  niederreissen,  ehe  die  künftige  auf  der  Kraft  eines  inter- 
nationalen Rechts  beruhende  Schutzwehr  errichtet  ist. 

Ein  derartiges  Vorgehen  wäre  Wahnsinn  ohne  jede  Methode,  und  die  der 
Friedensbewegung  unterschobene  Forderung,  dass  die  Staaten  einzeln  abreisten 
sollten,  etwa  unter  dem  Gesichtspunkt  des  Vorangehens  mit  dem  guten  Beispiel, 
ist  in  solchem  Masse  unlogisch,  dass  man  die  Urheber  solcher  Anschauungen  kaum 
ernst  zu  nehmen  vermag.  Im  Programm  unserer  Friedensbewegung  besteht  jeden- 
falls ein  solcher  Gedankengang  nicht." l) 

So  spricht  der  Führer  der  deutschen  Friedensbewegung,  nach 
einem  Ausspruch  der  Baronin  v.  Suttner8)  der  gründlichste  Kenner  und 
eifrigste  Kämpfer  in  der  Friedenssache,   den  wir  in  Deutschland  haben. 

Auch  in  seiner  Schrift  „Weder  Sedan  noch  Jena"  1904  wid- 
mete Fried  der  Abrüstungsidee  höchst  beherzigenswerte  Ausführungen.8) 
Man  sei  zu  schematisch  verfahren  und  habe  die  Kompliziertheit  des  Objekts 
nicht  genügend  berücksichtigt.  So  einfach  liege  nun  einmal  das  Problem 
nicht.  Das  plötzliche  Nichtweiterrüsten  sei  ebenso  unmöglich  wie  der 
plötzliche  Stillstand  einer  im  rasenden  Lauf  befindlichen  Lokomotive.  In 
der  Praxis  würden  sich  auch  viele  Hindernisse  entgegenstellen.  Vor  allem 
sei  eine  gleichzeitige  Durchführung  bei  allen  Staaten  erforderlich. 

Wie  Gross  v.  Schwarzhoff,  gegen  den  er  dann  aber  nichtsdesto- 
weniger polemisiert,  führt  auch  Fried  die  Verschiedenheit  der  Staats- 
verfassung in  Rücksicht  der  Kontrollvorrichtungen,  die  Verschiedenheit  der 
Volksbildung,  der  Verkehrseinrichtungen,  des  Standard  of  life,  der  Finanz- 
kräfte, der  Bodenergiebigkeit  u.  s.  w.  ins  Feld,  wodurch  bei  zahlenmässiger 
Gleichheit  der  militärischen  Kräfte  sich  doch  eine  wirkliche  Ungleichheit 
herausstelle.  Eine  ordnungsmässige  Einigung  erscheint  denn  auch  nach 
Fried  „in  der  Tat  ausgeschlossen,  weil  diese  Imponderabilien  ebenso  un- 
sagbar und  unbeweisbar  sind  und  in  eine  Formel  nicht  gebracht  werden 
könnten44.*) 

Bei  dem  unzweifelhaft  kriegvorbeugenden  Charakter  der  grossen 
Rüstungen6)  sei  es  unmöglich,  die  Formel  dieser  Abrüstung  überhaupt 
innerhalb  der  Heeresorganisation  zu  suchen  oder  einfach  durch  eine  Ver- 
minderung der  Truppenkörper  anzustreben,  das  könne  sogar  zur  Gefahr 
werden.  Das  Problem  liege  tiefer.  Der  Weg  der  Abrüstung  müsse  von 
aussen  nach  innen  gefunden  werden.6)  Die  Abrüstung  dürfe  nicht  eher 
vorgenommen  werden,  als  bis  eine  internationale  Friedensorganisation  ge- 
schaffen sei,  welche  die  friedensichernde  Aufgabe  des  Heeres  übernehmen 
könne.  Dann  könne  und  werde  der  starre  Kriegspanzer  als  überflüssig 
automatisch  abfallen.7) 


>)  Ähnlich  in  seiner  Schrift  aber  „Die  Haager  Konferenz"  1900  S.  22,  31  f.  und  in 
seiner  Broschüre  „Das  Abrüstungsproblem*  1905.  Auch  Descamps  vertritt  ähnliche  An- 
schauungen (Denkschrift  S.  9). 

*)  „Tagebuchblätter"  S.  54. 

s)  S.  38  ff. 

4)  S.  42  f. 

•)  S.  42. 

•)  S.  45. 

7)  S.  44, 56.  Fried  weist  dabei  auf  die  Enl^;c^lung  der  Krustentiere  zu  Knochentieren 
hin :  wenn  der  Körper  durch  ein  KnochengertW*  * V^ten  umem  VU\t  gefunden  nahe,  falle 
die  überflüssige  Krustenschale  ab.    (S.  54  ff.)      v*  ™ 
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„Die  Abrüstung  wird  eingetreten  sein,  ohne  dass  man  sie 
■dekretierte,  einfach  durch  Verfolg  der  natürlichen  Ent- 
wickelung.*1) 

Dasselbe  Thema  behandelt  Frieds  Aufsatz :  „Der  englische  Vorschlag 
und  Deutschland"  in  der  „Friedenswarte«  6.  Juni  1906  Nr.  6  S.  101  ff. 

Ich  kann  mir  schliesslich  nicht  versagen,  auch  noch  eine  Überschau 
Frieds2)  aus  der  neuesten  Zeit  teilweise  zum  Abdruck  zu  bringen: 

Auf  dem  Wege  von  der  Utopie  zur  Wissenschaft,  den  die  moderne  Friedensbewegung 
seit  1815  zurückgelegt  hat,  kann  man  drei  Perioden  ihrer  inneren  Entwicklung  deutlich 
unterscheiden.  Zuerst  die  ethisch-religiöse  Periode,  dann  die  automatisch-symptomatische 
und  zuletzt  die  kausal-soziologische  Periode,  auf  deren  Höhe  sie  heute  steht.  In  der  ersten 
Periode  waren  religiös-gesinnte  Männer  und  Poeten  die  Wortführer;  man  sprach  nur 
von  einem  idealen  Ziele,  das  man  in  einer  allgemeinen  Verbrüderung  sah,  man  dachte 
an  einen  kosmopolitischen  Einheitsbrei  und  glaubte  den  Weg  zu  dem  Ziele  in  schönen 
Liedern,  begeisterten  Worten  und  vornehmen  Gesten  entdeckt  zu  haben.  In  der  darauf- 
folgenden Periode,  die  anfangs  der  60er  Jahre  begann,  wurde  die  Bewegung  sachlicher, 
doch  blieb  sie  an  der  Außenseite  der  Dinge  haften  und  bewegte  sich  in  einer  rein  auto- 
matischen Auffassung  des  Problems.  Sie  sah  das  Übel  Krieg  und  dachte  an  die  Wohltat 
Friede.  Rein  automatisch  dachte  man  nur  an  die  Mittel,  die  dem  Kriege  dienten,  und 
forderte  ihre  Beseitigung.  Zur  Führung  der  Kriege  bedurfte  man  der  Waffen.  So  ent- 
standen die  bekannten  Anregungen  und  Aufforderungen  zur  Abrüstung,  die  sogar  bis  in 
die  Parlamente  drangen.  Der  Suttnerscbe  Ruf  „Die  Waffen  nieder!*  der  viel  später  er- 
tönte, war  absolut  nicht  in  diesem  Sinne  gemeint,  er  wurde  aber  vielfach  aucb  von  den 
Anhängern  missverstanden  und  bot  den  Gegnern  daher  einen  bequemen  Zielpunkt  zu  billigen 
Scherzen.  Bald  sah  man  ein,  dass  mit  dem  Wegschaffen  der  Waffen  noch  nichts  getan 
sei,  dass  der  Konflikt  bleiben  würde,  man  also  einen  Ersatz  für  die  Waffen  finden  müsse. 
Automatisch  fand  man  diesen  Ersatz  durch  eine  Parallele  mit  dem  innerstaatlichen  Leben, 
in  der  den  Staatsfrieden  erhaltenden  Tätigkeit  der  Gerichte.  An  Stelle  des  Krieges  also 
das  Schiedsgericht!  So  lautete  seit  den  70er  Jahren  die  Parole.  Das  Schiedsgericht  als 
ideeller  Kriegsersatz  blieb  lange  die  Parole  jener  Bewegung,  die  ihre  Lebenskraft  eben 
dadurch  bezeugte,  dass  sie  wohl  zu  Irrtümern  gelangen  konnte,  aber  nicht  bei  ihnen 
stehen  blieb  Sie  entwickelte  sich  immer  weiter ;  ein  Umstand ,  den  die  Gegner  ver- 
kannten. 

Die  dritte  Periode  ist  erst  allemeuesten  Datums.  Der  Gedankengang  der  heutigen 
Friedensbewegung  bewegt  sich  in  folgender  Richtung.  Der  Kampf  ist  die  Grundlage  alles 
Lebens.  Der  Krieg  ist  eine  besondere  Erscheinungsform  des  Kampfes,  die  Kampfform 
niedriger  Kulturen.  Nicht  der  Kampf  an  sich  ist  verwerflich,  sondern  nur  jene  besondere 
Form  des  Kampfes,  wo  nicht  die  Einsicht,  das  Rechtsgefühl,  die  weitschauende  Interessen- 
erkenntnis  den  Ausschlag  gibt,  sondern  die  Waffe  als  Trägerin  der  Gewalt,  kurz  —  der 
Krieg.  Der  Krieg,  der  früher  zu  den  täglichen  Obliegenheiten  des  Menschen  gehörte, 
als  dessen  Beziehungen  noch  in  keiner  Weise  geordnet  waren,  verlor  immer  mehr  an 
Umfang  und  Bedeutung,  je  mehr  sich  das  Netz  der  Ordnung  verdichtete.  Er  -  der 
früher  die  Regel  bildete  —  gehört  heute  zu  den  Seltenheiten  und  ist  nur  noch  zwischen 
den  grossen  Nationenverbänden  üblich.  Der  Krieg  ist  also  keine  selbständige  Erscheinung, 
sondern  eine  Folgeerscheinung  der  mangelnden  Ordnung  zwischen  sozialen  Verbänden,  er 
ist  das  notwendige  Ergebnis  der  zwischenstaatlichen  Anarchie.  Er  ist  ein  Symptom  dieser 
Anarchie.  Der  Friedensbewegung  erging  es  wie  der  Medizin.  Sie  kam  darauf,  dass  es 
nicht  ihre  Aufgabe  sein  konnte,  Symptome  zu  bekämpfen,  sondern  vielmehr  die  Ursachen 
zu  beseitigen.  Der  Krieg  ist  ein  Symptom,  die  Ursache  liegt  in  der  mangelnden  Ordnung 
zwischen  den  grossen  Staatengruppen.  Um  den  Krieg1  zu  beseitigen,  mnss  man  also 
die  internationale  Ordnung  herstellen,  die  Welt  organisieren! 

Es  kann  nicht  mehr  heissen,  erst  abrüsten,  es  kann  auch  nicht  mehr  heissen 
Schiedsgericht  Das  Schiedsgericht  an  Stelle  des  Krieges  setzen  wollen,  hiesse  ein  Symptom 
an  Sielle  des  andern  setzen,  ohne  die  Ursachen  beseitigt  oder  neue  Vorbedingungen 
geschaffen  zu  haben.  Das  Schiedsgericht  ist  eben  auch  nur  ein  Symptom  einer  erst 
werdenden  internationalen  Ordnung,  die  Folgerscheinung  eines  erstarkenden  internationalen 
Rechtszustandes.     Der  Einwand   der  Gegner,   dass  das  Schiedsgericht  unvollkommen  sei 


l|  S.  48. 

2)  „ Wesen   und   Ziele  der  modernen  Friedensbewegung"   in   der  Kölnischen 
Zeitung  13.  Aug.  1906  Nr.  862. 
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und  niemals  die  grossen  Fragen,  die  bislang  zum  Kriege  führten,  lösen  könne,  ist  für  den 
Augenblick   vollständig  berechtigt.     Das   Schiedsgericht  muss   notgedrungen   so   unvoll- 
kommen sein,  wie  der  Zustand  der  jeweiligen  internationalen  Ordnung  unvollkommen  ist,. 
aus  der  es  entspringt.    Die  Gegner  übersahen  dabei  zweierlei.    Erstens,  dass  die  Schieds- 
gerichtsbarkeit in  steter  Entwicklung  begriffen  ist,  dass  sie  sich  im  Verlaufe  weniger  Jahr- 
zehnte in  Bezug  auf  Organisation,  Anwendung,  Festigung  und  Kompetenz  stets  erhöhte, 
und  auch  in  Bezug  auf  die  Machtqualität  der  sie  zur  Anwendung  bringenden  Staaten 
einen  stetigen  Fortschritt  aufzuweisen  hat  (siehe  darüber  mein  Handbuch  der  Friedens- 
bewegung, Leipzig  1905,  S.  109  u.  f.),  und  dass  diese  Entwicklung,   da  ja  die  Schieds- 
gerichtsbarkeit ein  Symptom  der  jeweiligen  internationalen  Ordnung  ist,  den  Beweis  einer 
vor  sich  gehenden  Vervollkommnung  dieser  Ordnung,   des   unaufhörlich  zunehmenden 
Ausbaus  des  internationalen  Rechtes  erbringt.   Sie  übersahen  ferner,  dass  die  gefährlichen, 
zum  Krieg  führenden  Gegensätze  überhaupt  nur  dem  Mangel  einer  vollkommenen  inter- 
nationalen Ordnung  ihr  Entstehen  verdanken,  und  dass  es  nach  Beseitigung  dieses  Mangels, 
nach  Vervollkommnung  der  internationalen  Ordnung  gar  nicht  mehr  in  erster  Linie  darauf 
ankommen  wird,  für  die  gefährlichen  Konflikte  der  Völker  ein  Auskunftsmittel  zu  finden, 
da  durch  das  Bestehen  einer  internationalen  Ordnung,  die  in  erster  Linie  den  Staaten 
ihren  Besitz  und  ihr  Existenzrecht  garantieren  wird,  und  zwar  wirksamer  garantieren  wird,, 
als  es  jetzt  die  dazu  angewandten  nationalen  Machtmittel  imstande  sind,  den  Konflikten 
aber   jener  Charakter  genommen   sein    wird,   die  sie  jetzt   so  gefährlich  machen.     Es 
handelt  sich   also   für  die  moderne  Friedensbewegung  demnach  auch  gar  nicht  mehr 
darum,  in  erster  Linie  ein  Auskunitsmittel  für  die  Konfliktsgefahren  zu  finden,  sondern 
in  erster  Linie   darum,   die  Konfliktsmöglichkeiten  überhaupt  zu   beseitigen,   beziehungs- 
weise den  entstehenden  Gegensätzen  durch  die  Errichtung  einer  gefestigten  internationalen 
.Organisation  jene  Schärfe  zu  nehmen,   die  sie  heute  so  gefährlich  erscheinen  lässt,   und 
die   das  mächtigste  Hindernis  für  eine  friedliche  Regelung  bietet.    Wiederum  tritt  hier 
der  Vergleich  mit  der  modernen  Medizin  hervor,   die  ja  schon  lange  nicht  mehr  in  der 
Behandlung  der  Krankheiten  ihre   Hauptaufgabe  sieht,    sondern   in  deren   Verhütung. 
So  ist  auch   in  der  modernen  Friedensbewegung  die  Prophylaxis  des   Krieges   in    den 
Vordergrund  getreten,  an  Stelle  der  früher  geübten  Kriegsbekämpfung. 

Man  wird  gern  vergessen,  dass  vor  und  während  der  Haager  Kon- 
ferenz die  Tonart  der  Friedensfreunde  eine  schärfere  war. 

Wenn  dann  aber  Fried1)  schliesslich  doch  den  blossen  Rüstungs- 
stillstand immer  noch  mit  ganz  anderem  Massstab  gemessen  sehen  will 
und  mit  Berufung  auf  den  holländischen  Minister  v.  Beaufort  (Bd.  I.  50) 
meint,  es  sei  nur  die  Formel  noch  nicht  gefunden,  nach  welcher  sich  die 
Abrüstung  zu  vollziehen  habe,2)  so  vermag  ich  dem  nicht  zu  folgen. 

Wie  wenn  im  Haag  nichts  verhandelt  worden  wäre,  hält  er  einen 
„gemeinsamen  Beschlussn  über  eine  „Beschränkung  des  Ver  seh  Wendens44  (?) 
oder  über  den  Einhalt  im  sinnlosen  Wettlauf  (!)  für  wohl  möglich 
und  meint,  dass  durch  einen  solchen  ersten  Schritt  die  Friedensbewegung 
dem  Ziele  nicht  nur  viel  näher  komme,  sondern  dass  dadurch  auch  das 
Tempo  zum  Ziele  ungeheuer  beschleunigt  werde 3) 

Wenn  man  in  jeder  Rüstung  eine  sinnlose  Verschwendung  erblickt, 
so  kann  zwischen  Abrüstung  und  Rüstungsstillstand  doch  nur  ein  quan- 
titativer Unterschied  bestehen,  und  es  muss  deshalb  das  eine  wie  das 
andere  entweder  der  Inbegriff  der  politischen  Weisheit  oder  ein  Verkennen 
der  organischen  Entwicklung  sein. 

Auch  für  den  blossen  Rüstungsstillstand   muss  es  heissen:   Nur  kein 

ßGVCQOV    7€QÖTEQOVl 

*)  Handbuch  der  Friedensbewegung  27  f.  Ebenso  „Friedenswarte'4  Juni  190fr 
Nr.  6  S.  106.  Hiernach  ist  der  Rüstungsstillstand  nur  eine  „M&ssigung  in  der  Ver- 
geudung (!),  eine  Hemmung  in  der  sinnlosesten  Vernichtung  (!!)   der  Nationalvermögen11  - 

*)  Die  Haag  er  Konferenz  S.  54  f. 

8)  Friedenswarte  a.  a.  O.  S.  106. 
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Die  Rüstungsfrage  ist  in  jeder  Form  der  natürliche  Schatten  der 
Kriegsfrage.  Versage  man  es  sich  doch  endlich,  einem  Ding  seinen  Schatten 
zu  nehmen  oder  denselben  selbständig  zu  meistern. 

Gerade  aus  der  grundsätzlichen  Auffassung  von  Fried  ergibt  sich  die 
Schlussfolgerung:  Wir  können  der  Friedenssache  im  Augenblick  nur  dadurch 
dienen,  dass  wir  an  der  Fortbildung  der  friedensrechtlichen  Einrichtungen 
und  Ideen  ehrlich  mitarbeiten.  Die  Rüstungen  werden  dadurch  überflüssig 
und  fallen  von  selbst.  Jedes  weitere  Wort  über  Abrüstung  und  Rüstungs- 
stillstand dagegen  ist  verfrüht. 

Das  Programm  der  nächsten  Haager  Konferenz  enthält  denn  auch 
trotz  des  Wunsches  und  der  Resolution  der  Friedenskonferenz  nichts  vom 
Rüstungsstillstand,  aber  die  Friedensfreunde  sind,  wie  ich  im  Schluss  zeigen 
werde,  bereits  eifrig  an  der  Arbeit,  diese  angebliche  Lücke  auszufüllen. 

Ich  bin  aber  überzeugt,  dass  man  damit  der  wahren  Friedenssache 
«inen  schlechten  Dienst  erweist.  Man  hat  auf  der  nächsten  Konferenz 
wahrhaftig  auch  vordringlichere  und  wichtigere  Aufgaben,  als  die  Kräfte 
der  Besten  noch  einmal  an  einem  unlösbaren  Problem  zu  verbrauchen. 

Ist  die  Friedensorganisation  das  Knochengerüst,  das  nach  Fried1) 
einmal  an  Stelle  des  abfallenden  Militärpanzers  tritt,  ist  jene  die  Ursache 
dieses  Abfalles,  fallt  also  Militarismus  und  Krieg  mit  der  Fertigstellung 
dieser  Friedensorganisation  von  selbst,  nicht  früher  und  nicht  später,  so 
ist  es  ebenso  unnötig  und  übereilt  als  unklug  und  selbstmörderisch,  sich 
des  schützenden  Panzers  gewaltsam  zu  entledigen,  bevor  das  Knochengerüst 
vollkommen  ausgebildet  ist. 

Aufs  Prophezeihen  möchte  ich  mich  nicht  einlassen.  Dass  die  Welt 
einmal  im  Sinn  der  Friedschen  Idee  organisiert  und  ein  wirkliches 
Reich  Gottes  auf  Erden  sein  wird,  mag  man  nach  Belieben  glauben  oder 
in  das  Gebiet  verweisen,  das  jenseils  von  Gut  und  Bös  liegt.  Auf  jeden 
Fall  aber  dürfen  und  müssen  wir  die  Rüstungsfrage  bis   dahin  vertagen. 

Die  Friedenssache  ist  mir  nicht  bloss  eine  Verstandes-  sondern 
auch  eine  Herzensangelegenheit.  Und  ich  meine,  jeder  müsse  ein  „Friedens- 
freund14 in  der  Richtung  sein,  dass  er  vor  allem  den  friedenstörenden 
internationalen  Quertreibereien  überall  und  jederzeit  mit  Entschiedenheit 
entgegentritt  und  weiter  aber  auch  an  der  Ausnützung  und  weiteren  Ent- 
wickelung  der  friedensrechtlichen  Organisation  mitarbeitet.  Mein  erster 
Band,  welcher  dem  „Friedensrecht"  gewidmet  ist,  kann  in  dieser  Richtung 
vielleicht  einiges  nützen. 

Aber  so  lange  wir  mit  der  Möglichkeit  und  Wahrscheinlichkeit  der 
Kriege  zu  rechnen  haben,  welche  für  die  einzelnen  Völker  verschieden 
gross  bleiben  wird,  kann  von  Abrüstung  und  Rüstungsstillstand  nicht  die 
Rede  sein. 

Künstliche  Festsetzung  und  Herabsetzung  der  Militär-  und 
Kriegsmittel  Verhältnisse,  wenn  sie  überhaupt  durchführbar  wäre, 
steht,    wie    ich    schon    S.    614,    616    hervorhob,    im   Widerspruch 


l)  Vgl.  oben  S.  635. 
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zum  Wesen  des  Kriegs,  der  eben  mit  Aufgebot  aller  Macht 
geführt  werden  muss,  Ober  welche  ein  Volk  nur  verfügt. 

Auch  die  viel  beachtete  Botschaft  des  schweizerischen  Bundesrats 
an  die  Bundesversammlung  vom  19.  Dezember  1904  betr.  die  Schieds- 
gerichtsbarkeit,1) welche  über  den  Abschluss  von  7  Schiedsabkommen  be- 
richten konnte  und  sich  kräftig  für  die  internationale  Schiedsgerichtsbarkeit 
einsetzte,  warnte  vor  „optimistischen  Illusionen44  und  meinte  trotz  der 
ewigen  Neutralität  der  Schweiz: 

„Bis  die  Zukunft  dasProblem  des  unbewaffneten 
Friedens  gelöst  haben  wird,2)  werden  wir  gut  tun,  unsere 
militärische  Organisation  so  stark  wie  möglich  zu  erhalten,  um  in 

der  Lage   zu  sein,   das  heiligste  Recht  eines  Volkes,   seine 
Sicherheit  und  Unabhängigkeit  zu  wahren." 

Bei  dieser  Sachlage  wird  man  dem  „Wunsch44  der  Haager  Friedens- 
konferenz, dass  die  Regierungen  die  Frage  des  Rüstungsstillstands  noch 
gründlich  prüfen  mögen,8)  ebenso  wenig  eine  eigentliche  Bedeutung  bei- 
legen können,  wie  der  Resolution  Bourgeois.4) 

Das  weitere  Studium,  das  man  freilich  empfehlen  kann,  wird  doch 
wiederum  nur  zu  einem  negativen  Ergebnis  führen;  und  dem  Grund- 
gedanken der  Resolution  kann  man  zustimmen,  ohne  dass  sich  daraus  die 
gewünschte  Abrüstungsfolge  ergibt.6) 

Man  hat  dem  „Wunsch44  wie  der  „Resolution44  schon  ehrende  Epitheta 
aus  der  Kirchhofsatmosphäre  beigelegt.  Man  meinte,  der  „Wunsch44  habe 
die  bei  der  Beerdigung  gespendeten  Blumen  gerettet;6)  die  Resolution  aber 
stelle  die  Auferstehung  des  russischen  Antrags  in  Aussicht  und  habe  des- 
halb den  Sargdeckel  offen  gelassen.7) 

Wenn  man  aber  auch  dem  Wunder  den  Weg  ebnet,  so  wird  das 
wohl  nichts  helfen. 

Darf  ich  im  Bild  bleiben,  so  kann  ich  von  der  Resolution  und  dem 
Wunsch  betr.  den  Rüstungsstillstand  nur  wiederholen,  was  ich  über  den 
Wunsch  zum  Waffenänderungsverbot  gesagt  habe:8)  die  Konferenz  bewilligte 
ein  Begräbnis  erster  Klasse.9) 


l)  Abgedruckt  in  Frieds  Friedenswarte  1905  S.  19  ff.    Vgl.  Bd.  I.  204  f. 

*)  Der  Bundesrat  erwartet  den  schliesslichen  Sieg  der  friedlichen  Tendenzen,  wo 
dann  die  Frage  der  stufenweisen  Beschränkung  der  Kriegsrüstungen  neuerdings  zu  er- 
wägen sei.  Zugleich  müsse  dann  die  Einrichtung  eines  internationalen  Schiedsverfahrens 
geprüft  werden,  das  Gewalt  so  viel  wie  möglich  auszuschliessen  vermöge. 

8)  Vgl  oben  S.  613. 

*)  Vgl   oben  S.  606  f.,  613. 

5)  Vgl.  oben  S.  624. 

)  Vgl.  oben  S.  605.  Auch  Zorn  sprach  später  von  einem  vollen  Fiasko  in  der 
Abrüstungsfrage:  man  habe  „das  Grab  des  russischen  Antrags  nur  mit  einigen  Blumen 
frommer  Wünsche  und  schöner  Redensarten  geschmückt*.    (»Tag*  1903  Nr.  301.) 

7)  Vgl   oben  S.  607. 

8)  Vgl.  oben  S.  .^ö. 

°)  Auch  B.  v.  Suttner,  Tagebuchblätter  S.  79,  erwähnt,  dass  die  Empfehlung  zum 
weiteren  Studium  eine  Prozedur  ist,  die  gewöhnlich  als  Begräbnis  gilt. 
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Russland  ist  noch  in  einem  Impuls  edler,  schöner  Menschenliebe,  die 
übrigens  alle  „Friedensfreunde"  auszeichnet,  und  im  guten  Glauben  an  die 
Lösbarkeit  der  Abrüstungsfrage  in  die  Friedenskonferenz  eingetreten,1) 
während  die  Frage  des  Rüstungsstillstandes,  wie  auch  der  österreichische 
Delegierte  Lammasch  später  feststellte,  „bei  fast  allen  Vertretern  der  26  zur 
Konferenz  versammelten  Staaten  von  vornherein  den  grössten  Zweifeln 
begegnete".2) 

Aber  die  Haager  Arbeit  ist,  wenn  sie  auch  zu  keinem  positiven  Er- 
gebnis führen  konnte,  hoffentlich  doch  nicht  ganz  vergebens  gewesen.  Denn 
der  Einblick  in  diese  verwickelten  Verhältnisse  ist  durch  die  Haager 
Verhandlungen  wesentlich  gefordert  worden.8) 

Nunmehr  aber  heisst  es: 
Vestigia  terrent. 

*)  So  auch  Zorn  im  „Tag*  1903  Nr.  301. 

2)  „Die  Fortbildung  des  internationalen  Schiedsgerichts  seit  der  Haager  Konferenz 
und  die  Kolonialgerichtsfrage",  Sonderabdruck  aus  „Deutsche  Revue"  November  1905  S.  3. 
Vgl.  auch  Zorn  in  Wolfs  Ztschr.  f.  Socialwissenschaft  1906  Heft  12.  (Besprechung 
meines  ersten  Bandes.) 

8)  Auch  Lammasch  (a.  a  O.)  meinte  von  den  oben  erwähnten  „Zweifeln",  dass  sie 
„trotz  des  sehnlichsten  Wunsches  sehr  vieler,  wohl  der  meisten  der  Delegierten  nach 
dessen  Erzielung  durch  die  sachkundige  Erörterung  der  einzelnen  einschlagenden  Fragen 
eher  bestärkt  als  abgeschwächt  wurden". 


Schluss. 
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Ich  bin  mit  der  Darstellung  der  Verhandlungen  und  Beschlüsse  der 
Friedenskonferenz  zu  Ende. 

Nur  die  Frage  des  Kriegsmittel-  und  Rüstungsstillstands  erwies 
sich  als  unlösbar.  Aber  die  Verhandlungen  darüber  haben  wenigstens 
klärend  gewirkt  und  werden  hoffentlich  das  Gute  haben,  dass  man  jetzt 
die  Fragen  der  praktischen  Möglichkeit  auf  dem  Gebiet  der  Völkerrechts- 
reform etwas  kritischer  würdigt. 

Auf  allen  anderen  Gebieten  hatte  die  Haager  Konferenz  einen  be- 
achtenswerten Erfolg  zu  verzeichnen. 

Das  Friedens-  wie  das  Kriegsrecht  ruht  jetzt  auf  einem  festeren 
Untergrund  und  weist  erwünschtermassen  eine  grössere  Bestimmtheit  auf. 

Alle  früheren  Konferenzen  zusammen  haben  für  die  Fortbildung  des 
Völkerrechts  nicht  soviel  geleistet,  wie  .die  Haager  Friedenskonferenz  allein. 

Mittlerweile  hat  auch,  abgesehen  von  der  Konferenz  von  Algeciras, 
die  Genfer  Revisionskonferenz1)  und  die  Berliner  Konferenz  für  drahtlose 
Telegraphie  stattgefunden.2) 

Das  Völkerrecht  steht  unter  einem  guten  Stern.  Schon  ist  die 
II.  Haager  Konferenz  in  Sicht.  Ihr  Zusammentritt  war  anfangs  bereits  für 
die  zweite  Hälfte  des  Juli  1906  geplant,»)  soll  nun  aber  im  Frühjahr  1907 
stattfinden.     Hoffentlich  stellen  sich  keine  neuen  Hindernisse  entgegen. 

Wieder4)  war  es  ein  interparlamentarischer  Friedenskongress,  welcher 
die  erste  Anregung  gab,  indem  die  Abgesandten   des  Friedenskongresses 


*)  Vgl.  das  Vorwort  dieses  Buches  S.  V. 

2)  Durch  die  Convention  radiotelegraphique  internationale  vom  3.  November  1906 
akzeptierten  die  Mächte  nach  schwierigen,  hauptsächlich  durch  die  Interessen  der  Marconi- 
gesellschaft  erschwerten  Verhandlungen  den  deutschen  Vorschlag  betreffend  den  unbe- 
schränkten telegraphischen  Austausch  von  Schiff  zu  Küste  ohne  Rücksicht  auf  das 
zur  Anwendung  gelangende  System  der  Badlotelegraphle. 

Nach  dem  Schlussprotokoll  dürfen  wohl  einige  Küstenstationen  ausgenommen  werden, 
jedoch  nur  unter  der  Bedingung,  dass  an  Stelle  der  ausgeschalteten  eine  andere  genügende 
Station  für  den  uneingeschränkten  Nachrichtenaustausch  bereit  gestellt  wird.  Auf  dieses 
Ausnahmerecht  hat  indes  eine  ganze  Anzahl  von  Staaten  verzichtet. 

Die  Amerikaner  hatten  ausserdem  eine  Mitteilungspflicht  auch  für  den  Nachrichten- 
austausch von  Schiff  zu  Schiff  gewünscht,  was  dann  Gegenstand  einer  besonderen 
Zusatzvereinbarung  wurde,  an  der  sich  aber  nicht  alle  Konferenzmächte  beteiligten. 

3)  Zuerst  stand  die  Rücksicht  auf  den  panamerikanischen  Kongress  im  Wege,  und 
die  Botschaft  Roosevelts  vom  3.  Dezember  1906  dankte  für  die  Courtoisie  von  Russland 
und  Holland.  —  Später  kamen  die  russischen  Unruhen. 

*)  Vgl.  Bd.  I.  9. 

Meurer,  Haager  Friedenskonferenz  IT.  ** 


642  Ausblick  auf  die  II.  Haager  Konferenz. 


von  St.  Louis  1904  dem  tatkräftigen  und  weitsehenden  Präsidenten  der 
Vereinigten  Staaten,  Roosevelt,  der,  wieder  deutsche  Kaiser  erst  vor  kurzem 
anlässlich  der  Berliner  Antrittsvorlesung  des  amerikanischen  Professors 
Burgess  sagte,  die  Inkarnation  aller  guten  Eigenschaften  seines  Volkes  ist, 
am  29.  September  1904  die  Einberufung  einer  zweiten  Haager  Konferenz 
nahelegten.1)  Roosevelt,  den  damals  noch  nicht  das  Vertrauen  seiner 
Landsleute  zum  zweitenmal  zur  Präsidentschaft  berufen  hatte,  erklärte  sich 
bereit:  Politiker,  die  das  Gras  wachsen  hören,  meinten,  um  den  Demo- 
kraten den  Wind  aus  den  Segeln  zu  nehmen.  Schon  hatten  auf  die  An- 
frage des  Staatssekretärs  Hay2)  die  Mächte  ihre  prinzipielle  Bereitwilligkeit 
zu  einer  zweiten  Konferenz  erklärt,8)  als  das  durch  den  Friedensschluss 
von  Portsmouth  freigewordene  Russland  in  die  Lage  kam,  in  Fortführung 
seiner  Politik  von  1899  wieder  an  die  Spitze  der  internationalen  Friedens- 
mission zu  treten,  die  jetzt  Roosevelt  dem  Zaren  Nicolaus  IL  bereitwilligst 
überliess. 

Unter  dem  Hinweis,  dass  man  nicht  mehr  hinter  die  Friedenskonferenz 
zurück  darf,  wohl  aber  über  dieselbe  hinaus  soll,  habe  ich  schon  1903 
in  meiner  Rektoratsrede4)  bemerkt,  dass  für  eine  weitergehende  Reform 
des  Völkerrechts  schon  durch  die  Haager  Wünsche  ein  grosses  Arbeitsfeld  ab- 
gesteckt worden  sei.  Nach  den  Ausführungen  des  Präsidenten  Roosevelt 
beim  Empfang  der  Abordnung  der  interparlamentarischen  Friedenskonferenz 
von  St.  Louis  am  29.  September  19045)  durfte  man  annehmen,  dass  die 
Tagesordnung  der  IL  Haager  Konferenz  in  der  Tat  hauptsächlich  durch 
die  Wünsche  und  unerledigten  Aufgaben  der  Friedenskonferenz  gebildet 
werde. 

Das  hat  nun  auch  mittlerweile  seine  Bestätigung  gefunden. 

A.  Es  steht  allerdings  fest,  dass  trotz  der  wiederholten  Forderung  der 
Konferenzen  der  Friedensgesellschaften  (seit  1899)  die  Frage  des  Rüstungs- 
stillstandes ebenso  wenig  wie  diejenige  der  Kriegsmittelbeschränkung  auf 
die  Tagesordnung  gesetzt  ist.  Zwar  liegen  auch  in  dieser  Richtung  zwei 
Wünsche  und  eine  Resolution  der  Haager  Friedenskonferenz  vor.6)  Aber 
die  russische  Regierung  sieht  sich  jetzt  vor  neue  Militäraufgaben  gestellt 


')  Fried,  Handbuch  der  Friedensbewegung  S.  342.  Schon  frühere  Friedenskongresse 
(ygl.  z.  B.  die  Wiener  interparlamentarische  Konferenz  von  J903,  Fried,  Handbuch  der 
Friedensbewegung  S.  336)  hatten  den  Wunsch  nach  einer  baldmöglichen  zweiten  Session 
der  Haager  Konferenz  ausgedrückt.  Die  Friedenskonferenz  von  Rouen  1903  wollte  das 
französische  Parlament  veranlassen,  dem  Präsidenten  der  französischen  Republik  die 
Einberufung  einer  neuen  Haager  Konferenz  zu  empfehlen,  aber  die  französische  Kammer 
verhielt  sich  ablehnend.    (Fried,  Friedenswarte  1904  Nr.  10  S.  184.) 

*)  Das  Rundschreiben  vom  31.  Oktober  1904  nahm  ausdrücklich  Bezug  auf  die 
Resolution  des  interparlamentarischen  Friedenskongresses  von  St.  Louis  und  umschrieb 
das  Programm  der  einzuberufenden  Konferenz,  allerdings  noch  recht  allgemein,  folgender- 
massen:  „Ihre  Bemühung  würde  natürlich  in  der  Richtung  einer  weiteren  Kodifikation 
der  allgemeinen  Ideen  von  Recht  und  Gerechtigkeit  liegen,  die  wir  Völkerrecht  nennen, 
und  ihre  Mission  wäre,  diesen  Ideen  in  der  Zukunft  Geltung  zu  verschaffen".  (Fried, 
Handbuch  der  Friedensbewegung,  S.  344.) 

8)  Fried,  Handbuch  der  Friedensbewegung  S.  344. 

*)  «Obersicht  über  die  Arbeiten  der  Haager  Friedenskonferenz11,  S.  60. 

*)  Vgl.  Frieds  Friedens-Warte  1904  Nr.  10  S.  188. 

•)  Vgl.  oben  S.  559,  613. 
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und  hat  sich  wohl  auch  im  Verlauf  der  Zeit  von  der  Unmöglichkeit  der 
Lösung  des  Stillstandsproblems  überzeugt.  In  der  Note  vom  16.  März 
(a.  St.)  1906,  in  welcher  die  russische  Regierung  die  Aufgaben  für  die 
II.  Haager  Konferenz  in  Vorschlag  bringt,  wird  die  Frage  des  Rüstungs- 
stillstands daher  sogar  ausdrücklich  vom  Arbeits- Programm  abgesetzt.1) 
Die  schönsten  Ideen  sind  eben  bedeutungslos,  wenn  sie  nicht  aus- 
führbar sind.  Über  die  Unausführbarkeit  der  Idee  des  Rüstungsstillstands 
sollte  aber  nach  den  Verhandlungen  der  Friedenskonferenz2)  kein  Zweifel 
mehr  bestehen.8) 

Nichtsdestoweniger  scheinen  jetzt  andere  Staaten  in  die  von  Russ- 
land aufgegebene  Position  einrücken  zu  wollen. 

Das  englische  Parlament  und  die  englische  Regierung  hat  sich  bereits 
in  der  Richtung  festgelegt,  die  angebliche  Lücke  des  russischen  Programms 
auszufüllen4);  und  der  italienische  Minister  d.  A.  Tittoni  hat  auf  eine 
Anfrage  des  Deputierten  Brunialti,  betr.  die  Instruktionen  der  ita- 
lienischen Vertreter  zur  zweiten  Haager  Konferenz  und  bezüglich  des  Be- 
schlusses des  englischen  Unterhauses  am  14.  Juni  1906  erklärt,  die 
Delegierten  Italiens  auf  der  Haager  Konferenz  würden  den  Auftrag  erhalten, 
die  Anregung  Englands  in  der  Frage  des  Rüstungsstillstandes  zu  unter- 
stützen.6) Auch  im  französischen  6)  und  amerikanischen  7)  Parlament  hatten 
„pacifistische"  Abgeordnete  Wünsche  dieser  Art  geäussert. 

Ich  würde  es  in  tiefster  Seele  bedauern,  wenn  man  an  einer 
Sisyphusarbeit8)  von  neuem  seine  Kräfte  vergeuden  und  dabei  auch  noch 
Zwiespalt  in  die  Konferenz  hineintragen  würde,  welch  letztere  vor  grosse 
Aufgaben  gestellt  sein  wird  und  ihre  Kräfte  auf  diese  konzentrieren  muss. 

So  hat  denn  auch  bereits  der  holländische  Minister  d.  Ä.  Ende 
November  1906  in  der  Kammer  erklärt,  dass  er  der  Meinung  derjenigen 
beipflichte,  die  zwar  für  die  Einschränkung  der  Rüstungen  sind,  aber  be- 


')  Hier  heisst  es:  „Die  kaiserliche  Regierung  ist  infolgedessen  der  Ansicht,  dass 
es  zurzeit  notwendig  wäre,  sich  nur  mit  der  Prüfung  der  Fragen  zu  beschäftigen,  die 
durch  die  Erfahrung  der  letzten  Jahre  mit  besonderer  Dringlichkeit  zutage  getreten  sind, 
ohne  diejenigen  zn  berühren,  die  eine  Reduktion  der  Land-  und  Marine- 
streitkräfte betreffen  könnten,  und  beantragt,  als  Programm  für  die  bevor- 
stehende Konferenz  die  nachstehenden  Hauptpunkte  in  Aussicht  zu  nehmen."  (Fried, 
Friedenswarte  190«  Nr.  5  S.  92.) 

2)  Vgl.  oben  S.  586  fT. 

»)  Vgl.  oben  S.  613  ff. 

*)  Vgl.  oben  S.  623  f. 

6)  Davon  wurde  auch  auf  dem  Mailänder  Weltfriedens-Kongress  und  der  Londoner 
interparlamentarischen  Konferenz  v.  J.  1906  Kenntnis  genommen.  Vgl.  Fried,  „Friedens- 
warte" 1906  Nr.  10  S.  186  und  „Die  Beschränkung  der  Rüstungen"  1906  S.  18  f. 

°)  d'Estournelles  im  Senat  am  11.  April  1905.  (Fried  gibt  eine  autorisierte  Über- 
setzung nach  dem  Journal  officiel  de  la  republique  fran^aise  v.  12.  April  1905  in  einer 
Beilage  der  Friedenswarte:  „Dokumente  des  Pazifismus  Nr.  1.")  Weiter  berichtet  Fried 
von  einer  Rede,  die  d'Estournelles  am  9.  April  1906  im  Senat  hielt  und  in  welcher  er 
verlangte,  dass  sich  die  französische  Regierung  mit  den  anderen  Staaten  zu  einer  gemein- 
samen Beratung  Ober  jene  Schritte  einige,  die  zum  Zwecke  einer  gemeinsamen  Abrüstung 
zu  tun  seien.  (Friedenswarte  1906  Nr.  5  S.  95.)  Per  Minister  antwortete  aber  damals: 
das  beste  Mittel,  den  Frieden  zu  erhalten,  ist,  «J^  es  Frankreich  nicht  an  der  nötigen 
Voraussicht  fehlen  lässt  und  eine  mächtige  Flotte  besitzt. 

7)  Barthold  (Frieds  Friedenswarte  1906  ta      ß  S.  WV 
J)  Vgl.  meine  Ausführungen  oben  S.  6&ö  *• 
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fürchten,  dass,  wenn  diese  Frage  in  den  Vordergrund  gestellt  wird,  dadurch 
dem  Erfolge  der  anderen  Verhandlungen  auf  der  Konferenz  Abbrach  ge- 
schehen könne,  die  sonst  zu  wichtigen  Ergebnissen  führen  könnten.1) 

Die  „Friedensfreunde*  sind  freilich  anderer  Meinung. 

d'Estournelles  de  Constant  erklärte  auf  der  Londoner  interparla- 
mentarischen Friedenskonferenz  im  Juli  1906  in  seinem  Bericht:2) 

„Vor  allen  Dingen  müssen  wir  fordern  und  erreichen,  dass  die  Frage 
der  Rüstungsbeschränkung  auf  das  Programm  der  zweiten  Haager  Kon- 
ferenz gestellt  werde.-8) 

In  der  Tat  sprach  dann  auch  die  Londoner  Konferenz  nach  einer 
Debatte  den  „formellen  Wunsch*4  aus, 

„dass  die  Frage  der  Rüstungseinschränkung  auf  das  Programm  der  nächsten 
Haager  Konferenz  gesetzt  werde."4) 

Zum  andern  Mal,  so  führte  damals  d'Estournelles  aus,  könnte  die 
Haager  Konferenz  allerdings  das  Problem  einer  späteren  Versammlung 
nicht  mehr  überweisen.  Und  damit  die  Haager  Konferenz  nicht  selbst 
gezwungen  werde,  das  Problem  der  Rüstungsbeschränkungen  zu  begraben,, 
warnte  der  Redner  davor,  „ein  zweites  Mal  nach  dem  Haag  zu 
gehen,  ohneStudium,  ohne  Vertiefung,  ohne  Vorbereitung/15) 

Des  weiteren  wünschte  d'Estournelles  und  beschloss  die  Konferenz, 
dass  die  Frage  der  Rüstungsbeschränkung  zum  Gegenstand  nationalen 
Studiums  gemacht  werde,  als  notwendige  Vorbedingung  einer  er- 
spriesslichen  internationalen  Diskussion. 

Dabei  verstieg  sich  der  Optimismus  des   französischen  Senators  zu 

folgender  Höhe: 

„Möge  jeder  Staat  fOr  sich  mit  dem  Studium  der  Frage  beginnen,  wenn  er 
wahrhaftig  die  Absicht  hat,  sie  mit  den  anderen  gemeinsam  zu  lösen.  Das  wird 
schon  ein  günstiges  Zeichen  sein,  wenn  die  Haager  Konferenz  einer  gewissen  An- 
zahl von  ausgearbeiteten  Entwürfen  gegenüberstehen  wird.  Gebe  man  ihr  die 
Verlegenheit  der  Wahl  zwischen  einem  französischen,  einem  englischen,  einem 
amerikanischen,  einem  deutschen,  italienischen  u.  s.  w.  Entwurf.  Sie  möge  so 
viel  Entwürfe  haben,  als  Länder  vertreten  sein  werden  und  ge- 
wissermassen  nichts  anderes  zu  tun  haben,  als  diese  ver- 
schiedenen Entwürfe  miteinander  in  Einklang  zu  setzen."6) 

Die  französische  Regierung  hat  bereits  geantwortet. 

Der  Ministerpräsident  Clemenceau   entwickelte  im  Programm  des 

neuen  Ministeriums,  das   sich  am  5.  Novbr.  1906  der  Kammer  vorstellte, 

folgende  Sätze: 

Der  Frieden  der  zivilisierten  Welt  gründet  sich  auf  die  Stärke  der 
Heere.  Wie  könnten  wir  also  mit  eigener  Hand  die  höchste  Garantie 
unserer  Unabhängigheit  zerstören?  Bis  zu  dem  glücklichen,  aber 
unbestimmten  Tage,  an  dem  das  Rögime,  das  jetzt  die 
Beziehungen  der  Völker  regelt,  wird  geändert  werden 
können,   muss  es  unsere  erste  Pflicht  gegen  das  Vaterland  sein,   nicht  zuzu- 


l)  Münchner  Neueste  Nachrichten  v.30.Nov.l906Nr.560,  Friedenswarte  1906,  S.230. 
9)  Autorisierte  Übersetzung   von  Fried:  „Die  Beschränkung  der  Rüstungen."    VgL 
auch  Frieds  „Abrüstungsproblem*  in  „Der  Kontinent"  19067,  Heft  %  S.  95  ff. 
8)  a.  a.  0.  S.  48. 
*)  a.  a.  O.  S.  53. 
5)  a.  a.  O.  S.  51. 
•)  a.  a.  0.  S.  52. 
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lassen,   dass  es  in  irgend  einem  Bestandteile  seiner  Verteidigungskraft 
geschwächt  werde 

Dann  hiess  es  weiter: 

Ehe  man  philosophiert,  muss  man  überhaupt  sein.  Des- 
halb wollen  wir  unsere  militärischen  Kräfte  aufrecht  erhalten,  um  allen  Even- 
tualitäten begegnen  zu  können. 

Schliesslich  wurde  eine  Gesetzesvorlage  betreffend  die  Cadres  und 
die  Effektivstärke  angekündigt,  welche  die  volle  Ausnutzung  der  Rekru- 
tierungsmittel bezweckt. 

Da  wird  man  allerdings  die  Abrüstungsfrage  noch  ruhig  vom  Pro- 
gramm der  nächsten  Haager  Konferenz  abstellen  können. 

Auch  die  Botschaft  des  Präsidenten  Roosevelt  vom  3.  De- 
zember 1906  kann  darin  nur  bestärken. 

Hier  ist  folgendes  ausgeführt:1) 

Es  muss  immer  im  Auge  behalten  werden,  dass  ein  K  r  i  e  g ,  wo  der  Friede  nur 
durch  das  Opfer  der  Gewissensüberzeugung  oder  der  nationalen  Wohlfahrt  erlangt 
werden  kann,  nicht  nur  zu  rechtfertigen  ist,  sondern  für  ehrenhafte  Männer  und 
für  jede  ehrenhafte  Nation  zum  Gebot  wird.  Ein  gerechter  Krieg  ist 
auf  die  Dauer  für  die  Seele  einer  Nation  weit  besser  als  der 
blühendste  Friede,  der  durch  das  Dulden  von  Unbill  oder 
Ungerechtigkeit  erlangt  ist;  ja  es  kann  selbst  weit  besser 
sein,  im  Kriege  geschlagen  zu  werden,  als  überhaupt  nicht 
gekämpft  zu  haben. 

Die  Vereinigten  Staaten,  heisst  es  dann  weiter,  sollten  alles  tun,  um  die 
Herbeiführung  des  Friedens  unter  den  Völkern  zu  beschleunigen ;  solange 
aber  eine  internationale  Macht,  welche  jedes  Unrecht  wirk- 
sam verhindern  kann,  fehle,  könne  keine  grosse  und  freie  Nation  sich 
selbst  der  Macht  berauben,  ihre  Rechte  zu  schützen  nnd  in  Ausnahmefallen  selbst 
für  die  Rechte  anderer  einzustehen.  Die  Möglichkeit  der  friedlichen  Beilegung 
von  Streitigkeiten  durch  Schiedsspruch  hänge  gegenwärtig  hauptsächlich  davon  ab, 
dass  die  Nationen,  die  recht  zu  handeln  willens  sind,  genügend  bewaffnete 
Stärke  besitzen,  um  ihre  Absicht  wirksam  zu  machen. 

Die  Flotte  der  Vereinigten  Staaten  sei  der  sicherste 
Bürge  des  Friedens,  den  das  Land  besitze.  Er  verlange  nicht, 
sagt  der  Präsident,  dass  die  Flotte  weiter  vergrössert  werde,  aber  ihre  gegen- 
wärtige Stärke  müsse  aufrecht  erhalten  werden  dadurch,  dass  die  veralteten  und 
verbrauchten  Schiffe  durch  neue,  gute,  die  denen  jeder  anderen  Flotte  gleich- 
kommen, ersetzt  werden.  Es  solle  ein  Programm  aufgestellt  werden,  wonach 
jährlich  wenigstens  ein  Schlachtschiff  erster  Klasse  gebaut  wird,  das  an  Grösse 
und  Schnelligkeit  jedem  gleichzeitig  im  Bau  befindlichen  Schiffe  anderer  Nationen 
gleichkommt;  es  solle  mit  möglichst  vielen  sehr  schweren  Geschützen  desselben 
Kalibers  und  kleinen  Geschützen  zur  Zurückweisung  von  Torpedo- Angriffen  bestückt 
werden,  schweren  Panzer,  Turbinenmaschinen,  kurz  alle  modernen  Fortschritte 
aufweisen.  Natürlich  müssten  von  Zeit  zu  Zeit  auch  Kreuzer,  Kohlenschiffe,  Tor- 
pedojäger und  Torpedoboote  erneuert  werden.  Ferner  empfiehlt  der  Präsident 
Massnahmen  zur  unausgesetzten  sorgsamen  Ausbildung  von  Offizieren  und  Mann- 
schaften, zur  Vervollkommnung  des  Offizierkorps  in  Flotte  und  Heer,  tritt  für 
Vermehrung  der  Küstenverteidigungsmannschaften,  reichliche  Abhaltung  von 
militärischen  Manövern  und  Übungsmärschen,  Zusammenziehung  der  allzusehr  über 
das  Land  zerstreuten  Truppen  ein  und  hebt  hervor,  dass  die  prompte  Aktion  in 
Kuba  vor  kurzem  die  Schlagfertigkeit  von  Heer  und  Flotte,  namentlich  infolge  der 
Leistungsfähigkeit  des  Generalstabs  und  des  Generalrats  der  Marine  bewiesen 
hätten.  Zum  Schlüsse  spricht  sich  der  Präsident,  da  das  Land  im  Kriegsfalle 
hauptsächlich  auf  Freiwillige  angewiesen  sei,  für  möglichste  Ausbreitung  des 
Schützenwesens  nach  Schweizer  Muster  aus. 

Durch  diese  Kundgebung  rückte  der  Präsident  der  Vereinigten  Staaten 
weit  ab  vom  Abrüstungsprogramm  des  englischen  Kabinetts. 

l)  Abgedruckt  nach  den  Münchner  Neueste  Nadarichlen  v.  5.  üezbr.  1906  Nr.  568. 
Vgl.  dazu  Frieds  Friedenswarte  1906  S.  232.  Der  authentische  Text  ist  mfr  noch  nicht  bekannt. 
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Die  höhere  Notwendigkeit  von  Krieg  und  Kriegsbereitschaft  verlangt, 
dass  eine  grosse  und  freie  Nation  weder  stillsteht  noch  abrüstet,  und  dass 
sie  eine  genügend  bewaffnete  Macht  selbst  zu  dem  Zwecke  besitzt,  um 
die  Möglichkeit  friedlicher  Beilegung  von  Streitigkeiten  durch  Schiedsspruch 
sicher  zu  begründen. 

Der  beste  Bürge  des  Friedens  ist  immer  noch  eine  respektable  Streit- 
macht. Für  die  Mannschaften  der  Küstenverteidigung  wird  eine  Erhöhung 
der  Präsenzziffer  gefordert  und  die  Flotte  soll,  wenn  auch  nicht  nach  der 
Zahl,  so  doch  durch  die  Qualität  der  Kriegsschiffe  und  die  Art  ihrer 
Ausrüstung  eine  Verstärkung  erfahren. 

Das  ist  die  Quintessenz  der  Botschaft. 

Dazu  vergleiche  man  die  Erklärung  Mahans  oben  S.  612. 

Die  Amerikaner  hielten  es  darnach  schon  1899  zwar  für  wünschenswert, 
dass  die  Frage  des  Rüstungsstillstands  noch  gründlich  studiert  werde,  erklärten 
dies  aber  lediglich  für  eine  Sache  der  Europäer,  „bei  welcher  sich 
deshalb  die  Vereinigten  Staaten  unter  keinem  Vorwand 
beteiligen  wollen."  Es  verlautet,  dass  Frankreich  und  England  die 
Stillstandsanregung  neuestens  Amerika  überlassen  wollen.  Das  bedeutet 
dann  einen  Verzicht 

Wie  sich  die  deutsche  Reichsregierung  zur  wiederholten  Ver- 
handlung der  Rüstungsfrage  stellen  wird,  weiss  ich  nicht;  es  lässt  sich  aber 
unschwer  voraussehen.     Die  Zeitungen  melden  denn  auch  schon  die  Absage. 

Philipp  Zorn  hat  bereits  in  einem  Artikel  „Friedensbewegung  und 
Haager  Konferenz", *)  der  sich  in  der  Argumentation  gegen  den  Rüstungs- 
stillstand mit  meinen  Ausführungen  oben  S.  613  ff.  berührt,  hervorgehoben, 
dass  für  das  Deutsche  Reich  nicht  der  mindeste  Grund  besteht,  seine 
frühere  Stellung  zur  Frage  des  Rüstungsstillstandes  zu  ändern.2) 

Wird  übrigens  das  russische  Programm  von  den  Staaten  angenommen, 
so  scheidet  die  Frage  des  Kriegsmittel-  und  Rüstungsstillstandes  —  die 
letztere  sogar  kraft  ausdrücklicher  Bestimmung8)  —  trotz  entgegenstehender 


*)  Sonderabdruck  aus  „Deutsche  Revue",  November  1906  S.  8.  Gegen  diese  Auf- 
fassung wandte  sich  dann  aber  Fried  in  der  „ Friedenswarte •,  November  1906  Nr.  11 
S.  203  ff.  Fried  gibt  die  „mangelnde  Logik  der  heutigen  Friedenssicherungen  *  zu  (S.  204), 
—  vgl.  in  dieser  Hinsicht  jetzt  auch  Ph.  Z  o  r  n  im  Novemberheft  der  Zeitschr.  f.  Social- 
wissenschaft  1906  Bd.  IX  S.  733  —  zieht  also  einfach  wiederum  einen  Wechsel  auf 
die  Zukunft.  Ich  wiederhole  aber,  erst  müssen  wir  eine  vollkommene  Friedens- 
sicherung haben;  dann  mag  man  über  Rüstungsstillstand  und  Abrüstung  reden. 

*)  In  einer  Besprechung  meines  1.  Bandes  in  der  Wolfschen  Zeitschr.  f.  Social- 
wissenschaft  1906  12.  Heft  führt  Ph.  Zorn  neuestens  folgendes  aus:  „Die  Haager 
Konferenz  hat  vor  den  Augen  der  Deutschen  im  allgemeinen  wenig  Gnade  gefunden. 
Von  den  ihr  gestellten  Aufgaben  war  von  Anfang  an  dasjenige  am  meisten  in  der 
Öffentlichkeit  besprochen  worden,  was  für  uns  Deutsche  einen  utopischen 
Charakter  trug  und  trägt:  die  Abrüstung.  Und  nachdem,  wie  dies  jeder 
verständige  Mensch  vorausgesehen  hatte,  in  diesem  Punkte  eine  zwar 
interessante,  aber  völlig  resultatlose  Verhandlung  stattgefunden  hatte,  glaubte  man  sich 
berechtigt,  einfach  die  Resultatlosigkeit  der  Haager  Konferenz  festzustellen  und  die  „naive" 
Idee  des  russischen  Zaren  zu  bewitzeln  und  zu  verspotten."    So  weit  Zorn. 

Ich  möchte  wünschen,  dass  sich  dies  bei  der  II.  Haager  Konferenz  nicht  wieder- 
holt. Diejenigen  tun  daher  der  bevorstehenden  Konferenz  einen  schlechten  Dienst,  welche 
der  erneuten  Einstellung  der  Frage  des  Rüstungsstillstandes  in  das  Konferenzprogramm 
das  Wort  reden. 

s)  Vgl.  oben  S.  643 l. 
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Parlaments-  und  Friedenskongress-Wünsche,  sowie  Regierungserklärungen 
aus  der  Zuständigkeit  der  II.  Haager  Konferenz  vollständig  aus. 

d'Estournelles  meinte:  „Diesmal  wird  die  Konferenz  nicht,  wie  im 
Jahre  1899,  die  Möglichkeit  haben,  ihre  Arbeiten  auf  einen  andern  Punkt 
ihres  Programms  zu  konzentrieren,  denn  alle  anderen  Artikel 
dieses  Programms  sind  neben  der  von  der  ganzen  Welt 
erwarteten  Rüstungsbeschränkung  völlig  nebensächlich."1) 

Wir  wollen  sehen. 

B.  Die  identische  Note  vom  16.  März  1906  (a.  St.),2)  die  den  diplo- 
matischen Vertretern  des  Zarenreichs  zur  Übermittelung  an  die  betreffenden 
Regierungen  zuging,  entwickelt  folgendes  Arbeitsprogramm  für  die 
zweite  Haager  Konferenz. 

Nachdem  in  der  Einleitung  die  Notwendigkeit  betont  ist,  die  philan- 
tropischen  Prinzipien,  die  den  Arbeiten  der  bedeutungsvollen  internatio- 
nalen Versammlung  des  Jahres  1  899  zugrunde  gelegt  waren,  weiter 
zu  entwickeln,  heisst  es: 

„Die  erste  Konferenz  wurde  mit  der  Überzeugung  geschlossen,  dass  ihre 
Arbeiten  in  der  Zukunft  durch  eine  allmähliche  und  geregelte  Entwickelung  der 
Bildung  bei  den  Völkern,  sowie  nach  Massgabe  der  gesammelten  Erfahrungen 
ergänzt  werden  wurden11. 

Nach  dem  weiteren  Inhalt  des  erwähnten  Rundschreibens  sollen  in 
durchaus  praktischer  Art  nur  diejenigen  Fragen  herausgegriffen  werden, 
„die  durch  die  Erfahrung  der  letzten  Jahre  mit  besonderer  Dringlichkeit 
zutage  getreten  sind44;  und  zwar  soll  diese  Erweiterung  oder  Ergän- 
zung sämtlichen  Abkommen  und  Erklärungen  der  Haager  Konferenz  zu- 
teil werden  (Z.  I,  II  und  IV);  schliesslich  ist  auch  eine  besondere  See- 
kriegskonvention geplant  (Z.  III). 

In  Frage  kommt  also:  I.  die  Fortbildung  des  Friedensrechts,  II. 
die  Fortbildung  des  Landkriegs  rechts,  III.  die  Schaffung  eines  See- 
kriegsrechts, IV.  die  Fortbildung  des  Seekriegs-Sanitätsrechts. 

Das  Rundschreiben  betont,  die  russische  Regierung  habe  bei  der 
Aufstellung  des  Programms  „nach  Massgabe  der  Möglichkeit,  die  von 
der  ersten  Friedenskonferenz  geäusserten  Wünsche  in  Betracht  ge- 
zogen, nämlich  die  bezüglich  der  Rechte  und  Pflichten  der  Neutralen,  des 
Privateigentums  der  Kriegführenden  auf  See,  des  Bombardements  von 
Häfen,  Städten  und  dgl."8) 

Darnach  gliedert  sich  das  in  dem  Rundschreiben  des  Weiteren  ent- 
worfene Spezialprogramm  folgendermassen. 

I.  Zunächst  sollen  an  dem  friedensrechtlichen  Abkommen4) 
»einige  Verbesserungen"  angebracht  werden. 

l)  Fried,  „die  Beschränkung  der  Rüstungen",  S.  51. 

")  In  deutscher  Übersetzung  abgedruckt  in  Frieds  Friedenswarte  1906  (Mitte 
Mai)  Nr.  5  S.  92  ff.    Vgl.  auch  Nr.  4  S.  72. 

3)  Diese  „Wünsche"  der  Friedenskonferenz  habe  ich  zusammengestellt  in  Bd.  I.  5& 

*)  Hier  wird  gerühmt,  dass  „das  wichtigste  Resultat  der  Konferenz  -  der  inter- 
nationale Schiedsgerichtshof"  —  seine  „Leberj8fbügfceit"  bewiesen  habe,  und  die  inter- 
nationalen Üntersuchungs-Kommissionen  bei*;*  eiD*  WfcflwraraMto*  Bedeutung"  erlangt 
hatten.  *lXS 
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Die  Note  führt  aus:  Es  seien  in  der  bisherigen  Praxis  einige  Detail- 
fragen angeregt  worden,  die  entschieden  werden  müssten. 

1 .  „Unter  anderem"  erscheine  es  wünschenswert,  dass  die  Frage  der 
Gerichtssprache  prinzipiell  festgelegt  werde. 

mm 

Über  die  jetzigen  Bestimmungen  vgl.  meine  Darstellung  in  Bd.  I.  322. 

2.  Ebenso  sei  es  „notwendig,  einige  Vervollkommnungen  in  dem 
Modus  der  Tätigkeit  der  internationalen  Untersuchungs-Kom- 
missionen  einzuführen''. 

Über  das  geltende  Recht  vgl.  Bd.  I.  149—166. 

Die  Wünsche  der  „Pazifisten"  gehen  auf  dem  Gebiet  der  Fortbildung 
des  Friedensrechts  allerdings  erheblich  weiter.1) 

Der  Mailänder  Weltfriedenskongress  von  1906  drückte 
demgemäss  den  Wunsch  aus, 

„dass  sich  die  künftige  Haager  Konferenz  mit  keinerlei  Nebenfragen  beschäftige 
und  ihre  ganze  Aufmerksamkeit  auf  die  Frage  der  vorbereitenden  Grundlage  einer 
Rechtsunion  der  Kulturstaaten  und  auf  die  Frage  der  Abrüstung  konzentriere."1) 

II.  Auch  das  Landkriegsrecht  soll  „ergänzt"  und  ihm,    um  jeg- 
liche Zweifel  zu  beseitigen,  „eine  grössere  Bestimmtheit  verliehen  werden". 
Eine  solche  Ergänzung  soll  angestrebt  werden: 

a.  im  Landkriegsreglement  (KGB.): 

1.  bezuglich  „der  Eröffnung  der  kriegerischen  Operationen". 
Ich  vertrete  schon  längst  die  Forderung,   dass   ein  Rechtssatz  die 

Notwendigkeit  der  Kriegserklärung  aussprechen  möge  und  habe  dem  auch 
in  Bd.  I.  S.  128  Ausdruck  gegeben.  Vgl.  weiterhin  Bonfils-Grah,  Völker- 
recht S.  551. 

2.  Was  die  „Rechte  der  Neutralen  zu  Lande  usw."  betrifft,  so 
liegt  hier  ein  Wunsch  der  Friedenskonferenz  vor.8)  Es  handelt 
sich  da  um  „die  erstmalige  Kodifikation  eines  ebenso  bedeut- 
samen als  kontroversenreichen  Rechts".4) 

Über  den  Kabelschutz  insbesondere  vgl.  oben  S.  307,  311,  313,  340. 
Vgl.  auch  die  beiden  Schriften  von  Franz  Scholz  „Krieg  und  See- 
kabel44 1904,  und  „Drahtlose  Telegraphie  und  Neutralität44  1905. 

b.  Eine  Ergänzung  ist  weiter  geplant:  bezüglich  der  kriegsrechtlichen 
„Deklarationen  vom  Jahre  1899". 

1.  Nach   drei  Richtungen  hat  bis  jetzt  die  Idee  der  Peters- 
burger Konvention  von   1868   einen   gesetzlichen   Niederschlag 
gefunden  und  so  entstanden  die  drei  Erklärungen.5) 
Ich  habe  aber  schon  erwähnt,  dass  die  Rechtsentwickelung  hier  am 
allerwenigsten  als  abgeschlossen  angesehen  und  die  Fortbildung  nur  in  der 
Form  neuer  konkreter  Verbotsgesetze  gedacht  werden  kann.6) 


l)  Vgl.  z   B.  Frieds  Friedenswarte  1906  Nr.  4  S.  72  ff. 

*)  Frieds  Friedenswarte  1906  Nr.  10  S.  191. 

8)  Vgl.  oben  S.  336  ff. 

*)  Vgl.  oben  S.  339. 

6)  Vgl   oben  S.  459  ff. 

'J  Vgl.  oben  S.  524,  insbes.  Anm.  1. 
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2.  Ein  eigener  Verhandlungsgegenstand  ist:  „anlässlich  des  Termin- 
ablaufs   der    einen    von    diesen    Deklarationen    die    Frage 
ihrer  Erneuerung". 
Es  handelt  sich  da  um  die  erste  Erklärung,1)  deren  Verlängerung 
indes  meines  Erachtens  nicht  veranlasst  erscheint2) 

III.  Auf  dem  Gebiete  des  Seekriegs,  so  fuhrt  die  Note  aus,  stimmen 
die  Gesetze  und  Gebräuche  der  einzelnen  Staaten  nicht  in  jeglicher  Be- 
ziehung überein ;  deshalb  liegt  die  „Notwendigkeit"  vor,  „bestimmte  Regeln 
festzustellen,  um  die  Rechte  der  Kriegfülirenden  mit  den  Interessen  der 
Neutralen  in  Einklang  zu  setzen". 

In  der  Tat  ist  das  Seekriegsrecht  zum  guten  Teil  Neutralitätsrecht. 
Die  Note  bezeichnet  es  als  „notwendig",  hierfür  „eine  Konvention 
zu  vereinbaren,  deren  Ausarbeitung  als  eine  der  wichtigsten  Auf- 
gaben der  bevorstehenden  Konferenz  zu  betrachten  wäre". 

Dabei  soll  eine  Vereinbarung   insbesondere   in  „folgenden  Fragen" 
erzielt  werden: 

1.  Über  die  „besonderen  Operationen  des  Seekrieges",  wie: 

a)  „das  Bombardement  von  Häfen,  Städten  und  An- 
siedelungen durch  Marinestreitkräfte." 

In  dieser  Richtung  liegt  ein  Wunsch  der  Friedenskonferenz  vor. 

Vgl.  oben  S.  159  ff. 

Deutschland  ist  weniger  exponiert ;  aber  andere  Länder,  wie  England, 
Frankreich  und  vor  allem  Italien,  haben  viele  Küstenstädte,  die  der  Be- 
schiessung  vom  Meere  her  sehr  ausgesetzt  sind.  Ein  sachkundiger  Artikel 
der  Kölnischen  Zeitung  vom  15.  Mai  1906  (Nr.  526) 8)  meint:  „Es  wird 
selten  genug  beachtet,  dass  Italiens  Politik  von  der  Möglichkeit  beeinflusst 
wird,  dass  Livorno,  Neapel,  Palermo,  Messina,  Venedig  von  mächtigen 
Geschwadern  beschossen  werden  könne".  „Italien",  so  meint  der  Artikel 
weiter,  „wird  es  besonders  begrüssen,  dass  der  Zar  diesen  Punkt  auf  das 
Programm  der  zweiten  Konferenz  gesetzt  hat." 

b)  Eine  ganz  neue  Frage,  deren  Bedeutsamkeit  durch  den  ost- 
asiatischen Krieg  vor  Augen  geruckt  wurde,  betrifft  „die  Legung 
von  Minen  u.  s.  w." 

Insoweit  es  sich  hier  möglicherweise  um  ein  verbotenes  (zu  verbie- 
tendes) Kriegsmittel  handelt,  vgl.  oben  S.  157,  und  im  übrigen  vgl.  ins- 
besondere oben  S.  340. 

Der  zitierte  Artikel  der  Kölnischen  Zeitung  vom  1 5.  Mai  1 906  (Nr.  526) 
meint  von  den  freitreibenden  Mienen,  dass  man  sich  im  „allgemein  mensch- 
lichen Interesse  über  ein  Verbot  dieser  Waffe  freuen  müsste". 

Die  ungeheure  Ausdehnung  der  Minen  im  russisch-japanischen  Krieg 
hat  schon  im  Dezember  1904  auch  die  italienische  Deputiertenkammer 
beschäftigt.    Der  Abg.  Santini  hatte  hier  angeregt,   dass  sich  eine  Kon- 

*)  Vgl.  oben  S.  463  ff.,  467  ff. 
*)  Vgl.  oben  S.  469. 

*)  Dieser  Artikel,  der  im  folgenden  des  öfteren  angezogen  werden  wird,  behandelt 
das  Thema:  „Die  zweite  Haager  Friedenskonferenz  nnd  das  Seerecht". 
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ferenz  mit  der  Kodifikation  von  Bestimmungen  über  die  Verwendung  von 
Minen  und  sonstigen  unter  der  See  gebrauchten  Waffen  beschäftigen  möge. 
Der  Minister  d.  Ä.  Tittoni  wies  darauf  hin,  dass  die  Friedenskonferenz 
mit  einer  Anzahl  von  Fragen  nicht  fertig  geworden  sei,  dass  aber  Italien 
der  Wiederaufnahme  derselben  durch  eine  neue  Konferenz  das  Wort  rede. 

Das  Institut  de  droit  international  hatte  bereits  auf  seinem  Genfer 
Kongress  zur  Minenfrage  Resolutionen  gefasst,  welche  auf  der  Oktober- 
versammlung der  International  Law  Association  in  Berlin  im  Jahr  1906 
durch  Sir  Thomas  Barclay  vorgelegt  und  empfohlen  wurden,  v.  Martitz 
hielt  hier  einen  viel  beachteten  Vortrag,  welcher  insbesondere  ein  absolutes 
Verbot  gegen  die  fr  ei  treib  enden  (unverankerten)  Minen  verlangte.  Be- 
züglich der  festen  Minen  forderte  er  die  Beobachtung  einer  Zone  (18  Kilo- 
meter) und  die  Anerkennung  einer  Schadensersatzpflicht,  de  Leval  ging 
über  diese  Forderungen  noch  hinaus.1) 

Weiter  verweise  ich  auf  zwei  höchst  lehrreiche  Abhandlungen  von 
Schücking  über  „Die  Verwendung  von  Minen  im  Seekrieg44.2) 

Auch  ein  Österreicher,  Frh.  v.  Chlumecky,8)  sprach  sich  neuestens 
dahin  aus,  dass  die  nächste  Haager  Konferenz  den  Ruf  nach  Untersagung 
der  Anwendung  treibender  Seeminen  unmöglich  ungeliört  verhallen 
lassen  dürfe.   Vgl.  ferner  Kohl  er  in  seiner  Ztschr.  f.  Völkerrecht,  I.  108. 

2.  Ein  weiterer  Behandlungsgegenstand  soll  sein:  „die  Umwandlung 
von  Handelsschiffen  in  Kriegsfahrzeuge". 

In  dieser  Richtung  hatten  im  russisch-japanischen  Krieg  die  Dampfer 
Petersburg  und  Smolensk,  die  von  der  russischen  Freiwilligen-Flotte  im 
schwarzen  Meer  stammten  und  als  Kreuzer  im  roten  Meer  auftraten,  viel 
Staub  aufgewirbelt.4) 

Frh.  v.  Chlumecky  hat  mit  Recht  darauf  hingewiesen,  dass  es 
überhaupt  keine  allgemein  anerkannte  völkerrechtliche  Bestimmung  darüber 
gibt,  welche  Fahrzeuge  als  Kriegsschiffe  anzusehen  sind,5) 
und  ich  habe  bereits  der  Meinung  Ausdruck  gegeben,  dass  es  vielleicht  der 
Zukunft  vorbehalten  bleibe,  in  dieser  Richtung  Bestimmungen  vorzusehen, 
welche  dem  Missbrauch  steuern.6) 

3.  Eine  heissumstrittene  Frage  stellt  die  Note  ein,  indem  sie  „das 
Privateigentum  der  Kriegführenden  auf  See"  geschützt  sehen  will. 

In  dieser  Richtung  liegt  ein  Wunsch  der  Friedenskonferenz  vor. 
Vgl.  oben  S.  262  ff. 


l)  Vgl.  vorläufig  den  Bericht  in  der  Frankfurter  Zeitung  vom  3.  Oktober  1906 
Nr.  273  (Drittes  Morgenblatt). 

*)  Die  eine  Abhandlung  ist  «auch  als  Sonderabdruck)  im  Bd.  XVI  der  Niemeyer- 
schen  Ztschr.  f.  internationales  Privat-  und  öff.  Recht  (S.  121  ff.)  erschienen,  und  die 
andere  ist  veröffentlicht  in  der  Deutschen  Juristenzeitung  1906  Nr.  19  S.  1058  ff. 

s)  „Der  Krieg  in  Ostasien  und  die  Reform  des  Seekriegsrechts  auf  der  künftigen 
Haager  Konferenz'  m  Grünhuts  Ztschr.  für  das  Privat-  und  öff.  Recht  der  Gegenwart 
1906  Bd.  33  S.  663. 

*)  Vgl.  den  zit.  Artikel  ,die  zweite  Haager  Konferenz  und  das  Seerecht'  in  der 
Kölnischen  Zeitung  vom  15.  Mai  1906  Nr.  526. 

*)  a.  a.  O.  S.  643. 

")  Vgl    oben  S.  378. 
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4.  Ein  weiterer  Verhandlungsgegenstand  ist:  „die  Vergünstigungsfrist 
für  den  Auslauf  der  Handelsschiffe  aus  den  neutralen  und 
feindlichen  Häfen  nach  der  Eröffnung  der  Feindseligkeiten"» 

Das  sogenannte  Indult,  welches  nach  dem  Ausbruch  des  Kriegs 
den  feindlichen  Schiffen  eine  bestimmte  Frist  setzt,  innerhalb  welcher  sie, 
vom  Embargo  befreit,  noch  auslaufen  dürfen,  hat  nicht  bloss  verschiedene 
zeitliche  Dauer,  sondern  beruht  auch,  von  Verträgen  abgesehen,  vor  allem 
noch  nicht  auf  einem  allgemeinen  Brauch,  geschweige  denn  auf  einer 
Rechtspflicht.    Dass  das  jetzt  anders  werden  soll,  ist  nur  zu  begrüssen. 

5.  Ein  Hauptpunkt  betrifft  „die  Rechte  und  Pflichten  der  Neu» 
traten  zur  See". 

Ich  habe  schon  oben  S.  340  betont:  „Die  grössten  Schwierigkeiten 
macht  das  Neutralitätsrecht  im  Seekrieg,  und  hier  ist  das  Revisions-  und 
Kodifikationsbedürfnis  geradezu  schreiend". 

Die  russische  Note  hebt  in  dieser  Richtung  jetzt  besonders  hervor: 

a)  „die  Fragen  über  die  Konterbande". 

,  Vgl.  dazu  meine  Ausführungen  oben  S.  340,  sowie  im  Juristischen 
Literaturblatt  vom  15.  November  1904  Nr.  159. 

Der  Konterbandebegriff  hat  in  den  letzten  Kriegen  eine  masslose 
Ausdehnung  erfahren,  sodass  der  Handel  der  Neutralen  in  einer  schier 
unerträglichen  Weise  in  das  Kriegsbild  hineingezogen  wurde.  Der  wieder- 
holt angeführte  Artikel  in  der  Kölnischen  Zeitung  vom  15.  Mai  190& 
(Nr.  526)  erinnert  nur  an  die  eine  Tatsache,  dass  Russland  in  seiner 
Konterbande-Liste  auch  Baumwolle  aufführte,1)  und  meint  dann:  „Würde 
das  auch  nur  durch  laisser  aller  der  Neutralen  sanktioniert,  so  könnte  die 
ganze  Textilindustrie  eines  unbeteiligten  Landes  durch  einen  europäischen 
Krieg  lahm  gelegt  und  schliesslich  jeder  Rohstoff  bedroht  werden."  Der 
österreichische  Minister  d.  Ä.  Graf  Goluchowski  meinte  deshalb  schon 
am  16.  Mai  1904  im  Ausschuss  der  österreichischen  Delegationen,  es  würde 
sich  vielleicht  empfehlen,  dem  Übelstande  im  Einvernehmen  der  Mächte 
durch  Festsetzung  gewisser  Normen  für  die  Zukunft  zu  steuern. 

Auch  der  vorerwähnte  Artikel  der  Kölnischen  Zeitung  meint:  „Es 
wäre  sehr  wichtig,  wenn  es  der  Konferenz  gelänge,  hier  wenigstens 
einige  Grenzen  zu  ziehen." 

Frh.  v.  Chlumecky,  welcher  mit  Recht  betont,  dass  keine  einzige 
Frage  des  Völkerrechts  so  schwankend,  so  unklar  und  so  vielfach  bestritten 
ist,  wie  jene  der  Konterbande,  erhofft  von  der  Haager  Konferenz  wenigstens 
das,  dass  ein  Abkommen  gelingt,  welches  einzelne  Objekte  ein 
für  allemal  aus  dem  Konterbandebegriff  eximiert.2) 


*)  Falls  sie  sich  zur  Herstellung  von  Schiessbaumwolle  eignet.  Das  gilt  aber  von 
jeder  einigermassen  guten  Baumwolle.  Übrigens  weist  der  Artikel  gerechterweise  darauf 
hin,  dass  sich  die  Russen  von  vornherein  bereit  erklärten,  „enger  gezogene  Normen  zu 
achten,  falls  auch  der  andere  Teil  sie  achtet". 

2)  „Der  Krieg  in  Ostasien  und  die  Reform  des  Seekriegsrechts  auf  der  künftigen 
Haager  Konferenz"  in  Grünhuts  Zeitschr.  flu  A  Privat-  w.  öff.  Recht  der  Gegenwart 
1906  Bd.  33  S.  654.  r  a*         * 
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b)  Es  sollen  weiter  Bestimmungen  getroffen  werden  über  „die 
Lage  der  Schiffe  der  Kriegfahrenden  in  den  neutralen 
Häfen". 

Über  die  Lazarettschiffe  der  Kriegführenden  in  den  neutralen  Häfen 
vgl.  oben  S.  422  ff. 

Für  die  Kriegsschiffe  wird  das  Gastrecht  bedeutsam.  Vgl.  oben  S.  340. 

c)  Eine  sehr  einschneidende  Massregel  ist  „die  Vernichtung  der 
als  Prisen  aufgebrachten  Handelsschiffe  im  Fall  äusserster 
Notwendigkeit", 

Der  schon  mehrfach  zitierte  Artikel  der  Kölnischen  Zeitung  vom 
15.  Mai  1906  führt  zu  dieser  Frage  folgendes  aus: 

»Das  Prisenrecht  bedarf  der  Klarstellung.  Im  letzten  Kriege  haben  russische 
Kreuzer  manche  neutrale  Handelsschiffe,  darunter  auch  deutsche,  im  offenen  Meere 
angehalten  und  ohne  weiteres  versenkt,  weil  sie  Konterbande  an  Bord  hatten.  Die 
zwar  nicht  vertragsmäßig  festgelegte,  aber  dem  Herkommen  entsprechende  Vor- 
führung des  Schiffes  vor  ein  Prisengericht  haben  sie  unterlassen,  weil  das  nicht 
mit  Sicherheit  geschehen  könne.  In  dem  einen  Falle  —  er  betraf  ein 
Kieler  Schiff  — ,  wo  nachgewiesen  werden  konnte,  dass  keine  Konterbande  an  Bord 
sei,  haben  die  Russen  freiwillig  und  reichlich  Entschädigung  geleistet  Nur  die 
Klarstellung  ist  es,  worauf  es  ankommt;  dass  Russland  bösen  Willen  gehabt 
hätte,  kann  gar  nicht  behauptet  werden.  Was  aber  weiter  der  Reform  bedarf,  ist 
die  Zusammensetzung  der  Prisengerichte.  Der  Nehmestaat  bildet  sie 
nach  eigenem  Ermessen.  Dem  geschädigten  neutralen  oder  feindlichen  Privatmann 
ist  keinerlei  Bürgschaft  für  ein  gerechtes  Urteil  gegeben.  Hier  wäre  es  Aufgabe 
einer  internationalen  Verständigung,  nicht  nur  Grundzüge  für  nationale 
Prisengerichte  erster  Instanz  aufzustellen,  sondern  auch  ein  inter- 
nationales Prisengericht  zweiter  Instanz  einzusetzen." 

Zu  dieser  ganzen  Abteilung  III  macht  die  russische  Note  die  beifalls- 
würdige Bemerkung,  dass  „in  die  projektierte  Konvention  die- 
jenigen Dispositionen  des  Landkriegs  aufgenommen  werden 
könnten,   die  gleichzeitig  auf  den  Seekrieg  anwendbar  sind". 

Der  Artikel  der  Kölnischen  Zeitung  vom  15.  Mai  1906  (Nr.  526)  meint  hierzu: 
„Vor  zwölf  oder  fünfzehn  Jahren  kam  eine  Theorie  auf,  dass  im  Seekrieg  alles 
erlaubt  sei  ...  .  Noch  ist  sie  nirgends  anerkannt,  auch  nicht  einmal  angewandt 
worden.  Es  wäre  jedoch  ein  Segen,  wenn  ausdrücklich  die  Normen  des  Landkrieges 
auch  auf  den  Seekrieg  übertragen  würden". 

IV.  Der  letzte  Programmpunkt  betrifft 

die  Revision  des  Sanitätsrechts  für  den  Seekrieg  oder 
„die  Ergänzung  der  Konvention  vom  Jahre  1899  über  die 
Anwendung  der  Prinzipien  der  Genfer  Konvention  vom 
Jahre  1864  auf  den  Seekrieg". 

Vor  allem  harrt  noch  die  Materie  des  wieder  fallen  gelassenen  Art.  10 
des  Haager  Rotekreuzabkommens  ihrer  Erledigung. 

Vgl.  darüber  oben  S.  422—438. 

Mittlerweile  haben  wir  eine  neue  Genfer  Konvention  erhalten. 

Das  wirkt  schon  auf  die  Art.  21  und  60  des  Landkriegsreglements 
zurück. 

Die  neue  Genfer  Konvention,  welche  ja  wohl  tunlichst  Überein- 
stimmung mit  dem  Haager  Rotekreuzabkommen  anstrebte,  hat  sich  übrigens 
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mit  dieser  auch  mitunter  in  Widerspruch  gesetzt,  ohne  dass  dafür  gerade 
die  Eigenart  des  Seekriegs  massgebend  war. 

Dahin  gehört  vor  allem  die  Ordnung  der  Soldfrage  für  das  in  Feindes- 
hand gefallene  Sanitätspersonal  im  Art.  13  der  neuen  Genfer  Konvention, 
der  nun  eine  Änderung  des  Art.  7  Abs.  3  des  Haager  Rotekreuzabkommens 
notwendig  macht. 

Es  war  übrigens  vorauszusehen,  dass  durch  die  neue  Konvention 
„nachträgliche  Änderungen  jenes  Haager  Abkommens  notwendig  werden 
dürften."1) 

Die  russische  Note  betont  zum  Schluss: 

„Die  Verhandlungen  der  projektierten  Versammlung  dürfen  offenbar 
ebenso  wenig  wie  auf  der  Konferenz  vom  Jahre  1899 2)  weder  die  poli- 
tischen Beziehungen  zwischen  den  Mächten,  noch  die  durch  die 
Traktate  festgestellte  Ordnung  der  Dinge,  noch  überhaupt  Fragen 
berühren,  die  nicht  in  den  Rahmen  des  von  den  Regierungen 
genehmigten  Programms  aufgenommen  sind." 

Das  Programm  zeigt  und  sagt  es  selbst,  dass  die  geplante  Seekriegs- 
konvention „eine  der  wichtigsten  Aufgaben  der  bevorstehenden 
Konferenz"  sein  wird. 

Ob  und  wieweit  das  russische  Programm  die  Billigung  der  Mächte 
gefunden  hat,  entzieht  sich  meiner  Kenntnis ;  aber  so  viel  ist  sicher :  nach 
der  Absicht  der  russischen  Regierung,  welche  die  neue  Versammlung 
wiederum  veranlasst,  soll  die  zweite  Haager  Konferenz  eine  Seekriegs- 
konferenz  werden.3) 

Russland  hat  sich  im  ostasiatischen  Krieg  grossen  seekriegsrechtlichen 
Unbestimmtheiten  gegenüber  gesehen,4)  die  zu  beseitigen  nunmehr  alle 
Staaten  wünschen  müssen. 

England  wird  durch  das  russische  Programm  vor  eine  ernste  Ent- 
scheidung gestellt.     Denn  England  kann  nur  dann   auf  der  Konferenz  po- 


')  Vgl.  meine  „Genfer  Konvention  und  ihre  Reform"  S.  27. 
*)  Vgl.  darüber  Bd.  LS.  11  und  13. 

3)  Auch  der  mehrfach  zitierte  Artikel  der  Kölnischen  Zeitung  vom  15.  Mai  1906 
Nr.  526  („Die  zweite  Haager  Friedenskonferenz  und  das  Seerecht*)  meint,  dass  „das 
Völkerrecht  zur  See  wahrscheinlich  den  grössten  Teil  der  Verhandlungen  in  Anspruch 
nehmen  wird".  Dann  heisst  es  weiter:  „Man  kann  vielleicht  zweifeln,  ob  nicht  die  Be- 
mühungen um  Verhinderung  von  Kriegen,  um  die  Ausbildung  des  Schiedswesens  noch 
weit  wichtiger  wären.  Aber  man  weiss  auch,  welche  Schwierigkeiten  sich  dem  entgegen- 
türmen. Gewiss  verdient  alles,  was  internationale  Konflikte  auf  dem  Wege  der  Ver- 
ständigung oder  des  Schiedsgerichts  löst,  die  wärmste  Sympathie  aller  human  denkenden 
Kreise.  Die  letzten  Jahre  haben  uns  jedoch  gelehrt,  dass  alles,  was  in  dieser  Bichtung 
geschieht,  nur  zu  leicht  versagt.  Sobald  man,  was  Kriege  überhaupt  angeht,  über  die 
ganz  konkreten  Fragen  des  Schutzes  von  Verwundeten,  Ärzten,  Pflegestätten  des  Roten 
Kreuzes,  Verbot  gewisser  Waffen  und  Kampfarten  hinausgeht,  bekommen  die  redlichsten 
Bemühungen  leicht  einen  Stich  ins  Utopische.  Dagegen  ist  das  Seerecht  ein  Gebiet, 
das,  —  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  Kriege  vermeidbar  sind  oder  nicht  —  geradezu  zur  inter- 
nationalen Regelung  auffordert.* 

4)  Das  hebt  auch  der  zitierte  Artikel  der  V/\\n\schÄU  Zeitung  hervor,  der  dann  mit 
Recht  betont:  „Dadurch,  dass  es  (Russland)  W^  öeV^T  ^eia  ^ns^oss  S^t,  Klarheit  und 
gegenseitige  Verpflichtung  zu  schaffen,  erwirbt  ^  Ä\cYi  e>va  grosses  Verdienst.* 
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sitiv  mitwirken,  wenn  es  bereit  ist,   in  wichtigen  Punkten  mit  seiner  bis- 
herigen Seekriegspraxis  zu  brechen. 

Ich  hoffe  indes  mit  dem  Verfasser  des  erwähnten  Artikels  der  Köl- 
nischen Zeitung,1)  dass  auch  England  sich  mit  den  andern  Völkern  zur 
Erstrebung  des  schönen  Zieles  verbindet.  „England  war  wegen  seiner 
grossen  Seemacht  bisher  meistens  gegen  die  Beschränkung  der  Rechte 
Kriegführender  und  für  die  Unbestimmtheiten  im  Völkerrecht."2) 

Nachdem  aber  neue  Seemächte  die  Ozeane  befahren,  rücken  vielleicht 
die  eigenen  friedlichen  Interessen  auch  für  England  den  Wunsch  nach 
einer  Hicherung  seines  Handels  durch  das  Recht  in  greifbare  Nähe.8) 

Ich  schliesse  dieses  Buch  wie  1903  meine  Rektoratsrede:*) 

Nehmen  wir  den  Verlauf  der  Friedenskonferenz  als  gutes 
Zeichen  für  nachfolgende  Taten. 


l)  a.  a.  O. 

*)  a.  a.  0. 

8)  Vgl   auch  meine  Ausführungen  oben  S.  269. 

4)  S.  60. 
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Nr.  I. 


Das  Haager  Landkriegsabkommen. 


Convention  concernant  les  lois  et  cou- 
tumes  de  la  guerre  sur  terre.  Du 
29  jufflet  1899. 

Sa  Majeste  l'Empereur  d'Allemagne, 
Roi  de  Prasse  etc. 

Gonsiderant  que,  tout  en  recherchant 
les  moyens  de  sauvegarder  la  paix  et  de 
prevenir  les  conflits  armes  entre  les  nations, 
il  importe  de  se  preoccuper  egalement  du 
cas  oü  l'appel  aux  armes  serait  amene  par 
des  evenements  que  Leur  sollicitude  n'aurait 
pu  delourner; 

Animes  du  desir  de  servir  encore,  dans 
cette  hypothese  extreme,  les  interßts  de 
l'bumanite  et  les  exigences  toujours  pro- 
gressives de  la  civilisation ; 

Estimant  qu'il  importe,  k  cette  fin, 
de  reviser  les  lois  et  coutumes  generales 
de  la  guerre,  soit  dans  le  but  de  les  definir 
avec  plus  de  precision,  soit  afin  d'y  tracer 
certaines  limites  destinees  ä  en  restreindre 
autant  que  possible  les  rigueurs; 

S'inspirant  de  ces  vues  recommandees 
aujourd'hui,  comme  il  y  a  vingt-cinq  ans, 
lors  de  la  Conference  de  Bruxelles  de  1874, 
par  une  sage  et  genereuse  prevoyance; 

Ont,  dans  cet  esprit,  adopte  un  grand 
nombre  de  dispositions  qui  ont  pour  objet 
de  definir  et  de  regier  les  usages  de  la 
guerre  sur  terre. 

Selon  les  vues  des  Hautes  Parties 
contractantes,  ces  dispositions,  dont  la  re- 
daction  a  ete  inspiree  par  le  desir  de  di- 
minuer  les  maux  de  la  guerre,  autant  que 
les  necessites  militaires  le  permettent,  sont 
destinees  ä  servir  de  regle  generale  de 
conduite  aux  belligerants,  dans  leurs  rap- 
ports  entre  eux  et- avec  les  populations. 

II  n'a  pas  ete  possible  toutefois  de 
concerter  des  maintenant  des  stipulations 


(Übersetzung.) 

Abkommen,  betreffend  die  Gesetze  und 
Gebräuche  des  Landkriegs.  Vom 
29.  Juli  1899. 

Seine  Majestät  der  Deutsche  Kaiser, 
König  von  Preussen  u.  s.  w. 

haben  in  der  Erwägung,  dass  es  nicht 
genügt,  Mittel  und  Wege  zu  suchen,  um 
den  Frieden  zu  sichern  und  bewaffnete 
Streitigkeiten  zwischen  den  Staaten  zu  ver- 
hüten, sondern  dass  auch  der  Fall  ins  Auge 
gefasst  werden  muss,  wo  ein  Ruf  zu  den 
Waffen  durch  Ereignisse  herbeigeführt  wird, 
die  ihre  Fürsorge  nicht  hat  abwenden  können, 

von  dem  Wunsche  beseelt,  auch  in 
diesem  äussersten  Falle  den  Gesetzen  der 
Menschlichkeit  und  den  sich  immer  steigern- 
den Forderungen  der  Zivilisation  zu  dienen, 

in  der  Erkenntnis,  dass  es  von  Be- 
deutung ist,  zu  diesem  Zwecke  die  allge- 
meinen Kriegsgesetze  und  Gebräuche  einer 
Durchsicht  zu  unterziehen,  sei  es  um  sie 
näher  zu  bestimmen,  sei  es  um  ihnen  ge- 
wisse Grenzen  zu  ziehen,  damit  sie  soviel 
wie  möglich   von  ihrer  Schärfe   verlieren, 

von  all  diesen  Gesichtspunkten  aus- 
gehend, die  heute  wie  vor  25  Jahren  zur  Zeit 
der  Brüsseler  Konferenz  von  1874  durch  eine 
weise  und  hochherzige  Fürsorge  nahegelegt 
sind. 

in  diesem  Sinne  zahlreiche  Bestim- 
mungen angenommen,  die  dem  Zwecke 
dienen,  die  Gebräuche  des  Landkriegs  näher 
zu  bestimmen  und  zu  regeln. 

Nach  der  Auffassung  der  hohen  ver- 
tragschliessenden  Teile  sollen  diese  Be- 
stimmungen, deren  Abfassung  durch  den 
Wunsch  angeregt  wurde,  die  Leiden  des 
Krieges  zu  mildern,  soweit  es  die  mili- 
tärischen Interessen  gestatten,  den  Krieg- 
führenden als  allgemeine  Richtschnur  für 
ihr  Verhalten  in  den  Beziehungen  unter 
einander  und  mit  der  Bevölkerung  dienen. 

Es  war  indessen  nicht  möglich,  sich 
schon  jetzt  über  Bestimmungen  zu  einigen, 


l)  Abdruck  nach  dem   RGBl.  1901  S.  423—479. 
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s'etendant  a  toutes  les  circonstances  qui 
se  presentent  dans  la  pratique. 

D'autre  part,  il  ne  pouvait  entrer 
dans  les  inten tions  des  Hautes  Parties 
contractantes  que  les  cas  non  prevus  fus- 
sent,  faute  de  stipulation  ecrite,  laissees 
ä  l'appreciation  arbitraire  de  ceux  qui 
dirigent  les  armees. 

En  attendant  qu'un  code  plus  complet 
des  lois  de  la  guerre  puisse  6tre  edicte, 
les  Hautes  Parties  contractantes  jugent 
opportun  de  constater  que,  dans  les  cas 
non  compris  dans  les  dispositions  regle- 
mentaires  adoptees  par  Elles,  les  popula- 
tions  et  les  belligerants  restent  sous  la 
sauvegarde  et  sous  l'empire  des  principes 
du  droit  des  gens,  tels  qu'ils  resultent  des 
usages  etablis  entre  nations  civilisees,  des 
lois  de  l'humanite  et  des  exigences  de  la 
conscience  publique. 


Elles  döclarent  que  c'est  dans  ce  sens 
que  doivent  s'entendre  notamment  les  arti- 
cles  un  et  deux  du  Reglement  adopte; 

Les  Hautes  Parties  contractantes  d6- 
sirant  conclure  une  Convention  ä  cet  effet 
ont  nomme  pour  Leurs  plenipotentiaires, 
savoir : 


die  sich  auf  alle  in  der  Praxis  vorkom- 
menden Falle  erstrecken. 

Andererseits  konnte  es  nicht  in  der 
Absicht  der  hohen  vertragschliessenden 
Teile  liegen,  dass  die  nicht  vorhergesehenen 
Fälle,  in  Ermangelung  eines  schriftlichen 
Übereinkommens,  der  willkürlichen  Beur- 
teilung der  militärischen  Befehlshaber  über- 
lassen bleiben. 

Solange,  bis  ein  vollständigeres  Kriegs- 
gezetzbuch  festgestellt  werden  kann,  halten 
es  die  hohen  vertragschliessenden  Teile  für 
zweckmässig,  festzusetzen,  dass  in  den 
Fällen,  die  in  den  von  ihnen  angenommenen 
Bestimmungen  nicht  vorgesehen  sind,  die 
Bevölkerungen  und  Kriegführenden  unter 
dem  Schutze  und  den  herrschenden  Grund- 
sätzen des  Völkerrechts  bleiben,  wie  sie 
sich  aus  den  unter  gesitteten  Staaten  gel- 
tenden Gebräuchen,  aus  den  Gesetzen  der 
Menschlichkeit  und  aus  den  Forderungen 
des  öffentlichen  Gewissens  herausgebildet 
haben. 

Sie  erklären,  dass  namentlich  die  Ar- 
tikel 1  und  2  der  angenommenen  Bestim- 
mungen in  diesem  Sinne  zu  verstehen  sind. 

Die  hohen  vertragschliessenden  Teile, 
die  hierüber  ein  Abkommen  abzuschliessen 
wünschen,  haben  zu  ihren  Bevollmächtigten 
ernannt : 


(Folgen  die  Namen  der  Bevollmächtigten.) 


Lesquels,  apres  s'elre  communique 
leurs  pleins  pouvoirs,  trouves  en  bonne 
et  due  forme,  sont  convenus  de  ce  qui 
suit: 

Article  1. 

Les  Hautes  Parties  contractantes  don- 
neront  ä  leurs  forces  armees  de  terre  des 
Instructions  qui  seront  conformes  au  Re- 
glement concernant  les  lois  et  coutumes 
de  la  guerre  sur  terre}  annexe  ä  la  presente 
Convention. 

Article  2. 

Les  dispositions  contenues  dans  le 
Reglement  vise  ä  l'article  premier  ne  sont 
obligatoires  que  pour  les  Puissances  con- 
tractantes, en  cas  de  guerre  entre  deux  ou 
plusieurs  d'entre  elles. 

Ges  dispositions  cesseront  d'etre  obli- 
gatoires du  moment  oü,  dans  une  guerre 
entre  des  Puissances  contractantes,  une 
Puissance  non  contractante  se  joindrait  ä 
Tun  des  belligärants. 

Article  3. 

La  präsente  Convention  sera  ratifiee 
dans  le  plus  bref  dälai  possible. 

Les  ratifications  seront  deposees  ä  la 
Haye. 

II  sera  dressä  du  depöt  de  chaque 
ratification    un    proces- verbal ,    dont    une 


welche,  nachdem  sie  sich  ihre  Vollmachten 
mitgeteilt  und  sie  in  guter  und  gehöriger 
Form  befunden  haben,  über  folgende  Be- 
stimmungen übereingekommen  sind. 

Artikel  1. 

Die  hohen  vertragschliessenden  Teile 
werden  ihren  Landheeren  VerhaltUDgs- 
massregeln  geben,  welche  den  dem  vor- 
liegenden Abkommen  beigefügten  Bestim- 
mungen über  die  Gesetze  und  Gebräuche 
des  Landkriegs  entsprechen. 

Artikel  2. 

Die  Vorschriften  der  im  Artikel  1  ge- 
nannten Bestimmungen  sind  für  die  vertrag- 
schliessenden Mächte  nur  bindend  im  Falle 
eines  Krieges  zwischen  zwei  oder  mehreren 
von  ihnen. 

Diese  Bestimmungen  hören  mit  dem 
Augenblick  auf  verbindlich  zu  sein,  wo  in 
einem  Kriege  zwischen  Vertragsmächten 
eine  Nichtvertragsmacht  sich  einer  der 
Kriegsparteien  anschliesst 

Artikel  3. 

Dieses  Abkommen  soll  so  bald  wie 
möglich  ratifiziert  werden. 

Die  Ratifikationsurkunden  sollen  im 
Haag  hinterlegt  werden. 

Über  die  Hinterlegung  einer  jeden 
Ratifikationsurkunde  soll  ein  Protokoll  auf- 
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copie,  certifiee  conforme,  sera  remise  par 
la  voie  diplomatique  ä  toutes  les  Puis- 
sances  contractantes. 

Article  4. 

Les  Puissances  non  signataires  sont 
admises  ä  adherer  ä  la  presente  Convention. 

Elles  auront,  k  cet  effet,  ä  faire  con- 
naltre  leur  adhesion  aux  Puissances  con- 
tractantes, au  moyen  d'une  notification 
ecrite,  adressee  au  Gouvernement  des  Pays- 
Bas  et  communiquee  par  celui-ci  ä  toutes 
les  autres  Puissances  contractantes. 

Article  5. 

S'il  arrivait  qu'une  des  Hautes  Par- 
ties contractantes  denoncät  la  presente 
Convention,  cette  denonciation  ne  produi- 
rait  ses  effets  qu'un  an  apres  la  notification 
faite  par  ecrit  au  Gouvernement  des  Pays- 
Bas  et  communiquee  immediatement  par 
celui-ci  ä  toutes  les  autres  Puissances  con- 
tractantes. 

Cette  denonciation  ne  produira  ses 
effets  qu'ä  l'egard  de  la  Puissance  qui 
l'aura  notifiee. 

En  foi  de  quoi,  les  Plenipotentiaires 
ont  signe  la  presente  Convention  et  Tont 
revetue  de  leurs  cachets. 

Fait  ä  la  Haye,  le  vingt-neuf  juillet 
mil  huit  cent  quatre-vingt  dix-neuf,  en  un 
seul  exemplaire  qui  restera  depose  dans 
les  archives  du  Gouvernement  des  Pays- 
Bas  et  dont  des  copies,  certifiees  con- 
formes,  seront  remises  par  la  voie  diplo- 
matique aux  Puissances  contractantes. 


genommen  werden ;  von  diesem  soll  eine 
beglaubigte  Abschrift  allen  Vertragsmächten 
auf  diplomatischem  Wege  mitgeteilt  werden. 

Artikel  4. 

DieNichtsignatarmächle  können  diesem 
Abkommen  beitreten. 

Sie  haben  zu  diesem  Zwecke  ihren 
Beitritt  den  Vertragsmächten  durch  eine 
schriftliche  Benachrichtigung  bekannt  zu 
geben,  die  an  die  Regierung  der  Nieder- 
lande zu  richten  und  von  dieser  allen 
anderen  Vertragsmächten  mitzuteilen  ist. 

Artikel  5. 

Falls  einer  der  hohen  vertragschlies- 
senden  Teile  dieses  Abkommen  kundigen 
sollte,  würde  die  Kündigung  erst  ein  Jahr 
nach  der  schriftlich  an  die  Regierung 
der  Niederlande  ergehenden  und  von  dieser 
allen  anderen  Vertragsmächten  unverzüg- 
lich mitzuteilenden  Benachrichtigung  wirk- 
sam werden. 

Diese  Kündigung  soll  nur  in  Ansehung 
der  Macht  wirksam  sein,  die  gekündigt 
hat. 

Zu  Urkund  dessen  haben  die  Bevoll- 
mächtigten dieses  Abkommen  unterzeichnet 
und  mit  ihren  Siegeln  versehen. 

Geschehen  im  Haag  am  neunundzwan- 
zigsten Juli  achtzehnhundertneunundneun- 
zig  in  einer  einzigen  Ausfertigung,  die  im 
Archive  der  Regierung  der  Niederlande 
hinterlegt  bleiben  soll  und  wovon  beglau- 
bigte Abschriften  den  Vertragsmächten  auf 
diplomatischem  Wege  übergeben  werden 
sollen. 


(Folgen  die  Unterschriften  der  Plenipotentiaires.) 

Vgl.  oben  S.  44. 


Annexe. 

Reglement 

concernant 

les  lois  et  coutumes  de  la  guerre 

sur  terre. 


Seotion  I. 

Ces  Belligöranfs. 

Chapitre  I. 

De  la  qualitä  de  belliglrant. 

Article  1. 

Les  lois,  les  droits  et  les  devoirs  de 
la  guerre  ne  s'appliquent  pas  seulement  k 
l'armee,  mais  encore  aux  milices  et  aux 
corps  de  volontaires  reunissant  les  con- 
ditions  suivantes: 

M eurer,  Haager  Friedenskonferenz  II. 


Anlage. 

(Übersetzung.) 

Bestimmungen, 

betreffend 

die  Gesetze  und  Gebräuche  des 
Landkriegs. 

Erster  Abschnitt. 

Kriegsparteien. 

Erstes  Kapitel« 

Bestimmung  des  Begriffs 
Kriegspartei. 

Artikel  1. 

Die  Gesetze,  die  Rechte  und  die 
Pflichten  des  Krieges  gelten  nicht  nur  für 
das  Heer,  sondern  auch  für  die  Milizen 
Ulld  Freiwilligen-Korps  unter  folgenden  Be- 
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1°.  d'avoir  ä  leur  töte  une  personne 
responsable  pour  ses  subordonnes; 

2°.  d'avoir  an  signe  distinctif  fixe   et 

reconnaissable  ä  distance; 
3°.  de     porter     les     armes     ouverte- 

ment  et 
4°.  de  se  conformer  dans  leurs  Opera- 
tions aux  lois  et  coutumes   de  la 
guerre. 
Dans  les  pays  oü  les  milices  ou  des 
corps    de    volontaires  constituent  l'armee 
ou  en  fönt  partie,  iis  sont  compris  sous  la 
denomination  d'armee. 

Article  2. 

La  population  d'un  territoire  non  oc- 
cupe  qui,  a  l'approche  de  l'ennemi,  prend 
spontanement  les  armes  pour  combattre 
les  troupes  d'invasion  sans  avoir  eu  le 
temps  de  s'organiser  conformement  ä  l'ar- 
ticle  premier,  sera  consideree  comme  belli- 
gerante  si  eile  respecte  les  lois  et  coutumes 
de  la  guerre. 

Article  3. 

Les  forces  armees  des  parties  belli- 
gerantes  peuvent  se  composer  de  combat- 
tants  et  de  non-combattants.  En  cas  de 
capture  par  l'ennemi,  les  uns  et  les  autres 
ont  droit  au  traitement  des  prisonniers  de 
guerre. 

Chapitre  II. 

Des  prisonniers  de  guerre. 

Article  4. 

Les  prisonniers  de  guerre  sont  au 
pouvoir  du  Gouvernement  ennemi,  mais 
non  des  individus  ou  des  corps  qui  les 
ont  captures. 

11s  doivent  elre  traites  avec  huma- 
nite. 

Tout  ce  qui  leur  appartient  person- 
nellement,  excepte  les  armes,  les  chevaux 
et  les  papiers  militaires,  reste  leur  pro- 
prietä. 

Article  5. 

Les  prisonniers  de  guerre  peuvent 
elre  assujettis  ä  Tinternement  dans  une 
ville,  forteresse,  camp  ou  localite  quelcon- 
que,  avec  Obligation  de  ne  pas  s'en  eloigner 
au  delä  de  certaines  limites  d&erminees; 
mais  ils  ne  peuvent  gtre  enfermes  que  par 
mesure  de  sürete  indispensable. 


Article  6. 

L'Etat  peut  employer,  comme  travail- 
leurs,  les  prisonniers  de  guerre,  selon  leur 
grade  et  leurs  aptitudes.  Ges  travaux  ne 
seront   pas    excessifs    et   n'auront    aucun 


1 .  dass  Jemand  an  ihrer  Spitze  steht, 
der  für  das  Verhalten  seiner  Unter- 
gebenen verantwortlich  ist, 

2.  dass  sie  ein  bestimmtes  ans  der 
Ferne  erkennbares  Abzeichen  tragen, 

3.  dass  sie  die  Waffen  offen  führen 
und 

4.  bei  ihrer  Kriegführung  die  Kriegs- 
gesetze und  -Gebräuche  beobachten. 

In  den  Staaten,  in  denen  Milizen  oder 
Freiwilligen-Korps  das  Heer  oder  einen 
Bestandteil  des  Heeres  bilden,  sind  diese 
unter  der  Bezeichnung  ,Heer"  einbegriffen. 

Artikel  2. 

Die  Bevölkerung  eines  nicht  besetzten 
Gebiets,  die  beim  Herannahen  des  Feindes 
aus  eigenem  Antriebe  zu  den  Waffen 
greift,  um  die  eindringenden  Truppen  zu 
bekämpfen,  ohne  Zeit  gehabt  zu  haben, 
sich  nach  Artikel  1  zu  organisieren,  wird 
als  Kriegspartei  betrachtet,  sofern  sie  die  Ge- 
setze und  Gebräuche  des  Krieges  beobachtet. 

Artikel  3. 

Die  bewaffnete  Macht  der  kriegführen- 
den Parteien  kann  sich  zusammensetzen 
aus  Kombattanten  und  Nichtkombattanten. 
Im  Falle  der  Gefangennahme  durch  den 
Feind  haben  die  einen  wie  die  anderen  An- 
spruch auf  Behandlung  als  Kriegsgefangene. 

Zweites  Kapitel. 

Kriegsgefangene. 

Artikel  4. 

Die  Kriegsgefangenen  stehen  unter  der 
Gewalt  der  feindlichen  Regierung,  nicht  in 
der  Gewalt  der  Personen  oder  der  Abtei- 
lungen, die  sie  gefangen  genommen  haben. 

Sie  sollen  mit  Menschlichkeit  behandelt 
werden. 

Alles,  was  ihnen  persönlich  gehört, 
verbleibt  ihr  Eigentum,  ausgenommen 
Waffen,  Pferde  und  Schrittstücke  militä- 
rischen Inhalts. 

Artikel  5. 

Die  Kriegsgefangenen  können  in 
Städten,  Festungen,  Lagern  oder  an  an- 
deren Orten  interniert  werden  mit  der 
Verpflichtung,  sich  nicht  über  eine  be- 
stimmte Grenze  hinaus  zu  entfernen;  da- 
gegen dürfen  sie  nicht  eingesperrt  werden, 
wenn  es  nicht  dringende  Rücksichten  der 
Sicherheit  erfordern. 

Artikel  6. 
Der   Staat   ist  befugt,   die    Kriegsge- 
fangenen nach  ihrem  Dienstgrad  und  nach 
ihren  Fähigkeiten  als  Arbeiter  zu  verwen- 
den.    Diese  Arbeiten  dürfen  nicht  über- 
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rapport  avec  les  Operations  de  la 
gnerre. 

Les  prisonniers  peuvent  etre  autorises 
a  travailler  pour  le  compte  d'administra- 
tions  publiques  ou  de  particuliers,  ou  pour 
leur  propre  compte. 

L*es  travaux  faits  pour  l'Etat  sont 
payes  d 'apres  les  tarifs  en  vigueur  pour 
les  militaires  de  l'armee  nationale  execu- 
tant  les  memes  travaux. 

Lorsaue  les  travaux  ont  lieu  pour  le 
compte  d  autres  administrations  publiques 
ou  pour  des  particuliers,  les  conditions  en 
sont  reglees  daccord  avec  l'autorite  mili- 
taire. 

Le  salaire  des  prisonniers  contribuera 
ä  adoucir  leur  position,  et  le  surplus  leur 
sera  compte  au  moment  de  leur  liberation, 
sauf  defalcatiou  des  frais  d'entretien. 


Article   7. 

Le  Gouvernement  au  pouvoir  duquel 
se  trouvent  les  prisonniers  de  guerre  est 
Charge  de  leur  entretien. 

A  defaut  d'une  entente  speciale  entre 
les  belligerants ,  les  prisonniers  de  guerre 
seront  traites,  pour  la  nourriture,  le  cou- 
chage  et  rhabillement,  sur  le  meine  pied 
<rue  les  troupes  du  Gouvernement  qui  les 
aura  captures. 


Article  8. 

Les  prisonniers  de  guerre  seront  sou- 
mis  aux  lois,  reglements,  et  ordres  en 
vigueur  dans  l'armee  de  l'Etat  au  pouvoir 
duquel  ils  se  trouvent.  Tout  acte  d'insub- 
ordination  autorise,  ä  leur  egard,  les  me- 
sures  de  rigueur  necessaires. 

Les  prisonniers  evades,  qui  seraient 
repris  avant  d'avoir  pu  rejoindre  leur 
armee  ou  avant  de  quitter  le  territoire  oc- 
cupe  par  1  armee  qui  les  aura  captures, 
sont  passables  de  peines  disciplinaires. 

Les  prisonniers  qui,  apres  avoir  reussi 
ä  s'evader,  sont  de  nouveau  faits  prison- 
niers, ne  sont  passibles  d'aucune  peine 
pour  la  fuite  anterieure. 

Article  9. 

Ghaque  prisonnier  de  guerre  est  tenu 
de  declarer,  s'il  est  interroge  ä  ce  sujet, 
ses  veritables  noms  et  grade  et,  dans  le 
cas  oü  il  enfreindrait  cette  regle,  il  s'ex- 
poserait  ä  une  restriction  des  avantages 
accordes  aux  prisonniers  de  guerre  de  sa 
categorie. 

Article  10. 

Les  prisonniers  de  guerre  peuvent  etre 
mis  en  liberte  sur  parole,  si  les  lois  de 
leur  pays  les  y  autorisent,  et,  en  pareil 


massig  sein  und  in  keiner  Beziehung  zu 
den  Kriegsunternehmungen  stehen. 

Den  Kriegsgefangenen  kann  gestattet 
werden,  Arbeiten  für  öffentliche  Verwal- 
tungen oder  für  Privatpersonen  oder  für 
ihre  eigene  Rechnung  auszufahren. 

Arbeiten  für  den  Staat  werden  nach 
den  Sätzen  bezahlt,  die  für  Militärpersonen 
des  eigenen  Heeres  gelten. 

Werden  die  Arbeiten  für  Rechnung 
anderer  öffentlicher  Verwaltungen  oder 
für  Privatpersonen  ausgeführt,  so  werden 
die  Bedingungen  im  Einverständnisse  mit 
der  Militärbehörde  festgestellt. 

Der  Verdienst  der  Kriegsgefangenen 
soll  zur  Besserung  ihrer  Lage  verwendet 
und  der  Überschuss,  nach  Abzug  der 
Unterhaltskosten,  ihnen  bei  der  Freilassung 
ausbezahlt  werden. 

Artikel  7. 

Die  Regierung,  in  deren  Gewalt  sich 
die  Kriegsgefangenen  befinden,  hat  für  ihren 
Unterhalt  zu  sorgen. 

Falls  nicht  besondere  Vereinbarungen 
zwischen  den  Kriegsparteien  getroffen 
werden,  sind  die  Kriegsgefangenen  in  Be- 
ziehung auf  Nahrung,  Kleidung  und  Unter- 
kunft ebenso  zu  bebandeln,  wie  die  Truppen 
der  Regierung,  die  sie  gefangen  ge- 
nommen hat. 

Artikel  8. 

Die  Kriegsgefangenen  unterstehen  den 
Gesetzen,  Vorschriften  und  Befehlen,  die 
in  dem  Heere .  des  Staates  gelten,  in  dessen 
Gewalt  sie  sich  befinden.  Jede  Unbot- 
mässigkeit  kann  mit  der  erforderlichen 
Strenge  geahndet  werden. 

Entwichene  Kriegsgefangene,  die  wieder 
ergriffen  werden,  bevor  es  ihnen  gelungen 
ist,  ihr  Heer  zu  erreichen,  oder  das  von 
den  Truppen,  die  sie  gefangen  genommen 
haben,  besetzte  Gebiet  zu  verlassen,  unter- 
liegen disziplinarischer  Bestrafung. 

Kriegsgefangene,  die  nach  gelungener 
Flucht  wieder  gefangen  genommen  werden, 
können  für  die  frühere  Flucht  nicht  be- 
straft werden. 

Artikel  9. 

Jeder  Kriegsgefangene  ist  verpflichtet, 
auf  Befragen  seinen  wahren  Namen  und 
Dienstgrad  anzugeben;  handelt  er  gegen 
diese  Vorschrift,  so  können  ihm  die  Be- 
günstigungen ,  die  den  Kriegsgefangenen 
seiner  Klasse  zustehen,  entzogen  werden. 


Artikel  10. 

Kriegsgefangene  können  auf  Ehren- 
wort freigelassen  werden,  wenn  die  Ge- 
$eUe  ihres  Landes  dies  gestatten;  sie  sind 
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cas,  Us  sont  obligäs,  sous  la  garantie  de 
leur  honueur  personnel,  de  remplir  scru- 
puleuseraent,  tant  vis-ä-vis  de  leur  propre 
Gouvernement  que  vis-ä-vis  de  celui  qui 
lea  a  faits  prisonniers,  les  engagements 
qu'ils  auraient  contractu. 

Dans  le  meme  cas,  leur  propre  Gou- 
vernement est  tenu  de  n'exiger  ni  accepter 
d'eux  aucun  Service  contraire  ä  la  parole 
donnee. 

Article  11. 

Un  prisonnier  de  guerre  ne  peut  etre 
eontraint  d 'accepter  sa  liberte  sur  parole; 
de  meme  le  Gouvernement  ennemi  n'est 
pas  oblig6  d'acceder  ä  la  demande  du  pri- 
sonnier reclamant  sa  mise  en  liberte  sur 
parole. 


Article  12. 

Tout  prisonnier  de  guerre,  liber6  sur 
parole  et  repris  portant  les  armes  contre 
le  Gouvernement  envers  lequel  il  s'etait 
engage  d'honneur,  ou  contre  les  allies  de 
celui-ci,  perd  le  droit  au  traitement  des 
prisonniers  de  guen'e  et  peut  etre,  traduit 
devant  les  tribunaux. 

Article  13. 

'.  Les  individus  qui  suivent  une  armee 
saus  en  faire  directement  partie,  tels  que 
les  correspondants  et  les  reporters  de  jour- 
naux,  les  vivandiers,  les  fournisseurs,  qui 
tombent  au  pouvoir  de  l'ennemi  et  que 
celui-ci  juge  utile  de  detenir,  ont  droit  au 
traitement  des  prisonniers  de  guerre,  k 
condition  qu'ils  soient  munis  d'une  legiti- 
mation  de  l'autorite  militaire  de  l'armee 
qu'ils  accompagnaient 

Article  14. 

II  est  constitue,  des  le  dehut  des  ho- 
sülite3,  dans  chacun  des  Etats  belligerants 
et,  le  cas  echeant,  dans  les  pays  neutres 
qui  auront  recueilli  des  belligerants  sur 
leur  territoire,  un  Bureau  de  renseigne- 
ments  sur  les  prisonniers  de  guerre.  Ce 
bureau,  charge  de  repondre  ä  toutes  les 
demandes  qui  les  concernent,  reqoit  des 
divers  Services  competents  toutes  les  indi- 
cations  necessaires  pour  lui  permettre 
d'etabür  une  fiche  individuelle  pour  chaque 
prisonnier  de  guerre.  II  est  tenu  au  cou- 
rant  des  internements  et  des  mutations, 
ainsi  que  des  entrees  dans  les  höpitaux  et 
des  deces. 


Le  Bureau  de  renseignements  est 
egalement  charge  de  recueilhr  et  de  cen- 
fcraliser  tous  les  objets  d'un  usage  per- 
sonnel    valeurs,   lettres,  etc.,   qui  seront 


alsdann  bei  ihrer  persönlichen  Ehre  ver- 
bunden, die  übernommenen  Verpflichtungen,, 
sowohl  ihrer  eigenen  Regierung,  als  auch 
dem  Staate  gegenüber,  der  sie  zu  Kriegs- 
gefangenen gemacht  hat,  gewissenhaft  zu 
erfüllen. 

Ihre  Regierung  ist  ebenfalls  verpflichtet,, 
keinerlei  Dienste  zu  verlangen  oder  anzu- 
nehmen, die  dem  gegebenen  Ehrenworte 
widersprechen. 

Artikel  11. 

Ein  Kriegsgefangener  kann  nicht  ge- 
zwungen werden,  seine  Freilassung  gegen 
Verpfandung  des  Ehrenworts  anzunehmen; 
ebensowenig  ist  die  feindliche  Regierung^ 
verpflichtet,  auf  die  Bitte  eines  Kriegsge- 
tangenen hin  die  Entlassung  auf  Ehrenwort 
zu  bewilligen. 

Artikel  12. 

Jeder  auf  Ehrenwort  entlassene  Kriegs- 
gefangene, der  gegen  den  Staat,  der  ihn 
entlassen  hat  oder  gegen  dessen  Verbün- 
dete die  Waffen  trägt,  verliert,  wenn  er 
wieder  ergriffen  wird,  das  Recht  der  Be- 
handlung als  Kriegsgefangener  und  kann 
den  Gerichten  überliefert  werden. 

Artikel  13. 

Personen,  die  einem  Heere  folgen,  ohne- 
ihm  unmittelbar  anzugehören,  wie  Kriegs- 
korrespondenten ,  Zeitungsberichterstatter,. 
Marketender  und  Lieferanten,  haben,  wenn 
sie  in  Feindeshand  geraten  und  ihre  Fest- 
haltung zweckmässig  erscheint,  das  Recht 
auf  Behandlung  als  Kriegsgefangene,  vor- 
ausgesetzt, dass  sie  sich  im  Besitz  eines 
Ausweises  der  Militärbehörde  des  Heeres 
befinden,  dem  sie  folgen. 

Artikel  14. 

Es  wird  beim  Ausbruche  der  Feind- 
seligkeiten in  jedem  der  kriegführenden 
Staaten  und  gegebenenfalls  in  den  neu- 
tralen Staaten,  die  Angehörige  einer  der 
Kriegsparteien  in  ihr  Gebiet  aufgenommen 
haben,  eine  Auskunftstelle  über  die  Kriegs- 
gefangenen errichtet.  Diese  hat  die  Auf- 
gabe, alle  die  Kriegsgefangenen  betreffen- 
den Anfragen  zu  beantworten,  und  erhält 
hierfür  von  den  zuständigen  Dienststellen 
die  nötigen  Angaben,  die  sie  in  den  Stand 
setzen,  über  jeden  Kriegsgefangenen  ein 
Personalblatt  zu  führen.  Die  Auskunft- 
stelle muss  auf  dem  Laufenden  gehalten 
werden  über  die  Unterbringung  der  Ge- 
fangenen und  über  die  dabei  eintretenden 
Veränderungen,  sowie  über  die  Überfüh- 
rung in  Krankenhäuser  und  über  Todesfalle. 

Die  Auskunftstelle  sammelt  ferner  alle 
zum  persönlichen  Gebrauche  dienenden 
Gegenstände,  Wertsachen,  Briefe  u.  s.  w.,. 
die     auf    den    Schlachtfeldern    gefunden 
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trouves  sur  les  champs  de  bataille  ou 
delaisses  par  des  prisonniers  decedes  dans 
les  hopitaux  et  ambulances,  et  de  les  trans- 
mettre  aux  interesscs. 

Article  15. 

Les  sociales  de  secours  pour  les  pri- 
sonniers de  guerre,  regulierement  consti- 
tuees  selon  la  loi  de  leur  pays  et  ayant 
pour  objet  d'elre  les  intermediaires  de 
l'action  chari table,  recevront,  de  la  part 
des  belligerants,  pour  elles  et  pour  leurs 
agents  düment  accredites,  toute  facilite, 
dans  les  limites  tracees  par  les  necessites 
militaires  et  les  regles  administratives, 
pour  accomplir  efßcacement  leur  täche 
d'humanite.  Les  delegues  de  ces  societes 
pourront  Ätre  adrais  ä  distribuer  des  secours 
dans  les  depöts  d'intemement,  ainsi  qu'aux 
lieux  d'etape  des  prisonniers  rapatries, 
moyennant  une  permission  personnelle 
delivr6e  par  Pautorite  militaire,  et  en  pre- 
nant  l'engagement  par  ecrit  de  se  soumettre 
ä  toutes  les  mesures  d'ordre  et  de  police 
que  celle-ci  prescrirait. 


Article  IG. 

Les  Bureaux  de  renseignements  jouis- 
sent  de  la  franchise  de  port.  Les  lettres, 
roandats  et  articles  d'argent,  ainsi  que  les 
colis  postaux  destines  aux  prisonniers  de 
guerre  ou  expedies  par  eux,  seront  affran- 
chis  de  toutes  taxes  postales,  aussi  bien 
dans  les  pays  d'origine  et  de  destination 
que  dans  les  pays  intermediaires. 

Les  dons  et  secours  en  nature  destines 
aux  prisonniers  de  guerre  seront  admis 
en  Franchise  de  tous  droits  d'enlree  et 
autres,  ainsi  que  des  taxes  de  transport 
sur  les  chemins  de  fer  exploites  par  PEtat. 

Article  17. 

Les  officiers  prisonniers  pourront  rece- 
voir  le  complement,  s'il  y  a  Heu,  de  la 
solde  qui  leur  est  altribuee  dans  cette 
Situation  par  les  reglements  de  leur  pays, 
ä  charge  de  remboursement  par  leur  Gou- 
vernement. 

Article  18. 

Toute  latitude  est  laissee  aux  prison- 
niers de  guerre  pour  l'exercice  de  leur 
religion,  y  compris  Tassistance  aux  Offices 
de  leur  culte,  k  la  seule  condition  de  se 
conformer  aux  mesures  d'ordre  et  de  po- 
lice prescrites  par  l'autoritä  militaire. 

Article  19. 

Les  testaments  des  prisonniers  de 
guerre    sont   re<jus    ou    dresses   dans   les 


oder  von  den  in  Krankenhäusern  oder 
Feldlazaretten  gestorbenen  Kriegsgefange- 
nen hinterlassen  werden,  und  stellt  sie  den 
Berechtigten  zu. 

Artikel  15. 

Die  Hilfsgesellschaften  fQr  Kriegsge- 
fangene, die  ordnungsmässig  nach  den  Ge- 
setzen ihres  Landes  gebildet  worden  sind 
und  den  Zweck  verfolgen,  die  Vermitteler 
der  mildtätigen  Nächstenhilfe  zu  sein,  emp- 
fangen von  den  Kriegsparteien  für  sich 
und  ihre  ordnungsmässig  bevollmächtigten 
Agenten  jede  Erleichterung  innerhalb  der 
durch  die  militärischen  Massnahmen  und 
die  Verwaltungsvorschriften  gezogenen  Gren- 
zen, um  ihre  menschenfreundlichen  Be- 
strebungen wirksam  ausführen  zu  können. 

Die  Bevollmächtigten  dieser  Hilfsgesell- 
schaften können  die  Erlaubnis  erhalten, 
unter  die  Gefangenen  an  ihrem  Aufent- 
haltsorte, sowie  unter  die  in  die  Heimat 
zurückkehrenden  Kriegsgefangenen  an  ihren 
Rastorten  Liebesgaben  auszuteilen.  Sie  ge- 
brauchen hierzu  eine  persönliche,  von  der 
Militärbehörde  ausgestellte  Erlaubnis,  auch 
müssen  sie  sich  schriftlich  verpflichten, 
sich  allen  Ordnuugs-  und  Pohzeimass- 
nahmen,  die  diese  Behörde  anordnen  sollte, 
zu  fügen. 

Artikel  16. 

Die  Auskunftstellen  geniessen  Porto- 
freiheit, Briefe,  Postanweisungen,  Geld« 
Sendungen  und  Postpakete,  die  für  die 
Kriegsgefangenen  bestimmt  sind  oder  von 
ihnen  abgesandt  werden,  sind  sowohl  im 
Lande  der  Aufgabe,  als  auch  im  Bestim- 
mungsland und  in  den  Zwischenländern 
von  allen  Postgebühren  befreit. 

•Liebesgaben  für  Kriegsgefangene  sind 
von  allen  Eingangszöllen  und  anderen  Ge- 
bühren, sowie  von  den  Frachtkosten  auf 
Staatseisenbahnen  befreit. 


Artikel  17. 

Kriegsgefangene  Offiziere  können  den 
ihnen  in  dieser  Lage  nach  den  Vorschriften 
ihres  Landes  zukommenden  Sold  erhalten ; 
ihre  Regierung  hat  ihn  zurückzuerstatten. 


Artikel  18. 

Den  Kriegsgefangenen  wird  in  der  Aus- 
übung ihrer  Religion  und  in  der  Teilnahme 
am  Gottesdienste  volle  Freiheit  gelassen, 
unter  der  einzigen  Bedingung,  dass  sie 
sich  den  Ordnungs-  und  Polizeivorschriften 
der  Militärbehörde  fügen. 

Artikel  19. 

put  die  Annahme  oder  Errichtung  von 
gt^menten  der  Kriegsgefangenen  gelten 
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memes  conditions  que  pour  les  militaires 
de  1'armee  nationale. 

On  suivra  egalement  les  memes  regles 
en  ce  qui  concerne  les  pieces  relatives  ä 
la  constatation  des  deces,  ainsi  que  pour 
Tinhumation  des  prisonniers  de  guerre,  en 
tenant  compte  de  leur  grade  et  de  leur 
rang. 

Article  20. 

Apres  la  conclusion  de  la  paix,  le 
rapatriement  des  prisonniers  de  guerre 
s'effectuera  dans  le  plus  bref  delai  possible. 

Chapitre  in. 

Des  malades  et  des  blosses. 

Article  21. 

Les  obligations  des  belligerants  con- 
cernant  le  service  des  malades  et  des 
blesses  sont  regies  par  la  Convention  de 
Geneve  du  22  aoüt  1864,  sauf  les  modi- 
tications  dont  celle-ci  pourra  etre  l'objet. 


dieselben  Bedingungen,  wie  für  die  Militär- 
personen  des  eigenen  Heeres. 

Das  Gleiche  gilt  für  die  Sterbeur- 
kunden sowie  für  die  Beerdigung  von 
Kriegsgefangenen,  wobei  deren  Dienstgrad 
und  Rang  zu  berücksichtigen  ist. 


Artikel  20. 

Nach  dem  Friedensschlüsse  sollen  die 
Kriegsgefangenen  binnen  kürzester  Frist 
in  ihre  Heimat  entlassen  werden. 

Drittes  Kapitel. 

Kranke  und  Verwundete. 

Artikel  21. 

Die  Pflichten  der  Kriegsparteien  in 
Ansehung  der  Pflege  der  Kranken  und  Ver- 
wundeten sind  durch  die  Genfer  Konven- 
tion vom  22.  August  1864  festgesetzt,  unter 
Vorbehalt  der  Abänderungen,  denen  diese 
etwa  unterworfen  wird. 


Seotion  II. 

Des  Hostilitts, 

Chapitre  I. 

Des  moyens  de  nuire  ä  Pennemi, 
des  sifeges  et  des  bombardements. 

Article  22. 

Les  belligerants  n'ont  pas  un  droit 
illimite  quant  au  choix  des  moyens  de 
nuire  ä  1  ennemi. 

Article  23. 

Outre  les  prohibitions  etablies  par  des 
Conventions  speciales,  il  est  notamment 
interdit: 

a)  d'employer  du  poison  ou  des  armes 
empoisonnees; 

b)  de  tuer  ou  de  blesser  par  trahlson 
des  individus  appartenant  ä  la  nation 
ou  a  l'armee  ennemie; 

c)  de  tuer  ou  de  blesser  un  ennemi 
qui,  ayant  mis  bas  les  armes  ou 
n'ayant  plus  les  moyens  de  se  de- 
fendre,  sest  rendu  ä  discretion; 

d)  de  declarer  qu'il  ne  sera  pas  fait 
de  quartier; 

e)  d'employer  des  armes,  des  projec- 
tiles  ou  des  matieres  propres  k 
causer  des  maux  superflus; 

f)  d'user  indüment  du  pavillon  parle- 
mentaire,  du  pavillon  national  ou 
des  insignes  militaires  et  de  l'uni- 


Zweiter  Abschnitt. 

Feindseligkeifen. 

Erstes  Kapitel. 

Mittel  zur  Schädigung  des  Fein- 
des,   Belagerungen  und    Bom- 
bardements. 

Artikel  22. 

Die  Kriegsparteien  haben  kein  un- 
beschränktes Recht  in  der  Wahl  der  Mittel 
zur  Schädigung  des  Feindes. 

Artikel  23. 

Abgesehen  von  den  durch  Sonderver- 
träge aufgestellten  Verboten,  ist  nament- 
lich untersagt: 

a)  die  Verwendung  von  Gift  oder  ver- 
gifteten Waffen, 

b)  die  meuchlerische  Tötung  oder  Ver- 
wundung von  Angehörigen  des  feind- 
lichen Staates  oder  des  feindlichen 
Heeres, 

c)  die  Tötung  oder  Verwundung  eines 
die  Waffen  streckenden  oder  wehr- 
losen Feindes,  der  sich  auf  Gnade 
oder  Ungnade  ergibt, 

d)  die  Erklärung,  dass  kein  Pardon 
gegeben  wird, 

e)  der  Gebrauch  von  Waffen,  Ge- 
schossen oder  Stoffen,  die  geeignet 
sind,  unnötigerweise  Leiden  zu  ver- 
ursachen, 

f)  der  Missbrauch  der  Parlamentär- 
flagge, der  Nationalflagge  oder  der 
militärischen   Abzeichen   und    der 
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forme  de  l'ennemi,  ainsi  que  des 
signes  distinctifs  de  la  Convention 
de  Geneve; 
g)  de  detruire  ou  de  saisir  des  pro- 
prietes  ennemies,  sauf  les  cas  oü 
ces  destructions  ou  ces  saisies 
seraient  imperieusement  Comman- 
ders par  les  necessites  de  la  guerre. 

Article  24. 

Les  ruses  de  guerre  et  l'emploi  des 
moyens  necessaires  pour  se  procurer  des 
renseignements  sur  l'ennemi  et  sur  le 
terrain  sont  consideres  comme  licücs. 

Article  25. 

II  est  interdit  d 'attaquer  ou  de  bom- 
barder  des  villes,  villages,  habitations  ou 
bätiments  qui  ne  sont  pas  defendus. 

Article  26. 

Le  commandant  des  troupes  assail- 
lantes,  avant  d'entreprendre  le  bombarde- 
ment,  et  sauf  le  cas  d'attaque  de  vive 
force,  devra  faire  tout  ce  qui  dopend  de 
lui  pour  en  avertir  les  autorites. 

Article  27. 

Dans  les  sieges  et  bombardements, 
toutes  les  mesures  necessaires  doivent  elre 
prises  pour  epargner,  autant  que  possible, 
les  edifices  consacres  aux  cultes,  aux  arts, 
aux  sciences  et  ä  la  bienfaisance,  les  hö- 
pitaux  et  les  lieux  de  rassemblement  de 
malades  et  de  blessäs,  ä  condition  qu'ils 
ne  soient  pas  employes  en  meme  temps  a 
un  but  militaire. 

Le  devoir  des  assieges  est  de  designer 
ces  edifices  ou  lieux  de  rassemblement  par 
des  signes  visibles  speciaux  qui  seront 
notifies  d'avance  &  1'assiegeanL 

Article  28. 

II  est  interdit  de  livrer  au  pillage 
meme  une  ville  ou  localite  prise  d'assaut. 


Chapitre  II. 

Dos  espions. 

Article  29. 

Ne  peut  etre  considere  comme  espion 
que  Pindividu  qui,  agissant  clandestine- 
ment  ou  sous  de  faux  pretextes,  recueille 
ou  chercbe  ä  recueillir  des  informations 
dans  la  zöne  d'operations  d'un  belügerant, 
avec  l'intention  de  les  communiquer  ä  la 
partie  adverse. 

Ainsi  les  militaires  non  deguises  qui 
ont  penetre  dans  la  zöne  dfoperations  de 
l'armee  ennemie,  ä  l'effet  de  recueillir  des 
informations,  ne  sont  pas  consideres  comme 


Uniform  des  Feindes,  sowie  der 
besonderen  Abzeichen  der  Genfer 
Konvention, 
g)  die  Zerstörung  oder  Wegnahme 
feindlichen  Eigentums,  es  sei  denn, 
dass  die  Gebote  des  Krieges  dies 
dringend  erheischen. 

Artikel  24. 

Kriegslisten  und  die  Anwendung  der 
notwendigen  Mittel,  um  sich  Nachrichten 
über  den  Gegner  und  das  Gelände  zu 
verschaffen,  sind  erlaubt. 

Artikel  25. 

Es  ist  verboten,  unverteidigte  Städte, 
Dörfer,  Wohnungen  oder  Gebäude  anzu- 
greifen oder  zu  bombardieren. 

Artikel  26. 

Der  Befehlshaber  eines  Belagerungs- 
heers soll  vor  Beginn  des  Bombardements, 
den  Fall  eines  Sturmangriffs  ausgenommen, 
alles  tun,  soweit  es  in  seinen  Kräften  steht, 
um  die  Ortsobrigkeit  davon  zu  benach- 
richtigen. 

Artikel  27. 

Bei  Belagerungen  und  Bombardements 
sollen  alle  erforderlichen  Massregeln  ge- 
troffen werden,  um  die  dem  Gottesdienste, 
der  Kunst,  der  Wissenschaft  und  der  Wohl- 
tätigkeit gewidmeten  Gebäude,  sowie  die 
Krankenhäuser  und  Sammelplätze  für 
Kranke  und  Verwundete  so  viel  wie  mög- 
lich zu  schonen,  vorausgesetzt,  dass  sie 
nicht  gleichzeitig  zu  einem  militärischen 
Zwecke  Verwendung  finden. 

Pflicht  der  Belagerten  ist  es,  diese 
Gebäude  oder  Sammelplätze  mit  besonderen 
sichtbaren  Zeichen  zu  versehen  und  diese 
vorher  dem  Belagerer  bekanntzugeben. 

Artikel  28. 

Es  ist  verboten,  Städte  oder  Ansiede- 
lungen, selbst  wenn  sie  im  Sturme  ge- 
nommen sind,  der  Plünderung  preiszugeben. 

Zweites  Kapitel« 

Spione. 

Artikel  29. 

Spion  ist,  wer  heimlich  oder  unter 
falschem  Vorwand  in  dem  Operationsgebiet 
einer  Kriegspartei  Nachrichten  einzieht 
oder  einzuziehen  sucht,  in  der  Absicht, 
sie  der  Gegenpartei  mitzuteilen. 


Demgemäss  sind  Militärpersonen  in 
Uniform,  die  in  das  Operationsgebiet  des 
feindlichen  Heeres  eingedrungen  sind,  um 
dicb  itachrictiten  IU  verschaffen,  nicht  als. 
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espions.  De  m6me,  ne  sont  pas  consideres 
comme  espions:  les  militaires  et  les  non- 
militaires,  accomplissant  ouvertement  leur 
mission,  charg£s  de  transmettre  des  d6- 
peches  destinees  soit  ä  leur  propre  armee, 
soit  ä  l'armee  ennemie.  A  cette  categorie 
appartiennent  egalement  les  individus  en- 
voyes  en  ballon  pour  transmettre  les  d6- 
peches,  et,  en  general,  pour  entretenir  les 
Communications  entre  les  diverses  parties 
d'une  armee  ou  d'un  territoire. 

Article  30. 

L'espion  pris  sur  le  fait  ne  pourra 
elre  puni  sans  jugement  prealable. 

Article  31. 

L'espion  quit  ayant  rejoint  l'armee  ä 
laquelle  il  appartient,  est  capture  plus 
tard  par  l'ennemi,  est  traitä  comme  pri- 
sonnier  de  guerre  et  n'encourt  aucune 
responsabilite  pour  ses  actes  d'espionnage 
anterieurs. 

Chapitre  III. 

Des  pari ementai res. 

Article  32. 
Est  considere  comme  parlementaire 
l'individu  autorise  par  Pun  des  belligerants 
ä  entrer  en  pourparlers  ave/5  l'autre  et  se 
Präsentant  avec  le  drapeau  blanc.  II  a 
droit  ä  l'inviolabilite  ainsi  que  le  trom- 
pette,  clairon  ou  tambour,  le  porte-drapeau 
et  l'interprete  qui  l'accompagneraient. 

Article  33. 

Le  Chef  auquel  un  parlementaire  est 
expedie  n'est  pas  oblige  de  le  recevoir  en 
toutes  circonstances. 

II  peut  prendre  toutes  les  mesures 
necessaires  atin  d'empecher  le  parlemen- 
taire de  profiter  de  sa  mission  pour  se 
renseigner. 

II  a  le  droit,  en  cas  d'abus,  de  retenir 
temporairement  le  parlementaire. 

Article  34. 
Le  parlementaire  perd  ses  droits  d'in- 
violabilite,  s'il  est  prouve,  d'une  maniere 
positive  et  irrecusable,  qu'il  a  profite  de 
sa  position  privilegiee  pour  provoquer  ou 
commettre  un  acte  de  trahison. 

Chapitre  IY. 

Des  capitulations. 

Article  35. 
Les    capitulations    arrelees   entre   les 
parties  contractantes  doivent  tenir  compte 
des  regles  de  l'honneur  militaire. 


Spione  zu  betrachten.  Desgleichen  gelten 
nicht  als  Spione:  Militärpersonen  und  Nicht- 
militärpersonen, die  offen  den  ihnen  er- 
teilten Auftrag,  Mitteilungen  an  ihr  eigenes 
oder  an  das  feindliche  Heer  zu  überbringen, 
ausführen.  Dahin  gehören  ebenfalls  die 
Personen,  die  in  Luftschiffen  befördert 
werden,  um  Nachrichten  zu  überbringen 
oder  um  überhaupt  Verbindungen  zwischen 
den  verschiedenen  Teilen  eines  Heeres  oder 
eines  Gebiets  aufrecht  zu  erhalten. 

Artikel  30. 

Der  auf  frischer  Tat  ergriffene  Spion 
kann  nicht  ohne  vorausgegangenes  Urteil 
bestraft  werden. 

Artikel  31. 

Ein  Spion,  der  zu  seinem  Heere 
zurückgekehrt  ist  und  später  vom  Feinde 
gefangen  genommen  wird,  ist  als  Kriegs- 
gefangener zu  behandeln  und  kann  für 
früher  begangene  Spionage  nicht  verant- 
wortlich gemacht  werden. 

Drittes  Kapitel. 

Parlamentäre. 

Artikel  32. 
Parlamentär  ist,  wer  von  einer  der 
Kriegsparteien  bevollmächtigt  ist,  in  Unter- 
handlungen mit  der  anderen  Partei  zu 
treten,  und  sich  mit  der  weissen  Fahne 
zeigt.  Er  ist  unverletzlich,  ebenso  der 
ihn  begleitende  Trompeter,  Hornist  oder 
Trommler,  Fahnenträger  und  Dolmetscher. 

Artikel  33. 

Der  Befehlshaber,  zu  dem  ein  Parla- 
mentär gesandt  wird,  ist  nicht  verpflichtet, 
ihn  unter  allen  Umständen  zu  empfangen. 

Er  kann  alle  erforderlichen  Massregeln 
ergreifen,  um  den  Parlamentär  zu  ver- 
hindern, seine  Sendung  zur  Einziehung 
von  Nachrichten  zu  benutzen. 

Er  ist  berechtigt,  bei  vorkommendem 
Missbrauche  den  Parlamentär  zeitweilig 
zurückzuhalten. 

Artikel  34. 
Der  Parlamentär  verliert  sein  Recht 
der  Unverletzlichkeit,  wenn  der  bestimmte, 
unwiderlegbare  Beweis  vorliegt,  dass  er 
seine  bevorrechtigte  Stellung  dazu  benutzt 
hat,  um  Verrat  zu  üben  oder  dazu  an- 
zustiften. 

Viertes  Kapitel. 
Kapitulationen. 

Artikel  35. 
Die  zwischen  den  verhandelnden  Par- 
teien   vereinbarten    Kapitulationen    sollen 
den   Forderungen  der  militärischen  Ehre 
Rechnung  tragen. 
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Une  fois  fixöes,  eilest  doivent  elre 
scrupuleusement  observees  par  les  deux 
parties. 


Einmal  abgeschlossen,  sollen  sie  von 
beiden  Parteien  gewissenhaft  beobachtet 
werden. 


Chapitre  V. 

De  l'armistiee. 

Article  36. 

L'armistiee  suspend  les  Operations  de 
guerre  par  nn  aecord  mntael  des  parties 
belligerantes  Si  la  duräe  n'en  est  pas 
d&enninöe,  les  parties  belligerantes  peu- 
vent  reprendre  en  tont  temps  les  Opera- 
tions, ponrvu  toutefois  que  l'ennemi  soit 
averti  en  temps  convenu,  conformement 
anx  conditions  de  l'armistiee. 


Article  37. 

L'armistiee  peut  elre  general  ou  local. 
Le  premier  suspend  partout  les  Operations 
de  guerre  des  Etats  belligerants;  le  second, 
seulement  entre  certaines  fractions  des 
armees  belligerantes  et  dans  un  rayon 
determirie\ 


Article  38. 

L'armistiee  doit  6tre  notiöe  officielle- 
ment  et  en  temps  utile  aux  autorites  com- 
petentes  et  aux  troupes.  Les  hostilites 
sont  suspend ues  immediatement  apres  la 
notification  ou  au  terme  fixe\ 


Article  39. 

II  dopend  des  parties  contraetantes 
de  fixer,  dans  les  clauses  de  l'armistiee, 
les  rapports  qui  pourraient.  avoir  lieu,  sur 
le  thöatre  de  la  guerre,  avec  les  popula- 
tions  et  entre  elles. 


Article  40. 

Toute  violation  grave  de  l'armistiee, 
par  l'une  des  parties,  donne  ä  lautre  le 
droit  de  le  denoncer  et  m6me,  en  cas 
d'urgence,  de  reprendre  immediatement 
les  hostilites. 


Article  41. 

La  violation  des  clauses  de  l'armistiee, 
par  des  particuliers  agissant  de  leur  propre 
initiative,  donne  droit  seulement  ä  reclamer 
la  punition  des  coupables  et,  s'il  y  a  lieu, 
une  indemnite  pour  les  pertes  6prouvees. 


Fünftes  Kapitel. 

Waffenstillstand. 

Artikel  36. 

Der  Waffenstillstand  unterbricht  die 
Kriegsunternehmungen  kraft  eines  wechsel- 
seitigen Übereinkommens  der  Kriegsparteien. 
Ist  eine  bestimmte  Dauer  nicht  vereinbart 
worden,  so  können  die  Kriegsparteien 
jederzeit  die  Feindseligkeiten  wieder  auf- 
nehmen, jedoch  unter  der  Voraussetzung, 
dass  der  Feind,  gemäss  den  Bedingungen 
des  Waffenstillstandes,  rechtzeitig  benach- 
richtigt wird. 

Artikel  37. 

Der  Waffenstillstand  kann  ein  allge- 
meiner oder  ein  örtlich  begrenzter  sein; 
der  erstere  unterbricht  die  Kriegsunter- 
nehmungen der  kriegführenden  Staaten 
allenthalben,  der  letztere  nur  für  bestimmte 
Teile  der  kriegführenden  Heere  und  inner- 
halb eines  bestimmten  Gebiets. 

Artikel  38. 

Der  Waffenstillstand  muss  in  aller 
Form  und  rechtzeitig  den  zuständigen  Be- 
hörden und  den  Truppen  mitgeteilt  werden. 
Sofort  nach  Mitteilung  oder  zu  einem  be- 
stimmten Zeitpunkte  sind  die  Feindselig- 
keiten einzustellen. 

Artikel  39. 

Es  ist  Sache  der  vertragschliessenden 
Parteien,  in  den  Bedingungen  des  Waffen- 
stillstands festzusetzen,  welche  Beziehungen 
sie  auf  dem  Kriegsschauplatz  unter  einander 
und  mit  der  Bevölkerung  unterhalten 
können. 

Artikel  40. 

Jede  schwere  Verletzung  der  Bedin- 
gungen des  Waffenstillstandes  durch  eine 
der  Parteien  gibt  der  anderen  das  Recht, 
ihn  zu  kündigen,  und  in  dringenden  Fällen 
sogar  das  Recht,  die  Feindseligkeiten  sofort 
wieder  aufzunehmen. 

Artikel  41. 

Die  Verletzung  der  Bedingungen  des 
Waffenstillstandes  durch  Privatpersonen, 
die  aus  eigenem  Antriebe  handeln,  gibt 
nur  das  Recht,  die  Bestrafung  der  Schul- 
digen und  gegebenen  Falles  eine  Ent- 
schädigung für  den  erlittenen  Schaden  zu 
fordern. 
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Seotion  III. 

De   lAuforif6  Milifaire    sur   le 
territoire  de  16faf  ennemi. 

Article  42. 

Un  territoire  est  considere  comme 
occupe  lorsqu'il  se  trouve  place  de  fait 
sous  l'autorite  de  l'armee  ennemie. 

L'occupation  ne  s'etend  qu'aux  terri- 
toires  oü  cette  autorite  est  elablie  et  en 
mesure  de  s'exercer. 

Article  43. 

L'autorite  du  pouvoir  legal  ayant  passe 
de  fait  entre  les  mains  de  l'occupant, 
celui-ci  prendra  toutes  les  mesures  qui 
dependent  de  lui  en  vue  de  retablir  et 
d'assurer,  autant  qu'il  est  possible,  l'ordre 
et  la  vie  publics  en  respectant,  sauf  em- 
pechement  absolu,  les  lois  en  vigueur  dans 
le  pays 


Article  44. 

II  est  interdit  de  forcer  la  population 
d'un  territoire  occupe  ä  prendre  part  aux 
Operations  militaires  contre  son  propre 
pays. 

Article  45. 

11  est  interdit  de  contraindre  la  popu- 
lation d'un  territoire  occupe  k  preter  ser- 
ment  &  la  puissance  ennemie. 

Article  46. 

L'honneur  et  les  droits  de  la  famille, 
la  vie  des  individus  et  la  propriete  privee, 
ainsi  que  les  convictions  religieuses  et 
l'exercice  des  cultes,  doivent  etre  respectcs. 

La  propriete  privee  ne  peut  pas  elre 
conßsquee. 

Article  47. 
Le   pillage  est  formellement  interdit. 

Article  48. 

Si  l'occupant  preleve,  dans  le  territoire 
occupe,  les  impöts,  droits  et  peages  etabtis 
au  profit  de  FE  tat,  il  le  fera,  autant  que 
possible,  d 'apres  les  regles  de  l'assiette  et 
de  la  repartition  en  vigueur  et  il  en  resul- 
tera  pour  lui  l'obligation  de  pourvoir  aux 
frais  de  l'administration  du  territoire  occupe 
dans  la  mesure  oü  le  Gouvernement  legal 
y  etait  tenu. 

Article  49. 

Si,  en  dehors  des  impöts  vises  ä 
l'article  precedent,  l'occupant  preleve  d'au- 


Dritter  Absohnitt* 

Militärische  Gewalt  auf  be- 
setztem feindlichen  Gebiete. 

Artikel  43. 

Ein  Gebiet  gilt  als  besetzt,  wenn  es 
tatsächlich  in  der  Gewalt  des  feindlichen 
Heeres  steht 

Die  Besetzung  erstreckt  sich  nur  auf 
die  Gebiete,  wo  diese  Gewalt  hergestellt 
ist  und  ausgeübt  werden  kann. 

Artikel  43. 

Nachdem  die  gesetzmässige  Gewalt 
tatsächlich  in  die  Hände  des  Besetzenden 
übergegangen  ist,  hat  dieser  alle  ihm  zu 
Gebote  stehenden  Massnahmen  zu  treffen, 
um  nach  Möglichkeit  die  öffentliche  Ord- 
nung und  Sicherheit  wiederherzustellen 
und  aufrecht  zu  erhalten,  und  zwar  unter 
Berücksichtigung  der  Landesgesetze,  sofern 
keine  unüberwindlichen  Hindernisse  ent- 
gegenstehen. 

Artikel  44. 

Es  ist  verboten,  die  Bevölkerung  eines 
besetzten  Gebiets  zur  Teilnahme  an  den 
Kriegsunternehmungen  gegen  ihr  eigenes 
Land  zu  zwingen. 

Artikel  45. 

Es  ist  verboten,  die  Bevölkerung  eines 
besetzten  Gebiets  zu  zwingen,  der  feind- 
lichen Macht  den  Treueid  zu  leisten. 

Artikel  46. 

Die  Ehre  und  die  Rechte  der  Familie, 
das  Leben  der  Bürger,  das  Privateigentum, 
die  religiösen  Überzeugungen  und  die  gottes- 
dienstlichen Handlungen  sollen  geachtet 
werden. 

Das  Privateigentum  darf  nicht  einge- 
zogen werden. 

Artikel  47. 

Die  Plünderung  ist  ausdrücklich  ver- 
boten. 

Artikel  48. 

Wenn  die  Kriegspartei  in  dem  besetzten 
Gebiete  die  zu  gunsten  des  Staates  be- 
stehenden Steuern,  Zölle  und  Abgaben  er- 
hebt, so  soll  sie  es  möglichst  nach  Mass- 
gabe der  für  ihre  Erhebung  und  Verteilung 
geltenden  Vorschriften  tun;  es  erwächst 
hiermit  für  sie  die  Verpflichtung,  die  Kosten 
der  Verwaltung  des  besetzten  Gebiets  in 
dem  Umfange  zu  tragen,  wie  die  gesetz- 
mässige Regierung  hierzu  verpflichtet  war. 

Artikel  49. 

Wenn  der  Besetzende  ausser  den  im 
vorstehenden  Artikel  erwähnten  Abgaben 
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tres  contribntions  en  argent  dans  le  terri- 
toire  occupe,  ce  ne  pourra  etre  que  pour 
les  besoins  de  l'armee  ou  de  l'administra- 
lion  de  ce  territoire. 

Article  50. 

Aucune  peine  collective,  pecuniaire  ou 
autre,  ne  pourra  etre  edictee  contre  les 
populations  ä  raison  de  faits  individuels 
dont  elles  ne  pourraient  etre  considerees 
comme  solid airement  responsables. 

Article  51. 

Aucune  contribution  ne  sera  perc,ue 
qu'en  vertu  d'un  ordre  ecrit  et  sous  la 
responsabilite  d'un  general  en  chef. 

II  ne  sera  procede,  autant  que  possible, 
ä  cette  perception  que  d 'apres  les  regles 
de  l'assiette  et  de  la  repartition  des  impöts 
en  vigueur. 

Pour  toute  contribution  un  recu  sera 
delivre  aux  contribuables. 


Article  52. 

Des  requisitions  en  nature  et  des  Ser- 
vices ne  pourront  etre  reclames  des  com- 
munes  ou  des  habitants,  que  pour  les  be- 
soins de  l'armee  d'occupation.  Ils  seront 
en  rapport  avec  les  ressources  du  pays  et 
de  teile  nature  qu'ils  n'impliquent  pas  pour 
les  populations  1  Obligation  de  prendre  part 
aux  Operations  de  la  guerre  contre  leur 
patrie. 

Ces  requisitions  et  ces  Services  ne 
seront  reclames  qu'avec  l'autorisation  du 
commandant  dans  la  localite  occupee. 

Les  prestations  en  nature  seront,  au- 
tant que  possible,  payees  au  comptant; 
sinon,  elles  seront  constatees  par  des  requs. 


Article  53. 

L'armee  qui  occupe  un  territoire  ne 
pourra  saisir  que  le  numeraire,  les  fonds 
et  les  valeurs  exigibles  appartenant  en 
propre  ä  l'Etat,  les  depöts  d'armes,  moyens 
de  transport,  magasins  et  approvisionne- 
ments  et,  en  general,  toute  propriete  mo 
biliere  de  l'Etat  de  nature  k  servir  aux 
Operations  de  la  guerre. 

Le  materiel  des  chemins  de  fer,  les 
telegraphes  de  terre,  les  telephones,  les 
bateaux  &  vapeur  et  autres  navires,  en 
dehors  des  cas  regis  par  la  loi  maritime, 
de  meme  que  les  depöts  d'armes  et  en 
general  toute  espece  de  munitions  de  guerre, 
meme  appartenant  ä  des  societes  ou  ä  des 
personnes  privees,  sont  egalement  des 
moyens  de  nature  ä  servir  aux  Operations 


andere  Auflagen  in  Geld  in  dem  besetzten 
Gebiet  erhebt,  so  darf  dies  nur  zur  Deckung 
der  Bedürfhisse  des  Heeres  oder  der  Ver- 
waltung dieses  Gebiets  geschehen. 

Artikel  50. 

Keine  Strafe  in  Geld  oder  anderer 
Art  darf  über  eine  ganze  Bevölkerung 
wegen  der  Handlungen  einzelner  verhängt 
werden,  für  welche  die  Gesamtheit  nicht 
als  verantwortlich  angesehen  werden  kann. 

Artikel  51. 

Zwangsauflagen  können  nur  auf  Grund 
eines  schriftlichen  Befehls  und  unter  Ver- 
antwortlichkeit eines  selbständig  komman- 
dierenden Generals  erhoben  werden. 

Die  Erhebung  soll  so  viel  wie  möglich 
unter  Beobachtung  der  für  die  Festsetzung 
und  Verteilung  der  Steuern  geltenden  Vor- 
schriften erfolgen. 

Über  jede  Zwangsleistung  erhalten  die 
Beitragspflichtigen  eine  Empfangsbeschei- 
nigung. 

Artikel  52. 

Naturalleistungen  und  Dienstleistungen 
können  von  Gemeinden  oder  Einwohnern 
nur  für  die  Bedürfhisse  des  Besetzungs- 
heers gefordert  werden.  Sie  müssen  im 
Verhältnisse  zu  den  Hilfsquellen  des  Landes 
stehen  und  dürfen  für  die  Bevölkerung 
nicht  die  Verpflichtung  enthalten,  an  Kriegs- 
unternehmungen gegen  ihr  Vaterland  teil 
zu  nehmen. 

Derartige  Natural-  und  Dienstleistungen 
können  nur  mit  der  Ermächtigung  des  Be- 
fehlshabers der  besetzten  Gebiete  vorge- 
nommen werden. 

Naturalleistungen  sind  so  viel  wie 
möglich  bar  zu  bezahlen;  anderenfalls 
sind  dafür  Empfangsbescheinigungen  aus- 
zustellen. 

Artikel  53. 

Das  Besetzungsheer  kann  nur  mit  Be- 
schlag belegen :  das  Bargeld  und  die  Wert- 
bestände des  Staates  sowie  die  dem  Staate 
zustehenden  eintreibbaren  Forderungen,  die 
Waffenniederlagen,  Beförderungsmittel,  Vor- 
ratshäuser und  Lebensmittel  Vorräte  sowie 
überhaupt  alles  dem  Staate  gehörende  be- 
wegliche Eigentum,  das  geeignet  erscheint, 
den  Kriegsunternebmungen  zu  dienen. 

Das  Eisenbahnmaterial,  die  Landtele- 
graphen, die  Fernsprechanlagen,  die  Dampf- 
schiffe und  andere  Fahrzeuge  —  soweit 
hier  nicht  die  Vorschriften  des  Seerechts 
platzgreifen  —  die  Waffenniederlagen  und 
überhaupt  jede  Art  Kriegsmunition,  auch 
dann,  wenn  all  dies  Gesellschaften  oder 
Privatpersonen  gehört,  sind  ebenfalls  ihrer 
Natur   nach  Mittel,  die  den  Kriegsunter- 


i 


€68 


Anhang. 


de  la  guerre,  raais  devront  Ätre-  restitues, 
et  les  indemnites  seront  reglees  ä  la  paix. 


Article  54. 

Le  materiel  des  chemins  de  fer  pro- 
venant  d'Etats  neutres,  qu'il  appartienne 
ä  ces  Etats  ou  ä  des  Societes  ou  personnes 
privees,  leur  sera  renvoye  aussitöt  que 
possible. 

Article  55. 

L'Etat  occupant  ne  se  considerera  qaß 
comme  administrateur  et  usufruitier  des 
edifices  publics,  immeubles,  forets  et  ex- 
ploitations  agricoles  appartenant  ä  l'Etat 
ennemi  et  se  trouvant  dans  le  pays  occupe. 
II  devra  sauvegarder  le  fond  de  ces  pro- 
prietes  et  les  administrer  conformement 
aux  regles  de  l'usufruit. 

Article  56. 

Les  biens  des  communes,  ceux  des 
Etablissements  consacres  aux  cultes,  ä  la 
charite  et  ä  l'instruction,  aux  arts  et  aux 
sciences,  meine  appartenant  ä  l'Etat,  seront 
traites  corame  la  propriete  privee. 

Toute  saisie,  destruction  ou  degradation 
intentionnelle  de  semblables  etablissements, 
de  monuments  historiques,  d'oeuvres  d'art 
et  de  science,  est  interdite  et  doit  etre 
poursuivie. 


nehmungen  dienen ;  sie  müssen  aber  wieder 
zurückerstattet  werden.  Die  Entschädigungs- 
frage wird  bei  Abschluss  des  Friedens  ge- 
regelt 

Artikel  54. 

Das  Eisenbahnmaterial,  das  aus  neu- 
tralen Staaten  kommt,  sei  es,  dass  es  diesen 
selbst  oder  Gesellschaften  oder  Privat- 
personen gehört,  soll  ihnen  sobald  wie 
möglich  zurückgesandt  werden. 

Artikel  55. 

Der  Staat,  von  dem  die  Besetzung- 
ausgeht,  betrachtet  sich  nur  als  Verwalter 
und  Nutzniesser  der  öffentlichen  Gebäude, 
Liegenschaften,  Walder  und  landwirtschaft- 
lichen Anlagen,  die  dem  feindlichen  Staate 
gehören  und  in  dem  besetzten  Gebiete 
liegen.  Er  ist  verpflichtet,  den  Grundstock 
dieser  Güter  zu  schützen  und  sie  nach 
den  Regeln  des  Nießbrauchs  zu  verwalten. 

Artikel  56. 

Das  Eigentum  der  Gemeinden  und  der 
dem  Gottesdienste,  der  Wohltätigkeit,  dem 
Unterrichte,  der  Kunst  und  Wissenschaft 
gewidmeten  Anstalten,  auch  wenn  diese 
dem  Staate  gehören,  ist  als  Privateigentum 
zu  behandeln.  Jede  absichtliche  Entfernung, 
Zerstörung  oder  Beschädigung  von  der- 
artigen Gebäuden,  von  geschichtlichen  Denk- 
mälern oder  von  Werken  der  Kunst  und 
Wissenschaft  ist  verboten  und  muss  ge- 
ahndet werden. 


Seotion  IV. 

©es    Belligörants    Infernos     et 
des  Blosses  Soignes  chea   les 

Neufres. 

Article  57. 

L'Etat  neutre  qui  reqoit  sur  son  terri- 
toire  des  troupes  appartenant  aux  armees 
belligerantes,  les  internera,  autant  que 
possible,  loin  du  theätre  de  la  guerre. 

Jl  pourra  les  garder  dans  des  camps, 
et  meme  les  enfermer  dans  des  forteresses 
ou  dans  des  lieux  appropries  ä  cet  effet 

11  decidera  si  les  officiers  penvent 
etre  laisses  libres  en  prenant  l'engagement 
sur  parole  de  ne  pas  quitter  le  ternitoire 
neutre  sans  autorisation. 


Article  58. 

A  defaut  de  Convention  speciale,  l'Etat 
neutre  fournira  aux  internes  les  vivres, 
les  habillements  et  les  secours  commandes 
par  l'humanite. 


Vierter  Abschnitt. 

Bei  Neutralen  festgehaltene 

Kriegfuhrende    und    in    Pflege 

befindliche  Verwundete. 

Artikel  57. 

Der  neutrale  Staat,  auf  dessen  Gebiet 
Truppen  der  kriegführenden  Heere  über- 
treten, muss  sie  möglichst  weit  vom  Kriegs- 
schauplatz unterbringen. 

Er  kann  sie  in  Lagern  verwahren  und 
sie  auch  in  Festungen  oder  in  anderen 
zu  diesem  Zwecke  geeigneten  Orten  ein* 
schliessen 

Es  hängt  von  seiner  Entscheidung  ab, 
ob  Offiziere,  die  sich  auf  Ehrenwort  ver- 
pflichten, das  neutrale  Gebiet  nicht  ohne 
Erlaubnis  zu  verlassen,  freigelassen  werden 
können. 

Artikel  58. 
In  Ermangelung  einer  besonderen  Ver- 
einbarung hat  der  neutrale  Staat  den  der 
Festhaltung  unterliegenden  Personen  Nah- 
rung, Kleidung  und  die  durch  die  Mensch- 
lichkeit gebotenen  Hilfsmittel  zu  gewahren. 
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Bonification  sera  faite,  ä  la  paix,  des 
frais  occasionnes  par  l'internement. 

Article  59. 

L'Etat  neutre  pourra  autoriser  le  pas- 
sage  sur  son  territoire  des  blesses  ou  ma- 
lades appartenant  aux  armees  belligerantes, 
sous  la  reserve  que  les  trains  qui  les  ame- 
neront  ne  transporteront  ni  personnel  ni 
materiel  de  guerre.  £n  pareil  cas,  l'Etat 
neutre  est  tenu  de  prendre  les  mesures 
de  sürete  et  de  contröle  necessaires  a  cet 
effet. 

Les  blesses  ou  malades  amenes  dans 
ces  conditions  sur  le  territoire  neutre  par 
un  des  belligerants,  et  qui  appartiendraient 
ä  la  partie  adverse,  devront  etre  gardes 
par  l'Etat  neutre,  de  maniere  qu'ils  ne 
puissent  de  nouveau  prendre  part  aux 
Operations  de  la  guerre.  Celui-ci  aura  les 
memes  devoirs  quant  aux  blesses  ou  ma- 
lades de  l'autre  armee  qui  lui  seraient 
confies. 

Article  60. 

La  Convention  de  Geneve  s'applique 
aux  malades  et  aux  blesses  internes  sur 
territoire  neutre. 


Die  durch  die  Internierung  verur- 
sachten Kosten  sind  nach  dem  Friedens- 
schlüsse zu  ersetzen. 

Artikel  59. 

Der  neutrale  Staat  kann  den  Durchzug 
von  Verwundeten  oder  Kranken  der  krieg- 
führenden Heere  durch  sein  Gebiet  ge- 
statten, jedoch  unter  dem  Vorbehalte, 
dass  die  zur  Beorderung  benutzten  Züge 
weder  Kriegspersonal  noch  Kriegsmaterial 
mit  sich  fahren.  Der  neutrale  Staat  ist 
in  solchen  Fallen  verpflichtet,  die  erforder- 
lichen Siehe  rh  ei  ts-  und  Aufsichtsmassregeln 
zu  treffen. 

Die  der  Gegenpartei  angehörigen  Ver- 
wundeten oder  Kranken,  die  von  einer  der 
Kriegsparteien  auf  neutrales  Gebiet  ge- 
bracht werden,  sind  von  dem  neutralen 
Staate  derart  zu  bewachen,  dass  sie 
nicht  von  neuem  an  den  Kriegsunter- 
nehmungen Teil  nehmen  können.  Der 
neutrale  Staat  hat  gegenüber  den  ihm 
anvertrauten  Verwundeten  oder  Kranken 
des  anderen  Heeres  die  gleichen  Verpflich- 
tungen. 

Artikel  60. 

Die  Genfer  Konvention  gilt  auch  für 
die  im  neutralen  Gebiet  untergebrachten 
Kranken  und  Verwundeten. 


Nr.   II. 


Das  Haager  Rotekreuzabkommen. 


Convention  pour  l'adaptation  ä  la  guerre 
maritime  des  prineipes  de  la  Con- 
vention de  Geneve  du  22  aoüt  1864. 
Du  29  jaulet  1899. 

Sa  Majeste  l'Empereur  d'Allemagne, 
Roi  de  Prusse  etc. 

Egalement  animes  da  desir  de  dimi- 
nuer  autant  qu'il  depend  d'eux  les  maux 
inseparables  de  la  guerre  et  voulant  dans 
ce  but  adapter  ä  la  guerre  maritime  les 
prineipes  de  la  Convention  de  Geneve  du 
22  aoüt  1864,  ont  resolu  de  conclure  une 
Convention  ä  cet  effet; 

11s  ont  en  consequence  nomme  pour 
Leurs  Plenipotentiaires,  savoir: 

(Folgen  die  Namen 

Lesquels,  apres  s'etre  communique 
leurs  pleins  pouvoirs,  trouves  en  bonne 
et  due  forme,  sont  convenus  des  disposi- 
tions  suivantes: 


Abkommen,  betreffend  die  Anwendung 
der  Grundsätze  der  Genfer  Kon- 
vention vom  22.  August  1864  auf  den 
Seekrieg.    Vom  29.  Juli  1899. 

Seine  Majestät  der  Deutsche  Kaiser,. 
König  von  Preussen  u.  s.  w. 

gleichermassen  von  dem  Wunsche  be- 
seelt, so  viel  an  ihnen  liegt,  die  vom  Kriege 
unzertrennlichen  Leiden  zu  mildern  und 
in  der  Absicht,  zu  diesem  Zwecke  die 
Grundsätze  der  Genfer  Konvention  vom 
22.  August  1864  auch  auf  den  Seekrieg 
auszudehnen,  haben  beschlossen,  ein  Ab- 
kommen zu  dem  Ende  einzugehen, 

sie  haben  demgemäss  zu  Bevollmäch- 
tigten ernannt: 

der  Bevollmächtigten.) 

\v  Yie  uach  Austausch  ihrer,  in  guter 
UvT  i  gehöriger  Form  befundenen  Voll- 
CSVd -!«*>,  folgende  Besümmungen  verein- 
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Article  1. 

Les  bätiments  -  höpitaux  militaires, 
c'est  ä-dire  les  bätiments  construits  ou 
amenages  par  les  Etats  specialement  et 
uniquement  en  vue  de  porter  secours  aux 
blesses,  malades  et  naufrages,  et  dont  les 
noms  auront  ete  communiques,  k  l'ouver- 
ture  ou  au  cours  des  hostilites,  en  tout 
cas  avant  toute  mise  en  usage,  aux  Puis- 
sances  belligerantes ,  sont  respectes  et  ne 
peuvent  etre  captures  pendant  la  duree 
des  hostilites. 

Ges  bätiments  ne  sont  pas  non  plus 
assimiles  aux  navires  de  guerre  au  point 
de  vue  de  leur  sejour  dans  un  port  neutre. 

Article  2. 

Les  bätiments  hospitaliers,  equipes  en 
totalite  ou  en  partie  aux  frais  des  parti- 
culiers  ou  des  societes  de  secours  officiel- 
lement  reconnues,  sont  egalement  respectes 
et  exempts  de  capture,  si  la  Puissance 
belligerante  dont  ils  dependent,  leur  a 
donne  une  commission  officielle  et  en  a 
notifie  les  noms  ä  la  Puissance  adverse  ä 
Touverture  ou  au  cours  des  hostilites,  en 
tout  cas  avant  toute  mise  en  usage. 

Ges  navires  doivent  elre  porteurs  d'un 
document  de  l'autorite  competente  decla- 
rant  quils  ont  ete  soumis  ä  son  contröle 
pendant  leur  armement  et  ä  leur  depart 
final 


Article  3. 

Les  bätiments  hospitaliers,  equipes  en 
totalite  ou  en  partie  aux  frais  des  particu- 
liers  ou  des  socieles  officiellement  recon- 
nues de  pays  neutres,  sont  respectes  et 
exempts  de  capture,  si  la  Puissance  neutre 
dont  ils  dependent  leur  a  donne  une  com- 
mission officielle  et  en  a  notifie  les  noms 
aux  Puissances  belligerantes  ä  l'ouverture 
ou  au  cours  des  hostilites,  en  tout  cas 
avant  toute  mise  en  usage. 


Article  4. 

Les  bätiments  qui  sont  mentionnes 
dans  les  articles  1,  2  et  3,  porteront  se- 
cours et  assistance  aux  blesses,  malades  et 
naufrages  des  belligerants  sans  distinction 
de  nationalite. 

Les  Gouvernements  s'engagent  a 
n'utiliser  ces  bätiments  pour  aucun  but 
militaire. 

Ces  bätiments  ne  devront  gener  en 
aucune  maniere  les  mouvements  des  com- 
battants. 

Pendant  et  apres  le  combat,  ils  agiront 
a  leurs  risques  et  perils. 


Artikel  1. 

Die  militärischen  Lazarettschiffe,  die 
einzig  und  allein  vom  Staate  erbaut  oder 
eingerichtet  worden  sind,  um  den  Verwun- 
deten, Kranken  und  Schiffbrüchigen  Hilfe 
zu  bringen,  sind  bei  Beginn  oder  im  Ver- 
laufe der  Feindseligkeiten,  jedenfalls  aber 
vor  der  Verwendung,  den  kriegführenden 
Mächten  mit  Namen  anzumelden-  Diese 
Schiffe  sind  zu  achten  und  dürfen  während 
der  Dauer  der  Feindseligkeiten  nicht  weg- 
genommen werden. 

Auch  dürfen  sie  bei  einem  Aufenthalt 
in  neutralen  Häfen  nicht  nach  den  für 
Kriegsschiffe  geltenden  Regeln  behandelt 
werden. 

Artikel  2. 

Lazarettschiffe,  die  ganz  oder  zum 
Teil  auf  Kosten  von  Privatpersonen  oder 
von  amtlich  anerkannten  Hilfsgesellschaften 
ausgerüstet  worden  sind,  sind  ebenfalls  zn 
achten  und  von  der  Wegnahme  ausge- 
schlossen, sofern  die  kriegführende  Macht, 
der  sie  angehören,  eine  amtliche  Beschei- 
nigung für  sie  ausgestellt  und  ihre  Namen 
dem  Gegner  bei  Beginn  oder  im  Verlaufe 
der  Feindseligkeiten,  jedenfalls  aber  vor 
der  Verwendung,  bekannt  gemacht  hat 

Diese  Schiffe  müssen  eine  von  der  zu- 
ständigen Behörde  auszustellende  Beschei- 
nigung darüber  bei  sich  führen,  dass  sie 
sich  während  der  Ausrüstung  und  beim 
Auslaufen  unter  ihrer  Aufsicht  befunden 
haben. 

Artikel  3. 

Lazarettschiffe,  die  ganz  oder  zum 
Teil  auf  Kosten  von  Privatpersonen  oder 
von  amtlich  anerkannten  Hilfsgesellschaften 
neutraler  Staaten  ausgerüstet  worden  sind, 
sind  zu  achten  und  von  der  Wegnahme 
ausgeschlossen,  sofern  der  neutrale  Staat, 
dem  sie  angehören ,  einen  amtlichen  Auf- 
trag für  sie  ausgestellt  hat  und  den  krieg- 
führenden Mächten  ihre  Namen  zu  Beginn 
oder  im  Verlaufe  der  Feindseligkeiten, 
jedenfalls  aber  vor  ihrer  Verwendung,  be- 
kannt gemacht  hat. 

Artikel  4. 

Die  in  den  Artikeln  1,  2,  3  bezeich- 
neten Schiffe  sollen  den  Verwundeten, 
Kranken  und  Schiffbrüchigen  der  Kriegs- 
parteien ohne  Unterschied  der  Nationalität 
Hilfe  und  Beistand  gewähren. 

Die  Regierungen  verpflichten  sich, 
diese  Schiffe  zu  keinerlei  militärischen 
Zwecken  zu  benutzen. 

Diese  Schiffe  dürfen  in  keiner  Weise 
die  Bewegungen  der  Kriegsschiffe  be- 
hindern. 

Während  und  nach  dem  Kampfe 
handeln  sie  auf  ihre  eigene  Gefahr. 
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Les  belligerants  auront  sur  eux  le 
droit  de  contröle  et  de  visite;  ils  pourront 
refuser  leur  concours,  leur  enjoindre  de 
s*6loigner,  leur  imposer  une  direction  de- 
terminee  et  mettre  ä  bord  un  commissaire, 
meme  les  detenir,  si  la  gravite  des  circon- 
stances  l'exigeait. 

Au  tan t  que  possible,  les  belligerants 
inscriront  sur  le  Journal  de  bord  des  bäu- 
men ts  hospitaliers  les  ordres  qu'ils  leur 
donneront. 


Article  5. 

Les  bätiments-höpitaux  militaires  se- 
ront  distingues  par  une  peinture  exterieure 
blanche  avec  une  bände  horizontale  verte 
d'un  metre  et  derai  de  largeur  environ. 

Les  batiments  qui  sont  mentionnes 
dans  les  articles  2  et  3,  seront  distingues 
par  une  peinture  exterieure  blanche  avec 
une  bände  horizontale  rouge  d'un  metre 
et  demi  de  largeur  environ. 

Les  embarcations  des  batiments  qui 
viennent  d'etre  mentionnes,  comme  les 
petits  batiments  qui  pourront  etre  affectes 
au  service  hospitalier,  se  distingueront  par 
une  peinture  analogue. 

Tous   les  batiments  hospitaliers  se  fe- 
ront  reconnattre  en  hissant,   avec  leur  pa 
villon  national,  le  pavillon  blanc  ä  croix 
rouge  prevu  par  la  Convention  de  Gene ve. 


Die  Kriegsparteien  üben  ein  Aufsichts- 
und Durchsuchungsrecht  über  sie  aus. 
Sie  können  ihre  Hilfe  ablehnen,  ihnen  be- 
fehlen, sich  zu  entfernen,  ihnen  eine  be- 
stimmte Fahrtrichtung  vorschreiben,  einen 
Kommissar  an  Bord  geben  und  sie  auch 
zurückhalten ,  wenn  besonders  erhebliche 
Umstände  es  erfordern. 

Die  Kriegsparteien  sollen  die  den 
Lazarettschiffen  gegebenen  Befehle,  soweit 
wie  möglich,  in  deren  Schiffstagebuch  ein- 
tragen. 

Artikel  5. 

Die  militärischen  Lazarettschiffe  sind 
kenntlich  zu  machen  durch  einen  äusseren 
weissen  Anstrich  mit  einem  wagrecht 
laufenden,  etwa  l1/'  Meter  breiten,  grünen 
Streifen. 

Die  in  den  Artikeln  2,  3  bezeichneten 
Schiffe  sind  kenntlich  zu  machen  durch 
einen  äusseren  weissen  Anstrich  mit  einem 
wagrecht  laufenden,  etwa  l1/*  Meter 
breiten,  roten  Streifen. 

Die  Boote  dieser  Schiffe  sowie  die 
kleinen  zum  Lazarettdienste  verwendeten 
Fahrzeuge  müssen  durch  einen  ähnlichen 
Anstrich  kenntlich  gemacht  sein. 

Alle  Lazarettschiffe  sollen  sich  dadurch 
erkennbar  machen ,  dass  sie  neben  der 
Nationalflagge  die  in  der  Genfer  Konvention 
vorgesehene  weisse  Flagge  mit  dem  roten 
Kreuze  hissen. 


Article  6. 

Les  batiments  de  commerce,  yachts 
ou  embarcations  neutres,  portant  ou  re- 
cueillant  des  blesses,  des  malades  ou  des 
naufrages  des  belligerants,  ne  peuvent  etre 
captures  pour  le  fait  de  ce  transport,  mais 
ils  restent  exposes  ä  la  capture  pour  les 
violations  de  neutralite  quils  pourraient 
avoir  commises. 


Artikel  6. 

Handelsschiffe,  Yachten  oder  neutrale 
Fahrzeuge,  die  Verwundete,  Kranke  oder 
Schiffbrüchige  der  Kriegsparteien  an  Bord 
genommen  haben,  können  aus  diesem  An- 
lasse nicht  weggenommen  werden,  aber 
sie  bleiben  der  Wegnahme  ausgesetzt  im 
Falle  von  Neutralitätsverletzungen,  deren 
sie  sich  etwa  schuldig  gemacht  haben. 


Article  7. 

Le  personnel  religieux,  medical  et 
hospitalier  de  tout  bätiment  capture  est 
inviolable  et  ne  peut  etre  fait  prisonnier 
de  guerre.  II  empörte,  en  quittant  le  na- 
vire ,  les  objets  et  les  instruments  de 
Chirurgie  qui  sont  sa  propriete  particu- 
liere. 

Ge  personnel  continuera  ä  remplir  ses 
fonctions  tant  que  cela  sera  necessaire  et 
il  pourra  ensuite  se  retirer  lorsque  le 
commandant  en  chef  le  jugera  possible. 

Les  belligerants  doivent  assurer  ä  ce 
personnel  tombe  entre  leurs  mains  la 
jouissance  integrale  de  son  traitement. 


Artikel  7. 

Das  geistliche,  ärztliche  und  Lazarett- 
personal weggenommener  Schiffe  ist  unver- 
letzlich und  kann  nicht  kriegsgefangen  ge- 
macht werden.  Es  ist  berechtigt,  beim 
Verlassen  des  Schiffes  die  Gegenstände  und 
chirurgischen  Instrumente,  die  Privateigen- 
tum sind,  mit  sich  zu  nehmen. 

Es  soll  jedoch  seine  Dienste  solange 
weiter  leisten,  als  es  notwendig  erscheint, 
und  kann  sich  erst  dann  zurückziehen, 
wenn  der  Befehlshaber  des  Schiffes  es  für 
zulässig  erklärt. 

Die  Kriegsparteien  sind  verpflichtet, 
diesem  Personale ,  wenn  es  in  ihre  Hände 
g[llt,  den  vollen  Genuas  der  Gebührnisse 
%xx  sichern. 
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Article8. 

Les  marins  et  les  militaires  embar- 
ques  blesses  ou  malades,  ä  quelque  nation 
qu'ils  appartiennent ,  seront  proteges  et 
soignes  par  les  capteurs. 


Article  9. 

Sont  prisonniers  de  guerre  les  nau- 
frages,  blesses  ou  malades,  d'un  belligerant 
qui  tombent  au  pouvoir  de  l'autre. 

II  appartient  ä  celui-ci  de  decider,  sui- 
vant  les  circonstances,  s'il  convient  de  les 
garder,  de  les  diriger  sur  un  port  de  sa  nation, 
sur  un  port  neutre  ou  meme  sur  un  port 
de  l'adversaire.  Dans  ce  dernier  cas,  les 
prisonniers  aiosi  rendus  ä  leur  pays  ne 
pourront  servir  pendant  la  duree  de  la 
guerre. 

Article  10. 
(Exclu.)    Abdruck  oben  S.  429. 

Article  11. 

Les  regleg  contenues  dans  les  articles 
ci-dessus  ne  sont  obligatoires  que  pour  les 
Puissances  conlractantes,  en  cas  de  guerre 
entre  deux  ou  plusieurs  d'entre  elles. 

Les  dites  regles  cesseront  d'ötre  obli- 
gatoires du  moment  oü,  dans  une  guerre 
entre  des  Puissances  contractantes ,  une 
Puissance  non  contractante  se  joindrait  ä 
Tun  des  belligerants. 

Article  12. 

La  presente  Convention  sera  ratifiee 
dans  le  plus  bref  delai  possible. 

Les  ratifications  seront  deposees  ä  la 
Haye. 

II  sera  dresse  du  depol  de  chaque 
ratification  un  proces  -  verbal ,  dont  une 
copie,  certifiee  conforme,  sera  remise  par 
la  voie  diplomatique  ä  toutes  les  Puis- 
sances contractantes. 


Article  13. 

Les  Puissances  non  signataires,  qui 
auront  accepte  la  Convention  de  Geneve 
du  22  aoüt  1864,  sont  admises  ä  adherer 
ä  la  presente  Convention. 

Elles  auront,  ä  cet  effet,  ä  faire  con- 
nattre  leur  adhesion  aux  Puissances  con- 
tractantes, au  moyen  d'une  notification 
ecrite,  adressee  au  Gouvernement  des 
Pays-Bas  et  communiquee  par  celui-ci  ä 
toutes  les  autres  Puissances  contractantes. 

Article  14. 

S'il  arrivait  qu  une  des  Hautes  Parties 
contractantes   denon^ät  la   presente   Con- 


Artikel  8. 

Die  an  Bord  befindlichen  Marine-  und 
Militärpersonen,  die  verwundet  oder  krank 
sind,  sollen  von  der  Partei,  die  das 
Schiff  genommen  hat,  ohne  Unterschied 
der  Nationalität  geschützt  und  gepflegt 
werden. 

Artikel  9. 

Schiffbrüchige, Verwundete  oder  Kranke 
einer  Kriegspartei,  die  in  die  Hände  der 
anderen  fallen,  sind  Kriegsgefangene. 

Der  Partei,  die  sie  gefangen  genommen 
hat,  bleibt  es  überlassen,  sie  je  nach  den 
Umständen  festzuhalten  oder  nach  einem 
ihrer  Häfen,  nach  einem  neutralen  Hafen 
oder  selbst  nach  einem  Hafen  des  Gegners 
zu  befördern.  Im  letzteren  Falle  dürfen 
die  so  in  ihre  Heimat  entlassenen  Kriegs- 
gefangenen während  der  Dauer  des  Krieges 
nicht  mehr  dienen. 

Artikel  10. 
(Weggefallen.) 

Artikel  11. 

Die  in  den  vorstehenden  Artikeln  ge- 
troffenen Vereinbarungen  sind  für  die  ver- 
tragschliessenden  Mächte  nur  bindend  im 
Falle  eines  Krieges  zwischen  zwei  oder 
mehreren  von  ihnen. 

Die  Vereinbarungen  hören  mit  dem 
Augenblick  auf  verbindlich  zu  sein,  wo  in 
einem  Kriege  zwischen  Vertragsmächten 
eine  Nichtvertragsmacht  sich  einer  der 
Kriegsparteien  anschliessen  sollte. 

Artikel  12. 

Dieses  Abkommen  soll  sobald  wie 
möglich  ratifiziert  werden. 

Die  Ratifikationsurkunden  sollen  im 
Haag  hinterlegt  werden. 

Über  die  Hinterlegung  einer  jeden 
Ratifikationsurkunde  soll  ein  Protokoll  auf- 
genommen werden ;  von  diesem  soll  eine 
beglaubigte  Abschrift  allen  Vertrags- 
mächten auf  diplomatischem  Wege  mitge- 
teilt werden. 

Artikel  13. 

Die  Nichtsignatarmächte,  die  der 
Genfer  Konvention  vom  22.  August  1864 
beigetreten  sind,  können  ihren  Beitritt  zu 
diesem  Abkommen  erklären. 

Sie  haben  zu  diesem  Zwecke  ihren 
Beitritt  den  Vertragsmächten  durch  eine 
schriftliche  Benachrichtigung  bekannt  zu 
geben ,  die  an  die  Regierung  der  Nieder- 
lande zu  richten  und  von  dieser  allen 
anderen  Vertragsmächten  mitzuteilen  ist 

Artikel  14. 

Falls  einer  der  hohen  vertragschliessen- 
den   Teile    dieses    Abkommen    kündigen 
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vention,  cette  denonciation  ne  produirait 
ses  effets  qu'un  an  apres  la  notification 
faite  par  ecrit  au  Gouvernement  des  Pays- 
Bas  et  communiquee  immediatement  par 
celui-ci  ä  tontes  les  autres  Puissances  con- 
tractantes. 

Gette  denonciation  ne  produira  ses 
effets  qu'ä  l'egard  de  la  Puissance  qui 
l'aura  notifiee. 

En  foi  de  quoi,  les  Plenipotentiaires 
ont  signe  la  presente  Convention  et  Tont 
revfitue  de  leurs  cachets. 

Fait  ä  la  Haye,  le  vingt-neuf  juillet 
mil  bnit  cent  quatre-vingt  dix-neuf,  en  un 
seul  exemplaire  qui  restera  depose  dans 
les  archives  du  Gouvernement  des  Pays- 
Bas  et  dont  des  copies,  certifiees  conformes, 
seront  remises  par  la  voie  diplomatique 
aux  Puissances  contractantes. 


sollte,  würde  diese  Kündigung  erst  ein  Jahr 
nach  der  schriftlich  an  die  Regierung  der 
Niederlande  ergehenden  und  von  dieser 
allen  anderen  Vertragsmächten  unverzüglich 
mitzuteilenden  Benachrichtigung  wirksam 
werden. 

Diese  Kündigung  soll  nur  in  Ansehung 
der  Macht  wirksam  sein,  die  sie  erklärt  hat. 

Zu  Urkund  dessen  haben  die  Bevoll- 
mächtigten dieses  Abkommen  unterzeichnet 
und  mit  ihren  Siegeln  versehen. 

Geschehen  im  Haag  am  neunund- 
zwanzigsten Juli  achtzehnhundertneunund- 
neunzig  in  einer  einzigen  Ausfertigung,  die 
im  Archive  der  Regierung  der  Niederlande 
hinterlegt  bleiben  soll  und  wovon  beglau- 
bigte Abschriften  den  Vertragsmächten  auf 
diplomatischem  Wege  übergeben  werden 
sollen. 


(Folgen  die  Unterschriften  der  Plenipotentiaires.) 

Vgl  oben  S.  355  f. 


Nr.  III. 

Die  drei  Erklärungen. 

1. 

Erklärung,  betreffend  das  Verbot  des    Werfens   von  Geschossen  und  Sprengstoffen  aus 
Luftschiffen  oder  auf  anderen  ähnlichen  neuen  Wegen.    Vom  29.  Juli  1899. 


Deklaration. 

Les  soussignes,  Plenipotentiaires  des 
Puissances  representees  ä  la  Conference 
Internationale  de  la  Paix  ä  la  Haye,  dü- 
ment  autorises  ä  cet  effet  par  leurs  Gou- 
vernements, 

s'inspirant  des  sentiments  qui  ont 
trouve  leur  expression  dans  la  Deklaration 

de  St.  Petersburg  du  »  g££?  1868' 
Declarent : 

Les   Puissances   contrac- 
tantes consentent,  pour  une 
duree  de  cinq  ans,  ä  l'inter- 
diction   de  lancer   des   pro- 
jectiles  et  des  explosifs  du 
haut  de  ballons  ou  pard'au- 
tres  modes  analogues  nou- 
veaux. 
La    presente  Deklaration    n'est    obli- 
gatoire  que  pour  les  Puissances  contrac- 
tantes, en  cas  de  guerre  entre  deux  ou 
plusieurs  d'entre  Elles. 

Elle  cessera  d'ötre  obligatoire  du  mo- 
ment  oü  dans  une  guerre  entre  des  Puis- 
sances contractantes,  une  Puissance  non 
contractante  se  joindrait  ä  Tun  des  belli- 
gerants. 

La  presente  Deklaration  sera  ratifiee 
dans  le  plus  bref  delai  possible. 

Meurer,  Haager  Friedentkonferenx  n. 


Erklärung. 

Die  unterzeichneten  Bevollmächtigten 
der  auf  der  internationalen  Friedenskon- 
ferenz im  Haag  vertretenen  Mächte, 


von  dem  Gedanken  geleitet,  der  in 
der  Deklaration  von  St.  Petersburg  vom 

n.  SZw  1868  Ausdru<*  gefunden  hat, 
erklären : 

Dievertragschliessenden 
Mächte  sind  dahin  überein- 
gekommen, dass  das  Werfen 
von  Geschossen  und  Spreng- 
stoffen aus  Luftschiffen  oder 
aufanderen  ähnlichen  neuen 
Wegen    für   die    Dauer     von 
fünf  Jahren  verboten  ist. 
Diese  Erklärung  ist  für  die  vertrag- 
schliessenden  Mächte  nur  bindend  im  Falle 
eines  Krieges  zwischen  zwei  oder  mehreren 
von  ihnen. 

Sie  hört  mit  dem  Augenblick  auf  ver- 
bindlich zu  sein,  wo  in  einem  Kriege  zwischen 
Vertragsmächten  eine  Nichtvertragsmacht 
sich  einer  der  Kriegsparteien  anschliesst. 

Diese  Erklärung  soll  sobald  wie  möglich 
ratifiziert  werden. 

43 
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Les  ratifications  seront  deposees  k  la 
Haye. 

II  sera  dresse  du  depöt  de  chaque 
ratificaüon  un  proces-verbal ,  dont  une 
copie,  certifiee  conforme,  sera  remise  par 
la  voie  diplomatique  k  toutes  les  Puissan- 
ces  contractantes. 

Lies  Puissances  non  signataires  pour- 
ront  ad  herer  ä  la  presente  Deklaration. 
Elles  auront,  k  cet  effet,  k  faire  connaltre 
leur  adbesion  aux  Puissances  contractantes, 
au  rooyen  d'une  notification  ecrite,  adressee 
au  Gouvernement  des  Pays-Bas  et  commu- 
niquee  par  celui-ci  k  toutes  les  autree 
Puissances  contractanles. 

S'il  arrivait  qu'une  des  Haute«  Parties 
Contractantes  denonc&t  la  presente  Decla- 
ration,  cette  denonciation  ne  produirait 
ses  effets  qu'un  an  apres  la  notification 
faite  par  ecrit  au  Gouvernement  des  Pays- 
Bas  et  communiquee  immediatement  par 
celui-ci  k  toutes  les  autres  Puissances  con- 
tractantes. 

Gette  denonciation  ne  produira  ses 
effets  qu'ä  l'egard  de  la  Puissance  qui 
l'aura  notifiee. 

En  foi  de  quoi,  les  Plenipotentiaires 
ont  signö  la  presente  Declaration  et  Tont 
revetue  de  leurs  cachets. 

Fait  k  la  Haye,  le  vingt-neuf  juillet 
mil  huit  cent  quatre-vingt  dix-neuf,  en  un 
seul  eiemplaire  qui  restera  deposä  dans 
les  archives  du  Gouvernement  des  Pays- 
Bas  et  dont  des  copies,  certifiees  conformes, 
seront  remises  par  la  voie  diplomatique 
aux  Puissances  contractantes. 


Die  Ratifikationsurkunden  sollen  im 
Haag  hinterlegt  werden. 

Ober  die  Hinterlegung  einer  jeden 
Ratifikationsurkunde  soll  ein  Protokoll  auf- 
genommen werden;  von  diesem  soll  eine 
beglaubigte  Abschrift  allen  Vertrags- 
mächten auf  diplomatischem  Wege  mit- 
geteilt werden. 

Die  Nichtsignatarmächte  können  dieser 
Erklärung  beitreten.  Sie  haben  zu  diesem 
Zwecke  ihren  Beitritt  den  Vertragsmächten 
durch  eine  schriftliche  BenachrichüguDg 
bekannt  zu  geben,  die  an  die  Regierung 
der  Niederlande  zu  richten  und  von  dieser 
allen  anderen  Vertragsmächten  mitzu- 
teilen ist. 

Falls  einer  der  hohen  vertragschliessen- 
den  Teile  diese  Erklärung  kündigen  sollte, 
würde  diese  Kündigung  erst  ein  Jahr  nach 
der  schriftlich  an  die  Regierang  der  Nieder- 
lande ergehenden  und  von  dieser  allen 
anderen  Vertragsmächten  unverzüglich 
mitzuteilenden  Benachrichtigung  wirksam 
werden. 

Diese  Kündigung  soll  nur  in  Ansehung 
der  Macht  wirksam  sein,  die  sie  erklärt  hat 

Zu  Urkund  dessen  haben  die  Bevoll- 
mächtigten diese  Erklärung  unterzeichnet 
und  mit  ihren  Siegeln  versehen. 

Geschehen  im  Haag  am  neunund- 
zwanzigsten Juli  achtzehnhundertneunund- 
neunzig  in  einer  einzigen  Ausfertigung,  die 
im  Archive  der  Regierung  der  Niederlande 
hinterlegt  bleiben  soll  und  wovon  beglau- 
bigte Abschriften  den  Vertragsmächten  auf 
diplomatischem  Wege  übergeben  werden 
sollen. 


(Folgen  die  Unterschriften  der  Plenipotentiaires.) 
Vgl.  oben  S.  458  f.,  467. 

2. 

Erklärung,  betreffend  das  Verbot  der  Verwendung  von  Geschossen  mit  erstickenden  oder 
giftigen  Gasen.    Vom  29.  Juli  1899. 

Declaration. 


Les  soussignes,  Plenipotentiaires  des 
Puissances  representees  ä  la  Conference 
Internationale  de  la  Paix  ä  la  Haye,  düment 
autorises  k  cet  effet  par  leurs  Gouvernements, 

s'inspirant  des  sentiments  qui  ont  trouvö 
leur   expression    dans    la    Declaration    de 

St.  P«ersbourg  du  £S£  1868, 

Declarent : 

Les  Puissances  contrac- 
tantes s'interdisent  Temploi 
de  projectiles  qui  ont  pour 
but  unique  de  repandre  des 
gazasphyxiants  oud elfteres. 


La  presente  Declaration  n'est  obliga- 
toire  que  pour  les  Puissances  contractantes, 


Erklärung. 

Die  unterzeichneten  Bevollmächtigten 
der  auf  der  internationalen  Friedenskon- 
ferenz im  Haag  vertretenen  Mächte, 

von  dem  Gedanken  geleitet,  der  in 
der  Deklaration   von  St.  Petersburg  vom 

^  "£££  1868  Ausdruck  gefunden  hat, 

erklären : 

Die  vertragschliessenden 

Mächte  unterwerfen  sich 
gegenseitig  dem  Verbote, 
solche  Geschosse  zu  verwen- 
den, deren  einziger  Zweck 
ist,  erstickende  oder  giftige 
Gase  zu  verbreiten. 
Diese  Erklärung  ist  für  die  vertrag- 
schliessenden Mächte  nur  bindend  imraUe 
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«n  cas  de  guerre  entre  deux  ou  plusieurs 
d'entre  EUes 

Elle  cessera  d'etre  obligatoire  du  mo- 
tnent  oü  dans  une  guerre  entre  des  Puis- 
sances contractantes,  une  Puissance  non 
«ontractanfe  se  joindrait  ä  Tun  des  belli- 
^erants. 

La  präsente  Declaration  sera  ratifiee 
•dans  le  plus  bref  delai  possible. 

Les  ratifications  seront  deposees  ä  la 
Haye. 

U  sera  dresse  du  depöt  de  chaque 
Tatification  un  proces- verbal,  dont  une  copie, 
«ertifiee  conforme,  sera  remise  par  la  voie 
«diplomatique  ä  toutes  les  Puissances  con- 
tractantes. 

Les  Puissances  non  signataires  pourront 
adherer  ä  la  presente  Declaration.  Elles 
auront,  ä  cet  effet,  ä  faire  connattre  leur 
adhesion  aux  Puissances  contractantes,  au 
moyen  d'une  notification  ecrite,  adressee 
au  Gouvernement  des  Pays-Bas  et  commu- 
niquee  par  celui-ci  k  toutes  les  autres 
Puissances  contractantes. 

S'il  arrivait  qu'une  des  Hautes  Parties 
{Jontractantes  denonc,ät  la  presente  Decla- 
ration, cette  denonciation  ne  produirait  ses 
«eflets  qu'un  an  apres  la  notification  faite 
par  ecrit  au  Gouvernement  des  Pays-Bas 
«t  communiquee  immediatement  par  celui-ci 
a  toutes  les  autres  Puissances  contractantes. 

Cette  denonciation  ne  produira  ses 
•eflets  qua  l'egard  de  la  Puissance  qui  l'aura 
itotifiee. 

En  foi  de  quoi,  les  Plenipotentiaires 
ont  signe  la  presente  Declaration  et  Tont 
revetue  de  leurs  cachets. 

Fait  ä  la  Haye,  le  vingt-neuf  juillet 
mil  huit  cent  quatre-vingt  dix-neuf,  en  un 
seul  exeraplaire  qui  restera  depose  dans 
les  archives  du  Gouvernement  des  Pays- 
Bas  et  dont  des  copies,  certifiees  conformes, 
seront  remises  par  la  voie  diplomatique 
aux  Puissances  contractantes. 


eines  Krieges  zwischen  zwei  oder  mehreren 
von  ihnen. 

Sie  hört  mit  dem  Augenblick  auf  ver- 
bindlich zu  sein,  wo  in  einem  Kriege 
zwischen  Vertragsmächten,  eine  Nicht- 
vertragsmacht  sich  einer  der  Kriegsparteien 
anschliesst. 

Diese  Erklärung  soll  sobald  wie  möglich 
ratifiziert  werden. 

Die  Ratifikationsurkunden  sollen  im 
Haag  hinterlegt  werden. 

Über  die  Hinterlegung  einer  jeden 
Ratifikationsurkunde  soll  ein  Protokoll  auf- 
genommen werden;  von  diesem  soll  eine 
beglaubigte  Abschrift  allen  Vertragsmächten 
auf  diplomatischem  Wege  mitgeteilt  werden. 

Die  Nichtsignatarmächte  können  dieser 
Erklärung  beitreten.  Sie  haben  zu  diesem 
Zwecke  ihren  Beitritt  den  Vertragsmächten 
durch  eine  schriftliche  Benachrichtigung 
bekannt  zu  geben,  die  an  die  Regierung 
der  Niederlande  zu  richten  und  von 
dieser  allen  anderen  Vertragsmächten  mit- 
zuteilen ist. 

Falls  einer  der  hohen  vertra^schliessen- 
den  Teile  diese  Erklärung  kündigen  sollte, 
würde  diese  Kündigung  erst  ein  Jahr  nach 
der  schriftlich  an  die  Regierung  der  Nieder- 
lande ergehenden  und  von  dieser  allen 
anderen  Vertragsmächten  unverzüglich  mit- 
zuteilenden Benachrichtigung  wirksam 
werden. 

Diese  Kündigung  soll  nur  in  Ansehung 
der  Macht  wirksam  sein,  die  sie  erklärt  hat. 

Zu  Urkund  dessen  haben  die  Bevoll- 
mächtigten diese  Erklärung  unterzeichnet 
und  mit  ihren  Siegeln  versehen. 

Geschehen  im  Haag  am  neunund- 
zwanzigsten Juli  achtzehnhundertneunund- 
neunzig  in  einer  einzigen  Ausfertigung,  die 
im  Archive  der  Regierung  der  Niederlande 
hinterlegt  bleiben  soll  und  worüber  be- 
glaubigte Abschriften  den  Vertragsmächten 
auf  diplomatischem  Wege  übergeben  werden 
sollen. 

(Folgen  die  Unterschriften  der  Plenipotentiaires.) 

Vgl.  oben  S.  458  f.,  476. 

3. 

Erklärung,  betreffend  das  Verbot  von  Geschossen,  die  sich  leicht  im  menschlichen  Körper 
ausdehnen  oder  platt  drücken.    Vom  29.  Juli  1899. 


Declaration. 

Les  soussignes,  Plenipotentiaires  des 
Puissances  representees  ä  la  Conference 
Internationale  de  la  Paix  ä  la  Haye,  düment 
autorises  ä  cet  effet  par  leurs  Gouverne- 
ments, 

s'inspirant  des  sentiments  qui  ont  trouve 
leur   expression    dans   la   Declaration   de 

St.  Pttersbourg  du  £{3=  1868, 
Deciarent : 


Erklärung. 

Die  unterzeichneten  Bevollmächtigten 
der  auf  der  internationalen  Friedenskon- 
ferenz im  Haag  vertretenen  Mächte, 


von    dem   Gedanken   geleitet,   der  in 
der  Deklaration  von  St.  Petersburg  vom 

£  *JZ£ t868  ABSdruck  «efunden  **> 

erklären : 
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Les  Puissances  contrac- 
tantess'interdisentl'emploi 
de  balles  qui  s'epanouissent 
ou  s'aplatissent  facilement 
dans  le  corps  humain,  telles 
que  les  balles  ä  enveloppe 
dure  dont  Tenveloppe  ne 
couvrirait  pas  entierement 
le  noyau  ou  serait  pourvue 
d'incisions. 

La  presente  Declaration  n'est  obligatoire 
que  pour  les  Puissances  contractantes,  en 
cas  de  guerre  entre  deux  ou  plusieurs 
d'entre  Elles. 

Elle  cessera  d'etre  obligatoire  du  mo* 
ment  oü  dans  une  guerre  entre  des  Puis- 
sances contractantes,  une  Puissance  non 
eontractante  se  joindrait  ä  Tun  des  belli- 
ger ants. 

La  presente  Declaration  sera  ratifiee 
dans  le  plus  bref  delai  possible. 

Les  ratifications  seront  deposees  ä  la 
Haye. 

II  sera  dresse  du  depöt  de  chaque  ra- 
tification  un  proces-verbal,  dont  une  copie, 
certifiee  conforme,  sera  remise  par  la  voie 
diplomatique  ä  toutes  les  Puissances  con- 
tractantes. 

Les  Puissances  non  signataires  pourront 
adherer  ä  la  presente  Declaration.  Elles 
auront,  ä  cet  effet,  ä  faire  connaftre  leur 
adhesion  aux  Puissances  contractantes,  au 
moyen  d'une  notification  ecrite,  adressee 
au  Gouvernement  des.  Pays-Bas  et  com- 
muniquee  par  celui-ci  ä  toutes  les  autres 
Puissances  contractantes. 

S'il  arrivait  qu'une  des  Hautes  Parties 
Contractantes  denonc,ät  la  presente  Dekla- 
ration, cette  denonciation  ne  produirait  ses 
efiets  qu'un  an  apres  la  notification  faite 
par  ecrit  au  Gouvernement  des  Pays-Bas 
et  communiquee  immecliatement  par  celui- 
ci  ä  toutes  les  autres  Puissances  contrac- 
tantes. 

Cette  denonciation  ne  produira  ses 
effets  qua  l'egard  de  la  Puissance  qui 
l'aura  notifiee. 

En  foi  de  quoi,  les  Plenipotentiaires 
ont  signe  la  presente  Declaration  et  Tont 
revötue  de  leurs  cachets. 

Fait  ä  la  Haye,  le  vingt-neuf  juillet 
mil  huit  cent  quatre-vingt  dix-neuf,  en  un 
seul  exemplaire  qui  restera  depose  dans  les 
archives  du  Gouvernement  des  Pays-Bas 
et  dont  des  copies,  certifiees  conformes, 
seront  remises  par  la  voie  diplomatique 
aux  Puissances  contractantes. 


Die  vertragschliessendei» 
Mächte     unterwerfen     sich 
gegenseitig     dem     Verbote, 
Geschosse  zu  verwenden,  die- 
sich  leicht  im  menschlichen 
Körper  ausdehnen  oder  platt 
drücken,  derart  wie  die  Ge- 
schosse mit  hartem  Mantel,, 
der  denKern  nichtganz  um- 
hüllt oder  mit  Einschnitten 
versehen  ist. 
Diese   Erklärung  ist  für  die  vertrag- 
schliessenden  Mächte  nur  bindend  im  Falle- 
eines  Krieges  zwischen  zwei  oder  mehreren 
von  ihnen. 

Sie  hört  mit  dem  Augenblick  auf  ver- 
bindlich zu  sein,  wo  in  einem  Kriege 
zwischen  Vertragsmächten  eine  Nicht- 
Vertragsmacht  sich  einer  der  Kriegsparteien 
anschliesst. 

Diese  Erklärung  soll  sobald  wie  möglich 
ratifiziert  werden. 

Die  Ratifikationsurkunden  sollen  im 
Haag  hinterlegt  werden. 

Ober  die  Hinterlegung  einer  jeden 
Ratifikationsurkunde  soll  ein  Protokoll  auf- 
genommen werden;  von  diesem  soll  eine 
beglaubigte  Abschrift  allen  Vertragsmächten 
auf  diplomatischem  Wege  mitgeteilt  werden. 
Die  Nichtsignatarmächte  können  dieser 
Erklärung  beitreten.  Sie  haben  zu  diesem 
Zwecke  ihren  Beitritt  den  Vertragsmächten 
durch  eine  schriftliche  Benachrichtigung 
bekannt  zu  geben,  die  an  die  Regierung  der 
Niederlande  zu  richten  und  von  dieser  allen 
anderen  Vertragsmächten   mitzuteilen  ist. 

Falls  einer  der  hohen  vertragschliessen- 
den  Teile  diese  Erklärung  kündigen  sollte, 
würde  diese  Kündigung  erst  ein  Jahr  nach 
der  schriftlich  an  die  Regierung  der  Nieder- 
lande ergehenden  und  von  dieser  allen 
anderen  Vertragsmäcbten  unverzüglich  mit- 
zuteilenden Benachrichtigung  wirksam 
werden. 

Diese  Kündigung  soll  nun  in  Ansehung 
der  Macht  wirksam  sein,  die  sie  erklärt  hat 

Zu  Urkund  dessen  haben  die  Bevoll- 
mächtigten diese  Erklärung  unterzeichnet 
und  mit  ihren  Siegeln  versehen. 

Geschehen  im  Haag  am  neunund- 
zwanzigsten Juli  achtzehnhundertneunund- 
neunzig  in  einer  einzigen  Ausfertigung,  die 
im  Archive  der  Regierung  der  Niederlande 
hinterlegt  bleiben  soll  und  wovon  beglau- 
bigte Abschriften  den  Vertragsmächten  auf 
diplomatischem  Wege  übergeben  werden 
sollen. 


(Folgen  die  Unterschriften  der  Plenipotentiaires.) 
Vgl.  oben  S.  458  f.,  498. 


Sachregister. 


A. 


Abkommen,    allgemeine    mit  besonderer 
Friedenskfausel  I  62. 

—  allgemeine  I  198. 

—  besondere  I  198. 

—  —  mit  allgemeiner  Schiedsklausel  1 198. 
—  beschränkter  Schiedsklausel  1 70. 

—  —  —  unbeschränkter    Schiedsgerichts- 

und Vermittelungsklausel  I  65. 

—  friedensrechtliches  Abkommen  I  100. 

—  kriegsrechtliche  Abkommen: 

—  —  Landkriegsabkommen  II  45. 

Botekreuzabkommen  II  341. 

Abkoinmensbewegu  ug  II  19,  43. 
Abrüstung  II  588. 

—  Eintritt  der,  durch  Verfolg  natürlicher 
Entwicklung  II  636. 

—  Endergebnis  internationaler  Rechtsver- 
einigung II  634. 

—  Lieblingsfrage  der  Friedensfreunde  II 
631. 

—  Unabhängige  Losung  der  II  633. 
Abstimmung  des  Schiedsgerichts  I  336. 
Affalre  Dreyfass,  störende  Einwirkung  auf 

die  Konferenz  I  24. 

Agenten,  Mittelspersonen  I  316,  317. 

Ahndung  früher  begangener  Spionage  II 
188,  189. 

Amtsgeheimnis  auf  der  Friedenskonferenz 
I  29. 

Anerbieten ,  pflichtmässiges  der  guten 
Dienste  I  62,  144. 

Angriff,  Sturm-,  Bestimmung  II  167. 

Anhalterecht  II  414,  417. 

Anmeldepflicht  der  Lazarettschiffe  11  367, 
374,  375. 

AnstaltsTermtfgen,  Schutz  des  II  319. 

Apaigement  Aufgabe  der  Vermittelung 
I  121. 

Antilandsturmpartei  II  71. 

Arbeitscomite  I  84. 

Armee,  Verhältnis  zur  Bevölkerung  II 10. 

Aufgabenbegrenzung  auf  der  Friedens- 
konferenz I  32. 

Aufnahme  Verwundeter  durch  einen  neu- 
tralen Staat  II  423,  427,  428,  430. 

Aufsiehtsfrage  II  550,  558. 

Aunriehts-  und  Durchsuchungsrecht  über 
Lazarettschiffe  II  378,  379,  380,  381, 
385,  386,  391,  415,  416,  417. 

Widerstand  dagegen  II  381. 


Aufständige,  Zugehörigkeit  zur  Kriegs- 
partei II  53. 

Auskunftstellen  über  die  Kriegsgefan- 
genen II  145. 

—  Aufgabe  derselben  II  146. 
Ausraumungstransporte  II  327. 
Austragung,  schiedsgerichtliche,  Zwang  der 

Auswechselung  der  Kriegsgefangenen  II 

136. 
Ausweehselungsreeht  des  neutralen  Staates 

II  325. 
Autorisation,  staatliche,  Fortfall  der  II  83. 
Autoiisationsbedingung    bezüglich    der 

Landwehr  II  77,  79. 
Antorisationsform  derselben  II  79. 

B. 

Bataillone,    Ersatz-,    Bildung   und   Ein- 
reihung II  75. 
Batterien,  Hafen-  II  556. 

—  Strand-  II  556. 

Beitreibungen  II  292,  293,  296-298. 
BeitreibungSTerfahren  von  Steuern  11 242. 
Beitritt  I  95 ;  II  42,  50,  356,  462. 
Belagerungen,  Begriff  der  II  159. 
Benennnngsrecht,  staatliches  I  263,  266. 
Beratung  des  Schiedsgerichts  I  336. 
Beschränkungstheorie  im  Besetzungsrecht 

II  223. 
Besetzung.  Begriffsbestimmung  II  221. 

—  juristischer  Inhalt  der  militärischen 
II  236. 

—  juristische  Natur  der  II  235. 

—  Recht  aus  der  II  214. 
Besetzungsgebiet,  Schutzstellung  der  Be- 
völkerung des  II  243. 

Besetzungsheer ,  Inhalt  seiner  Gewalt  II 
236,  237,  242,  245,  287,  294,  305,  310, 
315,  318. 

—  Pflichten  des  II  214,  237,  240,  242. 

—  Bechtsbestimmungen  für  das  II  214, 
215,  239,  294,  310,  314. 

—  Verhältnis  des,  zur  friedlichen  Bevöl- 
kerung II  243,  245. 

Besetzungsrecht  II  206,  236. 

—  Begriff  II  217. 

—  Grundsätzliches  darüber  II  206. 
Beute,  wem  gehört  sie?  II  255. 
Beutemachen,  Überschreiten  der  Erlaubnis 

hierzu  II  261,  262. 


678 


Sachregister. 


Beuterecht  II  253,  255,  257,  258,  315.      I 

—  Begriff  II  259. 

—  in  der  alten  Zeit  II  255,  256. 
Beatesaehen,   Einteilung  in  drei  Klassen 

II  257   259 

Beutestrafrecht  II  258,  260,  261. 

Berttlkerung,  Stellung  der  friedlichen  II 
243,  257. 

Bewachungspflicht  des  neutralen  Staates 
über  Verwundete  II  334,  336,  423,  428, 
430,  431,  433,  435. 

Beweisrecht,  Formalisierung  des  II  81. 

Bombardement*  Erfüllungen  gewisser.  Be- 
stimmungen II  166. 

—  Flotten-  II  159,  160,  161. 

—  Hafen-  II  160,  161. 

—  Land-,  Beschrankungen  II  163,  164. 
Boot,  Unterwasser-  II  577. 

—  Tauch-  II  577. 
Brüsseler  Deklaration  II  24. 

—  interparlamentarische  Konferenz  I  214, 
215,  216. 

—  Schiedshofprojekt  I  211. 
Brunnen^ergiftung  II  473. 
Bürger,  Änderung  ihrer  Stellung  im  Kriege 

II  53. 
Bundesrat,  schweizerischer,  Botschaft  1 204, 

II  639. 
Bureau,  Aufgaben  des  I  258. 

—  Entstehungsgeschichte  des  I  256. 

—  Errichtung  eines  internationalen  I  256. 

—  Hilfeleistungen,  gewisse,  der  Signatar- 
mächte I  260. 

—  Kosten  des  I  261. 

—  Rechtsstellung  des  I  258. 

—  ständiger  Generalsekretär,  Leiter  des 
1  257. 

—  Stärkung  des  Schiedsgedankens  I  261. 

c. 

Chassepotgewehr,  Einführung  des  II  500. 

—  Schussverletzungen  durch  das  II  500. 
Columbia«  Vertrag  (Handels-)  mit  Italien 

I  71. 

Spanien  I  69. 

Concillatlon,  Aufgabe  der  Vermittelung 

der  I  121. 

D. 

Dänemark,  1  Vertrag  mit  allgemeiner 
Schiedsgerichtsklausel  I  70. 

—  —  —  beschränkter  Schiedsgerichts- 
klausel I  76. 

Deklaration  II  459. 

—  Brüsseler  I  11,  II  24. 

—  Petersburger  II  164,  613,  518,  519, 
522,  523,  528. 

—  Petersburger  und  die  3  Erklärungen  der 
Haager  Konferenz  II  453,  451,  458,  461. 

—  Seerechts  II  20. 
Delegierte,  einfache  I  22. 

—  technische  I  23. 

—  wissenschaftliche  I  23. 


Denkmäler,    geschichtliche,   Schatz   der 

II  320. 
Denkschrift  an  die  Machte  I  77,  208. 
DepeschenTermitteiung    durch    Militär- 

Personen  II  172. 

Luftballon  II  173. 

Deutschland,  Vertrag  mit  England   mit 

beschränkter  Schiedsgerichtsklausel  I  76. 
Dienste,  gute,  Annahme  der  111. 
Diplomatenkonferenz  im  Haag  II  356. 
Doktrin,  Monroe  I  94;  II  612. 
St.  Domingo,  Handelsvertrag  mit  Italien 

I  71. 

Dnm-Dnm,  Bleiaustritt  II  513. 
endgültige  Annahme  in  England  ver- 
weigert II  514. 

Gebrauch  der,  Bechtfeiügung  II 513. 

Idee  II  517. 

männertötende  Geschosse  II  517. 

DurchschlagskraftdesKJeinkalibers  II 502. 
Durchzug,  Frage  des,  durch  neutrales  Gebiet 

II  322,  326,  328-334,  375,  425,  433. 

E. 

Ehre  der  friedlichen  Einwohner,   Schutz 

derselben  II  251. 
Ehrenklausel  bei  den  Kapitulationen  II 

197,  199. 
Ehrenpräsidenten  der  Haager  Konferenz 

I  37. 

Ehrenwort,  Brechen  des  II  143,  144. 

—  Entlassung  auf  II  137,  324,  336. 

—  rechtlicher  Verpflichtungsinhalt  bei  der 
Freilassung  auf  II  143. 

—  Rechtslage  der  auf  E.  Entlassenen  II 
141,  142. 

Eigenbesitz  II  316. 
Einquartierung  II  273,  274. 
Eisenbahn,    Entscheidungen   der,   unter- 
einander I  64. 
Eisenbahnattentate,  Schutz  vor  solchen 

II  244,  245. 

Eisenbahnfrage  II  308,  309,  311,  312. 

Eisenbahnmaterial  aus  neutralen  Staaten 
II  317,  318. 

Eiserner  Bestand  II  296. 

Empfangsbestätigung  bei  Geld  und  Na- 
turalleistungen II  281,  282,  285,  269, 
297,  304,  311,  317. 

England,  Handelsvertrag  mit  Italien  1 7 1 ,  74 

—  Vertrag  mit  Griechenland  I  74. 
Mexiko  I  74. 

—  —  —  Uruguay  I  74. 
Entlassungsfrage  II  336,  437. 
Entschädigungsansprüche   und  Schieds- 
gericht I  168. 

Entschädigungsfrage  II  260,  276,  281, 

289,  290,  291,  298,  317. 
Entschädigungsgesetze  II  291,  317. 
Entweichen«  ehrenwortwidriges  II  138. 
Equador,  Vertrag  mit  Belgien  I  68. 

Schweiz  I  69. 

Spanien  I  69. 


Sachregister. 


679 


Erflndungsverbot  II  544,  547. 
Ergänzungsstrafrecht  II  239. 
Erinnerungspflicht,  Kampf  gegen  die  I 

246,  247. 
Erklärungen,  die  drei  II  459. 

—  Vgl.  Deklaration. 
Erläuterangen,  russische  I  168. 
Ermäehtigungstheorie  II  140. 
Erriehtungsfrage  des  Schiedshofs   I  232. 
Ersatzfrage  I  313. 
Ersatzkontributionen  II  272,  278,  279, 

280,  281,  285,  292,  300,  301,  302. 

Erwerbung  eines  herrschaftslosen  Gebietes 
II  223. 

Explosivgeschosse,  Verbot  der  II  154. 

Expeditionsschiffe  II  376. 

Expropriationsreeht  II  294. 

Exterritorialität  fremder  Truppen  in  neu- 
tralem Gebiet  II  332. 

—  der  Schiedshofmitglieder  I  274. 

F. 

Fabrik,  Dum-Dum  II  513. 

—  Metallpatronen  zu  Karlsruhe  II  513. 
Familie,  Ahndung  rechtswidriger  Angriffe 

auf  die  II  251. 
Feinde,  schiffbrüchige  und  verwundete  als 
Kriegsgefangene  einer  Kriegspartei  II 418. 

—  ihre  Abladung  beim  Gegner  II  419. 
Feindseligkeiten  II  150. 
Feldartillerie,  Änderung  der  gegenwärtigen 

Kanone  II  545. 
Fernsprechanlagen  II  808. 
Festhaltung  und  Kriegsgefangenschaft  II 

114. 

—  übergetretener  Truppen  auf  neutralem 
Gebiet  II  321,  324,  325. 

Feststellungsantrag,  englischer  I  159. 

—  englisch-russischer  I  160. 
Feuergeschwindigkeit  II  571. 
Feuerwaffe,  neuer  Typus  II  546. 
Feuerwaffen,  Verbot  neuer  für  die  Ma- 
rine II  499. 

FinanzgewaJt  im  Besetzungsgebiet  II  241, 

287. 
Flagge,  National-  II  383,  384,  385. 

—  mit  roter  Sonne  als  Sanitatsflagge  II 388. 

—  weisse  mit  rotem  Kreuz  für  Lazarett- 
schiffe II  347,  383,  385,  386. 

Flamme,  rote,  Ersatz  für  das  rote  Kreuz 
II  387. 

Flottenrnstungsstillstand,  Frage  des  II 
448. 

Flucht  und  Fluchtversuch  der  Kriegs- 
gefangenen, Beurteilung  II  131,  132, 
133,  134. 

Fluchtversuch,  Begriff  II  135. 

Frage,  Eventual-  und  Hauptfrage  II 
641-544. 

Franktireurs,  die,  von  1870  II  77. 

—  Frage  der,  Ordnung  der  II  78,  80. 

—  Kleidung  der  II  82. 

—  Zugehörigkeit  zur  Kriegspartei  II  82. 


Freiheit  der  friedlichen  Einwohner,  ihr 

Schutz  II  251. 
Freiheitskrieg,   Schätzung  der  Truppen 

II  62. 
Freikorps  (Freiwilligen-Korps)  II  83,  96. 

—  Lützowsches  II  56. 

—  völkerrechtliches  Verhältnis  zum  Feind 
II  97. 

Freilassung  Verwundeter  durch  die  Kriegs- 
partei II  405,  426. 

durch  die  Neutralen  II  422,  426. 

Freistaat  Oranje,  Vertrag  mit  Belgien  1 68. 

Friede,  Aufrechterhaltung  des  allgemeinen 
I  9. 

—  bewaffneter  II  618. 
Rede  gegen  II  5S7. 

—  Wohltat  eines  dauernden  I  10. 
Friedensidee,  Zeuge  für  Einmütigkeit  der 

I  32. 

—  russischen  der,  bester  Dolmetscher  I  34. 
Friedensreeht,  Fortbildung  des  II  647. 
Fronden,    Heranziehung  der  friedlichen 

Einwohner  dazu  II  245,  246. 
Fosü  actuel  II  526. 

—  automatique  II  526. 

0. 

Gastreeht  der  Kriegsschiffe,  Erörterung 
dieser  Streitfrage  II  370. 

—  für  versprengte  Schiffe  II  340. 
Gebäude,  öffentliche,  Schutz  der  II  167. 
Gebiet,  neutrales,  Kranke  im  II  422. 
Geldauflagen  II  286,  288,  300,  301. 
Geleitsbriefe  II  197. 

Gemeinde  vermögen ,  Schutz  des  II  319. 
Generalsekretär,  Machtstellung  des  1369. 
Gerichtssprache  I  322. 

—  prinzipielle  Festlegung  der  II  648. 
Gesandtschaftsprlvlleglen  der  Schiedshof- 
mitglieder I  274. 

Geschäftsordnung,  Debatte  der  I  181. 
Geschosse,  BJeispitzen  II  480,  509,  510, 

511,  512. 
Spezies  der  verbotenen  II  520. 

—  —  spezifische  Wirkung  der  II  513. 

—  Brüsseler  Erklärung  II  523. 

—  deren  Zweck  ist,  erstickende  oder  giftige 
Gase  zu  verbreiten  II  454,  456,  457, 
469,  472,  473,  474,  475. 

—  die  sich  leicht  ausdehnen  oder  platt- 
drücken, Verbot  von  II  479,  482,  485, 
493,  520. 

—  Dum-Dum ,  kritische  Bemerkung  zur 
Frage  der  II  498. 

Verbot  der  II  520. 

Verhandlungen  über  II   479,   482„ 

483,  485,  486,  4ö8,  491—493,  498,  508, 

510,  513. 

—  Ganzmantel,  spezifische  Wirkung  II 515. 

—  Halbmantel  II  480,  482,  509,  515. 
II  480,  499. 

—  Hohlspitzen,  Bewährung  der  II  514. 
Gleichheit  der  ballistischen  Leistung 

II  515. 
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Geschosse,  Hohlspitzen,  spezifische  Wir- 
kung der  II  513. 

—  Mantel,  Einführung  des  II  502,  503. 
Wirkung  der  II  ölö. 

—  moderne  Entwicklung  der  II  600,  502. 

—  Tübinger  II  488,  499,  513. 
Verbot  der  II  520. 

—  Verschiedenheit   der    Deformierbarkeit 
II  515. 

Gesehossfrage  II  445,  451,  454,  456,  457, 
460,  461,  464,  482,  483,  485,  490—512. 

—  kriegsrechtlicher  Moment  in  der  II  607. 
Gesehfitze   (Grob-),    Überschreitung  des 

Maximum  II  549. 
Gesetzgebung  auf  dem  Völkerrechtsgebiet 

II  16. 
Gewehr,  Gewichtsminimum  des  II 531, 534. 

—  Grundformen  des  II  527. 

—  Selbstlader  II  574. 

—  Versuchs-  II  627. 
Gew^ehrfrage  I  53;  II  415,  447,  501. 

—  Ähnlichkeit  mit  der  Kanonenfrage  II 567. 

—  Anfangsgeschwindigkeit  des  II 534, 535. 

—  Feuergeschwindigkeit  II  631,  534. 

—  genauere  Vorschläge  von  Holland  und 
Bussland  II  536. 

—  grundsätzliches  Neuerungsverbot  II 528. 

—  letzte  Bemühungen  Busslands  II  536. 

—  negatives  Ergebnis  II  539. 

Gewalt,  militärische,  auf  besetztem  Gebiet 

II  108. 
Gewaltmittel  im  Krieg  II  164. 

—  verbotene  II  155,  156,  167. 
Granaten  II  477,  478. 
Grenzfibersehreitung,  absichtliche,  II 322. 
Grenzstreit  Englands  und  Venezuelas  1 24. 

—  und  Unterauchungskommissionen  1 161. 
Griechenland,  Handelsvertrag  mit  Italien 

I  71. 

—  Konsularvertrag  mit  Italien  I  71. 

—  Vertrag  mit  Belgien  I  75. 

England  I  75. 

Italien  I  75. 

Grossmftehte  und  Kleinstaaten  I  19,  165. 
Grundrechte,  Schutz  der  II  248. 
-  zwischen  gesitteten  Völkern  im  Krieg 

II  250. 

H. 

Haager  Konferenz,  Anregung  der  ersten 
I  9,  der  zweiten  II  641. 

Einberufung  der  ersten  I  9. 

Ergebnisse  I  40. 

Eröffnung  I  24,  25. 

Formgebung  und  Schlussakte  I  43. 

Ort  I  12. 

—  —  Ratifikation  der  Beschlüsse  I  51. 
Schluss  I  44. 

Ausblick  auf  die  zweite  II  641. 

Hafen,  neutraler,  Lazarettschiffe  in  II  368, 

422. 
Hafen,   neutraler,    Beförderung   Kranker 

nach  II  418,  422,  429. 


Hafenbatterien  II  656. 

Halbmond,  roter,  als  Ersatz  für  das  rote 

Kreuz  II  387. 
Handelsflotte,  Bewegung  zum  Schutze  der 

H  262 
Handelsschiffe,  Neutralitat  der  II  346. 

—  neutrale,  als  Bettungsboote  II  389. 
Handelsverträge,  Frage  der  I  209. 

—  6  neue  I  210. 

Heer,  deutsches,  volkserziehende' Bedeutung 

des  II  627. 
Heimsendung    Verwundeter     durch    die 

Kriegspartei  II  405,  426. 

durch  die  Neutralen  II 422, 426, 435. 

Heldentum,  das  freie  I  103. 
Hilfeleistung,  Rechtepflicht  der  II  401 
Hilfegesellsehaften    für  Kriegsgefangene 

II  147. 

—  im  Seekrieg  II  371,  374,  384. 
Holland,  Schutzvertrag  mit  Italien  1 72, 75. 

—  Vertrag  mit  Portugal  I  75. 

Spanien  I  75. 

Hondaras,  Vertrag  mit  Spanien  I  69. 
Hospitäler,  Neutralitat  der  II  167. 
Hnlier  Fall  I  157. 
Humanisierung  des  Kriegs  II  19. 
Hnmanit&tserw&gangea   der  Konferenz- 
machte II  45,  46. 


I. 

Inkomptabilltätefrage  I  91. 

—  Einschränkung  der  I  89,  318,  320. 
Inseln,  Hawaische,  Vertrag  mit  Belgien, 

mit  der  Schweiz  I  68. 
Intendanturleistangen  im  Krieg  II  274. 
Interessen,  vitale  I  207. 
Internierte,  Befehlsgewalt  über  II  326. 
Internternngsnflieht   II  322,  324,  331, 

423,  432. 
Interventionsgefahr,  Garantie  gegen  1 136. 
Interrentlonspolltik     der     Grossmächte, 

Furcht  vor  I  163,  164. 
Interventtonspriniip  I  129. 
Irreguläre,  Behandlung  der  II  67. 

—  Bestimmung  des  Völkerrechts  betr.  der 
II  55. 

J. 

Jägerdetachement  von  1813  II  56. 

—  Begriff  II  58. 

—  Dienst  desselben  II  67.  • 

—  Ergänzung  der  Verordnung  betr.  II 61. 
Japan,  Vertrag  mit  Siam  I  77. 


K. 

KabelsehuÜE  II  307,  308,  311-340. 
Kaliber,  Ansichten  filier  die  Verwendungs- 
fähigkeit II  502—505. 
—  Bedeutung   des  in  der   Geschossfrage 

II  498. 
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Kaliber,  Entwickelang  des  II  500,  501. 

—  Klein-,  Durchschlagskraft  II  502. 

—  Maximum  des  II  549,  553,  562. 

Nachteile  II  508,  609. 

Kaliberfrage  II  449,  450,  483,  484,  490, 

493,  495,  498,  548,  549,  550,  551,  552. 
Kanone,  A  nfangsgeschwindigkei  t  der  1 1 554. 

—  Einführung  der  Schnellfeuer  II 542, 545. 

—  EntwickelungBstufen  der  II  548. 

—  Frage  der  II  446,  456,  545. 

—  Manne  I  53;  II  545. 
Kanonenrohr.  Lange  des  II  549,  550, 

551  552. 
Kaperei,  Kampf  gegen  die  II  262. 
Kapitulanten,  staatsrechtliche  Strafbarkeit 

der  II  197. 
Kapitulationen,  die  II  196. 

—  Abechluss  der  II  196,  197. 

—  Begriff  der  II  196. 

—  Bedingungen  und  Inhalt  der  II 198, 199. 

—  Ehrenklausel  bei  den  II  197. 

—  Bechtswirksamkeit  der  II  196. 

—  Vernichtung  von  Fahnen,  Waffen,  Mu- 
nitionen vor  den  II  199. 

—  Verweigerung  der  Ratifikation  der  II 196. 

Klaugel,  Ehren-,  Ungleichheit  der  Be- 
handlung von  Grossmächten  und  Klein- 
staaten I  140. 

—  Ehren-  und  Interessen-  I  144,  145. 

—  Kolonial-  II  625. 

—  Schiedsgerichts-  I  59,  62. 
und  Vermittelungs-  I  65. 

—  Vermittelungs-,  allgemeine  I  59,  62. 
Kleinstaaten,  Stellung  der  I  148. 
Kodifikation  des  Neutralitätsrechts  II  336. 

—  völkerrechtliche  II  17. 
Kodiflkationsgesehiehte  II  19. 
Kodifizierbarkelt  des  Kriegsrechts  II  20. 
Kolonlalklausel  II  625. 
Kolonialtruppen,    Ausnahmestellung  der 

II  625. 

Kommissare  auf  Lazarettschiffen  II  380. 

Kommissionen,  die  drei  I  35. 

Konferenzmächte  und  ihre  Bevollmäch- 
tigten I  16. 

Kongostaat,   Vertrage  mit  der  Schweiz 

I  69. 

Kongress,  Pariser,  I  60. 
Konstruktionsfrage  des  Besetzungsrechts 

II  25. 

Konterbande,  Frage  über  die  II  651. 
Konterbandereeht  II  340. 
Kontributionen  II  254,  275,  278,  283, 
285,  286,  300. 

—  Einteilung  in  3  Klassen  II  272. 

—  ihre  Entwickelung  II  270,  271. 

—  Rechtegrund  derselben  II  271. 

—  Verbot  der  II  286„ 
Kontributionsreeht,  Änderungen  in  dem- 
selben II  209,  288,  289. 

formelle  II  3ü3,  307. 

—  materielle  II  300. 
Kontribations-    und    Bequisltionsreeht 

II  270,  275,  277,  2dl,  285,  292,  300. 


Kontributions-    und   Bequisltionsreeht, 

Bestimmungen  der  Brüsseler  Deklaration 

II  270,  275,  300. 

Verhandlungen  II  270. 

fiontributions-  und  Requlsitionsreehts- 

Bestimmungen,  Haager  II  277. 
Erste  Beratung  der  Unterkommission 

II  279. 
Tätigkeit  des  Bedaktionsausschusses 

II  283,  284. 

endgültige  Beschlussfassung  II  287. 

Konvention,  Genfer  II  6,  21. 

Anwendung  der  Grundsätze  1 11, 44. 

auf  den  Seekrieg  II  652. 

Ausdehnung  der,  auf  den  Seekrieg 

II  344,  349,  352,  354,  356,  357,  360. 

Frage  der  Revision  II  352. 

Bevision  der  I  52. 

—  Petersburger  II  21. 

Idee  der  II  153,  154. 

Korps-Freiwilligen  II  83,  84,  96. 
Bedingungen  und  Zugehörigkeit  zur 

Kriegspartei  II  83,  97,  99,  100. 
Kosmopolitismus,  gesunder  II  616. 
Kosten,  Aufstellung  der  der  europäischen 

Rüstungen  I  9. 
Kranke,  ausgewechselte  II  420. 

—  als  Hilfsbedürftige  II  404. 

—  als  Kriegsgefangene  II  405,  418. 

—  im  neutralen  Gebiet  II  422. 

—  ihre  Rechtsstellung  II  863. 

Krieg,  Ausbruch  des  Transvaal-  und  ost- 
asiatischen I  291. 

—  Begriff  des  II  15. 

—  Beseitigung  des,  durch  Herstellung  der 
internationalen  Ordnung  II  637. 

—  ernährt  den  Krieg  II   277,   279,   280, 
281,  299,  300. 

—  gerechter,    besser    als   der   blühendste 
Friede  II  645. 

—  Mobilmachung,  Einleitung  des  I  119. 

—  Schutzwall  gegen  I  61. 

—  spanisch-amerikanischer  I  9. 

—  zukünftiger,  politische,  technische  und 
wirtschaftliche  Bedeutung  des 

—  Zweck  des  II  8. 
Kriegführende,  Lage  der  Schiffe  der,  in 

den  neutralen  Häfen. 

—  Privateigentum  der,  auf  See  II  650. 
Kriegsdienstunfahigkeit    II    417,    419, 

427.  435. 
Kriegserklärung  II  648. 
Kriegsflotte,  baltische  I  258. 
Kriegsgebrauch,  II  17,  18,  19,  184. 

—  seine  Anwendung    II    184,    185,   186, 
246,  270. 

—  Milderung  durch  das  moderne  Völker- 
recht II  186 

—  rechtliche  Stellung  des  II  184. 
Kriegsgefangene,  Abladung  beim  Gegner 

II  419. 

—  Auskunftsstellen  über  II  145. 

—  Behandlung  der  II  112. 

—  Beschäftigung  II  127,  128,  129. 
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Kriegsgefangene,    Dienstuntaugliche  II 
332,  407. 

—  einer  Kriegspartei,  Los  derselben  II 418. 

—  Flucht  aul  neutrales  Gebiet  II  325,  331. 

—  freiwillige  Arbeiten   zum  Zwecke  eines 
Nebenverdienstes  II  129. 

—  Grundsätze  für  ihre  Behandlung  II 125. 

—  Hilfsgesellschaften  II  147. 

—  im  Rahmen   der  revidierten  Brüsseler 
Deklaration  II  114. 

—  nach  den  belgischen  Zusatzartikeln  II 1 45. 

—  neuerliche  Hechte  der  II  148,  149. 

—  Reglement,  französisches  II  122. 

—  Sorge  für  ihren  Unterhalt  II  125. 

—  Sterbeurkunde  und  Beerdigung  der  II 
149. 

—  Streichung  des  Begriffs  der  II  116. 
Grund  der  II  120. 

—  Tötung  der  II  121. 

—  unschädliche   und   ungefährliche,    Be- 
handlung der  II  123. 

—  Untei bringung  der  II  124. 

—  verwundete,  Rechtsstellung  der  II  331. 

Kriegsgefangenenrecht,   Geschichte  des 

II  112,  113. 
Kriegsgefangenschaft,    Beendigung  der 

II  135,  136. 

—  Begriffsbestimmung  II  406. 

—  Behandlung  in  der  II  124. 

—  ehren  wörtliche  Entlassung  aus  der  II 137. 

—  Inhalt  II  112. 

—  militärische  Unterordnung  in  der  II 130. 

—  Recht  Schutzeinrichtung  II  121. 

—  Wesen  der  II  119. 

—  Zweck  der  II  123. 

Kriegsgesetzbach  II  45,  48. 

—  Form  und  Ordnung  der  Artikel  9  und 
10  II  196. 

—  Schutzbestimmung    bezüglich  der  Ge- 
fangenen II  123,  124. 

—  völkerrechtlicher  Charakter  des  II  47. 
Kriegshyänen,  Bestrafung  II  290. 
Kriegskorrespondenzwesen ,  Organisation 

des  II  116. 

Kriegskunst,  Verbesserung  der  II  525. 
Kriegslasten,     ihre     Minderung     durch 

Rechtsbestimmungen  II  213,  214,  283. 
Kriegslazarette,  Bestimmungen  der  Genfer 

Konvention  über  II  364. 

Kriegsleistmigen  II  275,  293,  294,  297. 

Kriegslist  II  151,  152. 

Kriegsmittel,  Beschränkung  der  1 36;  II 9. 

—  Erfindung  neuer  II  547. 

—  II  257. 

—  erlaubte  II  151. 

—  und  Kriegsrüstungen,  Wünsche  betref- 
fend die  Beschränkung  der  II  439. 

—  Strafbestimmung    gegen    die    Erfinder 
der  II  544,  547. 

—  verbotene  II  150. 

—  Zusammenstellung  der  II  152. 
Kriegswitte)  beschrttukung  und  Rüstungs- 
süllstand II  441,  463. 


Kriegsini  ttelbest&nde,  Wegnahme  der 
durch  den  Feind  II  315,  316,  317. 

Kriegsmittelfrage ,  Verzichtleistung  auf 
II  525. 

Kriegsmittelniederlagen  II  314,  315. 

Kriegsnotstand  II  8—15. 

—  bezüglich  der  Kriegsgefangenen  II  121. 
Kriegspartei ,  Ausführungen  über  II  87. 

—  Bestimmung  des  Begriffe  II  52. 

—  geschichtliche  Entwickelung  II  53,  77. 
Kriegsrttson,  Begriff  II  8,  13. 
Kriegfirebellen  II  239. 

Kriegsrecht  II  239,  243,  248,  249,  250. 

—  Aufgabe  II  9. 

—  Begriff  II  7. 

—  Deklaration  von  1874  II  21. 

—  Europäisches  II  38. 

—  juristische  Formel  desselben  II  14,  15. 

—  Kodifikation  des  I  32;  II  12,  33. 
internationale  II  38. 

—  Kodifizierbarkeit  des  II  20. 

—  modernes  II  113. 

—  Programm  II  32. 

—  Quellen  des  II  17. 

—  Revision  des  bisherigen  I  36;  II  46. 

Zweck  der  II  24. 

Kriegsrechtabkommen,  Aufgabe  der  II II. 
Kriegsrechtswisseiischnft  II  249. 
KriegsrttstttBgen  II  586—640. 
Kriegssanitatsdienst  II  373. 
Kriegsschiffe,  Beschiessung  durch  I  53. 

—  Beschiessung  offener  Städte  durch  II 
5,  159. 

—  Gastrecht  der  II  370. 

—  Unterordnung  der  Lazarettschiffe  unter 
die  II  378. 

Kriegsschrecken,  Benutzung  des  II  253. 
Kriegsstand,  Begriff  des  II  52. 

—  Unterscheidung  von  aktivem  und  pas- 
sivem II  52 

Krieggunternehmungen,  gegen  das  eigene 
Land,  Schutz  der  Bevölkerung  vor  dem 
Zwang  dazu  II  2-14,  245,  285,  295. 

—  ihre  Unterbrechung  II  2(0. 
Kriegs  verbrechen  II  271,  278. 
Kriegsverrat  II  109. 

—  Behandlung  durch  das  M.StG.B.  II 
183,  239,  240. 

—  durch  den  Parlamentär  II  192. 
Kriegs vertrage  II  197. 
Krttmper  II  n6,  57. 

Kündigung  der  Abkommen  II  51 ,  356, 462. 

—  des  Waffenstillstandes  II  202. 
Kundschafter,  Beobachtungsdienst  durch 

militärische  Lazarettschiffe  II  366,  377. 
Küsten Yerteidigungsmaunscliaften,  Ver- 
mehrung der  II  645. 

I. 

Landkrlegsabkommen  II  7—340. 

—  Prolegomena  II  7. 

—  Inhalt  II  45. 
Landkriegsbestimmungen  II  52—340. 
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Landmacht,   bewaffnete,    Einschränkung 

der  I  63. 
Landsturm  II  68. 

—  Aufgabe  des  II  68. 

—  feste  Formationen  II  74. 

—  Frage,  tiroler  II  6«. 

—  Organisationsbestiminungen  II 68, 69, 8°. 

—  preußischer,  Bestehung  vor  dem  Völker- 
recht II  67. 

—  preussische  Vorgeschichte  II  63. 

—  Schutzdeputationen  II  69. 

—  Stellung  zum,  durch  das  Völkerrecht 
II  72,  73,  75. 

—  Uniformität  in  der  Kleidung  und  Be- 
waffnung II  74. 

—  Verordnung,  Änderung  der  II  74. 

—  Verordnung  betr.  des  Auswanderungs- 
und Verheerungssystems 

Kritik  der  II  70. 

—  Verordnung,  preussische,  Inhalt  der  II 67. 

—  Zulässigkeit  und  Leistungsfähigkeit  II 64. 
Landsturmedlkt,  Modifikation  des  II  75. 
Landsturmreskript,  preussisches  II 64, 65. 
Landung  an  neutralem  Gebiet  mit  Ver- 
wundeten II  430,  431,  432. 

Landesverrat,  Begriff  des  II  180. 

—  bei  einem  Ausländer  nach  Zivilstraf- 
recht II  181. 

—  Bestrafung  des  bei  einem  Deutschen 
II  180. 

—  handlungen,  ihre  Behandlung  nach 
Kriegsgebrauch  II  183. 

—  nach  dem  M.St.GB.  II  185. 

—  nach  Kriegsgebrauch  II  181. 

—  Verurteilung  durch  das  M.StG.B.  für 
Deutsche  und  Ausländer  II  182. 

—  seine  Verurteilung  nach  dem  Völker- 
recht II  179,  180. 

Landwehr,  Aufgabe  der  II  61. 

—  Verordnung  über  die  Organisation 
II  20,  61. 

—  Verordnung,  Revision  der  II  79. 

—  Zugehörigkeit  zur  Kriegspartei  II  62. 
Landwehrpflicht  staatsrechtliche  II  98. 
Landwehrreserve,  Kleidung  der  76. 
Lazarettpersonal  seine  Neutralität  II  345. 
Lazarettschiffe.  II  345,  347,  362. 

—  Ablehnung  ihrer  Hilfe  II  378-380. 

—  Abzeichen  der  II  381. 

—  Arten  der  II  362,  364. 

—  Aufgabe  und  Unterordnung  II  377. 

—  Auf  sichte-  und  DurchsuchungBrecht  der 
Kriegsparteien  II  378,  379,  380,  881, 
385,  386,  391. 

—  Ausdehnung  der  Genfer  Konvention 
auf  die  II  360. 

—  Ausrüstung  II  366,  367. 

—  Begriff  der  II  366. 

—  Bestimmungen  über  II  366,  367,  369, 
370. 

—  Bestimmungen  über  den  äusseren  An- 
strich der  II  382. 

—  Eintragung  der  Befehle  ins  Schiffstage- 
buch II  380. 


Lazarettschiffe,  das  geltende  Recht  der 
II  366. 

—  im  neutralen  Hafen   II  370,  379,  422. 

—  im  Sanitätsdienst  II  364. 

—  Internationalisierung  der  II  376. 

—  Kundschafter-  und  Beobachtungsdienste 
durch  II  366,  367. 

—  Missbrauch  der  II  377,  378. 

—  Ordnung  der  Flaggenfrage  II  383,  386. 

—  Rechtestellung  der  II  362,  377. 

—  Schranken  für  II  378. 

—  Steuerfreiheit  II  356,  371. 

—  Schutz  vor  Wegnahme  II  365,  369,  370. 

—  Unterordnung  unter  die  Kriegsschiffe 
II  378. 

—  Zurückbehaltimg  II  380. 

Bekanntmachung  ihrer  Namen  an 

den  Gegner  II  374. 

Legitimationsbestimmung  II  374. 

.  Notwendigkeit  einer  amtlichen  Be- 

scheinicung  II  373. 

—  feindliche,  Schutzstellung  II  373. 
374. 

—  militärische  II  364,  366,  367. 

Anmeldepflicht  der  II  367—369. 

Kenntlichmachung  der  II  317. 

—  militärische,  mit  Verwundeten,  Kriegs- 
gefangenschaft der  II  412. 

—  militärische,  Schutzstellung  der  II  869, 
376. 

—  Privat-,  die  feindlichen  II  371. 
Begriff  II  371. 

Gruppen  II  371,  372,  374. 

Zulassung  durch  den  kriegführenden 

Staat  II  373. 
neutrale  II  374. 

—  neutrale,  mit  Verwundeten  als  Kriegs- 
gefangene II  413,  421. 

Schutzstellung  der  II  373. 

—  —  Schutzstellung,  Namensbekannt- 
machung II  374,  375. 

—  Privat-  mit  der  Flagge  einer  Kriegs- 
partei in  Kriegsgefangenschaft  II  412. 

—  Unterordnung  II  377. 

Leben  der  friedlichen  Einwohner,  Schutz 
des  II  251. 

Legalitätsprinzip  I  293. 

Liste,  Herstellung  der  I  262. 

Londoner  Vertrag  II  322. 

Lösegeld  der  Kriegsgefangenen  II  113. 

Lfoungsversuche  der  Frage  des  Kriegs- 
mittelstillstandes, Gruppierung  der  II 560. 

—  genereller  II  566. 

—  spezieller  II  569. 

Luftballon,  Herunterschiessen  des  II  176, 
177. 

—  rechtliche  Beurteilung  der  Insassen  des 
II  177-179. 

Luftschiffe  als  Kriegsmittel  II  464,  465, 
467,  468. 

—  Verbot  des  Werfens  von  Geschossen 
und  Sprengstoffen  aus  II  447,  451,  453» 
457,  463,  464,  466,  467. 

Luftschiffer  als  Spion  II  175,  176. 
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M. 

Macht,  bewaffnete,  Begriff  der  II  63. 
Bestandteile  der  II  76. 

—  und  Recht  II  215,  216. 
Magazine,  Verpflegung  aus  denselben  II 

296. 
Marineartikel  der  Haager  Konferenz  II 

341,  342,  348. 

Frage  der  Formgebung  II  363. 

Frage  der  Unterzeichnung  II 

354,  356. 

—  Ratifikation  der  II  343,  344,  355. 
Marinegeschütze,  drei  Gruppen  der  II 649. 

—  Frage  der  II  545,  559,  561. 
Marinewaffen,  Beschränkung  der  II  648. 
Marketenderwagen  II  296. 
Massenerhebung,  Unterschied  von  Frei- 
scharen II  66. 

Maximum,    Anfangsgeschwindigkeit   und 

Feuergeschwindigkeit  II  561. 
Mediation  I  104. 

—  speciale,  Artikel  über  die  I  123. 
Meuchelmord  II  81. 

Mexiko«  Handelsvertrag  mit  Italien  I  71, 
76. 

—  Vertrag  mit  England  I  76. 

—  Vertrag  mit  Schweden-Norwegen  I  72. 
Militärausgaben  Beschränkung  der  II  606. 

—  Rechtfertigung  der  II  614. 

—  als  Versicherungsprämien  für  die  Sicher- 
heit des  Volkes  II  620. 

Militärdienst,  eine  Schule  II  627. 
Militärische  Ehre   beim    Abschluss   von 

Kapitulationen  II  198,  199. 
Milttärtestamente  •     Bestimmungen    für 

Kriegsgefangene  II  149. 
Militärverwaltung,  Sunden  der  II  624. 
Milizen  II  96. 
Minenfrage,  die  II  340,  649. 

—  die  moderne  II  157. 

—  Legen  von  festen  Minen  II  650. 

—  Legen  von  freitreibenden  Minen  II  660. 
Minimum  des  Geschossgewichtes  II  531, 

560,  575. 

—  des  Gewehrgewichtes  II  531,  660. 

—  des  Kalibers  II  531,  560. 
Monroe-Doktrin  I  94;  II  612. 
Montenegro ,     Auslieferungsvertrag     mit 

Italien  I  71. 

—  Handelsvertrag  mit  Italien  1  71,  77. 

N. 

Nationalflaggenfrage  II  383,  385. 
Nationalgarde  in  Bayern  II  77. 
Nationalitätsfrage  für  die  Listenmänner 

II  267. 
Naturalleistungen  II  214,  245,  273,  275, 

280,  285,  290,  292—295,  297. 
Neutra],  Begriffserklärung  II  321,  369. 
Neutrale   in  einer  belagerten  Festung  II 

168. 

—  Lazarettschiffe  II  374. 


Neutrale  Transportschiffe  II  389. 

—  Pflichten  der  I  53,  106. 

—  Rechte  der  I  63,  106;  II  648. 

—  Bechte  und  Pflichten  zur  See  II  651. 

—  Sanitätshilfe  der  II  375. 
Neutralität  der  Lazarettschiffe  II  365, 369, 

373,  374. 

—  der  Transportschiffe  II  390,  399. 
Neutralitätsfahne  II  347. 
Neutralitätspflicnten  II  321,  323,  325, 

328,  335,  337,  338. 
Neutralitätsreeht  II  46,  318,  336. 

—  3  Fragen  des  II  321. 

—  Frage  des  Ausbaues  II  339. 

—  im  Seekrieg  II  340. 

—  Wunsch  betr.  die  Kodifikation  des  II 
336,  337,  338,  339. 

Neutralitätsverletsug  II  323,  330,  331, 

335,  338,  375,  385,  398,  399,  409,  411, 

414,  418,  430. 
Neutralitätszeiehen,  Missbrauch  des  II 

348,  357. 
Niehtcombattanten,     Abgrenzung     und 

Rechtsstellung  II  114,  115. 
Niessbraachsreeht  II  318,  337,  338. 
Notwendigkeit,  militärische  II  244,  247, 

24S,  250, 251, 260, 274, 275, 292, 319, 363. 
gesetzespolitische  Bedeutung  II  9. 

10,  11. 

—  rechtsdogmatische  Bedeutung  II  12. 

0. 

Obmann.  Bestellung  des  I  151. 

—  Frage  des  I  271-273,  307. 

—  Wahl  des,  unterliegt  der  Genehmigung 
der  Parteien  I  307. 

Oeeupation,  Recht  der  II  34,  206. 

—  Begriffsbestimmungen  II  217  —  220, 
2->3 225. 

—  Begriffefolgen  II  225. 

—  Deckung  der  Verwaltungskosten  durch 
Steuern  II  226,  232-234. 

—  Juristische  Natur  der  Besetzung  II 235, 
236. 

—  militärische  und  juristischn  Anschauung 
11.218—221. 

—  Übergang  der  gesetzmässigen  Gewalt 
an  den  Besetzenden  II  225,  230,  235,  237. 

Verhalten  der  Bevölkerung  II  108. 

—  Verschiedene  Arten  II  223. 

—  Verwaltung  des,  durch  den  Besetzenden 
II  241. 

—  Vgl.  auch  Besetzung. 
Oesterreieh-Ungarn,  Vertrag  mit  Slam 

I  77. 

Operationsgebiet,  Begriff  des  II  171. 

Optionsrecht  II  243. 

Oranje  -Freistaat,  Handelsvertrag  mit 
Italien  I  71. 

Organisation,  militärische,  Notwendigkeit 
der  II  82. 

Organisationsbedingung  bez.  der  Land- 
wehr II  77. 


Sachregister. 


685 


Organisatlonsrecht,  freies  und  militärisches 

II  625. 
Organisationstheorie,  Begriff  der  II  83. 


P. 

Paciflcation  generale  I  32. 

des  idees  I  32. 

Panzer,  beschränkende  Bestimmungen 
II  549,  550. 

—  Dicke  des  II  554,  562,  570. 

—  Frage,  Einspruch  gegen  die  II  552. 

—  Qualität  II  554,  562. 

Papst  Briefwechsel  des  mit  der  Königin 
y.  Holland  I  13. 

Paraguay,  Handelsvertrag  mit  Italien  1 71. 

Parlamentäre,  Begriff  und  Unverletzlich- 
keit der  II  190. 

—  Empfang  und  Behandlung  der  II  193. 

—  EmDfangsverweigerung  II  1 93 , 1 94, 196. 

—  Missbrauch  der  Entsendung  von  II 194, 
196. 

—  Bechtsschutzstellung  II  191,  192. 

—  Unabsichtliche  Verletzung  des  II  195. 
-  Verbindung  der  Augen  bei  Vorführung 
zu  Höchstkommandierenden  II  196. 

—  Verlust  des  Hechtes  seiner  Unverletz- 
lichkeit II  192. 

—  Voraussetzungen  für  seine  bevorrechtigte 
Stellung  II  192,  193. 

Pariser  Kongress  I  60. 

Patrioten,  die  dem  Heere  nicht  angehören 

wollen,  Bestimmungen  II  101. 
Personen,  die  einem  Heere  folgen  ohne 

ihm  anzugehören,   Behandlung  II  117, 

118. 

—  Militär  in  Uniform  als  Aaskundschafter 
im  Luftballon  II  177. 

—  Zivil  im  Luftballon.  Behandlung  bei 
ihrer  Ergreifung  II  177. 

Personal,  Sanitäts-  II  400. 

Entrichtung  der  Gebübrnisse  II  403, 

404. 

Erhaltung  seines  Berufes  II  403. 

Rechtsstellung  II  401. 

Unverletzlichkeit  II  402. 

Plenlpotentialre  I  22. 

PlUndernng,  Bedingungen  für  ihre  Straf- 
barkeit II  253,  254. 

—  juristisches  Merkmal  dafür  II  253. 

—  einer  genommenen  Stadt  II  169. 
Plünderungsverbot    und    Beuterecht   II 

253,  270. 

Portugal,  Vertrag  mit  Schweden  und  Nor- 
wegen I  73. 

Norwegen  I  77. 

Präsident  der  Haager  Konferenz,  Wahl  des 
I  27,  49. 

—  Vice,  Wahl  des  I  28,  49. 
Prisengerichte.  Zusammensetzung  der  II 

652. 

—  nationale,  Grundzüge  der  I.  und  II.  In- 
stanz II  652. 


Prisenrecht  II  257. 
Privateigentum  im  Landkrieg  II  251. 

—  im  Seekrieg,  Beschäftigung  der  Haager 
Konferenz  mit  II  264. 

—  Beschluss  II  269. 

—  Bede  des  Vertreters  der  vereinigten 
Staaten  II  267.  269. 

—  Schwächung  des  im  Seekrieg  II  251. 

—  Unverletzlichkeit  des  II  251,  252,  259, 
277,  306,  318,  319. 

—  Wunsch  der  Unverletzlichkeit  des  im 
Seekrieg  II  262,  263,  261,  265. 

—  und  Staatsgut,  Hauptunterschied  II 
317,  319. 

Privatgefangenschaft,  Beseitigung  der  II 
123. 

Privatunternehmungen  im  kriegführenden 
Staat  II  372. 

Problem  des  Rüstungsstillstands,  mili- 
tärisches II  625. 

—  staatsrechtliches  II  628. 

—  völkerrechtliches  II  630. 

—  volkswirtschaftliches  II  613-624. 
Pnlverfrage  II  445,  446. 

—  Art  des  II  549. 

Quinquennat,  neuestes  II  629. 

—  Progressionsprinzip  im  II  629. 

R. 

Radiotelegraphie  II  641. 
Raninischlffe,  Frage  der  II  450,  581—583. 

—  Stimmen  für  und  gegen  II  582,  583. 
Ratifikation  der  Haager  Beschlüsse  I  51, 

94;  II  43,  355,  459. 
Realismus,  militärischer,  Anerkennung  des 

II  12. 
Recht  und  Macht  II  215,  216. 
Rechtsbeistände  im  Schiedsgericht  I  316. 

—  Aufgabe  des  Anwalts  II  317. 
Rechtspflege   durch   das    Besatzungsheer 

II  240,  241. 
Rechtsprechung     im     Occupationsgebiet 
II  240. 

—  freiwillige,  internationale  I  78. 
Redaktlonsausschuss  I  39. 
Regierungshoheit  im  Besetzungsgebiet  II 

237. 

Regress  an  den  kriegsgefangenen  Soldaten 
II  126. 

Religion  und  gottesdienstliche  Handlungen, 
Beachtung  der  II  251. 

Rellgionsttbung  freie,  für  Kriegsgefangene 
II  149. 

Repressalien  U  244,  245,  287,  302. 

Repressalienmacht ,  gesetzliche  Ab- 
grenzung der  II  152. 

Republik,  sudafrikanische,  Vertrag  mit 
Belgien  I  68. 

Vertrag  mit  der  Schweiz  I  69. 

Handelsvertrag  mit  Italien  I  72. 
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Requisitionen  II  272,  274,  276,  278,  280, 
281,  285,  292. 

—  Art,  Ausbau,  Ausdehnung,  Zweck  II 293. 

—  kollektive  und  individuelle  II  280,  293. 
Rettungsboote,  Begriff  der  II  384,  393. 

—  Flagge  für  II  383,  384,  386. 
Resolution,    Beschränkung   der   Militär- 
lasten II  605. 

—  Wert  der  II  624. 
Revislonsantrag  I  364. 
Revlslonsbestiramung  I  364. 
Rerisionsfrage  I  370. 

—  Widerspruch  Russlands  und  Belgiens 

I  370. 

Revisionsfrist,  Ausdehnung  I  364. 
Revislonsgerlcht,  Bestimmung  des  I  364. 
ReTiBlonsgrund  I  364. 
Revisionskläger  I  365. 
Revisionstitel,  Frage  des  I  363. 
Revisionsverfahren  I  365,  366. 
Rot ekrent abkommen  ,     Haager    Vorge- 
schichte II  341. 

Bestimmungen  II  356,  361,  362. 

Einteilung  II  356. 

Ergänzung  II  356. 

—  Geist  des  II  363. 

Übersicht  über  den  Inhalt  II  356, 

357, 

Zweck  des  II  356. 

Rotkreuzflagge  II  347,  383,  385,  386. 

Kotkreuzfrage  II  387. 

Rüstungsfrage,  natürlicher  Schatten  der 

Kriegsfrage  II  638. 
Rfistungsstillstand  II  586—640. 

—  Ablehnung  I  33. 

—  Frage  des  II  686. 

—  Forderung  des  II  688. 

—  Prinzipienreden  für  den  II  586. 

—  natürliche  Folge  gegebener  Verhältnisse 

II  633. 

Rumänien,  Handelsvertrag  mit  der  Schweiz 

I  71. 

—  Konsularvertrag  mit  Italien  I  71,  76. 
Rundschreiben,  russisches  bezüglich  der 

Friedenskonferenz  I  9. 

—  zweites  Kompromissprogramm  I  11. 

—  bezüglich   der   II.   Haager   Konferenz 

II  647. 


s. 

Sachverständige,  einfache  Delegierte  I  23. 
Salvador,  Vertrag  mit  der  Schweiz  I  69. 
Sanitätshilfe  der  Neutralen  II  375. 
Sanitätspersonal  II  400. 

—  Ordnung  der  Soldfrage  II  653. 
Sanitätsrecht  für  den   Seekrieg,   Kodifi- 
kation des  II  355,  359. 

—  Revision  des  für  den  Seekrieg  II  652. 

—  materielles  des  Seekriegs  II  358,  361, 
362,  372. 

Schiedsabkommen ,  französisch-englisches 
I  202,  203. 


Schiedsabkommen,  neueste  I  205. 

—  Abschluss  von  1  58. 
Schiedafalle,  Übersicht  der  I  59. 
Schiedsgericht,  Beratung  des  I  303. 

—  internationales,  Einwände  gegen  das 
I  78. 

—  ständiges  I  81,  87. 
Schiedsgerichtsbarkeit,    Beratung   über 

diel  86. 

—  internationale,  Dreiteilung  der  I  86, 87. 

—  Prinzip  der  I  57. 
Schiedsgerichtsbildung ,       Ablehnungs- 

gründe  I  370. 

Schiedsgerichtsinttitution ,  ständige,  3 
mögliche  Formen  der  I  82,  83. 

Schiedsgerichtsvereinbarung ,  privat- 
rechtliche  I  197. 

Schiedsgerlehtsverfasnng  I  58, 

Schiedsgerlehtsvertrag,  italienisch-argen- 
tinischer I  66. 

—  italienisch-portugiesischer  I  199. 
Schiedshof,  Bezeichnung  I  229. 

—  Bisherige  Tätigkeit  I  284. 

—  Empfehlung  I  240. 

—  Errichtung  I  233. 

—  Kompetenz  I  236. 

—  Organisation  des  I  77. 

—  Sitz  des  I  214,  233. 

—  Verlegung  I  235. 

—  Würdigung  I  280—290. 
Schiedshof  entwarf,  amerikanischer  I  219. 

—  englischer  I  220,  235. 

—  russischer  I  218. 

—  Wahl  des  I  221. 
Schiedshofmitglieder ,      Geeandtschafte- 

privilegieo  I  274. 

—  Residenzpflicht  der  I  213. 
Schiedshofprlnalp  I  224. 
Schiedghofverhaudiungen,  einleitende  im 

Haag  I  216. 
Schiedsklausel  I  63,  209. 
Schledsprlnzlp,  obligatorisches  I  172. 
Schledsprozessordnung,  Charakter  der  I 

293. 

—  Vorgeschichte  der  I  292. 
Schiedsprozeaskosten,  eigene  Kosten  1368. 
Schiedsrichter,  völkerrechtliche  Stellung 

der  I  274. 

—  von  der  Nationalität  I  369. 
Scbiedssprechung,  Grundsatz  I  177. 

—  obligatorische  I  36,  86,  171,  173. 

—  Praxis  I  33,  34. 

—  Rechtstitel  I  195. 

—  Umfang  der  I  177. 

—  Unparteilichkeit  der  I  369. 

—  wahlfreie  Annahme  der  I  10. 

—  Wesen  der  I  186. 
Schiedsspruch,  Abfassung  des  I  337. 

—  Aufhebung  I  371. 

—  Begründung  des  I  338. 

—  Nachprüfung  des  I  349,  350,  351. 

—  Verkundung  und  Zustellung  des  1 342. 

—  Verweigerung  des  Vollzugs  des  I  372. 

—  Wirkung  und  Vollstreckung  des  1 344. 
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Schiedsverfahren  I  291. 

—  Würdigung  des  I  369. 
Schiedsvertrag  I  299. 
Schiedswesen,  Entwicklung  des  I  200. 
Schiffbrüchige,    verwundete   als  Kriegs- 
gefangene II  407—409,  414,  417—419. 

—  Los  der,  bei  der  Aufnahme  durch  neu- 
trale Schiffe  II  410,  411,  412,  417. 

—  im  neutralen  Hafen  II  429. 
Schiffe,  Arten  II  364—400. 

—  Expeditionsschiffe  II  376. 

—  Handelsschiffe  II  390,  394. 

—  Lazarettschiffe  II  364—389. 

—  Neutrale  Schiffe  374,  389. 

—  Bammschiffe  II  681—584. 

—  Transportschiffe  II  367,  372,  376,  389. 
Schiffstagebuch,  Eintragung  der  Befehle 

II  380,  417. 
Schnellfeverkanonen,  beste  Kanone  II 542. 

—  Rüstungsstillstand  II  549. 

Schutz  gegen  politische  Vergewaltigung 
II  243 

Sehnt  «Stellung  der  Bevölkerung  des  Be- 
setzungsgebietes II  243,  249. 

Schweden  und  Norwegen,  6  Vertrage  I  72. 

Schweiz,  fünf  Verträge  mit  allgemeiner 
Hi'hiedsgerichteklausel  I  68. 

—  Vertrag  mit  Italien  I  74,  75. 

Japan  I  76. 

Österreich-Ungarn  I  74. 

Rumänien  I  75. 

Schweden  und  Norwegen  174, 75. 

—  3  Verträge  mit  beschränkter  Schieds- 
gerichtsklausel I  75. 

Seebeate  II  257. 

Seebeuterecht  II  263. 

Seebeuteproklamation  Frankreichs  und 
ihre  Wirkung  II  263. 

Seekrieg,  Ausdehnung  der  Genfer  Kon- 
ferenz auf  den  II  344,  3 18,  35"),  356, 3rt0. 

—  Herstellung  eines  Eigentumsschutzes 
während  des  II  262. 

—  materielles  Sani  taterecht  des  II 358, 372. 

—  Operationen  II  649. 

—  Schaffung  des  II  647. 

—  II  381,  391,  417. 
Seekriegssanitatsrecht,  Fortbildung  des 

II  647. 
Seeparlamentärfrage  II  358. 
Seerechtsdeklaration,  Pariser  II  392. 
Sekretäre  der  Delegationen  I  23. 

—  General-  I  29. 

Selbstlader,  Verbot  der  II  536,  562. 
Septennat  II  628. 

Sequestrationsrecht  II  306,  307,  316. 
Serbien,  Erklärung  I  94. 
Slam,  Vertrag  mit  Belgien  I  68. 

Schweden  und  Norwegen  1 73, 74. 

Italien  I  74. 

Japan  I  75. 

Österreich-Ungarn  I  74. 

Signalbueh,  internationales  II  389. 
Sonne,  rote  auf  weisser  Flagge,  als  Sa- 
nitätsflagge II  3*8. 


Spanien,    4    Verträge    mit    allgemeiner 
Schiedsklausel  I  69. 

—  Erklärung    gegenüber   Schweden    und 
Norwegen  I  73. 

—  2  Verträge  mit  beschränkter  Schieds- 
gerichtsklausel I  75. 

—  Vertrag  mit  Holland  I  76. 

Schweden  und  Norwegen  I  76. 

Sparsystem,    vernünftiges,    unentbehrlich 

II  621. 
Spezlalsitzungen  I  132. 
Spion.  Begriff  des  II 170, 171,173, 174, 175. 

—  Benandlung  des  nach  deutschem  Straf- 
recht II  179,  189. 

Spionage,    Ahndung   früher   begangener 
II  188. 

—  Begriff  II  179,  180. 

—  Benandlung  durch  das  moderne  Volker- 
recht (Brüsseler  Deklaration)  II  186,  187. 

—  Bestimmungen   darüber  für  Ausländer 
im  M.StG.B  II  183,  189. 

—  vom  Luftballon  aus  II  178,  179. 
Sprenggeschosse,   Verbot  für  Handfeuer- 
waffen II  460,  461. 

Sprengstoffe,  der  bisherigen,  Beschränkung 
von  verheerender  Wirkung  I  11. 

—  Verbot  neuer  für  die  Marine  II  449, 
469,  470,  471,  472. 

Staatsgut,  bewegliches,  das  den  Kriegs- 
unternehmungen dient  II  305,  314,  315. 

—  Unbewegliches  II  318. 

—  und  Privateigentum,  Hauptunterschied 
II  317,  319. 

Staatsgüter,  Nutznieesung  und  Verwaltung 

der  II  318. 
Stadt,  unverteidigte,  Begriff  II  164,  165. 
Steuer,    ausserordentliche,    zur  Deckung 

der  Verwaltungskosten  II  301. 

—  ordentliche  II  241,  242,  390. 
Steuerkontributionen  II  272,   285,   286, 

3'.0   301    304 
Stillstand  der  Militärbudgets  II  590. 

—  der  Truppenkontingente  II  590. 
SÜlistandsabkommen,  Umgehung  des  II 

625. 
Strafaullagen  II  302. 
Strafbestimmungen  für  Personen,  welche 

den  Militärgesetzen  nur  in  Kriegszeiten 

unterworfen  sind  II  240. 
Strafkontributionen   II  270—272,   276, 

277,  279,  283,  285,  286,  300,  302. 

—  ihr  Rechtsgrund  II  287. 
Streiterledigung,  schiedsrichterliche  I  57. 
Streifkorps  im  ^Freiheitskrieg  II  58. 
Suspensionen  der  Kriegsunternehmungen 

II  199. 

T. 

Tarif  fragen  I  210. 

Tatsachen,    Feststellung    durch    Unter- 
suchungskommissionen I  157,  163. 

—  Wirkung  I  157. 

—  Neue  Tatsachen  als  Revisionsgrund  1 365. 
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Tötung,  meuchlerische,  Verbot  der  II  463. 

Torpedo  II  475. 

Torpedoboote,  unterseeische,  Verbot  der 
I  11;  II  576—580. 

Transporte  der  Verwundeten  der  Land- 
armee II  359,  361. 

Transportschiffe  vgl.  Schiffe. 

Transvaal.  Konflikt  in  I  24. 

Treueid  der  Bevölkerung  des  besetzten 
Gebietes  II  24S. 

Tribunal,  Terminologie  I  229—232.  _ 

Truppen  der  kriegführenden  Partei,  Über- 
tritt II  322,  432. 

—  Festhaltung  übergetretener  auf  neutralem 
Gebiet  II  321. 

—  kampfbereite,  Durchzug  durch  neutrales 
Gebiet  II  330. 

—  Unterbringung  der  Verwundeten  auf 
neutralem  Gebiet  II  333,  422. 

Typus,  neuer  II  546,  548. 

U. 

Übergabeverträge,  ihr  Inhalt  II  198, 199. 
Übergetretene,  Aufnahme  u.  Beschützung 
im  neutralen  Staat  II  323. 

—  Entwaffnung  der  II  323. 

—  Unterbringung  im  neutralen  Staat  II 324. 
Übertrittsbedingungen  II  325,  326. 
Übertrittsfrage  II  323. 
Umstandtklausc),  angebliche  Schädigung 

der  I  140. 

—  Ventil,  unentbehrliches  I  127. 

—  Zeichen  staatlicher  Freiheit  I  109. 
Unterhalt  der  Armee  II  274. 
Unterhaltsgewährung,  Pflicht  der  II  325, 

326. 
UnterhandlungSYollmacht  II  191. 
Unterkommls8ioiien  I  35. 
Unternehmungen,  militärische  II  245. 
Unterseeboote,  Frage  der  II  576—580. 

—  völkerrechtliche  Zulässigkeit  der  II  577. 
Untersee waffen  II  580. 

Untersuch ungsab kommen ,  englisch-rus- 
sisches I  158. 

Untersuchungskommissionen .  Angriffe 
auf  die  I  135. 

—  Aufgabe  der  I  149. 

—  Ausbau  I  162. 

—  Bedeutung  I  155. 

—  Bericht  I  155,  160. 

—  Bestellung  I  159. 

—  Fakultativcharakter  I  144. 

—  Feststellungsaufgabe  I  150. 

—  Unterstützung  der  I  154. 

—  Verfahren  der  I  151. 

—  Verschiedene  Bedeutung  der  Gross-  und 
Kleinstaaten  I  163. 

—  Voraussetzung  der  Amtstätigkeit  1 154. 

—  Würdigung  1  162. 
Unterzeichnung  I  93;  II  43,  355,  458. 
Unverletzlichkeit  der  Bevölkerung  II  243. 

—  der  Kranken  II  404. 

—  der  Kriegsgefangenen  II  121. 


Unverletzliehkelt  der  Lazarettschiffe  II 
369,  373,  374. 

—  der  neutralen  Staaten  II  321. 

—  der  Parlamentäre  II  190. 

—  des  Privatvermögens  im  Landkrieg  II 
251. 

im  Seekrieg  II  262,  650. 

—  des  Sanitätspersonals  II  403 

—  der  Transportschiffe  II  390,  399. 

V. 

Vende>,  Beurteilung  des  Aufetandes  in  der 
II  65. 

Venezuela ,  allgemeine  Schiedsgerichts- 
klausel I  68. 

—  Vertrag  mit  Belgien  I  68. 

Dänemark  I  70. 

Spanien  I  69. 

Verblutung,  Frage  der  II  503,  504. 
Verfahren,  Teilung  I  323,  325. 
Verfügungsgewalt    über  das  bewegliche 

öffentliche  Vermögen  II  305. 

—  die  ersten  Verhandlungen  II  305. 

—  die  letzten  Verhandlungen  II  310. 

—  die  jetzigen  Bestimmungen  II  313. 

—  über  das  unbewegliche  Staats  vermögen 
sowie  Schutz  des  Gemeinde-  und  Anstalts- 
vermögens II  318. 

Vergewaltigung,  politische,  Schutz  da- 
gegen II  243. 

Vergnügnngsdampfer  als  Lazarettschiffe 
II  372. 

Vergtfnstlgnngsfrist  für  den  Auslauf  der 
Handelsschiffe  II  651. 

Verheerungssystem  in  den  Freiheitskriegen 
II  70,  75. 

Verkehrsmittel,  öffentliche,  die  Privat- 
eigentum sind  II  315,  316,  317. 

—  öffentliche,  die  Staatsgut  sind  II  314. 

—  rückgabepflichtige  II  306,  308,  309, 
311,  317. 

Vermittelung  I  34. 

—  Anerbieten  I  112,  114. 

—  Anrufen  I  107,  127. 

—  Aufgabe  I  120. 

—  Aufschiebender  Charakter  der  1  119. 

—  Beendigung  der  I  122. 

—  Bechtenatur  der  I  121. 

—  Voraussetzung  I  123. 
Zweck  I  122 

Vermögen,  Anstalts-,  Schutz  des  II  319. 

—  bewegliches,  des  Feindes  II  260. 
Gegenstände  des  II  260. 

—  unbewegliches  des  feindlichen  Staates, 
Gegenstand  der  Beute  II  260. 

Verpflegung  aus  den  Magazinen  II  296. 

—  durch  den  Quartierwirt  II  295,  296. 

—  Mann  und  Pferd  im  Felde  II  295. 
Verpfleguugsvorkehningen,  besondere  II 

297. 
Verteidigung  des  Vaterlandes,  ausschliess- 
liches Vorrecht  der  regulären  Truppen? 
II  56. 
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Yertragatarlfe,  Auslegung  oder  Anwendung 

des  II  210. 
Yerwaltungskosten  im   Besetzungsgebiet 

II  300. 
Yerwaltungsrat,  Aufgabe  I  282. 

—  Autonomie  I  283. 

—  Beschlussfassung  I  283. 

—  Bestimmungen  I  282. 

—  Geschichte  I  278. 

—  Zusammensetzung  I  282. 
Verwundete    und   Kranke,    Abforderung 

durch  Kriegsschiffe  II  414. 

—  Auswechslung  II  420. 

—  Bewachung  ß  335..  r 

—  Durchfahrt  durch  neutrales  Gebiet  II 
326,  327,  328,  331,  334,  335. 

—  Heimsendung  II  405—427. 

—  Pflege  II  341,  406,, 

—  Rechtsstellung  als  Kriegsgefangene  II 
407,  412,  413,  418. 

auf  Lazarettschiffen   II  347,   348, 

361,  421. 

—  Transporte  der  Verwundeten  der  Land- 
armee II  359,  361. 

—  Verbesserung  der  Lage  II  10. 
Yerzicntlelstung  auf  Nutzbarmachung  der 

Erfindung  II  544. 

—  Abstimmung  darüber  II  544. 
Visite,  droit  de  II  415,  416. 
Voeu,  Tragweite  des  I  61. 

—  des  Pariser  Kongresses  I  60. 

—  der  Haager  Konferenz  I  52. 
Volkserhebung  II  101. 

—  unorganisierte  II  84,  86,  103. 

—  nach  Massgabe  der  Brüsseler  Deklaration 
von  1874  II  83. 

—  geltendes  Recht  II  101. 
Yolksverteldigangsrecht,    Beschränkung 

des  II  207,  208. 
Vollstreckung  des  Schiedsspruchs  I  344, 

371. 
Vorbehalte  I  94. 
Vorverfahren  I  324,  326. 

W. 

Waffen,  Humanisierung  der  II  524. 

—  vergiftete,  Verbot  der  Verwendung  II 
463. 

Waffenändernngsverbote,  Verhandlungen 
II  525—556. 

—  Würdigung  II  560—576. 


Waffenstillstand,  Art  und  Weise  der  Mit* 
teilung  II  203. 

—  Beginn  seiner  Wirksamkeit  II  203. 

—  Begriff  des  II  107,  200. 

—  Berechtigungen  infolge  leichter  Ver- 
letzungen II  205,  206. 

—  Dauer  des  JI  201,  202. 

—  Inhalt  des  II  200. 

—  Kündigung  II  202. 

—  Mitteilung  des  II  202. 

—  Pflicht  der  Mitteilung  II  202,  203. 

—  seine  rechtliche  Natur  II  199. 

—  seine  rechtliche  Wirksamkeit  II  201, 
202,  199. 

—  Unmöglichkeit  der  Benachrichtigung 
II  203. 

—  Verantwortlichkeit  für  die  verspätete 
Verkündigung  des  II  203. 

—  Verletzung  des  durch  Militärpersonen 
II  204.  j 

—  Verletzung  des  durch  Privatpersonen 
II  206.  ; 

—  Wiederaufnahme  der  Operationen  inj- 
folge  schwerer  Verletzung  aes  II 204, 205. 

—  Zweck  des  II  201.  ' 
Wegweiserfrage  II  246,  247. 
Wehrhaftlgkeft,  Mittel  gegen  Erschlaffung 

der  Nationen  II  626. 

Wehrpflicht,  allgemeine,  strenge  Ver- 
wirklichung der  II  626.  ! 

Weltpostverein  ,  internationales  Bureau 
des  I  63. 

Weltpost  vertrag,  I  63,  180. 

Werke  derKunst  und  Wissenschaft,  Schutz 
der  II  320. 

Wettbewerb,  internationaler  II  617. 

Wunsch  vgl.  voeu. 

z. 

Zentral  am  t  für  den  internationalen  Eisen- 
bahntraneport I  64,  6/). 

Zerstörungen,  zwecklose,  Verbot  derselben 
II  12,  157,  252. 

Zusatz-  oder  Marineartikel  der  Genfer 
Konvention  II  341,  342,  348. 

Zwangsauflagen,  Arten  und  Zwecke,  Aus- 
dehnung II  300. 

—  Erhebung  von  solchen  II  214,  270,  284, 
285,  303,  304. 

—  Rechtsgrund  derselben  II  271. 
Zwangsenteignung,  II  293. 
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